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Chronik 
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1. San. [Deutfhland: Preußen] Dem Erzbiichof von Köln wird ber 
Gehalt geipertt, da er die wegen Nichtbelehumg der Succurfalpfarreien 
über ihn verhängte Geldſtrafe nicht bezahlt hat. 

2: 5 — Ein Dekret der neuen Regierung ſetzt das die Ge⸗ 
ſchwornengerichte und das das dffentliche und mündliche Verfahren 
einführende Geſetz von 1872 bis auf Weiteres außer Kraft. 

3. „ [&panien.] Die neue Regierung erhöht durch Dekret die im legten 
Budget für den Latholifchen Elerug auf bloß 3 Mill. Peſetas ange 
feßte Summe auf ca. 41 Mill. 

4. „ — 27. Sehr. [Oefterreih-Ungarn: Oeflerreih.] Prozeß gegen 
ben Eifenbahndireftor —— Derſelbe wird von Im Gelgtornen 

freigeſprochen. 

IESpanien.] Die neue Regierung unterdrückt ein in Mabrib ers 
ſcheinendes nicht=politifches proteftantifches Blatt und jchließt die pro« 
teftantifchen Kapellen und Schulhäufer in Mabrid und Eabir. 

» ». Berein. Staaten] Gonflitt zwiſchen ber republifanifchen und 
ber demokratischen Partei in Louifiana. Die Uniongregierung erflärt 
fich für die erftere und bietet ihr hülfreiche Hand. 

5. „  [Deutigeß Reid.) Bundesrath: genehmigt mit Mehrheit den vom 
Juſtizausſchuß ausgearbeiteten Givlehe-Gefehesentwurf zur Vorlage 
an den Reichstag. | 

„ ., [Deutihlans: Preußen] Der kgl. Gerichtähof für kirchliche Anger 
legenheiten fpricht einflimmig die Amtzentjegung des Biſchofs Martin 
von Paderborn aus. 

6. „ [ frei.) Nat. Berfammlung: Eine Botſchaft Mac Mahons 
verlangt von ihr, vor allem aus, das Senatöge et auf ihre a ce 
orbnung zu ſetzen. Diejelbe befchließt jedoch, den Entwurf betr. den 

der Gewalten vor bem re zu behandeln. 

Das Gabinet Eifjey-Chabaud-Latour gibt feine Entlafjung ein und 
bleibt nur noch vorläufig. 

„ » [Spanien] Don Earlos erläßt ein flammendes Manifeft gegen 
den neuen König Alfons XI, dem ex den Namen eines legitimen 
Könige nimmermehr zugefteht. 

7. „ DTeutſchland: Preußen.) Der Ex⸗Kurfürſt von Heflen f in Prag. 
» » [Spanien] Der neue König Alfons fchifft fi in Marfeille nach . 

Spanien ein. 
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9. Kan. [Deutiches Reich.] Reichstag: fpricht fi mit 158 gegen 67 


11. 


12. 


14. 


15. 


16. 


18. 


Stimmen neuerdings für Gewährung von Tiäten aus. 


„ [Deutides Neid.) Die Kanonenboote Albatrog und Nautilus 
werben in Folge der Getwaltthätigleiten der Earliften gegen die deutjche 

Brigg Guſtav an die ſpaniſche Hüfte zurückbeordert. Einige Kriegs⸗ 

Iq⸗ ſollen folgen, um Genugthuung für die Beſchimpfung der deut⸗ 
ſchen Flagge zu verlangen, eventuell zu erzwingen. 

„ [Bentiges Reich] Reichstag: genehmigt das Landſturm-Geſetz in 
zweiter Leſung mit 176 gegen 104 Stimmen im Wefentlichen nach 
ben Forderungen ber Regierung. Die militäriiche Organijation des 
Reichs findet damit ihren befinitiven Abſchluß. 

„  [Deutidges el Reichstag: Erſte Lefung des Civilehe⸗Geſetzent⸗ 
wurfs. Die bayerijchen Ultramontanen greifen ihn ala eine rn 
der bayerischen Refervatrechte heftig an, werden aber vom bayeriichen 
Bevollmächtigten im Vundesrath, Yuftizminifter v. Fäuſtle, nach⸗ 
drüdlich zurückgewieſen. 

„ [&panien.) Die neue Regierung fieht fi mit Rüdficht auf Die 
Stimmung des Auslandes doch veranlagt, die Suspenfion des prote= 
ftantiichen Blattes in Madrid wieder aufzuheben und auch die Wieder: 
a der proteftantifchen Kapellen in Madrid und Gadir zu ges 

atten. 


„ [Frankrei.) Nat.» Verfammlung: wählt eine Commiſſion für 
Unterſuchung der Umtriebe der Bonapartiften und beftellt biejelbe aus 
9 Mitgliedern der Linken und 6 Mitgliedern der Rechten, feinen Bo⸗ 
napartiften. 

,„ [&panien.] König Alfons Hält feinen feierlichen Einzug in Madrid. 

» [RBerein. Stanten.] Beide Häufer bes Congreffes einigen fich über 
eine Wiederaufnahme der Baarzahlungen mit dem Jahre 1879. 

„ [Rußlans.] Die unirten Katholifen ber Chelmer Diöceſe treten 
in ihrem legten Refte zur orthodoren Kirche über. ' 

e ———— Preußen.] Eröffnung des Landtags. Die Thronrede 
hebt die weitere Durchführung der inneren Verwaltungsreform und 
den Geſetzesentwurf betr. Vermögensverwaltung der fathol. Kirchen⸗ 
gemeinden hervor. 

» [BDentidlans: Preußen.) Herrenhaus: wählt zu feinem Präfidenten 
ben Grafen Stolberg mit 86 von 87 Stimmen und zu Vicepräfidenten 
bie beiden Liberalen Bernuth und Haflelba mit 46 reſp. 57 Stim⸗ 
men. Die feudale Partei ift im preußifchen Herrenhaufe befinitiv in 
die Minderheit gelommen. 

» [Deutfches Reid — Spanien.) Die nene ſpaniſche Regierung 
erflärt fich bereit, für die Gewaltthätigkeiten der Garliften gegen die 
Brigg Guſtav ihrerjeit? Genugthuung zu leiften. 

„» . [Deutiches Reid.) Reichstag: beftellt die aus 28 Mitgliedern 
beftehende Reichsjuſtizcommiſſion für Vorberathung der großen Reichs⸗ 
juſtizgeſetzgebungs⸗-Entwürfe. 

„ ſDeutſchland: Preußen] Die Regierung ſchließt das Clerical⸗ 
ſeminar in Fulda wegen verweigerter Beaufſichtigung und belegt das 
Didceſanvermögen nach ben Maigeſetzen mit Beſchlag. — In Bader: 
born wird der abgejeßte or ohne Ruheſtörung zur Internirung 
nad) Wefel abgeführt und das Diöcefanvermögen mit Beichlag belegt. 
Das Tomcapitel lehnt die Ernennung eines mmeralvicars ab. 
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18. Jan. [Spanien.] Benavides wird zum ſpaniſchen Geſandten beim Papfte 
ernannt. Ber Minifterpräfident Canovas bel Gaftillo läßt der römi- 
ſchen Eurie beftimmte Zuficherungen machen betr. Wieberherftellung 
des Concordats von 1851. 

» = [Säwesen.] Eröffnung des Reichstags. Die Thronrebe kündigt neue 
Dorlagen an betr. Reorganifation der Armee. 

19. „ [Belgien] I. Kammer: fpricht fich faft einftimmig für die Bil- 
dung internationaler Schiedögerichte aus. 

20. „ [Oefterreih: Ungarn: Oefterreih.] Abg.Haus: Die —— 
Czechen weigern fich neuerdings, in den Reichsrath einzutreten. Die 

andate derſelben werden daher wiederum für erledigt erklärt. 
„ r [Englaus — Rußland.] England lehnt eine weitere Betheiligung 
an den Arbeiten der Brüffeler Conferenz von 1874 definitiv ab. 
[Spanien] Die Mächte ber Dreikaifer-Allianz, Deutichland, Oeſter⸗ 
zei und Rußland, find unter ſich übereingelommen, König Alfons 
bedingungalo® und möglichit gleichzeitig anzuerkennen. 

21. „ [Spanien] €3 wird beichlofjen, einen allgemeinen Angriff auf 
die Sarliften zu machen. Der neue König ſoll fi) dabei an die Spiße 
der Truppen ftellen. 

22. „ [Deutiies Reich.] Reichdtag: Dritte Lejung des Landſturmgeſetzes. 
Die Fortſchrittspartei erklärt, nunmehr für das Gele ftimmen zu 
wollen und dasſelbe wird mit 198 gegen 84 Stimmen (ber Altra⸗ 
montanen, Polen und Socialiften) angenommen. 

„ „,[Deutjhland: Preußen.] Landtag: die Regierung legt dem⸗ 
felben die Entwürfe einer neuen Provinzialordnung, eine Geſetzes 
betr. die Dotation der Provinzen aus Staatsmitteln und die &r- 
richtung eines oberften Verwaltungsgerichtshofes dor. 

» « [Spanien] Die Regierung ehe die Wiedereinführung der 
und Gemeinberäthe, deren Präfidenten von ihr ernannt wer: 

en follen. 

23.—25. „ 7Dentjches Reich.] Reichstag: genehmigt die Einführung ber 
Eivilehe für das ganze Reich in dritter Leſung jchlieglich mit 207 
gegen 72 Stimmen (dev Ulttamontanen und Polen). 

25. „ [Ytalien.] Garibaldi tritt ala Abgeordneter der Stadt Rom wieder 
in bie II. Kammer ein, zunächft jeboch nicht, um der Regierung Op: 
pofition zu machen, fondern um ausſchließlich feine großen Projekte 
einer Bebauung der Campagna und einer Regulirung der Ziber zu 
betreiben. 

26. „ — 3. Febr. [® eutſchland: Preußen] Zuſammentritt der Pro: 
vinzialfynoden der 6 öftlichen Provinzen. Die nk ir ſcharf 
auf einander, doch behält die Mittelpartei, namentlich auch in den 
Wahlen zur Generalſynode, die Oberhand. 

27. „ — 7. Febr. [Oeſterreich⸗ Nugarn: Ungarn.) Unterhaus: Debatte über 
das Budget für 1875. Tisza, ber Führer der Linken, tritt auf den 
Boden des Ausgleichs von 1267 über. Die Ablehnung der Vorlagen 
des — — Ghiczy iſt außer Zweifel. Das Miniſterium er⸗ 
klärt daher bereits, unmittelbar nach Beendigung der Generaldebatte 
ſeine Demiffion nehmen zu wollen. Ein Coalitionsminiſterium aus 
der Deakpartei und der Linken ſcheint unvermeiblich. 

23.—29. „ (Frankreich.) Nat.:Verfammlung: Erſte Berathung des er 
entwurfs betr. ben Uebergang der Gewalten. Der Antrag Laboulaye 
(lintes Centrum), ausdruͤcklich zu beftimmen, daß die Regierung ber 
„Republit" aus zwei Kammern und einem Präfidenten beftehe, wirb 
mit 359 gegen 336 Stimmen abgelehnt. 
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30. Jan. [Deutſches Reid.) Rei tag: A iesch igt das sera 
im⸗ 


31. 


dritter —— mit großer Mehr ie Ultramontanen 
men gel bagegen: 

[$ran Ki t man: | —— ——— Berathung über 
den Uebergang der Gewalten. Eine Fraction Centrums 
geht zu der vereinigten Linken über und mit 352 —— 31 Stim⸗ 
men wird nad einem Amendement Wallon's wenigſtens das Wort 
Republik in das Geſetz auf — („der Prafident der Republit"). 

(Deutſchland: Bay) D höfe richten an ben 
" König einen ae gegen Die Ausdehnung. ber Givilehe durch Reichs⸗ 


ſetz auch auf Bayern. Der König weist dem a ein — den 
— miniſter, der ihn ad acta legt. — Eine 
Dürehmidt weist die v ie und und gebe theils Nun: 
Connivenz, theils durch egierungen re Perth 
des Concordates verichuldete — Vermehrung der Klöfter in 
Bayern nad. 


1. Gebr. Deutſchland: Eljaß Lothringen] Der Faſtenhirtenbrief des 


3. 


4, 


re von Dieb wird von der Regierung mit Beichlag belegt. 
Sranfreid.] Nat.Verſammlung: Sortfepung der Berathung 
über den Mebergang ber Gewalten. Es wird ein neues Amendement 

Wallon's im Sinne der Linken 1 Die bisherige Majos 

rität ericheint definitiv als geipren 
2 ee Aegypten.) lie Mächte Haben ihre — 

ben Plan einer Erſetzung der bisherigen Conſulargerichte durch 
Aus Eingebornen und Europäern gemijchte Gerichtshöfe ertheilt, nur 
an widerftrebt beharrlich, ß daß die Eröffnung vorerſt noch 
verſchoben werden muß. 

lDeutſches Reich — Belgien.] Die Reichsregierung verlangt 
“in einer Note von der belgifchen Regierung die Ausfüllung der Lücke 
in ıhrer Gefeggebung bez. des Falls Duchesne. 

[Fra frei Nat.⸗Verſammlung: Schluß der Berathung über den 
Uebergang der Gewalten. Der uriprünglicde Entwurf der Majorität 
hat ſchlie — einem a andern Platz gemacht. Die vereinigte Linte 
bat mit der Gruppe Wallon vom rechten Centrum die Möglichkeit 
errungen, die Republik definitiv, aber allerdings nur in conſervativem 
Sinne, als die künftige taateform einjegen zu können. 

M [Spanien.] Die Operation gegen die Carliſten mißlingt. Die Trup⸗ 
pen rail in ihre früheren Boftttonen, ber König Alfons nad Madrid 


zurü 

Montenegro] Eroffnung des Storthings. Die Thronrebe jchlägt 
“ demfelben den nachträglichen Pate zu der jchwedijch-dänifchen Münz⸗ 
convention vor. 

»„ [Zürlei: Serbien] Das ce Conjervativen und Nationalen zu⸗ 
Inmmengefehte Minifterium Fortan gibt feine Entlaffung und wird 
durch ein reined Beamten⸗Miniſterium Stephanowitſch erſetzt. Die 
— Partei hat inzwiſchen in der Skupſchtina entſchieden die 

erhan 

„Dentſches Reid.) Bundesrath: ertheilt dem vom Reichsta ge be⸗ 
ſchlofſenen sn je mit al egen 14 Stimmen jeine Geneh—⸗ 
migung. Bayern immt für das Geſetz. 

[Schweben.] Reichstag: Die Regierung macht demjelben die ver: 
ſprochen⸗ Vorlage bez. die Reorganiſation der Armee und beantra 
im Zufammenhange damit eine wejentlich modificirte Abänderung be3 
Art. 80 der Verfaffung, ala die 1874 porgeſchlagene. 
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5. Febr. [Rem — Deuntſchland.] Der Papft erläßt eine Enchclica an bie 
ßiſchen Bifchöfe, in der er die preußifchen Maigefete ohne Um: 
chweife für „ungültig” erflärt. 
„ [Berein. en Ende be3 Conflikts in Louifiana: die beiden 
Parteien verftändigen borerft durch einen Eompromiß. 

BR han en Der Papft richtet einen mohlgeneigten Brief an König 

Alfons, durch den er ihn ala König anerkennt und ihm die Sendung 

eines päpftlicden Nuntius nach Madrid in Ausficht ftellt. 

9.—12. „ [Deutiäland: — Abg.⸗Haus: Erſte Leſung ber 
Provincialordnungs⸗Vorlage. Virchow beantragt die Ausdehnung der: 
felben auch auf Rheinland und MWeftfalen, v. Sybel fpricht ſich mit 
Rückficht auf die ultramontane Agitation in Dielen Provinzen das 
egen aus, bie Regierung will fich freie Hand wahren. Der Antra 

irchow's wird jedoch mit 292 gegen 28 Stimmen zum —* 
ui n. 

» „ (Zeutihland: Elfah-Lothringen.] Auch der Faftenhirtenbrief des 
Biſchofs von Straßburg wird mit Bein belegt. 

10. „ (Deutſchland.] 23 deutſche Bifchöfe erlafſen eine Collektiverklä⸗ 
zung gegen bie Note Bismarkks betr. die künftige Papftwahl. 

„ » [Beutihland: Medlenburg.] Landtag: Die Regierungen legen 

bemjelben nochmals den Entwurf einer Neform der Verfafjung vor. 

11. „ [Defterreih:Ungarn: Ungarn] Unterhaus: genehmigt nur for⸗ 
mell bad Yudget ald Grundlage ber Sperialdebatte. Das Mlinifterium 
Bitto nimmt feine Entlaffung. In Wien wird über bie Bildung 
eines Eoalitionsminifteriums mit Tisza unterhanbelt. 

„12 „ (Frankreich], Nat.:Berfammlung: Berathung bed Senatd- 
gel . Dasſelbe wird zuerft artilelmeife nach den Anträgen ber 

inlen angenommen, jchließlich aber als Ganzes mit 365 gegen 345 
Stimmen verworfen. Damit iſt das ganze Verfafſungswerk vorerft 
wieder in bie alte Ungewißheit zurüdgelunten. 

Se Ein Erlaß des Juftizminifters verlangt von den rö—⸗ 
mi Juſtizbehörden eine jchärfere Aufficht und Beſtrafung der cles 
zicalen Ausfchreitungen in Predigten und in den clericalen Blättern. 
13.— 21. [Frautreich. Rat. — Die vereinigte Linke ver⸗ 

ſiandigt ſich mit dem rechten Centrum Doch noch über das Senats⸗ 


geſe 

14., — chland: Preußen] Ein Erlaß des Cultusminiſters geſteht 
den Religionsgeſellſchaften, d. h. den Geiſtlichen, nur die Leitung des 
Religionsunterrichts an den ge nr h wahrt dagegen bie Ex: 


12. , 


tbeilung des Unterricht? ſelbſt den Schule A 
17. „ [Spanien] Die Regierung hebt die nach ber Septemberrevolution 
1868 eingeführte Lehrfreifeit an den Univerfitäten im Interefſe der 


Enchclica des Papfted vom 5. Februar. Die — belegt fie mit 

Beſchlag. Die öffentliche Meinung iſt entſchieden der Ania, daß 

Preußen fi) bie Anmaßung bes Papftes, preußifche, in verfaflungs: 

mäßiger Form zu Stande gelommene Geſetze für „ungültig" zu ex 
Hären, nimmermehr werbe gefallen I —7— 

„» «. [Deutihland: Preußen | Eine tgl. Sabinetsordre regelt den Ge 

Io ftegang innerhalb des preußiichen Minifteriums neu nach ben 

ünfchen bes Fürſten Bismarck. 

. „ [Schweiz: Genf.] Der neue Kirchen⸗Verwaltungsrath ber Kirche 

Rotre:Dame verlangt von den Römiſch⸗Katholiſchen die Mitbenützung 
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der Kirche für die Altkatholifen. Die Römijchen weilen jedes Arran- 
gement ihrerſeits zurück. 

21. Febr. —— Zeifin.] Allgemeine Erneuerungswahlen zum wre 
Rathe: die Mltkamontanen erringen einen entichiedenen Sieg; dieſel⸗ 
nn werben im neuen Gr. Rath 67, die Liberalen nur 47 Stimmen 
zählen. 

22. „ [Dentiglond: Preußen] Ber (altkatholiſche) Abg. Petri bringt . 
einen Gejehegentivurf ein, ber ben Altkatholiten diefelben Rechte an 
bem katholiſchen Kirchenvermögen fichern will, wie in Baben. 

» » [England.) Unterhaus: beichließt mit 282 gegen 135 Stimmen, 
den Stellentaufch der Dffiziere in ber Armee wieder zuzulafien. 

„. [Schmweiz: a Die Regierung gefteht ben Altkatholiken der 
Stadt Bern den Dlitgebrauch der dortigen katholiſchen Kirche zu. 
Der Pfarrer muß jedoch zur Auslieferung eines Schlüffels zur Kirche 
förmlich gezwungen werben, und bie Römifchen verzichten auf bie 
Kirche nunmehr gänzlich. 

„24. „ (B8rankreich.) NRat.-Berfammlung: Das Senatagefek wird nad 
ben Compromiß zwiſchen dem linken und dem rechten Gentrum mit 

448 gegen 241 Stimmen angenommen. Die frühere Majorität ift 
endgültig zur Minorität geworden. Mac Mahon beauftragt nunmehr 
ben Präfidenten der Nat.-Verſammlung, Buffet, mit der Bildung des 
neuen Gabinet3. 

24. „ [&äweben.] — Die erſte gemeinſame Abſtimmung beider 
un ergibt eine Majorität der fogen. Bauernpartei von 14 

immen. 

25. „ [Ytalien.] Der Senat enticheibet fich gelegentlich ber Berathung 
eines einheitlichen Strafgeſetzbuchs für Beibehaltung, reſp. beach 

Toscana's für Wiedereinführung ber Todesftrafe, namentlich mit Rüd: 
fiht auf die Zuftände in Sicilien. 

Deutſchland: Medlenburg.] Landtag: Die Reform der Berfaffung 

fcheitert neuerdings an dem Wiberftande der Ritterichaft. 
„» » [Belgien — et lehnt die Zumuthung Deutichlands 
betr. Ausfüllung ber Lücke in feiner Geſetzgebung bezüglich des Falls 

Duchesne ab, bis andere europäiſche Staaten ihm darin vorangegan⸗ 
gen fein würden. 

23. „ [Oeflerreigsingern: Ungarn.) Das Coalitionsminifterium kommt 
nach längern Unterhandlungen endli zu Stande. Baron Wenkheim 
von ber Deakpartei übernimmt das Präfidium, Tisza, der ul 
Führer ber Linken, tritt ala Minifter des Innern und als die Seele 
des Ganzen in baßjelbe ein. 


Anf. März. [Deutihland — Italien.] Deutichland verlangt in folge 
der päpftlicden Bulle vom 5. Febr. von Stalien eine jchärfere Hand: 
bung des Garantiegeſetzes. Die öffentliche Meinung Italiens er: 

ärt 1a jedoch wenig geneigt, dem Begehren zu entipredhen. 
„ [Rußland] veriweigert bem päpftlichen Spubiläumserlaß das Placet. 
Defterreih:Ungarn: Un PT ae: Die bisherige Deak⸗ 
partei und die bißderige Linke be 2 n fi zu fufioniren. Die 
(conferbative) Partei Sennyey tritt der Fuſion nicht bei und ebenfo 
“ wenig die äußerfte Line. Die Leitung bes Unterhaufes ift entſchieden 

auf Zidza und die bisherige Linke übergegangen. 

3., Le we Den] OD. Kammer: lehnt den Antrag ber Regierung auf 
Abänderung des Art. 80 der Berfaffung ab. Beide Kammern neh: 
men dagegen den Antrag in der vorjährigen Fafſung neuerdings an. 


m 
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4. März. [Denties Reich. Der Kaiſer erläßt ein Berbot der Ausfuhr 
von Pierden über die Grenzen Deutſchlands. Die Maßregel wird ala 
gegen Frankreich gerichtet angejehen. 

Rn: —2 Preußen] Abg.: Haus: Die Regierung beantragt als 
Antwort auf die Encyelica des Papftes vom 5. Februar die Einftel: 
lung aller Leitungen an bie römiſch-katholiſche Kirche aus Staats: 
mitteln. Weitere Maßregeln ftehen noch in Auzficht. 

8 „ Deutſchland: Württemberg] führt auf den 1. Juli die neue Mark: 
ar an ein, jo daß dannzumal nur noch Bayern übrig bleibt. 

„ „ [England.] Die beiden Erzbiſchöfe und 24 Bilchöfe exrlaflen eine 
Declaration gegen den fatholifirenden Ritualismus innerhalb der pro: 
teftantifchen Hochkirche. 

9. „ [Schweben.) Reichstag: beichließt ala erſten Schritt ki Abſchaf⸗ 
fung ſog. Indelta⸗Syſtems, daß die Offiziere und Unteroffiziere 
der eingetheilten Armee fünftig baar bezahlt werben jollen. 

»„ ., [Rorwegen.] Storthing: genehmigt mit 82 gegen 28 Stimmen 
den nachträglichen Beitritt zur ſchwediſch-däniſchen Münzconvention. 

10. „ IDentſchlaud: — Der Erzbiſchof von Köln proteſtirt im 
Kamen aller preußiſchen Bifchöfe gegen das Geſetz betr. die B:rmd- 
gensveriwaltung der fatholiichen Kirchgemeinden. 

„ „  [drantreig.| Buffet bringt endlich das neue Minifterium zu 
Stande. Dasſelbe entipricht der neuen Lage der Dinge im Grunde 
keineswegs. Die Färbung besjelben ift zudem eine ziemlich clericale. 
Dufaure und Say vertreten darin die Lınte. 

12. „ [Yraufreid.] nn annlung Buffet entwickelt berjelben fein 
Programm, das jeher confervativ lautet und mehr der alten als bex 
neuen Majorität entipricht. — Die Berfammlung genehmigt einftimmig 
in dritter Leſung das neue Cadresgeſetz. Dazfelbe erhöht die Kriege: 
ftärte der Armee mit einem Schlage twieder um 144,000 Mann. Ber 
Beſchluß erregt in Deutichland nicht ohne Grund Auffehen und Bes 
unrubigun 

13. „ [Deutihland: Preußen] Abg.⸗Haus: bewilligt die von der Res 

i beantragte Gehaltsaufbefſerung ber fatholiichen und prote: 
Bantif @eiftlichen gegen die Stimmen der ultramontanen und 
einen Theil der Tortichrittöpartei.. Die Aufbeflerung ift indeß an bie 
Bedingung geknüpft, daß der Betreffende die Stantägefeke anerfenne. 

14. „ [Schweiz: Bern] Wahlen zur Tatholifchen Synode für den Jura. 

Damit ift die Organifation der juraffiichen katholiſchen Synode nad 

dem neuen — vollendet. 


15. „ Deutſchland: Preußen] Abg.⸗Haus: Die Regierung erklärt ſich 
Damit einverftanden, ein mit 41 Mil. Mark zu ent: 
Ihädigen, um damit allen Anfprüchen aus ber Zeit vor feiner Einve® 
ie in Preußen ein Ende zu machen. 

„ ». [Italien] II. Kammer: Die Finanzdarlegung bes Minifterpräfis 


denten Minghetti conftatirt die ftetige Abnahme bes Deficits: Das 
Budget für 1876 ergibt nur noch ein Deficit von 24 Mill, und ber 
Mintfteepräfident hofft, wenn die von ihm vorgeichlagenen Finanz⸗ 
ma angenommen würden, das Gleichgewicht im Budget für 
1877 vollfländig Herftellen zu können. 
.„ [Hsm.] Der Papft ernennt 6 neue Kardinäle, worunter auch ben 
Dun en abgeſetzten Erzbiſchof Ledochowski von Pofen und behält 
in petto 


„. [Sdweben.| II. Kammer: Der Ausfäuß, für bie Serzeäreform ept 
die Präfenzzeit der Soldaten von 10—18 Monaten nach ber Borlage 
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der Regierung auf 3 Monate herab. Ber Kriegaminifter gibt fofort 
Pe Entlaffung ein. 

16. Mä Deutihlanb: Preußen] Abe u8: Erſte Leſung der Vorlage 
be end Einftellung aller tantözufdh chüfſe an die tönt. fat life 
Kirche. Die Ultramontanen bekämpfen die Borlage als verfaffungs⸗ 
widrig und rat fich auf ben Art. Pr der Derfaffung. 

17. [Defterrei arn: Oeſterreich) Abg.-Haus: nimmt einen 
Geſehedentwu —ãa die N eigtäberhäftniffe der Altkathos 
liken an, jedoch nur mit geringer —* 

— = — —— Abg⸗Haus: Zweite Leſung des ſog. 

rgeſetzes gegen die katholiſche Kirche. 81 desſelben wird mit 
— gegen 88 (ultramontane) Sinnen angenommen. 
* eutſchland: Württemberg.] II. Kammer: wählt ben national: 
" Yiberalen Hölber zu — Praͤ . Die democratiſche Partei gibt 
16 unbejchriebene Zettel ab 

„ „ [Oefterreigd: a arn: Deſterrei ] Bei ben Ergänzungstvahlen 
zum bößmilchen La fiegen die Jungcezechen wenigſtens in einem 
Stadt: und in — Landwahlbezirk, jo daß ihre oh im Landtag 
von 7 auf 9 fteigt. 

; [dranfrei.] Nat.Verſammlung ale fih vom 29. März 
bis zum 12. Mai zu vertagen, und ermanenz⸗ Commiffion, 
von welcher bie Bonapartiſten gänzlich ausgeſchloſſen werben. 

.„ „ [Italien] ID. Kammer: genehmigt das neue Refrutirungsgejeß und 
bir in geheimer Abflimmung mit ROLIVARDLBER Abſchaffung ber 

isher den @eiftlichen gewährten Privilegien. 

19. Deutſchland: Preußen.) Der Nebakteur des ultramontanen Weſt⸗ 
" phälifchen Merkurs, der bie Encyelica des Papftes dom 5, Februar 
zum Abdrud gebnadi bat, wird gerichtlich zu einem Jahr Gefaͤnguiß 

—* und ſofort in genommen 

[(Echweiz.) Da man wiſſen will, bie Pa be3 rg ſei 

—68* en, war — —* _ kön der Ei: ide ee nd 

usweiſung an atholiſchen Geiſtlichen gutzuheißen 

und die Berner Regierung auf ur der neuen Bunbesverfafjung 

zu fofortiger Aufhebung ber —— zu zwingen, treten 44 libe⸗ 

tale Mitglieder der Bundesverfammlung zujammen und beichließen 

einftimmig, für biefen Fall die Einberufung einer außerorbentlichen 
Bundesverfammlung zu fordern. 

20. [Defterreih:Ungarn: Defterreih.] Abg.-Haus: — nach 

n 


der Vorlage ber Regierung die Errichtung einer deutf iverfität 
in he (Bukowina). Schluß ffion des Reichsraths. 

21. . Ruß ne Die allgemeine Wehrpflicht wirb auch auf Yinnland 
au 


22. „ Beute es re Men Der * feiert unter allgemeiner Theil⸗ 
nahme ſeinen SOften 
23. „ [Deutf — Ein Erlaß des Eultusminifter regelt 
—5— des Religionsunterrichts an den Volksſchulen durch bie 
iſtliche 
25. ker Fürſt Milan Iöst bie Skupjchtina auf und 
” ordnet Neuwahlen an. 
„ [Griedenlaud.] Die Kammer tritt zur ordentlichen Seifion von 
— —— — an ini In Pa die — 
n nn e r 
Bed tion broteffirt Dagegen und erklärt alle Se für nu En 
und nichtig. 
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27. März. [(Schweiz.) Der Bundesrath beſchließt, die Regierung von Bern 
bez. der Ausweifung der renitenten katholiſchen Se lichen bes Aura 
zu einläßlicher Berichterftattung aufzuforbdern. 

29. „ [Dentiland: Preußen] Der Oberpräfident von Schlefien forbert 
ben Fürſtbiſchof von Breslau auf, fein Amt freiwillig —— 

SFrankreich.) Nat.Verſammlung vertagt ſich bis zum 11. Mai. 
en verftändigt, zufammen 
——— 


chlofſen. 
30. „ [ITuürkei: Rumänien.) Schluß ber Kammerſeſſion und ber vierjaͤh⸗ 


tperio te. 
31. „ — 2. April. [Dentigland: Preußen.) Der preußilche Episcopat bes 


gegen das og. 

Sperrgeſetz. Das Staatzminifterium lehnt biefelbe ım Auftrag des 
Königs Inapp unb ee! ab. 

„ „ ‚[Deutjhland: ElfaßLothringen.] Die Rekrutirung von 1875 ev 


— „ [Lürlei] Die finanziellen Zuſtände ber Türkei erregen mehr und 
mehr das öffentliche Interefſe Europas. Die regelmäßigen Einnahmen 


abfolut anal ver und die Ueberzeugung beginnt immer allgemeiner 
zu werben, 


1. April. [Schweiz: Bern.) Gr. Rath: ſcheint nicht gewillt, bie Aus⸗ 
weifung der renitenten römifchstatholifchen Geiftlichen aufzuheben, viels 
mehr geneigt, die Sache wenigften? auf die lange Bank zu fchieben, 
indem er mit 153 gegen 20 Stimmen die Exwartun susi dat 
„bie Regierung bie ſtaatlichen Hoheitörechte auch fernerhin in ges 
— Ausführung ber verfafſungsmäßigen Beſtimmungen fefthalten 


werde”, 
Anf. „ [Zürkei: Herzegoivina.) Aus der Herzegowina und dem nörblichen 
le fommen fchwere Klagen über VBerfolgungen der Ehen 
durch bie eingebomen mufelmänniichen Begs, twobei die türkiſche 
Regierung auf Seite ber legteren ftehe. Eine Anzahl waffenfähiger 
Männer hide nah Dtontenegro. 

; ») Ein Allarmartitel der „Köln. Ztg.“ aus Wien er 
Örtert die Möglichkeit eines Sturzes Andraffy's und eine Allianz bes 
Vaticans mit erreich, Frankreich und Ftalien gegen Deutſchland. 

5. „ [BDeutihland: — — Die Wahlen der Bezirkstage 

an neuen Landesausſchuß fallen faft durchgängig in gemäßigten 
nne aus. 


5. 


10 Algemeine Gprenik. 


5.— 17. April. [Oefterreig — Italien.) Der Kailer von Defterreich befucht 
ben König von Stalien in Venedig. Die Aufnahıne des Kaiſers ift 
ſowohl von Seite des italienifchen Hof al3 von Seite des italieni: 
chen Volkes eine überaus warme und herzliche. Mer letzte Reft bes 
früheren Gegenſatzes ericheint damit ala überwunden. Italien ſchließt 

ſich tHatfädhlich mehr und mehr dem Dreifaijerbündniffe an. 

Dentichlaud: Preußen.) Abg.-Haus: genehmigt dad ſog. Sperr⸗ 
geile gegen die römiſch⸗-katholiſche Kirche mit einigen Verfchärfungen 
auch in dritter Lefung mit allen gegen die Stimmen ber Ultramon⸗ 
tanen und vereinzelter Anberer. . 

„ », [Oefterreih-Ungarn: Oeſterreich Eröffnung der 17 Landtage 
ber Monardie. Dielelben verlaufen ım Ganzen jehr ruhig und be: 
ſchränken fi) auf die Angelegenheiten ber einzelnen Kronländer. 

„ n [Schweiz: Genf] Da die Römiſch⸗Katholiſchen jeden Compromiß 
bez. der Kirche Notre-Dame abweijen, fo beichließt der Kirchenverwal⸗ 
ee die Kirche vorerft behördlich fchließen und verfiegeln zu 

en. 

7. „ — 15. Mai. [Oefterreih:Ungarn: Oeſterreich.]) Rundreiſe bes 
Kaiſers in Dalmatien. 

„ » [Schweiz] In Folge einer von Berner, Basler, Zürcher und 
Genfer Eonjervativen eingeleiteten Agitation gegen bie von der Bun⸗ 
besverfammlung befchloffenen neuen Geſetze bez. Civilehe unb bez. 
Stimmberedhtigung ber Schweizer:Bürger in Gemeindeangelegenheiten 
find beim Bunbdesrath über 100,000 Unterfchriften für eine allgemeine 
Volksabſtimmung über beide Geſetze eingegangen. Derſelbe beidhließt 
demnach eine folche und ſetzt fie auf den 23. Mai an. 

8. „ [Beutigland.) Allarmartitel der officidjen Berliner —— 

„„TdDeutſchland: Hefſen] I. Kammer: genehmigt die 5 Kirchengeſetze 
jchließlich doch nach den Beichlüffen der II. Kammer. 

9. „ [Deutichland: Bayern.) II. Kammer: Die Commiſſion kann fi 
über das ihr von der Regierung neuerdings vorgelegte Landtagswahl: 
gejeß nicht einigen und die Regierung zieht die Vorlage zurüd. 

„ l[Öefterrei:Ungarn: DOefterreih.| Die Wälſch⸗Tyroler treten 
Aue Abgabe einer gemeinfamen Erklärung in den Landtag von 
yrol ein. 

10. „ ſDeutſchland.) Die geſammte deutiche Preſſe beichäftigt fig mit 

der angeblich ernften Lage für die Fortdauer des Friedenszuſtandes. 

— u and: Bayern.) I. Kammec: genehmigt den Anlauf der 
Oſtbahnen für den Staat. 

| — Die Allarmartikel der n BPrefie fangen an, 
auch in Frankreich Auffehen zu erregen und Beunrubigung zu er: 


zeugen. 

il, (Dentiäland: Preußen.) Abg.⸗Haus: Die Regierung beantragt dems 
felben ala weitere Maßregel gegen die Anmaßungen bed römiſchen 
Papftes in feiner Encyclica vom 5. fyebr. die Aufhebung der Artikel 
Aa 16 de 18 der Berfaffung, worauf fich die Ultramontanen zu 

eifen pflegen. ' 

12. „ [Deutfhes Reid — Ftalien.] Der Kronprinz bed deutſchen 
Reiches und die Kronprinzeifin gehen zu längerem Aufenthalte nach 
Stalien, wo fie von ber Bevölkerung ganz ſpontan auf's lebhaftefte 
gefeiert werben. 

18.—15. „ [Deutigland: Preußen.) nhaus: e Berathung des 
ſog. Sperrgeſeßes gegen bie römiſch-katholiſche Kirche. Die Feudalen 
bieten der Regierung wenigſtens hierin wieder die Hand und Fürſt 
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Bismarck ergreift fie ſofort mit Eifer. Der erfte Artikel wird mit 
91 gegen bloß 26 Stimmen und fjofort auch dad ganze Gele ange: 
nommen. 

. April. en Hland: Bayern.) Schluß ber Landtagzfeifion und ber 
dreijährigen Legiglaturperiode. Beginn der Agitation für die bevor: 
ftiehende Neuwahl der II. Kammer. 

15. „ (Deutſches Reid — Bat end Die NReichöregierung fordert 

a ie neuerdings auf, die Lücke in feiner Geſetzgebung bezüglich des 
Falles Duchesne auszufüllen. 

„ [Spanien.] General Campos beginnt mit der Armee des Centrums 
bie Garliften aus Gatalonien zu vertreiben. 

„ [Rubland.] Abhaltung eines erſten xuffiichen Juriftentages. 

„ [Rürkei: Rumänien] Die Neuwahl der II. Kammer Hat fi) zu 
einem wahren Vertrauensvotum für das Minifterium Gatargiu ge: 
ftaltet. Die Regierung fiegt in allen drei Wahllörpern : das Selummt- 
rejultat ergibt 137 mehr oder weniger regierungafrenndliche Abgeord⸗ 
nete und nur 20 Oppofitionelle. 

16. „ [Dentidlend: Preußen.) ke genehmigt die Vorlage betr. 
Aufhebung der Verfafjungsartitel 15, 16 und 18 mit großer Mehr: 
heit gegen die Stimmen der Ultramontanen. 

17. „ Deutſchland.] Die deutiche Preffe fährt fort, fich über die Fort⸗ 
Dauer bes Friedens fehr beunruhigt BUBDUNESEN ie Nordd. Allg. 
Ztg. jucht die Urſache der Beunruhigung von den officiöjen Blättern 
ab und auf die franzöfiiche Preffe zu wälzen. 

v» « ([BDeuttäland: Preußen.) Abg.:Haus: genehmigt die Provincialorb: 
nungs⸗Vorlage in dritter Lefung mit 240 gegen 103 Stimmen. 

„ « [Deutihland: Baben.] Erzbisthumsverweſer Kübel wird wegen 
geſetzwidriger Anftellung von ſog. Neuprieftern vom Oberhofgerichte- 

zu 500 Mark Strafe oder 10 Wochen Gefängnik verurtheilt. 

„ JS3talien.] U. Kammer: beftätigt in öffentli immun mit 
162 gegen 57 Stimmen — ihren — uß vom 18. März, 
durch welchen alle bisherigen Privilegien der Cleriker bez. Ableiſtung 
der Militärpflicht abgeſchafft werden. 

» [Rorwege ir Stortging: lehnt alle Anträge auf Abänderung der 
ee BVerfaffungsbeftimmungen betreffend das politifche Stimm: 

ab. 


— se Preußen] Abg. Haus: genehmigt auch in dritter 
Lelung die Aufhebung der Verfſaffungs⸗Artikel 15, 16 und 18 mit 
275 gegen 90 Stimmen (dev Ultamontanen und Polen). 

22. „ [Beutichland: Preußen.) Der Weihbifchof Cybichowski von Gnefen 
wird en Anmaßung bilchöflicher Rechte zu 9 Monat Gefängnik 
verurtheilt. 

IRom.)] Der Papft befieglt, daß am 16. Yuli d8. Is. die ganze 
elt dem Hl. Herzen Jeſu geweiht werben foll, am 200ften Jahres⸗ 
tag ber Bifion franzöfiichen Nonne Marie Alacoque. 
5 Rorwegen] Stortding: genehmigt die Einführung des metri⸗ 
ſchen Maßes und Gewichtes. 

23. „ (Deutfhland: Württemberg.] Der Papft ernennt das Haupt ber 
Ultramontanen in Württemberg, Pfarrer Schwarz, zum papfiticen 
ae ala Demonftration gegen den friebliebenden Biſchof 

ele und gegen die württembergiiche Regierung. 

24.—27. „ en end: Preußen.) a genehmigt ben Geſetzes⸗ 

entwurf betr. Vermögensverwaltung fatholifcher Kirchgemeinden mit 

der Modification, daß der Pfarrer nicht der geborene Vorfitzende des 


1 


Hi 
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——— ſei, ſondern dieſer feinen Vorſitzenden frei wählen 


olle. 

25. April. ſFrankreich.) Gambetta bezeichnet ben neuen Senat ala ben 
„Großen Rath ber franzöfiichen Gemeinden“. Zerjelbe gibt fich große 
Mühe, auf die radicalen Maffen mäßigend einzuwirken. 

26. „ [Bentjches . Die Reichejuftizeommilfion des Reichstags bes 
Ichließt gegen eine Minderheit von nur 3 Stimmen, die Handelsge—⸗ 
richte aus dem Entwurf einer beutjchen Civilprozeßordnung ganz zu 
ftreihen. Die beibeiligten Kreife gerathen darüber in große Auf: 


regung. 
27.—29. „ [Oeftierrei:Ungarn: Oefterreih.] Unruhen in Graz gegen 
ben fpanilchen Infanten Don Alfons, den Bruder des Prätendenten 
Ton Carlos. 

„ [Dänemark.) Folkething: Die Vereinigte Linke und die Centrum?» 
partei vereinigen fich bezüglich des Budgets für 1875 gegen die Res 
gierung. 

„ » TDeutſchland: Jen] Ser kgl. Gerichtshof für Kirchliche An 
elegenheiten eröffnet das Verfahren auf Amtsentfegung gegen ben 
Für bijchof von Breslau. 

v„ ». [Defterreih:Ungarn: Defterreid.] Der böhmische Landtag erflärt 
— der 71 nichterſchienenen aliczechiſchen Mitglieder für er⸗ 
oſchen. 

„ „ [England] Der Prinz dv. Wales wird als Großmeiſter aller eng: 
liſchen Freimaurer inftallirt. Es nehmen bei 12,000 Freimaurern aus 
allen heilen ber drei Königreiche an der Feierlichkeit Theil. 

29. „ Deutſchland: Preußen] Der ſtaatliche Commiffär für die Ber: 
mögensverwaltung der Didcefe Paderborn ordnet die Beichlagnahme . 
des Kirchenvermögens aller nicht nach Vorſchrift der Maigeſetze be» 
Kae: Pfarreien an. 

» » (Seutihland. Württemberg] II. Kammer: genehmigt den Bub» 
getpoften für die Gefandichaft in Wien nur mit 55 gegen 20 Stimmen. 

30. „ IDeutſchland.) Tie allgemeine Beunruhigung über die geficherte 
Fortdauer des Friedens dauert noch immer fort. Frankreich benüßt 
diefelbe, um Deutſchland namentlich bei den Regierungen von Eng: 
land und Rußland zu verbächtigen. 

„ = [Denties Reich.) Der großartige Ausbau der Feſtung a BO 
im wejentlichen bereits vollendet: Beutichland kann nach diefer Seite 
hin gegenüber Frankreich ruhig fein. 

„ » [Deutfhland: Preußen) Abg.Haus: genehmigt auch bie Vor: 
2 betr. Organifation von Verwallungsgerichten für die 6 Öftlichen 

rovinzen. 

30. „ IDeutſchland: Bayern.) Die Agitation der ultramontanen rtei 
für die bevorſtehende Neuwahl der II. Kammer läßt die „bayerifchen” 
und „patriotifchen” Elemente mehr. und mehr in Hintergrund treten 
gegenüber den „römijch-tatholifchen.” 

we. Belgien Seut! land] beantwortet die neue deutiche Note bez. 
des Falles Duchesne dv. 15. April ausweichend. 


1. Mai. [Dentigland: Preußen.) Das Sperrgeiek gegen die römilch-fathor 
liſche Kirche tritt in Kraft: —— Naßſen ſtellen bie DB 
berigen Zahlungen an bie xömifchstatholiichen le a infoweit 
fie nicht ausdrüdlich ober thatſächlich erklären, fich ben Staatsgeſetzen 
zu unterziehen, ein. 

v„ . ([Bentidland: Preußen.) Abg.:Haus: Die Regierung legt demſelben 


28. 
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einen Gejehesentwurf betr. Aufhebung aller Klöſter in Preußen binnen 
6 Monaten vor. — Das Haus nimmt den Geſetzesſsentwurf betr. Ber: 
mögen®verwaltung katholiſcher Kirchgemeinden in dritter Lejung mit 
238 gegen 89 (ultramontane) Stimmen an. 

1.—8. Mai. [Ytalien.)] II. Kammer: Debatten über die Interpellationen La: 
porta und Mancini über dad Verhaͤltniß zwiſchen Staat und Kirche. 
Minghetti Tehnt A Befolgung einer Kirchenpolitik wie in Deutjchland 
war entjchieden ab, fieht fich dagegen gendthigt, eine ſtrengere Haud⸗ 

ng ber beftehenden Geſetze an = Ausfchreitungen und An 
maßungen ber Hierarchie formli uU urn 

„ . [Rorwegen.] Storthing: lehnt a nträge auf Einführung ber 
ae ober facultativen Givilehe ab 

2. Schweiz: Züridh.] Die Neuwahl ber Regierung durch dad Bolt 

sch durchaus 2 — Liſte der —— Partei, die demnach 
dag Heit ni nden behält. 

Schmeiz: Eugen]. —— zum Gr. Rathe. Die 
Liberalen verlieren 4 Sitze im neuen Gr. Rathe. Derſelbe wird aus 
88 Ultramontanen und 48 Liberalen zuſammengeſetzt ſein. 

(Schweiz: er bist Erneuerungswahlen zum Gr. Rathe. Die 
Liberalen — ihr bis Per Debergewicht: es werben 48 Liberale 
gegen 26 Nlttamontane gewählt 

Dünemark.] Landsthing: tritt bez. des Budgets für 1875 feiner- 
" feitg auf Seite der Regierum 

3. „ In Bern werden bie Ratificationen bes im vorigen „Jahre daſelbſt 
— Weltpoſtvertrages ausgewechſelt. — Frankreich tritt 

ben unter Vorbehalt der — durch die Nationalver⸗ 
nn bei. 

„17. „ [dranfreig.] Nat.:Berfammlung: Erſte Berathung des Ge: 
ſehesentwurfs betr. Freigebung des höheren Unterrichts zu Gunften 
der Elericalen. Die Clericalen jegen nicht nur das Geh, wie es 
— iſt, ſondern auch noch eine Reihe von Veſtimmungen 
durch, Die fie niemals erwartet, kaum jemals gehofft hatten. 

4 „ [Dentiglaud: Württemberg.) II. Kammer: Die Regierung erklärt 
fi) energisch gegen die Umtriebe der Ulttamontanen; dem Haupte bder- 
je in die Annahme des päpftl. Titeld von der Regierung jofort 
verboten werden. 

>. [Schweiz: Bern.) Seffion der erſten Tatholifchen (altkatho⸗ 
liſchen Synode des Jura in Delsberg. Die öffentliche Meinung ſpricht 
fi) über ben befonmenen und einträchtigen Geift, der in ber Synode 
zu Tage tritt, ſehr befriedigt aus. 

5. (Deutilanp: Preuben.] Die Regierung verſagt den fog. Jubi⸗ 
laumeproceffionen ihre Genehmigung. 

„ [Deutilaun: Preußen. ]® ex ürftbifchof von Breslau, deffen Proceß 
auf Amtsentfegung vor dem tgl. Gerichtähofe ſchwebt, entweicht in 
den Öfterreichiichen Theil feiner Didcefe. 

„ » [Englan Im Die Times bringt einen (franzöfiicden) Allarmartikel 
gbegen Eh, and. 

Dentialand: Preußen.] Abg.-Haus: genehmigt das Kloſter⸗ 
* 5 unverändert „gegen die Stimmen der Ultramontanen 

—8 ld in beitker Lefung mit 202 gegen 75 Stimmen. 

3: 5 (edmeiz] Der Bundesrath erneuert feine Anfrage an Bern vom 

a! Ausweiſung ber renitenten Tatholijchen @eifllichen beö 
ie egierung von Bern antwortet, daß die Maßregel erſt 
— aufgehoben werben könne, wenn ber Gr. Rath ein neu ausge⸗ 
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arbeitetes Gefeh gegen fernere Anmaßungen und Uebergriffe des römis 
ſchen Clerus angenommen haben werde. 

7.—8. Mai. [Belgien.] II. Kammer: Debatte über die Differenzen mit Deutſch⸗ 
land. Das clericale Minifterium fieht fich gezwungen, die Ausſchrei⸗ 

ne ber clericalen Prefie ausdrücklich zu bedauern. 

De ußland.] Sapan tritt die Inſel Sachahn an Rußland ab. 

„ [Griedenland.) Der König entläßt endlich doch das Minifterium 

ulgarig und ernennt ein neues, jedoch . aus den Häuptern ber 
Oppofition, fondern aus der Kleinen entſchieden democratiſchen Partei 
unter Trifupis ala Minifterpräfident. 

10. „ _[Dentigland -- Frankreich — England] Das engliidde Gabinet 
bietet gegenüber der allgemeinen Sriegsbefürchtung der Regierung des 
beutichen Reichs feine Vermittlung zwijchen ihm und frankreich an. 
Fürſt Bismark lehnt fie ala vollkommen überflüffig dantend ab. 

„13. „ [Rußland — Deuntſchland.) Der Kaiſer von Rußland trifft 
mit Gortichatoff auf dem e nad) Ems in Berlin ein, Ende der 
Kriegsallarmirung Europas und der allgemeinen Spannung ber öffent⸗ 
lichen Meinung. 

„ BDeutidlend: Preußen.) Abg.-Haus: genehmigt das Klöfterauf: 
hebungsgeſetz in zweiter a 243 gegen 80 Stimmen. 

„„ESchweiz: Solothurn.] Die bL eines fafſungsraths durch 

das Volk ergibt einen überraſchenden Sieg der Liberalen: es werden 

98 Liberale und nur 16 Ultramontane gewählt; von den 8 Amts⸗ 

bezirken wählen 8 liberal, nur 2 ultramontan. 

rantreig.) Nat.Verſammlung: tritt wieder zufammen. Die Re 

gierung legt ihr da® Budget für 1876 vor. Tas neue Cadresgeſetz, 

die Haupturjacde des Kriegsallarms in der deutſchen Preife, ſoll nach 
bemjelben doch nicht jofori vollftändig durchgeführt werden. 

13.21. „ [3talien.] II Kammer: genehmigt die fünf Vorlagen ber 
Regierung betr. außerordentliche Ausgaben für Befeltigungsarbeiten 
und Anſchaffung von SKriegamaterial mit fehr geringen Abftrichen. 
Damit ift die vor 5 Jahren begonnene Armeereorganifation weſentlich 
zu Ende geführt. 

» » [Rom.]) Der Papit feiert fein S4fted Geburtsfeſt. 

„» » (BDänemarf.]| Ein gemeinfamer Ausschuß beider Thinge einigt fich 
mit 16 gegen 2 Stimmen über einen Antrag, der zwar den Beichlüffen 
des Folkethings nicht ganz, noch weniger aber den Wünfchen der Re: 
gierung entipricht. Der Minifterpräfident Fonnesbech erklärt, die Re 
gierung Werde zurüdireten, wert das Budget in diefem Sinne zu 
Etande kommen follte. 

14. „ [Dänemark] Beide Thinge gem en ba3 Budget für 1875 nad) 
den Anträgen des gemeinfamen Ausſchuſſes. Das Minifterium Fonnes⸗ 
bed nimmt feine Entlafjung. 

15. „ [Zürfei: Aegypten.] Der Khedive ſetzt die Inftallation der neuen 
Gerichtshoͤfe Ende Juni und den Beginn ihrer Thätigkeit erſt auf 
den 18. Oftober an, um Frankreich noch weitere Zeit zu laſſen, der 
neuen Einrichtung beizutreten. 

17. „ [Belgien] Die Jubiläumsproceffionen, die von ben Ultramon⸗ 
tanen vielfach in geradezu herausfordernder Weiſe abgehalten werben, 
geben an mehreren Orten zu ſchweren Exceſſen Anlaß. 

18, „ [Branfreig.] Nat.:Berfammlung: Die Regierung bringt zwei neue 
eonftitutionelle Gejeßegentwürfe betr. die Beziehungen ber öffentlichen 
Gewalten (Präfident, Senat und Deputirtenlammer) unter fich und 
über die Wahl der Senatoren ein und verlangt die Meberweifung der: 


11. 
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jelben zur Vorberathung an den der alten Majorität entiprechenden 
30er Ausſchuß. Die neue Majorität beichließt jedoch, dafür einen 
neuen Ausſchuß zu wählen. Der 30er Ausſchuß gibt in folge da⸗ 
von jeine Entlaffung und wird von der Berfammlung neu gewählt 
und zwar nummehr überwiegend aus Mitgliedern der Linken (15 Libe: 
tale und nur 5 Conſervative). Tas Broglie'ſche Gouvernement du 
combat fcheint damit definitiv beieitigt. 

19. Mai. ſDeutſchland.]) Zweite Synode der Altkatholifen in Bonn. 

» „TDeutſches Reich.] Bundesrath: Sachjen-Weimar ftellt den An: 
trag auf Berminderug der Matricularbeiträge durch Erhöhung beftehen: 
der oder Einführung neuer Steuern. 

»  . [Spanien] Ein tal. Decret leitet die Wiederherftellung einer con: 
ftitutionellen Berfaffung ein. 

2. „ ie wien.) Eine große Notabelnverfammlung beichließt die Aus: 

arbeitung eines Berfafiungsprojektes und fett dafür eine Commiſſion ein. 

„  . [Rublaus.) Ein Rundichreiben Gortſchakoffs an die mittleren und 
Heineren Staaten der Brüffeler Conferenz beweist, daß Rußland auf 
die — ſeiner diesfallſigen Borjchläge noch keineswegs 
verzichtet hat. 

21. „ [Deutihland: Preußen.] Herrenhaus: AP ben Geſetzes⸗ 

entwurf betr. bie ögensverwaltung katholiſcher Kirchgemeinden 
mit weſentlichen Abſchwächungen, beſonders darin, daß er die Regie⸗ 
rungsvorlage, welche den Vorfitz im Kixchenvorftand dem Ortspfarrer. 
übertrug, wieder herſtellt. 

»  [Deutilann: Preußen.) Herrenhaus: genehmigt die Aufhebung der 
Art. 15, 16 und 18 der Verfaffung mit 68 gegen 25 Stimmen und 
dad Kloſteraufhebungs⸗Geſetz unverändert nad) ben Beichlüffen des 

es 


Abg.⸗Hauſes. 

23 -26., nl Die beiden en ber Socialdemofraten 
verjchmelzen fi auf einem Congreß in Gotha unter bem Namen: 
„ſocialiſtiſche Arbeiterpartei Deutſchlands“. 

„ „Echweiz.] Von ben der allgemeinen Volksabſtimmung unterwor⸗ 
fenen Bundesgeſetzen wird dasjenige betr. Civilehe mit 211,500 gegen 
201,733 Stimmen angenommen, das andere dagegen betr. bolsti e 
Stimmberedhtigung mit 205,408 gegen 201,733 Stimmen verworfen. 

„ ,„ [Belgien] Nachdem der belgiiche Gerichtshof beichlofjen Hat, bie 
weitere Berfolgung der Unterfuchung gegen Duchesne einzuftellen, über: 
macht die Regierung die Acten bes Prozeſſes derjenigen bes beutjchen 
Reichs und erflärt fich endlich. bereit, bie biesfällige Lücke in der bel: 
giſchen Geſetzgebung auszufüllen. 

„Frankreich.) Das neue Miniſterium Buffet ſucht doch wieder 
bie alte Majorität herzuſtellen. Es läßt officidg erklären, daß es be⸗ 
züglich der Wahlen zur Deputirtenfammer entichieden für das fog. 
Arrondifjemementsfyften und gegen da3 jog. Liftenjerutinium Partei 
nehmen werde. Jenes verlangt aber die alte Majorität, für dieſes 
ift Dagegen einmüthig die gelammte Line. 

25. „ 2. Juni. [Schweden und Norwegen — Deutſchland. König Oskar 
befucht den Sailer Wilhelm in Berlin und auf dem e bahin ben 
König von Dänemark in Kopenhagen. Im Gegenſatz gegen feinen fran: 
— nnten ann auf dem Thron neigt fih König Oskar 
ganz entichieden zu Deutſchland bin. 

„ [Bclgien.] Senat: ſchließt fich einftimmig dem Botum der II, Kam: 
mer vom 8. Mai an und bedauert auch ſeinerſeits die Ausschreitungen 
der Bilchöfe und der clericalen Prefſe gegen Deutichland. 


22. 
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26. Mai. [Ytalien.] Senat: beftätigt auch ſeinerſeits die Abichaffung aller 
bisherigen Privilegien ber Cleriker bezüglich Ableiftung ya Pelitär 


pflicht. 

27. [Deutſchland: Bayern] Die J —5 — verbietet die Abhaltung von 
" Zubiläums-Progeffionen, ba bie * fich weigern, für — 
Br landesherrliche — von 


Deutſchland: Preußen rind fordert ben Bilchof von 
ünfter auf, fein Amt en] Di niederzulegen. 
„3. „ [Dentiäland: Preußen.) —— us: genehmigt die neue ne 
vincialorbnung nur mit Ka: ichen Modificationen g 


e 
Beichlüflen des Abg.: en Das Zuftandelommen des — —* 
dadurch vorerſt zweifel haft 
ſGriechenland.) Der König löst die Kammer auf und ordnet 
: "Neuwahlen an. 
30. „ [Ytalien.] Ein tgl. Dekret erklärt bie bisherige Nationalgarbe in 
Folge der nunmehr beichlofjenen Armeereorganilation für aufgeldst. 
— —— * Die ultramontane Agitation iſt wieder in voller 
B üthe. An allen Eden und Enden bes Landes finden — —— 
und Wallfahrten ftatt, an denen ſich auch viele * 
monſtrativ betheiligen. 
31. [(Eqhweiz: Bern] Der Bundesrath ſtellt der Regierung von Bern 
" für die Aufhebung bes Beichluffes betr. Ausweiſung der venitenten 
ä tömifch-tatholiichen Geiftlichen aus ben Amtsbezirken des Jura eine 
rift don zwei Monaten. 
— „ |Berein. Staaten] Präfident Grant jcheint zum dritten Mal als 
Kandidat für die Präftdentichaft der Union auftreten zu iollen. 
Selbft die republifanifche Partei ift dem Plan indeß nicht günftig. 


2. Juni. [Deutſchland: Preußen.) Abg.-Haus: beharrt bez. der Vermoͤgens⸗ 
verwaltun —— Kirchgemeinden gegen das Herrenhaus darauf, 
daß der Ortspfarrer nicht der geborene Vorſitzende des Kirchenvor⸗ 
ſtandes ſein dürfe. Das Herrenhaus gibt nach. 

3.—16. „ [Stalin] I. Kammer: Debatte über die Zuflände auf Si⸗ 
eilien und über ben von der Regierung jchon zu Ende des vorigen 
Jahrs eingebrachten Entwurf eines Sicherheitägeieged. Enthüllungen 
Tajani's. Die Regierung verzichtet auf die Durchbringung ihres Ger 
ſetzesentwurfs und begnügt fi mit einem Eurzen Artitel, ber ihr 
wenigſtens eine geroife Vollmacht für Sicilien gewährt. Auberdem 
Il eine —— quoͤte der es a und der Kammern über 

ie Fer Siciliend angeftellt we 

4 „ \Denties Keich.) Bundesrath: beichlieht bez. des Antrages Wei: 
mars betr. die Matricularbeiträge, unächft zwei Geſetzesentwürfe betr. 
Erhöhung der Brauftener und inführung einer Börfenfteuer aus⸗ 
on au u 2 alttatholiſche) Kirche ip Laßt 

J weiz: Genf.] Der atholiſche) Kirchenverwaltungdra 
le egel von der Hi ——— entfernen und ergreift Befik 
don a Die rn — — — proteſtiren und rufen den 
Schutz der Gerichte an. 

1. [Dentiälend: Preußen.] Abg. Haus: tritt bez. der Probincialord- 
"mung mit 213 gegen 148 Stimmen einem Bermittlungsvorichlage bei, 
deffen Annahme durch das Herrenhaus bereits gefichert iſt. 

——— Baden.] Die Regierung unterſagt alle und jede Ju⸗ 
bi äumsproceſfionen. 

...„Echweiz.] Zuſammentritt der Bundesverſammlung zu ihrer or⸗ 
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bentlicden Sommerjeifion. Die Wahl der Präfidenten in beiden Räthen 
Kidt, daß auch die Mehrheit des Ständerathg zu Conceſſionen an die 
Itramontanen nicht ng if. Die Regierung don Bern recurrirt 
gegen bie ihr bez. Aufhebung des Ausweiſungsbeſchlufſes gegen die 
renitenten romiſch⸗kat holiſchen Geiftlichen vom Bundesrathe geftellte 
zweimomatliche Friſt an die Bundesverfammlung. 


9 Iimi. [ Unterhaus: lehnt den erneuerten Antrag auf Ein» 


10. 


11. 


14. 


15. 


16. 


17. 


führun — Schulzwangs mit 164 gegen 91 Stimmen 
ab. Dr Da nn a A enhiehene Fortſchritte. 

Se Are lehnt den erneuerten Antrag auf 
Zrennun — Staat ae Kirche wiederum mit 61 gegen .26 
Stimmen a 


"für Beibehaltung” de ae Der Rnanzwminiſter erflärt 
für Beibehaltung je beft Freihandelsſyftems und gegen 
ie don 2 thätigen Partei angeftrebte Rückkehr zu gemäßigten 


Aa — nt dag Altkatholitengefeh einfach in ber Faſ⸗ 
Br: el Staub: Bruhn) Der Fürftbiihof von Breslau wird 
— geſezwidriger Excommunication gerichtlich zu 2000 ME. Geld» 

ri ag 133 Fagen Gefängniß verurtheilt. 

pifeenbe Bine Bayern.) Die Regierung trifft die ihr kat 
"zu hende Eintheilung der Wahlfreife für die bevorftehend 

der neuen II. Kammer. Die ultramontanen Blätter en —** 

dieſe Wahlkreisgeometrie F die ihre Ausfichten allerdings we⸗ 

Sr herabzu —A eeignet ſcheint. 

Dänemart.] —1 Scmirrigleiten kommt endlich ein neues 

" Minifterium U —— Dasſelbe iſt ausſchließlich der rechten Seite 
des Landsthings entnommen. 

„ [Schweiz] Die Delegirten-Berfammlung der altlatholijchen Ges 
meinden unb Vereine der Schweiz (exfte Synode derfelben) nimmt ben 
DE vorgelegten Entiwurf einer „ aflung der chriſtkatholiſchen Kirche 

weig" mit großer Mehrheit an, beftellt den Synodalrath und 
— die Wahl eines Biſchofs zu ve * 

a veuhen.] Schluß der ifion des Landtags. 
— t.Verſammlung: Der neue 80er⸗Ausſchuß ent⸗ 
cheidet fich mit in gegen 7 Stimmen bezüglich der Deputirtenwahlen 

E das fog. Liftenjerutinium, wie es die Liberalen, und gegen das 

BED NEAR EL ULNM, „wie e3 bie Gonjerbativen unb mit 

ihr bie Regierung . 

„ [Sdweiz: St. — Rath: ſchließt feine‘ ns 
über eine Hebifion ber Den affung, wobei rg die Artikel 
das Verhältniß zwiſchen Staat und Ktiirche und über bie Stellung 
ber Schule ſehr präcı® im Sinne moberner en gegen den 

gen Widerftand ber Ultramontanen gefaßt wer 
— Auf Befehl des * in allen Kirchen 
kreichs das Band dem Hl. Herzen Jeſu geweiht. Die ultramon⸗ 
— Blaͤtter triumphiren laut über den mächtigen * gang der ul⸗ 
tramontanen Agitation und bie belgiſchen Blätter bezeichnen bereits 
als Ziel ber eine katholiſche Liga unter der Leitung des Papftes 


 Beutiätans: —— we Eröffnung des neuen Landes: 
usjchuffes. Bon 30 Mitgliedern haben ſich 29 dazu eingefunden. Die 
— Mehrzahl derſel ben huldigt entſchieden —— Gefangen 


2 








18 


Allgemeine Ehrenik. 


18. Se [Italien.] Schluß ber Kammern. Die frage der füditalieni= 


21. 
22. 


25. 


27. 


I 


8 


chen Eiſenbahnen bleibt unerledigt. 

„ [Deutihes Reich — Oeſterreich.] Erzherzog Albrecht beſucht 
den deutſchen Kaiſer in Ems. 

F De Der Papft feiert fein 30jähriges Regierungsjubiläum. 

ſIDeutſches Reich.) Die Neichsregierung ſieht fi dem Wider: 
ftande der Mittelftaaten gegenüber gendthigt, auch den zweiten vom 
Reichzeiienbahnamt ausgearbeiteten Entwurf eines Reichseifenbahn: 
aeepes zurückzuziehen. 

„ſBOeſterreich⸗ Ungarn.] Beginn der Verhandlungen zwiſchen ben bei: 
den Regierungen über die Erneuerung des Zoll- und Handelsbünd⸗ 
nifſes von 1867 zwiſchen eich und Ungarn. 

„— 6. Juli. [Deutfhland: Preußen.] Der Cultusminiſter Falk macht 
eine Rundreiſe in der Rheinprovinz und wird dabei in den Städten 
Köln, Bonn, Düffeldorf, Aachen zc. mit Iebhaften, zum Theil wirt: 
lich großartigen Demonftrationen gefeiert, jo daß feine Reife einem 
wahren Triumphzuge gleicht. 

» [Spanien] Ein Geſchwader von 5 großen Kriegsſchiffen beginnt 
bie in ben Häuben ber Sarliften befindlichen Küftenftädte Biscaja's 
zu beichießen und ihre Stranbbatterien zu demontiren. 

„ [&äweiz.] Beide Räthe ber Bunbesverfammlung genehmigen Die 
revidirte Verfafſung des Kanton Luzern nur unter ausdrücklicher 
ftricteer Wahrung vollen Auffichtörechtes des Staates über Die 
Schule, auch über die Privatichulen. 

„_[Deutjches Reich] Der Kronprinz des dentſchen — und von 
Preußen Hält in Swinemünde eine große Flottenrevue ab. 

„ [Defterreih:Ungarn — — Zuſammenkunft der bei⸗ 
ben Kaiſer in Eger gelegentlich der Rückkehr des Kaiſers von Ruß⸗ 
land vom Rhein nach St. Beteräburg. 

„— 1. Juli. ſSEchweiz.) ide Räthe der Bıundesverfammlung ver: 
ftändigen fich darüber, die der Regierung von Bern vom Bundesrathe 
geftellte Frift für die Aufhebung des Beſchlufſſes betr. Ausweiſung 
der renitenten rom.⸗kath. Geiftlichen bis Mitte November zu verlängern. 

„ [Zürlei: Aegypten.) Feierliche Inftallation des neuen internatio= 
nalen, aus europäifchen und muhamedaniſchen Richtern zuſammen⸗ 
geiehten oberften Gerichtshofs (ftatt der bisherigen fulargerichts⸗ 

arkeit) durch den Khedive. 

IOe en — Yin Prag. Zu feinem 
een Leichenbegängnik finden fich die Kronprinzen von Deutſch⸗ 
and, Rußland und Stalien ein. Dasfelbe geftaltet fich dadurch zu 
einer Art ernenerter Belräftigung bed Dreikaiferbündnifies. 

„— 8. Juli, [Spanien.] Die Generale Eampos und Jovellar haben 
den all von den Garliften gefäubert. Gatalonien, Valencia 
und Aragonten im von bdenjelben befreit und das Gebiet des Don 
Carlos auf die Gebirgägegenden bed Norden? eingebämmt. 

„, [Bdgien.] II. Kammer unb Senat: haben fich über den ihnen von 
ber Regierung vorgelegten Geſetzesentwurf geeinigt, durch welchen die 
Lücke in der belgiichen eieiehoe ung be3. des 8 Duchesne ausge⸗ 
füllt und die Differenz mit Deutichland zur Zufriedenheit des leptern 
vollftändig begli wird. . 

[Holland.] 3 Refultat der Exrneuerungswahlen für die Hälfte 
der II. Kammer ergibt 42 LKiberale, 10 Confervative, 12 ſog. Anti: 
Revolutionäre und 16 Ultramontane. 

„ [Zürtei: Montenegro] tritt bem Berner Weltpoftvertrage bei. 
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Auf. Juli. ne Bayern.) Die ſämmtlichen Biſchdfe erlaffen 
zum Theil jehr neltige ee um die ulttamontane Partei 
ın dem bevorſtehenden Wahlkampfe zu unterftügen. Das kgl. Placet 
wird dabei von feinem ber Bifchöfe et 

1--11. Oeſterreich nngarn: Ungarn.] Neuwahl des Unterhaufes. Das 
Rinifterium Wenkheim⸗Tisza erhält durch diejelbe eine geradezu über: 
wältigende Ma — 

„ » [SItalien.]) Das Gericht gibt der mantuaniſchen Gemeinde del Doſſo, 
di fich ihren Pfarrer dem Biſchof zum Trotz ſelbſt gewählt hat, Recht 
— interpretirt in ihrem Urtheil den Art. 1 der Staatsverfaffung, 

wonach die roͤmiſch⸗kat holiſche un die Staatgreligion ift, ime 
plicite in die franzöfiiche Fafſung welcher die römifch-tatholifche 
Religion bloß die Religion ber it der Franzoſen i 

„19. [Rupland.) —— ta diesjährigen lemalintale 
Zelegraphenconfereng in St. Petersburg. 

5. „ [Brantreid.) Nat.Verſammlung: bewilligt dem Striegäminifter 
Einen Nachtragscredit von 100 Millionen auf den Liquibationgconto, 

res das nn der Armee. 


— — Rußlaud.] Koͤni aa befucht 
Rufla uns = ht hen Hof in St. Peteräburg. Es ift klar, daß 
König Oskar fi) dem Dreilaiferbündnifie perſönlich und thatfächlich 


ſoweit ——— als es die Verhältnifſe ihm nur immer erlauben. 

T. [Sranfreig.] Rat. Derfammlung: Zweite Berathung des Gele . 
“ über das ——— ige Derhältniß der öffentlichen Gewalten. Die 
gierung I jet ihre Borlage gegen die Mehrheit der Linken faft —— 
an 

8. „ Deutihland: Preußen] Der kgl. Gerichtshof für kirchliche An⸗ 

enbeiten befchließt die Einleitung des an auf Amtsent⸗ 
— gun den Biſchof Brinkmann von Münfter. 

„12. ſFgrauftreich. Nat.Verſammlung: Zweite Beratung des Ge- 

Iepentmuef betr. Freigebung bed höhern Unterricht? zu Gunften der 
len, Dieſe behaupten nicht nur alle in der erſten Berathung 

von ihnen durchgeſetzten, Ce fie günftigen Beftimmungen, fondern er 

ringen ſogar noch neue Vortheile. Tas Gejeg wird ſchließlich ala 

Ganzes mit 316 gegen 266 Stimmen, alfo mit einer Mehrheit von 

50 Stimmen, definitiv angenommen. Die entjchiebenen Liberalen er- 

bliden darin mit Recht eine ſchwere Niederlage für ihre Anſchauungen. 

Die Ultrtamontanen jchlagen Dagegen ein wahres Triumphgeſchrei auf 

und laſſen feinen Zweifel über ihren Plan, die Univerſität mit der 

Zeit ganz zu befeitigen und dag Monopol für fih zu gewinnen. 

(Türkei: Aegypten.) Der Khedive verkündet dur — a Ein: 

" führen des gregorianijchen Kalender? auf den 1. 

9. „ [Zürfei.] Die Regierung veröffentlicht da3 Bu age hir 187516. 
Dasſelbe gefteht ein Deficit von ca. 100 Millionen Mark ein. That⸗ 
ale Kill ae ee weifel noch ein weit höheres. 

13.—15. „ at. Berfammlung: Debatte über den Comiſſions⸗ 

bericht ve "bie ig der Bonapattijten. Die ra des Bona⸗ 
partiften Bourgoing wird mit großer Mehrheit caffirt 

15. „ Deutſches Reih — Defterreich.] Der deut he Kaifer befucht 
auf dem Wege von Ems zur Nachkur in Gaftein den Kaifer von 
Defterreich in Iſchl. 

— (Turtei: Herzegowina.) Ausbruch einer Inſurrection an ber Na⸗ 
rema der ſich in deg r erſten günſtigen Ergebniffe ſchnell bis an 
die montenegriniſche Grenze ausdehnt. Die Inſurgenten pflanzen die 


2* 
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Öfterreichiiche ggabne auf. Die türkiſchen Truppen im Lande find unge 
nügend, die Bewegung raſch zu unterbrüden, und die Türkei zögert, 
weitere Truppen berbeizuzieben, bis es zu jpät ift. 

17. Juli. Deutſchland: Bayern.) Der Domcapitular Hohn in Würzburg 
wird wegen liberaler Stimmabgabe vom Biſchoſ gemaßregelt. Der: 
felbe wendet fi um San an die Stantsgewalt und ber Biſchof 
fieht fich gezwungen, feine Maßregeln zurüdzunehmen. 

„» + TDeulſchland: Elſaß⸗-Lothringen.] Schluß der erften Seifion bes 
— chuffes. Die Reſultate derſelben find im Ganzen ſehr be 
iebigend. . 

20. „ [Deutiälann: Preußen.) Die katholiſchen Bilchdfe nehmen das Ge: 
feg betr. die Bermögensverwaltung katholiſcher Kirchgemeinden tro 
ihres früheren Proteftet gegen bastelbe nunmehr doch an, um dadu 
größere Nachtheile zu vermeiden. 

22. „ (Fankreich.] Nat.Verſammlung: beichließt, ſich neuerdings vom 
4. Aug. bis zum 4. Nov. zu vertagen. Damit find die Aurlöjung 
der Berfammlung und die Neuwahlen in weite Ferne gerüdt. 

„235. „ [Italien] Zweiter italienifcher Katholiten-Gongreß in lo: 
renz. Die Beichlüffe beziehen ſich namentlich auf die Eroberung de? 
freien Unterricht für die Kirche wie in frankreich und auf eine immer 
zegere Betheiligung der Ultramontanen an den Gemeindewahlen, um 

borerft er feften Fuß gegen den modernen Staat zu faflen. 

23.27. „ [Frankreich] Rat.:Berfammlung : genehmigt die Regierungs: 
borlage über die Senatswahlen ohne bemerlensiwerthe Debatte. 

24.—27. , een] Die Commilfion der Rotabelnverfammlung vd. 20. 

Mai beichließt mit 22 gegen 8 Stimmen, die Eultusfreiheit von 1868 

. der neuen Dertaflung aufrecht zu halten. 

v„ „TDeutſchland: Bayern] Allgemeine Wahlen zur II. Kammer. Die 
jelben ergeben wirklich, wie vorausgeſehen, 79 Ulteamontane und 77 
Liberale, alfo für jene eine Majorität von bloß 2 Stimmen. 

29. „Frankreich.] Nat.:Berfammlung: beftellt die Permanenzcomiffion 
für die Ferien mit 13 Mitgliedern der Rechten und 12 Mitgliedern ber 
Linken. Die Lage ift in Folge ber entichiedenen Hinneigung der Re 
gierung auf Seite der Conferbativen und der alten Majorität twieder 
eine jehr zmeifelhafte geworden. 

30. „ (Griechenland.) Neuwahl der Kammer. Die Oppofition erringt 
einen vollſtändigen Sieg. Die Partei Bulgaria zählt in ber neuen 
Kammer Aur mehr 17 Stimmen. 

31. „ [Italien] Die Regierung geht in Folge bes Refultat? der Interpella⸗ 
tionen Laporta und Mancıni nunmehr gegen die Bilchöfe, welche das 
Erequatur troßig nicht einholen, ſchaärfer vor: eine ganze Reihe der⸗ 
jelben muß die von ihnen ungefehlich bezogenen biſchöflichen Paläfte 
wieder räumen, wobei einige gewaltfam ermittirt werben müflen. — 
Die Gemeindewahlen fallen in einer Reihe großer Städte diesmal 
clerial aus. Die Ultramontanen faffen aa: geftüßt neuen Muth 
und neue Hoffnungen. Der Grundja des Vaticans ne elettori ne 
eletti geräth ind Wanken. 

„ [Krantreig.] Die Elericalen haben bereits die Errichtung von vier 
ſog. katholiſchen Univerfitäten in Angriff genommen. 

„ +» KRürkei) Ein Erlaß des Sultans befiehlt, den Bau ber Klein: 
afiatifchen Eijenbahnen unverzüglich in Angriff zu nehmen. Die 
Koften übernimmt der Sultan angeblich auf jeine Privatchatulle. 


1. Aug. [Oeflerreig, Rußlaud und das Deutſche Rei) haben fich dahin 





Allgemeine Ohronik. 2 


verfländigt, die Inſurrektion der Herzegowina und in Bosnien nicht 
zu einem Wiederausbruch ber orientalilchen Frage fih austwachien 
zu laffen und zu dieſem Ende bin gemeinjam vermittelnde Schritte zu 
tun. Rußland überläßt habe bie leitende Rolle Defterreidh. 


1.—2. Aug. Deutſchland.]) Abhaltung bes deutſchen Schützenfeſtes in 


* 


Stuttgart. Dasſelbe trägl ein durchaus nationales Gepräge und legt 
ſehr erhebliche Fortſchritte des deutſchen Fila an den Tag. 
Zürlei: Montenegro, Serbien, Rumänien — Griedenlend.] In 
ontenegro und in Serbien herrſcht in Bolge der Inſurrektion in 
ei zegowina große Aufregung; dagegen bleiben Rumänien unb 
nland Biemlieh gleichgültig und neutral. 

: — Reich.) Die geſammte Artillerie iſt nunmehr mit den 
neuen Geihühen, ne gefammte Infanterie mit dem neuen Mauſer⸗ 


gewehre — 

Frau ie Regierung beruft die Angehörigen der ſogen. 
lee (Zandiwehr) r den September zum erſten Mal zu 
den großen Herbſtmandvern — 

[Dentſchland: Preußen.) — Biſchof von Paderborn 
" enttveicht nad ollanb. ir erie —* wir je feiner Eigenſchaft 
als preußifcher Staatsbürger für re lite 

,„ Rürtkei: Same Zrebinje wird von ben Inſurgenten eins 

ge Stoffen. er n — e Schwäche der Türkei in der Herzegowina 
auf pla 

— — Defterreich.] Oeſterreich geſteht ber Pforte die Aus: 

J le —— in Klek behufs Unterdrückung des Aufſtands 


owina 

kärte: bien] "Die Wahlen zur Skupſchtina find in weit 
—— ee Maße national und gegen das Gabinet Stephanomwitich 
ausgefallen. Dasjelbe verlangt feine Entlaffung. 
dil ——— — Auch in Bosnien bricht der Aufftand gegen 

ie 
.„ (Züri — vie drei Ofiimichte.] Die Geſandten der drei Oſt⸗ 
maͤchte bieten der Türkei ihre guten Dienſte behufs Beilegung der 
in der Herzegowina an. Die Pforte lehnt das Aner⸗ 

en v 


orerſt ab. 
sei ki: nkrei 9 Ein katholiſcher Congreß in Poitiers beichließt eine 
von Relolutionen, bie dahin zielen, ben Eode allmälig wieder 
durch a3 canoniſche Recht zu erſetzen. 
„ Kürtei: —— zegowina.] Die in Pier gelandeten türkifchen Truppen 
entf nje und erzwingen den freien Paß na oftar. Der 
Au a let dadurch wenigſtens zu einem augenblidlichen Still: 


” [Türkei _ Die Drei Oftmädte.] Die Gejandten ber drei Oftmächte 
— ihr Vermittlungsanerbieten. Die Pforte nimmt es nun⸗ 


mehr a 
£ "Briegenland] Der König re die neue Kammer mit einer 
fireng Be ie Thronrebe 
— Miniſterrat beihlieht mit Mehrheit der Stimmen, 
En e N U ber künftigen Cortes das allgemeine Stimmrecht bei⸗ 


—5 Der paͤpftliche Nuntius verlangt in einem Rund⸗ 
"elle an an bie Biſchöfe die Wieberbefeitigung ber Gultusfreiheit, bie 
ber katholiſchen er und überhaupt bie 

ſtrikte Beh ellung bes Concordats von 185 
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25. Aug. Türkei.) Der bisherige Großvezier Efſed Paſcha gibt feine Ent: 
- Aaffung Ser Sultan beftellt nunmehr fein Minifterium aus den ge 
wejenen Großvezieren Mahmud Paſcha, Mithad Paſcha und Huflein 
Avni Paſcha. rver Paſcha wird zum Specialcommifſär der Pforte 

in ber Herzegowina ernannt. 

28. „ [Frankreich] Die Handelsfammern bes Landes haben ſich mit 
einer einzigen Ausnahme einmüthig für Aufrechthaltung der Hanbela- 
freiheit und für Erneuerung der ablaufenden Hanbelsverträge auf ber 
bisherigen Grundlage ausgeſprochen. 

— .„ [Brantreid] Die Prinzen von Orleans Dann nach und nad) 
die ihnen S. 3. von Napoleon confizcixten, von der Nat.:Berfammlung 
ihnen aber wieder zurücdgegebenen Güter. 

— ,„ [England] Die öffentlide Meinung ſpricht fich vielfach für bie 
Errichtung eines neuen türkiſchen Bafallenftantes in ber owina 
und Bosnien aus. England iſt offenbar nicht mehr geneigt, für die 
Integrität der Türkei einzutreten. 

— „ [Rublans.) Aufſtand in Kokand. Der Chan wird vertrieben und 
die Aufftändifchen fallen in das ruffiiche Gebiet ein, werden aber auf? 
Haupt geichlagen und über bie ruffiſche Grenze zurüdgeworfen. 

— „ [Rürlei: Herzegowina.) Der Aufſtand ericheint * die bisherigen 
Erfolge ber türkifchen Truppen von der dalmatiniſchen Grenze ab und 
an die montenegrinifche Grenze gedrängt. Dalmatien und Montene 
find von Zaufenden von Flüchtlingen überfüllt. Der Aufftanb jelbft 
wirb bon Montenegro aus lebhaft unterflügt. Die Pforte ihre 
frühere Saumfeligfeit ee! und bedeutende Truppenmaflen ber- 
beigezogen, die fie an der Grenze Serbiens concentrirt. Serbien remon⸗ 
ſtrirt umjonft in Konftantinopel gegen dieſe Drohung. 

1.—8. Sept. ee al Der diesmal in München verfammelte 
volfawirthichaftlicde Congreß ſpricht ſich mit 62 gegen 58 Stimmen 
für das Princip don Sau öllen aus. 

„»  » [Schweiz] Ber Synodalrath der altlatholifchen Kirche in ber 
Schweiz erflärt die Beichte für nicht:obligatoriih und beichliekt, daß 
die Fahigkeit zur Bekleidung geiftlicder Amtsftellen nicht davon ab» 
hängig fei, ob der Priefter verbeirathet oder unverheirathet fei. 

„» „ [Zürkei: Serbien.] Die Stupfchtina iſt in Kraguj zulammen» 
getreten. Die zn ift entichieden omladiniſtiſch. Fürſt Milan 
entläßt nunmehr das Minifterium Stephanowitſch und beruft ein 
nationales Minifterium Riſtitſch. 

2. „ Deutſches Reich.) Der Jahrestag ber lacht von Sedan wird 
im größten Theile des Reiche ala Rationalfefttag rirge Nur bie 
Ulteamontanen und die Sorialbemocraten enthalten fi grumbjäglich 
jeder Betheiligung. 

3. „ [Zärlel: Herzegowina.] Der Pfortencommiffär und die europäij 
Gonfuln find in Moftar behufs Bermittlungsverfuchen mit den In⸗ 
jurgenten beifammen; aber e3 findet fich kein einziger Inſurgenten⸗ 
führer ein unb es bleibt den Conſuln nichts ander? übrig, ala bie 
Inſurgentenführer im Lande felbft aufzuſuchen. 

4., Ih land.) Die Kolander werben bei Machram aufs Haupt ges 

agen. 

3. „_[Brantreid.) Der zur Zeit an ber Spike ber ee 
nn Admiral La Roncidre le Noury jpricht fih einem offenen 

efe für die Wiederherftellung bed Kai 8 aus. Derſelbe wirb 
dafiir don ber Regierung Tofort abgefekt. 

7.—10. „ DTeutſchland.] Die beutichen Ultramontanen machen einen 
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bemonftrativen Pilgerzug nach Lourdes unb Paraysle-Monial in 
i Die —*X ericheint aber als gänzlich verfehlt. 


Frankreich. 
9. Sept. Türkei: Herzegowina.) Die europäiſchen Conſuln beſchließen 


II. 


12. 


13. 


19.—22. „ [Dentides 


30. 


in Moſtar, ſich in zwei Gruppen zu theilen und die Inſurgenten⸗ 
führer, die einen in Trebinje, die andern in Nevefinje aufzufuchen. 

» [Spanien.] Die Beibehaltung des allgemeinen Stimmrechts für bie 
bevorftehenden &orteswahlen führt ſchließlich Doch zu einer Spaltung 
des Miniſteriums. Das Gabinet Canovas bel Gaftillo tritt zurüd, 
General Jovellar bildet ein neues. 

„ [Scämweiz: St. Gallen.] Die neu revidirte Verfaffung des Kan: 
tons wird vom Bolte in allgemeiner Abftimmung größtentheils ver» 
worfen und zwar bez. der Tirchenpolitiichen Artitel mit 19— 20,000 
gegen 14,000 Stimmen. 

„ Schweiz: Bern.] Gr. Rath: genehmigt auch in zweiter Berathun 
das Geſetz betr. Mebergriffe der römijchzlatHolifchen Geiftlichen, dur 
welches die Aufhebung der Ausweifung ber renitenten Tathol. Geift- 
lichen bes Jura ermöglicht werden foll. 

.„ [Beutihland: Preupen.] Der Cultusminifter Falk wird auf 
einer Rundreije in Schleswig-Holftein faft ebenfo lebhaft wie un» 
längft am Rhein gefeiert. 

Reid) Große Plottenrevue durch den Kaifer bei 
Warnemünde. 


. — Eröffnung der neuen Legislaturperiode. Die Thron⸗ 

rede gefteht zu, daß es noch energiicher Thaten bedürfe, um den at= 

—3*— — auf Sumatra zu einem für Holland befriedigenden 
e zu en. 

.IRußlaud.] General Kauffmann hält feinen Einzug in Kokhand. 
Naffyr⸗Eddin, der Sohn des vertriebenen Ehan, wird als Chan an- 
erlannt, Dagegen ein Theil bed Lanbes für Rußland annectirt. 

R a ee] Zufammenteitt der Delegationen in Wien. 

. IZürlei: Herzegowina.) Beide EonfularsDelegationen kehren un» 
verrichteter Dinge nach Moftar zurüd. Die Snfurgentendhefs Haben 
ala Borbedingung für jede Beiprechung ben Abichluß eines Waffen: 
ftillftandes und den Ausſchluß irgend eines türkiichen Vertreter ge- 
fordert, worauf die Conſuln nicht eingehen Tonnten. 

„ [Deutihland.] ine Sonferenz von Delegirten ber deutſchen See 
banbeläpläße in Berlin ſpricht fich ſehr energiſch gegen die Gelüfte 
der Schubzöllner aus. 

(Türkei: Serbien] Stupfchtina: bewilligt dem Minifterium eine 
Art Kriegscredit. 

A (Deut! chland: Bayern.] I. Kammer: Die ultramontane Partei 
macht von ihrer Mehrheit von 2 Stimmen Gebrauch, um das Präs 
fidium und da3 ganze Bureau ausſchließlich ultramontan zu bejegen 
und ftellt bereit3 den Antrag auf Erlaß einer Adreſſe an den König, 
um darin bem Minifterium ein Mißtrauensvotum exrtheilen zu können. 

Türkei: Serbien.] Ein Dekret bes Fürſten Milan verlegt bie 
Stupfchtina von Kragujevatz nad) Belgrad. 

,„ Kürlkei: Derzegomoina.] Die europäiichen Eonfuln werben anges 
wiejen, in Moftar zu bleiben und ihre Vermittlungsbemühungen fort: 
aufeben; ber Pfortencommifjär erhält die Inftructionen, Vorſchläge 
der ſuln zwar anzuhören, aber fich in keiner Weiſe zu binden. 

„ [Defterreih-Ungarn.] In den Unterhandlungen ber beiden Res 
giexungen über die Erneuerung bed Zolls und Handelsbündnifſes 

zroifchen beiden Reichshälften ftehen ſich die Anſprüche zunächſt fchroff 
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gegenüber. Die Ungarn find wenig geneigt, ben Wünichen Oeſter⸗ 
reichs bez. des Zolltarifs — während dieſes die Forde⸗ 
rungen Ungarns bez. der ehrungsſteuer entſchieden abweist und 
auch bez. der Bankfrage ſich ** zeigt. 

— Sept. Oeſterreich-Ungarn.] Die ungariſche Delegation ſpricht fich ſehr 
entſchieden für das Princip der Nicht: Intervention und für Auf: 
rechthaltung des territorialen status quo in der Türkei aus. 

— , FZrankreich) Die Biſchöfe und die Glericalen find mit großem 
Eifer bemüht, eine ganze Reihe fog. katholifcher Univerfitäten zu or: 
—— und die dafür nothwendigen Geldmittel aufzutreiben. Mehrere 
erſelben ſollen, wenn auch noch unvollſtändig, ſchon in dieſem Jahre 
eröffnet werden. 

— „ [Berein. Staaten.] Präfident Grant Hält in Tennefſee eine ſehr 
energiiche Rebe gegen bie Ansprüche ber Ulttamontanen bez. ber Schule. 


Anf. Oft. [Deutſches Reid.) Bundesrath: Die preußiiche Regierung läßt 
demjelben eine Novelle zum Strafgeſetzbuch — welche dahin zielt, 
ber Regierung in einer Anzahl ſog. Solitifher raphen erweiterte 
Befugnifie gegenüber der ultramontanen unb ber focialiftif Agi: 
tation zu übertragen. Die öffentlicde Meinung fpricht fich jofort ent: 
ſchieden gegen dieſe ———— aus. 

— „EEpan ne Die Regierung beharrt gegenüber ber päpftlichen Gurie 
auf Aufrechthaltung ber erben —— 

— „ TTürkei.] Die Stärke ber a ern in den aufftändifchen 
Provinzen und an der Grenze von Serbien wird auf nahezu 100,000 
Mann arigegeben, diejenige der Aufftändifchen auf 10 bis höchſtens 
14,000 Mann. 

2. „  [Bentidland: Bayern.) Der Biſchof Haneberg von Speyer troßt 
der Regierung le gelegentlich einer Jubiläumsfeier einer Wallfahrts⸗ 
firche ın ber Pfalz. Der König fpricht fich Über den In — 
* ac in einem Sanbfchreiben an den Minifter Buß Te ents 

ieden aus. 

» » IZürkei.] Eine kaiſerliche Irade ordnet eine Anzahl Reformen und 
Steuerermäßigungen an. 

4 „ [Defterreih- Ungarn: Oeſterreich.) Hundertjährige Jubelfeier ber 
Dereiniguug der Bulowina mit Defterreich und feierliche Eröffnung 
ber deutichen Univerfität in Czernowiz. 

» „ [Dänemark] Der König eröffnet den Reichsſstag, vertagt ihn aber 

auch fofort wieder big zum 29. November. Die Linke des Folke⸗ 

tHing®, darüber fehr unzufrieden, erläßt ein Manifeft an ihre Wähler 
gegen das neue Minifterium > 

ö Mehrtei: Derzegeimina.] Eine Anzahl zurüdtehrender Flüchtlinge 

werden bon Türken in Bopovolije als Empödrer hingerichtet. 

Der Aufftand erhält dadurch neue Nahrung. 

» » _[Zürkei: Serbien] Der Fürft entledigt A durch eine Art Staats: 

Ä ftreich wieder des Miniſteriums Niftitich. 

5., — Ein großes Meeting für Schottland ſpricht ſich in 
G u energiſch gegen bie Webergriffe des römiichen Papſtthums 
und für das Vorgehen Deutichlands gegen bielelben aus. 

6. „ —— hen] Der ende entdedte geheime päpftliche 
Delegat für das Erzbisthum Pofen wird ge zu zwei Jahren 
Gefängniß verurtheiltl. — Der gl. Gerich mi für ki Fi Ange 
legenheiten fpricht die Amtsentfegung gegen Furſtbi — *— 
bon Breslau aus. 
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6. Ott [Zürkel.) Beginn der finanziellen Satafteophe: die Pforte er- 
Härt, vom 1. Januar 1876 an die Zinfen ihrer Staatsſchuld für 
die nächften 5 Jahre nur mehr zur Hälfte bezahlen zu können. 

9 „ [ITuürkei: Serbien] Fürſt Milan bildet wieber ein Minifterium 
unter dem Präfidenten der Stupfchtina ala Minifterpräfidenten. Auch 
dad neue Minifterium befteht ausjchließlich aus Nationalen, nur daß 
fe perfönlich dem Fürften genehmer find, ala die bes entlafienen Mis 
nifleriums Riſtitſch. Schon Riſtitſch Hatte 20,000 Mann Truppen 
an ber Grenze aufgeftellt und das neue Minifterium fährt fort, eifrig 

rüften. Die öffentliche Meinung des Landes ift entſchieden für 

Eintri itt in den Krieg. 


e 

10. „ [Deutihland.) Lie Generalverfammlung des Vereins für Social⸗ 
politit in Eiſenach lehnt einen Antrag im Sinne ber Rückkehr zu 
Schubzöllen mit großer Mehrheit ab. 

11. „ [England] Der Prinz von Wales tritt mit großem Gefolge eine 
Runbreife in Oftindien an. 

13. „ [Deutihlend: Bayern.) II. Kammer: Die Ziweiftimmen-Mebrheit 
der Ultramontanen befchließt die von Jörg eingebrachte Adrefle an 
ben König ala Mibtrauendpotum gegen bad Minifterium. Erklärung 
= — Minderheit. Das Miniſterium bietet dem König feine 

afjung an. 

15., —— Baben.] Die Erneuerungswahlen der Hälfte ber 
U. Kammer ergeben 22 Nationalliberale, 6 Ultramontane und 2 
Demotraten. 

-„ «, [Zürkei: Herzegowina und Bosnien.) Der Großvezier erläßt ge: 
har auf die Irade des Sultans vom 2. Oktober ein Reform:Mani- 
eit, das Gerber ee für die Herzegowina und Bosnien durch eine 
Proclamation verkündet. 

16. „ [Deutiland: Denken.) Der Erzbiſchof von Köln muß ben 

Staate gehörigen erzbiſchöflichen Palaft in Folge des Sperr: 
geiehes räumen. 

„ „ _lBeferreihsiingarn: Ungarn.) Tisza tritt auch formell ale 
Minifterpräfident an die Spite des Cabinets. 

„ [Rürlei: Aegypten.) Der Beginn ber Thätigfeit der neuen inter: 
nationalen Gerichte wird mit Rüdficht auf Frankreich neuerdings auf 
den 1. Januar 1876 hinausgeſchoben. 

17. „ I EB eLLe ID: Puaazıe] luß ber Seifion der Delegationen: 
biefelben haben ſich über das Budget für 1376 — 

18.—23. „ Dentſchland — Italien.) Der, deutſche Kaiſer beſucht den 
— von Italien in Mailand: ber König iſt von feiner gangen 
(Fam lie und allen feinen Miniftern umgeben. Die Bevolkerung ber 
ombarbifchen Hauptftabt empfängt den erften beutichen Kaiſer mit 
unendlidyem Jubel. 

„ . [England] Gladftone fährt fort, in einfchneidenden Broſchüren 
die Anmaßungen bed römi Papſtthums zu befämpfen und Eng⸗ 
land anf bie biesfälligen Gefahren nachbrüdlich aufmerkfam zu machen. 

19. „ [Deutidland: Bayern] Der König nimmt bie Adrefie der ultras 
montanen Mehrheit ber II. Kammer nicht an und verweigert bem 
Minifterium bie von bdemfelben angebotene Entlafjung. 

21. „ [Rußlew.] Neuer auuen in Kokhand; au Naffyr-Edbin wird 
vertrieben, ber fanatif bderrhaman Autobatichi ergreift die Zügel 
ber Regierung und predigt ben heiligen Krieg gegen die Rufſen. 

22. „ [&dmeiz: .) Der Staatsrath ergreift En bon ben Kirchen 
und Pfarrhäufern derjenigen Tatholifchen Gemeinden, deren Pfarrer 
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und Gemeinberäthe neulich und zwar im Sinne des Altkatholiciemus 
—— worden find, zum Theil unter Anwendung von Gewalt. 


26. SH. ae Erneuerungswahlen der Hälfte der Gemeinderäthe des 
ganzen Landes. Die Liberalen erringen dabei eine Anzahl nicht zu 
unterfchäbender Erfolge. Das bisherige Mebergewicht der Glericalen 

5 icheint langſam aber allmälig doch wieder umſchlagen zn wollen. 

71 


A nr Reich.) Eröffnung ber Herbitieifion des Reichstags. 

„ [&riehenland.)] Der König entläßt das Minifterium Trukupis 
und ernennt ein folche aus ber Majorilät ber neuen Kammer unter 
dem Präfidium von Komunduros. 

29. „ [Zürlei: Serbien] Stupjchtina: vertagt fi) auf 4 Wochen, läßt 


aber einen Permanenzausfchuß zurüd, um bie Regierung zu ü 


wachen. 
0. „, weiz.] Neuwahl des Nationalrathes. Der Kampf brebt fich 
fa ausiolichlic um ben Gegenjaß zwiſchen Liberalismus und Ultras 


montanigmus. Die Ultramontanen gewinnen den Sieg im Stanton 
Teſſin unb in einem bisher liberalen Wahlfreife des Kantons St. 
Gallen, unterliegen dagegen im katholiſchen Jura des Kantons Bern 
einer anjehnlichen liberalen Majorität. Die große Mehrheit des neuen 
Nationalrathe bleibt wie bisher entichieden antiultramontan. 
(Schweiz: Bern.) Das neue Cultuspolizeigeſetz (Geje betr. Stö- 
rung de3 religiöfen Friedens) wird vom Volke deö Kantons in allge: 
meiner Abftimmung mit 36,071 gegen 17,934 Stimmen angenommen. 

"» » [Zürkei: Aegypten] Die Truppen bes Khedive rüden in Abel 
finien ein. 

— „ [Deutihlandb: Bayern] Die Bilchöfe richten eine nene Eingabe 
an ben König bez. ihrer Beichwerden betr. die Altholifen, das Schul: 
weſen und die Klöſter. Der König weißt fie an das Minifterium. 

— „ LDefterreih-Ungarn: Oeſterreich] Abg.-Haus: Die verſchiedenen 
Glub3 berathen lebhaft über die Schu zoflfrage. Die Majvrität des 
Haufes ift entichieden für die Schußzölle, doch miklingt es den Schuß: 
zöllnern, das Haus im erſten Anlauf zu einer großen ſchutzzölleriſchen 
Action fortzureißen. Die Minderheit conftituixt, fi) al® Freihandele- 

hei 


partei. - 

— ,„ [Griehenland.] Die Mebergriffe Roms führen auch in Griechen: 
land zu einem Conflict: ber Papft ernennt aus eigener Machtvoll« 
tommenbeit einen katholiſchen Erzbiſchof für Athen. Die Regierung 
verfagt demfelben die Beltätigung. 


1. Rovd. [Deutihland: Preußen.) Die officielle Prov.-Korr. ſpricht fich 
gegen die Agitation der Schußzöllner aus. 

— —5 — Reich]) Die öffentliche Meinung beſchäftigt ſich leb⸗ 
haft mit dem vom Reichskanzler vorgelegten Projekt einer Erwerbung 
der Eiſenbahnen für das Reich. In Süddeutſchland ſpricht ſich die 

öffentliche Meinung überwiegend gegen dasſelbe aus. 

— „ |Deutfches Reich.) Graf Arnim veröffentlicht neue Altenftüde zu 
feiner Rechtfertigung. Der Staatögerichtöhof leitet wider ihn eine 
Unterfuchung wegen Zandesverraths ein. 

— , Kir en.) Marfori, der Günftling der Exkönigin Jiabella, wird 
in Madrid verhaftet. Zwiſchen König Alfons und feiner Mutter tritt 

ein vollftänbiger Bruch ein. 

„ [Zürfei — Die drei Oſtmächte.) Die drei Oftmächte Haben, ſich 
über eine gemeinfame Note an die Pforte betr. eine dauernde Pacifica: 
tion der Berge divina und Bosniens geeinigt. Die Nebergabe berfel: 
ben verzögert —* jedoch in Folge einer Krankheit des Großveziers. 


D 
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4.Nov. |Berein. Staaten.] Die November-Staatswahlen fallen zum Theil 
für die republifanijche Partei — doch nicht ſo weit, um 
ihre Verluſte vom vorigen Jahr wieder auszugleichen. 

5. „ [Spanien — Verein. Staaten.] Differenzen bez. Cuba's. 

6. „ Oeſterreich⸗ Ungarn: Ungarn.] Unterhaus: Die Regierung legt 
bemjelben einen Geſetzeſentwurf betr. Einführung ber Civilehe und 
von Givilftandsregiftern vor. 

»  » [Schmeiz: Bern.) Die Regierung hebt nunmehr die Ausweiſung 
der renitenten römifch-tatholiichen Geiftlichen wieder auf. 

8.—13. „ [Frantreig.] Nat.:Berfammlung: Erſte Berathung des Wahl: 
geießes Für die künftige Deputirtenfammer. Die Regierung jebt mit 
357 gegen 326 Stimmen das fog. Arrondiffementswahlfyften gegen 
da3 von der gelammten Linken verfochtene ſog. Liftenferutinium durch. 
Dagegen wird dad allgemeine Stimmrecht von feiner Seite mehr an⸗ 


gefochten. 
9. „ [Sriedenland.] Die Kammer erflärt alle Beichlüffe der früheren 
Kammer aus der Zeit, da fie geſetzlich nicht beichlußfähig war, für 


ungültig. 

10. „ [Esanien] Der päpftlidde Stuhl beharrt auf feiner Forderun 
ber Wiederheritellung ber katholiſchen Glaubenseinheit, ſucht inde 
2 einen Bruch mit der jpanifchen Regierung zu vermeiden. 

11. „ [DOeflerreih:ingarn) Die Regierung fündigt nah den Wüns 
ſchen der Schußzöllner die Nachtragsconvention zum Handelsvertrage 
mit England. 

12.—15. „ [Defterreih: Ungarn: Defterreih.] Abg.:Haus: Debatte über 
ben Antrag Wildauer betr. Durchführung des Schulgefees auch in 
Tyrol. Derfelbe wird gegen bie Stimmen der Tyroler, Polen und 
der ſog. Rechtöpartei angenommen. Die Minifter ftimmen mit ber 

„ « Rür ei Die Pforte läßt fich endlich dazu herbei, ihre an der 
wi h enge angehäuften Truppen zurückzuziehen, worauf Serbien 

selbe thut. 

15. „ [Italien] Differenz ziviichen ber Abtei St. Barbara bei Mantua 
und dem Papft. Die Abtei ruft den Schuß der Stantägewalt an, 
der Papft muß nachgeben. 

I[Ecqhweiz: Genf] Die Neuwahl des Staatsraths dur das Volt 
ergibt el radicalsliberale und zwei conferbative Mitglieder. Die 
Wahl wird als der klare Ausbrud des Volkswillens angefehen, daß 
ber Kampf gegen den Ulttamontaniamus mit aller Energie zu Enbe 
eführt werde. 

16. „ [Frankreich] Der Erzbiſchof von Paris eröffnet bereit? die Recht: 
facultät feiner neuen fog. katholiſchen Univerfität. 

„ « [ESpanien.] Die Regierung erllärt fi dem xömifchen Stuhle 
gegenüber bereit, das Goncordat von 1851 berzuftellen, nur bie Eul: 
tusfreiheit will fie aufrecht Halten. 

18. „ [Denties Reich.) Bundesrath: genehmigt die Novelle zum Strafge: 
ſetzbuch ohne weientliche Modificationen nach dem Antrage Preußens. 
Die öffentliche Meinung beharrt darauf, daß diefelbe in ihrem poli« 
— a den Reichstag abjolut unannehmbar ſei. 

.  . .[dalien. Ka ſchließt in Bafel Namen? der Regierung einen 
Vertrag ab über, den Ankauf ber oberitalieniichen Bahnen (Roth: 
ſchild), vorbehaltlich der Ratification des Parlamentes, um ben Preis 
don ca. 800 Mill. Fre. 

19.—20. „ L[Dentiges Reich.) Reichstag: Beneraldebatte über das Bud» 
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get für 1876. Der preußiiche Yinanzminifter gefteht dem Reichstag 
unumwunden das Recht zu, die vom Bundesrath vorgeichlagenen zwei 
neuen Steuern anzunehmen oder abzulehnen. Die Ablehnung flebt 
bereit? außer Zweifel. 

19. Nov. Bau Eröffnung der neuen jog. katholiſchen Univerfität 
in Lille. 

22. „ [Denifges Rei.) Reichstag: Berathung des Budget? für 1876. 
Der Reichskanzler betätigt und bekräftigt die Erklärung bes preußi: 
ſchen yinanzminifters v. 20. dB. Mts. betreffend die vorgeſchlagenen 
neuen Steuern. 

23. „ [Schweiz.] Der Bunbesrath fordert den Kanton Teifin auf, ben 
Art. 32 der bisherigen Berfaffung, ber die Wahlen zum Gr. Rathe 
nach ungleich großen Kreiſen ftatt nach der Bevölferungszahl feitiegt, 
ala im Widerſpruch mit der Bunbesverfaflung zu rebidiren. Die 
ultramoniane Mehrheit des Gr. Rathes nimmt jedoch, da jene Kreis⸗ 
eintheilung ihr günftig ift, auf die Mahnung keinerlei Rüdficht. 

24. „ [Deutihes Reich.) Neichgtag: genehmigt einen Zufhuß von 
400,000 Mark zu den Koften ter Univerfität Straßburg aus Reiche: 
mitteln. Gelegentlich des Reichgeifenbahnamtes entipinnt fich eine Art 
ag ee über die Frage des Ankaufs der Eijenbahnen 

r dad Reid). 
„ .— 10. Dee. [Deutiged Reid.) Reichdtag: Die Bubgetcommilfion 
bejchließt einftimmig, die beiden vorgefchlagenen neuen Steuern abzu⸗ 
lehnen und den Ausfall duch Eriparnifie und Einftellung größerer 
Reftbeftände in den Etat der Einnahmen zu decken. 

„ „TDeutſchlaud: u] Zufammentritt der preußifchen General» 

ſynode behufs Feitftellung einer Synodalordnung. 

„ [Zärlei -- Die Brei Oſtmächte.] Die drei Oftmächle en 

der Bla auf ihr dringendes Erjuchen neuerdings einen Aufichub 
bez. ber Mebergabe ihrer forderungen, um ihr weitere Zeit zu laffen, 
die — Frage wo möglich aus eigener Initiative 


zu löſen. 
[Zürfei: Aegypten — Engleud.] England kauft dem Khedive die 

noch in feinen Händen befindlichen Suezcanalaktien um den Preis 

bon 4 Mil. Pfd. St. ab. England will ſich für alle Fälle den See: 
” nad Dftindien fichern. . 

27. „ [Spanien.] Modification des Minifteriums. Canovas bel Eaftillo 
tritt wieder an die hi beafelben. 

28 „ —— — arn: Ungarn] Da die bisherigen Unterhandlun⸗ 
en der beiden Reichshälften über die Erneuerung des Zoll⸗ und 
——* zu keinem Reſultat geführt haben, ſo kündigt Ungarn 
dasſelbe in aller Form, um einen Druck auf Oeſterreich auszuüben. 

30. „ [Dänemark] Folkething: Dad Minifterium Eftrup legt demielben 
einen neuen Plan betr. das Vertheidigungsweſen des Landes vor. 

— „ [Deutihland: Preußen.] Die Regierung fcheint der dänifchen Agi⸗ 
tation in Schleswig ein Ende machen zu wollen, indem fie Einleis 
tungen trifft, die deutiche Sprache ala Unterrichtsfprache in den Volks⸗ 
ſchulen desjelben einzuführen. 

— „GFrankreich.] Nat.:VBerfammiung: Die verichiedenen Parteien unter: 
handeln unter einander über die ber Nat.:Berfammlung zuftehende 
Wahl der 75 Lebenslänglichen Senatoren. 

— „ [Holland.) Unter Führung des — Ktrriegsminiſters Graf 
Lymburg⸗Styrum bildel ſich ein zahlreicher Verein für Einführung 

der allgemeinen Wehrpflicht. 


25., 
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Anf. Dec. [Rupland.) General Kauffmann wird nad St. Peteröburg ber 

xufen. Kokand bleibt vorerft in den ve der Aufftändiichen. 

— „_[Zürtei: Aegypten.) Die Truppen des Khedive erleiden in Abeſ⸗ 
finien eine ſchwere Niederlage. Munzinger Pajcha fällt. 

„ [Deutiches Reich] NReichdtag: Die nationalliberale Fraction bes 
fchließt, Die a Paragraphen in der Novelle zum Strafgeſetz⸗ 
buch für unannegmbar zu erklären 

= [$talien.) Zifferenz Ar dem Kapitel der Kathedrale von 

"Siena und dem Papfl. Der Papft muß auch Hier jchlieklich nach 


— Dale. a Kammer: — einer Aeußerung des Papftes 


— 


die eig gezivungen, ihre —* Abficht zu bes 
nie Brin: 


x — Staaten.] Zuſammentritt des Congrefſes. Botſchaft des 
” Bräfidenten Grant. Die Majorität des Repräfentantenhaufes gehört 
= noch bis zum 4. März 1876, die Majorität des Senat? dagegen 

weiter der republifaniichen Partei an. 

5. T land. Die Kammer beichließt, zwei frühere Minifter 
er Bulgaris) und 3 Bilchöfe wegen Beſtechung in Anklagezuftand 


u jegen. 

— ——— Reid.) Reichstag: geht Über die Petitionen der Schutz⸗ 
zöliner zur einfachen Tagesordnung über. 

8. „ ‚[Brantreig.] Nat.-Berjammlung: Eine Verfländigung zwiſchen dem 
ee und dem rechten Centrum über die Wahl der 75 Senatoren 
ift durch die Intriguen der Orleaniften definitiv geicheitert. Die Rechte 

er dafür fchließlich eine eigene Liſte auf und ebenfo die vereinigte 


9. förentreis.) Rat.:Berfammlung: Beginn ber Wahl der 75 Lebens: 
" Länglichen Senatoren. Die Bonapartiften trennen ſich von der Rechten 
und verwerfen ihre Stimmen, jo daß weder die Lifte der Rechten noch 
die der Linten bie Majorität der Stimmen erlangt. 

10. Fraukreich.) Nat.:Derfammlung: Fortſetzung der Senatorenwah- 
— Eine Anzahl Mitglieder * äußerften Rechten ſchließt aus 
B gegen en bie Orlenniften einen — mit der Linken und ver⸗ 
En tch der Lifte derjelben zum . 
12. [Deutiches Reich.] Tie Beratdungen der von ber Reichsregierung 
"girberufenen Eiſenbahn⸗Tarif⸗ Enquète⸗Commiſſion führen zu feinem 
ultate 
[England.] Da auch Aegypten am Rande des Bankerrotts ſteht, 
“fe ſchickt bie en il egierung auf den eigenen Wunſch des KChediven 
eine ge nach Aegypten be Gute Prüfung ber gefammten 


nanzlage 
ö (Bameis: —— J Die revidirte Verfaffung des Kantons wird 
in allgemeiner Volksabftimmung troß der angeftrengteften Bemühungen 
der Nltramontanen mit einer Mehrheit von 2082 Stimmen ange 
nommen. 
14. „ [Dentiges Reich.] Reichstag: Beginn der Berathungen über die 
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Novelle zum Strafgelebbudg. Die fog. rein politiicden Paragraphen 
werden abgelehnt, andere zum Theil mit Modificationen angenommen. 
Ein Conflict mit dem Reichskanzler entfteht daraus nicht. 

14. Dez. [Dentigland: Preußen.) Die Generaliynode nimmt den Entwurf 
einer Synodalordnung weſentlich nach der Vorlage bes Oberkirchen⸗ 
raths mit 113 gegen 78 (ultraorthodore) Stimmen an. 

„»  « [Zürkei.] Um den Torberungen ber drei Kaiſermächte zuvorzu⸗ 
kommen und denjelben die Spitze abzubrechen, erläßt der Sultan eine 
neue Reform-Irade für daß ganze Reich. 

15. „ [Defterreid:Ungarn: DOefterreih.] Abg.:Haus: genehmigt das 
— für 1876. Das Deficit, das die Regierung urſprünglich zu 
24 Mil. fl. berechnet hatte, ſtellt ſich in Wahrheit auf ca. 60 Mil. 

ar ——— Vorbereitung einem neuen concentriſchen Angriff 
auf die Garliften in den Nordprovinzen. 

16. „ [Deutiches Reich.) Reichsſtag: genehmigt das Budget für 1876 
nach den Anträgen der Budgetcommilfion. Die Regierung erklärt, 
fich darein fügen zu wollen. 

17. „ Frankreich.) Nat.:VBerfammlung: genehmigt, wenn auch offen- 
bar ungern, die negyptifche Gerichtöreform mit 445 gegen 144 Stimmen. 

„» » [Holland.] II. Kammer: verwirft mit 37 gegen 36 Stimmen das 
Budget für Befeftigungsarbeiten. Der Kriegaminifter gibt jeine Ent: 


laflung. 
18. „ orutigre Reich.] Reichstag: vertagt fi) bi? zum 19. Januar 
6 


» sv [Seutiäland: Preußen] Generaliynode: nimmt die Synobalorb- 
nung in zweiter Beratgung mit 134 gegen 62, aljo mit mehr als 
Zweibrittelmehrheit an. Schluß derjelben. 

„ „, [Defterreid-Ungarn: Ungarn] Unterhaus: Der Minifterpräfi: 
dent Tisza fpricht fi) auf eine Interpellation jehr ſcharf gegen all- 
En e Interbentiond: und Annerionzgelüfte Oeſterreichs bez. ber 

i aus. 

20. „ [Oefterreih:Ungarn: Defterreih.] Herrenhaus: lehnt den Antrag 
Wildauer bez. Tyrol feinerfeit3 mit 34 gegen 32 Stimmen ab. 

„ +» [Züri — die drei Oftmädte.] Die Reformirade des Sultans 
vom 14. Der. wird von ben drei Oftmächten nicht für genügend er: 
achtet, um auf bie Stellung präcifer fyorderungen an die Pforte bes 
hufs Pacification der Herzegowina und Bosniend zu verzichten. Doch 
muß die vereinbarte gemeinfame Note modifizirt werden und die Mächte 
find darüber bereit? in Unterhandlung getreten. 

„ » [BZürtei: Herzegowina.) khtar Paſcha wird zum Obergeneral 
der türkiſchen Truppen in der Sergegomine ernannt und geht jofort 
dabin ab. Es ift die fchon der dritte Wechſel im Obercommando 
ber türkiſchen Truppen ſeit dem Ausbruch ber Inſurrektion. 

21. „ [Branfreih.]) Rat.:Derfammlung: Beendigung der Senatorenwah⸗ 
len. Die Orleaniften haben eine totale Niederlage erlitten. Bon 
ben 75 Wahlen gehören 58 ber Linken, 15 der eigentlichen Rechten, 
nur 2 dem rechten Gentrum oder den Orleaniſten an. 

22. „ [Oeflerreig Ungarn: Oefterreih.] Die Regierung geftattet end: 
lich troß der Oppofition dey ultramontanen Mehrheit des tyrolifchen 
Landtags die förmliche Errichtung proteftautifcher Gemeinden in Inns⸗ 
un Die tyrolifche Glaubenseinheit ift bamit entjchieden 

ucchbrochen. 

24.—29. „ FFrankreich.] Nat.:Berfammlung: Die Regierung feßt im 
Wefentlichen auch das von ihr vorgelegte Preßgeſetz, ſowie die Auf- 





- 
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rechthaltung be3 Belagerungszuftandes von Paris, Lyon und Ber: 
ſailles durch. 


24. Dez. [„Schweiz.] Nationalrath: beſchließt, ben Art. 32 der Berfaffun 


31. 


des Kantons Teſſin als mit der Bundesverfafſung im Widerſpru 

ſtehend außer Kraft zu erklären und ben Bundesrath zu beauftragen, 

— Kanton für Abänderung desſelben eine angemeſſene Friſt zu 
en. 

„Srankreich] Die Prinzen von Orleans lehnen ihrerſeits jede Wahl 
in den künftigen Senat oder in die Deputirtenfammer ab. 

5 (Sraufrei,] Nat. Berfammlung: ſetzt die allgemeinen Senats: 
wahlen auf den 30. Januar, die allgemeinen Deputirtenwahlen au 
ben 20. Februar und den Zufammentritt der neuen Rammern au 
ben 8. März feit. 

2 ee Bayern] legt den vom Papft gegen bie durch Reiche: 
gejeß mit dem 1. Januar 1876 auch in Bayern in Kraft tretenbe 
Givilehe eingelegten Proteft einfach ad acta. 

» [Die drei Oftmäste — Türkei] Die drei Oftmächte haben fich 
unter fi) über die mobificite gemeinfame Note an die Pforte bez. 
ihrer Forderungen behufs Pacification der Herzegowina und Bo8: 
nien® nunmehr geeinigt und die Note geht jetzt zunächſt an die Ga» 
binette von England, Frankreich und Stalien ab, um dieſelben "ein: 
zuladen, die Forderungen auch ihrerfeits bei der Pforte nachdrücklich 
zu unterftüßen. 

„ [Branfreih.] Not.:Berfammlung: ſchließt ihre Arbeiter, um befis 
nitid audeinander zu gehen. 





I. 


Bas deutfhe Reich 


und 


die Oeſterreichiſch-Angariſche Monarchie. 


J. 
Das deutſche Reich und feine einzelnen Glieder. 


1. Januar. (Deutſches Reich) Der Kaiſer ſpricht beim 
Neujahrsempfang in allen Erwiderungen auf die offiziellen Anſpra— 
chen feine Genugthuung über die friedliche Lage der europäifchen Ver— 
bältnifje aus und betont es als die Aufgabe des deutjchen Reiches, 
in erjter Linie auf die Erhaltung des Friedens hinzuwirken. Der 
Generalität gibt er ihre Glückwünſche „beſonders demüthig dankbar 
dafür zurüd, daß der Allmächtige Ihn im Laufe des verfloffenen 
Jahres wieder jo weit geftärft habe, um Seinem jchiveren Berufe 
und auch dem Theil Seiner Pflichten, den fie repräfentire, neuer⸗ 
dings mit voller Hingebung genügen zu können”. 

1. Sanuar. (Preußen) Da der Erzbijchof von Aötn der an 
ihn ergangenen Aufforderung, die auf dem Verwaltungswege wegen 
Nichtbefegung ter fog. Succurfalpfarreien nach Maßgabe der Mai- 
gejeße gegen ihn außgefprochene Geldjtrafe von fait 30,000 Thlrn. 
vor Ablauf des verflofienen Jahres zu zahlen, nicht nachgefommen 
it, jo wird ihm die an biefem Tage fällige Rate feine Jahresein⸗ 
kommens im Betrage von 3000 Thlrn. gejperrt. Dem Bijchof von 
Münfter, obgleich er in derfelben Lage ift, wird ſein Gehalt dagegen 
vorerſt noch ausbezahlt. 

— Januar. (Preußen) Die kgl. Berufungen in die Pro= 
vinzialſynoden der ſechs Bjtlichen Provinzen bewegen fich fämmtlich 
auf derjenigen Linie der kirchlichen Parteigruppirung, auf welcher 
der Oberkirchenrath die eingeleiteten Verfaſſungsbeſtrebungen für Die 
evangelifche Landeskirche meint zum Ziele führen zu können, aljo 
der Anhänger der ſog. Tirchlichen Bermittlungg«Theologie oder der 
fog. pofitiven Union, mit Ausfchluß der ftarren lutheriſchen Ortho- 
boren, wie der Mitglieder des Proteftantenverein?. 

3* 


36 Pas deutſche Reid und feine einzelnen Glieder. (Jan. 1—5.) 


1. Januar. (Württemberg) Das „Deutiche Volksblatt“ er- 
fcheint nunmehr doch wieder. 

Dasselbe war wegen Maugel3 an Unterflügung vor einiger Zeit eins 
gegangen, und feitdem Hatte bie bermittelnde Richtung in der württember- 
dien Tatholifchen Kirche kein Organ mehr. Auf die Länge ſchien es aber 
unthunlich, den extremen Ultramontanen allein das Wort zu laſſen. Tas 
Deutiche Volksblatt will feinem — Programme die katholiſchen 
Intereffen vertreten, ftellt aber an die Spitze das Geloͤbniß bes „aufrichtigen 
Feſthaltens am Reich“. Im kirchlichen Fragen will es fich der „Autorität“ 
ur Seite fielen. Dieſe Autorität ift ihm ohne Zweifel der Biſchof don 

ttenburg, der jeboch dem fanatifirten Theile des Elerus weitaus nicht „ent« 
ſchieden“ genug ift. 

1. Januar. (Kippe-Detmold.) Der regierende Fürft entläßt 
feinen biöherigen Premierminifter, ‚den dvormaligen preuß. Landrath 
v. Flottwell, mit diefem Tage feines Dienftes, und zwar „wegen 
feiner allzu vorgefchrittenen liberalen Gefinnungen“. 

2. Januar. (Heffen.) II. Kanımer: In der von fämmtlichen 
Ausfchußmitgliedern, dem Präfidenten der Kammer, dem Minifter- 
präfidenten und dem Director des Minifteriums des Innern befuchten 
Situng des Augfchuffes für die Kirchengejete wird ein völliges Ein- 
verfländniß zwiſchen dem Ausſchuß und der Regierung erzielt: der 
Ausschuß wird bei der Kammer auf Nachgeben gegen die I. Kammer, 
foweit nur immer möglich, dagegen in ben entfcheidenden Punkten 
auf Feithalten an ihren Beichlüffen antragen. 

4. Januar. (Bayern) Erzbifchof M. v. Deinlein von Bam⸗ 
berg f. | 

5. Sanuar. (Deutſches Reich.) Bundesrath: genehmigt den 
vom Juſtizausſchuß ausgearbeiteten Civilehe⸗Geſetzentwurf zur Vor⸗ 
lage an ben Reichdtag. Gegen ben Entwurf flimmen: Königreich 
Sachfen, beide Medlenburg, Oldenburg, Braunfchweig, Schwarzburg- 
Rudolftadt, Reuß ä. 8. und Schaumburg-kippe. 

Die Vorlage führt den Zitel: „Entwurf eine? Geſetzes über bie Bes 
urkundung des Perjonenftandes und bie Ehefchliekung”, währenb das preus 
Bifche u 9. März dv. J. nur erſt „die Form der Eheichliegung” bes 
rührte. Ebenſo bildet fie einen großen Fortſchritt felbft gegen den aus ber 
Mitte des Neichatages orgegangenen el da dieſer nur jene Theile 
bed Reiches umfaflen wollte, in denen bie Civil⸗Ehe bis jet nicht befteht, 
während bie Regierungdvorlage in Bezug auf bie geſammte Materie der Stans 
besbeurfundung und der Eheſchließung für das ganze Gebiet bes beutjchen 
Reiches ein einheitliches, und zwar fortichrittliches Recht ſchafft. Was die 
ee Anordnung beirifft, fo zerfällt der Entwurf in 81 Paragraphe und 
dieje in acht Abjchnitte, wovon der erfte allgemeine Beſtimmungen enthält, 
ber zweite die Beurkundung ber Geburten, der dritte bie Erforderniffe und 
Bene, ber vierte bie Form und Beurkundung der Eheichließung, ber 

nfte die Beurkundung der Sterbefälle, ber jechste bie Beurkundung bes 
Der lonenfianbes der zur See befindlichen Berfonen, der fiebente bie Berichtis 
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nung der Stanbesregifter betrifft; der achte enthält Schlußbeftunmungen. Den 
Gelege find Motive beigegeben und außerdem eine Zufammenftellung der vers 
fchiedenen auf die 2 bezüglichen Rechte, die noch heute in Bayern 
gelten. Wahrlich ein ſeltſamer Reſt bes alten deutſchen Partikularismus! 
Faſt jede kleine Materie weiſt eine bunte Muſterkarte der verſchiedenſten Rechte 
auf. Die Motive, bie diesmal keine prinzipielle Oppoſition gegen die Civil⸗ 
Ehe zu befämpfen hatten, halten ſich ganz kurz, betonen ſcharf die gänzliche 
Beſeitigung aller Tirchlichen, auf die bürgerliche Eheſchließung bezüglichen Bes 
ftimmungen, verwahren aber die Regierungen zum rallı fehr ern gegen 
den Schein, ala wolle der Entwurf das religiöje Gefühl beleidigen und die 
kirchlichen Bande untergraben; je fie betonen den Wunfch, dat das Volt bei 
den biöberigen Gepflogenheiten ber kirchlichen Trauung, der Taufe ıc. bleibe. 
Aufrichtig und vorurtheilslos religidfe Gemüther können gegen dieſe Sprache 
faum etwas einwenden. 


5. Januar. (Deutſches Reich.) Prof. Dr. R. v. Raumer 
in Erlangen erhält vom preuß. Unterrichtsminiſterium, und zwar 
mit Zuſtimmung der deutſchen Staatsregierungen, die Aufforderung, 
zur Anbahnung einer größern Gleichmäßigkeit in der deutſchen Or⸗ 
thographie zunächſt im Bereich der höhern Schulen Deutſchlands eine 
grundlegende Schrift auszuarbeiten. 

5. Januar. (Preußen.) Der kgl. Gerichtshof für kirchliche 
Angelegenheiten ſpricht einſtimmig die Amtsentſetzung des Biſchofs 
Martin von Paderborn aus. 


Aus der von dem Oberſtaatsanwalt Irgahn verfaßten, umfangreichen 
Anſchuldigungsſchrift heben wir die nachfolgenden Hauptmomente hervor: 
Der — 32 geb. zu Geismar in der Provinz Sachſen am 18. Mai 
1812, bekleidet das Amt des katholiſchen Biſchofs der Tidzefe Paderborn ſeit 
dem Jahre 1856. In dem Homagialeid gelobte er, worauf die Anklage be: 
ſonderes Gewicht legt, dahin a ftreben, in ben Gemüthern ber feiner bifchöf: 

lichen Zeitung anvertrauten Geiſtlichen und Gemeinden die Gefinnungen ber 
Ehrfurcht und Zreue gegen ben König, bie Liebe zum Vaterlande, den Gehors 
fam gegen bie Geſetze ꝛc. mit Sen zu pflegen. Die Anklage — 
nun, daß ber Angeſchuldigle gegen die ſeit dem Mai 1873 erlafſenen kirchen⸗ 
politiichen re einen unbeugſamen Widerftand: I. ſchon vor Erlaß berjelben 
angelündigt und in feinem ganzen Amt3fprengel vorbereitet, II. nad) beren 
Publikation beihätigt und feit dieſer Zeit auch auf feine Diözefanen 
übertragen bat. Zu I. führt die Anklage auf: 1) die an dad Staatsmini⸗ 
flerium abgejandte Erklärung des Angeichuldigten vom 17. Januar 1873, 
beren Deröffentlihung in dem „Weftfäl. Rirenblatt‘ offenbar mit befien 
Genehmigung veranlakt worden war; 2) den Faſtenhirtenbrief defſelben vom 
19. Januar 1873, in welchem bie Aehnlichkeit der traurigen Lage der Kirche 
mit dem bittern Leiden Jeſus Chriſtus auseinanbergejeht wird; 3) die Beföre 
derung bes Adreſſenſturms gegen bie Slicchengelepentwürfe burch den Ange⸗ 
ſchuldigten und fpeziell deſſen beide Erlaſſe auf diefe Adrefien vom 19. März 
und 22, April 1873; 4) Die Betheiligung des Angejchuldigten an dem uns 
mittelbar vor ber Verkündigung der Maigeſetze veröffentlichten, dieſe Eeiepe 
in ihrem Weſen und in ihren Wirkungen entftellenden und aufreizenden Send» 
fchreiben der am Grabe des Hl. Bonifazius in Fulda verfammelten Oberbirten 
an ben Klerus und fämmtliche Gläubigen ihrer Didzeſen vom 2. Mai 1873, 
Zu I. Habe der Biſchof ferner auf allen Gebieten der kirchenpolitiſchen Geſetz⸗ 
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gebung feit deren Snkrafttretung feinen Widerftand dagegen und gegen bie 
auf Grund biefer Gefeke getroffenen obrigfeitlichen Anordnungen bethätigt 
durch fein Verhalten: 1) in Bezug auf die gelehliche Regulirung der geift- 
Yichen Bilbungzanftalten ber Diözeſe; 2) in Bezug auf die Anftellung der 
Geiftlihen; 3) in Anſehung der gejehlich erforderlichen dauernden Wiederbe- 
ſetzung erledigter oder nicht dauernd verwalteter Piarritellen; 4) in Bezug 
auf die Anmwenbung des Geſetzes über die Firchliche Fisziplinargewalt und 
bie —— des kgl. Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten vom 12. 
Mai 1873 und 5) gegenüber den zur Vollſtreckung der verhängten Exekutiv⸗ 
und gerichtlichen Strafen erforderlich geweienenen Maßregeln. Im Allges 
meinen Legt Die Anklage bezüglich der Anftellungen befondered Gewicht darauf, 
daß der Bilchof in keinem einzigen Falle dem Geſetze nachgelommen fei und 
daß er den Entſchluß der dauernden Nichtbeachtung bofumentirt habe. Im 
Punkt drei werden die Fälle aufgezählt, in welchen fich der Biſchof zur Wie⸗ 
derbefehung erledigter —— ec. beharrlich geweigert und dadurch Ver⸗ 
anlaſſung gegeben hat, die angedrohten Exekutivſtrafen bis zum Maximum 
von je 1000 Thlr., im Ganzen bis 18,000 Thlr. zu ſteigern. Punkt vier 
betrifft die beharrliche Weigerung des Biſchofs, dem Erkenntniß des fönig- 
lichen Gerichtshofs Für kirchliche Angelegenheiten vom 7. Yan. 1874 in Sachen 
bes vormaligen Kaplaneiverweſers Mönnikes gegen ihn, nach twelchem die über 
den Erfteren verhängte Suspenfion ab ordine et officio vernichtet worden 
ift, zu entiprecden und die Suapenfion über Mönnikes — Es traf 
den Angeſchuldigten dafür nach den vergebens erfolgten Androhungen die 
höchſte Exekutivſtrafe von 1000 Thlr. Zu IH. wird dem Angeſchuldigten vor⸗ 
geworfen, durch Öffentliche Verkündigungen, feierliche Anſprachen oder ander: 
weitige nu en den Wahn einer Religiond: und SKirchenverfolgung 
zu nähren und mit dem ganzen Gewichte feines mächtigen ua auf die 
Katholiken feiner Tiözefe in gefährlicher Weile und mit Erfolg zum äußer⸗ 
ften Wibderftande gegen die Staatsgewalt und die Geſetze aufzuregen gefucht 
zu haben. Die Anklage refumirt das Geſammtverhalten bes Ungeiuldigten 
dahin, daß er die Rircenhoheit und das Gejehgebungsrecht des Staates leug⸗ 
net, daß ein ſolches Verfahren zur Erihütterung der thatjächlich ſchon geſtör⸗ 
ten ftaatlichen Ordnung geeignet fei und eine ernfte Gefahr ik das Öffentliche 
Wohl in fich berge. Leder Einwand gegen die Verbindlichkeit der Geſetze ſei 
dadurch abgeichnitten, daß diefelben nach verfaſſungsmäßigem Zuftandefommen 
anf Alferhöchiten Befehl verkündet find und daß die Prüfung der Rechtögül: 
tigkeit gehörig verkündeter Töniglicher Verordnungen feiner Behörde, weder 
einer ftaatlichen noch einer Eirchlichen, fondern nur der Yandesvertretung zus 
ftehe. Tiefe Weigerung des Gehorfams ftehe im Gegenjahe zu den allgemei- 
nen Gefegen und nicht minder zu dem im Homagialeid enthaltenen Gelöbniß. 
Die zur Brechung des MWiderftandes angewendeten Mittel, ſowie die Aus: 
ficht, da der Biſchof jemals die eingefchlagenen Bahnen verlaffen werde, 
EN erihöpft. Tas längere Veriveilen des Angeichuldigten im Amte, beffen 

eiwillige Niederlegung er mit der Erklärung abgelehnt hat, bak ihn dazu 
feine —2 — Behörde bewegen könne, könnte nur eine weitere Schädigung 
der Öffentlichen Ordnung in fortfchreitenber Steigerung herheiführen. Der 
Biſchof wird deßhalb auf Grund des 8 24 bes Gefehes vom 12. Mai 1873 
angejchuldigt, in den Jahren 1273 und 1874 im Inlande die auf fein Amt 
und feine geiftlichen Amtäverrichtungen bezüglichen Vorfchriften der Staats⸗ 
eſetze und bie in dieſer Hinficht von der Obrigkeit innerhalb ihrer gefeßlichen 
Suftänbigteit getroffenen Anordnungen jo ſchwer verlegt zu Haben, dab fein 
Verbleiben im ‚Amte mit der öffentlichen Ordnung unverträglich ericheint. 
Der angeichuldigte Bifchof war, wie vorauszufehen, im Audienztermine nicht 
erihienen und halte auch feinen Vertreter abgeordnet, obgleich es dem im 
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Bde zur Abbüßung rechtskräftig erfannter Strafen befindlichen Bifchof 
geftellt worden war, unter geeigneter Bedeckung nach Berlin zum Termin 
en * Empfang der er hat der Angeichuldigte zu 
bepätig en fich getveigert, wie er auch jonft nicht die geringfte Erklärung ab» 


— Gas „A ben Biſchof Ana zweite Perhorreizenzgejuh vom 27. 
1873, nachdem er dem mit der Führung der Borunterfuchung betrauten 
ordentlichen Richter die Kompetenz beftritten und die VBorunterfuchung abges 
erh war, ift von dem Gerichtähof = en ber bereits —— Vor⸗ 
unterſuchung mit dem Anheimgeben abge elehnt toorden, feine Einwendungen 
im Audienztermine vorzubringen. Der Oberftantsantvalt greift auf Das Ver⸗ 
halten bes Bifchofes auf dem batifanifchen Konzil zurüd und weist aus einer 
Rede beöfelben nach, wie ex Ichon damals durch Die Mebertragung der vati⸗ 
laniſchen Beichlüfie auf —— einen — daraus entſtehenden 
Konflikt — während ex doch ſpäter behauptet, daß die Staats⸗ 
— ben Konflikt mit der katholiſchen Kirche heraufbeſchworen babe. 
Der Schlußantrag auf Amtsentlaffung lautet: Es eriftire nach dem Geſammt⸗ 
verhalten des Biſchofes nur die eine Alternative, daß entweder der Staat 
fih vor dem Bifchofe beuge, oder berjelbe aus dem Amte entfernt werde. Das 
u des Gerichtößofes" geht bahin: daß ber Biſchof fich fo gröblich gegen 

die Kirchengeſetze vergangen, daß ſein Verbleiben im Amte damit unverträg- 
lich bleibe, und daß er demgemäß aus feinem Amte als Bilchof von Paber: 
borm zu entlaffen fei. 

7. Januar. (Preußen.) Der Ex⸗Kurfürſt von Helfen } in 
Prag. | 

8. Januar. (Sadjen.) Der ziemlich gemäßigte katholiſche 
Biſchof Forwerk f. 

9. Januar. (Deutſches Reich.) Reichstag: ſpricht ſich auf 
den Antrag von Schulze⸗Delitzſch wiederum mit 158 gegen 67 Stim= 
men für Gewährung von Diäten aus. 

11. Januar. (Deutſches Reich.) Die Kanonenboote Alba= 
troß und Nautilus werben in folge der Gewaltthätigfeiten der Car⸗ 
liften gegen die deutjche Brigg Guſtav an die ſpaniſche Küſte zurüd- 
beordert.” Die „Brod.-Eorr.” ftellt in Auaficht, daß denfelben dem⸗ 
nächſt einige Kriegsfchiffe folgen dürften, um Genugthuung für die 
Beichimpfung ber beutfchen Flagge zu verlangen, event. zu erzivingen. 

11. Januar. (Deutjches Reich.) Zweite Leſung des Land» 
ſturmgeſetzes. Die Commiſſion trägt darauf an, dagjelbe mit nicht 
ſehr wejentlichen Veränderungen anzunehmen, und bie Regierung er= 
klärt fi) damit einverfianden. Dagegen wird der Entwurf von den 
Socialdemokraten, von der Fortfchritt3partei und von den Ultramon- 
tanen beftig befämpft. Allein alle ihre Anträge werden von ber 
geichlofjenen Mehrheit der Nationalliberalen und der Eonjervativen 
abgelehnt. Der Hauptlampf dreht ſich um den 8 5, ber aber ſchließ⸗ 
li in namentlicder Abftimmung mit 176 gegen 104 Stimmen mit 
einer Keinen Bejchränfung angenommen wird, 
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Bas Gele os nunmehr folgenden Wortlaut: 8 1. Der Landſturm 
beiteht aus allen Wehrpflichtigen vom vollendeten 17. bis zu vollendeten 42. 
Lebensjahre, welche weder dem Heere noch ber Marine angehören. Der Land» 
fturm tritt nur zufammen, wenn ein feinblicher Einfall Theile des Reichs: 
gebiet3 bedroht oder überzieht. ($ 3 Alinea 2 und 8 16 bes Gejehes vom 
9. November 1867.) 8 2. Tas Aufgebot des Landſturms erfolgt durch kai⸗ 
jerliche Verordnung, in welcher zugleich der Umfang des Aufgebot3 beftimmt 
wird. $ 3. Tas Nufgebot Tann fi) auch auf die ügbaren - Theile 
ber Erſatzreſerve erſtrecken. Wehrfähige Deutiche, welche nicht zum Zienft im 
Heere verpflichtet find, können als Freiwillige in den Landfturm eingeftellt 
werden. $ 4. Nachdem das Aufgebot ergangen ift, finden auf die von dems 
jelben betroffenen Landfturmpflichtigen die für bie Landwehr geltenden Bor: 
ſchriften Anwendung. Insbeſondere find die Aufgebotenen den Militärftrafs 
gejegen und der Disziplinarordnung unterworfen. Dasſelbe gilt von den in 
Folge Benin — in bie Liſten des Landſturms Eingetragenen. 
5 5. Der Landſturm erhält bei Verwendung gegen den Feiud militäriſche, 
auf Schußtveite erlennbare Abzeichen und wird in ber Regel in befonderen 
Abtheilungen formirt. In Fällen en Bedarfs Tann die Land⸗ 
wehr aus den Mannichaften bes aufgebotenen Landſturmes ergänzt werben, 
jedod nur dann, wenn bereit3 ſämmtliche Jahrgänge ber Landwehr und die 
verwendbaren Mannichaften ber Erſatzreſerve einberufen find. Die Einftellung 
erfolgt nach Jahresklaſſen. mit der jüngften beginnend, joweit die militärifchen 
Sintereffen dieß geftatten. 8 6. Wenn ber Landſturm nicht aufgeboten ift, 
bürfen die Landfturmpflichtigen Teinerlei militäriicher Kontrole oder Hebung 
unterioorfen werden. 8 7. Die Auflöfung des Landfturms wird vom Kaifer 
angeorbnet. Mit dee Auflöfung der betreffenden Formationen hört das Militärs 
verhältniß der Landfturmpflichtigen auf. 8 8. Die zur Ausführung dieſes 
Geſetzes erforderlichen Beftimmungen erläßt der Kaiſer. F 9. Gegenwärtiges 
— kommt in Bayern nach näherer Beſtimmung des Bündnißvertrages vom 
23. Nov. 1870 unter II. $ 5 zur Anwendung. Dasſelbe findet auf die vor 
1. Januar 1851 geborenen Elſaß-Lothringer keine Anwendung (8 2 des Ge 
fees vom 23. Januar 1872). 


Die Öffentliche Meinung, mit Ausnahme der Ultramontanen, 
ift darüber fo ziemlich einer Meinung, daß dem Gejete Teinerlei 
aggreffive Tendenzen innewohnen, daß es dagegen für die Aufrecht- 
haltung der Unabhängigkeit und der Macht Deutichlandg und damit 
für die Aufrechthaltung des allgemeinen Friedens ein neues feftes 
Bollwerk bilde und daß die militärifche Organifation bes Reichs 
damit erſt ihren definitiven Abjchluß gefunden habe. Die Hoffnung 
der Ultramontanen aber, durch dieſes Geſetz eine Spaltung zwiſchen 
dent rechten und dem linken Flügel der großen nationalsliberalen 
Partei hervorrufen zu können, ift vollftänbig gefcheitert. 

11. Januar. (Deutfches Reich.) Differenz mit Serbien: die 
jerbifche Regierung will denjenigen General-Confuln, welche, wie 
3. B. derjenige Frankreichs, den Titel diplomatifcher Agenten tragen, 
einen Vorrang dor denjenigen einräumen, welche, wie ber beutjche, 
diefen Titel nicht tragen. Die Neichregierung will ſich das nicht 
gefallen laſſen und ruft ihren General-Conful von Belgrad ab. 
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(Serbien, von allen Regierungen im Stich gelaflen, muß nachgeben, 
worauf der deutjche General⸗Conſul nach Belgrad zurüdfehrt.) 

12. Januar. (Deutſches Reich.) Reichstag: Erſte Lefung 
bes Civilehegeſetzes. Die bayerifchen Ultramontanen greifen dasſelbe 
als eine Verlegung der bayerischen Nejervatrechte an, werden aber 
von dem bayer. Bevollmächtigten im Bundesrathe, Juſtizminiſter 
Fäuftle, nachdrüdlich zurüdgewiefen. Das Begehren der Ultramon- 
tanen, die ganze Vorlage an eine Commilfion zu weifen, wird ab—⸗ 
gelehnt und mit großer Mehrheit beichloffen, diejelbe fofort im Ple— 
num und zwar ſchon am folgenden Tage zu behandeln. 

14—19. Januar. (Deutſches Reich.) Reichgtag: Zweite Le— 
fung bes Givilehegefeg-Entwurfs. Der bayer. Yuftizminifter Yäuftle 
fieht ſich nochmals genöthigt, die Vorwürfe der bayerifchen Ultra= 
montanen auf die bayerifche Regierung zurüdzuweifen und die Noth- 
wendigfeit der Einführung ber Civilehe auch für Bayern fcharf zu 
betonen. Der Entwurf wird fchließlich gegen die Stimmen der Ul⸗ 
tramontanen angenommen. 

Gelegentlich der Eriverbung des Radziwill'ſchen Palais in Berlin 
für das Reich, wofür 6 Mill. Markt bewilligt werben müffen, ohne 
daß für die Erwerbung ein genau befinirter Zweck angegeben wird, 
weist der Präfident des Reichstanzleramtes, von Delbrüd, auf die 
Eventualität „der Errichtung eines oberfien Reichagerichtshofes bin, 
der jeinen Eiß in Berlin nehmen könnte und für den alsdann ei- 
gene Räume erforderlich jein würden”. 

14. Januar. (Preußen.) Tyeierliche Beifegung des verftor- 
benen Ex⸗Kurfürſten von Heffen in Kaffel. Einer von dem bekannten 
Metropolitan a. D. Bilmar, anı Grabe beabfichtigten Rede wird 
die polizeiliche Bewilligung vertveigert. 

Die Rede kommt nachher in der renitenten Gemeinde zu Kaſſel doch 
zum Bortrag. In derjelben wird dem Verſtorbenen ber Beiname „ber Stand: 
hafte“ gegeben und ausgeführt, wie berielbe diefen Namen als ein Held ber 
Treue und ein Martyrer des Rechts wohl verdient habe, und wie e8 Pflicht 
des Volles ſei, „die Gebrechen und Sünden feine Landesvaters mit heiliger 
in zu verdeden". Ferner wird der Kurfürſt ala ein folcher Monarch bes 
zeichnet, durch den Gott „unter ber Hülle feiner Gebrechen“ der heſſiſchen 
Ki einen großen Segen habe zu zii werben lafien. Dan müſſe daher, 
ſchloß der Redner, fortab dem Beifpiele des Hohen DVerblichenen folgen und 
— ſo, wie es dieſer gethan, für die Selbſtſtändigkeit des Landes mit Ein⸗ 
etzung feiner eigenen Exiſtenz eintreten. 

14. Sanuar. (Preußen) Der durch den k. Gerichtshof für 
firchliche Angelegenheiten feines Amtes entjeßte Biſchof Martin von 
Baderborn enthebt feine geiftlichen Räthe und Beamten ihrer bis⸗ 
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berigen Amtsverpflichtung; den weltlichen Räthen und Beamten des 
Generalvicariat3 wird dagegen die Yortjekung ihrer Amtsthätigkeit 
wenigften® nicht geradezu verboten. 


15. Januar. (Deutfches Reich.) Der medlenburgifche Ober⸗ 
Appellrath v. Amberg wird vom Kaifer zum Präfidenten des neuen, 
dem Reichskanzleramt untergeordneten Reichajuftigamtes ernannt. 


15. Januar. (Deutfchland.) Der Präfident der (Laffallifchen) 
Ag. Deutjchen Arbeitervereine, Hafenclever, macht über den Etand 
des Projektes der Vereinigung aller Evcialdemofraten Deutfchlands 
zu Einer Partei Yolgendes bekannt: 


Die Laffalleaner find mit geringen Ausnahmen für eine Bereinigung, 
fie wollen aber die Anichauungen und Forderungen Laſſalle's in das gemeins 
fame Programın aufgenommen haben und beftehen bei der Organifation einer 
einheitlichen Partei auf ftraffer Eentralifation: fie wollen nicht, daß die Agi⸗ 
tation irgend welchen Rückgang erleide. Dann auch gibt fi) das allgemeine 
Verlangen fund, daß bei einer Vereinigung feine Weberftürzung ftattfinde; 
ruhig mögen die Vorlagen ausgearbeitet werden, ruhig will man fie von 
Eeiten ber Parteigenoffen prüfen, bevor ein allgemeiner Kongreß fein End« 
urtheil ſpricht. Wie ich den Mitgliedern bed Allg. deutichen Arbeitervereing 
mittheilen kann, ftimmen in diefem Verlangen die Mitglieder der fozialdemo- 
kratiſchen Arbeiterpartei vollftändig mit ihnen überein; auch fie wollen feiners 
lei Neberftürzung bei diefer Vereinigung, da man allgemein vom beiten Wil: 
len beſellt ift, diejelbe zu einer dauernden zu geftalten. Soviel ich die Sis 
tuation überjehen Tann, wird gegen Ende Februar eine Programms und Sta: 
tutvorlage zur Berathung an die Mitglieder verfandt werden und der Kongreß 
dann wahriceinlih um Pfingften ftattfinden.“ 


— Sanuar. (Preußen) Das Gauptorgan der Ultramon- 
tanen, die „Germania”, ftellt bereit? wie für Polen fo auch für 
Paderborn eine geheime Didcefanregierung in Ausſicht: 

„Von einer Nachgiebigkeit der Kirche gegen bie ke ift feine 
Rede. Dagegen wirb bei fortichreitender Verwüftung ber kirchlichen Organis 
fation felbitverftändlich Betreff der in der Seelforge vollftändig verwaiften 
Tatholifchen Gemeinden Eeitend bes päpftlichen Stubles ein modus vivendi 
geichaffen werden, aber in ganz anderem Sinne, ala bie Liberalen meinen. 

ei diejem modus vivendi wird der Staat gar nicht betheiligt jein. Es wird 
fi) darum handeln, den verwaiften Gemeinden wenigſtens die nothwendigſten 
kirchlichen Gnadenmittel zu vermitteln, jo weit dazu nicht die Theilnahme 
an den kirchlichen Beranftaltungen ber Nachbargemeinden ausreicht. Wo 
Nachbargemeinden zu entfernt Liegen oder wo die betreffende Kirchliche Hand: 
lung, vor allem die Spendung ber heiligen Sterbeſakraͤmente, nur am Orte 
ſelbſt geichehen Tann, da wird, wie in Poſen und jet bald auch in Pader: 
born und Fulda eine geheime Didcefan:-Regierung, fo auch eine ges 
beime Seelforge eingerichtet werben, Muthige, opferfreudige Priefler wer⸗ 
den nächtlicher Weile und in allen möglichen Verkleidungen und an allen 
möglichen verſteckten Orten bie verlaflenen Katholiken aufjuchen ac.“ 


— Sanuar. (Bayern) Ein Buch de Appellationg » Ge- 
richts⸗ Rates und Landtaggabgeordneten Dürrfchmidt in München 
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weist die verfaſſungs- und geſetzwidrige, theil® durch Connivenz, theil3 
durch Schwäche der Regierungen feit Abfchluß des Concordates ver- 
fchuldete gewaltige Vermehrung der Hlöfter in Bayern nad). 


Das Goncordat von 1817 veriprach Seiten? der bayeriichen Regierung 
bie MWiederherjtellung „einiger“ der fämmtlicdhen von der Säfularifation 
getroffenen Klöfter. Unter Mar Joſeph I. wurden drei Orden, 1 männlis 
her: Kapuziner und zwei weibliche: die englifchen Fräulein in Augsburg 
und die Salefianerinnen twiederhergeftellt und ihmen im Ganzen 7 Klöſter 
eingeräumt. Daß Ichon damit der Intention bes Kokordats genügt var, 
dürfte feinem billigen Zweifel unterliegen. Allein was geihah unter den 
Nachfolgern? Unter König Ludwig I. (1825—1848) ftieg die Zahl der Orden 
auf 10 männliche und 16 weibliche, die Zahl der Klöſter auf 154 (jährliche 
Durchſchnittszahl für die Vermehrung 7). Unter Mar II. (1864) kamen 
noch drei weitere, weibliche Orden Hinzu und ftieg die Zahl der Klöfter auf 
280 (jährl. Durchſchnitt der Vermehrung 17). Unter des jegigen Königs 
Ludwigs II. Majeftät Regierung, und ziwar in den bisherigen 10 Regierungs: 
jahren allein, ftieg die Zahl ber männlichen Orden von 10 auf 11, der weib⸗ 
lichen von 19 aut 22, die Zahl ber Klöfter aber auf volle 470 (jährl. Ver⸗ 
mebrung durchichnittlich 19). Tie Zahl der Ordenamitglieder hatte 1863 noch 
941 männliche und 3804 weibliche betragen. Ende 1873 betrug fie bereits 
1233 und nach Abzug ber Nedbemptoriften 1112 männliche und 5054 weibliche. 


16. Januar. (Preußen.) Eröffnung des Landtags. Der Vice- 
präfident des Staatsminifteriumg, Finanzminiſter Camphaufen, ver: 
liest in Abweſenheit des Kaiſers die Thronrede: 


„Um den Beitimmungen ber Verfafſungs⸗-Urkunde zu entiprechen, mußte 
die Berufung bes Landtages erfolgen, bevor die Seffion des Deutſchen Reichs: 
tages beendet werben konnte. Die Gemeinjamfeit patriotiſchen Strebens, 
welche bie beiden Parlamente verfnüpft, wird bie Schwierigkeiten des vor: 
übergehenden gleichzeitigen Tagens überwinden Helfen. Die Lage der gt 
nanzen ijt ungendjtet des Druckes, welcher leider anf vielen Zweigen bes 
re und der Induſtrie Taftet, eine befriedigende. Dem Haushalt des 

taates fommt es jet zu Gute, daß in ben letzten Jahren, inmitten einer 
ungewöhnlichen Fülle finanzieller Mittel, neben den reichen Verwendungen 
zur un ber ibeellen und materiellen Sniereifen des Landes und neben 
den Maßregeln zur Erleichterung der Steuerleiftungen ber Bevölkerung, zus 
gleich auf die Verwendung großer Summen zur Berminderung der Staat?» 
ſchuld Bedacht genommen worden und vornehmlich, daß bei den Anſchlägen 
der Staatseinnahmen die MWahrjcheinlichkeit eined Minderertraged einzelner 
Einnahmezweige im Voraus berüdfichtigt worden ift. Die Boranfchläge für 
dad Jahr 1875 ergeben daher, wiewohl bei den Kinnahmen an Steuern bie 
Ausfälle dervortreten, welche durch die Steuerreformen und Erlaffe verurſacht 
werden, doch im Bergleiche zu dem Borjahre im Ganzen feinen Rückgang. 
Da ferner da3 Jahr 1873 bei jeinem Abichluffe einen erheblichen Ueberſchuß 
geliefert hat, To laſſen die zur Verfügung ftehenden Mittel ed zu, aud für 
dad Jahr 1875, da wo fie ein Bebürfniß zur Steigerung des Staatsauf⸗ 
wandes gezeigt hat, den Anforderungen gerecht zu werden. Aus dem Staat? 
haushalts-Etat, welcher Ihnen unverzüglich zugehen wird, werden Sie 
erfehen, daß zur Verbefjerung des Einkommens der Geiftlichen und der Gles 
mentarlehrer, zur Förderung von Kunft und und Wiflenichaft, zur weiteren 
Entwidlung und Hebung des Unterrichts in allen Zweigen, zur Verbeſſerung 
und Erweiterung Der —— des Staales, der Häfen, der Land⸗ 
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und Waflerftraßen., zur Förderung von Aderbau und Viehzucht bedeutende 
Verwendungen in Vorſchlag gebracht find. Die weitere Durchführung 
ber inneren Derwaltungsreform, die Berbollftändigung ber Einrichs 
tungen communaler Selbitverwaltung wird Ihre Thätigkeit in dieſer Seffion 
in umfafjender Weiſe in Anfpruch nehmen. Die Staatsregierung wird Ihnen 
die Entwürfe von Gefeßen vorlegen, durch welche der mit der Kreisordnung 
begonnene Bau, zunächſt im Geltungsbereiche der leteren, zu einem einheits 
Liden Abſchluß geführt werden fol. Mit dem Entwurfe der Provinzials 
Ordnung, welcher Ahnen erneut vorgelegt werden wird und an welchen ſich 
ein Entwurf wegen Bildung einer bejonderen Provinz Berlin anſchließt, 
flieht die — über die Dotation ber Provinzen in engem Zuſammen⸗ 
bange, deren endgültige Erledigung im dringenden Intereſſe der ——— 
und des Staates liegt. Die Einrichtungen der Verwaltungsjuſtiz, für welche 
im Gebiete der Kreisordnung in den Kreisausſchüſſen und Bezirks-Verwal⸗ 
tungsgerichten ber Grund gelegt iſt, ſollen durch einen Geſetzentwurf über die 
Berfaffung der Dermwaltungsgerichte und die Errichtung eined Ober-Verwal⸗ 
tungagericht? eine tveitere Ausdehnung und den entfprechenden Abſchluß 
finden, Die volle Durchführung der Derwaltungs-Reorganifation in benjenis 
gen Provinzen, in welchen Dielelbe mit der Kreisordnung bereit erfolgreich 
begonnen iſt, wird zugleich einen ficheren Anhalt für die entiprechenben 
Reformen in den übrigen Theilen der Monarchie darbieten, wozu die geſetz⸗ 
geberilhen Vorarbeiten gleichfalls in vollem Gange find. Als ein dringende 

edürfniß Hat ed fich herauzgeftellt, auch den katholiſchen Kirchenge— 
meinden Gelegenheit zu geben, ihre Intereſſen bei der Bejorgung ber kirch⸗ 
lichen Vermögendangelegenheiten durch gewählte Organe wahrzunehmen. Ein 
zu diefem Zwecke vorbereiteter Geſetzentwurf wird Ihnen baldigft zugehen. 
Meine Herren! Die Aufgaben, zu deren Löfung die Regierung Sr. Majeftät 
Ihre Mitwirkung erbittet, find überwiegend von grundlegender Bedeutung 
für die gefammte Fortbildung unjerer Geſetzgebung. Die Staatöregierung 
legt daher ben größten Werth darauf, dieſe zunächſt von ihr in Ausſicht 
genommenen Reformen durch das vertrauensvolle Entgegentommen ber beiden 
Häufer de Landtages in der bevorſtehenden Seffion zum Abſchluſſe zu brins 
gen. Sie rechnet auf Ihre bewährte patriotifche Hingebung.” 

Der ruhige und geichäftsmäßige Zon der Thronrede beweist, daß die 
preußifche Negierung einen möglijit ruhigen Verlauf der Seifion zu erzielen 
wünſcht. Die Hauptaufgabe des Landtags fol die Durchführung ber Ver⸗ 
waltungs-Reorganijation in denjenigen Provinzen fein, in welchen dieſelbe 
mit der Kreisordnung bereits erfolgreich begonnen wurbe. Allein eben dieje 
Beſchränkung auf die ſechs Öftlichen Provinzen erzeugt in ber öffentlichen 
Meinung eine gewiſſe Enttäuſchung. Diefelbe erinnert daran, wie Die halb» 
amtliche Provincial:Correfpondenz nach Ende Oktober v. J. eine viel größere 
Tülle von Verwaltungsreform:Borlagen in Ausſicht ftellte und namentlich 
Gemeindeordnungen für drei der weſilichen Provinzen, Kreisordnungen für 
diefelben (nämlich für Heſſen-Naſſau, Rheinland und Weftpfalen), eine folche 
für won und die Reform der Provincial:Verwaltung für den ganzen Staat, 
mit Ausnahme von Hannover und Schleswig-Holftein, für die jo eben er: 
öffnete Seffion ind Auge faßte; und zwar wurde unter der Provincialreform 
ſowohl die Begründung der Pprovinciellen Selbftverivaltung, ala die Neu: 
ordnung der ftaatlicden Behörden-Organifation verftanden. Nun aber erfieht 
man aus ber Thronrede, daß die Entwürfe zu Gemeindeorbnungen und 
Kreisordnung für jene drei weftlichen Provinzen für jeht zurückgezogen wur⸗ 
ben, und daß es jetzt zweifelhaft erjcheint, ob neue Entwürfe überhaupt noch 
im Derlaufe der Hesiäßrigen Seifion werden zur Vorlage fertiggeftellt werben 
fönnen. Da ſich nämlich über die Gemeindeordnung für Rheinland und 
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Weſtfalen, namentlich über ben Puntt, ob die Bürgermeiſter erwählt oder 
ernannt werden ſollen, eine bedeutende Meinungsverſchiedenheit ergeben hat 
und manche liberale Männer, ja ſogar einzelne Mitglieder der ne 
partei für Die Beibehaltung der Ernennun gro auzfprachen, jo hat die Res 
gg es vorgezogen, fich die öffentliche Meinung noch abklären zu laſſen. 

von einer neuen Stäbteordnung für die öftlichen Provinzen ift vor⸗ 
läufig feine Rede, da der Tert des Entwurfs von den einberufenen fieben 
Ober-Bürgermeiftern zu viele Glofien erhalten bat. Trotzdem Liegen bem 
Landtage überaus wichtige Arbeiten in folder Menge vor, daß ſchon jebt 
— wird, wie an einen Schluß der Seſſion vor dem Juni nicht zu 

nken ſei. 


16. Januar. (Preußen.) Herrenhaus: wählt zu feinem Prä⸗ 
fidventen den Grafen Stolberg mit 86 von 87 Stimmen, zu Vice⸗ 
präfidenten die Liberalen Bernuth und Haſſelbach mit 46 refp. 57 
Stimmen. Die feubale Partei ift definitiv in die Minderheit ge= 
fommen. 

18. Januar. (Deutjches Reich.) Die neue ſpaniſche Regie: 
rung erflärt fih dem nachdrüdlichen Verlangen der Reichdregierung 
gegenüber bereit, für die Gewaltthätigfeiten der Garlijten gegen die 
deutjche Brigg Guſtav ihrerjeit3 Genugthuung zu leiften. 


18. Januar. (Deutfches Reich.) Reichstag: beſtellt die aus 
28 Mitgliedern beſtehende Commiſſion (Reichsjuſtiz⸗-Commiſſion) für 
Borberathung der Geſetzesentwürfe behufs eines gemeinfamen Civil- 
prozeſſes, eines gemeinfamen Criminalprozeſſes und einer gemeinjamen 
Drganifation der Gerichte für ganz Deutichland. Die Zujammen- 
fegung der Commiſfion gejchieht, wie bei allen Commiffionen, durch 
Berftändigung ber Fraktionen unter einander und je nach der rela- 
tiven Stärke derfelben. 


Die Zufammenjegung der Commiffionen aus den verſchiedenen Frac— 
tionen ergibt in diefem Fall getoife Nacht heile. So treffen auf Bayern mit 
4—5 Millionen Einwohnern beinahe ebenjoviel Mitglieder, nämlich 7, als 
auf bad Gebiet des preußiichen Landrechts mit 16-17 Millionen Eintvoh: 
nern, auf twelches 8 Mitglieder entfallen. Aug bem Gebiet des rheinischen 
Rechtes find 2 Mitglieder genommen, aus den anneltirten Provinzen 5, aus 
Sadjen 2, an Württemberg, Baden, Oldenburg und pamburg je Einer. 
Was die verichiebenen Berufsarten betrifft, jo ftellt fich die Commiſſion zu⸗ 
fammen aus 2 Univerfität: Profeffoxren, 13 Richtern, 1 Oberſtaatsanwalt, 
4 Rechtsanwälten und 3 Derwwaltungäbeanten; weiter aus 2 Juriften, welche 
tein Amt befleiden, und 1 Mediziner. 


18. Januar. (Preußen.) Die Regierung jchließt das Cle= 
ticalfeminar in Fulda in Folge des den Regierungscommillären ver= 
weigerten Zutritt? zu den Vorlefungen und belegt dag ganze Did- 
cefanvermögen mit Beichlag nach Maßgabe des Geſetzes, wonach 
dieſe einzutreten bat, wenn ein erledigter bijchöflicher Stuhl nicht 
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innerhalb eine® Jahres nach der Erledigung mit einem ftaatlich 
anerkannten Biſchof wieder beſetzt ift. Dasſelbe beträgt 2,254,000 
Marl. 

Sin Paderborn wird das Domcapitel aufgefordert, die Wahl 
eines Bisthumsverweſers für den feines Amtes entjeßten Bilchof 
Martin vorzunehmen und zugleich die Beichlagnahne der bifchöfli- 
chen Wohnung, des Generalvicariats, der Kaſſen ıc. ausgeführt. Die 
Abführung des Biſchofs zur Internirung nach Weſel erfolgt ohne 
Nuheftörung. Die weltlichen Räthe und Beamten erflären fich bereit, 
in Function zu bleiben. Das Bomcapitel lehnt die Wahl eines 
Bisthumsverweſers ab. 

In Pojen und Gneſen fieht fich die Regierung genöthigt, die 
Nachforſchungen nach dem geheimen päpftlichen Delegaten von den 
Decanen nunmehr auch auf andere Geiftliche und jogar auf Laien 
auszudehnen, ohne boch vorerſt ihrem Ziele näher zu fommen. 


20. Januar. (Deutſches Reich.) Reichstag: beichließt die 
Einberufung einer Enquete-Commilfion zur Unterfuchung der Eijen- 
bahndifferenzen "und Berichterftattung in der nächiten Reichstags⸗ 
ſeffion. 

Ein Antrag der Polen betr. Aufrechthaltung der Rechte der 
polniſchen Sprache und Nationalität in den ehemals polniſchen Lan— 
destheilen wird abgelehnt. 

Der Führer der Ultramontanen, Windthorſt, verſucht umſonſt, 
die im Dezember v. J. im Allgemeinen beſchloſſene Declaration zu 
Art. 31 der Verfafſung (Fall Majunke) auf die Tagesordnung zu 
bringen; die Nationalliberalen ſind entſchloſſen, die damalige Diffe— 
renz mit dem Reichskanzler nicht wieder herbeizuzerren. 


20. Januar. (Bayern.) Sämmtliche bayer. Biſchöfe richten 
gegen die vor einiger Zeit zur Veröffentlichung gelangte Depeſche 
Bismarck's betr. die nächſte Papſtwahl eine Adreſſe an den Papſt, 
deren Sprache eine geradezu maßloſe genannt werden muß: 


.3u gleicher Zeit können wir nicht umhin, im Verein mit allen 
wahren "Ratholiten aus allen Kräften unferer Seele mit allem Nachdruck 
Proteft zu erheben gegen das verruchte Unterfangen (pessimos conatos), das 
ivie mit einem Schlag a N das gejammte Recht der — ihre Freiheit, 
Einheit, ja i re a, abzielt, und zugleich das größte Unrecht, die ärgſte 
Beleidigung für Dich jelbft ift, Heil. Vater! Nicht genug aljo war es der 
Bosheit, die weltliche Herrſchaft des heil. Stuhles zerftört und Krieg und 
Berfolgung faft in allen Theilen der Welt gegen Chuti Reich und Statt: 
a gel 2 haben: ben Hirten verjucht fie zu Ichlagen ſchon gleich bei 
der Wahl, um beito es er und leichter die Schafe der Heerde — 
und ibn zu Tönnen. Doch, der im Himmel wohnt, wird ihrer Lachen, der 
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Herr wird fie zu Schanden machen. Schon Haben die Umſtände fie genöthigt, 
da3 zu veröffentlichen, was fie im Tyinftern geplant haben. Möchteſt doch 
Du, Heil. Vater, den Heren ber Kirche bitten, daß nicht gerechte Strafe über 
das Bolt, über die Nation komme, wo folder Frevel jeinen Ausgang ges 
nommen bat! Wir bayeriiche Biichöfe aber wollen nur immer fefter im 
Glauben, Gehorfam und Liebe und ala Glieder mit dem Haupte verbinden, 
und nicht ablaffen, Gott den Allmächtigen inftändigft zu bitten, daß Er 
unferen heil. Bater Pius, den Er ſchon jo viele Jahre Eeiner Kirche ge: 
fchentt, auch fortan erhalten und in friicher Kraft bewahren möge, daß Er 
ihn hienieden ſchon durch Sieg und Triumph beglüde und nicht den Händen 
feiner Feinde überlaffe, die, nachdem fie ihn bei Kebzeiten weder beugen noch 
befiegen können, auf Pläne üler feinen Tod hinaus gelonnen haben, ver: 
ruchte Pläne, aber — eitle....“ 


22. Januar. (Deutſches Reich.) Reichstag: Dritte Leſung 
des Landſturmgeſetzes. Die Yortjchrittspartei erklärt, dießmal für 
das Geſetz flimmen zu wollen; dagegen beharren die Ultramontanen 
und die Socialiften auf ihrem Widerftande gegen dasſelbe. Schließ- 
lid wird e8 in namentlicher Abjtimmung definitiv mit 198 gegen 
84 Stimmen (dev Ultramontanen, Polen, Socialiften und des Abg. 
Sonnemann) angenommen. 


Dunter ala MWortführer der Fortſchrittspartei erklärt: „Ich halte 
die Vorlage weder für verfafjungsmwibrig, noch für eine Verſtärkung des Mi- 
litarismus. vorausgeſetzt, Daß Gautelen geichaffen werden, wodurch Männer, 
die ihren Pflichten gegen das Vaterland bereit? im ieiteften Maße genügt 
haben, vor einer Verlängerung ihrer Dienftzeit geichüßt find. Leider ift diejer 
Zweck durch die nur mangelhafte nt de3 8 5 nicht volllommen 
erreicht worden. Dennoch Fichte ich, daß bie Lage diefer Männer eine noch 
Ichlimmere fein wird, wenn da3 Geſeß gar nicht zur Annahme gelangt, teil 
die Regierung — freilich im Gegenſatz zur Mehrheit dieſes Haufes — fich 
fon nach 8 45 des Wehrgefehes von 1867 das Recht vindicirt, Landſturm⸗ 
ichtige in die Landwehr einzuftellen, und im Nothfalle dieß in roch wei⸗ 
terem Maße thun wird, ala wenn wir außdrüdlicd in das Geſetz hinein⸗ 
— daß Solches nur in Ausnahmefällen zuläſſig fein wird. Bor Allem 
aber fürchte ich, dak, wenn das Geſetz heute abgelehnt oder nur mit ſchwacher 
Majorität angenommen werben jollte, das Ausland daraus die Hoffnung 
ſchöpfen fünnte, daß das Volk nicht gewillt fei, nd zum Landſturm ausheben 
zu laſſen, weil feine Vertreter ihre Zuſtimmung dazu nicht gegeben hätten. 
(Lebhafter Widerſpruch im Centrum.) Auch nicht einmal ein fcheinbarer 
Anlaß zu einer ſolchen Mißdeutung joll geboten werden, bie unter Umſtän⸗ 
den wirklich zu einer Gefährdung des nen tiedeng beitragen fönnte. 
Karum werde ich für dag Geſetz ſtimmen.“ indthorft erflärt Namen? 
der Ultxamontanen, die von ihnen bei ber zweiten Zejung Ben Anträge 
nicht erneuern zu wollen, da doch feine Augficht fei, damit Durchzudringen. 
Die Partei begnügt fich demnach, gegen das Geſetz zu ftimmen. Dagegen 
fpricht Liebknecht mit großer Leidenſchaft Namens ber Socialdemokraten 
gegen das Geſetz, indem er damit fchließt: „Diejer Landſturm ift eine neue 
utfteuex, die dem in feiner ie le ohnehin ſehr geihwächten Volks 
auferlegt wird. Aber die Bourgeoifie ſieht das Elend der Armen nicht und 
will e3 nicht ſehen. Haben Sie ein Intereſſe am Wohle unſeres Vaterlan⸗ 
de3, jo werfen Sie dieſes Gejeb ber Regierung vor bie Füße!“ 
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22. Januar. (Preußen.) Abg.Haus: Die Regierung legt 
bemjelben die Entwürfe einer neuen Provincialordnnng, eines Geſetzes 
betr. die Dotation der Provinzen aus Staatsmitteln und betr. die 
Errichtung eines oberften Verwaltungsgerichtshofes vor. Die Vorlage 
ift von einer umfangreichen Denkichrift über die gefammte Reorga= 
nifation der allgemeinen Landesverwaltung des preußifchen Staates 
begleitet. 

23.- 25. Januar. (Deutfches Reich.) Reichstag: Dritte Lee 
fung des Geſetzes betr. Einführung der obligatorifchen Civilche und 
ber bürgerlichen Etandesbuchführung für das ganze Reich. Ser Ver: 
treter Bayern? im Bundesrathe, Juſtizminiſter Fäuſtle, erklärt fich 
wiederholt entichieden für dag Geſetz. Der Entwurf wird mit ge 
ringen Modificationen nach den Beichlüffen der zweiten Leſung an« 
genommen, mit dem einen Zuſatze, der es den Landesregierungen 
freiftellt, da8 Geſetz ganz oder theilweife auch fchon vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1876 einzuführen. Das ganze Gejeh wird fchlieglich in na= 
mentlicher Abftimmung mit 207 gegen 72 Stimmen (der Ultramon- 
tanen und der Polen) definitiv angenommen. 


25.—28. Januar. (Deutfches Reich.) Reichttag: Zweite Xe= 
fung des Bankgeſetzes. Der Commijfiong-Referent Bamberger tritt 
energijch dafür ein, die Banken an eine folide Grundlage ihrer Ge- 
Ichäfte zu feſſeln und den bisherigen Schwinbel der Privatbanken 
und Altiengefellfchaften nach Kräften zu erfchiveren, ohne jedoch, na⸗ 
mentlich bei 8 44 des Entwurfs, ganz burchzudringen. 

26. Januar. (Deutſches Reich.) Der Kaifer empfängt den 
Ipanifchen Geſandten Grafen Rascon, welcher ein Schreiben des neuen 
Königs Alfonfo überreicht, worin berjelbe feine Thronbefteigung an⸗ 
zeigt. Es ift bereit3 außer Zweifel, daß ſämmtliche Mächte den neuen, 
monarchiſchen Umfchwung in Spanien ohne Bedenken und ohne Zö- 
gern anerkennen werden. 

26. Januar — 3. Februar. (Preußen.) Zufammentritt der 
Provincialiynoden der ſechs öftlichen Provinzen, hauptfächlich auch 
behufs der Wahlen zu ber Generalfynode. Wie filh erwarten ließ, 
bleibt kaum einer der Synoben das Schaufpiel heftigen Aufeinander- 
ſtoßens der Gegenſätze erfpart, aber der Ausgang der Berathungen 
iſt doch überall ein frieblicher und für das beflehende Kirchenregi« 
ment, den Oberkirchenrath, ein nicht ungünftiger. In den Wahlen 
zur Generalfynode namentlich erringt die jog. Mittelpartet entfchie- 
ben die Oberhand. 
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Zer Kaiſer empfängt den Vorftand der brandenburgifchen Provincial: 

ſynode in bejonderer Audienz und beantwortet die Anfprache desjelben mit 
einer längeren Rede, die offenbar und thatjächlich zugleich an die ſämmtli— 
hen Provincialiynoden gerichtet if. Das erfte Auftreten ber meiften dieſer 
Synoden Hatte in der öffentlichen Meinung ſchwere Bedenken erregt. Pie 
branbdenburgifche Eynode hatte freilich ihre Borftandswahlen in gemäßigtem 
Sinne vorgenommen; bie von Echlefien, Pommern und Poſen aber Anhänger 
einer ertremen Richtung an ihre Spitze geftellt und es hatten in Berlin wie 
in Stettin die Strenggläubigen bereit3 einen herausfordernden Anlauf gegen 
die Schrante unlernommen, welche der evangelifche Oberkirchenrath durch den 
Erlaß vom 2. Juni 1874 den vorausfichtlichen Verſuchen gezogen hat, die 
Arbeiten am Berfafjungswerfe durch Hineinziehung von Belenninibfragen 
ungebörig zu beeinjluffen. Da weist nun der Kaiſer in einem Augenblide, 
in welchem es den ftrenggläubigen Elementen der Synoden noch nicht zu ſpät 
zur Umkehr ift, eindringlich darauf Hin, worauf e8 gegenwärtig anfomme; er 
erinnert daran, daß es ein lebensfähiges Merk zu Schaffen gelte, ein folches, 
welches mit dem die ganze neuere Geieharbung Preußen? durchdringenden 
Geifte übereinftimme: er ermahnt deßhalb, daß im Geifte des Friedens ges 
handelt werden müſſe. Gleichtwie er bei den Ernennungen von Synobalmit: 
gliedern ſich don beiden Ertremen fern halten zu follen geglaubt, jo Hält ex 
auch für nöthig, daß letztere fich bejcheiden, damit jich endlich eine That auf: 
weiſen laffen könne, melde jchon feit jo langer Zeit erjtrebt wurbe und ber von 
ihm gewählte Zon des Entgegenkommens findet feine Ergänzung in dem Hin: 
‚weis, daß ein Auferadhtlaffen der leitenden Gefichtöpuntte zur Auflehnung 
gegen die Staatögefee führen könne. Auf alle Fälle ift die königliche Ans 
ſprache ein Zeichen, daß in den leitenden Streifen auch hinfichtlich der evan⸗ 
gelifchen Kirche berjelbe Geift obiwaltet, welcher jeit einigen Jahren die all: 
gemeine Sirchenpolitit der Staatsregierung durchdringt. 

Im Ganzen und Großen find die Rejultate günftiger ala man in 
vielen Kreifen zu Hoffen gewagt hatte. Fakt man die Synoden zufammen, 
fo Hat die Airdenpolitit der neuen Aera der Hauptjacde nach den Sieg da⸗ 
vongetragen. Nach der gegenwärtigen Stimmung war es ein kluger Schritt, 
die königliche Ernennung auf Männer mittlerer Richtung zu Ienfen. Ver 
Proteitantenverein mußte fi) darauf gefaßt machen, hiebei übergangen zu 
werden; dieß würde viele ſchwankende Semüther den ertremen Gontefftonellen 
in die Arme getrieben haben, und gerade dieß war vor allem zu vermeiden. 
Zu Töniglicden Commiffären wurden ganz überwiegend Mitglieder des Ober- 
kirchenraihs erwählt — ein Schritt der wohl nicht mit Unrecht ala ein Miß⸗ 
trauendvotum, gegen die Provincialconfiftorien gerichtet, gedeutet worden ift. 
In Brandenburg hatte die Mittelpartei die Oberhand; ja, ein entjchiedenes 
Mitglied des Proteftantenvereind, der befannte Abg. Dr. Techow, ward fogar 
in den Synodalausſchuß gewählt. Auch in Sachſen Hatte die Unionspartei 
die große Mehrheit für fih; aber höchft charakteriftiich iſt es, daß die Luthe- 
riſche Oppofitiondpartei einen der beiden Seneral-Superintendenten zu ihrem 
Eandidaten für den Präfidentenftugl beftimmt Hatte. Wenn auch Protefte 
gegen die Givilehe durchfielen, jo doch nicht Petitionen an den Oberkirchen⸗ 
rath, welche um die Aufhebung ber Beltimmung über Wiebertrauung Ge: 
——— baten, age ohne erfolg, In Berlin wollte man erklären laf: 
en: jeder Geiftliche fei abzujegen, der die Gottheit Chrifti läugne. Der Com: ' 
miffär legte gegen Berathung des Antrags Proteft ein. In Breslau fam 
bie GewalttHätigfeit der orthodoxen Partei zur beutlichiten Darftellung. Ob⸗ 
Teich fie ficd gegenüber ben freieren Richtungen wie 11 zu 9 verhielt, Tieß 

doch Niemanden aus ben letzteren in das Bureau zu. Al aber die Wahlen 
zur Generalfynode vorgenommen wurden, erklaͤrten Die Liberalen, fie würden 
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jofort austreten, wenn man fie wieder mundtodt machen wollte. Tiefe Energie 
wirkte; e8 wurden 11 Strenge und 10 Liberale gewählt. Nach verjchiedenen 
Berechnungen darf man annehmen, daß in der fünftigen Generalfynode von 
ben 123 Stimmen aus den jech3 öftlichen Provinzen auf die Linke ein Eechätel, 
auf die Mittelpartei etwas über die Hälfte, auf die confeſſionellen Lutheraner 
ungefähr ein Drittel fommen werden. Durch den Hinzutritt der 12 Tepus 
tirten aus Weftfalen, der 15 aus Nheinland, erhält die Linke etwa 30 Stim: 
men, die Mittelpartei 70, die Rechte gegen 50. Taraus läßt fich Ichon fchlie: 
Ben, daß, wenn bie Linke gemäßigt auftritt (wozu fie die Erbitterung der 
Sonfeffionaliften einladet) und fich, two immer möglich, an die Mittelpartei 
anfchließt, diefer der Eieg und die Mehrheit gewiß ift. Das gleiche Liegt 
auch im Intereſſe der Mittelpartei, welche für ſich allein nicht die abfolute 
Mehrheit (76) herzuftellen vermag. Daß die Befugnifle der Synoden, auch 
der Seneraliynode, bis jet noch jehr klein find, das gebieten die VBerhältniffe; 
alle Erweiterung kann nur nach Maßgabe der kirchlichen Leiſtungsfähigkeit 
dieſer Repräfentativförper erfolgen. Tas Beite wird, nach wie vor, feiteng 
einer tüchtigen Verwaltung geichehen müflen, welche hier noch von größerer 
Bedeutung ift, ala auf dem Boden Ber weltlichen Dinge. 


27. Januar. (Preußen) Abg.Haus: Die Staatsregierung 
legt demjeben den mit Spannung erwarteten Entwurf über die Ver— 
mögensverwaltung in den Fatholifchen Kirchgemeinden vor. 


Der Entwurf beruft in jeder katholiſchen Stirchengemeinde einen 
Kirchenvorſtand und eine Gemeindevertretung zur Beſorgung ber kirchlichen 
Dermögenzangelegenheiten. Als Ar ermögen im Sinne des Gejebes 
gilt nach $ 3: 1) das für Eultusbedürfniffe beftimmte Vermögen, einichließ: 
lich des — und Pfarrhaus-Baufonds, der zur Beſoldung der Geiſtli⸗ 
hen und niederen Kirchendiener beftimmten Vermögensftüde und der Anni: 
derjarien; 2) die zu mohlthätigen und Schulzweden beftimmten Tirchlichen 
Dermögenäftüde; 3) die zu irgend einem Tirchlichen Zived innerhalb des Ge⸗ 
meindebezirks beftimmten Stiftungen, fofeen nicht ftiftungsmäßig eigene Ber: 
waltungsorgane eingejegt find. Der Kirchenvorſtand befteht unter dem Bor: 
fite ded Pfarrer? aus 4 bis 12 Mitgliedern nach Größe der Gemeinde und 
von biefer gewählt. Der Kirchenvorſtand verwaltet das Kirchenvermögen; 
eines feiner Mitglieder bejorgt das Caſſenweſen. Die Gemeindevertretung 
beiteht aus höchſtens 40 aus und von der Gemeinde gewählten Mitgliedern, 
beftellt ſich jelbit ihren Vorſitzenden und der N ift bei den wich: 
tigeren —— ann naenT die in 11 Pofitionen aufgeführt werden, 
an die Zuftimmung der Gemeindevertretungen gebunden. Wahlberechtigt zur 
Wahl beider Körperfchaften find alle männliegen, volljährigen, felbftftändigen 
Mitglieder der Gemeinde, welche bereit? ein Jahr in derfelben, ober, wo 
mebrere Gemeinden am Orte find, an dieſem Orte wohnen und zu ben Kir⸗ 
henlaften nach Maßgabe der dazu beftehenden Werpflichtungen beitragen. 
Wenn ber —— oder die Gemeindevertretung beharrlich die Erfül⸗ 
lung ihrer Pflichten vernachläſſigen oder verweigern, ober wiederholt Anges 
legenheiten, welche nicht zu ihrer Zuſtändigkeit gehören, zum Gegenftand 
einer Erörterung oder Beichlußfaffung machen, To können fie ſowohl durch 
die biſchöfliche Behörde ald auch durch den Oberpräfidenten unter gegenjei- 
tigem Einveruchmen aufgelöst werden. Macht bie bijchöfliche Behörde, in 
denjenigen Fällen, in welchen fie eine Anordnung oder Enticheidung im Ein- 
vernehmen mit der Stantsbehörbe zu treffen hat, von ihren Befugniſſen feinen 
Gebrauch, fo ift fie zur Ausübung berjelben von der Stantöbehörde aufzu: 
fordern. Leiftet fie diefer Aufforderung binnen 30 Tagen nach dem Empfang 
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berjelben feine Folge, jo geht die Ausübung der Befugnifie auf die Staats» 
behörde über. Die öffentliche Meinung bezeichnet fait einftimmig das Gejek 
als da3 wichtigfte, welches behufs Regelung ber kirchlichen Verhältniſſe bis 
jetzt erlaſſen worden if. Es ftellt die Kirchengemeinde wenigſtens auf ver⸗ 
mögenörechtlichem Gebiete wieder her, und trägt bie Bedingungen pofitiven 
Wirkens in fi. Sollte ber Elerifale Widerſtand gegen die Mai eiche auch 
auf diefes Gejeg ausgedehnt werben, fo erhalte damit die Tatholif evölke⸗ 
rung den handgreiflichen Beweis von den eigentlichen Zielen der Hierarchie. 


27. Januar. (Baden.) Der altkatholiſche Biſchof Reinkens 
beſtätigt den vom Großherzog zum Pfarrer der Spitalpfarrei in 
Conſtanz ernannten altkatholiſchen Prieſter Hoſemann, indem er der 
Beſtätigungsurkunde beifügt: 


„sch hege bie zuverſichtliche Hoffnung und lege ihm als feine heilige 
icht an's Herz, dab er in echter, tiftlider, brüderlicher Liebe mit allen 
inbdegliebern verfehre, fich Dabei bewußt bleibe, dab nicht Befehlen, ſon⸗ 
dern Ratten, Mahnen und Bitten dem Ya Diener des Evangeliums 
ziemt, daß er mit unwandelbarer Zreue und heiligem Eifer alle feine kirch⸗ 
lichen Pflichten erfülle in dem Bewußtjein der Echwere und Berantwortlich- 
keit feines hohen Amtes, daß er aber auch jeiner kgl. Hoheit dem Großherzog 
als feinem Landesheren unverbrüchliche Treue als Unterthan bewahre, felbft 
mit dem Beilpiel gewifienhafter Erfüllung ber Pflichten ala Staatsbürger 
poranleuchte und im Religiongunterrichte, auf der Kanzel und im Verkehr 
ben Sinn für Gejeglichteit und Ehrfurcht vor der Obrigkeit, wie es einem 
Ghriften ziemt, den ihm anvertrauten Gläubigen einprägt, daß er endlich im 
Berlehre mit Andersgläubigen ftets befjen eingedent fei, daß für Chriſten 
e3 Lein höheres Gebot gibt, als den Nächiten zu lieben wie fich ſelbſt. Ich 
werde, wenn es Recht und Pflicht geftattet, tuo immer berjelbe meinen Schuß 
oder meine Mitivirkung in Anipruch nehmen jollte, demjelben zur Seite ftehen 
und, wie es dem dhri en Bruder geziemt, in Liebe und Offenheit mit 
ihm fo verlehren, daß ich ihm wie jedem meiner anvertrauten Gläubigen 
Biſchof und väterlicher Freund zu fein hoffen darf. Meine beiten Gluͤck⸗ 
wünjche begleiten ihn; möge der Segen des Herrn auf feinem Wirken ruhen!“ 


29. Januar. (Deutjches Reich.) Reichstag: genehmigt in 
dritter Lefung das ihm vom Bundesrathe vorgelegte Gele über die 
Raturalleiftungen für das Heer im Frieden. In der zweiten Leſung 
hatte die Mehrheit des Reichstags die volle Tagskoſtvergütung per 
Mann auf 1 Mark normirt, die Regierungen Hatten jedoch diefe 
Norm als finanziell für fie unannehmbar erflärt. In der dritten 
Lefung gibt nunmehr der Reichdtag nach und geht auf 80 Pf. für 
Mann und Tag zurüd, womit fi) die Bundesregierungen einver- 
fanden erflären. 

30. Januar. (Deutſches Reich.) Reichstag: Dritte Lefung 
bes Bankgeſetzes. Die Debatte ift neuerdings eine jehr lebhafte, na⸗ 
mentlich bezüglich des 8 44, über welchen ein Compromiß zu Stande 
kommt. Alles Uebrige wird nach den Beichlüffen der zweiten Lefung 
unverändert, hierauf dag ganze Gefeß in der Echlußabjtimmung mit 
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großer Majorität angenommen. Dagegen flimmen nur das Centrum 
geichloffen, einzelne Gonfervative und Tellkampf, Banks und Dunker. 
Die vom Abg. Frühauf eingebrachte Refolution wegen Errichtung 
möglichft vieler Zweiganftalten der Bank wird zurüdgezogen, nach— 
dem Delbrück möglichſte Berüdfichtigung in Ausficht geftellt, eine 
beftimmte Zufage zu geben aber abgelehnt hatte. 

Bei der zweiten Lefung war bejonders über ein Amendement Eiemens 
lebhaft, ja ſogar heftig geftritten und dazfelbe ſchließlich mit 125 gegen 124 
Stimmen angenommen toorden, dahin gehend, ben letzten Abſatz des Com⸗ 
miffiondantrags, wie folgt, zu faſſen: „Banten, welche big zum 1. Januar 
1876 nachweilen, daß der Betrag der nach ihrem Statut oder Privileg ihnen 
geftatteten Notenaußgabe auf den Betrag des Grundlapitals eingeichränkt ift, 
welcher am 1. Januar 1674 eingezahlt war, find von der Erfüllung 
der unter 1 und 2 bezeichneten Vorausſetzungen ſausſchließliche Anz 
lage ihrer Betriesmittel in den im F 13 unter 1—4 bezeichneten Geſchäften 
(Kauf und Verkauf von Edelmetallen; Diskontirung, Kauf und Verkauf von 
Wechſeln und deutſchen Reichs-, Staats- oder Communalſchuldverſchreibungen; 
Lombardverkehr; Kauf und Verkauf von deutſchen Staatseffekten, Eiſenbahn⸗ 
papieren und Pfandbriefen) und jährliche Zurücklegung von 20 Proc. des 
über das Maß von 4a Proc. des Grundkapitals hinaus ſich ergebenden 
Reingewinns zur Anſammlung eines Reſervefonds von einem Viertheil des 
Grundkapitalsj entbunden und erlangen mit der Geſtaltung des Umlaufs 
ihrer Noten im gefammten Reichögebiete zugleich die Befugniß, im gefammten 
deutfchen Neichagebiete durch Zweiganftalten oder Agenturen Bankgeſchäfte 
zu betreiben.“ Die mit geiperrter Schrift gedrudten Worte enthalten das 
Siemens'ſche Amendement. Bei der dritten —* des Bankgeſetzes wird nun 
dieſer Beſchluß wieder aufgehoben und durch die Annahme des folgenden, 
aus einem Compromiß hervorgegangenen Abänderuugsantrags von Lasker 
und Harnier, welchem die Bundesregierung zugeſtimmt hatte, erſetzt: 1) Von 
ben beiden angezogenen Vorausſetzungen wird die erſte geſtrichen und nur 
die zweite aufrecht erhalten; am Schluffe aber folgender Satz Hinzugefügt: 
„Dem Bundesrath bleibt vorbehalten, diefen Banken einzelne der durch die 
Beltimmungen unter 1. auögejchloffenen Formen der Greditertgeilung, in 
deren Ausübung biejelben ſich bisher befunden haben, auf Grund des nach 
getwiefenen bejonderen Bebürfniffes zeitweilig oder wibderruflich auch ferner 
zu geftatten und die hierher etwa nothwendigen Bedingungen feſtzuſetzen.“ 

Schluß der Sejfion ohne Thronrede. 


31. Januar. (Bayern) Die bayerifchen Bifchöfe richten an 
den König einen Proteft gegen die Ausdehnung ber Civilehe durd) 
Reichägefeg auch auf Bayern. Der König überweist den Proteft 
einfach an den Juſtizminiſter. [Daß ihr Broteft von Erfolg fein 
werde, Tonnten die Bifchöfe felber auch nicht einen Augenblid denken 
ober Hoffen. „Ihr Schritt ift daher offenbar nur ein ſchlau berech— 
netes Agitationgmittel an die Adreffe bes katholiſchen Volkes, dem 
ber Name de3 Königs nur als Dedmantel hat dienen müfjen.“] 


— Jamar. (Deutjches Reich.) Der Beſuch des Kaiſers 
beim König von Stalien wird von jenem neuerdings ernftlih in 
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Ausficht genommen, wofern die Aerzte ihre Zuſtimmung dazu geben 
würden. 

— Januar. (Preußen). Der Kaifer ertheilt dem Landgrafen 
und ehemaligen Erbprinzen von Kurheſſen, Friedrich, das Prädikat 
fönigl. Hoheit. 


1. Februar. (Deutſches Reich.) Die neugebildete (vierte) 
Abteilung des Reichskanzleramters „für das Reichsjuſtizweſen“ be— 
ginnt ihre Thätigkeit. 

— Februar. (Heſſen.) Der Biſchof Ketteler von Mainz er- 
läßt einen Faftenhirtenbrief, der von Anfang bis zu Ende den Cha- 
rakter eines Tediglich politifchen Aktenftüces trägt. Won den üblichen 
Taftenvorichriften findet fich Feine Spur in dem Document, twelches 
durchweg aus einer Ausführung über die Unverträglichkeit der Hef- 
filchen Kirchengefege mit dem Weſen der Tatholifchen Kirche befteht. 

Menn der Mainzer Bifchof al? der Führer derjenigen Partei im beut- 
Ichen Episcopat gilt, die den Widerftand bis zum Aeußerſten predigt, und 
unter keinen Umftänden bon einem modus vivendi etwas wiſſen will, fo be⸗ 
— das Aktenſtück dieſe Annahme vollkommen. Der Biſchof, erklärt: daß 
bie Kirche in ihrem bisherigen Widerſtande „beharren müſſe bis in den Tod“, 
dab „die Nothivendigkeit diejes MWiderftandes unmittelbar aus der Göttlich- 
feit der Tatholifchen Religion folge". Ueber die Begriffe des Biſchofs von 
dem Gehorjam gegen die Staatsgeſetze gibt folgender Paſſus am Schluſſe 
feines Hirtenbriefes bemerfenswerthen Aufſchluß. Dort heißt es in hervor: 
ragender Schrift: „Wer an eine von Gott geftiftete Religion, an eine von 
Gott geoffenbarte Wahrheit, an Gottes Wort glaubt, Tann 19 sticht unbe⸗ 
dingt und jchranfenlos menjchlichen Geſetzen unterwerfen." Wo die Schranten 
Fin dieſe Unterwerfung zu finden find, wird, wie immer, jo auch dießmal, 
etbitverftändlich nicht gejagt, fondern dem ſouveränen Ermefjen der Kirche 
und ihrer Diener vorbehalten. 

— Februar. (Elfaß-Lothringen.) Der Faftenhirtenbrief des 
Biſchofs von Meb wird von der Regierung mit Befchlag belegt. 

2. Februar. (Preußen.) In Oberjchlefien macht der Pfarr- 
capları Kid in Tarnowicz mit der Regierung Frieden, ohne zum 
Altkatholicismus überzugehen, und wird vom DOberpräfidenten zum 
Propft in Kähme, kgl. Patronats, erwählt. Die Einſetzung erfolgt 
ohne Ruheftörung ; der Decan Kebanowski proteftirt gegen den Ein= 
griff der weltlichen Gewalt und entfernt fi) mit dem Allerheiligiten. 

3. Tebruar. (Deutſches Reich.) Nachdem bie Reichgregierung 
früher jchon wiederholt durch den deutfchen Geſandten Grafen Per- 
poncher in Brüffel bei der belgifchen Regierung gegen die Kundgebungen 
belgiicher Bijchöfe an die preußischen Bijchöfe, um diejelben in ihrem 
Widerftande gegen die Staatsgewalt zu ermuntern, remonſtrirt hatte, 
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richtet fie nunmehr durch denfelben Geſandten eine Note an die bel= 
giſche Regierung bezüglich des Falls Duchesne (der an den Erzbifchof 
von Paris dag von diefem zur Anzeige gebrachte Erbieten gerichtet 
hatte, den deutjchen Reichskanzler um eine beftimmte Summe Geldes 
zu ermorden), indem fie verlangt, daß die belgiiche Regierung, tvo= 
fern die beftehende belgiſche Geſetzgebung fein Mittel biete, Duchesne 
dafür zur Verantwortung zu ziehen, für die Ergänzung diefer Lücke 
forgen möge. 

4. Februar. (Teutſches Reich.) Bundesrath: eriheilt dem 
vom Reichatage bejchloffenen Reichscivilehegeſetz ſeine Zuftimmung. 
Bei der Abſtimmung votiren neuerdings 14 Etimmen, und zwar: 
Königreich Sachjen, beide Medlenburg, Oldenburg, Braunfchweig, 
Schwarzburg-Rudolſtadt, Neuß ä. L. und Schaumburg-Lippe gegen 
das Geſetz, der nach Preußen wichtigſte Bundesſtaat dagegen, Bayern, 
für dasſelbe. 

4. Februar. (Preußen.) Abg.Haus: Erſte Berathung des 
Budgets für 1875. Auf den Antrag Lasker's wird beſchloſſen, nur 
diejenigen Etatögruppen, gegen welche fich ſchon jekt, wie 3. B. gegen 
bie GehaltZaufbeflerung der Geiftlichen im Cultusetat, Widerfprucd) 
erhoben bat, an die YBudgetcommilfion zu verweiſen, den Reft da⸗ 
gegen ohne Vorberathung fofort im Plenum zu behandeln. 


4. Februar. (Bayern.) Der Erzbilchof von München erläßt 
einen Yaltenhirtenbrief, der ziemlich deutlich gegen den König jelbit 
gerichtet ift, indem er jagt, daß „das lebte Yubeljahr 1826 unter 
aftiver Theilnahme des Königs Ludwig L., ala eines gläubigen Sohnes 
der Kirche, in würdiger und erhebender Weife begangen werden Tonnte, 
daß aber leider die gegenwärtige Jubelfeier nicht wie ſonſt fich ent= 
falten könne”. Die ertrem=ultranontane Preſſe geht noch etwas weiter, 
indem fie geradezu verlangt, daß „die erzbifchöflichen Befuche am 
fol. Hofe rebus sic stantibus ganz eingejtellt würden“. Bei diefer 
Stimmung unterbleibt die Theilnahme des Königs und des großen 
Cortege am Schluffe des 40ſtündigen Gebet3 in ber Michaelähoffirche. 


5. Februar. (Preußen) Der Papft erläßt eine Bulle an 
die preußifchen Bijchöfe, in welcher er die fog. Mlaigefebe ohne Um= 
fchweife für ungültig erklärt. „Um die Pflicht unfereg Amtes zu 
erfüllen, erflären wir durch unfer Schreiben ganz offen allen, welche 
es angeht, und dem ganzen Fatholifchen Erdfreife, daß jene Geſetze 
ungültig find, da fie der göttlichen Einrichtung der Kirche ganz und 
gar twiderftreiten.” Die Bifchöfe werden daher zum Ausharren in 
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ihrem Widerftande gegen die Staatsgewalt ermahnt. „Denn es fteht 
geihrieben: man muß Gott mehr gehorchen, als den Menfchen.“ 
(S.d. ganzen Wortlaut unter Rom u. vgl. deutiches Reich 18. Febr.) 


6. Februar. (Deutjches Reich.) Der Eaiferl. Gefandte am 
griechifchen Hofe, v. Radowitz, der zur Zeit im auswärtigen Amte 
in Berlin beſchaͤftigt ift, wird behufs Führung der Gefchäfte der 
deutſchen Botjchaft (in Vertretung des Botichafter® Prinzen Neuß, 
ber wegen eine Fußleidens fich in Amfterdam einer Kur unterzieht) 
nach Petersburg geſchickt. Ter ungewöhnliche Echritt erregt nicht 
ohne Grund Auffehen. 

9.—12. Februar. (Preußen) Abg.Haus: Erfte Lefung der 
Borlagen der Regierung betr. die neue Provincialordnung, die. Ber: 
waltungsgerichte und die Dotation der Provinzen. Der Abgeordnete 
v. Sybel erklärt fich bei dem gegenwärtigen Stande der ultramon- 
tanen Ngitation in der Rheinprovinz und Weſtfalen gegen eine Aus— 
behnung der neuen Organifation auch auf diefe Provinzen. Virchow 
ift der entgegengefeßten Anſicht und ftellt dießfalls einen fürmlichen 
Antrag. Der Minifter des Innern, Graf Eulenburg, erklärt ſich 
dagegen und will der Regierung freie Hand wahren. Der Antrag 
Virchow wird jedoch mit 292 gegen 28 Stimmen zum Befchluß er= 
hoben. Im Mebrigen ift, als Rejultat der Debatte, die Mehrheit 
der Volfsvertretung mit den Grundzügen der Vorlage wejentlich ein= 
verftanden. 

Diele Grundzüge, wie fie in ber von der Regierung dem Abg.⸗Haus 
übergebenen Denkſchrift niedergelegt find, find kurz folgende: Der Reorganis 
ſationsplan hält daran feit, daß die Kreiſe, Regierungsbezirke und Provinzen 
al3 Berwaltungäbezirke fortbeitehen, in der Provinz Hannover jedod) zwei 
Landdrofteibezirle zu je einem Regierungsbezirk vereinigt werden ſollen. Es 
ift damit die Frage wegen des are der Regierungen (nicht der Re: 
aa nen entichieden. Zur Rechtfertigung diefer Entſcheidung wird 
in dem Entwurf auf die Bevölferungszahl fait, jämmtlicher Provinzen Hins 
gewiejen, welche e3 nicht zuläßt, aus den Provinzen je einen Verwaltungs⸗ 
bezirf zu bilden. Selbft wenn in noch größerem Umfange, ald dieß durch die 
Kreisordnung von 1872 bis jeßt geichehen ift, die bis jet von den Regierungen 
wahrgenommenen Geſchäfte der allgemeinen Landesverivaltung auf die Kreis⸗ 
behörden und Berwaltungagerichte übergiengen, würde der Geſchäftskreis der 
PBrovincialbehörden noch immer ein jo großer bleiben, daß eine einzige Be⸗ 
. börbe, welche bie Regiminalverwaltung in der ganzen re) üben foll, 

ihre Aufgabe zu erfüllen richt im Stande wäre. — würde bei der Cen⸗ 
traliſation der Regiminalverwaltung in der Provincialinſtanz eine en 
Trennung der eriteren von der Verwaltung dev direften Steuern doch nicht 
zu ermöglichen fein, während andererjeit3 die Befeitigung der Regierung?» 
bezirfe auch die Befeitigung der erſt kürzlich eingeführten Bezirksverwaltungs⸗ 
gerichte zur Folge Haben würde. Auch die Annahme, daß nuch Aufhebung 
der Bezirtäregierungen und Uebertragung der Functionen derjelben auf den 
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Dberpräfibenten, ſoweit fie nicht auf die Kreisbehörden übergeben, eine Vers 
einfachung der Staatsverwaltuug herbeigeführt würde, wird ala nicht zutref- 
* anerkannt, ſchon mit Rückſicht auf den Inſtanzenzug. Aber wenn auch 
ie biſsherigen Regierungsbezirke blieben, reſp. Regierungsbezirke in —— 
gebildet werben ſollten, ſo würde doch ihre Organijation eine durchaus ans 
dere werden. Die Organiſation der allgemeinen Landesverwaltung foll ſich 
folgendermaßen geitalten: 1) Die Verwaltungsjurisdiction bleibt von der 
eigentlichen Verwaltung getrennt; 2) die Ent ung alfer fireitigen Vers 
waltungsjachen erfolgt durch collegialiſch organifirte a he in 
geordnetem contradictoriichem Streitverfahren; 3) die eigentlide Verwaltung 
wird fortan in allen Inſtanzen — in der Kreis⸗, Bezirks⸗, Provincials und 
Gentralinftanzg — ı Einzelbeamte mit voller perjönlicher Verantwortlich: 
feit geführt. Somohl dem Landrath ald dem Regierungspräfidenten und dem 
Oberpräfidenteu fteht aber ein von der Kreis⸗, rejp. Prodincialvertretung ges 
wählter Ausſchuß zur Seite, mit dem Berufe, die Verwaltung in denjenigen 
Fällen zu unterftügen, in welchen die Gefehe ihnen eine Theilnahme oder 
Mitwirkung zuweiſen. Es jollen aljo auch in der Bezirksinſtanz an die Stelle 
der Regierungzcollegien Einzelbeamte treten. Die Collegialverfaffung der Bes 
irföregierungen hatte ihre volle Berechtigung, jo lange als derjelben die zivei- 
* Aufgabe geſtellt war, zu verwalten und in ſtreitigen Berwaltungsfachen 
Recht zu ſprechen. Wird aber bie gefammte Berwaltungsjurisdiction den Regies 
rungen entzogen und auf befondere Berwaltungägerichte übertragen, fo ift ein 
triftiger Grund zur Aufrechterhaltung des Collegialſyſtems nicht mehr vorhan⸗ 
ben; vielmehr wird alsdann das bureaufratiiche Princip, welches nach der 
bisheri en Verfaſſung die Ausnahme bildete, zur Regel gemacht werden dürfen, 
indem die Bezirksverwaltung an Stelle der Regierung dem Regierungspräſi⸗ 
denten übertragen wird, welche derſelbe, vorbehaltlich einiger Ausnahmen, 
jelbftftändig und mit perfönlicher Verantwortung zu führen hat. An Stelle 
der Bezirfäregierungen tritt, wie bereit3 oben angeführt, der Negierungspräfis 
dent an die Spike der Verwaltung eined jeden Regierungsbezirks, und es 
twird demfelben bie Verwaltung fämmtlicher zum Reſſort der Regierung ge: 
hörigen Angelegenheiten übertragen, mit Außnahme der Schulfachen und der 
Domänen und Forſten, ſoweit jene ———— nicht auf die Kreisaus⸗ 
ichüffe, beziv. Vertvaltungagerichte und den Oberpräfidenten, übergehen. Der 

irkungskreis des Negierungspräfidenten, zu deffen Unterftügung und Bere 
tretung ein Oberregierungsrath, außer der erforderlichen Anzahl von Räthen 
und Technikern, bejtellt wird, wird alfo die gefammte Regiminalverivaltung, 
die Verwaltung der Firchlichen Angelegenheiten und die Steuerverwaltung 
umfafjen. — Das Volksſchulweſen, welches der Verwaltungsſphäre des Res 
gierungspräfidenten entzogen wird, wird auf die Provincial-:Schulcollegien, 
die Domänen, Forſten und Regalien befondern neu zu errichtenden Behör⸗ 
den übertragen werden. Bei der Ausſcheidung des Volksſchulweſens ift die 
Rüdficht maßgebend geweſen, bat die Lehrer al. von dem Provincials 
Schulcollegium, dagegen die Verwendung der fo gebildeten Lehrer für den 
praktiſchen Dienſt von der Regierung reflortirt, bob ferner die moderne Ent: 
wicklung unſeres Schulweſens vorzugsweiſe der Mittelfchule zugetvendet ift, 
eine Gränze zwifchen höheren und niederen Schulen ſich in ber Praxis aljo . 
nicht mehr ſcharf ziehen läßt. Die Aufgaben der einzelnen Schulen, deren 
viele fich mwejentlich ala ein Fortbau anderer darftellen, fließen oft dergeftalt 
ineinander, Daß ihre Leitung und Beauffichtigung durch verſchiedene Behörden 
nicht nur häufig eines innern Grundes entbehren, fondern auch die Wirkfams 
feit der einzelnen Schulen und ihre Bedeutung für die Gefammtaufgabe der 
Unterrichtöverwaltung ſchwer Ichädigen würde. Es ſoll alfo das gejammte 
Schulwejen jeder Provinz einer einzigen, unter dem Vorſitze des Oberpräfis 
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benten und ber Leitung eines eigenen Direktors zu bildenden, mit den ordent⸗ 
lien technifchen, juriftiichen und Verwaltungskräften auszuftattenden colles 
gialifden Behörde unterftellt und die a an ler dem entipre= 
chend reconftruirt werden. Dabei ift jedoch auf Decentralifation in der Ver⸗ 
waltung de3 Schulweſens gerechnet. Es Liegt deßhalb in der Abficht der 
Staatäregierung, durch das zu erlafiende Unterrichtsgeſetz den Organen ber 
Selbftvertvaltung im Kreife, im Bezirk und in der Provinz bedeutfame Be: 
fuanifle in Betreff der Verwaltung des Schulweſens einzuräumen, und das 
urch zugleich den für eine eripriegliche Entwidlung des Schulweſens wüns 
ſchenswerthen innern Zuſammenhang zwijchen den Communalangelegenheiten 
ber corporativen Verbände des Staats und den einen integrivenden Beltand: 
tHeil derjelben bildenden Schulangelegenheiten Herzuftellen. 

9. Februar. (Elfaß-Lothringen.) Auch der Faltenhirten- 
brief des Biſchofs von Straßburg wird von der Regierung mit Be» 
fchlag belegt. Ä 

10. Februar. (Preußen) Der Biſchof von Münfter Tpricht 
in feinem Faftenbirtenbrief die Neberzgeugung aus, daß nur ein Wun— 
der da8 Ende des Firchlichen Conflift3 mit der Staatsgewalt berbei= 
führen könne; auf ein ſolches Wunder fei aber nicht zu rechnen. 
Anterefiant ift auch das Eingejtändniß, daß „Ichwere Opfer” bis 
jebt nur „von Wenigen gebracht” feien. 

10. Februar. (Medlenburg.) Eröffnung des Landtags in 
Malin. Die Regierungen bringen ben im vorigen Jahre gejchei- 
terten Entwurf für eine Reform der Berfaflung nochmals zur Vor— 
lage, indem fie an der von ihnen im Landtaggabichied vom 7. März 
v. J. audgefprochenen Hoffnung feithielten, daß die Ueberzeugung 
von der Nothwendigfeit des von ihnen verfolgten Ziele doch noch 
zu einer Verftändigung Über die vorgefchlagenen Grundlagen führen 
werde. 

— Februar. (Deutfches Reich.) 23 deutſche Bilchöfe erlaffen 
eine Eolleftiverflärung wider die in Yolge des Prozefſſes Arnim ver- 
öffentlichte Eirculardepefche Biamarda von 14. Mai 1872 (j. deren 
Wortlaut im Gefchichtäfalender für 1873 ©. 266) über die Tünftige 
Papſtwahl. 

Das ziemlich weitläufige Actenſtück ſucht zu beweiſen, daß die Depeſche 
des Kanzlers „ebenjo unbegründet in den a ala ungerecht: 
fertigt in den Folgerungen“ ſei und Daß fie mit dem Wortlaute wie mit dem 
richtigen, durch den Papft, den &piscopat und die Vertreter der katholiſchen 
Wiſſenſchaft wiederholt erflärten Sinn der Beichlüfle des vatikaniſchen Concils 
entichieden im Widerſpruche ftehe; nach diefen Beichlüffen jet die Kirchliche 
Jurisdictions-Gewalt des Papfte eine potestas suprema, ordinaria et im- 
mediata, eine auf die ganze Kirche, mithin auch auf jede einzelne Diöcefe 
und alfe Gläubigen fich direkt erſtreckende oberfte Amtzgewalt zur Erhaltnng 
ber Einheit des Glaubens, der Disciplin und der Regierung der Kirche, und 
keineswegs eine blos aus einigen Rejervatrechten bejtehende Befugniß. Der 
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Proteft fährt fobann wörtlich fort: „Dies ift aber feine neue Lehre, fondern 
eine ftet3 anerlannte Wahrheit des katholiſchen Glaubens und ein befannter 
Srundfa des canonifchen Rechts, eine Lehre, welche das vatikaniſche Concil 
gegenüber den Irrthümern der Sallicaner, Janſeniſten und Syebronianer im 
Anſchluße an die Ausſprüche der früheren allgemeinen Goncilien neuerdings 
erflärt und eat hat. Nach diefer Lehre der katholiſchen Kirche ift ber 
Papft Biſchof von Rom, nicht Bifchof irgend einer anderen Stadt oder Diöcele, 
nicht Biſchof von Köln oder Breslau u. ſ. w. Aber ala Biſchof von Rom 
ift ex zugleich Papft, d. h. Hirt und Oberhaupt der ganzen Kirche, Ober: 
haupt aller Biichöfe und aller Gläubigen, und feine päpftliche Gewalt Lebt 
nicht etwa in beftimmten Ausnahmefällen erſt auf, fondern fie hat immer 
und allezeit und überall Geltung und Kraft. In diefer feiner Stellung hat 
der Papſt darüber zu wachen, daß jeder Bifchof im ganzen Umfange Feines 
Amtes feine Pilicht erfülle, und wo ein Biſchof behindert ift oder eine ander: 
weitige Nothwendigkeit es erfordert, da hat der Papit das Recht und die 
Pflicht, nicht ala Biſchof der betreffenden Diöcefe, fondern als Papft, Alles 
in berjelben anzuordnen, was zur Verwaltung berjelben gehört. Dieſe päpft: 
lichen Rechte haben alle Staaten Europa® bis auf die gegentwärtige Zeit fteta 
ald zum Syſteme der Latholiichen Kirche gehörend anerkannt und in ihren 
Berkandfun en mit dem päpftlicden Stuhle den Inhaber desſelben immer 
ala da3 wirkliche Oberhaupt der ganzen fatholifchen Kirche, der Biſchöfe je 
wohl ala der Gläubigen, unb keineswegs ala den bloßen Träger einiger 
ftimmter Rejervatrechte betrachtet.“ Weiter heißt eg: „Was inabejondere die 
Behauptung betrifft, die Biſchöfe ſeien durch die vaticanischen Beichlüffe päpft: 
liche Beamte ohne eigene Verantwortlichkeit geworden, fo können wir diefelbe 
nur mit aller Entjchiedenheit zurückweiſen: es ift wahrlich nicht die fatholiche 
Kirche, in welcher der unfittliche und despotiſche Grundſatz: der Befehl des 
Obern entbinde unbedingt von der eigenen Berantworkichkeit, Aufnahıne ges 
funden Hat. Die Anficht endlich als fei der Papſt „vermöge feiner Unfehl⸗ 
barkeit ein vollkommen abfoluter Souverän”, beruht auf einem durchaus 
irrigen Begriff von dem Dogma ber päpftlichen Unfehlbarfeit. Wie das vati⸗ 
caniiche Concil es mit klaren und deutlichen Worten ode bat und 
bie Natur der Sache von ſelbſt ergibt, bezieht fich diefelbe Lediglich auf eine 
Eigenſchaft des böchften päpftlichen Lehramtes: dieſes erſtreckt fich genau auf 
baafelbe Gebiet, wie das unfehlbare Lehramt der Kirche überhaupt und ift an den 
Juhalt der Heiligen Schrift und der Meberlieferungen, ſowie an die bereit von 
dem kirchlichen Lehramt gegebenen Lehr-Entjcheibungen gebunden. Hinfichtlich 
der Regierungshandlungen des Papftes ift dadurch nicht dad Mindeſie geändert 
worden. Wenn diefem nach Die Meinung, es fei die Stellung des Papſtes 
zum Episcopat durch die vaticanifchen Berchlüffe alterirt worden, als eine 
völlig unbegründete ericheint, jo verliert eben damit auch die aus jener Bor: 
ausſetzung hergeleitete Folgerung, dab die Stellung bes Papftes den Regie⸗ 
rungen gegenüber durch jene Beichlüffe verändert fei, allen Grund und Boden. 
Als rechtmäßige Vertreter der Latholifchen Kirche in dem unferer Leitung an: 
vertrauten Didcefen haben wir das Recht, zu verlangen, daß, wenn es fich 
um die Beurtheilung von Grundfähen und Lehren unferer Kirche handelt, 
man una höre; und fo lange wir nach biefen Lehren und Grundfägen unjere 
et einrichten, dürfen wir erwarten, daß man uns Glauben fchente.” 
um Schluffe endlich erklären die dreiundzwanzig Unterzeichneten, unter denen 
auch bie Bisthumsverweſer von Fulda und Bamberg und ſeltſamerweiſe auch 
ber abgeſetzte Dr. Conrad Martin don Paderborn figuriren: „Wir fühlen 
und verpflichtet, gegen den damit verfuchten Angriff auf die volle Freiheit und 
Unabhängigkeit der Wahl des Oberhauptes der Tatholifchen Kirche laut und 
feierlich Einſpruch zu erheben, indem wir zugleich bemerken, daß über bie Giltig 
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teit der Papſtwahl jederzeit nur die Auctorität der Kirche zu enticheiden Hat, 
deren Enticheidbung jeder Katholik, wie in allen Ländern, jo auch in Deutſch⸗ 
land rüdhaltlos ſich unteriverfen wird.” 

Unverfennbar liegt in dem Aktenſtück ein freilich nur jehr Schwacher 
Verſuch der deutichen Bilchöfe, die päpftl. Unfehlbarkeit einzufichränfen und 
ein ganz verfehlter, die große Bedeutung und Tragweite der linfehlbarkeit, 
” Gegenſatz gegen ihre eigenen Echritte auf dem Goncil in Rom, abzu: 

ngnen. 


13. Februar. (Deutjches Reich.) Bundesrath: befchließt, von 
ber Erwägung au2gehend, daB die Berathungen der Zelegirtencon- 
ferenz vom Juni dv. J. ergebnißlos geweſen und daher eine Entſchei⸗ 
dung über die Tarifreform zur Zeit unthunlich jei, eine Verlänge— 
rung des Interimiſticums vom 11. Juni 1874 mit den zugeftandenen 


Frachtzuſchlägen. 

14. Februar. (Preußen.) Der Cultminiſter trifft bezüglich 
der Ertheilung des jchulplanmäßigen Religionsunterricht3 an den 
Volksſchulen folgende wichtige Entfcheidung: 

Es ift feine geſetzliche Beftimmung vorhanden, daß der Geiftliche ſelbſt⸗ 
ftändig Unterricht überhaupt oder Religiongunterricht ingbejondere in der 
Wolfe ule erteilen folle und dürfe, oder ben Lehrer Hierin zu vertreten 
babe. Die Ertheilung des Religiongunterrichts ala eines obligatvrifchen Lehr⸗ 
gegenftandes der Echule fällt vielmehr dem Lehrer zu, welcher für denjelben 
jpeciell vorgebildet und als dazu befähigt durch fein Prüfungszeugniß bes 
paligt if, wie durch feine Berufung zu der Lehrerftelle zu der Ertheilung 
ieſes Gegenſtandes wie aller fchulplanmäßigen Gegenftände die Verpflichtung 
und Berechtigung erhalten hat. Zie Religiond-Gelellichaften und ihre Organe, 
bie Geiftlichkeit ın ihrem Auftrage, leiten nur ben Religionsunterricht nad) 
Art. 24 ber Berfaffungsurkunde, „welcher allein überdies noch nicht formelles 
Recht gewährt, aber doch fattiich ala Norm gilt." Die Leitung des Reli: 
gionsunterrichts ift jedoch von deſſen Ertheilung ——— verſchieden. Gerade 
in Bezug auf die Leitung des Religionsunterrichts hat der Miniſter am 31. 
Zerember v. J. entichieden, daß die zuftändige Bezirköregierung nicht minder 
befugt al3 berufen ift, jedem mit der Leitung des Religionsunterrichts in der 
Volksſchule befakten Geiftlichen den Zutritt zu deinjelben zu verfagen, wenn 
fein Verhalten diejenigen Zwecke zu gefährden geeignet ift, welche der Staat 
mit der Erziehung der Jugend durch die Volksſchule verfolgt. Im eintre 
tenden Falle wird ber Religionagefellichaft, beziehungsweiſe Ben betreffenden 
tirchliden Oberen zu überlafien fein, für jenen Zweck einen anderen Geift- 
lichen zu beftimmen, mit deſſen Betheiligung am Schulmwelen die Regierung 
im ftaatlichen Intereſſe fich einverftanden zu erklären vermag. 


16.—17. Februar. (Preußen.) Abg.-Haus: Erfte Lejung der 
Borlage betr. die Vermögensverwaltung katholiſcher Kirchgemeinden. 
Die Vorlage wird an eine Commilfion von 21 Gliedern zur Vor: 
berathung gewiejen. 


NReicheniperger und WindtHorfis Meppen fpredden in Tangen 
Reden gegen die Borlage, welche fie für verfaſſungswidrig und für eine neue 
Bedrüdung der tatsolifiien Kirche erklären. Der Eultminifter Falk ver 
theidigt fie Dagegen, da fie lediglich eine Ergänzung ber Maigejebe und wie diefe 
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beftimmt ſei, den Widerſtand ber fatholiichen Beiftlichkeit gegen den Etaat 
zu brechen. Der Entwurf jei durchaus verfaffungamäßig und bafire auf Art. 
15 der Berfaffung. Der Minifter führt zum Beweiſe der Bedürfnißfrage des 
Gefetzes an, daß die jegige Staat@verwaltung des bijchöflichen Vermögen? bes 
Bisthums Gneſen Jahre lang hindurch vorgekommene Unterfchlagungen aufs 
gedeckt habe, wonon die bifchöflichen Behörden Kenntniß gehabt hätlen. Er 
verliedt einen Bericht des betreffenden Rechnungsbeamten und hebt jodann 
hervor, die fatholifchen Kirchengemeinden müßten in den Stand geſetzt werden, 
ihr Eigentgum nicht von Fremden mißbrauchen zu laffen. Ter Miniſter führt 
ſodann auf Verlangen Windthorft’3 die Namen der betreffenden Geijtlichen aus 
den Rechnungsberichten an, die er nur aus Schonung habe verſchweigen wollen. 

16. Februar. (Badyern.) IL Kammer: Ein Theil der ultra— 
nıontanen Partei ift bezüglich des von der Regierung dem Landtage 
vorgelegten Landtagsmwahlgefeßes zu einem Compromiß mit der Fort⸗ 
fchrittöpartei geneigt; die ertrem=ultramontane Partei will jedoch 
von einem folchen nichts willen. 

Die Differenz zwifchen beiden Parteien bezieht fich eigentlich nur auf 
die Bildung der Wahlbezirke, da über den Geſetzentwurf jelbft und die dem: 
jelben zu Grunde liegenden Principien beide Kammerparteien wejentlich ein: 
verftanden find. Die ertremsultramontane Partei verlangt jedoch eine Wahl: 
freiseintheilung ganz und ausfchließlich in ihrem Intereſſe und Sigl erklärt 
in feinem „Baterland” geradezu: „Unjerer Anficht nach würde fich die An⸗ 
nahme dieſes von ber Regierung vorgelegten Wahlgeſetzes ſeitens der „Pa⸗ 
trioten” dem en Votum vom 13. Juli 1870 und vom 21. Januar 
1871 würdig an die Seite ftellen“, übrigens in voller Verzweiflung beifügend : 
„Tie Hauptfadhe ift — das Steinchen! Ohne eine baldige, ohne eine ge: 
waltige rettende Sataftrophe in Europa werden wir mit oder ohne Kammer 
jo oder jo des Teufels, nämlich ganz preußiſch, und dann ift es Wurft, ob 
die Elappernden „Reicha*-Parlamentsmühlen gehen oder ftill ftehen. Das ift 
zwar traurig und bitter zu fagen, aber e3 ift wahr, und was darunter oder 
darüber, das ift vom Schwindel.” 


. Der Kriegaminifter legt der Kammer den bayeriſchen Militär- 
etat für 1875 auf Grund des Reichsgeſetzes, ſowie einen Gejehes- 
entwurf zu Regelung der Rechtsverhältniffe der bayerischen Militär- 
beamten nach der Reichanorm vor. 

17. Februar. (Medlenburg.) Landtag: Auf Veranlaffung 
des Verfaſſungs⸗Comité's findet eine Mbftimmung darüber ftatt, ob 
die Erhaltung der Ritterfchaft und Landfchaft ala politifche Corpora= 
tionen ala Borbedingung des Eingehens auf die Verhandlungen über 
die landegherrliche Propofition in der Verfafjungsangelegenheit auf: 
recht zu erhalten fei oder nicht. Die Landichaft erflärt fich ala Stand 
für die Beſeitigung der Ritterfchaft und Landſchaft; die Ritterfchaft 
ftimmt mit 88 gegen 19 Stimmen für die Erhaltung derfelben. Die 
Ausſicht auf eine Verftändigung bezüglich der Verfaffungsreform ift 
damit bereit wieder” auf ein Minimum rebucitt. 

18. Februar. (Breußen.) Der (ultramontane) „Weftfälifche 
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Merkur” veröffentlicht die päpftliche Bulle wider Preußen vom 5. 
Februar mit folgender Bemerkung : 

„Diele Bulle iſt feit einigen Tagen in die Hände ber preußiſchen Bi: 
Ihöfe gelangt, und zwar, tie una mitgetheilt wurde, nicht durch den päpfts 
lichen Nunfius in München, noch auf direktem Poftwege, fondern um der 
größeren Sicherheit willen duch Privatvermittelung Die Herren Biſchöfe 
find unſeres Willens über die Art und Weife der Publikation biefer Bulle 
erft in Eorrefpondenz getreten.” 


Das Blatt wird von der Regierung fofort mit Beichlag be— 
legt. Sie balbanıtlidde „Prov.Corr.“ erklärt die Bulle „in ihrer 
rüchaltlofen Klarheii und herausfordernden Echroffheit für eine un— 
mittelbare Widerlegung des Verſuchs der Bilchöfe (ſ. 10. Yebruar) 
zur Abſchwächung der vaticanifchen Beſchlüſſe“ und die „Nordd. 
Allg. Ztg.“ nennt fie „den ftärkften Ausdruck bierarchifchen Weber: 
mutb3, deſſen wir noch Zeuge gewejen find, und daher von entichie- 
denem Einfluß auf das fernere Verhalten der preußifchen Regierung 
fein muß“. Die gefammte nichtzultramontane Preſſe ift fofort dar— 
über einig, daß fich die preußifche Regierung dag Unterfangen be3 
Napftes, preußifche Gefete ohne Weiteres für „ungültig“ zu erklären, 
nimmermehr ebenfo werde gefallen laſſen, wie es fich einige Jahre 
früher die öfterreichiiche Habe gefallen Lafjen, und daß der Kampf ber 
Staatögewalt mit Rom vielmehr durch diefen Echritt des Papſtes 
entjchieden in ein neues Stadium getreten Sei. 

Jubelnd hatte die „Bermania” verkündet, aus der Enchelica jei zu 
lernen, daß auf ultramontaner Seite gelämpft werden wird „bis zur Ver—⸗ 
nichtung“! Die „Nat.:Lib. Corr.“ antwortet: „Bis zu weſſen DVernichtung? 
Jedenfalls ift es nicht die Vernichtung der päpftlichen Hierarchie, welche die 
„Sermania” als Endziel in’® Auge Ib; es kann alfo nur die Vernichtung 
des jelbitftändigen Staates gemeint ſein. Die Offenheit, mit welcher dieſe 
Tendenzen durch das päpftliche Echreiben feierlichſt proclamirt werden, ver: 
dient alle Anerkennung. Alle Freunde der Freiheit und Selbftftändigfeit des 
Vaterlandes aber erwarten von der Staatsregierung, daß fie auf dieſe äußerfte 
Ktriegserflärung die gebührende Antwort ertheilen werde. Die „Sermania” 
fragt verwundert, was der Staat denn noch „Schlimmeres" zu thun bie 
Macht Habe. Es wird dem clericalen Blatte nicht unbelannt fein, daß die 
Kriegserklärung einer Macht an die andere die zwiſchen beiden beftehenden 
Berträge aufhebt. Wie nun, wenn der Staat das ganze Vertragsverhältnig 
mit dem Papfte von 1821 für aufgehoben erklärte? Wenn ex wenigſtens 
den gefammten, ber katholiſchen Kirche bisher gewährten Staatszuſchuß zus 
rüdbehielte? Eine Annie könnte nach dieſer Encyclica wahrlich nicht 
darin gefunden werden. Und daß ein ſolcher Schritt ie etwas „Schlims 
meres” fein würde. als das bisher Geſchehene, dürfte jelbft den Tampfs 
Iuftigften — nicht zweifelhaft ſein. Die Regierung und eventuell 
die geſetzgebenden Faktoren werden zu erwägen haben, welche Maßregeln 
u ergreifen find: daß aber der verwegene Verſuch zur Aufreizung preußi⸗ 
—* Staatsbürger gegen den Staat nicht ungeahndet bleiben darf, darüber 
herrſcht nur eine Stimme." Auch die demokratiſche „Frankf. Ztg.“ ſpricht 
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& dahin aus: „Noch kürzlich Hat im Abgeorbnetenhaufe der Abg. Reichen: 
perger auf den Vorwurf, daß die ultramontane Partei getviffe Staatsgeſetze 
nicht anerfenne, erwiedert: „Die Geſetze werden anerkannt infofern, als man 
geduldig alle Straffolgen trägt, denen man ſonſt nur zu leicht mit der Fauſt 
eutgegentreten Lönnte..... Meil die Katholiken die beixeffenden Geſetze aner⸗ 
fennen, tragen und dulden fie das ſchwere Leid.“ Jetzt kommt aber ber Papft 
und erllärt: Nichts da; dieſe Gelee find ungültig, Es foll alſo in allen 
Staaten außer den verfafſungsmäßig zur Gejebgebung berufenen Yaltoren 
noch einen Yaltor divini juris geben, und dieſer prätendirt gar bie höchſte 
Entſcheidung! Fürwahr, die Biichöfe wußten, was fie thaten, als fie An⸗ 
geficht3 dieſes ungeheuerlichen Schriftſtückes rathichlagten, was mit demfelben 
anzufangen jei, und am liebften würden fie es ae der Deffentlichteit ent: 
zogen Haben. Nun ed aber ohne oder gar gegen ihr Zuthun derjelben Preis 
gegeben ift, follte die Staatsgewalt die alleriekte fein, feiner Verbreitung auch 
nur dag geringite Hinderniß in den Weg zu legen.“ 

18. Februar. (Preußen.) Eine fgl. Ordre an den Minifter- 
präfidenten Fürft Biamard und auf feinen Antrag Hin trifft neue 
Beftimmungen über den Gefchäftsgang im preuß. Staatsminifterium : 

Ter Hauptzwed diefer Beitimmung ift ganz offenbar der: ben Zu⸗ 
fammendang der von ben einzelnen Miniſtern vertretenen Specialinterefjen 
mit den allgemeinen Intereſſen des Staates in jedem einzelnen Fall aufrecht 
zu erhalten. Zur Erleichterung bes Geichäftäganges wird diefe Anordnung 
um jo mehr beitragen, ald zu den einzelnen Beichlüffen des Staatsminifte 
riums auch die Zuftimmung bes Königs eingeholt werben muß. 

18. Februar. (Preußen) Abg.Haus: Der (ultramontane) 
Abg. dv. Echorlemer-Aft ruft eine Debatte über das Procejfiongwejen 
hervor, indem er die dießfalls von der Regierung erlafjenen beſchrän⸗ 
fenden Berfügungen angreift. Der Minifter des Innern legt da⸗ 
gegen die Nothwendigfeit jener Verfügungen dar und betont, daß 
man ihnen wohl eher vorwerfen könnte, fie giengen nicht weit genug. 
Sn der That macht fi) von Liberaler Seite die Anficht energifch 
Luft, das ganze Proceffiond- und Wallfahrtäwefen außerhalb der 
Kirchen und auf den Öffentlichen Straßen als einen Ueberreſt der 
früheren Herrfchaft der Fatholifchen Religion ala Staatsreligion gänz- 
lich zu verbieten. 

19. Februar. (Deutfches Reich.) In Kiel ift ein anſehn⸗ 
liches Geſchwader deutſcher Ktriegsfchiffe zum Auslaufen bereit, für 
den Yall, daß Spanien zögern follte, den gerechten Reklamationen 
bes deutjchen Reichs bez. der Brigg „Guſtav“ zu entjprechen. 


19. Februar. (Bayern) In München Hält der neue Nun 
tius feinen bergebrachten Öffentlichen Empfang. Im Gegenfab gegen 
früher finden fi) nur zwei Stabsoffiziere zu demfelben ein. 

20. Februar. (Preußen.) Das preuß. Staatsminifterium als 
Berufungsinſtanz beftätigt den Beichluß der Düfleldorfer Regierung, 
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welcher einen Gommunalbeamten feines Amtes entjeßte, weil derſelbe 
Mitglied des Mainzer Katholikenvereins ift und weder aus demiel- 
ben austreten, noch fein Amt niederlegen wollte. 

In den Gründen dieſer Enticheidung wird geſagt: „Echon die That: 
fache, daß der Mainzer Katholilenverein ein gegierungsreinhlicher ift, welcher 
die Oppofition gegen die Maßnahmen der Staatsregierung auf firchenpoli« 
tiſchem Gebiete zum Gegenftande feiner Agitationen und Beftrebungen macht, 
charakteriſirt den Verein ala einen folchen, deſſen Mitgliedichaft mit der Stel: 
lung und den Pflichten eine® Beamten unvereinbar ift. Der Gehorſam und 
die Treue, twelche jeder Beamte, aljo auch) der Eommunalbeamte dem Stante 
und der Staatögewalt ſchuldet, ſchließen jede Parteinahıne bes Beamten gegen 
die Staatsregierung und ihre Anordnungen aus; und die allgemeinen ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte, welche der Angejchuldigte aus Art. 30 der Verfafjungs: 
urkunde für ſich in Anjpruch nimmt, finden in der Stellung des Neamten 
eine naturgemäße Begrenzung, indem ihm nicht nur das Strafgefeh, welches 
jeden Staatäbürger bindet, ſondern auch die Rüdficht auf die ihm durch feine 
Beamteneigenichaft auferlegten befonderen Pflichten die Schranfe zieht, inner 
halb welder er von feinen verfaſſungsmäßigen Befuquiſſen Gebrauch — 
darf. Das Haben und Feſthalten einer eigenen, mit den Auffafjungen der 
Etaatäregierung nicht übereinftimmenden Ueberzeugung ift dem Beamten in 
feiner Weife verehrt; bethätigt er aber dieje feine Meberzeugung durch die 
Zheilnahme an Bereinigungen und Agitationen in gerungäfeinlice Zen: 
benz, jo verlegt er damit feine Amtäpflichten und zeigt fich des Vertrauens, das 
seine Stellung al3 Beamter erfordert, unwürdig, und es entfteht alſo für 
hn die Frage, ob er mit einer derartigen Bethätigung feiner Meberzeugung 
zurüdhalten oder jein Amt niederlegen will. Die Regierung hatte vor dem 
Eintritt in den Verein gewarnt und da ber Beamte den Austritt troß der 
ausdrüdlichen Aufforderung verweigerte, jo wäre von einer einfachen Ord⸗ 
nungäftrafe fein Erfolg zu erwarten und da eine Strafverfegung nicht an⸗ 
wendbar ijt, jo erfcheint die Amtsentſetzung gerechtfertigt.“ 


32. Februar. (Preußen) Abg.-Haus: Der (altfath.) Abg. 
Petri bringt einen Geſetzesentwurf ein über die Verhältniffe der Alt« 
tatbolifen, der dahin gebt, diefen in Preußen diefelben Rechte am 
fatholifchen Kirchenvermögen einzuräumen, welche ihnen in Baden 
durch übereinftimmenden Beſchluß des Landtags und der Regierung 
bereit3 zugeftanden worden find. Derfelbe Tautet: 


Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen, dem nachftehenden Ges 

die verfaſſungsmäßige Zuftimmung zu geben: Entwurf eines u 

die Rechte der altlatholiichen Kirchengemeinichaften an dem Tirchlichen Ver: 
mögen betreffend. Wir Wilhelm ꝛc. verordnen mit Zuftimmung beider Häufer 
de3 Landtages für den Umfang der Monarchie, was folgt: 8 1. In denjenis 
gen —* Kirchengemeinden, aus welchen eine erhebliche Anzahl von 
Gemeindemitgliedern einer altkatholiſchen Gemeinſchaft beigetreten ift, werden 
die vermögensrechtlichen Verhältniſſe im Verwaltungswege bis auf Weiteres 
Al ge der folgenden Beitimmungen geordnet. — 8 2. Der altfatho: 
ifchen Gemeinfchaft wird der Mitgebrauch der Kirche, der kirchlichen Geräth⸗ 
lchaften und des Kicchhofes eingeräumt. Sind mehrere Kirchen (Capellen 
In. |. w.) vorhanden, jo kann eine Gebrauchätheilung nach beitimmten Ob» 
jetten verfügt werben. Iſt ber J Gemeinſchaft die Mehrheit der 
Gemeindemitglieder beigetreten, jo ſteht der Gemeinſchaft der Mitgebrauch der 
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Kirche in ben zur Abhaltung des Hauptgottesdienftes herkömmlich beitimmten 
Stunden, bei mehreren Kirchen der Gebrauch der Hauptkirche zu. — 8 3. 
Fritt ein Pfründen-Inhaber der alkatholiichen Gemeinichaft bei, jo bleibt er 
im Befit und Genuß ber Pfründe. Bei Erledigung der Pfründe wird dies 
felbe im all bes 8 2 der altfatholiichen Gemeinjchaft überwiefen. Sind 
mehrere Pfründen vorhanden, fo kann bei deren Erledigung eine dem Zahlen 
verhältnisfe beider Theile entiprechende Genußtheilung vorher beftimmter Pfrün- 
ben verfügt werden. — 8 4. An dem übrigen zu kirchlichen Zwecken be 
ftimmten Bermögen wird der altfatholiichen Gemeinſchaft entiprechend dem 
BZahlenverhältniß beider Theile der Mitgenuß eingeräumt. Bildet die alt- 
Zatholifche Gemeinichaft eine Parochie und iſt derjelben die Mehrheit ber 
Gemeindemitglieder beigetreten, jo kann die Einräumung des vollen Genuſſes 
an bie Gemeinschaft verfügt werden. In diefem Falle fteht ihr auch die Ver⸗ 
waltung des Vermögens zu. — 8 5. Wa? in den SS 1 — 4 von ben alt- 
katholiſchen Gemeinichaften beftimmt ift, findet ſowohl auf die altfatholifchen 
Parochien, als auch auf die zu gottesdienftlichen Zwecken gebildeten altkatho⸗ 
liichen Vereine Anwendung, fofern diefelben von der Staatäbehörbe als 
fichlich organifirt anerfannt worden find. — 8 6. Ueber die Anerlennung 
ber altkatholifchen Vereine, fowie über die Art, den Umfang und die Aus⸗ 
übung dev den altfatholiichen Gemeinjchaften nach den 89 2—5 zuitehenden 
Rechte enticheidet der Dber:Präfident. Gegen die Enticheidung der Ober: 
Präfidenten fteht die Berufung an den Minifter der geiftlichen Angelegens 
heiten offen. Die Enticheidungen find im Verwaltungswege vollitredbar. — 
8 7. Zn den Eigenthumsverhältniſſen des kirchlichen Vermögens tritt durch 
dieſes Gele keine Aenderung ein. — $ 8. Gemeindemitglieder im Sinne 
biefed Geſehes find alle männlichen ee felbftftändigen Katholiken, 
welche in der Tatholifchen Sirchengemeinde wohnen. Selbititändig find bies 
jenigen, twelche einen eigenen Hausſtand haben oder ein AR Amt 
befleiben, ober ein eigenes Geſchäft, oder ala Mitglied einer familie beren 
Geſchäft führen und weder unter ? ne noch unter Curatel ſtehen. — 
8 9. Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ift mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt. 

Fortſetzung der Berathung des Budgets: die Sitzung iſt ihrem 
ganzen Verlaufe nach geeignet, in dem Miniſter des Innern die 
Anſchauung zu erwecken, daß er wenigſtens momentan eine nachdrück- 
liche Liberale Oppoſition eigentlich nicht mehr zu befämpfen habe: 
nur da3 ultramontane Centrum ftellt die Oppoſitionsredner. Selbſt 
ber fo viel befämpfte Reptilienfondg bleibt gefichert, obgleich er aus 
Anlaß der Pofition „geheime Fonds der Polizeiverwaltung” Tebhaft 
zur Sprache kommt. 

24. Sebruar. (Preußen) Der Weihbifchof von Poſen, Sa= 
nizewski, dom Oberpräfidenten aus Poſen ausgewieſen, erflärt nur 
ber Gewalt weichen zu wollen, worauf er aufgegriffen, in einem ver= 
Ichloffenen Wagen ohne Aufjehen zur Eifenbahn gebracht und von 
einem Commiſſär nach Berlin begleitet wird, wo er auf freien Fuß 
geſetzt wird. 

25. Februar. (Deutfches Reich.) Bundesrath: genehmigt 
einen dom Reichstage auf Antrag des Abg. Buhl befchlofienen Antrag 
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be3. Maßrggeln gegen die Reblauskrankheit. Bayern, Sachſen ıc. 
flimmen gegen die im Beſchluſſe Liegende, übrigens fehr befcheidene 
Erweiterung des Reichgcompetenz, bringen es aber nicht auf 14 
Stimmen. Bayern erjcheint in dieſem Befchluffe zum erften Mal 
ala majorifirt, 

25. Sebruar. (Preußen) Der Biſchof von Münfter wird 
zu Berbüßung einer Haft von 14 Tagen, da eine ihm auferlegte 
Geldftrafe von 600 Mark nicht Hat beigetrieben werden Tönnen, ge= 
richtlich aufgefordert, widrigenfallg gewaltfame Abführung angeordnet 
werden müßte. 

25. Februar. (Bayern) Der ertrem-ultramontane Redakteur 
Eigl, vom Schwurgericht zu 10 Monaten Gefängniß verurtbeilt, 
entzieht fich der Strafe, indem er in's Ausland entweidht. 

26. Februar. (Deutjches Reich.) Die belgische Regierung 
beantwortet die deutfche Note vom 3. d. M. wefentlich in ablehnen- 
dem Sinne. 

26. Februar. (Medlenburg.) Landtag: Die Landſchaft bes 
ſchließt -in Folge der Haltung der Ritterſchaft und des Befchluffes 
berfelben vom 17. Yebruar, weitere Verhandlungen in der Berfaf- 
fungsfache abzulehnen. Die Ritterfchaft dagegen: den von ber Mehr⸗ 
heit der ritterfchaftlichen Mitglieder de Comité's ausgearbeiteten 
Entwurf, nach welchem die bisherigen Stände ala politiiche Corpo⸗ 
rationen neben einer gewählten Volksvertretung aufrechterhalten blei= 
ben follen, einer weiteren Berathung zu Grunde zu legen. Die Ver- 
faffungsreform erjcheint dadurch neuerding® als definitiv gejcheitert. 

— Februar. (Preußen) Die Organe der ultramontanen 
Partei verlieren gegenüber der entjchloffenen Stimmung wider Rom, 
welche die päpftliche Bulle vom 5. Februar überall hervorgerufen 
bat, allen Halt. 

Lie praktiſche Trage ift: beftehen die Geſetze in Preußen als ſtaats⸗ 
rechtlich gültig auch für die Centxumsmitglieder noch, jo daB fie fortfahren 
dürfen, diefelben ala Richter und Verwaltungsbeamte on oder aber 
Haben fie durch die Enchyklica für fie diefe fittlich-rechtliche Gültigkeit verloren? 
Tas ift die Frage. Die „Bermania” ſchweigt zu diefer Frage, um mit einem 
Wuthartikel fi auf die Prov.:Corr. zu ftürzen. Sie verfteigt fich dabei zu 
dem Safe: „Nur das mögen bie Inſpiratoren der Prov.⸗Corr. ſich merken: 
Betriebe der päpftlicde Stuhl wirklich bie Revolution, wären wir wirklich 
die Reichsfeinde, als welche die Prov.:Eorreip. una fo a geichildert hat, 

Anden wir wirklich, wie die Officiöfen behaupten, im Bunde mit der Sozial⸗ 
ofratie, confpirixten wir wirklich, wie man und voriwirft, mit dem Auss 
lande — dann wehe dem Deutichen Reiche, wehe Preußen und wehe der Dy⸗ 
naftie der Hohenzollern: ihre Tage wären gezählt und fie würden ein Ende 
mit Schreden nehmen!” 
5 
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Auf. März. (Deutfches Reich.) Der Reichälanzler richtet, 
wie außer Zweifel zu fein fcheint, in Folge des päpftlichen Breve's 
vom 5. Februar, eine Inftruftiongbepejche an den deutfchen Geſandten 
am italienischen Hofe, mit dem Auftrage, die italienifche Regierung 
zu erneuerter Prüfung der internationalen Etellung de8 Papftes auf- 
zuforbern, behufs eines wirffameren Schutzes gegen päpftliche Ueber⸗ 
griffe in die flaatsrechtlichen Inftitutionen anderer Länder, ſei es 
nun, daß ein folcher durch Modificationen des italienifchen Garantie- 
gejees, vefp. durch nähere Ausführung des noch offen gelafjenen 
8 18 deffelben, fei e8, daß er durch ein internationales Uebereinkom⸗ 
men erzielt werden möchte. Vorerſt kommt weder der Wortlaut der 
Depeiche, noch auch nur eine zuverläffige Analyfe derfelben zur Ver- 
dffentlichung. 

— März. (Deutſches Reich.) In ultramontanen Kreijen 
wird eine großartige Demonftration vorbereitet in Form einer Adrefie 
an den Papſt, welche in allen Gauen Deutjchlandg unterzeichnet und 
durch eine möglichit zahlreiche Deputation in Rom überreicht werden 
fol. Die bayerifchen Ultramontanen ſcheinen indeß mit dem Ent- 
wurfe nicht ganz einverftanden zu fein und wollen eine eigene, fpe= 
cifiſch bayerifche Adreffe erlaffen. 

— März. (Preußen.) Eine Entjcheidung bes Obertribunalas 
erflärt, daß die zeugeneidliche Vernehmung eines Tatholifchen Geift- 
lichen nicht deshalb unterbleiben dürfe, weil die Zeugenausjage für 
benjelben die große Ercommunication zur Folge haben würde. 

Der katholiſche Geiſtliche K. im Polen’ lehnte das von ihm ges 
forderte Zeu J * die een des Alice nalen der F 
Didceſe mit der Behauptung ab, daß er durch Ablegung des Zeugniſſes fi) 
der großen Exkommunikation ausſetzen würde. Dieſe Behauptung wurde 
jedoch vom Appellationsgericht zu Poſen für unbegründet erklärt und das 
Obertribunal tritt nun auf die Beſchwerde des K. der Anſchauung des Apella⸗ 
tionsgerichts bei. Denn „die große Exkommunikation gehört zu den lirch⸗ 
lien Straf: und Zuchtmitteln, welche nach $ 2 des Gejches vom 13. Mai 
1873 über ein Mitglied einer Kirche nicht verhängt werben bürfen, weil 
dasſelbe eine Handlung vorgenommen hat, zu welcher die Stantägefee ver⸗ 
pflichten, aljo nicht über Tenjenigen, welcher der gefeglichen Pflicht zum Zeug: 
niſſe genügt.“ 

— März. (Baden) Die Nothlage ber evangelifchen Kirche 
durch) den wachjenden Mangel an Candidaten des Predigtamtes wird 
nad und nad eine brennende: zu der biekjährigen Hauptprüfung 
proteftantifcher Candidaten meldet fich gar kein, zur Vorprüfung nur 
ein einziger Kandidat. 


1. März. (Medlenburg.) Landtag: Die Regierung bean- 
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tragt eine Ablöfung der bisherigen Gebühren der Geiftlichen für Auf- 
gebote und Zrauungen nach einem 20jährigen Durchſchnitte, und 
will zu diefem Behufe eine jährliche Summe von 75,000 Mark der 
franzöfifchen Kriegsentichädigung entnehmen. 

2. März. (Deutfches Reich.) Der Reichskanzler fordert die 
Regierungen auf, Mitglieder zu der Enquete-Commiffion für bie 
Bahntarifreformfrage zn bezeichnen, und erjucht die bayerifche Re— 
gierung, fi an der Kommilfion zu betheiligen. Der Reichskanzler 
fordert zugleich fämmtliche Bundesregierungen auf, jene Sachver- 
ftändigen aus den Kreiſen des Handels, der Induſtrie und ber Eijen- 
bahnverwaltungen zu bezeichnen, welche fich vor der Kommilfion gut= 
achtlich äußern follen. 

Das Reichs-Eiſenbahnamt wird überhaupt in nächfter Zeit eine befon= 
ders lebhafte Thätigfeit zu entfalten Haben. Nicht weniger ald drei Enqueten 
ſtehen bafelbft bevor: Die eine über die Eiſenbahn-Frachttarife, eine zweite 
über das Eifenbadngeieg und fodann eine Konferenz twegen der auf dem 
Berwaltungsiwege zu erlaffenden gemeinfamen Normen für den Bau und die 
Ausrüftung aller deutjchen Eijenbahnen. Dieſe letztere Angelegenheit wird 
auf Grund einer Beitimmung der Reichsverfafjung geregelt, und es find dazu 
Delegirte aller wejentlich dabei betheiligten Staaten —— worden; 
die Konferenz ſoll auf Grund eines bereits vorhandenen Entwurfs verhan⸗ 
deln, welcher einige 60 Paragraphen umfaßt. 

2. März. (Deutſches Reich.) Der Papſt erläßt in Ant— 
wort auf die Eolleftiverflärung vom 10. Februar ein neues Breve 
an die deutfchen Bilchöfe, welches gegen die den Bifchöfen unter- 
fchobene Auffafiung proteftirt, als ob jene Erklärung eine Abjchwä- 
chung der vaticanischen Beichlüffe Hätte bezwecken ſollen, und dieß 
ala eine argliftige und verläumbderifche Unterjtelung und Verdäch— 
tigung bezeichnet. Der Papft bleibt alfo entjchieden dabei, die Bi- 
ſchöfe Iediglich als feine Diener und ala bloße Werkzeuge in feiner 
Hand zu betrachten. 


2. März. (Bayern) II Kammer: Debatte über die Vor—⸗ 
lage der Regierung betr. Regelung der Rechtsverhältnifie der baye- 
riſchen Militärbeamten nach der Reichenorm. Die ultramontane 
Partei ergreift die Gelegenheit, gegen das Reich zu demonftriren, 
indem fie behauptet, daß der Entwurf über die Verfailler Verträge 
binausgebe. Der 5 1 desfelben wird indeß mit 71 gegen 62 Stim- 
men angenommen; aber nun behaupten fie, daß es ein Verfaſſungs- 
gefeß fei und daher einer Zweibrittelmehrheit bedürfe, alfo abgelehnt 
fei. Die Partei nimmt daher an den ferneren Debatten bebarrlich 
feinen Antbeil mehr. 

5s 
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3. März. (Bayern) IL Kammer: Der Abg. Sepp richtet 
an die Regierung eine Snterpellation über ben argen Mißbrauch, 
welchen die katholiſche Kirche mit den fog. geftifteten Meflen treibt, 
indem fie da® Geld für folche Stiftungen einftreicht und damit, 
zumal im bayerifchen Oberland, gewaltige VBermögenzfummen an= 
häuft, die geftifteten Mefjen aber zum weitaus größten Theile nicht 
liest. Die ultramontane Partei begleitet die Verleſung der In⸗ 
terpellation mit erziwungenem Lachen. Die Enthüllung der meijt 
bisher unbelannt gebliebenen Thatſachen macht auf die öffentliche 
Meinung großen Eindrud und zwar entichieden zum Nachtbeil des 
Tatholifchen Clerus und der Tatholifchen Kirche. 


Die AInterpellation Tautet im Weſentlichen: Es ift dem heranwachſen⸗ 

ben Volke empfindlich, daß fo viele Eltern ihr Vermögen zu Stiftungen 
ergeben, während doch Niemand weiß, ob diefe auch nur gehalten werden 
Önnen. Tas Eultusvermögen für Oberbayern beträgt 21 Millionen, und 
der jüngfte Jahresnachweis zeigt einen jährlichen Zuwachs von bereit? !/ 
Million durch immer neue Fundationen. Seit 1831 haben diefe Zuflüffe 
don jährlich 180,000 fl. auf 241,219 fl. fich gefteigert. Das Berhältnig 
der Stiftungen zu einander ftellt fich feit 40 Jahren auf 931 BPercent 
für Cultus⸗ oder Meßdienft, 2'/s für Schulen, 4?/s für öffentliche Wohl⸗ 
tHätigkeit. Nur in Städten entfällt für lettere mehr. Ein folder Zuftand 
findet 19 in der ganzen Chriftenheit nicht wieder. Die überwiegenden Stif⸗ 
tungen Tommen einer ungebeuren Stener glei. Das Familien⸗ und Ges 
meindevermögen ift halb verzehrt, indefien die Aufbeflerung der Schulen, 
Derforgung der Armen, Wittwen und Waifen, überhaupt die Umlagen bald 
unerſchwinglich ericheinen. Nach römischen Grundſatz, verlautbart ſeit Papft 
Innocenz IV., 1243—1254, wie er auch in der Denkſchrift de vom 1.—20. Of 
tober 1850 zu Freiſing verfammelten bayerischen Episcopat3 Auzdrud findet, 
2 „die einzelne Kirchengemeinde nicht Eigenthümerin des Kirchenvermögen?“. 
3felbe kann außer Landes gehen und bejteht ein ſchwunghafter Meßhandel. 
Ich weiß nicht, ob die hohe Staatsregierung davon ſtenntniß hat, wie ſchon 
nach der Erklärung des Coucils von Trient, worauf fih Papit Benebict XIV. 
beruft, die Zahl der auf ewige Zeiten geftifteten Meſſen eine jo ungeheure 
ift, daß es längft unmöglich getvorden, fie zu celebriren, ferner dab die Ver⸗ 
minderung diejer Laft durch Einziehung einer Anzahl oder Unzahl ein Res 
fervatrecht des Apoftoliichen Stuhles bildet. Durch päpftliches Decret vom 
2. December 1850 wird bie „Weberlaft“ dieſer Stiftungen gegebenenfalls 
jomweit vom GeelforgesClerus abgemwälzt, daß, wie im „Archive für Kirchen: 
geſchichte und Kirchenrecht” von Ginzel, I., 203, mit Zertangabe zu lejen ift, 
in Zutunft für den Bezug von je 100 fl. Rente (aus dem Religionsfonds) 
nur zehn, für je 10 fl. nur Eine Mefje zu perfolviren if. Ta nun zu einer 
Rente von 100 fl, das vierpercentige Vermächtniß von 2500 fl. erforderlich 
ift, fo wären von diefer Summe 2250 fl. rein in die Klar oder ben Tiber 
geworfen, und ber Stifter erlangt von jeiner Intention nicht mehr, ala was 
er odex feine Erben a 6 fl. Haben können, nämlich zehn Meilen. 
Notorifch bilden bei jeder Pfarrers-Verlaſſenſchaft bie rüdjtändigen Meſſen 
Berlegenheiten, auch pflegen nach Ableben des Stifter oder feiner Familie 
die Stiftungen regelmäßig einaufchlafen. Die ganze Reihe von Thatſachen 
begründet den lauten Wunſch, die hohe Staatsregierung wolle ala Ober: 
Euratelbehörde die Entlaftung ber Kirchen von unausführbaren Stiftungen 
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felbft in die Hand nehmen und die Rücderftattung der Kapitalien an bie 
arg oder Gemeinden auf dem Wege des garantirten Rechtes vermitteln. 
fügt auf diefe Ausführungen, ftellt ber Unterzeichnete an die hohe Staatäre: 
ierung die Frage: 1. Iſt dieſelbe geneigt, noch fernerhin die a. h. Zuftimmung 
r Kapitald:Stiftungen in ARE zu nehmen, deren frommer Zweck in 
einer Weife vereitelt iwird, von der die Fundatoren feine Ahnung haben? 
2. Hält ſich die Hohe Staatsregierung für berechtigt, ohne Zuftimmung ber 
nächſten Blutsverwandten die Stiftung Dun on Buleen oder Ahnen⸗ 
figen zur todten Hand der Iandeöherrlichen Genehmigung zu unterbreiten ? 
Dr. Sepp, Abgeordneter. — Nota: Tem Aberglauben zu fteuern, ald ob ber 
es vor dem Armen einen DBorzug genieße und feine Seele für Geld aus 
der Pein ziehen könne, find in England Seelmeßftiftungen ungiltig. Ber 
gleiche Fyriedberg’3 „Grenzen von Staat und Kirche‘, Seite 756, Rüttimann’s 
„Staat und Kirche”, Nordamerita, 8 104. 

4. März. (Deutfches Reich.) Der Kaiſer erläßt ein Verbot 
der Ausfuhr von Pferden über die Grängen Deutfchlande. Der Erlaß 
macht nicht nur bei den zunäch]t Betheiligten, Landwirthen ıc., großes 
Auffeben, fondern erregt überhaupt eine gewiffe Beunruhigung: der= 
felbe ift offenbar zunächft gegen Frankreich gerichtet; die Beziehungen 
zu demfelben fcheinen fich alfo wefentlich verfchlimmert zu haben. 
Als Motiv für die Maßregel wird die neue gewaltige Vermehrung 
bes franzöfifchen Heeresbeftandes durch dag von ber franzöfifchen Na= 
tionalverfammlung angenommene Cadresgeſetz angejehen. 

4. März. (Preußen.) Abg.-Haus: Die Staatsregierung legt 
demfelben, offenbar ala Antwort auf das Breve des Papftes vom 
3. Februar, einen Geſetzesentwurf vor, durch welchen bie ſämmtlichen 
bisherigen Staatszuſchüſſe für die Bedürfniffe der Tatholifchen Kirche 
und ferner die bisherige adminiftrative Execution behufs Beitreibung 
von Kirchenfteuern eingeftellt wird, ſoweit die bisherigen Empfänger, 
Bifchöfe und Pfarrer ıc., fich nicht augsdrüdlich den Staatsgeſetzen 
unterwerfen. 

Der Geſetzesentwurf iſt ein entfcheidbender Schlag gegen die Anſprüche 
ber Hierarchie. Derjelbe unterjcheibet ſich dadurch von ben ſog. Maigefeken, 
daß er die zurückbehaltenen Zufchüffe nicht a Conto der Empfangsberechtigten 
auffpeichert, jondern deren Verwendungsart ber künftigen Gejebgebung fe 
ſtellt. Für bie Ontiätiehung hierüber follen diejenigen VBerhältnifie mahae end 
fein, unter welchen die Wiederaufnahme ber Leiftungen erfolgen wird. Die 

uptbedeutung des Gefege Liegt aber wohl nicht in der Innebehaltung ber 

taatszuſchũſſe, jondern ın ber ne der abminiftrativen Beitreibung 
tatholifcher Kirchenfteuern. Die Kirche ift dadurd) auf den allgemeinen Rechte: 
ſchuß vor Gericht verwieſen, und es wird ihr nicht a für ihre Zwecke Die 
Abminiftrativgeivalt zur Verfügung geſtellt. Die vorgeichlagene Mapregel ift 
jedoch in aineifadher Beziehung beſchräult, infofern fie einmal noch die exeku⸗ 
torifche Beitreibung von Kirchenfleuern, welche für andere Zwede als die 
— ber Geiſilichen erhoben werben, beibehält, ſodann zwar in dieſen 
Grenzen die adminiſtrative Exekution, nicht aber die gewöhnliche Einziehung 
der Kirchenſteuern durch die Steuerempfänger des Staats und der Kommunen 
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verbietet. Immerhin wird dadurch eine Trennung von Kirche und Staat 
in einer dex wichtigften Beziehungen angebahnt. 

Gefekentwurf: $ 1 beftimmt: In ben Erzdiöcefen (folgt beren 
vollftändige Aufzählung nebft den Diöceſen), ben ZTelegaturbezirten dieſer 
Didcefen, jo wie in den preußifchen Antheilen der Erzdidceſen Prag, Olmütz, 
Freiburg und der Zidcefe Mainz werden vom Tage der Verkündung diejes 
Selehes ab jämmtliche für die Bisthümer, für die zu benfelben gehörigen 
Snftitute und für die Geiftlicden beitimmte Leiftungen aus Staatämitteln 
eingeltellt. Audgenommen von diefer Maßregel bleiben die Leiftungen, welche 
für Anftaltögeiftliche beftimmt find. Zu ben Staatsmitteln gehören auch die 
unter dauernder Verwaltung bes Staates ftehenden befonderen Fonds. 8 2 
lautet: Die eingeftellten Leiftungen werden für den Umfang des Sprengeld 
wieder aufgenommen, fobald ber jet im Amt befindliche Biſchof oder Bis: 
thumsverweſer ber Staatöregierung degenüber durch fchriftliche Erklärung ſich 
verpflichtet, die Stantsgefeße zu befolgen. Die 88 3 und 4 ordnen denjelben 
Gegenftand für die zur Zeit erledigten Bisthümer Gneſen-Poſen und Pader: 
born oder die Bisthümer, deren Erledigung erfolgen möchte, bevor der zeitige 
Biſchof die — wieder anerkennt. 8 6 behandelt die Wiederaufnahme 
ber Leiftungen gegenüber einzelnen Empfangsberechtigten, bie fi) ausdrücklich 
und Schriftlich zum Gehorfam gegen die Staatsgeſetze verpflichten; doch folleu 
Verweigerern derfelben die twiedergewährten Leiftungen aus Staatsmitteln 
wieder entzogen werden. $ 7 jet feit, daß die Wiederaufnahme der eingeftellten 
Leiftungen in allen Fällen gerechnet wird vom erften Tage desjenigen Viertel⸗ 
jahres an, in welchem die gefegliche Vorausſetzung ber iederau nahme ein: 
getreten ift. 8 8 behandelt die Verwendung ber eingezogenen DBotationen, 
und befugt den Eultug-Minifter, bei commiffariichen Verwaltungen des Bis⸗ 
thumsvermögens die Fortgewährung ber zur Peftreitung der Verwaltung 
erforderlichen Mittel zu verfügen. 89 hebt die erefutivische Beitreibung bes 
züglich der Abgaben an die Bisthlimer und an ihre Anftitute und an Geiſt⸗ 
Tide für die Zeit ber Totationzeinftellung auf. $ 10 ftellt die Bedingungen 
feft, unter weldden die Erefution im Verwaltungswege wieberzugewähren tft. 
8 11 lautet: Wer in den Fällen der 88 2 und 6 bie fchriftlich erklärte Ders 
pflichtung widerruft oder ber bier übernommenen Verpflichtung zumiber die auf 
fein Amt oder feine Amtöverrichtungen Ma ei Vorſchriften der Staats: 
gejeße oder die im dieſer Hinficht von der Obrigkeit innerhalb ihrer geſetzli⸗ 
hen Zuftändigkeit getroffenen Anorbnungen verlegt, ift durch gerichtliches 
Urtheil aus feinem Amte zu entlaffen. $ 12 ordnet die Folgen der Amts: 
entlafung und ermächtigt den Eultus-Dlinifter, fchon nal Einleitung bes 
Verfahrens die Einftellung der Leiftungen zu verfügen, bei Freiſprechung find 
die in Folge Verfügung einbehaltenen Beträge nachzuzahlen. 8 13 verweist 
die Verhandlung und Enticheidung an den königlichen Gerichtshof für kirch⸗ 
liche Angelegenheiten unter Berfahren nach bem Gele vom 12. Mai 1873. 
8 14 lautet: Wer Amtshandlungen vornimmt, nachdem er nach & 11 aus 
feinem Amte entlaffen ift, wird mit Geldbuße bis zu 300 Mark, im Wieder: 
holungafalle bi zu 3000 Mark beitraft. 

Den von der Regierung dem Gefekesenttwurfe beigegebenen umfang⸗ 
reihen Motiven ift folgende allgemeine Einleitung vorangeftellt: „Als König 
De Wilhelm IH. in ber Allerhöchiten Cabinet3:Orbre vom 23. Auguft 

821 der päpftlicden Bulle „de salute animarum“ Allerhöchſt Seine könig⸗ 
liche Billigung und Sanction mit den Worten ertheilte: „Diefe meine könig⸗ 
Tide Billigung und Sanction ertheile ich vermöge meiner Majeftätsrechte 
und diefen Rechten ..... unbeichadet”, fprach Allerhöchit derſelbe 
einen SAN aus, an telchen jebt zu erinnern an der Zeit ifl. Es ift 
der Grundſatz, dat die fatholifche Kirche des preußiichen Staales — fo nannte 
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fie die gedachte Ordre mit Recht — fo weit fie von dieſem Staate Nutzun⸗ 
gen und Leiftungen bezieht, dieſe nur beziehen kann und barf, fo weit und 
ange fie die Majeftät des preußifchen Staates und feiner Gefeke achtet und 
anerkennt. Der Grundſaß gilt auch für die Latholifche Kirche in ben neu 
ertoorbenen Provinzen; die Sircumfcriptionabulle für das vormalige König: 
rei Hannover „Jmpensa Romanorum pontificum sollicitudo“ ift durch das 
Patent vom 20. Mat 1824 Tandesherrlich genehmigt worden, und zwar kraft 
ber Majeftätsrechte des Königs und unbe Andet diefen Rechten. Nicht minder 
erfolgte die Publikation der Bullen Provida sollersque“ und „Ad dominici 
gregis custodiam‘ in ber oberrheinifchen Kirchenprovinz mit dem Vorbehalte, 
daß aus beren Genehmigung nichts abgeleitet werden bürfe, was den ſtaat⸗ 
lichen Hoheitsrechten ſchaden oder ihnen Eintrag thun möchte, oder den Lan⸗ 
desgeſetzen und RegierungeBeränderungen entgegen wäre. Jener Grundfaß 
hätte kaum ausgeiprochen zu werden brauchen, er bildet die felbitverftändliche 
Vorausſetzung für alle Leiftungen des Staates an die Tatholifche Kirche, und 
er muß für bieje Leiftungen gelten, auf welchem Rechtsgrunde immer dielelben 
beruben, zu welchem Zeitpunkte die Verpflichtungen des Staates zu denfelben 
entftanben fein mögen. Der Staat ift genöthigt, ihn jebt zur Anwendung 
zu bringen. Das Berhalten de3 römifch-Fatholischen Episcopats gegenüber 
den verfaffungsmäßig beichloflenen, von Sr. Majeftät dem Kaifer und Könige 
dollzogenen und gehörig publizirten Gejegen vom 11., 12. und 13 Mai 1873, 
dom 20. und 21. Mai 1874 ift notorisch ein folches geweſen, da jene Majeftäts- 
xechte, unter deren Vorbehalt allein Die tatholifde Kirche in Preußen alle 
bie Erweiſungen ber „höchiten Großmuth und Güte”, wie Papſt Pius VII. 
in ber Bulle „de salute animarum‘“ ſich ausdrückte, empfangen hat und zu 
genießen berechtigt ift, auf das fchiwerfte geichädigt und verlekt erichienen. 
Der Staat ift deßhalb eben To berechtigt ala verpflichtet, bi bahin, daß der 
römiſch⸗katholiſche Clerus zum Gehorfam gegen die Geſetze zurückkehrt, ihm 
unächſt alle Mittel zu ertziehen, welche er jelbft bisher zur Unterhaltung 
ieſes Clerus beigetragen Hat. Unterließe der Staat die noch länger, es 
müßte ihn der ſchwere Vorwurf treffen, daß er ſelbſt feine Gegner in ihrem 
Miderftande ſtärke. Solchem Borwurfe darf er fi am wenigſten in einem 
Augenblide ausſetzen, in welchem im beutfchen und xömijchen Blättern in 
lateiniſchem Texte wie in deutfcher Weberfegung eine bezüglich ihrer EchtHeit 
nirgends angezweifelte Encyklica des Papftes vom 5. fyebruar d. J. veröffent- 
Licht worden ıft, welche jene Geſetze vor der Latholifchen Welt, und für Alle, 
die es angeht, für ungültig (irritas) erklärt und den Ungehorſam gegen die⸗ 
felben fanctionirt hat — und bie Erzbiſchöfe und Biichöfe in Frenpen diefe 
an fie gerichtete Encyklica -— jo weit bekannt — ohne einen Wiederjpruch 
hingenommen haben. Die Aufgabe bes vorliegenden Geſetzes ift es, diejeni⸗ 
gen Gränzen zu beitimmen, innerhalb deren ber Staat den oben entwidelten 
—— — — en mn Tragweite des 
ıBen aus: In dem 

fanantheile in der 

Geſetzes zur Ans 

nur der Didceſan⸗ 

te bie der utrechter 

trand in der Pro: 

taates — 

ı Stuhles von Ut⸗ 

welche die Rechts⸗ 

Frage geſtellt wäre. 

fen zu einem Ein⸗ 

ind die Erzdidceſen 
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Gneſen und Poſen fo wie die Diöcefe Paderborn mit aufgeführt, obwohl fie 
ur Zeit einen geſetzmäßig beftellten Verwalter überhaupt nicht befiken. In⸗ 
beffen in diefen Diöcefen ift die Nothwendigkeit eines ernten Vorgehen? der 
Staatsregierung um fo dringender, weil in Folge der Weigerung der Doms 
capitel zur Wahl eines Bisthumsverweſers die Zuftände in erhöhtem Maße 
verworren geworden und der Widerftand gegen die ftaatliche Ordnung in ber 
bedenklichſten Weife gefteigert ift. Es gilt dies namentlich für die Erzdiöcele 
Poſen und Gneſen, in denen ein geheimer Delegat Roms die Fäden der Bes 
wegung in Händen Hat. Die Einftellung der Staatzleiftungen muß, um 
wirkſam zu fein, allgemein und vollftändig durchgeführt werden. Demgemäß 
find alle Leiſtungen einzuftellen, welche bireft ober indireft für den Episcopat, 
die von ihm bependirenden Behörden und Inſtitute jo wie für den Clerus 
beftimmt find. Um dies mit voller Beftimmtbeit erkennen zu laffen, ift ber 
Ausdrud gewählt: mie für die Bisthümer, die zu denjelben gehört: 
gen Inſtitute und Geiftlichen beftimmten Leitungen”. Dieſer Ausdruck ſchließt 
fih der Bezeichnung der entiprechenden Kapitel des Staatshaushalts-Etats, 
in3befondere des Kapitels 118 an und umfaßt alle Zwecke, welche hier vor: 
efehen find. Insbeſondere alfo wird die Einftellung alle Leiftungen für bie 
Bifchöfe ſelbſt und die bifchöflichen Stühle, fo wie Hr die bifchöflichen Be⸗ 
hörden und Beamten umfaſſen; ferner die Leiftungen für die Domcapitel, 
Goflegiatftifte und deren Zubehörungen, fo wie für die Didcefan:-Anftalten 
als Prieiter- und Glerifal-Seminare, Emeritene und Demeriten-Anftalten. 
Unter den Leiftungen für ale aber find alle Aufiwendungen, welche für 
den Clerus beftimmt find, zu begreifen, gleichviel, ob bie Bewilfigungen 
direft an bie Geiftlichen oder an Kirchen, Kirchengemeinden und Kirchen: 
kaſſen erfolgt find, fobald fie nur zum Unterhalt der Geiftlichen dienen. Das 
gegen find hiernach von der beabjichtigten Maßregel diejenigen Leiftungen 
ausgeſchlofſen, welche zur ejaleunt der niederen Slirchendiener bei den ein» 
zelnen Kirchengemeinden, fo wie zu den fü lichen Cultuskoſten und den Baus 
bedürfniffen diefer einzelnen Gemeinden beftimmt find. Durch die Worte 
Leiftungen aus Staat3mitteln” hat jeder Zweifel darüber abgefchnitten wer⸗ 
den follen, daß der Einftellung nicht nur baare Befoldungen und Zuſchüſſe, 
fondern auch alle fonftigen materiellen Beihülfen unterliegen, welche der Staat 
zu den angegebenen Zwecken bisher gewährt Hat. Insbeſondere fallen das 
runter aljo auch alle Naturalpräftationen an Getreide und Holz, ferner bie 
Gebrauchs⸗ und Nutzungsrechte an Gebäuden und —— Realitäten, To 
wie an Mobilien jeder Art. Im gleicher Weile iſt bereitd im denjenigen 

ällen verfahren, in welchen eine Einbehaltung der Staatsmittel auf Grund 
es Geſetzes vom 11. Mai 1873 verfügt ifl.” Ueber die Bebingungen zum 
MWiedereintritt in den Genuß ber Staatszuſchüfſe von Seite ber 
Biſchöfe ſowohl ald der einzelnen Pfarrer zc. jagen die Motive: „Die 88 2 
bi3 6 ſetzen die Vorausfekungen feft, unter welchen bie Wiederaufnahme der 
Leiftungen ſowohl für die verſchiedenen Sprengel im Ganzen, als auch für 
die einzelnen Empfangaberechtigten Statt haben fol. Der 82 zunächſt macht 
bie Wiederaufnahme Der — für den Umfang des Sprengels davon 
abhängig, daß der Biſchof oder Bisthumsverweſer durch ſchriftliche Erklärung 
ber Staatsregierung gegenüber ſich verpflichtet, die Geſetze des Staates zu 
befolgen. Die hier —— Verpflichtung entſpricht der eidlichen Verpflich⸗ 
tung, welche ein Bisthumsverwalter nad 8 2 des Geſetzes vom 20. Mai 
d. J. über die Verwaltung erledigter Zatholifcher Bisthlimer — 
hat. Die 88 3 und 4 ordnen denjelben Gegenſtand für diejenigen Bisthümer, 
deren Stuhl zur a erledigt ift, oder deren Stuhl erledigt werben möchte, 
bevor der zeitige Biſchof zum Gehorfam gegen die Stantögefee verpflichtet 
ift. In allen diefen Fällen ift davon ausgegangen, daß, wenn entiveder der 
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im Amte befindliche Biſchof oder Bisthumsverweſer durch fchriftliche Erklä⸗ 
zung fih zur Befolgung der or Ya verpflichtet oder die Wiederbejegung 
eined erledigten Stuhles in gefegmäßiger Weile erfolgt, ein Umftand, der das 
eidliche Gelöbnif des neu eintretenden Biſchofs oder Bisthumsverwalters, die 
Geſetze des Staates befolgen zu tollen, vorausfegt, alsdann genügende 
Bürgjchaft dafür vorliege, daß auch ber Clerus ber Diöcefe die Staatsgeſetze 
befolgen, reip. von feinem geiftlicden Obern dazu angehalten werden wird, mithin 
die Aufhebung der Sperre fofort für den ganzen Sprengel geſchehen kann. 
Gleichwohl ift die Möglichkeit nicht auägefaloffen, daß fih diefe Vorausſetz⸗ 
ung nicht völlig bemähre, daß vielmehr einzelne, befonders eifrige und hartnäckige 
Streiter in ihrem Wibderftande gegen die Staatsgejehe der übernommenen Ber: 
pflichtung des —— ungeachtet fortfahren. Für ſolche Fälle 
iſt die Möglichkeit offen zu halten, die wieder aufgenommenen Leiſtungen von 
Neuem einzuſtellen. Dies ſchlägt der $ 5 vor. Der 8 6 endlich behandelt 
die Wiederaufnahme der Leiftungen einzelner Empfangsberechtigter bei einer 
Fortdauer der Einftellung für den Sprengel. Zunächſt erfordert es das 
Recht und die Billigkeit, dem einzelnen Empfangsberechtigten die Möglichkeit 
zu gewähren, bie ihn betreffenden Nachtbeile dadurch von fich abzumenden, 
ß er für feine Perfon ſich den Staatögelegen unterwirft. Ohne jedes Bes 
benten ift baher bie Wiederaufnahme ber Leiftungen gegen einen Empfangs⸗ 
berechtigten, jobald er, twie dies in $ 2 für die Bilchöfe angeordnet ift, durch 
ſchriftliche Erklärung feinen Gehorfam gegen bie Geſetze bes Staates aus⸗ 
ſpricht. Außerdem aber läßt ſich auch dagegen fein Bedenken finden, ben 
Geiftlichen ein Einlenten zum Gehorfam gegen bie Geſetze thunlichft zu ers 
leihtern. &3 empfiehlt fidh vielmehr, in Beyiehung auf die einzelnen Em⸗ 
pfangaberechtigten auch eine ftillichiveigende, Durch Dans Tungen ausgedrückte 
Willenserklaͤrung als genügend zur Wiederaufnahme Der ſuspendirten Staats⸗ 
leiſtungen anzunehmen. kann ein unbedingtes Recht auf Wieder⸗ 
einränmung der Staatsleiſtungen nur demjenigen — ern werden, ber 
fi außdrüdlich und fchriftlich zum Gehorſam gegen Die Staatsgeſetze ver: 
pflicätet. Eine onen der concludenten Gen ungen Hingegen ift 
nur in ber Weife möglic), aß bie Staatsregierung die Ermächtigung erhält, 
auf Grund von Handlungen, die nah ihrem Ermeſſen ala fchlüffige anzu: 
feben find, bie lungen wieder aufzunehmen; aber wie die Wiederaufnahme, 
fo muß auch die Wiedereinftellung, * ber betreffende Geiſtliche demnäͤchſt 
der Vorausſetzung, unter welcher die Wiederaufnahme erfolgt iſt, entgegen⸗ 
handelt, ausfchlieglich in die Befugniß der Staatsregierung gelegt werden. 
Auf diefen Ertvägungen beruhen die Beltimmungen des 8 6 bes Entwurfs.“ 
Allem —5 — nach ſoll es bei dieſem Gefekesentwurf nicht ſtehen 
bleiben. Die Nordd. Allg. Ztg. erörtert ſofort die möglichen Vertheidigungs⸗ 
mittel des Staates bei der durch die Bulle vom 5. Februar veränberten 
Sachlage überhaupt. Die eingebrachte Vorlage gebe bem Gedanken Ausdruck, 
daß Leiftungen des Staates an Solche nicht ftatthaft feien, welche ben Staat 
nicht anerfennen; aus den Taſchen preubiicher Steuerzahler bürfe eben fo 
wenig wie das franzdfiiche, das jefuitifch-römifche Peer unterhalten werden. 
Weiter aber erörtert das Blatt, daß die Cabinetsordre von 1821, welche der 
Bulle De salute Rechtskraft gegeben habe, aufzuheben fei. Ferner wäre in 
Betracht zu ziehen die Sequeftration der nicht aus Staatsmitteln fließenden 
Kirchenfonds, die gegen den Staat mißbraucht werben; ſodann die Aufhebun 
der Begünftigungen von 1841, alfo die Wiedereinführung des Placet? un 
das Verbot direlter Correſpondenz ber Bilchöfe mit Rom. Endlih kommt 
zur Erwägung die Eibesformel. Keinem auswärtigen Obern feien vn 
rechte zuzuerkennen. Alle diefe Betrachtungen erklärt die Nordd. Allg. Big. 
für hypothetiſch, für Defiderien; auch jei eine völlige Heilung nur don der 
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Dolkzerziehung und Volksbildung zu erwarten, namentlich in Gegenden, wo 
die Bevölkerung —— unmündig gehalten worden. Mit Recht rede man 
vom Culturkampf: das Königthum verträgt Volksbildung, das Prieſterthum 
geht daran zu Grunde. 


7. März. (Deutſchland.) Die hervorragendſten Führer beider 
Richtungen der deutſchen Socialdemokratie (dev Berliner und der 
Eifenacher) erlafien einen gemeinfamen Aufruf an die PBarteigenoffen, 
worin zu einem am 23.—25. Mai in Mitteldeutfchland behufs Aus⸗ 
gleichung ber bisherigen Spaltung und Verſchmelzung beider Rich- 
tungen zu einer großen Partei zu veranjtaltenden allgemeinen Con— 
greß eingeladen wird, und zugleich ein Programm, welches die Fun⸗ 
bamentaljäte der Partei enthält, und einen Organifationzplan. 


‚8. März. (Bayern) I. Sammer: Zweite Berathung des 
Militärbeamten-Gefeted. Nur drei Ultramontane entziehen fich der 
Dizciplin des ultramontanen Parteiklubs und ftimmen mit der Tibe- 
ralen Seite des Haufes; der Entwurf wird daher nur mit 76 gegen 
67 Stimmen genehmigt, hat alſo die Zweidrittelmehrheit ala Ver⸗ 
faffungsgefeß nicht erhalten und gilt demnach für verworfen. 


Die Taktik der ultramontanen Partei ericheint damit als eine ehr 
turzfichtige. Schon in der Debatte eröffnet Marquardfen den fog. Batrioten 
die Augficht, daß, wenn fie das Geſetz veriverfen würden, eine weitere Inſtanz, 
ber unzweifelhaft competente Reichstag, es dann erlafien werde, und Völt 
xuft ihnen nochmals vor der Abftimmung zu: „Verwerfen können Sie das 
Geſetz, gemacht wird es aber do!" Denn was die Patrioten von ihrem 
Standpuntt aus mit Recht auf dad Neußerfte perhorresciren und was auch 
der liberalen Partei im Princip nicht unbedingt angenehm fein kann: bie 
Einmiſchung des Reichs in die bayeriſche Geſetzgebung ift damit zu einer 
Nothwendigkeit geworden. Die Verſailler Verträge ftipuliren | ın dieſer 
Beziehung die vollſte Gleichmäßigkeit zwiſchen den Einrichtungen des eigent- 
5 Reichſsheeres und jenen ber bayeriſchen Armee, nur daß bie — 
führung dieſer Gleichmäßigkeit der bayeriſchen Regierung überlaſſen geblieben 
iſt. Die rechte Seite ber bayeriſchen Kammer hat dem Miniſterium diefe 
Ausführung einer vertragsmäßigen Beitimmung unmöglich gemacht; jekt 
werden naturgemäß die Reichsfaktoren in das Spiel gezogen werben. Ent: 
weder fieht fi) der König von Bayern veranlaßt, die Reichsgeſetzgebung über 
dieſe Materie im Bundesrath felbft zu veranlaffen, oder bie bayerifchen Libe: 
ralen Reichstagsmitglieder ftellen ihrerjeit3 in der — Reichstagsſeſſion 
einen ſolchen Antrag. Un ber betreffenden Competenz ber Reichsgeſetzgebung 
aber kann fein Zweifel fein, da es fich Hier nicht um ein Reſervatrecht han⸗ 
delt, und gegenüber den widerſprechenden Beftimmungen der bayerifchen Ber: 
fafjung gilt dann eben ber in der Reichäverfaffung ausdrücklich niebergelegte 
principielle Satz: „Reicharecht bricht Landesrecht”. | 


8. März, (Württemberg) Eine kgl. Verordnung ſetzt die 
Einführung der neuen Markrechnung auf den 1. Juli 1875 an. Es 
bleibt dann nur noch Bayern, wo fie erft am 1. Sanuar 1876 in 
Kraft treten wird. 
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9. März. (Bayern.) I. Kammer: Die Regierung verlangt 
von berjelben einen außerordentlicden Militärcerebit im Betrage von 
8,827,000 fl. Aus den dem Geſetzesentwurfe beigegebenen Motiven 
ift zu erjehen, daß über die franzöfiiche Kriegsentichädigung bis auf 
ben Betrag von 1,730,000 fl. bereit? verfügt if. 

9. März. (Medleaburg.) Landtag: Die Regierung forbert 
die Ritterfchaft durch ein Reſcript mehr als dringend auf, die Hand 
zu einer Verftändigung über die VBerfaffungsrevifion zu bieten, unter 
ernftem Hinweis auf die Verantwortlichleit eine nochmaligen Echei« 
terns derjelben. 

10. März. (Preußen) Abg.-Haus: bejchliekt, den Antrag 
Petri betr. Erlaß eines Geſetzes über die Rechte der Altkatholiken 
an eine Commijfion zu weifen, nachdem der Cultusminifter erflärt 
bat, daß etwaige Bedenken am beiten in einer folcden geklärt werben 
würden und daß die Staatsregierung auf einen Landtagsbeſchluß, 
der auf dem Petri’fchen Antrag bafire, ihrerfeit3 eingehen würde. 

10. März. (Preußen.) Der Erzbiichof von Köln richtet einen 
Proteft gegen den Gejehesentwurf betr. die Vermögensverwaltung in 
den Tatholifchen Kirchengemeinden an das Abg.-Haus, in dem er 
und zwar ſowohl in feinem eigenen, als im Namen der übrigen fa= 
tholifchen Bilchöfe Preußens erklärt: 

„Hinfichtlich ber Vermögenzverwaltung wird die Selbftftändigfeit der 
Kirche durch die Beltimmung des Gefegentwurfes völlig aufgehoben, indem 
dadurch jede freie Bewegung der rechtmäßigen Bertreter ber Kirche unmög⸗ 
lich, diefelben theild von der Gemeindevertretung, theils von den Staatsbe⸗ E 
börden abhängig gemacht und überdieß an ihre Stelle für die Verwaltung 
be3 Kirchenvermögens ganz neue Organe in's Leben gerufen werden, welche 
nach ben Grundfägen des Tatholiichen Kirchenrecht? als rechtmäßige wicht an⸗ 
gefehen werden können. Der vorliegende Gefehentwurf fchließt gewiſſermaßen 
eine allgemeine Säcularifation des Weiteffenben tirchlicden Vermoͤgens in ſich, 
indem ex es als Eigenthum der bezüglichen Kirchengemeinden darftellt und 
behandelt, während e3 nach ben unzweifelhafteſten Grundfäßen des gemeinen 
und canoniſchen Rechts, womit auch die richtig verftandene Auffaſſung des 
allgemeinen preußiſchen Landrechts ſowohl ala des franzöfifchen Recht? über: 
einitimmt, nicht Den betreffenden Kirchengemeinden, fondern den Kirchen ſelbſt 
ufteht. Ueberhaupt werden durch das im Entwurfe Vorliegende in mehr: 
Packer Beziehung wejentliche und underäußerliche Rechte der katholiſchen Kirche 
verleht. jo daß zur Erlaffung eines folchen — vom Standpunkte des 
Rechtes den Faktoren der ſtaallichen Geſetzgebung die Competenz niemals zus 
erkannt zu werden vermag.“ 

10. März. (Mecklenburg.) Landtag: Ritterſchaft und Land⸗ 
ſchaft können ſich über irgendwelche Schritte in Folge des Reſcripts 
der Regierung vom 6. d. M. nicht einigen. Die Verfafſungsreviſion 


ift neuerdings gejcheitert. 
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11, März. (Prenken.) Abg.Haus: Berathung des Budgets 
für 1875: das Haus erhöht die von der Regierung der Provinz 
Ehleswig-Holftein für da8 Zwangsanlehen von 1861 ala Entſchä⸗ 
digung augeftandenen 1,200,000 Mark auf 4: Mill. Die Regie- 
rung ſchweigt dazu. 

1. März. (Bayern.) II Kammer: bewilligt den Militär- 
etat für 1875 ohne Anftand, dagegen verweigert die (ultramontane) 
Mehrheit dem Kriegsminifter die Yortdauer des ſ. 3. bewilligten 
Eredites von 900,000 fl. für Ankauf von Pferden, obgleich der Erebit 
damals unbedingt genehmigt worden war, und Tehnt ebenfo die vom 
Kriegaminifter beantragte Errichtung eine bejonderen Erziehungs 
haufes für Militärfnaben, wie foldde in Preußen und Sachſen be= 
fteben, ab. 

11. März. (Baden) Der Erzbisthumsverweſer Kübel wird 
wegen gefeßtwibriger Uebertragung von Kirchenfunktionen ‘gerichtlich 
zu 500 Mark oder 10 Wochen Haft verurtheilt, einer der von ihm 
ausgeweihten Neupriefter wegen bebarrlicher Nenitenz zu 4800 Mark 
oder 10% Monaten Haft. 

12. März. (Deutjches Reich.) Die fpanifche Regierung ver⸗ 
fpricht neuerdings Genugthuung für die Gewaltthätigleiten der Car⸗ 
liſten gegen die deutfche Brigg Guſtav. 


13. März. (Deutfches Reich: Elſaß-Lothringen.) Der Ober: 
präfident v. Möller wird von Preußen zum Mitglieve des Bunbes- 
rath8 ernannt, um den elfäffifchen Intereſſen dadurch eine Art Der- 
tretung im Bundesrath zu verichaffen. 


13. März. (Preußen.) Abg.Haus: Berathung des Budget? 
für 1875: da8 Haus bewilligt die von der Regierung geforderte 
Gehaltsaufbefferung für die Tatholifchen und proteftantifchen Geift- 
lichen mit großer Mehrheit gegen die Stimmen der Ultramontanen 
und eines Theil der Fortſchrittspartei. Die Aufbeflerung ift jedoch 
an die Bedingung gefnüpft, daß der Betreffende die Staatsgeſetze 
anerfenne. 

13. März. (Preußen.) Die beabfichtigte Verhaftung des Bi- 
ſchofs von Münfter kann nicht ausgeführt werden, da berfelbe in- 
zwiſchen auf Reifen gegangen iſt. — Der Redakteur der ultramon= 
tanen „Germania“, Kosiolek, wird gerichtlich zu 2jährigem Gefängniß 
und fofortiger Verhaftung verurtbeilt. Derjelbe ift jeboch feit dem 
7. März verfchwunden. 
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13. März. (Bayern) Abg.Haus: Minifter v. Lutz beant= 
wortet die Snterpellation Eepp vom 3. d. M., indem er die That 
fachen wefentlich nur beftätigen Tann, doch fei e8 ihm nicht möglich, 
fchon jet eine beftimmte Erklärung über die Schritte abzugeben, welche 
ber Staat bez. unausführbarer Meßftiftungen vorzulegen in die Lage 
kommen fönne. Inzwiſchen leide es feinen Zweifel, daß fein baye⸗ 
rifches Kirchenvermögen außer Landes (nach Rom) gebracht twerden 
bürfe. Wehe dem SKlirchenpfleger, der ſolches verfuchen wollte! 

13. März (Medlenburg.) Landtag: Der Großherzog lehnt 
das Begehren der Ritterfchaft, mit der Regierung über eine Ver⸗ 
faffungsrevifion auf anderen Grundlagen zu unterbandeln, ab. 


14. März. (Preußen) In Poſen verkehren die Laien unwei—⸗ 
gerlich mit den ftaatlichen Verwaltern des Didcefanvermögeng, von 
ben Geiftlichen jedoch nur eine Minderheit. 

15. März. (Preußen) Abg.Haus: Das Budget für 1875 
wird in dritter Leſung endgültig angenommen. Die Regierung er= 
Härt augdrüdlich ihre Zuftimmung zu dem Beichluß, der Provinz 
Schleswig-Holſtein 4: Mill. zuzumwenden, um dadurch allen An⸗ 
ſprüchen aus der Zeit vor ihrer Einverleibung ein Enbe zu machen. 

— März. (Preußen.) Bis jebt find 119 felbftftändige Kreis— 
Schulinſpektoren mit Nicht-Geiftlichen befeßt, und zwar nur in den 
Provinzen mit überwiegend Tatholifcher oder gemifchter Bevölkerung, 
während Brandenburg, Sachfen, Pommern und die neuen Provinzen 
noch gar feine weltlichen Kreis⸗Schulinſpektoren haben. 

15. März. Württemberg.) Eröffnung des Landtags durch 
den Minifter des Innern. Die Eröffnungsrede kündigt u. A. Ver⸗ 
fafjungsgefebentwürfe betr. Erſetzung des Geheimen Raths durch ein 
Staatsminifterium, betr. Minifterverantiwortlichfeit und in Verbin⸗ 
dung damit einen Geſetzesentwurf über die Verwaltungsrechtspflege an. 


15. März. (Medlenburg.) Landtag: lehnt die von der Re= 
gierung beantragte Entfchädigung der Geiftlichen für die ihnen ent⸗ 
fallenden Gebühren für Trauungen 2. aus der franzöfiichen Kriegd- 
entichädigung ab; dieſe müſſen vielmehr ganz zur Schuldentilgung 
verwendet werden. 

16. März. (Preußen.) Abg.Haus: Erſte Leſung der Vorlage 
über die Einjtellung aller Staatzzufchüfie an die Tatholifche Kirche. 
Die ultramontanen Redner befämpfen den Entwurf als durchaus 
verfaffungswidrig und berufen fi) namentlich auf Art. 15 der Ver⸗ 
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faffung. Neichenfperger ‚nennt e3 einfach ein „Geſetz der Rache”. 
v. Sybel fchildert die Zuftände der Tatholijchen Landestheile und die 
ultramontane Agitation und gibt dadurch zufällig zu einer ftürmi- 
miſchen Kundgebung für ben eben eintretenden Yürflen Bigmard 
Anlaß. Bismarck jpricht gegen die Rede des proteftantifchen Mitglieds 
ber ultramontanen Partei, den (ehem. Rundfchauer der Kreuzzeitung) 
Abg. dv. Gerlach, über den Satz: „Man muß Gott mehr gehorchen, 
als den Menſchen“. Der Antrag ber Ultramontanen, das Geſetz an 
eine Commiffion zu weifen, wird abgelehnt, und die Berathung im 
Plenum und zwar fchon am folgenden Tage bejchloffen. 

17. März. (Preußen.) Abg.-Haus: Ter Abg. Wehrenpfennig 
bringt in der Commiſſion betr. die Vermögensverwaltung Tatholifcher 
Kirchengemeinden ein Amendement ein, welches die Wirkungen des 
log. Sperr= oder Brodkorbgeſetzes auch auf alle Zahlungen an Geiſt⸗ 
liche aus Mitteln der Kirchengemeinden augzudehnen bezwedt. Dar⸗ 
nach follen dergleichen Zahlungen, folange das Sperrgefet in Wir- 
fung bleibt, nur mit Zuftimmung der Staatäregierung geleijtet 
werden dürfen; dieje Zuftimmung aber muß verjagt werden, folange 
die betreffende Didcefe nach Maßgabe des erwähnten Geſetzes gefperrt 
it. Das Amendement läuft fo ziemlich auf eine Sequeftration des 
gefammten Pfarrvermögens hinaus. 

18.—19. März. (Preußen.) Abg.⸗Haus: Zweite Lefung des 
fog. Sperrgeſetzes. Die Sitzung geftaltet fich fofort überaus ſtürmiſch, 
da der (ultramontane) Frhr. v. Wendt die Enchelica oder Bulle des 
Papſtes vom 5. Februar in extenso verlefen will und darauf be= 
harrt, da es der Präfident nach der neuen Gefchäftsordnung nicht 
hindern kann. So wird denn dieje neue Art der Proflamation eines 
päpftlichen Erlafles unter unbefchreiblichem Lärm in's Werk geſetzt, 
die namentlich auch den Zweck bat, die ultramontanen Blätter und 
Blättchen in den Stand zu ſetzen, die Bulle als Theil der Verband 
lungen des Landtags ungeftraft zum Abdrud bringen zu bürfen. 
S 1 des Gefehes wird mit 263 gegen 88 (ultramontane) Stimmen 
angenommen. 8 2 gibt zu einer fcharfen Nede Bismarcks gegen 
Windthorft und zu einer bedeutiamen Auseinanderſetzung Gneiſt's 
Anlaß. 


Hürft Bismard: „... Der Abg. Windthorft Hat meine Behauptung 
fritifirt, wir würben mit diefem Gefeh wenig erzwingen, und daraus gefols 
ert, daß er nicht zu nn vernöge, warum wir ed denn überhaupt in's 
ben gerufen hätten. Ter Vorredner begreift ja doch jo Manches, was un? 
unverftändlich ift; tie i er denn nicht auf den Gedanken gekommen, der 
doch ſo nahe liegt: wir finden es des Staates nicht würdig, einem eigenen 
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Feinde bie Mittel - Aufruhr zu bewilligen; es ift eine Anftandspflicht 
des Staates, dieje Gelber einzuhalten, ber Staat kann nicht ſtillſchweigen und 
ſich mit eigenen Mitteln daran betheiligen, daß gegen ihn der Aufruhr von 
einer Seite geprebigt wird, wo er am meiften im eigenes Intereſſe derfelben 
unterdrüdt werden müßte. Ich fage, im eigenen Intereſſe; denn Sie ziehen 
fih, id will nicht jagen unter Ihnen jelbft, aber an denjenigen, die wir im 
Allgemeinen die Hehfapläne nennen, eine Gejellichaft, groß, mit ber Sie 
nachher, wenn Sie einmal wieder in gute Zeiten fommen werden, auch Ih⸗ 
rerſeits Ihre Noth haben werden. Wenn Sie außerdem fragen, was für 
Erfahrungen wir davon haben, nun, meine Herren, Sie glauben den Erfolg 
von Ihrem Kampfe zu Haben, daß fie das kirchliche Bewußtſein, die Begei⸗ 
fterung für die Kirche im Volke ſtärken. Der Teutiche Hat ja einmal das 
Gefühl, wenn er für eine Sache, fie mag gut oder fchlecht fein, eintritt, 
wenn er erft einmal im Kampfe engagirt ift — die Uniform, die er trägt, 
ift dann eine große Verleitung für ihn, die Sache fo genau nicht zu prüfen. 
Die Schläge, die er bafür austheilt oder empfängt, bilden dann für ihn eben 
fo viele — und inſoſern kann leicht eine groͤßere Neigung zur in⸗ 
neren Geſchloſſenheit für alle Aufträge, die ihr von oben angegeben werden. 
in ber Latholifchen Kirche entitanden fein. Ob Sie aber dieſes Ferment jpäter 
wieder beherrſchen werden und können, das ift doch eine andere Frage. Alle 
diefe jungen, ebrgeizigen Streber, die werben ja auch größer, die tollen 
fpäter ja auch befriedigt fein, die wollen ja auch nicht immer Hebfapläne 
bleiben, die wollen ja nicht immer blos Zeitungen fchreiben, die wollen ja 
Bilchöfe werden. (Lebhafter Beifall und Heiterkeit links.) Wir nun haben 
nach diefer Seite bin, in Bezug auf die Geſchloſſenheit in diefem Stampfe, 
auch außerordentlich gewonnen. €3 ift, wie ın früheren Zeiten; e3 laſſen 
ich mehrere Beifpiele dev Art citiren, u. U. das von Heinrich dem Vogel: 

Ner. Ehe er die Ungarn Ichlug, übte ex feine, wie man behauptet, Damals 
gegen ihre Vorfahren im kriegeriſchen Sinne beruntergefommenen Unterthas 
nen in allerhand Gefechten zehn Jahre lang, bid er fie gegen den eigent- 
lichen Feind in den Kampf führte. Diefer Kampf ift ja für den preußifchen 
Staatmann (womit ich nicht mich meine, ſondern die ſämmtlichen Staats: 
männer, bie bier verfammelt find) eine außerordentlich nüpliche Schule ge: 
worden, in der Heberzeugung von der Nothiwendigfeit, daß der Staat einige 
De zu feiner Verteidigung haben muß, dab ein ſtarker Staat bes 
eben muß, baß alle Parteien ein Intereſſe haben, daß der Staat geftärft 
werde gegen die Partei, die ben Staat in feinen Grundfeften, in feiner Exi⸗ 
ftenz anficht. Tie Folge davon wird fein, daß wir mit der Zeit nur zwei 
Parteien haben, eine, die den Staat negirt, die ihn bekämpft, und die andere, 
bie ber patriotiſch anhänglich gefinnten achtbaren Leute (Unruhe im au 
womit ich keineswegs die Anderen als nicht achtbare bezeichnen till. Diele 
große Partei wird fich bilden, und fie wird ſchließlich alle diejenigen Par: 
teien umfaffen, die überhaupt den Staat wollen. &3 rüden ja biefe Parteien 
ſchon jebt näher zufammen. Sind nicht die von der äußerſten Rechten aus 
ihrer — —— entgegenkommender, ich möchte ſagen, moderner gewor⸗ 
den? Und ſind nicht die von der äußerſten Linken, die hier vertretenen 
Mitglieder der Fortſchrittspartei ganz ih zu Ausſprüchen gelangt, die ala 
concludente Handlungen beweifen, daß fie boch auch die Nothwendigkeit des 
Staated anerkennen, und dab es ein if, au bie fyundamente diejes 
Haufe, in dem wir alle wohnen und von deſſen Dach wir alle Schub ers 
warten, nicht ununterbrochen mit der Axt Io8zuarbeiten und den Anderen 
den Schuß zu überlafien. Alle diefe früheren Sünden im politifchen Leben 
haben vielfach einer Einkehr und Umkehr Play gemacht, und ich wiederhole 
es, durch dieſes Wirken der Gegner ift die große patriotiſche Majorität größer 
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und ftärfer geworben. (Beifall Line.) Was aus dem Staat würbe, wenn 
wir ben Kampf aufgäben, wenn wir alfo jeßt die Bahn beträten, bie ber 
Borredner in bisher diplomatiicher Andeutung — ber Vorredner ift gewiß 
ein befferer Diplomat als ich Juriſt (Heiterkeit) — ung empfahl, das kann 
ich nicht beurtheilen. Unfere Aufgabe iſt es nicht, dergleichen Wege zu fuchen; 
wer und braucht, der weiß una zu finden....” Gneiſt: „... Da: 
mit fommen wir auf den eigentlich enticheidenden Punkt. Wir haben einen 
Complex ber Geſetzgebung, der nun allmählich 200 Sabre zufammengewachien 
ift, der, mag ex hunde Barianten enthalten, in einem Punkte abjolut ficher 
ift, nämlich in der abfoluten Negation jeder Oberjouverainetät ber einen 
oder anderen Kirche über den Staat. Kin pofitiver Jurift in Deutichland, 
der bi? zum Jahre 1843, dr der Schwindel der neuen Theorien und Inter⸗ 
pretationen fich unferer großen Geifter bemächtigt hat, behauptet hätte, in 
Deutichland ſei es feit den — es weſtfäliſchen Friedens Rechtens, daß 
die eine oder die andere Kirche mit abſoluter Souverainetät ihre eigene Ge⸗ 
ſetzgebungsgewalt zu begränzen und die Befugniß Hätte, die Geſetzgebungs⸗ 
geivalt dem Staate vorzufchreiben, ber wäre auf feine Zurechnungsfähigteit 
unterjucht worden (Heiterkeit), Es ift exft der Art. 15, ber die dee einer 
Dberiouderainetät zweier oder mehrerer ſich befämpfender Kirchen in einem 
und demjelben Staate oe Kane will, daß fich jede Kirche fouderain ihre 
Geſetze gibt, daß jede Kirche beftimmt, wie weit ide Gebiet, ihre Regierung, 
ihre Jurisdiktion geht, und das in einen unglüdlichen Staatsförper, ber 
diefe Dinge neben einander tragen foll. Es hat eine Zeit gegeben, wo dieſe 
Theorie waltete. Es war die Zeit nad) dem Religionsfrieden. In biefem 
Mey die Art. 15 und 18 ungefähr jo darin, und ich glaube bona fide 
haben die Beute fie damals fo verftanden, wie heute die ultramontane Partei. 
Aber die innere Unmöglichkeit der Dinge ift von Jahrzent zu Jahrzent 
mmer eclatanter hernorgetreten, und Sie können in Ihren Rheinlanden jelbft 
‚en — ber Dinge ſehen. Ganz gegen Luther's Willen hat die luthe⸗ 
riſche Geiftlichkeit denjelben Anſpruch auf Delegirung ber Kirche gegenüber 
dem Staate erhoben, Hat fie den Anſpruch erhoben, die Ehe, die Kinderer⸗ 
a und da3 ganze geiftige uud fittliche Leben des Volkes in berjelben 

eife Honberain zu beberrichen, wie die andere. Und was war bie folge? 
€3 ging damals fo wie heute. Weberall, wo die beiden fouverainen Kirchen 
aufeinanderftießen, , entbrannte der Kampf unb deigte fih die Unmöglichkeit, 
auf einer Scholle zujammen zu leben. Der Zündftoff häufte ſich, bis die 
Geſellſchaft Fackeln hinzutrug und in maiorem dei gloriam Deutichland auf 
30 Jahre in eine Branditätte verwandelte. Ich will Sie Heute nicht, um 
bie Leidenſchaften zu erhöhen, weiter damit aufhalten, welche Analogie die 
zur Lage mit der damaligen bat. (Windthorft:Meppen: Bergefien Sie 

uftad re nit!) Bedeutet Art. 15 die Autonomie der Kirche, ſich felbft 
das Gebiet ihrer erlaubten Gewalt zu feben, jo werden Sie zwar nicht der 
unirten Kirche, aber vielleicht der altlutheriichen den Muth zutrauen, ben 
ihre Vorfahren Hatten. Wir Lönnten aljo mit demfelben Necht den König 
don Schweden zu unjerem Landesbiſchof ernennen, und die griechiiche Kirche 
He bereit3 den Kaiſer von Rußland zu ihrem Lanbesbifchof, und die unirte 

eneralfgnode wird auch diejelben Rechte wie der Papft beanjpruchen fön- 
nen. (Zuftimmung im Gentrum.) Nun bdenten fie fich den Staat, der feine 
Ehe, feine Kindererziehung, den Zuſammenhang des Volkes zerreien will 
nad ben ern von mehreren fouverainen Bewalten. Den hieraus ſich 
ergebenden wahntibigen Zuftand erbliden Sie im Berlaufe de dreißigjähri⸗ 
gen Krieges, und bedenken Sie das Schickſal einer Nation, in der das Con⸗ 
nubium unter den Gliebern desſelben Staates aufgehoben ift. Hier reiben 
Gie die Ehe auseinander. Sie jchaffen mit den Ideen ber Geiſtlichkeitsherr⸗ 
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Icaft dem Kinde von ber Taufe bis zum Grabe ben hermetifchen Abſchluß 
aller Andersdentenden, Sie gewöhnen das Kind an die beſchimpfende Behand: 
lung der anderen Knaben, das Sigen auf der Schulbank neben einem ande: 
zen Knaben als ein Sakrilegium zu bezeichnen, Sie impfen dem Kinde den 
Glauben ein, daß es ein Safrileg jei, mit dem anderen Kinde ein Vaterunſer 
zu beten. In diejer Beziehung zerreißen Sie die Bevölferung bis an die 
Grabftätte. Sie interpretiren den einfachen Sak aus ber Bibel, daß die 
Schule von der Kirche beherrfcht werben müfle. Damit zerreißen fie das Leben 
der Nation bis auf die Univerfitäten hinaus. Sie Haben daun nur katho⸗ 
liſche und lutheriſche Geſchichte. Glücklicherweiſe ſah der gejunde Sinn der 
deutichen Nation Elarer in diefen Dingen, als die heute verwirrten Theorien. 
Nachdem der dreigigjährige Krieg zu Ende ging, hatte das erſchöpfte deutjche 
Bolt wenigſtens die eine Wahrheit einlüekeben, die Sie heute noch läugnen, 
daß auf Gottes Erdboden niemals Plab ift für zwei jouveraine Kirchen auf 
ein und derjelben Scholle Landes. Das ift das ganze Refultat des dreißig: 
jährigen Krieges. Diele Art von chriftlichegermaniichem Staat gibt es alte 
Mr und nur im Prinzip; alfo laffen fie ung augeinandergehen wie beim baby: 
oniſchen Thurmbau, wie im Jahre 1648! Dieſes Stüd Deutfchlands ift 
evangeliiches Deutichland; hier beherricht die Kirche dad Volksleben bis in 
die innerften Faſern, und die Katholiten mögen auswandern (AH, ab! im 
Zentrum); dazu befommen fie drei Jahre Zeit nach dem MWeftfälifchen Frie⸗ 
den; oder fie mögen in ihrem Kämmerlein ftille Hausandacht üben. (Große 
Unruße.): Ja, m. H., das find die Grunbfäpe ‘des Weftfälifchen Friedens, 
an ben Sie uns täglich erinnern; — und in der andern Hälfte Deutichlands 
ht die katholiſche Kirche in gleicher Weile, da würden alle Andersgläu⸗ 
igen auswandern müflen oder ftille eier üben; — und im dritten 
ile Herrichen. die Reformirten. Die Sefchichte Deutſchlands würde mit dem 
Ende des Meftfälifchen De eben einen fümmerlichen Verlauf genommen haben, 
wenn das dentſche Volt felbft nicht aus angeborenem Sinne für Gewiſſens⸗ 
iheit und Achtung fremden Glauben? und im Bewußtſein ber nothiwen: 
igen Zulammengehörigfeit das Normaljahr grundfählich überwunden hätte. 
Troß dieſer dem deutichen Volle gegebenen Bedingungen, unter denen bie 
Natıon nothwendig zerrifien werden mußte, jaden Sie den zweihundertjäh- 
zigen Gang der Geſetzgebung, der die Einheit der Nation twiederherftellte, und 
dies ift die Geſetzgebung des von Ahnen geſchmähten cäjaropapiftiichen Staa» 
tes. Dieſe Staatögejeßgebung Hat exit die Theologen gezwungen, auf den 
Fuß des — mit der andern Theologie zu treten, ſie hat auf dem Wege 
des Auffichtsrechtes und der Schirmvoigte die gemeinſamen Grundjäße ber 
Billigkeit Für alle Eonfeifionen geftaltet, fie hat diefe Grundjäße in ber Ges 
feßgebung confolidirt, fie hat dem beutjchen Volk wieder ein Eherecht geichaf- 
fen, fie Hat dem beutichen Bolte die wejentlichen Grundjäge einer einheitlichen 
nationalen Erziehung wiedergegeben, und das geichah in unermüdlichen Wett: 
ee nicht bloß von Joſeph und Friedrich dem Großen, jondern aller katho⸗ 
liſcher und aller evangelifcher Landesherren, und m. H., ber berühmteften 
chriſtlichen Fürften und Oberen. Tas find die Schöpfungen, die Sie Heute 
omnipotenten Staat und Cäſaropapismus zu nennen belieben. Das ift der 
Gang unferer Gejehgebung, fein anderer, und die Regierung läßt ſich rd 
die unmittelbarfte Anforderung an die Gewalt bis Heute nicht abhalten, un 
ich Hoffe, fie wird den Gang der Handhabung ihrer Majeftätsrechte wirklich 
majeftätiſch innehalten. In diefem Gange den Staat zu unterbrechen, halte 
ich für ein Verderben für beide Theile, Für den Staat und für die Partei, 
welche dieſen Bang mit Gewalt zu hemmen verſucht. Nun jagen Sie, das 
ſei nicht Ihre Abficht, ſondern Sie deiancirten nur Gefepe, Die gegen Gott 
und gegen da3 Gewiflen ſeien. Rühren Sie nicht an den Gedanken der Heiligkeit 
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ber Geſetze! Denn find bie Geſetze nur, wie der Herr Abgeordnete für Meppen 
fie zu charakterifiren pflegl, Majoritätsbeichlüffe, dann gibt es nichts Heiliges 
mehr, was zwiſchen una befteht, und nichts Heiligeg mehr, was dem Stär⸗ 
feren ein —* auferlegt in der Mißhandlung des Schwächeren. Die Un⸗ 
giltigkeit ſolcher Geſetze proflamiren, heißt den Religionsfrieden brechen! In 
Oeſterreich und Italien haben dieſe Dinge eine andere Bedeutung. Ueberall, 
wo die katholiſche Kirche die allein im Staat regierende iſt, da iſt es nur 
ein Zwiſt unter Brüdern, von denen vorauszuſetzen iſt, daß fie ſich zuletzt 
wieder vereinigen. In einem Staat aber, wo ber Neligionafriede, die ganze 
Eriftenz zweier gleichberechtigter Kirchen auf dem jahrhundertalten Gange 
unferer eiehaebung erubt, da Hat die Auffündigung des Gehorſams gegen 
die Gefeße eine Bedeutung, die Herr Vonghi gar nicht verftehen tan? Mir 
einen Staliener ift dieſer Gedankengang gar nicht verftändlich und daher fürchte 
ich auch für jeden wohlgefinnten Rathgeber der Kurie. In Teutichland ſolche 
Bullen hineinzufchleudern, das Heißt der offene Bruch des Religionzfrieden?; 
benn wo bie Gejeßgebung Deutſchlands nicht mehr herricht, da m. H., find 
wir mit einander ferlig, da werden wir jehen, wer der Stärkere ift: (Sehr 
richtig!) Wir haben fein anderes Band! In anderen Ländern haben fie da? 
Band der einheitlich dominirenden Kirche. Die Heilighaltung ber Gelebe 
ift für uns das Bindende, und wie foll die Staatsgewalt fich verhalten, 
wenn in diefem vulfanifchen Zuftande folche päpftlicde Bullen ins Land ge: 
fchleubert werden! Was nützt mir die heilige VBerficherung des paffiven Wider: 
ftandes, wenn man alles, was in menjchlicder Kraft fteht, thut, um andere 
Menichen zum aktiven MWiderftande aufzufordern? (Lebhafter Beifall links.) 
Meine Herren vom Gentrum, einen Beweis find Sie un? Ich big geblieben, 
nämlich, ob es irgend ein Mittel der Aufregung gibt, ein Mittel der großen 
oder der kleinen Bemagogie, des Mißbrauchs der Preſſe oder des Vereins⸗ 
rechts, das nicht in Thätigfeit ejeßt tuorden wäre, um die Maflen in Aktion 
zu ſetzen? (Beifall) Wir haben ein reiches Repertoire von 1848, aber Sie 
haben Alles übertroffen, was wir 1848 tennen gelernt Haben. (Sehr wahr! 
lint?.) Der Glaube des gemeinen Mannes, dei feien Sie verfichert, der fteht 
heutzutage noch fo, daß, reden Sie ihm immer davon, daß fein Glaube ver: 
folgt wird, feine Priefter mißhandelt, feine heiligften Rechte mit Füßen ge: 
treten werden, reden Sie ihm oder lügen Sie ihm (Lärm im Eentrum) an 
anderer Stelle vor, die Geſetze der beutichen Fürſten würden gegeben, um das 
fatholifche Volt lutheriſch zu machen, fegen Sie dad von Jahr zu Jahr fort 
mit gewiſſen Aktionen an Gedenttagen bes 16. März, wie dem heutigen, dann 
m. 9., — vertrauen Sie dem deutichen Eharakter! — wenn irgend eine Na= 
tion der Welt, dann werden Sie den Deutjchen dazu bringen, baß er los⸗ 
ſchlägt. (Große Unruhe im Gentrum und Ruf: „Den Gefallen wird man 
> aber nicht thun!“) Ya, m. H., Losichlägt! Jede Partei muß es ſich 
gefallen Laffen, daß fie zunächft beurtheilt werde nad) ihren Mitteln, und zu 
biejen gehören die aus der Luft herabkommenden Bullen, die es zur heiligen 
un eines jeden Katholiken machen, einen vereinigten Widerftand Igegen 
die Geſetze bes Staates zu leiften. Solche Bullen muß die Staatsgewalt, Die 
fi ihrer Pflicht bewußt ift, zurückweiſen und ihre Veröffentlichung ala Auf: 
ruhr behandeln. Wie ift das aber möglich bei der jegigen Art der Hand— 
r ung de3 Art. 15% Es Tann jehr leicht fein, —53 es heute nicht 
efürworten will, daß die große heute in Scene geſezte Aktion ein Anfang 
der Zurückführung de placet ift. (Mnruhe und Ruf im Centrum: Sehr 
deutlich!) So deutlich, ala ich mich ausdrüden kann. Durch die Mittel, wie 
% ier angewendet tworden find, Halte ich den Beweis der Nützlichkeit einer 
olchen Maßrigel bereit3 geführt. Alle diefe Dinge find dennoch jolche, die 
ung immer mit ſchwerem Herzen abgerungen werden, denn wir wiſſen jehr 


Das deutſche Rei und feine einzelnen Glieder. (März 18.) 83 


gut bie Lage eines gläubigen Bekenners einer Kirche zu ſchätzen. Man fagt 
ihm wohlweislich nıcht, daß von Glaubenslehre hier nicht die Rebe fei, fon: 
bern nur von denjenigen Regierungsrechten des hohen Clerus, die die äußeren 
Dinge, die ganze Herrichaft über das geiftige und perjönliche und fittliche 
Leben des Boltes beanjpruchen; diefer Gegenſatz, um den es ſich hier Handelt, 
wird dem armen Volke ſteis vorenthalten, es wird ihm immer nur gejagt, 
jein beiliges Recht und fein Glaube wird mißhandelt in diocletianifcher Weile: 
man jagt ihm nur, die Geſetze des Staates, die in der ganzen Welt erzivun: 
en werden, weil es fein anderes Mittel des en Zivanges gibt, da? 
And die großen Plünderungsgeſetze, da zeigt fich bereits die Tendenz des Kir⸗ 
chenzaubez u. |. w. Und wenn nun ein Dann twegen lebertretung beö Ge: 
ſetzes feine Strafe abfitt, jo ift dieß ein Martyrium im Siune des erſten 
Jahrhunderts. Die Lage eines gläubigen Katholiken können wir jehr wohl 
Rue und wir haben mit unjeren eigenen Theologen ſehr hübjche Proben, 
dab andy fie was leiften können. Die Herren find Hier allein erjchienen mit 
ihren Theorien, ohne ihr Gefolge hinter fih. Wollten die geehrten De 
dieſes einmal mitbringen. ihre Bauern, ihre Gefellenvereine, wollten fie eine 
einzige Generation erziehen in den heiligen Lehren, die fie jet proflamiren, 
bort in Haß gegen dag a bier in Haß gegen das PapfttHum, ja, 
m. H., wenn Sie dieſe Erzieyung vollendet haben, dann bitte ich, ſchleunigſt 
fih zu entfernen und in Sicherheit zu bringen, um nicht dabei zu fein, wenn 
dieſes jo erzogene Bolt fich gegenjeitig bie Köpfe einſchlägt; Anderes Haben 
wir nicht zu erwarten! Meine politiiche Einficht jagt mir, daß Heute nicht 
ſowohl die Zeit zum Reden über die Geſetze ift, fondern zu Dein für die 
Gelege, und ich glaube, bie hier getroffene Maßregel ift die mildefte, bie über- 
Haupt denkbar it 


18. März. (Preußen.) Der Bilchof von Münfter wird wegen 
einer gerichtlich über ihn verhängten, nicht bedeutenden Strafſumme, 
die er nicht bezahlen will, von feiner Reife zurüdgelehrt, in's Ge— 
fängniß nad) Warendorf abgeführt. Die ihm vom weitfälifchen Adel 
angebotene Bezahlung der Strafſumme Hatte er abgelehnt. 

18. März. (Bayern.) I. Kammer: bewilligt die von der 
II. Kammer abgelehnten 900,000 fl. für Ankauf von Pferden. 


18. März. Württemberg.) IT. Kammer: wählt Hölder zu 
ihrem Präfidenten. Die demofratifche Minderheit gibt 16 unbejchrie= 
bene Zettel ab. 


18. März. (Medlenburg) Schluß des Landtage. 


Der Paſſus des ſchwerin'ſchen Abſchiedes über die Verfaflunggange: 
legenheit lautet: Der Großherzog war zu der Erwartung berechtigt, daß bie 
Stände in einer mit ihm übereinftimmenden Würdigung ber ernften Lage 
bes Landes den Weg zu einer Verftändigung über die Modifitation der Ver: 
faffung finden würben, und fann nur fein fchmerzliches Bedauern darüber 
auzdrüden, daß die Verhandlungen über biefe wichtige Angelegenheit aud) 
auf dem gegenwärtigen Zandtage erfolglo® verlaufen find. Sn em ih 
ſchen Landtagsabſchied behält fich der Großherzog ebenfall weitere Entſchließ⸗ 
ungen vor. Zerjelbe entjagt jedoch nicht der Poftnung, daß durch weitere 
paul Berathungen ber Weg zu ben für das Heil bes Landes erforder: 
ichen Reformen gefunden werden twird. 
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19. März. (Preußen.) Der Redakteur des (ultramontanen) 
„Weſtfäl. Merkurs“ wird wegen (erfter) Veröffentlichung der päpft= 
lichen Bulle vom 5. Tebruar zu einem Jahr Gefängniß verurtbeilt 
und fofort in Haft genommen. 

19. März. (Bayern.) Der um die Armee überaug verdiente 
Kriegaminifter v. Prandh, der in Folge der feindfeligen Beſchlüfſe 
der II. Kammer in Militärfragen feine Bemijfion gefordert bat, 
wird vom König entlaffen und durch den nicht minder entichieden 
national gefinnten General dv. Maillinger erfebt. 


20. März. (Preußen) Abg.-Haus: Der Abg. Miquel er- 
ftattet Namen? der Commiſſion feinen Bericht über die Verhand- 
lungen und Anträge derjelben, betreffend den Entwurf einer neuen 
Provinzialordnung für die ſechs dftlichen Provinzen. Die halbamt- 
liche „Prov.=Corr.” ſchöpft daraus die befriedigende Weberzeugung, 
daß zwiſchen der Regierung und den maßgebenden Parteien des 
Haufes eine wejentliche und grundfäbliche Uebereinftimmung bezüg- 
li der Hauptpunfte des großen Werkes obwalte. 

20. März. (Breußen.) Der abgelette Bilchof von Pader- 
born wird durch ein die erften Urtheile abänderndes Erfenntniß des 
Appellationzgericht? von Paderborn wegen Erlaß feines Hirtenbriefes 
vom 14. März 1874 zu drei Monaten Yeltungshaft verurtheilt. 
In diefen Tagen läuft die früher gegen ihn erkannte zweimonatliche 
Teftungshaft ab, welche berjelbe in Weſel verbüßt Hat. Don einer 
Rückkehr des Biſchofs in feine ehemalige Diöcefe, ala deren Ober- 
birten er ſich noch immer betrachtet, ift jedoch nicht die Rede. Auf 
Grund des Reichsgeſetzes über die Verhinderung der unbefugten 
Ausübung von Kicchenämtern wird der Erzbifchof nach wie vor in 
Weſel internirt bleiben. 


22. März. (Deutfches Reich.) Der Kaifer feiert unter all» 
gemeinfter Theilnahme feinen Geburtstag. Die Berliner Univer- 
fität feiert den Tag durch eine Rede des Prof. Curtius über das 
Thema: „Arbeit und Muße im Leben der Völker und während ber 
verichiedenen Zeitalter.“ Am Schluſſe feines Vortrags führt ber 
Redner aus, daß der heutige Tag von einem treuen Volt mit Jubel, 
Dank und Stolz gefeiert werde. Nie habe ein Herrfcher in folcher 
Machtfülle innerhalb eines freien Volkes gewaltet, fein Kaifer, kein 
König Habe feinen Lorbeerfranz fo demüthig getragen, ala Kaifer 
Wilhelm, defjen Alter von dem ftolzen Bewußtfein der treueften 
Pflichterfüllung gekrönt werde. 
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22. März. (Hejjen.) I. Kammer: hält gegenüber den Ber 
. jehlüffen der I. Kammer bez. der fünf Kirchengefete in allen weſent⸗ 
lichen Punkten an ihren früheren Bejchlüflen feit, gibt dagegen in 
unwefentlichen nad). 


23. März. (Preußen) Der Cultminifter regelt durch Ver— 
fügung die Trage der Leitung des Religionsunterrichts an den ein= 
zelnen Volksſchulen: 

„Wenn die Provincialvegierungen ben Geiftlichen ber Parochie, in 
welcher die betreffende Schule gelegen iſt, ala den Leiter des Religionsunter⸗ 
richt? anjehen, fo Liegt das für vorausgeſetzte gewöhnliche Verhältnifie in 
der Natur der Sache, injofern der —* in der Regel der nächſt Beru⸗ 
fene dazu fein wird. Der Staat beanſprucht, was die Auswahl dazu geeig⸗ 
neter Perjönlichkeit anlangt, auch nach feiner gegenwärtigen Stellung zur 
Kirche, weder die Initiative, noch die alleinige Beitimmung darüber. Bas 
unzweifelhafte Recht des Stantes aber, diefen Geiftlichen, wie jede anbere 
ur Leitung des Religiongunterrichts delegirte Berfon aus genügenben Grün: 

n abzulehnen, ſoll damit nicht eingefchränkt werden. Es bleibt ala Grund⸗ 
fa beftehen, daß der Staat berufen ift, Perfonen, die nach feiner Einficht 
für die Erziehung der Jugend gefahrbringend find, von der Schule „fern zu 

Iten. An fi kann es nicht gemißbilligt werden, wenn Geiftliche an der 

itung des katholiſchen Religionsunterrichts zunächft nicht behindert werden. 
Ein unbedingtes Recht auf diefe Funktion haben fie indeflen gegenüber dem 
Staate nicht, und ed Liegt genügender und gebietender Grund vor, fie von 
der Schule fern zu Halten, wenn die politifche und gene Hal: 
tung ber Geiftlicden zu ben Zwecken des Staates, bie derſelbe mit der Er⸗ 
ziehung der Jugend durch die Schule verfolgt, in Widerſpruch tritt, diefe 
Zwecke alfo gefährdet erfcheinen.” 

26. März. (Württemberg) Das Ordinariat des Biſchofs 
Hefele lehnt es ab, fich mit der Verfendung der beabfichtigten all- 
gemeinen deutichen Papftadrefle zu befafjen, da die Motive derjelben 


auf Württemberg gar nicht paßten. 

29. März. (PBreußen.) Der Ober-Präfident von Schleften 
fordert ala Einleitung zur flaatlichen Amtsentſetzung defjelben den 
Fürſtbiſchof von Breslau auf, fein Amt freiwillig niederzulegen. 

3. März — 9. April. (Preußen.) Die Conferenz der preußi- 
ſchen Erzbiſchöfe und Bifchöfe in Fulda befchießt eine Immebdiat- 
eingabe an den Kaifer, mit der Bitte, dem fog. Sperrgefehe als 
„einer Verlegung wohlerworbener Rechte und einer Quelle unfäglicher 
Trauer und Friede jtörender Verwirrung“ die allerh. Sanktion ver⸗ 
fagen zu wollen, da es ihnen unmöglich fei, die von diefem Gefebe 
für die Fortdauer der Staatszuſchüſſe geforderte Erflärung „unbes 
dingter” Befolgung ber ftaatlichen Geſetze abzugeben. Die vom 9. 
April datirte Antwort des preußiichen Staatsminifteriumg auf die 
Eingabe lautet im Auftrag de Kaifers: 


# 
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„In Erledigung diefeg allerhöchften Auftrags können wir nicht umhin, 
unjer Erjtaunen und unjer Bedauern darüber auszudrücken, daß Geiftliche 
in ber hohen Stellung ber Herren Bilchöfe fich zum Organ einer Behaup⸗ 
tung machen konnten, ald ob es in Preußen eine Verläugnung des chriſt⸗ 
Ks Glaubens fei, die Befolgung folcher Geſetze zu verfprechen, welche in 
anderen beutichen und fremden Staaten feit Jahrhunderten und noch om 
von der katholiſchen Geiftlichkeit und ihren Kirchenobern bereittwilligft befolgt 
werden und deren Befolgung dort von katholiſchen Geiftlichen mit Heiligem 
Eide bedingungslos gelobt wird. Nicht minder auffällig und unwahr ift 
die Behauptung, daß die Gejee, gegen welche ſich neuerdings der Ungehor: 
ſam ber Bijchöfe gerade nur in Seuben gerichtet Hat, die Verkündigung 
der göttlichen Wahrheiten unterfagten. Wenn die Herren Bifchöfe anbeuten, 
daß den Geiftlichen anderer Confeſſionen gegenwärtig Gehaltöverbefferungen 
bewilligt würden, welche nicht gleichzeitig den katholiſchen Geiftlichen zu 
Statten kämen, jo hätte ein oberflächlicher Einblid in bie Vorlagen und 
Derhandlungen des Landtages genügt, um die Herren Bifchöfe felbft von dex 
Unwahrheit ihrer Behauptung zu überzeugen. Ebenjo kann den Herren Bi: 
jcaben unmöglich unbelannt fein, daß die Vorlage, deren Nichtvollziehung 

ie unter Anwendung Der ERBE Der Worte über den Inhalt derjelben von Sr. 
Majeftät verlangen, nur mit allerhöchfter Genehmigung an den Landtag ge: 
langen konnte. Die Forderung, da Se. Majeftät berjelben dennoch, nad 
ber Annahme durch den Landtag, die Sanktion verweigern follte, ift um fo 
befremdender, als die Herren Bifchöfe felbft nicht glauben werden, daf bie 
Dotationen, um deren Zurüdhaltung es fich handelte, vom Stante jemals 
en N worden wären, wenn bei der Bewilligung ben Bilchöfen und Geift- 
lichen dag Recht hätte vorbehalten werden follen, je nach päpſtlichem Be: 
wo den — des Staates gehorſam zu ſein oder nicht. 
enn die Eingabe das Einſtellungsgeſetz eine Quelle unſäglicher Trauer und 
riede ſtörender Verwirrung nennt, ſo wollen diejenigen unter den Herren 
iſchöfen, welche im Jahre 1870 vor der Verkündigung ber vaticaniſchen 
Beſchlüſſe derartige Zuſtände als die Folge der letzteren vorauſsſahen und 
mit beredten Worten öffentlich verkündeten, ſich ſelbſt fragen, ob Sie nicht 
vielleicht durch treue und fefte Vertretung ihrer Meberzeugungen unser Vater: 
land vor den Wirren und Friedensſtörungen zu bewahren vermocht hätten, 
x Sie jelbft warnend vorherſagten und bie wir jebt mit Ihnen be 
agen.” 

Die Preſſe erflärt dies Attenftüd in feiner knappen EL für das 
— ale Seitend der Staatsgewalt feit dem Briefe bes Kaiſers 
an ben ; 


— März. (Elfaß-Lothringen.) Das Refultat de dieh- 
jährigen Aushebungsgefchäftes für die Reichslande kommt zwar noch 
nicht der vorgefchriebenen Duote gleich, zeigt jedoch in färnmtlichen 
Gantonen eine bedeutende Steigerung gegen dag Vorjahr. Im Canton 
Chateau⸗Salins 3. B. ftellten fi im Jahr 1874 von 1297 Militär- 
pflichtigen nur 439 Mann, alfo 33,8 Proc., wovon 185, alfo 30,7 
Proc., als tauglich erklärt werden Tonnten. Im laufenden Jahr da= 
gegen erjchienen von 1096 Geftellungspflichtigen 525, alfo 46,9 Proc., 
bon denen 249, alfo 47,4 Proc., als tüchtig erklärt werden konnten. 
Demnad weist die Duantität der Erfchienenen eine Steigerung von 
15,1 Proc., die Qualität derfelben von 16,7 Proc. auf. 
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1. April. Württemberg.) Eine gelegentlich ber Geburts- 
tagsfeier des Fürſten Bismard zahlreich befuchte Verſammlung der 
beutichen Partei in Etuttgart beſchließt einftimmig eine Refolution, 
welche die Leitung des Jugendunterricht® durch Orden und Congre— 
gationen für verwerflich erflärt und zur württembergifchen Regie⸗ 
rung das Bertrauen ausdrädt, daß fie, entfprechend ihrer reichstreuen 
Haltung, den ultramontanen Beftrebungen entgegentreten werde. 


2. April. (Bayern.) II. Kammer: Der Abg. Schleich, inter- 
pellirt die Regierung bez. der beharrlichen, verfafjungswidrigen Nicht- 
beachtung des tgl. Placet Seitens der Bifchöfe und fragt: 

1) Hält es bie Regierung nicht für angezeigt, anftatt den 8 58 ber 
I. Verſaffungsbeilage einfach preiszugeben, denteiben, wenn er nicht mehr 
lebensfähig ift, auf verfaffungamäßigen Wege zu bejeitigen? 2) Wäre ans 
dernfalls nicht wenigftend der Verſuch zu maden, die zur Durchführung oder 
erfehung des 8 58 fehlenden gejehlichen Mittel von einem bayerifchen Land⸗ 
tag beichaffen zu lafſen?“ 5 

5. April. (Deutſches Reich.) Ein aus Wien vom 31. März 
datirter Artikel an der Spite der „Köln. Ztg,”, der, an die über- 
baftige Vermehrung des franzöfifchen Heeres durch das neue Cadre-⸗ 
gefeß anfnüpfend, die Möglichkeit einer Ausſöhnung des Papſtes mit 
Italien und einer Allianz zwiſchen dem Batican, Frankreich, Oeſter⸗ 
reich und Italien erörtert, welche Tatholifche Liga freilich erjt nach 
dem Sturze des Grafen Andrafiy in Oefterreich möglich wäre, an 
der aber von verfchiedenen Eeiten eifrig gearbeitet werde, erregt 
großes Auffehen und entfchiedene Beunruhigung. Sollte die Fort: 
dauer des Friedens wirklich und ernftlich gefährdet fein? 

5. April. (Preußen) Abg.-Haus: Virchow motivirt eine 
Sinterpellation betreffs Einführung der Kreis- und Provincialord- 
nung in Rheinland und Weftfalen, und bemerkt: 

der Minifter möge in ber SInterpellation feine Oppofition erbliden, 
jondern lediglich den Ausdrud des Wunfches, die Intereſſen der weltlichen 
Provinzen nicht zu lange von denen der Öftlichen Provinzen zu trennen. 
Der Minifter des Innern eriiedert, bie Regierung jei fich der Noth- 
iwendigfeit der Ausdehnung der Verwaltungsreformen auf die on Pro⸗ 
vinzen vollkommen bewußt und ſei beſtrebt, dieſer Nothwendigkeit Rechnung 
u tragen. Etwas Anderes ſei jedoch die Frage der Ausführbarkeit, ob es 
ſſer fi allmäplich vorzugehen, oder die ganze Mafie auf einmal vorzulegen, 
auf die Gefahr Hin, daß das Ganze darunter leide. Die Negiernng ftehe auf 
ihrem früheren Standbpunfte. In diejer Seffton werde der behreende Ent: 
wurf nicht mehr vorgelegt werben. Ueber bie VBorlegung in der nächiten 
Seifton fei ein Beichluß der en noch nicht gefaßt und werde erjt 
dann gefaßt werben, wenn ſich überfehen laſſe, wie viele von den auf diefem 
Gebiet vorliegenden Gefeßentwürfen noch in dieſer Selfton erledigt würben. 

Der Finanzminifter Camphauſen conftatirt, daß die Staat3- 
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rechnung für 1874 einen Ueberſchuß von 6,787,459 Thlrn. ergeben 
abe. 
s 5. April. (Bayern) I. Kammer: Der Reichsrath v. Neuffer 
ftellt einen Antrag im Sinne des Echußzollfyftems, dahin gehend: 
„es jei an Se. Maj. den König die Bitte zu richten, anordnen zu 
wollen, daß im Bundesrathe durch allerhöchft deren Commifläre 
Maßnahmen befürwortet werden, die eine Aenderung der biäherigen 
Handelspolitit und vor Allem die entſprechende Revifion unferes 
Zolltarifs herbeizuführen geeignet erjcheinen.” j 

5. April. (Elfaß-Lothringen.) Die Wahlen der Bezirks» 
tage zu dem neuen Landesausſchuß fallen faft durchweg in gemäßig- 
tem Sinne aus. 


6. April. (Deutfches Reich.) In Folge Einſpruchs der Aerzte 
muß der Kaifer den beabfichtigten Beſuch beim König von Italien 
für dieſes Frühjahr doch wieder aufgeben. 

6. April. (Preußen) Abg.-Haus: Dritte Lejung des og. 
Sperrgejeßes der bisherigen Staatszuſchüſſe an die katholiſche Kirche. 
Dazjelbe wird nach den Beichlüffen der zweiten Leſung und mit dem 
Antrag Wehrenpfennig’3 zu Art. 10, wonach die Steuererheber wäh- 
rend ber Dauer der Leiftunggeinftellung Abgaben nicht erheben und 
an die Empfangaberechtigten abführen dürfen, gegen die Stimmen 
der Ultramontanen und vereinzelter Anderer angenommen. 


In der Debatte fteifen fich die Ultramontanen, namentlich Reichen: 
fperger, neuerdings für ihre Oppofition auf die Verfaffung, beſonders auf 
Art. 15 derfelben. Ihnen antwortet Gneift: Wir können es nicht ändern, 
wenn unfere fatholifchen Mitbürger meinen, nicht bloß der Glaube und bie 
Derwaltung der Saframente und die Lehre gehören zu den wefentlichften 
—— ſondern die Regierung der Kirche als das Weſentlichſte des 

laubens anſehen, die außere Ordnung und Verwaltung der Ehe, der Kinder: 
erziehung, des gejammten Unterrichtsweſens, eines bedeutenden Theile der 
Armengefebgebung, aller Theile des bürgerlichen Lebend, bie eine unmittelbar 
fittliche Seite barbieten. Nun frage ich: wie ift es unſeren katholiſchen Mit: 
bürgern möglich, in einem Stante zu wohnen und zu Ieben mit dem vollen 
Gefühle der Unterthanenſchaft? Sie haben mit dem größten Gefühle deffen, 
was heute der Staat als feine Eulturaufgabe und —* Rechtsaufgabe im 
Deih bat, die doppelte Regierung des Staates und der vömifchen Kirche, 
und es ift eine ber platteften und gebantenlofeften Phrajen, wenn von der 
Kanzel herunter gefagt wirb: „Gebet bem Kaiſer, was des Kaiſers ift, und 
Gott, was Gottes ift”, deun das, was Sie grundſätzlich zu Gottes Regiment 
—— iſt ga zu drei Vierteln Staatsregiment und — innerhalb der 
tmäßig übertommenen Regierungsgewalt des Staates. nn in ſolcher 
Encpelica ſteht: Sie follen zum Gehorſam der göttlichen Gebote verpflichtet 
fein, fo zeit das: es ala Pflicht jedes Katholiken Hinftellen, auf bem genen 
Gebiete der —— Culturaufgaben des Staates dem unbedingten Gebote 
des Papſtes zu folgen und dem weltlichen Gebote maſſenhaften Widerſtand 
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u leiften. Wie iſt es möglich, in folchem Gonflitte ala patriotischer und 
opaler Bürger feines Staates zu leben?! Bon der Möglichkeit des Unter: 
ſchiedes der Loyalität zwiſchen römiſch-katholiſchen und evangelifchen Unters 
thanen unferes Königreiches hat man big vor einem Menjchenalter feine Ad: 
nung gehabt. Selbit unter Innocenz IIL haben bie einzelnen Staaten jo 
ewaltig berechtigte Eigenthümlichkeiten behalten, dab jelbft unter ihm Ver⸗ 
ebungen der Inlegrität der römischen Kirche in nicht minderem Maße vor: 
nden waren, ala fie angeblich in den Maigeſetzen Liegen. Seit dem 16. 
hrhundert haben fi nun bie deutichen Geſetzgebungen diefer Gebiete bes 
mädhtigt, namentlich die preußifche, tweldhe dag Gewiſſen der Katholiken nie 
mals drüden will, da fie fich auf die Ordnung der äußeren Verhältniffe der 
Confeifionen beichräntt. Der Staat würde thöricht verfahren, wollte ex vers 
ſuchen, Glaubenslehren zu befämpfen- und etiva Katholiken zu zwingen, eine 
geichiedene Ehefrau zu heirathen. Die neue ultramontane Theorie denkt fich 
da3 Verhältniß Roms zu Deutichland wie da8 des beutjchen Reichs zu den 
einzelnen Staaten. Das alte Verhältniß der Latholifchen Unterthanen in 
Preußen kehrt fich damit um. Früher ſprach man von Gehorſam gegen Die 
firchlichen Gebote und von dem aufrichtigen Tatholiichen Glauben unter dem 
unbedingten Vorbehalt bes Gehorſams gegen die Geſetze; jebt ſpricht man 
von unbedingtem Gehorfam gegen bie Geſetze, von ber vollen Unterthanens 
treue, aber mit dem Vorbehalt der Oberenticheidung des Papſtes. Damit 
wird mehr ala die Hälfte unferer ganzen Geſetzgebung unter dad Placet des 
il. Vaters geſtellt. Mit demſelben Recht wie die 20 “ der Maigeſetze lönnen 
0, ja 2000 Artikel unferer wie ber Geſetze aller anderen Länder als in Wi: 
dberipruch mit dem jus canonicum ftehend erklärt werden. Das ganze Syitem 
bat für alle Dinge ein Ja und ein Nein; es ift bamit, wie wenn man jagt, 
es fei gelogen, daß die Jeſuiten den Satz aufgeftelt haben: „der Zweck bei: 
ligt die Mittel”. Und warum gelogen? Weil der Jeſuit Bufenbaum Lutei- 
niſch gefchrieben Hat. (Große Heiterkeit.) In jüngiter Zeit hat fich die rö⸗ 
mijche GSurialgewalt noch in einer Weife erweitert, wie fie ſelbſt 
im Mittelalter gänzlich unbelannt geweſen ift, und fie concen» 
trirt alle ihre Mittel gerabe gegen Deutjchland. Alle revolutio: 
nären Gährungen werden ſyſtematiſch ek dad Vereinsrecht ausgenützt, 
die Preßfreieit mißbraucht, allein für die Herrichaft bes Clerus. Es mer: 
den mit Dorliebe Tragen herausgegriffen, welche das Gemüth bes gemeinen 
Mannes aufzuregen geeignet find. Man fagt 3. B.: der Papft ift abgelekt; 
denu das sch eftimmt, daß bie Disciplinarurtheile nur don deutſchen Be: 
hörden geiprochen werden. Man fünt dann noch hinzu: das ift eine Erfin⸗ 
dung ber Freimaurer, obwohl Karl V. bereit? eine folche Verordnung er: 
laſſen Hat und auch bus Landrecht ſolche Beftimmungen enthält, und zwar 
in noch viel —— Geſtalt, als die Maigeſetze. Das beſcheidene Ein: 
ſpruchsrecht, das die Deaigejeßt fi) vorbehalten haben, wird zebnfach über: 
boten durch das unbebingte Veftätigungsrecht des Königs von Bayern und 
durch das umbebingte Widerjpruchsrecht, das andere fübdentiche Regierungen 
haben. In Preußen gilt Achnliches ala eine Verlegung der fatd. Kirche. 
Es gibt für die ultramontane Richtung nur einen bitter ges 
haften Feind, das ift der preußifche Staat, der einzige, der ſich 
gu ben ultramontanen Beftrebungen abjolut und unverjöhn: 
ich im Gegenfaß befindet, weileraufbdergrundfäßlidhen had 
beredtigung der Bekenntniſſe bajirt. Sollte ſich irgendeine Macht 
nden, bie und notorifch feindlich gefinnt ıft, die eiferfüchtig zu machen wäre, 
o können wir verfidert jein, fie im engiten Bündnip mit der Gurie zu 
nden; bei biefer Macht wäre dafür alles erlaubt, was bei ung Gottlofigkeit 
. und Verlegung der Glaubensrechte ber Katholiken if. Nun bitte ich Sie, 
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fich vorzuftellen, mit welcher Geſchwindigkeit man einft aus dem Anfang bes 
Streits? mit ben Erzbiichöfen von Köln und Pofen bis zur Gonferenz in 
Fulda gelommen ift. Der gerechtefte aller Könige Preußens, Friedrich Wil- 
helm III., erjchredt über die plößliche Auflündigung des Gehorſams, ſah fich 
veranlaft, zivei Erzbiichöfe auf die Feftung zu Ichiden um geringfügiger 
Dinge willen im Vergleiche zu den heutigen Schritten der Bilchöfe, wegen 
wirklicher Bagatellen, verglichen mit dem unabjehbaren Maßſtabe bed Eons 
flitts, den die Nifchöfe in Fulda in feierlicher Weile conftatirt und profla: 
mirt haben. Was damals? dom König als ein Attentat gegen die Würde 
feiner Krone angejehen wurde, wird heute auf offenem Markte gepredigt. 
Dee führt jeder Dorfpaftor eine Sprache gegen den König mit der deutichen 
one auf dem Kaiſerkaupt und feine Gelehe, wie fie vor einem Menſchen⸗ 
alter fein Papft oder Nuntins gegen einen deutichen Kleinfürften zu führen 
wagte. Unter ſolchen Umftänden darf man nicht Plaidoyers führen, die 
lediglich darauf hinauslaufen: der Kirche fei ihr Beſitzſtand garantirt. Diele 
Garantien find, als fie gegeben wurden, als abfoluter Schuß gegen Verwal: 
tungswillfür, nicht aber ala Schranke für die Geſetzgebung über Strafrecht 
und die Sicherheitägejehgebung des Staates verjtanden worden. Souft wäre 
der Staat im Kampfe gegen die Kirche wehrlos. Wenn Sie mir num fagen, 
bieß ſei ein Widerſpruch gegen den Wortlaut der Verfafiung, jo babe ic 
nur der Kürze wegen zu jagen: daß die in dem Kriegszuſtand erlaubte un 
für den Staat nothmwendige Mafregeln find, da er andere nicht Yat. Sie 
nd ein Alt des Strafrecht3 bem materiellen Inhalte nad, und der Staat, 
er überhaupt an Perfon und Vermögen Strafen Hat, hat auch das Recht, 
in feiner Sicherheitögefeßgebung Präventivmaßtegeln zur Schwädung eines 
boranzfichtlichen Gegners in einem offenen Streite zu verfügen. Wenn ich 
das Bild von dem Kriegszuſtand gebrauche, fo ufurpire ich nicht? Unerlaubtes. 
Aus ber fleinen Zoga des Heren, der mit gegenüber fit (Windthorſt), ift 
wiederholt dieſer Kriegazuftand angeboten worden. Und wenn man einen 
Staat durch Attafen dieler Art, durch eine Methode des Angriffe, durch die 
man jeden Punkt einer legitimen — angreifen kann, in den Kriegs⸗ 
und Belagerungsſtand verſetzt, dann kann man nicht nachher rückſtändige 
Schuldklagen eintreiben. Sie zwingen den Staat zu ſolchem —— 
denn der Staat kann mit Gewifſen und Geiſtern nicht Tämpfen. Daß da 
auch Unichuldige getroffen werden, ift unvermeidlich. Hier ift aber dieß jeLbfi 
nicht einmal der Yall, fondern dag Geſetz verpflichtet fich gegen die einfache 
ärung bed Gehorſams zur unumſchraͤnkten Fortzahlung des biaher Ge⸗ 
gebenen. Und wenn einer der HH. Redner dieſen Anſpruch des Staates auf 
eine ſolche Erflärung eine Prämie für die Untreue eines Geiſtlichen gegen 
feinen oberften Souverän nennt, dann ift das der Ultramontanismus in Der 
oberften Potenz, der doch noch nicht felbft weiß, daß er ultramontan ift. 
(Beifall links; Zifchen im Gentrum.) Bor Schluß der Generalbebatte erflärt 
Virchow, dab und warum auch die Fortichrittäpartei dem Geſetz zuftimme. 


8. April. ((Deutfches Rei.) Auch die für halb officiös 
geltende Berliner „Poſt“ veröffentlicht einen Artikel: „St der Krieg 
in Sicht?”, der wejentlic) mit dem Artikel der Köln. Ztg. vom 5. 
d. M. übereinftimmt. Die allgemeine Unruhe über die fcheinbare 
Gefahr für die Yortdauer des Friedens erhält dadurch neue Nahrung. 

8.—10. April. (Preußen) Abg.Haus: Zweite Leſung der 
Vorlage bez. Provincialordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen. 
Diejelbe wird weſentlich nach den Anträgen der Commiffion erledigt. 


r 
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8. Amil. (Heffen.) I. Kammer: nimmt die Kirchengefehe 
nach den Beichlüffen der I. Kammer nunmehr doch an. 


Die drei wichtigften derſelben lauten: I. Geſetz die rechtliche Stel: 
lung ber Kirchen: und Religionsgemeinſchaften im Staate be: 
treffend: Art. 1. Der evangelifchen und der katholiſchen Kirche iſt das Recht 
Öffentlicher Eorporationen mit dem Rechte der öffentlichen Gottesverehrung 
— Art 2. Den übrigen bereits beſtehenden, ſo wie den ſich bil⸗ 

nden neuen Religionsgemeinſchaften fteht ebenfalls dag Recht der öffentli⸗ 
chen Gottesverehrung zu. Corporationsrechte follen denjelben, infofern fie 
ſolche noch nicht befiken, auf den Nachweis der entiprechenden Erforbernifie 
verliehen werben. Art. 3. Tie Bildung neuer Religionsgemeinfchaften iſt 
eftattet. Ihre Berfaffung und ihr Belenntniß darf den Staatsgeſetzen und 
Sittlichkeit nicht twiderfprechen und nicht zum Vorwande dienen, Andere 
in ihren politifchen, bürgerlichen oder religiöſen Nechten zu beinträchtigen. 
Art. 4. Dieevangelifche und die katholiſche Kirche, jo wie jede andere Religionss 
gemeinjchaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten felbitjtändig, bleibt 
aber den Staatsgeſetzen und der Oberaufficht des Staates reg Ins⸗ 
beſondere kann keine Kirche oder Religionsgemeinſchaft aus ihrer Verfaſſung 
oder ihren Verordnungen Befugnifſe ableiten, welche mit der Hoheit bes 
Staates oder mit den Staatsgefegen in Wideripruch ftehen. In ihren bürger: 
lien und ftaatöbürgerlichen Beziehungen bleiben die Diener und Anftalten 
der Kirchen und Religionsgemeinichaften den Staat3gelegen unterworfen. In 
Beziehung auf die Verwaltung des Vermögens der Kirchen⸗ und Religions: 
gemeinfchaften bleiben bis zu andermeitiger Regelung bie beflehenden Beſtim⸗ 
mungen in Kraft. Die Zuläffigfeit der gerichtlichen Verfolgung kirchlicher 
Beamten ift nicht von der Zuftimmung einer kirchlichen oder einer Verwal: 
tungsbehörbe abhängig. Deffentliche Wege und Pläge können zu Kicchlichen 
und religidfen fyeierlichkeiten nur mit Zuſtimmung dev Obrigfeit benutzt 
werden. Art. 5. Alle Eirchlicden Verordnungen müflen gleichzeitig mit der 
Bertündigung ber Staatäregierung mitgetheilt werden. Steine Verordnung 
der Kirchen: oder Religionagemeinichaften kann in Beziehung auf bürgerliche 
oder ſtaatsbürgerliche Verhältnifie En Geltung in Anfpruch nehmen 
oder in Bollzug gelebt werden, bevor fie die Genehmigung des Stantes er: 
ten hat. Art. 40 der Berfaffungs-Ilrkunde, fo wie die auf die Staats⸗ 
genehmigung (das Placet) fich beziehenden Beitimmungen der V. D. O. vom 
30. Jan. 1830 und 1. März 1853, die Ausübung des oberhobeitlichen Schub: 
und Auffichtsrechts über die Latholiiche Kirche betreffend, find aufgehoben. 
Art. 6. Gegenwärtiges Gejek tritt jofort nach der Verkündigung durch das 
Regierungsblatt in Kraft. 

I. Gefeß die religiöfen Orben und ordensähnlichen Eon: 
gregationen betreffend. Art. 1. Neue Niederlaffungen oder Anftalten 
bon religiöfen Orben oder — Congregationen werben im Groß⸗ 
herzogthum nicht zugelaſſen. Die beſtehenden Mederlafſungen oder Anſtalten 
dieler rt dürfen neue Mitglieder nicht aufnehmen. Art. 2. Abweichend von 
ber Borjchrift in dem zweiten Abfat des Art. 1 kann ben bermalen beftehen: 
den weiblichen veligidfen Orben oder orbensähnlichen Songregationen, welche 
fih ausſchließlich dem Unterricht widmen und PBrivatunterricht3:Anftalten 
„durch unter Minifterium des Innern geftattet werben, neue Mitglieder 
injoweit aufzunehmen, als dieß zur Erhaltung ber Lehrkräfte dieſer Privat: 
unterrichtö-Anftalten in ihrer jetzigen Zahl ertorberlich ift. Art. 3. Den im 
Großherzogthum beftchenden religiöfen Orden und ordensähnlichen Congre⸗ 

ationen, welche fich ausfchlieglich der Krankenpflege wibmen, fann nicht bloß 
te Aufnahme neuer Mitglieder, ſondern auch, wenn bie vorhandenen bürger- 
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lien Anftalten und Einrichtungen den Bedürfnifien des Krankendienſtes 
nicht genügen, die Errichtung neuer Niederlaffungen von unferem Minifterium 
bes Innern geftattet werden. Art. 4. Die beftehenden Niederlafiungen oder 
Anftalten von religidfen Orden und ordenzähnlichen Congregationen jtehen 
unter Aufficht bes Staates. Die näheren Beftimmungen über die Ausübung 
ber Staatsaufficht werden von dem Minifterium des Innern erlafien. Aus 
Gründen des öffentlichen Wohls oder wegen Ungehorſams gegen die Bor: 
fchriften bes Gejebes oder gegen die zur Ausführung desſelben ergangenen 
Anordnungen der Behörden können auch bereit? beftehende Niederlafiungen 
ober Anftalten von religiöfen Orden oder ordensähnlichen Congregationen 
auf Antrag -ded Minifteriums des Innern — Beſchluß des Geſammt⸗ 
Miniſteriums aufgelöſt und geſchloſſen werden. Art. 5. So weit das vor⸗ 
liegende Geſetz davon ausgeht, daß der dermalen vorhandene Zuftand beſtehen 
bleiben ſoll, iſt für die der einichlägigen Tragen über den Ber 
ftand der Anftalten der 1. Oft. 1874 maßgebend. Art. 6. Gegenivärtiges 
Geſetz tritt ſofort nach feiner Verkündigung durch das Regierungsblatt in 
Kraft. Zugleich) verlieren alle von bemjelben abweichenden, bisher gelten: 
den Beitimmungen ihre Wirkfamteit. 

TI. Geſetz betreffend Mißbrauch der geiftliden Amtsge— 
walt. Ar. 1. Beichtverden über Mißbrauch der geiftlichen Amtsgewalt 
fönnen jederzeit bei Uns oder bei Unſeren Verwaltungsbehörden angebracht 
werden. Ericheint eine Beſchwerde nach ftattgehabter Ermittelung des Sad 
derhaltes begründet, worüber Unfer Geſammt-Miniſterium auf Antrag des 
Minifteriums des Innern zu enticheiden hat, jo wird zur Abftellung ber: 
felben da3 Erforderliche im Verwaltungswege angeordnet, wegen etivaiger 
Beitrafung bes geichehenen Amtsmißbrauchs aber die Sache dem zuftändigen 
Gericht übergeben. Gegen einen Mißbrauch geiftlicher Amtsgewalt können 
Unjere Behö auch von Amt? wegen einfchreiten, ſobald eın öffentliches 
Sintereffe dieß erheiſcht. Art. 2. Ein Mißbrauch der geiftlichen Amtsgewalt 
liegt insbejondere dann dor, wenn bie nachfolgenden Beſtimmungen über Die 
Gränzen des Strafrecht? der Kirchen: und Religionsgemeinſchaften verlegt 
werden. Art. 3. Keine Kirche oder Religionsgemeinſchaft ift — abgejehen 
don den nad) Act. 5—8 zuläffigen Disciplinarftrafen — befugt, andere Straf: 
oder Zuchtmittel anzudrohen, zu verhängen oder zu verfünden, ala folche, 
welche dem rein religiöfen Gebiete angehören oder die Entziehung eines inner: 
halb der Kirche oder Religionsgemeinſchaft wirkenden Rechte oder die Aus: 
ihließung aus der Kirche oder re ae betreffen. Art 4. Die 
Derhängung der nach Art. 3 zuläffigen Straf: und Zuchtmittel darf nicht 
öffentlich befannt gemacht werden. Eine auf die Gemeindeglieder beichräntte 
Mittheilung ift nicht außgefchlofien. Die Vollziehung oder Verkündigung 
derartiger Straf: oder Zuctmittel darf auch nicht in einer beſchimpfenden 
Meife erfolgen. Art. 5. Die kirchliche Disciplinargewalt über Aa ee 
darf nur von beutichen Tirchlichen Behörden ausgeübt werben. Kirchliche 
Dizciplinarftrafen, nr egen die Freiheit oder dag Vermögen gerichtet 
find, dürfen nur na — des Beſchuldigten verhängt werden. Der 
Entfernung aus dem Amt (Entlafjung, Verfegung, Suspenfion, unfreiwillige 
Emeritirung zc.) muß ein geordneted procefjunlifches Verfahren vorausgehen. 
In allen diefen Fällen ift bie a an fchriftlich unter Angabe der Gründe 
zu erlaffen. Art. 6. Die körperliche Züchtigung ift ala kirchliche Disciplinar- 
ſtrafe oder Zuchtmittel unzuläſſig. Disciplinarſtrafen an Gelb bürfen ben 
Betrag von 90 Mark, oder, wenn das einmonatliche Amts-Eintommen höher 
ift, den Betrag bes letzteren nicht überfteigen. Eine auf Freiheits-⸗Entziehung 
——— Disciplinarſtrafe darf nur in der Verweiſung in eine geiſtliche 

trafanſtalt beſtehen. Die Verweiſung darf die Dauer von drei Monaten 
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nicht überfteigen und die Bollftredung twider den Willen des Betroffenen 
weder begonnen noch fortgejeßt werden. Die Verweiſung in eine außerdeutiche 
Strafanftalt ift unzuläffig. Art. 7. Geiſtliche Strafanftalten, welche im Groß: 
rzogthum errichtet find oder werden, find der Staatzaufficht unterworfen. 
hre Hausordnung ift Unſerem Minifterium des Innern zur Genehmigung 
einzureichen. Das Minifterium bes Innern ift befugt, Bifitationen der geift: 
lichen Strafanftalten anzuordnen und von ihren Einrichtungen Kenntniß zu 
nehmen. Von der el eines Kirchendieners hat der Vorſteher der An- 
ftalt binnen 24 Stunden der zufiändigen Polizeibehörde Anzeige zu machen. 
Im Falle Kr Ungehorſams gegenüber den Vorjchriften der Art. 7 
und 3 kann die Schließung der Anftalt durch das großh. Minifterium bes 
Innern verfügt werden. Art. 8. Don jeder kirchlichen Disciplinarenticheidung, 
welche auf eine Gelbftrafe von mehr ala 60 Mark, auf Verweifung in eine 
geiftliche en für mehr ald 14 Tage oder Entfernung aus dem Amte 
lautet, ift Unferem Minifterium des Innern, gleichzeitig mit der Zuftellung 
an ben Betroffenen, Anzeige zu machen. Die Anzeige muß die Entſcheidungs⸗ 
gründe enthalten. Art. 9. Die nach Art. 3 bis 8 zuläffigen Straf: und 
Zuchtmittel dürfen nicht angebroht, verhängt, verkündet oder vollzogen werben : 
1) wegen Vornahme einer Handlung, zu welcher die Staatsgeſetze oder bie 
von ber Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigkeit erlaffenen Anordnungen ver 
pflichten,; 2) wegen Unterlafiung einer Handlung, welche die Staatägefe 
oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigkeit exlafienen Anord⸗ 
nungen verbieten; 3) wegen Ausübung oder Nichtausübung Öffentlicher Stimm: 
rechte; 4) wegen einer Veſchwerde über Mißbrauch der geiftlicden Amtagewalt; 
5) um einen Beamten zur Bornahme oder Unterlaffung einer Amtshandlung 
zu beflimmen. Art. 10. Eine von ber oberen kirchlichen Behörde im Dis- 
eiplinarivege oder jonft wider den Willen des Betheiligten verfügte Entfernung 
aus dem kirchlichen Amte (Entlafjung, Berfegung, Suspenfion, unfreiwillige 
Emeritirung 2c.) bewirkt den Berluft des mit der Stelle verbundenen Amts⸗ 
eintommens nur unter der Bedingung, daß Unfer Minifterium des Innern 
nad Prüfung der von ber oberen kirchlichen Behörbe vorzulegenden Akten 
anerkennt: daß 1) das nach Art. 5 erforderliche proceſſualiſche Verfahren 
Statt gefunden hat, und 2) die getroffene Maßregel weder Gelee des Staates 
noch allgemeine Rechtögrundfäße verlegt. Art. 11. Kein Geiftlicher darf öffent: 
liche Borträge in einer Stiche oder in einem anderen, zu religiöjen Verſamm⸗ 
lungen beftimmten Orte dazu anwenden, um aus Anlaß öffentlicher, nicht 
rein kirchlicher Wahlen auf die Wahlberechtigten in einer bejtimmten — 
richtung einzuwirken. Art. 12. Geiſtliche, Diener, Beamte oder Beauftragte 
einer Kirche oder Religionsgemeinſchaft, welche den zur Abſtellung einer Be⸗ 
ſchwerde über kirchlichen Amtsmißbrauch, oder den ſonſtigen, in Bezug auf 
ihr Amt oder ihre geiſtlichen Amtsverrichtungen von Unſeren Behoͤrden inner⸗ 
Halb ihrer Zuſtändigkeit getroffenen Anordnungen nicht Folge leiſten oder 
den Borfchriften in Art. 3—9 und 11 dieſes Geſetzes zumider handeln, werden 
mit Geldfirafen bis zu 600 Mark, oder mit Sa oder mit Gelängnip big 
zu einem Jahre und is Wieberholungsfällen mit Geldftrafen bis zu 1500 
Markt oder mit Gefängniß biß zu zwei Jahren beftraft. Zuwiderhandlungen 
gegen die Vorfchriften des Art. > des Geſetzes betr. die rechtliche Stellung der 
Kirchen und Neligionagemeinichaften im Staate werden in gleicher Weife 
beftrajt. Art. 13. Kirchendiener, welche die auf ihr Amt oder ihre geiftlichen 
Amtsverrichtungen bezüglichen Vorſchriften der Staatsgeſetze ober die in biejer 
Hinfiht von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigleit getroffenen Anord⸗ 
nungen jo ſchwer verlegen, daß ihr Berbleiben im Amte mit der öffentlichen 
Ordnung unverträglich erfcheint, können auf Antrag der Staatsbehörde durch 
Urtheil des Gerichtshofs für Firchliche Angelegenheiten (Art. 23) aus ihrem 
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Amte entlaffen werden. Eine ſolche Verlegung Liegt inabefondere dann vor, 
wenn neben einer wiederholten, mit Wiffen und Willen begangenen Ber: 
letzung der Borichriften der Staatögefeße oder der in deren Vollzug inner 
Ib ihrer Zuftändigleit getroffenen Anordnungen der Obrigkeit aus dem 
halten des Beichuldigten hervorgeht, dab er im Falle des Verbleibenz 
im Amte fein den Staatögejegen und obrigfeitlicden Anordnungen zus . 
widerlaufendes Verfahren fortzufegen gewillt fei. Eben jo können Kirchen: 
diener, welche in Ausübung ihres Ant? zum Ungehorfam gegen die Staat3» 
ejeße ober gegen von ber Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigkeit getroffene 
Anordnun en auffordern, auf Antrag der Staat3behörde durch Urtheil des 
Gerichtshofs für kirchliche Angelegenteiten aus ihrem Amte entlaffen werden. 
Art. 14. Die Beichlußfaffung darüber, ob der Antrag auf Entlaffung bei 
Gericht geftellt werden foll, fteht Unferem Gefammt:Minifterium zu: Art. 15. 
An dem von Unferem Minifterium de3 Innern zu ftellenden er find 
bie Thatfachen, auf welche er fich ftüht, möglichft genau anzugeben. Art. 16 
und 17 handeln von der Borunterfuchung und ihren Folgen. Art. 18—22 
von dem Verfahren vor dem Gerichtshofe für Firchliche Angelegenheiten und 
armoniren der Hauptiache nach mit der preußifchen Gejehgebung. Art. 23 
ft dagegen, abweichend von diejer Geſetzgebung, das „oberfte Landesgericht“ 
ala „Gerichtshof für Eirchliche Angelegenheiten” zur Enticheidung über Amts⸗ 
entlaffungen der Geiftlichen, welches feine Erfenntnifie in Gegenivart bon 
wenigftens >/s feiner Mitglieder erläßt. Art. 24 regulirt namentlid das 
Rechtzmittel des Einſpruchs für den Fall unverjchuldeter Verhinderung am 
Erſcheinen im Berhandlungstermine. 


9. April. Bayern.) II. Kammer: Der Abg. Schleich ftellt 
den Antrag, zu beſchließen: 

„e3 ſei der Egl. Staatsregierung der Wunfch auszuſprechen, fie möge 
die Genehmigung zu mehr oder minder Öffentliden Sammlungen (Peters: 
Deus u. dgl.) in Zukunft nur dann ertheilen, wenn über die wirkliche 
Anftrebung und Erreichung ihres Zweckes auch eine Controle geübt und 
überhaupt der Abſchluß einer joldden Sammlung in einer abjehbaren Zeit 
erhofft werden kann.“ 

Die Commilfion der Kammer für da8 von der Regierung ihr 
vorgelegte neue Landtagswahlgeſetz kann fich über die Tünftige Wahl: 
freigeintheilung nicht einigen und lehnt daher mit 7 gegen 6 Stim= 
men die ganze Vorlage ab. Die Regierung zieht dieſelbe zurück, 
ohne einen Entjcheid der Kammer felbft gbzumarten. 


10. April. (Deutſches Reich.) Die geſammte deutfche Brefle 
beichäftigt fich mit der ernjten Lage für die Fortdauer bes Friedens- 
zuſtandes. Das Unterbleiben ber Kaiferreife nach Stalien, franzö- 
ſiſche Rüftungen, Anzeichen einer fterreich - italienisch = Frangöfifchen 
Coalition, alles Dieß erweckt Bejorgniffe. Unverfennbar läßt die 
Regierung alle ihr in der Preſſe zu Gebote jtehenden Stimmen in 
einer nicht? weniger als optimiftiichen Richtung fi) verlautbaren. 
Ein fremdartiges, nicht durch die Sache ſelbſt bedingtes Antereffe zu 
diefen Kundgebungen ift nicht abzujehen. 
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10. April. (Bayern.) U. Kammer: Antwort des Minifters 

v. Lutz auf die AInterpellation Schleich vom 3. d. Mts. Derfelbe 

ſpricht fi) gegen ein Fallenlaſſen des Placet? und der Art. 58 und 

59 der zweiten Berfafjungsbeilage aus: biejelben bildeten doch noch 
manden Schuß gegen die Webergriffe der Hierarchie. 

Bei Aufhebung derjelben würden die bayeriichen Alfkatholilen in 

gana andere unerwünſchte Stellung kommen; freilich wäre e8 gut, das ganze 

taatskirchenrecht einer Revifion zu unterftellen. Eine dießfällige Vorlage 


lönnte aber nur bei einer die Annahme derjelben ſichernden Zuſammenſetzung 
der Kammer erfolgen. (Heiterfeit.) 


Die Kammer genehmigt mit 119 gegen 29 Stimmen ben An» 
lauf der Djtbahnen durch den Staat. 

11. April. (Preußen) Abg.-Haus: Die Regierung bringt 
einen Gejehegentiwurf ein, der in einem einzigen 8 die Aufhebung 
der Art. 15, 16 und 18 der preußifchen Verfaſſung augjpricht, mit 
dem Zuſatze, daß die Verhältnifie der verjchiedenen Kirchen fortan 


lediglich durch dag Geſetz geregelt werden follten. 


Die betreffenden Artikel lauten: Art. 15. Die evangelifche und römifch: 
katholiſche Kirche wie jede andere Religionsgenoffenichaft ordnet und verwaltet 
ihre Angelegenheiten (eLbftftändig, bleibt aber den Staatsgefeßen und Der ges 
jeglich geordneten Aufficht des Staates unterworfen. Mit der gleichen Map: 

abe bleibt jede Religionagenofjenichaft im Si und Genuß der für ihre 
ultus-, Unterrichts: und Wohlthätigkeitszwecke beftimmten Anftalten, Stif: 
tungen und Fonds. Art. 16. Der Berlehr der Religionzgejellichaften mit 
ihren Oberen ift ungehindert. Die Bekanntmachung lie Anordnungen 
ift nur denjenigen Beichränfungen untertoorfen, welchen alle übrigen Ber: 
Öffentlichungen unterliegen. Art. 18 erklärt das Ernennungs:, Vorſchlags⸗, 
Wahl: und Beitätigungsrecht ded Staates bei Bejekung kirchlicher Stellen, 
wo e3 nicht auf dem Patronate beruht, für aufgehoben, unterwirft aber die 
Beſetzung kirchlicher Stellen den Modalitäten der Gejege. 

Nah dieſem Entwurfe hört die römiſch-katholiſche wie jede andere 
Religiong-Genofienichaft auf, ihre Angelegenheiten jelbjtftändig zu ordnen 
und zu verwalten; der Verkehr mit den ——— Obern iſt unterſagt und 
der Staat vindiciri ſich das Ernennungs⸗ und Wahlrecht bei Beſetzung kirch— 
licher Stellen. u fällt diefe Maßregel auch auf die evangelif 
Kirche zurüd, aber die Motive des Entwurfes unterlaffen es nicht, zu vers 
fihern, daß gegen andere Religionskörper Leinerlei Abwehrmaßnahmen nöthig 
oder im Werte feien. 

Die der Vorlage beigegebenen Motive lauten: „Seitden in neuerer 
Zeit begonnen werben mußte, durch die Geſetzgebung des Staates die noth: 
wendigen Sränzen zwiſchen dieſem und der Kirche zu regeln, um dadurch 
ein feftes, für jedes der beiden Gebiete geregeltes Verhältniß Herzuftellen, Hat 
die Staat8regierung ftet® und immer von Neuem bie Erfahrung gemacht, 
dat ihren Schritten der Einwand entgegengefekt wurde, Diejelben verjtießen 
gegen diejenigen Beftimmungen ber Verfaſſungs-Urkunde, welche den Reli⸗ 
gionsgeſellſchaften die jelbftftändige Verwaltung ihrer Angelegenheiten zuge 
twiefen haben. Als ſich im Jahre 1873 die Geiehaebung zum erjtenmale dem 
bezeichneten Gebiete zumenbdete, war dies erklärlich. Denn damals beftand 
ber Art. XIV der Verfaſſungs-Urkunde noch in feiner urjprünglichen Faſſung, 
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die verichiedener engener und weiterer Auslegung Raum gs, und hatte lange 
Zeit durch das ſelbſtthätige Eingreifen der katholiſchen Bilchöfe und die Zu: 
lafjung der Organe des Staates eine über feinen wahren Sinn hinaus 
gehende Anwendung erhalten. Zielen wahren Sinn Elarzuftellen, war die 
Aufgabe des Geſetzes vom 5. April 1873; es follte zum allgemeinen und 
Haren Bewußtſein gebracht werden, daß auch eine jelbitftändige Bejorgung 
ber Tirchlichen Angelegenheiten dem Hoheitsrechte des Staates, feiner Geſetz⸗ 
ebung und Aufficht unterliege. Tennocd wird jener Einwand weiter und 
bis in die neueften Tage gegen jede kirchenpolitiſche Geſetzesvorlage erhoben. 
Fort und fort jowohl in den Häufern des Landtages, ala in Organen ber 
Preſſe gegen die Verfaſſungsmäßigkeit der Maßregeln wiederholt, wiegt er 
um To —— als er Be in die-Bevölferung trägt, 
die gejeßgebenden Faktoren und die Staatsregierung eines verfajjung?: 
widrigen Verhaltens verdächtigt und die Geſetze, noch ehe fie ver: 
fündet werden, ala folche bezeichnet, denen mit Recht Widerftand geleiftet 
werden dürfe. Ein ſolcher Zuftand fann in feinem Staate ertra- 
gen werben, namentlich in einer Zeit jo ernſter Bewegungen, wie die ge: 
enwärtige; unabweisbare Pflicht ift es, denſelben entichieden, kräftig und 
o fchleunig ala möglich zu bejeitigen. Dies Tann nur gelingen, wenn das 
Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche nicht ferner duch allge: 
meine, der Mißdeutung fähige Säße, fondern Lediglich Mh eins 
gehende a geregelt wird, aljo eine Aenderung der Verfaffungs⸗ 
Urkunde erfolgt. Vor einer folcden darf um jo weniger zurüdgejchredt wer⸗ 
ben, ala die Gefebgebung freier Bahn bedarf, um den Staat unter allen 
Umftänden zu fichern gegen den feine —— mißachtenden und an⸗ 
greifenden und damit ihn ſelbſt gefährdenden, von Rom geleiteten Clerus. 
Deßhalb wird die her ka des Art. XV der Verfafſungs-Urkunde vorge: 
ſchlagen. Die auf diefem Wege für die Geſetzgebung geivonnene Freiheit joll 
zur Abwehr jener Angriffe dienen. Anderen Be ſchaften, 
insbeſondere der evangeliſchen Kirche gegenüber ae es jol: 
her Abwehr nicht. So weit die eigene Ordnung ihrer Angelegenheiten 
geſetzlich bereits geregelt ift, wird es dabei bewenden; jo weit dies nicht der Yall 
ift, wird die Geſetzgebung diejenige Sicherheit ſchaffen, welche Eorporationen 
ebührt, die der Rechtsordnung des Staates fi unterwerfen. Die Auf: 
eur bes Art. XVI findet ihre Rechtfertigung darin, daß dad Vertrauen, 
unter dem den Religionggefellfchaften der Verkehr mit ihren Oberen 
ungehindert freigegeben und die — kirchlicher Anordnungen 
nur ſolchen Beſ ug unterivorfen worden ift, welchen alle übrigen 
en Lungen unterliegen, namentlich in den lebten Zeiten ſchwer ges 
täufcht worden iſt. Es braucht nur an die Encyclica des Papftes an den 
preußifchen Epißcopat vom 5. Februar d3. Is. erinnert zu werden, um Die 
NotHivendigkeit darzuthun, daß das Mebermaß freier Bewegung, welches der 
gedachte Artikel gewährt, in Gränzen zurüdgeführt werden muß, welche mit 
dem Staatswohl verträglich find. Die Beitimmung des Art. XVIL 
enthält die Entwidlung des im Art. XV niebergelegten Gedankens für einen 
einzelnen Fall; die Aufhebung des Art. XV führt daher in logifcher Con⸗ 
fequenz auch zur Aufhebung des Art. XVIO. Ueberdies wird ohne biejelbe 
es nicht dahin fommen, daß überall einflußreiche kirchliche Stellen von Mäns» 
nern verwaltet werden, welche den Gejehen des Stantes Gehorjam Teiften, 
ein Anſpruch, den insbefondere ein Staat nicht aufgeben Tann, der vermöge 
feiner confelfionel gemiichten Bevölkerung das — Intereſſe daran hat, 
daß die verſchiedenen Religionsgeſellſchaften friedlich neben einander Leben.” 


Die Blätter wollen ſchon jetzt wiſſen, daß eine dritte Vorlage 
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ber Regierung in folge der Encyclica des Papftes im Stantsmini- 
fterium vorbereitet werde, welche die Aufhebung aller Klöfter im 
ganzen Umfange der preußifchen Monarchie ausſpreche. „Es ift eine 
geradezu verblüffende Energie, welche fich in diefer Wendung bes 
Kampfes offenbart.” 

11. April. (Preußen) In Kwilcz, einem Nachbarorte von 
Kähme, wird der von der Regierung Traft kgl. Patronats ernannte 
neue Pfarrer Kid, der fich den Gejeen unterworfen bat, von einem 
geheimnißvoll erjchienenen, unbekannten Priefter feierlich mit der 
großen päpftlichen Ercommunication belegt. 

12. April. (Deutjches Reich.) Augenfcheinlich als Erſatz 
für die wiederum verfchobene Reife des Kaiſers nach Stalien zum 
Befuche des Königs Victor Emmanuel gehen der Kronprinz und bie 
Kronprinzeffin zu längerem Aufenthalte dahin. Die Reife erfolgt im 
ftrengften Incognito: eine Begegnung mit dem König von Stalien 
bleibt jedoch ſelbſtverſtändlich nicht ausgefchloffen. 

13.—15. April. (Preußen.) Herrenhaus: Erfte Berathung 
des jog. Sperrgefeßes. Die Debatte gejtaltet fich ala eine höchſt be= 
deutfame. Der Er-Minifter Graf zur Lippe, Hr. dv. Kleiſt und ei- 
nige andere feudale Gegner ber Regierung und ber ganzen beftehenden 
Drdnung der Dinge beharren zwar auf ihrem bisherigen Standpunkt; 
dagegen erflärt Graf Udo zu Stolberg, die lebte päpftliche Encyclica 
babe ihn offen auf die Seite des Staates gejtellt, und ebenfo Frhr. 
v. Maltzahn, die Encyclica habe ihn mit der tiefften Entrüftung 
erfüllt, da müſſe man fich der prompten Erwiederung durch die Re= 
gierung freuen und für fie gerade vom conjervativen Standpunkte 
aus einftehen. Diefe Erklärung, twelche die Schwenfung des größten 
Theil der bisher grollenden feudalen Partei auf die Seite der Re⸗ 
gierung ankündigt, erfolgt jedoch nicht ohne Heftige Angriffe auf den 
Eultusminifter Falk wegen feines Verhalten? gegenüber der ortho= 
dozen evangelifchen Kirche. Fürſt Bigmard nimmt jedoch darauf 
feine Rüdficht und läßt den Cultusminiſter Falk fich felbft verthei- 
digen, um fofort die ihm dargebotene Hand der Yeudalen in folgen- 
der, etwas feltfamen Rede zu ergreifen: 

Fürft Bismard: „Ich will in diefem Augenblic mehr ala Mit⸗ 
glied dieſes Haufes, wie als tgl. Staatdminifter das Wort ergreifen. ch 
fann e8 mir aber nicht verfagen, den Ausdruck herzlicher Freude darüber laut 
werben zu laffen, daß ich endlich einmal von der confervativen Seite dieſes 
Haufes ein freies, freudiges Bekenntniß zu unferem Evangelium ber Refor⸗ 


mation gehört habe. Wäre dieſes Belenntnig vor Jahren mit berjelben Bes 
ftimmtheit Hier ausgefprochen, hätte diejes Belenntniß die Beichlüffe dieſes 


7 


98 Das deutſche Reid) und feine einzelnen Glieder. (April 13—15.) 


Haufes, feiner evangelifchen, confervativen Stüben geleitet, e8 wäre der erfte 
ſchmerzliche Beginn des Bruches zwiſchen mir und der confervativen Partei 
damals bei Gelegenheit der Berathung de3 Schulauſſichts-Geſetzes vielleicht 
nicht eingetreten, e3 wäre vielleicht auch der Kampf mit der kacholiſch⸗romi⸗ 
ichen Partei nicht jo heftig geworden, wie ex thatlächlich getworden iſt, wenn 
es eben mehrere unter Ihnen gegeben hätte, eine Mehrheit unter der conjer- 
vativen Partei, die dem Gedauten Ausdrud gegeben, die den Gedanken hätte 
hervortreten laſſen, daß uns unjer Evangelium, unjere durch den Papft be: 
drohte und gefährdete Seligkeit — ich ſpreche es als evangeliicher Ehrift 
aus — höher fteht, als eine augenblidliche politiiche Cppofition gegen Die 
Regierung. Daß dieß nicht geſchah — ich will die betreffenden — nicht 
nennen, aber klage ſie an, ſie haben der Politik das Evangelium unter⸗ 
eordnet. Das Bekenntniß zum Evangelium hat uns — ich danke dem 

orredner, daß er demſelben einen ſo beredten Ausdru gegeben bat; e3 hat 
mich das mit herzlicher freude erfüllt und es ift das eine Brüde für 
mid, um alte Beziehungen zur conjervativen Partei, die nicht 
ohne ſchwere Verlegung Fr mich Haben zerriffen werden füönnen, 
um die wieder anzufnüpfen. Ich kann denjenigen nicht als Bundes⸗ 
genoſſen betrachten, der jein evangeliiches Bekenntniß der Politik unterordnet. 
Mo e3 fi) um die Gejeßgebung handelt, da ift es doch etwas jehr Gefähr: 
liches, jo zu verfahren, wie der Herr v. Kleift, ber nur immer von der Kirche 
Hier ſprach, die durch die gegenwärtige Geſetzgebung ſchwer geichädigt werden 
fol. Für ihn ift alſo die katholiſche Kirche die nn Ich nehme an, er 
ift nur unbewußt, aus einer gewiflen zornigen Unzufriedenheit mit den ges 
genwärtigen Verhältnifien dazu gekommen, ſich anzulehnen an alles das, was 
unſerem Staate, der doch nun einmal evangelifch ift, feindlich geblieben ift, 
und alles als Bundesgenofjen zu betrachten, was dem Evangelium entgegen: 
teitt; ihm geht dabei die evangelifche Erkenntniß völlig verloren. Was ift 
denn die Kirche? Die Latholifche Kirche iſt der Fapft? und wenn Sie von 
ben Rechten der katholiſchen Kirche ſprechen, jo drüden Sie ſich jedenfalls 
richtiger und zutreffender aus, wenn Sie jagen: die Rechte des Papſies. Bor 
dem Unfehlbarfeitsconcil da konnte man fich noch der Anſchauung Hingeben, 
daß man die Rechte, die man der katholiſchen Kirche bewillige, der —— 
Gemeinde zuertheile, das iſt aber jetzt ein Irrthum. Wir alle ſind in der 
katholiſchen Dogmatik wenigſtens fo weit bewandert, um zu wiſſen, daß alle 
die Befugnifſe, die der katholiſchen Gemeinde zuertheilt werden, gar nicht exi⸗ 
ftiren, die Gemeinde ift allenfall3 und höchſtens ein Stein in dem BPflafter, 
worin die Eatholifche Kirche fieht, aber auf den Bau der Kirche felbit hat 
fie gar feine Beziehung. Wir konnten ung früher noch damit jchmeicheln, 
daß wenigftens preußifche Untertanen, bie preußiichen Biſchöfe für ung die 
Rechte der Gemeinden und die Tatholifche Kirche vertraten, der wir Rechte 
eingeräumt hatten; jeit dem Vaticanum abex Hat fih der Papft felbft an die 
Stelle der fatholildgen Kirche geieht; die Biſchöſe find nur mod) die Pra— 
fekten des Papftes; er kann We an die Stelle eines jeden jeben, kann einen 
jeden abjefen. Wir haben gejehen, daß die Biſchöfe ihre eigene feitefte Ueber⸗ 
zeugung auf Befehl des Papftes bereitwillig aufgaben; ja, meine Herren, 
bie Bilchöfe Haben nicht einmal mehr das Recht, etwas Anderes zu benten, 
als der Papſt. Ein Soldat im Gliebe, der hat doch wenigſtens immer das 
Recht, wenn ihm Halbrechts! befohlen wird, zu benfen: dag ift doch ein recht 
thörichter Befehl: aber ein Biſchof darf das jekt nicht einmal mehr benfen. 
Br v. Kleift, der immer bon der Kirche allein Ipricht, ivenn von der Tathol. 

che die Rede ift, der mag fich Doch blos 'mal bie Frage ernftlich vorlegen, 
ob er für fein Seelenheil nicht beſſer ſorgt, wern er Katholit wird. ch 
weiß nicht, ob er fich die Frage 'mal vorgelegt hat — ich wenigftend habe 
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fie mir vorgelegt, aber verneint —, jebenfall® aber wird er doch die Inſti⸗ 
tutionen der katholiſchen Kirche mehr geprüft haben, und wenn ex, ala ehe: 
maliger königlich preußiſcher Oberpräfident, diefe Inſtitutionen fortwährend 
ala „die Kirche" in diefem ſchweren Augenblide des Kampfes hier berthei: 
digt, jo jagt er fich, injofern er dies thut, von feiner jonft fo bewährten 
Treue gegen König und Vaterland los, er jagt fi von unferem Evangelium 
108, und fein Standpunkt ftcht nur ala das Kehrbilb deflen vor Augen, 
was der Vorredner joeben zu meiner herzlichen Freude in offenem Bekennt⸗ 
niß zum Evangelium und zur Wiederheritellung des Evangeliums geäußert 
hat. Folgen wir dem Papfte, jo geht für mich die Eeligkeit verloren. Der 
unfehlbare Papft kann auch nicht, wie e8 Graf Brühl Hervorhob, als Nach: 
folger des Apoftel Petrus anerlannt werden. Der Upoftel Petrus war nicht 
unfehlbar; er jündigte und beveute nachher, von dem Letzteren ift aber beim 
Papfte nichts zu bemerken. — Auf eine Aeußerung des Grafen Brühl ent- 
gegnet Fürſt Bismarck: Ich würde dad Wort nicht ergreifen, wenn id) 
es nicht für nöthig hielte, einen von ben vielen Irrthümern zu berichtigen, 
damit nicht wieder eine folche Entftellung daraus entfiehe, wie beiſpielsweiſe 
damals durch den verftorbenen Grafen Schwerin, der mir die Worte in ben 
Mund gelegt hat, die ich nic! gejagt Habe: „Macht geht vor Recht." Es hat 
der Borredner behauptet, ich hätte mich als einen Feind der katholiſchen Stirche 
gezeigt, er hat behauptet, ich hätte mich ala einen folchen bezeichnet. Das 
ift ein Irrthum, wie ich hoffe, ein unfreitwilliger; wenn es ein freiwilliger 
wäre, jo wäre es in der That, wie noch Manches, was er in feinen Aeußer: 
ungen enttwidelt hat, ein Refultat ber hiftoriichen Ausbildung und des Un⸗ 
terricht8 in der Echule, wie er fie genoffen hat. Sch bin wert entfernt, ein 

ind der Katholiken oder der Tatholifchen Kirche zu fein. Sch halte ben 

ern Vorredner, den Grafen Brühl, für einen viel größeren Feind der ka⸗ 
tholifchen Kirche, jedenfalls für einen viel gefährlicheren. Er thut ihr viel 
größeren Schaden durch feine übertriebenen Anfprüche. Ich habe geiagt, der 
Herr v. Stleift möge nicht vergeffen, daß der Papft ein Feind des Evange: 
liamu® ſei, das war wenigftens der Sinn meiner Thefig. Die Thatſache wird 
mir doch der Herr Graf Brühl nicht beftreiten Lönnen, daß der Papft ein 
vn des Evangelismus und nothiwendig auch ein Tyeind des preußiſchen 

taates ift. Wenn die päpftlichen Glaubensartikel ung befommen, die 
Graf Brühl fefihält und doch ficher theilt, denn feine Seligkeit hängt davon 
ab, wenn der Papſt vollftändig zur Macht gelangt, daß er dag thun kann, 
was er will, und fein Wille Gefeg auf Exden ift, jo find wir ja Alle mit 
dem Syllabus und feinen Thefen belannt genug, um zu willen, daß con= 
ftitutionelle Einrichtungen überhaupt nicht geftattet find, daß dieſes Herren⸗ 
baug nicht möglich ift nnd daß Graf Brühl Areale zeigt, ſich daran 
zu betbeiligen, daß die Preßfreiheit ala etwas Verwerfliches proflamirt wird. 
Lie Macht fehlt, aber wenn man fie hätte, würden wir Ketzer audgerottet 
werden. ie fatholifche Kirche hat noch ganz andere Mittel, fie confiscirt 
das Dermögen des Ketzers, fie findet es nicht ftrafbar, wenn ex gelegentlich 
meuchlings erſtochen wird. Wenn ich einen jolchen Vertreter der Chriften: 
heit, der fich für einen Vertreter der Religiort der Liebe ausgibt, ala einen 
Feind des Evangeliums und bed preußiſchen Staates bezeichne, jo ift das 
ai, aller Reden des Grafen Brühl richtig. Die Wahrheit der Thatfachen, 
we Fi ich hier gebe, ift jo alt, daß ich dem Herrn Grafen Brühl da3 
wohlfeile Argument twiedergeben kann, ex hat noch gar nicht gelebt, ala das 
ſchon anerfannt war. 


Der Antrag des Grafen Lippe, die Vorlage an eine Commilfion 
zu weifen, wird abgelehnt und befchloffen, diefelbe ohne Commiffiong- 
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berathung fjofort im Plenum zu behandeln. Der S 1 der Vorlage 
wird hierauf mit der großen Mehrheit von 91 gegen 29 Stimmen 
und hierauf daß ganze Geſetz faſt ohne Debatte in der Faſſung des 
Abg.⸗Hauſes angenommen. 


14. April. Bayern.) Echluß des Landtags. Mit demfelben 
hat zugleich auch die laufende Legislative Periode ihr Ende erreicht 
und müflen zunächſt neue allgemeine Landtagswahlen ftattfinden, bei 
denen die beiden großen Parteien der Liberalen und der Ultramon= 


tanen neuerdings ihre Kräfte meſſen werben. 

15. April. (Deutſches Reid.) Die Reichsregierung richtet 
in Replif auf die belgiſche Depeſche vom 26. Februar bezüglich der 
Beichwerden Deutichlandg eine neue Note an Belgien, worin fie da= 
rauf beharrt, daB Belgien Urfache habe, die Lücke in feiner Gejeh- 
gebung auszufüllen: 

„...Der Unterzeichnete ift beauftragt, nochmals den Wunich auszu⸗ 
hie daß die Kegierung Sr. Majeftät des Königs ber Belgier ihrerfeits 
gleichfalls verjuche, eine ftärfere Bürgichaft für die Erhaltung ber freund: 
lichen Beziehungen zu geben, auf welche diejelbe nach ihrer wiederholten 
Berfiherung einen ebenfo großen Werth legt, wie das deutjche Reich; durch 
biefen Verſuch, wenn er auch fehlichlüge, würde fie dazu beitragen, die öf: 
fentliche Meinung aufzuklären, die ſich mit diefer Frage beichäftigt, und ein 
Einverſtändniß eg rn tvelches in gleihem Maße alle Staaten intereſſirt. 
Wenn die belgiiche Regierung auf dieſem Wege dazu gelangt, ben Inhalt 
ber a on Correſpondenz öffentlich zu discutiren, wird fie gewiß gern 
die Gelegenheit ergreifen, die irrigen Meinungen zu bejeitigen, die zu Tage 
getreten find und nach denen Deutſchland in Ausficht genommen hätte, gegen 
die Freiheit der Breife in Belgien einen Angriff au richten. Deutjchland hat 
im Allgemeinen durchaus feine Einmiſchung in die inneren Angelegenheiten 
Belgien? im Auge, aber e8 erhebt Klage gegen die Einmilchungen belgifcher 
Unterthanen in die innere kirchliche Politik Deutſchlands, Einmiſchungen, 
welche durch Handlungen vorgelommen find, die zu der Preßfreiheit in 
Belgien in gar feiner Beziehung ftehen. Gleichzeitig bleibt die kaiſerlich 
deutiche Regierung bei der Meinung, daß die Augnahmeftellung, in welcher 
id) Belgien zufolge des Privilegiums der Neutralität befindet, dazu beredh- 
tigt, don dielem Lande eine bejondere Fürſorge zu erwarten in Allem, was 
feine internationalen Berpflichtungen betrifft, und beſonders gegen die Mächte, 
welche dieje Neutralität garantiren. In diefer Ideenfolge hat die Laiferliche 
Regierung e3 ebenfalls für ihre Pflicht gehalten, den Gedankenaustauſch, in 
welchem He ſich mit der belgifchen en befindet, hervorzurufen und zu 
führen, indem fie denfelben zur Kenntniß der andern garantirenden Mächte 
bringt. Die belgische Regierung wird aud allem bielem gewiß gern den 
Schluß ziehen, ba die deutichen Reelamationen fein Ziel verfolgen, welches 
joe: Art wäre, daß es das Urtheil der andern Garantiemächte beunruhigen 

nnte.” 


16. April. (Breußen.) Abg.Haus: Erſte und zweite Lefung 


ber Vorlage betr. Aufhebung ber Verfaffunggartifel 15, 16 und 18. ' 


Die ultramontane Partei, namentlich Reichenfperger und dv. Schor⸗ 
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lemer⸗Alſt, denen fich der proteftantifche (welfifche) Abg. Brüel an 
ſchließt, tritt energisch für die Beibehaltung der Artifel ein. Fürſt 
Bismard und Eultusminifter Falk treten ihnen entgegen. Virchow 
erklärt fich Namens der Fortſchrittspartei für die Vorlage, trägt da= 
gegen darauf an, lediglich die Beleitigung der drei Verfaſſungsartikel 
zu bejchließen, den Zuſatz dagegen wegzulaſſen. Die Vorlage wird 
ichließlich mit dem Wegfall des Zuſatzes mit allen Stimmen gegen 
diejenigen der Ultraniontanen, der Polen und des Abg. v. Kirche 
mann angenommen. 


Gultugminifter Dr. Falk: Gegenüber den Emanationen von der 
andern Seite ijt e3 ein entichiedenes Bedürfniß des Staates, den eigenen 
Standpunkt mit ganzer Energie und Feſtigkeit Elarzuftellen, und dieß gejchieht 
nach Anficht der Staatsregierung am Allerbeiten und Zutreffendften durch 
die Vorlage, welche ausſpricht: die Grenzen zwiſchen eurem und unjerm 
Gebiete regelt das Geſetz, und die Bewegung, die ihr im Nechtäleben des 
Staates habt, beftimmt das Geſetz und nicht? Anderes! Aber auch praftifche 
Gründe dazu liegen vor, die Gründe, dat das Berhalten dev Mitglieder bes 
Gentrums, das Berhalten derjenigen Pxreife, welche in ihren Anjchauungen 
mit den Auffaffungen des Centrums übereinftimmt, darauf hinausläuft, diefe 
Geſetze [die Maige edel al3 verfafjungstwidrig zu bezeichnen und eine Beun⸗ 
ruhigung in das Land Hineinzutragen. Es gibt ja noch eine Maffe anderer 
Agitationsmittel, die Stimmung im Lande gegen die Gejebgebung zu erregen, 
gegen welche wir nicht ent|cheidende Schritte thun können; aber dieß entbindet 
und nicht von der Pflicht, da, two wir die Möglichkeit dazu haben, die Wur: 
gem ſolcher Agitation und Aufregung abzutragen. Denn e3 ift nicht zu 
eicht zu tariren, wenn die Herren bed Centrums trotz aller neuen Geſetze 
immer wieder die Behauptung aufjtellen, die Verfaſſung jei unter allen Im: 
ftänden verletzt. Wir find ja immer überzeugt geivefen, daß, wenn Die 
vom Gentrum ihre Reden halten, fie nicht darauf gemünzt find, um die Ueber⸗ 
zeugung des Hauſes oder der Staatsregierung zu ia zu bringen, fondern 
Lediglich, um gelejen zit werden. (Sehr wahr) enke man dabei an das 
firchliche Gebiet, auf welchen dieje Agitation fich bewegt, an die Empfäng- 
lichkeit de3 deutichen Volkes für alle diefe Fragen und an die Ungiltigkeits⸗ 
erklärung der Geſetze durch den Papft, fo wird man der Staatsregierung 
Recht geben, wenn fie dieſen Punkt heutzutage recht ernft nimmt. Die Ency: 
clica ſoll jeßt ganz etwas Unſchuldiges fein, und wir werden mit philolo: 
gifcher Interpretation derſelben vielfach beglüdt. Geftern hatte ich das Ver: 

ügen, zu hören, daß man die Bedeutung des Wortes „irritus‘ am Beſten 
ennen lerne in der Compofition mit ovum: irrita ova, Windeier (Heiters 
feit). Tiefer heiteren Interpretation iſt Heute die ernftere de3 Herrn Reichen: 
iperger gefolgt: irritus heiße „die relative Unwirkſamkeit nad) einer beſtimm⸗ 
ten Richtung” (Heiterleit.) Ich glaube, die Ueberſetzung des „MWeitfäliichen 
Merkur”, der „Sermania” zc., welche dahin geht: diefe Geſetze find ungiltig, 
ijt richtiger. Das Wort „ungiltig” wirkt und überzeugt mehr ala eine „relas 
tive Wirkfamleit nach einer beitimmten —— bin“. (Heiterfeit.) Aber 
die Motive fprechen auch mit vollem Bewußtſein davon, daß die Gejekgebung 
in dieſer ernften Zeit freie Bahnen braucht, daß dem Staate nicht zugemuthet 
werden ann, daß er durch feine eigene Gejeggebung fich die Hände anne: 
binde: und eine ſolche Verſchnürung Liegt in dem Artifel 15. Nicht alfo 
theoretiſche, ſondern unmittelbar praftiich wirkende Gründe find es geweſen, 
welche die Staatöregierung zu dem Entſchluß geführt Haben, Ihnen Diefe 
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Borlage zu machen. Herr v. Gerlach. der ſich unter den Gegnern der Bor: 
Inge befindet, hat 1849 in einem Ausfchußbericht gelagt: „Selten werden 
wohl in wenigen Zeilen zweier kurzer Artikel jo folgenſchwere Grundſätze 
anerkannt, wie es durch die Artifel 11 und 12 — das find die jekigen Art. 
12 und 15 — ber Berfaffungsurlunde gefchehen ift. Zuficherungen und Zus 
geftändnifle, wie fie in diefen Artikeln gegeben find, gehören zu den Ereig⸗ 
nifien, welche einmal ge'chehen, faum rüdgängig gemacht werden können.“ 
Herr v. Gerlach beantragte jedoch damals, an Etelle jener Artikel zu ſetzen: 
„Tas Verhältniß der chrifilichen Kirchen und der übrigen Religions-Geſell⸗ 
Ichaften im Staate zu ordnen, bleibt beſonderen Gejehen vorbehalten.” Sch 
wundere mich deßhalb, daß Herr v. Gerlach zu den Gegnern der Vorlage 
gehört. Gegenüber dem Abg. Briüel, welcher die Beſorgniß ausſprach, es 
tönnte nach Streihung der Artikel 15, 16 und 18 der evangelifchen Kirche 
ihre Selbftftändigfeit genommen werden, bemerfe ich, daß die Nothiwendigfeit 
des Zuſammenwirkens dreier Faktoren bei der Gefebgebung feiner Sorge 
gegenüber boch genügende Garantie bietet. Eine al Regelung vers 
langt aber, die betreffenden Artikel nicht bloß, jo weit fie die Fatholiiche 
Kirche angehen, fondern für alle Religionz:Gejelfchaften zu ftreichen. Mit 
Unrecht Hat deßhalb der Abg. Brüel der Regierung ben Vorwurf gemadht, 
fie beleidige die evangelifche Kirche. Uebrigens haben die Artifel 15, 16 und 
18 gerade der evangeliichen Kirche bisher kaum etwas genübt. Dem Abge- 
ordneten Richter kann ich die Verficherung geben, daß bei der Gejebgebung, 
welche bezüglich der evangeliichen Kirche in Auzficht fteht, in der That auf 
dem bisher eingeſchlagenen allfeitig gebilfigten Wege tweitergegangen werden wird. 
Lem Abg. Brüel aber bemerkte ich noch, dab es ber Regierung Tein befons 
bered Vergnügen macht, in den kirchlichen Dingen mehr zu hHerrfchen und 
mehr zu befehlen, als fie um des Staates willen muß. Mas da? Amen: 
dement betrifft, den zweiten Satz bes Artikels zu ‚ftreichen, Jo möchte ich Fol⸗ 
gende3 betonen. Ber Sinn diejea Artikels ift der, daß die Staatöregierung 
ein gewiſſes politiiches Gewicht darauf Legen zu müſſen glaubte, daß klar 
und ſcharf die Bebeutung der Gefehgebung dem Gegner gegenüber zum Aus⸗ 
druc gebracht wird; fie hat aber fonft einen anderen Gedanken mit der Be: 
deutung diejes Artikels nicht verbunden. Die Hauptfache bleibt immer die, 
daß es klar und deutlich ift, welcher Standpunkt von der Regierung gegen: 
über den Prätenfionen der Gegenpartei eingenommen wird, und ich fann 
mich damit tröften, dat dieß auf das Beltimmtefte durch die Streichung der 
Artikel allein ausgeſprochen wird. Und wenn, wie die Snterpretationen 
diejes zweiten Satzes durch die Herren Reicheniperger und Brüel beweilen, 
Zweifel über den Begriff der Rechtsordnung beftehen und Zweideutigkeiten, 
wenigſtens in der Auffaflung Anderer, über den Sinn dieſes Satzes hervor⸗ 
treten, jo Hat der Abgeordnete Brüel gar nicht fo Unrecht, wenn er jagt: 
ed taugt diefer Sat nicht. Ich glaube unter diefen Amftänden, daß bie 
Staatsregierung der Streihung dieſes Satzes einen Widerſpruch nicht ent: 
gegenfehen wird. Minifterpräfident Fürſt Bismark: Die königliche 
Staatöregierung ift nur ungern daran gegangen, Ihnen eine Aenderung der 
Verfaſſung vorzufchlagen; denn auch fie theilt mit Ahnen die Anficht, daß 
das Stantögrundgejelz ſich einer größeren Stabilität erfreuen ſollte, als die 
Geſammtheit der übrigen Geſetze; fie ja fi aber auch jagen müffen, daß 
dasſelbe unabänderlich nicht fein ſoll, denn in der Verfaffung ſelbſt find die 
Formen einer Aenderung derjelben vorgejehen. Und je wichtiger und ent: 
Icheidender ein Artikel berjelben für unfere Gefebgebung und für die Geftal: 
tung unfered Volks- und Staatslebens ift, um fo nothivendiger ift es, ba, 
wo die Bedingungen, welche ihm ala Entſtehungsrecht und Grundlage dienen, 
jich ändern, aud), eine Modification in der Verfaffung eintreten zu Taffen, 
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welche ſich ben wirklichen Veränderungen des Volkslebens anpakt. Sind 
nun bier folche Veränderungen. eingetreten? Ich glaube, daß in Bezug auf 
bie Art. XV, XVI und XVII bei Niemanden von uns darüber ein Zweifel 
fein wird, daß, wenn die Zuftände im Jahre 1851 die jegigen geweſen wären, 
daß dann dieſe Artikel nicht zu Stande gelommen wären. Wenn das 
Vaticanum ſchon da geweien wäre (Murren im Centrum), wenn bie 
Herftellung einer auf die Konfelfion gegründeten und durch die Confeſſion 
begrenzten politischen an damals mit demjelben Erfolge ftattgefunden 
hätte, mie jegt, jo glaube ich nicht, daß die damaligen ſchwachen katholiſchen 
Regungen — ich erinnere Eie an die Namen Ofterrath, Otto, Schaffranet — 
weder auf die Regierung noch auf die damals in ——— Wohl wollen 
dieſe Frage behandelnde liberale Partei entſcheidenden Einfluß geübt hätten, 
um dieſe Artikel anzunehmen. Die Zeit hat uns aber belehrt! Man 
konnte damals allenfalls uoch glauben, unſeren katholiſchen Mitbürgern durch 
dieſe Artikel Rechte zu geben — ich habe das freilich nicht geglaubt, denn 
das wußte ich, daß dieſe in der katholiſchen Kirche nichts mitzureden haben! 
(Heiterkeit) Aber man konnte doch glauben, daß, wenn man einer ſolchen 
Gorporation, bie aus preußiichen, aus deutichen Geiftlichen beftand, mit dem 
Episcopat an ihrer Spike, ſolche Rechte verlieh, fie-dann bei der Ausnützung 
berjelben auch das Gefühl, Preußen, Deutiche zu fein, durch einen Eid dem 
Könige verpflichtet zu fein, nicht außer Augen fegen würde Dieje Bürg- 
haft ſchwand indeß duch dag Baticanum (Murren im Centrum), 
durch weldyes in ber Zatholiichen Kirche große Aenderungen eingetreten find. 
Mögen Ste murten, jo viel Sie wollen, die Wahrheit werden Sie 
nicht todt murren! Ihr Murren wird ja regiftrirt werden! (Große Hei: 
terkeit. Sie können uns ja twiederlegen, Sie können ja beweijen, bat nad) 
bem Baticanım unſere Biſchöfe fich derfelben ta ei erfreuen als 
vorher, daß fie noch fo fiehen wie ehemald, wo fie mit dem Kaiſer gegen 
den Fort zu Felde zogen! Ich tverde mich gern überzeugen laffen, wenn 
Ihnen der Beweis gelingt. Seit diefer Umwandlung nun, durch welche die 
Episcopalkirche zu einer abfoluten Herrichaft des Papſtes geivorden ift, be: 
deutet diefer Paragraph nur: „Die Angelegenheiten der fathos 
lifhen Kirche werden a den Papft geordnet”; ja, diefe Kirche 
greift fogar weit über die kirchlichen Angelegenheiten hinaus. Der Papft 
behält der Kirche, d. H. fich felbft vor — wenn er auch zu klug tft, um zu 
fagen: L’Etat c'est moi — er behält alfo fich felbft vor, die Grenzen ber 
Kirche allein zu beftimmen, ohne daß der Staat mitreden darf; höchſtens will 
ee fi auf eine „Bereinbarung” einlaflen, die aber nie zu Stande fommen 
wird wegen jeiner übermäßigen Anſprüche. Kurz: der Staat erhält, was 
übrig bleibt, nachdem der Papft feinen Theil auch von den weltlichen Rech: 
ten desjelben genommen hat. Unter dem Regime folcher Anfchauungen nun 
hatte fi im Ober⸗Kirchenrathe (Heiterkeit), nein, in der katholiſchen Abthei⸗ 
lung gewiffermaßen ein Staatäminifterium in Preußen gebildet. Sie follte 
uriprünglich ein Collegium von Katholiken fein, twelches die Rechte der katho⸗ 
lifchen Untertdanen in Preußen, das fatholifche Gewiſſen wahrt. Nicht Lange, 
jo waren die Mitglieder päpftliche Legaten im Cultusminiſterium, 
welche dem Könige gegenüber die Rechte des Papftes audzubehnen ftrebten. 
Zur ein ſolches Minifterium war aljo der Staat im Staate vollftändig 
und immerhin formibdabel genug. An ber Spike desſelben fteht nun ein 
Papft mit autokratiichen Nechten, der durch das Vaticanum — ich) made 
eine Paufe meine Herren! (Große Heiterkeit, ala im Gentrum nicht gemurrt 
wird) -- ber durch dad Daticanım die bifchöfliche Gewalt abjorbirt und 
fi) autokratiſch ar deren Stelle geſetzt Hat. Dieſer jelbe Monarch befindet 
ſich außerdem bei und noch an der Spike einer Partei, die nicht? Anderes 
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benfen darf, ala der Papſt geftattet, die danach abftimmt, danach wählt. Sie 
werden auch das wieber bejtreiten, und es wäre mir jehr lieb, wenn Sie das 
thäten; dann könnte man doch der Misera contribuens plebs flar machen, 
daß Sie nicht nach des ie Willen hier abftimmen. (Heiterkeit) Der 
Papſt hat ferner in Preußen feine officiöfe Preſſe, welche beffer bedient ift, 
ald die des Staated; er hat damit die Möglichkeit, feine Dekrete amtlich zu 
verfünden, oder wenigſtens jo gut wie amtlich, und die Geſetze des Staates 
für null und nichtig zu erflären; außerdem hat ex auf unferem Boden ein 
Heer don Geistlichen, ein Neb von Bereinen und Gongregationen mit wirk—⸗ 
jamem Einfluß — kurz e8 gibt kaum, feit wir conftitutionell find, bei un? 
in Preußen Jemanden, der perfönlic” und autokratiſch jo einflußreich wäre, 
wie diefer hohe italieniiche Prälat mit den ihn umgebenden italienischen 
Rathgebern. Eine jolche Stellung mit folder Macht wäre an fich fchon jehr ge⸗ 
fährlich und für den Staat unerträglich, wenn fie einem Inländer verliehen 
wäre, jelbft einem folchen, der diefelben Ziele erfirebte, wie ber Staat, viel: 
leicht nur mit anderen Mitteln. Mir Alle ftreben ja nach demſelben End: 
ziele, und in unjeren harten Kämpfen handelt e3 ſich nur um die verſchie⸗ 
denen Mittel zur Erreichung desfelben. Hier aber fteht diefe Macht einem 
Ausländer zu, gewählt von einer italienischen oder doch der Mehrzahl nach 
italienifchen Prälatur, mit ausländiſchen Zweden, die mit dem deutjchen Reiche 
und mit dem preußilchen Staate wenig zu thun haben. Wir haben Hier aljo 
einen mächtigen fremden Monarchen mit einem Programme, dag 
bem des Staates ſchnurſtracks entgegengefept ift, das fo feierlich 
wie möglich öffentlich verfündet worden ift, das Jeder annehmen muß, ber 
nach der Auffafjung des Papftes katholiſch bleiber will, da® ala Glaubenss 
artifel geachtet werden will wie fein politifches Programm. Und dies Pros 
ramm würde nun dem Papfte jelbit die Glaubenspflicht auferlegen, mit der 

ehrheit der preußischen Unterthanen, mit den evangeliichen, vollftändig auf: 
Ian (Heiterkeit. Widerjpruch im Centrum.) Ja wohl, meine Herren ; 
ie Evangeliichen find nad diefem Programme gar nicht eri- 
Kite Weiter würde er nach demjelben aufräumen müffen mit 
en conftitutionellen Einrichtungen, mit der Preßfreiheit, deren ſich dag Gen: 
trum in fo reichlichem Make bedient, trotzdem fie durch dogmenartige Dekrete 
mißbilligt worden ift. Außerdem aber müßte die Majorität der Preußen, 
von denen doch auch die Gerechtigkeit beansprucht wird, die fie jo weit geübt 
haben, baß fie durch die Verfafjung das Entftehen eines folchen Staates im 
Staate ermöglichten, fie müßte ſchnell das Opfer des Intellects machen und 
fatholifch werden, oder aber ihr Vermögen würde confiscirt werben (Gelächter 
im Gentrum), wie es Ketzern gegenüber billig ift. Ja, meine Herren, die 
Confiscation des Vermögens ift eine ſehr wirkſame Maßregel (große Heiter⸗ 
keit), und ber Papſt würde feinen Augenblick anſtehen, fie eintreten zu laſſen; 
man würde ficher ſchließlich dazu kommen. Einem jo mächtigen fremden 
Monarchen, deſſen Programm mit Nothwendigfeit zu ſolchen Conſequenzen 
führt, können wir bie Privilegien nicht belafjen, welche ihm bieder zugeſtau⸗ 
den haben, und welche ihn und das große Gebiet, das er bei una beherricht, 
zwar der Aufjicht des Staates unterwerfen, ihm aber vor dem Geſetz cine 
Ausnahmeftellung — Es iſt da eine Einſchränkung dieſer über: 
mäßigen Macht abſolut nothwendig nach den Principien der Gerechtigkeit 
und Duldung, welche unſeren Volksſtamm und unſere Dynaſtie ſeit Jahr: 
hunderten charakteriſirt haben. Dafür bürgt ung die Vergangenheit Deutich- 
lands, der Stand der Bildung und der Gerechtigkeitsſinn, der durch öffent⸗ 
liche Inſtitutionen gewahrt und gepflegt wird. Tiefe nothwendige Ein: 
ſchränkung alfo erfordert die Abichaffung der betreffenden Dex 
faſſungs-Artikel und vielleicht auch der Gejege, welche damit im Zufam: 
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menbang ftehen. Wir Tönnen den Frieden nicht fuchen, ehe unfere Gelet- 
gebung nicht von ben Tyehlftellen gereinigt ift (ſehr richtig!), welche fich feit 
1840 ın einem übel angebrachten Bertrauen auf Billigkeitagefühl von 
der andern Eeite, auf Patriotiamus derjelben angefammelt haben; Geſetze, 
deren Zweck ftellenteife gerade durch diejenigen untwirkffam gemacht worden 
ift, tvelcde mit der Ausführung derfelben betraut wurden; Selehe, welche fich 
mehr edler ala praktiſcher Natur charakterifiren und nach denen das Placet 
abgeichafft, die Tatholiiche Abtheilung errichtet wurde. Dies Bertrauen 
” bie Feſtigkeit, mit der die alten Iandrechtlichen Beftimmungen und die 

orficht unterer Vorfahren den Staat umgeben hatten, in manchen Bezies 
Hungen gelodert und Brefche gelegt in die für den allgemeinen Frieden 
nothwendigen Inftitutionen. Ziele Breiche muß überjchüttet, muß ausgefüllt 
werden. Dann werden wir zu einem Frieden, vielleicht nicht mit dem Gen: 
trum, aber doch mit dem jehr viel mäßigeren romiſchen Stuhl kommen, und 
wir hoffen ihn dann zu finden. So viel an mir ift, werde ich dazu 
beitragen, den Kampf, den aggreifiv zu führen wir eine Weile 
enöthigt find, in die Defenfide, aber in ſicheren Berhältniffen, 
nnbersuleiten und bie Aggreifion mehr der Schulbildung ala 
der gu zu überlajien. (Lebhafter Beifall).) Auf diefem Wege, nach⸗ 
dem Staat in feiner vollen Souverainetät und Autorität wieder Bergen 
ftellt fein wird, Hoffe ich mit Gottes Hülfe den Daienen zu finden, denfelben 
Trieben, unter dem unfere Väter jahrhundertelang in einem ſtarken Staate 
einträchtig neben einander gelebt haben. (Lebhafter andauernder Beifall.) 
Minifterpräfident Fürſt Bismark (nochmals gegen v. Schorlemer:Alft): 
Sch Hätte nicht geglaubt, daß der Vorredner mit feinen eigenen Glauben? 
lehren in dem Diake unbefannt wäre, daß er e8 mir ala etwas Ungeheuer: 
liches vorwirft — indem cr mir mit einer geſchickten Wendung die Schuld 
an dem Gulturfampfe zuſchob, der alfo nach feinem Zugeftändnig für die 
Gultur und gegen bie Unkultur geführt wird — daß er e8 mir als etwas 
Ungebeuerliche3 vorwirft, von Ginem Papfte zu behaupten, dab er ala feine 
Aufgabe betrachte, die Ausrottung der Ketzer zu betreiben, daß Ein Papft 
diefen ungeheuerliden Eat, daß man ben Kleber eine politifche Eriftenz 
nicht zu gewähren brauche, ausgeſprochen hätte. Der Vorredner ſcheint nicht 
zu willen, daß alle Päpfte Das als ein Togma lehren. ür den Borreöner 
ibt e3 feinen Syllabu3 und feine Enchelica; er wird nächſtens felbft Gefahr 
aufen, wenn es überhaupt noch eine SInquifition gäbe, ala Ungläubiger vor 
den Richterftuhl gezogen zu werden. Wenn man den Vorredner hört, jollte 
man glauben, es en e Syllabus, AInquifition, Dragonaden und Gegentefor- 
mationen in Wirklichleit niemald gegeben. Das Vorgehen, das ich jchilderte, 
bat überall da Platz gegriffen, two die päpftlicde Herrſchaft uneingeichräntt 
eintrat. Wenn ber Vorredner jagt, ich Hätte vor Zeiten ein katholiſches 
Dogma mit Achtung und Reſpekt behandelt: Das ift auch jebt noch der Fall, 
aber ich Habe auch meine amtlichen Pflichten, und meine Achtung vor einem frem: 
den Zogma kann mich niemals meine Pflichten gegen den Staat, den Schub 
ber Gejeke und bie Vertheidigung der Freiheiten des Landes, deſſen criter 
Tiener ich bin, vergefien machen. Der Vorrebner hat mir dann vorgehalten, 
mweßhalb ich mit der Aufhebung der katholiſchen Abtbeilung, wenn ich fie 
als Ichäblich erfannt, nicht fchneller vorgegangen bin. Sa, ich bin nicht jo 
raſch ım Einreißen und nicht fchnell der Meberzeugung, daß etwas, was Wur⸗ 
el gefaßt hat, verwerflich fei; aber — habe ich die Ueberzeugung, daß 
die katholiſche Abtheilung eine ſchädliche Inſtitution lange vor ihrer Ab⸗ 
ſchaffung geweſen ſei; fie iſt mir ſchließlich notbwendig aufgedrungen worden. 
Ich bin der Einrichtung ber katholiſchen Abtheilung ſogar mit einer gewifſen 
Liebe zuerft entgegengelommen, weil ber Gedanke ein jchöner war, wenn man 
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Merkzeuge Hatte, ihn auszuführen. Aber nachdem ich mich überzeugt Hatte, 
daß Das nicht ber Fall war, fo war ich doch nicht Eultugminifter, ich war 
nicht berechtigt, Sr. Maj. dem Könige meine Meberzeugung ala bie amtliche 
darzuftellen, ich mußte dazu erft einen Cultugminifter gewinnen. (Bewegung 
im Gentrum.) Erſt nachdem ich dieſen überzeugt oder, wenn Sie tollen, 
getvonnen und mir Beweismittel über die Thätigkeit dieſer Reptilieninftitie 
tion verichafft hatte, konnte ich unter Beihilfe des Chefs des Cultusmini⸗ 
fteriums Se. Maj. zu meiner MWeberzeugung bringen. Ber Vorredner hat 
mir ferner zu beweiſen gefucht, daß der Papſt, ich weiß nicht, Einfluß oder 
feinen Einfluß auf dad Gentrum Habe (Abg. v. Echorlemer:Alft: feinen!) 
Nun, dann ift man aljo berechtigt, dem gläubigen Publitum das Centrum 
als eine antipäpftliche Inſtitution zu charakterifiren. Wenn Sie ganz ohne 
Verbindung mit dein Papft find, moher wiſſen Sie denn, daß Alles, mas 
Sie thun, von ihm gebilligt ift? Ich wage das alsdann jehr zu beziveifeln 
und wünſche, daß die Preffe diefem Zweifel Ausdrud gebe. Damals, vor 
mehreren Jahren, Tag die Sache auch wieder nicht ganz genau fo, wie der 
Herr Borredner angab. So weit es mir ohne Alten erinnerlich ift, war es 
nicht der Papft, fondern der Kardinal Antonelli, der die Schöpfung der con= 
felftionellen Gentrumspartei mißbilligte Ich Hatte ihm geſagt: es ift das 
eine große Gefahr für die Freiheit, deren ſich die katholiſche Kirche bei una 
erfreut, wenn die Wirkfamteit einer confeifionellen Partei in unſere politi= 
chen Gejchäfte übertragen werden fol, wenn auf diefe Weiſe das confeifionelle 
Prinzip zu einer weltlichen Herrfchaft in unferem Parlament gelangen foll; 
ich Halte das für unvorfichtig. Der Cardinal Antonelli, ber ein feiner Kopf 
ift und nicht fo ſehr in der Knechtichaft der Jeſuiten, wie mancher Andere, 
fah dieß ein und antwortete darauf mit einem Refkript, worin er mit Aus: 
drüden, die ich gerade nicht wiederholen will — fie waren nicht ſowohl vom 
Glaubensſtandpunkt mißbilligend, als vom Standpunkt ber rein ärztlichen 
Beurtheilung der Verſtandeselemente — worin er die Bildung ber Fraction 
mipbilligte. Tarauf fchicten die Unternehmer der Centrumspartei, die Im⸗ 
prefarien einen jehr vornehmen Herren, der im Sübweften von Deutſchland 
wohnt und 2 noch mitunter von fi) reden macht, nach Rom und ver 
klagten den Carbinal Antonelli beim Papft; oder wenn die erſte Regung bes 
Cardinals Antonelli die päpftliche Billigung gehabt Hat, jo überzeugten fie 
den Papft, daß er in diefem Falle fi) doch einmal geirrt habe; es wurde 
a papa male informato ad papam melius informandum appellirt, und es 
fam nun leider von Nom die volle Billigung alles Deſſen, was in Deutich: 
land geſchehen war. Ich glaube — damit ber Herr Vorredner mir nicht den 
Dorwurf macht, ich vernacdhläffigte die Titulatur — daß Se. Heiligfeit ba- 
mals ſchlecht berathen war. Ich bin nun überzeugt, daß der Papit durch 
dieſe Herren abftimmen läßt, und würde Ran müſſen, daß ſich das 
geſammte Publikum in einer großen Täuſchung befindet, wenn das nicht der 
Tall ift, worüber man e3 fo rafch wie möglich auftlären müßte; die Prefie 
twird ſich ein Derdienft erwerben, wenn fie der vom Vorredner gege: 
Genen Ablegnung des Zulammenhangs der Gentrumäfraction mit dem Papft 
möglichite Verbreitung gibt. Daß ich damals mit dem Papfte jelbft in Ver⸗ 
bindung geftanden hätte, ift ja nach der Form ber biplomatifchen Geſchäfte 
ar nicht annehmbar; meine Verbindungen beichräntten ſich auf den, wie ge 
er nefcheidten, jebt aber Leider einfluklofen Kardinal Antonelli. Indeſſen 
bewahre ich die Hoffnung, daß der päpftliche Einfluß auf das Centrum fich 
erhalten werde, — denn wie uns die Gefchichte kriegeriſche Päpfte und Fried: 
liche, fechtende und geiftliche zeigt, jo hoffe ich, wird doch auch Wieder ein: 
mal demnächſt bie Reihe an einen friedliebenden Papft kommen, der nicht 
lediglich da3 Produkt der Wahl des italienifchen Clerus zur MWeltberrichaft 
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erheben will, fonbern bereit ift, auch andere Leute leben zu laſſen nach ihrer 
Art, und mit dem fich Friede fchließen Lafjen wird; — darauf ift meine Hoff: 
nung gerichtet, und dann hoffe ich wiederum einen Antonelli zu finden, der 
einficht3vofl genug ift, um bem Frieden mit der weltlichen Macht entgegen: 
aufommen. Abg. Virchow (Hortichr.): Die Herren vom Gentrum haben 
fi heute zu wiederholten Malen zum Theil in Erinnerung an alten Libe⸗ 
raliamus, zum Theil vielleicht nur aus Gründen der Fechtweiſe immer an 
die Liberalen Parteien gewendet, gleichſam ala käme e8 auf fie an. Meiner 
Meinung nad) ift den — vom Centrum die Verfaſſung von Werth nur 
um der Artikel willen, die hier in Frage ſtehen. Dieſelben Artikel wollten 
die Herren in die deutſche Reichsverfaſſung hereinbringen, und von dem 
Augenblick an, wo es nicht geſchah, war das deutſche Reich ihnen nicht nur 
gleichgiltig, ſondern antipathiſch. Ich fürchte, nach Aufhebung dieſer Artikel 
werden die Herren alle ihre Kräfte daran ſetzen, die Verfafſung gänzlich zu 
ruiniren. Herr v. Schorlemer will ung verantwortlich machen, fein Präjudiz 
zu Ichaffen, wie man die ganze Berfaflung los werden kann. Bei der nament: 
lichen Abftimmung über die unter dem Minifter Mühler eingebrachte Vor: 
lage wegen Aufhebung des Art. 25 der Berfaffung: „An ben Öffentlichen 
Volksſchulen wird der Unterricht unentgeltlich ertheilt” ftimmten fämmtliche Mit: 
lieder des Centrum? für die Aufhebung, mit Ansnahme eines einzigen Fatholis 
iſchen Geiftlichen, ber ſeitdem durch die Gentrumspartei fich genöthigt geſehen 
hat, vom Schauplaß der politifchen Thätigfeit abzutreten, des Domkapitulars 
Kuenzer. Sie (zum Centrum) find geneigt, Berfaffungsartifel aufzuheben, 
wenn es Ihnen paßt, und erflären e3 für ein Horribile, wenn e8 Ihnen 
nicht paßt. Die Zahlen ber Artikel werben allerdings als Leichenfteine ſtehen 
bleiben, aber ala Leichenfteine früherer Thorheiten ber Geſetzgebung. Tas 
aus dem Weſen der römischen Kirche entipringende Beſtreben, jede fich entgenen: 
ftellenbe Schranfe niederzumerfen, macht e8 eben fo, wie es für lange Zeit 
nicht möglich ift, die Grenze zwijchen Kirche und Staat durch ein Soncordat 
ftzuftellen, unmöglich, es in irgend einer Weiſe in ber Verfafſung zu thun; 
eßhalb muß man die Kirche ganz aus der Verfafjung befeitigen. Laffen wir 
ben Fyelfen Petri einfach bei Seite, dann wird fich die Ohnmacht des Statt⸗ 
halter Chriſti gleich ertweifen, der nur da mächtig wirb, wo der Staat ihm 
feine Hilfe leiht. Wenn mich etwad in meiner Abficht Kt machen fönnte, 
der Aufhebung beizuftimmen, jo wäre ed meine plößliche Entderfung. daß 
Ken d. Gerlach einmal diejelbe Meinung gehabt Hat. Herr dv. Gerlach be: 

rchtete bei der Perathung der Berfaffungsurkunde, die Artikel würden dem 
Atheismus zur Herrichaft verhelfen; das gerade Gegentheil ift eingetreten, 
der Ultramontanismus hat davon allein profitirt. Wir hoffen, baß bie ſtaats⸗ 
bürgerliche und religiöfe Freiheit eine größere ſein wird, wenn die kirchliche 
Freiheit abnimmt; denn dieſe iſt nichts weiter als die Freiheit der Hierarchie, 
die religiöſe Freiheit iſt die Freiheit der individuellen Weberzeugung. Die 
Gegenwart verlangt, daß wir Garantien für die jekige und nachkommende 
Melt ichaffen, daß fie nicht in die Bande des Papſtthums zurüdfällt; denn 
wir alle wiffen, mit welcher Kunft der Katholizismus es verftanden hat, 
nicht bloß die Schulen, fondern auch die Erziehung einzelner, namentlich her: 
dorragender Kreife an ſich zu reißen, mit welchem Erfolg er an den Höfen 
operirt, und wie er felbft noch an proteftantifchen Höfen fich in den geheim: 
ften Gemächern findet, wo man ihn niemal® glaubte. Wenn ich unter Ihren 
(zum Gentrum) Amendements die gräflichen und adeligen Namen leſe, habe 
ich immer ben Eindbrud: Siehe da, die Erziehungsrefultate!t Wir hätten 
deßhalb bei diefer Belegenheit auch gerne die beiden Paſſus des Art. 24 der 
Verfaſſungsurkunde geftrichen, welche die Leitung des NReligionsunterrichts 
in die Hände der Neligionzgefellichaften legen. Wir haben im Intereſſe der 
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Einigkeit der rvegierungsfreundligen Parteien von ber Einbringung eines 
folden Antrags Abftand genommen, obwohl wir glauben, daß ohne dieſe 
Aufhebung ein jegensreiches Unterrichtsgeſetz nicht möglich ift. Der Abge- 
ordnete Richter hat angedeutet, daß es leicht dahin kommen könnte, daß ein 
Geſetz über die Wahl der Bilchöfe gegeben werden müßte. Einem ſolchen 
Geſetze würde ich mich widerſetzen (Rufe im Gentrum: Warum ?), wir haben 
ja gar fein Intereſſe daran, daß Sie (zum Centrum) Bilchöfe haben, weß⸗ 
Halb follen wir Ihnen alſo welche geben? Wir können mit Ruhe und Ge: 
duld abwarten, wie Sie Ihre Bebürfniffe befriedigen. Man laſſe überhaupt 
ben Papſt bei Seite Liegen und überlaffe Denjenigen, welche mit ihm in Der: 
kehr treten wollen, Dieß privatim zu thun. 


17. April. (Deutſches Reich.) Die Regierung verjtändigt 
fih mit derjenigen Spanien? über die für die Gewaltthätigfeiten 
gegen die Brigg Guftav zu Leiftende Genugthuung und Entfchädigung. 


17. April. (Deutſches Reich.) Da die deutfche Preſſe fort- 
fährt, fih in Folge der, allgemein als infpirirt angefehenen, Artikel 
der „Köln. Ztg.“ und der „Poſt“ über die Fortdauer des Friedens— 
zuftandes fehr beunruhigt auszuſprechen, wendet fi die „Nordd. 


Allg. Ztg.“ gegen die franzöfifche Preffe, indem fie fchreibt: 

„Die Parifer Preſſe hebt vorwurfsvol und mit Bedauern den allar: 
ınirenden Charakter der vielbeiprochenen Betrachtungen in der „Köln. Ztg.“, 
der „Poſt“ hervor und zieht auch die „Nat.Ztg.“ und uns in Mitleiden: 
ſchaft. Aber mit Stillſchweigen übergeht fie die feftftchende Thatjache, daß 
es die franzöfiiche Preſſe war, die auf der ganzen Linie — von der legiti- 
miſtiſchen „Union“ 513 zum radiltalen „Rappel” — bi3 zu dem Augenblid 
des Bekanntwerdens des Artikels der „Post“ faft täglich wiederholt hat, wie 
Ba, unmöglich in der Lage verharren Tönne, die ihm der Friedens⸗ 
chluß mit Teutichland bereitet habe, und wie es Pflicht einer jeden französ 
ſiſchen Regierung fei, einen Revandhefrieg gegen Deutichland mit Auf: 
wand aller Kräfte vorzubereiten. Plötßzlich THreibt man in Paris das 
Gegentheil und bezeichnet die Artikel der deutſchen Blätter ala „heraus- 
fordernd“, die denn doch nur einer —— entſprochen haben. Jetzt 
plötzlich iſt ganz Frankreich friedlich und es gibt dort keine Kriegspartei, 
nachdem noch eben die Anhänger des Grafen Chambord angewieſen geweſen, 
der Republik Angeſichts der Lage der Dinge nicht Ungelegenheiten zu ſchaffen. 
Wiederum ſchreiben ſämmtliche franzöfiſche Zeitungen in demſelben Sinne; 
die Kritiken der monarchiſchen Blätter unterſcheiden fich weder nach Form, 
noch nach Inhalt von denen der republikaniſchen Preſſe, was immer der 
Fall iſt, wenn es Deutſchland gilt. Wenn man die Haltung ber französ 
ſiſchen Journale unmittelbar vor und unmittelbar nach den deutichen „allar: 
mirenden” Artikeln vergleicht, jo läßt fich conftatiren, daß bie letzteren auf 
die eriten calmirend gewirkt haben, was body die weilen Tadler bei 
und zu Lande und anberwärts nicht außer Acht laſſen follten. Die jebige 
aus und freundlich cheinende Sprache der franzöfiichen Preſſe ift aljo 
em „berausfordernden” Ton deutfcher Blätter zu verdanfen. Wir tollen 
twünfchen, daß die abfühlende Wirkung von Dauer fein möge, was wir ins 
defjen erfahrungsgemäß Urfache haben in Zweifel zu ziehen.” 


17. April. (Preußen) Abg.:Haus: Dritte Lefung der Vor⸗ 
lage betr. Reform der Provincialordnung für die 6 öftlichen Pro- 
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vinzen. Diefelbe wird im Weſentlichen nach den Beichlüflen der 
zweiten Refung — nur baß in einigen Punkten, wie für die Ein- 
berufung des Provinciallandtags durch den König, die Regierungd- 
vorlage wiederhergeftellt wird? — in namentlicher Abftimmung ınit 
240 gegen 103 Stimmen angenommen. Gegen die Annahme ftimmen 
die Ultramontanen ohne Ausnahme, die Polen und 18 Mitglieder 
der Fortfchrittspartei, während 22 derfelben Fraction mit der Mehr- 
beit die Vorlage annehmen. Die nationaleliberale Partei tritt big 
auf 3 ihrer Mitglieder gefchloffen für die Annahme ein. 

Da die Regierung zwar manche der von ber Commiſſion vorgeſchla⸗ 
genen und von ber at eit angenommenen ee angefochten hatte, 
aber doch kein Beichluß gefaßt worden ift, den Die Regierung als gänzlich 
unannehmbar bezeichnet und auf deffen Ausmerzung durch das — 
ſie — hätte, fo gibt man ſich der — wie ſich fpäter zeigt, irrigen 
— Borausfegung Hin, bie Staatäregierung werde, um das Geſeß noch in 
diefer Seffion zu Stande zu bringen, bie Beichlüffe des Abgeordnietenhaufes 
im Herrenhauje vertreten und durchſetzen. Freilich ift man bereit? darauf 
gefaßt, daß das Gefek im Herrenhauje nicht nur von ber Außerften feus 
Dalen Rechten werde befämpft werden, fondern auch von einigen Bürger: 
meiftern großer Städte, welche durch einige ben Intereſſen der größeren 
Städte vermeintlich ungünftige Beftimmungen des Gejehes in ber bisher be⸗ 
folgten Bolitit der liberalen Partei wankend geworden find, obgleich das 
Geſetz in Verbindung mit demjenigen über die Verwaltungsjuſtiz von Laster 
ausdrücklich als eine ber wichtigften Errungenschaften für die bürgerliche Frei⸗ 
heit bezeichnet worden ift. 

Das Haus genehmigt den, dem Beichluffe desjelben gelegent- 
lich der Budgetberathung entgegenfommenden Geſetzesvorſchlag, der 
Provinz Echleswig-Holftein 4,500,000 Mark zu überweijen, in der 
Meinung, daß damit alle aus den Striegdereigniflen von 1848 big 
1851 bergeleiteten, gegen den preußifchen Staat erhobenen Anfprüche 


ala vollftändig befeitigt angeſehen werden jollten. 

17. April. (Preußen.) Herrenhaus: genehmigt das fogen. 
Sperrgeſetz der bisherigen Staatszuſchüſſe an die katholiſche Kirche 
auch in zweiter Berathung. 

17. April. (Bayern.) Die liberale Partei des Landtags er- 
läßt mit dem Schluffe des Landtags und angeficht® ber bevorſtehen⸗ 
den Neuwahlen einen warmen Aufruf an die Wähler: 

y.... Am un unferer Thätigkeit ftanden wir einer clericalen 
Mehrheit — und auch ſpäter war eine geſchloſſene liberale Mehrheit 
nicht vorhanden. In ſolcher Lage mußten wir es als eine Hauptaufgabe 
anſehen, zu verhüten, daß die gegenwärtige Staatsverwaltung, wenn wir 
auch nicht in allen Richtungen mit ihr übereinzuſtimmen vermochten, von 
der clericalen Partei gedrängt und geſtürzt werde. Dazu waren wir um fo 


mehr veranlaßt, ald immer klarer zu Tage trat, doß der Staat verſäumt 
dat, zur geeigneten Zeit für feine Selbſtſtändigkeit und Vertheidigungsfähig⸗ 
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feit gegen bie feindlichen Angriffe der Hierarchie zu forgen. Ehe wir in 
unfere Heimath zurüdtehren, richten wir an alle freifinnigen und reichätreuen 
Männer des Landes, an Alle, denen es Ernſt ift mit der Aufrechthaltung 
von Geſetz und Recht, gemeinfam den Mahnıruf, angeficht3 der nahenden Neu: 
wahlen zum Landtage ſich eng an einander zu fchlieben und die ganze Kraft 
einzufeben in dem fchiveren Kampfe gegen die Feinde des Reiches und des 
Staated, mögen diefe für ihre Beitrebungen die Religion mißbrauchen, oder 
bie Grundlagen der bürgerlichen Ordnung und Sitte dur) Wort und That 
untergraben. Gehen wir überall und immer in Eintracht vorwärts, und 
bliden wir reit und unverwandt auf unfer leuchtendes Ziel — bad Wohl 
bes Baterlandes!” 

17. April. (Baden) Das Cherhofgericht beftätigt die von 
der erften Inſtanz gegen den Bisthumsverweſer Kübel wegen geſetz⸗ 
wibriger Uebertragung von Bicariaten an jog. Neupriefter, die fich 
der Staatsprüfung nicht unterzogen haben, ausgejprochene Strafe 
von 500 Mark oder 10 Wochen Gefängniß, ſetzt dagegen die über 
einen folcden Neupriejter verhängte Strafe von 4800 Mark oder 10 


Monaten Gefängniß auf 90 Mark oder 12 Wochen Gefängniß herab. 


18. April. (Dentſches Reich.) Die Blätter wollen willen, 
daß Defterreih und Rußland die Forderungen de deutjchen Reichs 
bei der belgifchen Negierung ihrerſeits unterftüßten. 

18. April. (Preußen) Der Kaifer geht nad) Wiesbaden, 
ohne noch zu der ihm vom Staat3minifterium in Vorſchlag gebrach- 
ten Aufhebung aller Klöfter in Preußen feine Zuftimmung gegeben 
zu haben, da er gegen die Maßregel in diefer Ausdehnung Beden⸗ 
fen begt. 

19. April. (Deutfches Reich.) Ber deutiche Gefandte am 
Hofe des Königs von Italien überreicht demjelben ein eigenhändiges 
Schreiben des Kaiſers, in welchem biefer feinem Bedauern Ausdruck 
gibt, daß es ihm 3. 3. noch nicht möglich war, den längſt beab= 
fichtigten Beſuch am italienischen Hofe auszuführen, zugleich aber 
die Hoffnung ausfpricht, daß es ihm im Laufe diejes Jahres doch 
noch vergönnt fein werde, und feine lebhafte Theilnahme an der 
jüngjt ftattgefundenen Zufammentunft des König von Stalien mit 
dem Kaifer von Defterreich in Venedig bekundet. 


19. April. (Preußen) Abg.-Haus: Dritte Lefung der Vor⸗ 
lage betr. Aufhebung der Artikel 15, 16 und 18 der Berfaffung. 
MWindthorft-Meppen befämpt die Maßregel nochmals in zweiftündiger 
Rede, die dahin fchließt, daß auch er den Frieden wünſche, und daß 
er ihn für erreichbar halte, wenn man mit der Curie unterhandle, 
die Maigefehe revidire und die Trennung zwiſchen Staat und Kirche 
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(die jedoch der Syllabus ausbrüdlich verwirft und verdammt) con= 
fequent durchführe. Die Vorlage wird in namentlicher Abſtimmung 
mit 275 gegen 90 (Ultramontane und Polen) Stimmen angenonmen. 

20.— 22. April. (Preußen) Abg.-Haus: genehmigt die Vor— 
lage betr. Totation der Provincial= und Kreisverbände aus Staat3- 
mitteln. Die Dotation wird jedoch von 15 auf 19 Mil. Mark 
erhöht; die Regierung hat dagegen Bedenken, will fich jedoch nicht 
widerjegen, wenn beide Häufer des Landtags fich dafür erklären 
follten. 


21. April. (Sachſen.) Eine aus allen Theilen des Landes 
ziemlich zahlreich bejuchte Verſammlung in Dresden bejchließt die 
Gründung eines conjervativen Landesvereins. 


22. April. (Preußen.) Der Kaifer fanctionirt in Wiesbaden 
das von beiden Häufern des Landtags angenommene jog. Sperrgejet 
betr. die bisherigen Staatszuſchüſſe an die katholiſche Kirche, kann 
fi aber auch bei diefer Gelegenheit noch nicht dazu entjchließen, 
der Einbringung einer Vorlage der Regierung behufs Aufhebung 
fämmtlicher Klöfter innerhalb der preußifchen ‘Monarchie feine Zus 
ſtimmung zu geben. 

Dasſelbe lautet wörtli: Gejeg betr. die Einftellung der Reis 
ftungen aus Staat3mitteln für die römiſch-katholiſchen ln 
mer und Geiftliden. $ 1. In den Erzdiözejen Cöln, Gneſen und Pojen, 
den Diözefen Culm, Ermland, Breslau, Hildesheim, Dönabrüd, Paderborn, 
Münfter, Trier, Fulda, Limburg, den Telegaturbezirfen diejer Tiöcejen, ſowie 
in den preuß. Antheilen der Erzdiöcejen Dras, Olmütz, Freiburg und der Did» 
cefe Mainz werben vom Zage der Verkündung dieſes Geſetzes ab "ummtliche, für 
die Bisthümer, die zu denſelben gehörigen Inſtitute nnd die Geiftlichen bes 
ftimmten Leiftungen aus Staatöiitteln eingeftellt. Ausgenommen von diefer 
Maßregel bleiben die Leijtungen, welche für Anftaltögeiftliche beftimmt find. Zu 
den Staatämitteln gehören auch die unter dauernder Verwaltung des Staates 
ſtehenden bejonderen Fonds. $ 2. Tie eingeitellten et werden für 
den Umfang de3 Sprengel wieder aufgenommen, jobald der jebt im Amte 
befindliche Biſchof, (Erzbiichof, Fürftbifchof) oder Biſthumsverweſer der Staats⸗ 
zegierung gegenüber durch jchriftliche Erklärung fich verpflichtet, Die be 
des Staates zu befolgen. 8 3. In den Erzdiöcefen Gnejen und Poſen, ſo 
wie in der Didcefe Paderborn erfolgt die Wiederaufnahme der eingeftellten 
Reiftungen für den Umfang bes Sprengels, fobalb die Beftellung eines Bis⸗ 
thumsverweſers oder die Einfegung eines neuen Biſchofs in gelegmäßiger 
Weile Statt gehabt hat. 8 4. Tritt die Erledigung eines zur Seit bejegten 
biichöflichen Stuhles ein, oder ſcheidet der jetzige — —— der Diö⸗ - 
cefe Fulda aus feinem Amte aus, bevor eine Wideraufnahme der Leiftungen 
auf Grund des 8 2 erfolgt ift, jo dauert die Einjtellung derfelben für den 
Umfang des Sprengels fort, bis die Beſtellung eines Bisthumsverweſers oder 
die Einſetzung eines neuen Biſchofs in gefegmäßiger Weiſe Statt gehabt hat. 
8. 5. Wenn Hr den Umfang eines Sprengel® die Leiftungen aus Staatsmits 
tel wieder aufgenommen find, einzelne Empfangsberechtigte aber, der vom 
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Biſchof oder Bisthumsperwejer übernommenen Verpflichtung ungeachtet, ben 
Geſetzen des Staated ben Gehorſam veriveigern, fo ijt Die Staatäregierung ers 
mädtigt, die für diefe Empfangsberechtigten beitimmten Leiftungen wieder einzu= 
ftellen. & 6. Die Wiederaufnahme der eingeftellten Leiftungen an einzelne Em⸗ 
pfangsberechtigte erfolgt außer den Fällen der 88 2 bi? A, wenn der Empfangs⸗ 
berechtigte der Staatäregierung gegenüber in der im 8 2 bezeichneten Weiſe 
fih verpflichtet, die Gelee bes Staates zu befolgen. Außerdem ift die Staats⸗ 
regierung ermächtigt, bie eingeftellten Leiftungen einzelnen Empfangsberech⸗ 
tigten gegenüber wieder aufzunehmen, wenn fie durch Handlungen die Abficht 
an den Tag legen, die Geſetze des Staates zu befolgen. Verweigern diejelben 
demnächſt den —— des Staates den Gehorſam, ſo ſind die Leiſtungen aus 
Staatsmitteln wieder einzuſtellen. 8 7. Die Entſcheidungen der kirchlichen 
Behörden, welche eine Zisciplinarftrafe wider einen Geiſtlichen verhängen, 
bem gegenüber die Staatäregierung die eingeftellten LZeiftungen in Gemäßheit 
des $ 6 wieder BEE nen bat, können ſowohl von dem Geiftlichen, ala 
von dem Ober: Präfidenten im Wege der Berufung an den Königlichen Ge: 
richtshof für Firchliche en: ohne die Beichränfung bes 8 12 de 
Gelebed vom 12. Mai 1873 angefochten werden. Die Berufung kann in dies 
fen Fällen auf neue Thatiachen und Beweismittel gegründet werben. & 8. 
Die Wiederaufnahme ber eingeftellten Leiftungen erfolgt in allen Fällen vom 
erften Tage bdesjenigen PVierteljahres an, in welchem die geſetzliche Voraus⸗ 
fegung ber Wiederaufnahme eingetreten ift. $& 9. Ueber die Bermendung der 
während Einftellung der Leiftungen aufgefammelten Beträge bleibt, ſoweit 
diefelben nicht nach der rechtlichen Natur ihres Urſprungs zu Gunften der 
allgemeinen Staatsfonds als eripart zu verrechnen find, oder anderweit vers 
wendbar werden, gejeßliche Beitimmung vorbehalten. Der Minifter ber geift: 
lien Angelegenheiten iſt im Fall einer commiflariichen Verwaltung bes 
biihöflichden Vermögen? auf Grund bed Gejehes vom 20. Mai 1874 befugt 
bie Fortgewährung der zur Ausftattung der Bisthümer beftimmten Leiftungen 
in jo weit zu verfügen, als dies für Zwecke ber commifjarifchen Verwaltung 
und zur Beltreitung der Koften derfelben a it. 8 10. Sie execu⸗ 
tiviſche Beitreibung im Verwaltungswege findet in Betreff der Abgaben und 
Leiftungen an die Bisthümer, die zu denfelben gehörigen Inſtitute und die 
Geiftlicen für ben gejammten Umfang eine® Sprengel jo lange nicht Statt, 
ala für denfelben die Einftellung ber Leiftungen aus Staatsmitteln dauert. 
Den Staat: und Gemeindefteuer-Erhebern ift während der Dauer der Ein 
ftellung nicht geftattet, die vorftehend bezeichneten Ba zu erheben und 
an die Empfangaberechtigten abzuführen. $ 11. Sind die Reiftungen aus 
Staat3mitteln an einen Empfangsberechtigten auf Grund des S 6 wieder auf: 
enommen, fo ift in Betreff der von biefem Zeitpunkt ab fällig werdenden 
bgaben und Leiftungen die Verwaltungsexecution tvieder zu gewähren. Ein 
Gleiches gilt in Betreff der Abgaben und Leiftungen für diejenigen Geiftlis 
chen, welche feine Leiftungen aus Staatdmitteln zu beziehen haben, wenn fich 
biefelben durch ausdrückliche oder ftillichweigende Willensäußerung (8 6, Abs 
fa 1 und 2) verpflichten, bie Geſetze des Staates zu befolgen, jo lange fie 
diefer Verpflichtung nachkommen. 12. Wer in ben Fällen der 88 2 und 
6 bie jchriftlich erklärte Verpflichtung widerruft, oder der durch biefelbe über: 
nommenen Verpflichtung zuwider die auf fein Amt oder feine ae ende 
tungen hen en der Stantögefege oder die in diefer Hinſicht 
don ber Obrigkeit innerhalb ihrer gejeßlichen Zuſtändigkeit getroffenen Ans 
ordnungen verlebt, ift Durch gerichtliche Urtheil aus feinem Amte zu ent» 
Iafien. 8 18. Die Entlafjung aus dem Amte Hat die rechtliche Unfähigteit 
ur Ausübung des Amtes, den Berluft des Amtseinkommens und bie Erle⸗ 
Bine der Stelle zur Folge. Außerdem tritt die Einftellung ber Leiftungen 











Pas deutfge Reid; und feine einzelnen Glieder, (April 22—24) 113 


aus Staatömitteln, fo wie der Berwaltungserecution in dem früheren Umfange 
wieder ein. Der Minifler der geifilichen Angelegenheiten ift ermächtigt, ſchon 
nach erfolgter Einleitung des Verfahrens die Einftellung der Leiftungen zu 
verfügen. Endet das Verfahren mit Freiſprechung, jo find die in folge ber 

ügung einbehaltenen Beträge nachzuzahlen. 8 14. — zur Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung iſt der Königliche Gerichtshof für kirchliche An⸗ 
gelegenheiten. Tas Verfahren vor demſelben regelt fich nach den Beſtimmun⸗ 
gen des Abſchnitts III des Gefetzes vom 12. Mai 1873 über die firchliche 
Disciplinargewalt und die Errichtung des Königlichen Gerichtshofs für kirch⸗ 
liche Angelegenheiten (Geſetz Sammlung Seite 19%). 8 15. Wer Amtöhands 
lungen vornimmt, nachdem er in Gemäßheit des 8 12 dieſes Geſetzes aus 
feinem Amt entlaflen worden ift, wird mit Geldbuße bis zu 300 Darf, im 
MWiederholungsfalle bis zu 3000 Mark beftraft. 

22. April. (Preußen) Ber Weihbiſchof Cybichowski von 
Gneſen wird wegen Ausübung bifchöflicher Rechte, während ber erz= 
bifchöfliche Stuhl ftaatlicher Seits für erledigt erklärt ift, gerichtlich 
zu 9 Monat Gefängniß verurtheilt. 

22. April. (Elfaß-Lothringen.) Die Regierung erklärt dem 
Biſchof von Meb, daß die fernere Lehrthätigkeit derjenigen Profeſſoren 
an jeinem fog. kleinen Seminare, welche bem Orden von St. Sul⸗ 
pice angehören (e# find beren 7), einzuftellen fei. 

23. April. (Preußen) Dem feines Amtes entjegten Biſchof 
Martin von Paderborn wird, nachdem er feine zweimonatliche Tye- 
ſtungshaft abgebüßt hat, die Stadt Wefel zum Aufenthaltsort an 
gewieſen. 

23. April. (Württemberg.) Der Papſt ernennt das Haupt 
der ultramontanen Partei in Württemberg, den Antagoniſten des 
gemäßigten und friedlichen Biſchofs Hefele, Stadtpfarrer Schwarz 
in Ellwangen, zum päpſtlichen Hausprälaten. Die Ernennung iſt 
offenbar ein Schlag in's Geficht des Biſchofs. Der Papit zeigt da- 
durch neuerdings, daß er feit dem Vaticanum die Bijchöfe lediglich 
ala feine willenlofen Werkzeuge anfieht und angefehen willen will. 

24.--27. April. (Preußen) Abg.-Haus: Zweite Leſung der 
Borlage betr. VBermögensverwaltung der Tatholifchen Kirchengemein- 
den. Gneiſt erjtattet den Commiſſionsbericht: 


Der Geſetzentwurf, weldder nach der Commiſfionsfaſſung am 1. Ottober 
db. %. in Wirkſamkeit treten joll, überträgt in den fatholifchen Pfarrgemeinden 
bie Verwaltung des Kirchenvermögens dem Kirchenvorſtande und der Gemeinde: 
vertretung, worunter natürlich ftet3 nur die in dieſem Gejehe gemeinte Vertre⸗ 
tung ber Kirchengemeinde zu verftehen if. Zum ar ea im Sinne 
biejea ide gehören: 1) das für Enltuäbebürfnifje beftimmte Vermögen, ein 
ſchließlich des Kirchen⸗ und Pfarrhaus: Baufonds und ber zur Bejoldung ber 
Geiftlicden und anderer Kirchendiener beftimmten Bermögensftüde; 2) die zu 
anderen Firchlichen, zu wohlthätigen oder Schulzweden beitimmten kirchlichen 
Dermögenzftüde; 3) (eine wichtige Neuerung) die Erträge der durch Kirchliche 
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Drgane zu kirchlichen, wohlthätigen oder Schulziweden oder durch andere 
Perjonen zu kirchlichen Zweden innerhalb und außerhalb der ee ont: 
veranftalteten Sammlungen, Colletten u. |. w.; 4) die zu kirchlichen, wohl⸗ 
thätigen oder Schulzwecken innerhalb des Gemeindebezirles beftimmten und 
unter die Verwaltung kirchlicher Organe geftellten Stiftungen. Was nun 
die dom Geſeh re Verwaltungsorgane betrifft, jo find dies ber 
Kicchenvorfiand und die Gemeindevertretung. Erſterer ift der eigentliche Ber: 
walter. Er beficht aus dem Pfarrer und mehreren Kirchenvorftehern. Die 
Zahl derjelben beträgt in Gemeinden unter 500 Mitgliedern 4, in ſolchen 
von 500-2009 Mitgliedern 6, in Gemeinden von 2000-5000 Mitgliedern 
8 und in folcden von 5000 und mehr Mitgliedern 10 Perſonen. Eie iver: 
den durch die Gemeinde auf ſechs Jahre gewählt und können ohne wichtige 
Gründe diejeg Ehrenamt nicht ablehnen, wenn fie das Kirchliche Wahlrecht 
nicht verlieren wollen. Der Kicchenvorftand wählt feinen Borfikenden für 
drei Jahre; nach ber Regierungsvorlage follte der Pfarrer der geborene Bor: 
fißende fein. Der Kirchenvorftand Tommt zufammen, fo oft die Geichäfte es 
fordern, ferner fo oft der Bifchof oder die Regierung, der Bürgermeifter oder 
die Semeindevertretung es verlangen. In wichtigen Geichäften, die durch dag 
Geſetz genau fpecialifirt find, bedarf der Kirchendorftand der Zuftiminung der 
Gemeindevertretung. Dieſe jol dreimal jo groß fein, wie der Kirchenvorftand. 
Auch fie wird von ber Gemeinde auf ſechs Jahre gewählt; wie der Kirchen⸗ 
vorſtand; jo hat auch die Gemeindevertretung ihren Vorſitzenden nur auf drei 
Sabre zu wählen. Der Vorſitzende des Kirchenvorftandes Tann ihren Ir 
ungen beiwohnen. Eie darf nach dem Beichluß der Commilfion Oeffentlich⸗ 
feit ihrer Sitzungen beichlichen. In Gemeinden mit zu geringer Seelenzahl 
oder zu Heinem Vermögen kann der Bifchof im Einvernehmen mit dem Ober: 
Präjidenten den Wegfall des Sirchenvorjtandes und der Gemeindevertretung 
anordnen. Sehr energiſch ift das Geſetz gegen Kirchenvorſtände, welche ent⸗ 
weder ihre Pflichten vernachläſſigen oder „Angelegenheiten, welche nicht zu 
ihrer Zuftändigfeit gehören, wiederholt zum Gegenftand einer Erörterung 
oder Beſchlußfaſſung machen“. Ziele können nämlich ſowohl durch den Bir 
ſchof wie durch den Ober-Präfidenten aufgelöst werden. Dort, wo Kirchen: 
vorstand oder Gemeindevertretung nicht functioniren wollen oder dur Wahl 
nicht zu Stande fommen, hat der Kegierungd:Präfident eine commiſſariſche 
Verwaltung des Kirchenvermögens anzuordnen. — Die Aufficht über die Ber: 
waltung führt die vorgelegte Kirchenbehörde und der Staat, auf welchen auch 
die Auffichtsrechte der Kirchenbehörde übergehen, wenn fie von ihnen feinen 
Gebrauch madt. Ber Stantsgenehinigung bedarf es vornehmlich bei Erwerb 
und Beräußerung von Grundeigenthum, bei Bau neuer Gebäude für den 
Gottesdienft oder die Geiftlichen, bei Anlegung von Begräbnißpläßen, bei 
Ausichreibung von Golleften und bei Verwendung be3 oo Vermögen? 
für Zwecke, welche nicht die Eultusbebürfniffe der Gemeinde jelbft betreffen. 
Lie Jahresrechnung iſt der Staatöbehörbe zur Prüfung vorzulegen, auch 
kann dieſelbe von Etat Einficht nehmen und gefeßwidrige Poften verbieten. 
Indefſen beftimmt der Entwurf aud in ber 4 ung der Commilfion noch 
nicht, welche Staatsbehörden die Aufficht zu Üben Haben; es foll dies erft 
durd) Lönigliche Verordnung geichehen. Bon der Commiſſion neu hinzugefügt 
find die $$ 53a und 53 b, von denen ber erjte die in bem Geſetze vorge⸗ 
jehenen Befugnifle der Biſchöfe fiftirt, wenn diefe dem Geſetze Folge zu leiſten 
fi) weigern, während der lektere dem Kirchenvorſtand verbietet, den Geiſt⸗ 
lichen in folcden Bisthimern, wo die Staatzleiftungen eingeftellt find, Be- 
joldungen oder Abgaben aus dem Kirchenvermögen ander? als mit Geneh- 
migung des Staates auszuzahlen. — Die durch dieſes Geſetz angebahnte gänz- 
liche Umgeftaltung der Verwaltung des Kirchenvermögens wird volllommen 
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vorhanden fein, wenn fie noch burch ein Geſetz über die — des 
Diödceſan-Vermögens — iſt. Nach einer im Berichte wiedergegebenen 
Mittheilung der Regierung wird ein ſolches ausgearbeitet, und hat die Re: 
gierung es ſchnellſtens zu fördern verſprochen. Tas a ift weit entfernt 
davon, eine Säcularijation zu fein, es vegelt vielmehr ausſchließlich die Vers 
waltung und trifft abfichtlih keine Beſtimmung über die müßige Principe» 
frage, wer eigentlich der Eigenthumsträger des Kirchenvermögens ſei. Soweit 
man zwiſchen den Zeilen des Berichtes lejen Tann, Haben die ultramontanen 
Mitglieder ber Commiſſion fich zwar, wie jelbjtverftändlich, gegen dag Geſetz 
erklärt, allein im Uebrigen feinen jo unverföhnlichen Standpunft eingenom: 
men, wie der Erzbiichof von Köln in feinem Schreiben an das Abgeordneten: 
haus vom 10. März d. %. Sie haben dem Staate jogar ein ziemlich weits 
gehendes Auffichtärecht und ein jubfidiäres Geſetzgebungsrecht zugeftanden. 

Die Mehrheit de Hauſes genehmigt die Modification der 
Commilfion, wonach der Pfarrer nicht der geborene Vorfitende des 
Kirchenvorftandes fein foll, Jondern diejer feinen Borfikenden auf 
drei Sabre wählt. Dagegen werden mehrere andere von der Com= 
miffion vorgefchlagenen Verſchärfungen der Regierungsvorlage theils 
gemildert, theils ganz abgelehnt. 

Sp wird der von ber Commiſſion angenommene Antrag Wehren: 
pfennig’®, für die Zeit der Wirkſamkeit des ſog. Sperrgeſetzes auch die Zah: 
lungen aus Sirchenfaffen an die Geiftlichen zu fperren, in Folge des Wider: 
ſpruches der Fyortichrittspartei nur in der abgeichwächten Geitalt angenommen, 
baß dort, wo in folge der Nichtausführung des Geſetzes (Weigerung, zu 
wählen oder eine Wahl zum Stirchenvorftand oder zur Gemeindevertretung 
anzunehmen) das Kirchenvermögen unter commiffariiche Verwaltung des 
Staat3 genommen werden muß, die Sperre einzutreten bat. en der 
urfprüngliche Antrag geeignet war, für die Ausführung des Geſetzes ab- 
fchredend zu wirken, erſcheint die neue Beltimmung nur als Sirafe für bie 
Nichtausführung. Zergeftalt ericheint da3 Amendement ala eine Vereinbarung 
re anticlericaler Parteien. Im Uebrigen find die Commiſſionsvor⸗ 
läge nur in dem einen Punkt noch abgeändert worden, daß die von ans 
deren ala kirchlichen Organen zu kirchlichen Zwecken veranftalteten Samm: 
lungen nicht ald Gegenftand des Kirchenvermögens angejehen und unter die 
betreffenden Eontrolen geftellt werden. 

Die Ultramontanen ihrerſeits bemühen ſich, die biäherige Stellung 
Schritt für Schritt zu vertheidigen. Windthorft geht jogar jo weit, zu er: 
flären, dab feine Partei keineswegs einer Betheiligung der Gemeinden an 
ber Vermögensverwaltung der Kirche entgegen jei, nur müſſe eine folche 
Ordnung mit vom Staate einfeitig vorgeichrieben, jondern mit der Kirche 
vereinbart werden. Regierungsſeitig wird barauf erwiedert, daß Die geieh- 
gebende Gewalt in Preußen bei der Krone und den beiden Häujern des Land⸗ 
tag3 ruhe, andere Faktoren Hätten ein Anrecht zur Betheiligung an der Ge⸗ 
feßgebung nicht. Uebrigens handeln die Ultramontanen in der That nur 
Hug, wenn fie, obgleich mit widerwilliger Hand, das, was ihnen die Regie: 
rung mit diefem Geſetze bietet, eine autonome Kirchenvermögensverwaltung, 
annehmen und auch ben Episcopat veranlafjen, an der ra. de3 Ge: 
Ki mitzuwirken; e3 erfcheint dies ala das einige Mittel, durch welches 
e bie Verhängung einer gejehlichen Dictatur über bie Adminiftration des 
Kicchenvermögens, wozu der Staat ſich jchließlich gezwungen jehen Tönnte, 
verhindern, 
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26. April. (Deutiches Reich.) Der Kronprinz flattet von 
Alorenz aus dem König von Italien in Neapel einen Beſuch ab und 
wird von beinfelben mit großer Auszeichnung empfangen. An dem= 
ſelben Tage treffen der Kronprinz und die Kronprinzejjin von Ita⸗ 
lien zum Beſuche der in Florenz zurüdgebliebenen deutjchen Kron— 
prinzeſſin ein. Auch der Minijterpräfident Diinghetti geht nad) Flo—⸗ 
renz, um dem deutjchen Fronprinzlichen Paare feine Aufwartung zu 
machen. Bie italienifche Preffe conftatirt ſelbſt den durchaus frei= 
willigen Charalter der von der Bevölkerung demfelben allerwärts 
dargebrachten Huldigungen. 

26. April. (Deutſches Reich.) Die vom Neichätage für die 
Vorberathung der Juſtizgeſetze eingejeßte Reichzjuftizeommiffion be= 
fchließt gegen eine Minderheit von nur 3 Stimmen, die Handels⸗ 
gerichte au dem Entwurf der deutfchen Civilprozeßordnung ganz zu 
ftreichen. Der Beichluß erregt ein gewaltiges Auffehen und die be= 
theiligten Intereljenfreife treffen alsbald Vorbereitungen, um dem— 
jelben in der öffentlichen Meinung, beim Reichdtage und bei den 
Negierungen energifch entgegen au treten. 

— April. (Preußen) Der Eultugminifter beantwortet ein 
Schreiben des evangelifchen Ober-Kirchenraths, worin dieſer feinen 
Bedenken bezüglich der Aufhebung der Artikel 15, 16 und 18 der 
Verfaſſung für die evangelifche Kirche Ausdrud gibt, dahin, 

daß die Geſetzesvorlage nur gegen ben die Hoheitsrechte des Staates 
mißachtenden, von Rom geleiteten fatholifchen Clerus gerichtet fei, die Selbft: 
ftändigkeit und Integrität der evangeliichen Kirche dagegen nicht herühre, 
und weist fodann darauf hin, daß die Rechtsordnung der evangeliichen Kirche 
nicht auf dem Verfafjungsartifel 15, fondern auf ftaatlichen und EN 
Eperialgefeßen beruhe und auf diefom Wege weiter ausgebaut werden folle; 
ber Minifter bezeichnet dies nicht bloß als feine perfönliche Auffafjung, fon: 
bern als Standpunkt der Staatsregierung überhaupt. 

28. April. (Preußen) Der gl. Gerichtshof für Tirchliche 
Angelegenheiten eröffnet, dem Antrage des Cber-Präfidenten von 
Schlefien entfprechend, da Verfahren auf Amtzentfegung gegen den 
Fürſtbiſchof Förſter von Breslau. 

29. April. (Preußen.) Der ftaatliche Commiffarius für die 
Vermögensverwaltung der Didcefe Paderborn ordnet die Befchlag- 
nahme des Kirchenvermögens in dem nicht nach Vorfchrift der Mai— 
geſetze befekten Pfarreien an. 

29. April. Württemberg.) II. Kammer: bewilligt bei Be— 
rathung des Budget? die Anſätze für die Gefandtichaften in Berlin, 
München und St. Peterdburg ohne Anftand, denjenigen für Wien 
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dagegen nur mit 55 gegen 20 Etimmen. Die Bewilligung erfcheint 
als eine Art Vertrauensvotum für den Minifter v. Mittnacht. 

30. April. (Deutſches Reich.) Die neu erftellten Fluß» 
fanonenboote „Rhein” und „Mojel” ehren von einer Probefahrt 
bis Etraßburg wieder in ihre Etation Coblenz zurüd. 

Tie Trage einer wirkſamen Flußvertheidigung mittels derartiger 
Kriegsfahrzeuge, vorzugsweiſe die Deckung der zeitweiſe den Operationen der 
Zruppen und dem Echuß der Feſtungen entzogenen Punkte der Ufer, ſowie 
bie der Verhinderung militäriicher Operationen und Anftalten des Feindes 
anf dem Fluſſe ſelbſt follen durch dieſe erfte Probefahrt der äußerft zweck⸗ 
mäßig gebauten Fahrzeuge günftig gelöst fein. 

30. April. (Preußen) Der Kaiſer gibt endlich zur Ein— 
bringung einer Vorlage an ben Landtag betr. Aufhebung der Klöſter 
im ganzen Umfange der Monarchie mit einigen Ermäßigungen reſp. 
Ausnahmen, namentlich bezüglich des Ordens der barmherzigen 
Schweſtern, feine Einwilligung. 

30. April. (Preußen) Abg.⸗Haus: genehmigt die von der 
Regierung zugleich mit derjenigen über die Reorganijation der Pro— 
vinciallandtage eingebrachte Vorlage betr. Organifation von Ver—⸗ 
waltungagerichten in den 6 öftlichen Provinzen der Monarchie. 


Tas Geſetz im Ganzen iſt ein unläugbarer Fortſchritt. Es werben 
damit die ftreitigen Derwaltungsfachen in brei Inſtanzen der Enticheidung 
unabhängiger Behörden (Kriesausſchuß, Provincialverwaltungsgericht und 
Dberverwaltungsgericht) unterbreitet; den Enticheidungen gehen öffentliche und 
mündfiche Berhandlungen vorher. In der Kreisordnung fehlte noch die oberfte 
Inſtanz, welche jegt nach Art des Obertribunald gebildet werden ſoll. Nad) 
der Kreisordnung beftanden die Provincialvertvaltungsgerichte aud dem Re: 
gierungapräfidenten, bzw. beffen Stellvertreter, einem richterlichen Mitglied 
im Nebenamt und brei vom Provinciallandtag gewählten Laien. Der Re- 

ierungspräfident wird jeft durch einen en unabhängigen Direktor ers 
Feht: auch das richterliche Mitglied foll, ſobald ſich die Geichäfte entiprechend 
vermehren, feine Stelle ala Hauptamt erhalten. Die Einrichtung einer bes 
fonderen, zur Verfügung des Minifter bes Innern und des un: 
präfidenten ſtehenden Staatzanwaltichaft bei den mittleren und oberen Ge⸗ 
richten ift von Sommilfion und Plenum abgelehnt worden. Die Verwal: 
tungsjuftiz nach Maßgabe dieſes Geſetzes wird zunächſt nur praftifch in den 
fünf Provinzen der Kreisordnung, auch hier aber bis zum Erlaß einer neuen 
Städteorduung mit Ausnahme der Stabtkreife und mit Ausſchluß der com: 
munalen Angelegenheiten in den übrigen Städten. Gompetenzftreitigkeiten 
zwiſchen Berwaltungsgerichten und Verwaltung entfcheidet das Oberverwal⸗ 
tungsgericht. Die Commiſſion wollte bei dieſer Gelegenheit auch von einer 
anderen Seite Breiche legen in ben Gompetenzconflittsgerichtöhof, eine Inſti⸗ 
tution, welche indbefondere in ben 50er Jahren und in der Confliktszeit 
Gegenftand vielen Aergernifjes geworden ift. Nach dem Commiſſionsvorſchlag 
ſollte dieſer Gerichtshof nur übrig bleiben für Konflikte zwifchen Verwaltung 
und orbentlichen Gerichten, nicht auch für Konflikte zwiſchen ordentlichen Ges 
richten unb WBerwaltungsgerichten. Der Juſtizminiſter erlärt fich jedoch da⸗ 
gegen und da3 Haus gıbt nah. Mit der zunehmenden Aengitlichleit bes 
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Hauses, dad Minifterium könnte die neuen Verwaltungsgeſetze ſcheitern laffen, 
wächft augenfällig die Abneigung bes Minifteriumg zu irgend welchen Con⸗ 
zeilionen an das Haus. 

— April. (Deutfches Reich.) Während de ganzen Monats 
hat die Krifis bezüglich einer angeblichen Bedrohung des allgemeinen 
Friedens die geſammte europäische und nicht zum wenigsten die deutſche 
Preffe in Thätigkeit gehalten, ohne daß die Öffentliche Meinung da= 
raus Flug geworden wäre, wer denn eigentlich den Frieden wirklich 
bedrohe. Allmälig feheint man ſich indeß zu der Veberzeugung hin— 
zuneigen, daß die Beunruhigung der deutjchen Regierung über die 
Meberftürzung der NReorganifation feiner Armee Seitens Frankreichs 
durch fein neues Cadresgeſetz dazu den erſten Anftoß gegeben hat und 
daß dann die franzöfiiche Diplomatie die Differenz zwiſchen dem 
deutſchen Reich und Belgien benüßt babe und noch benüße, um 
Deutjchland zu verbächtigen und eine wirklich) großartige Intrigue 
gegen dasſelbe an den verjchiedenen Höfen in's Wert zu ſetzen und 
in der Preſſe auf’3 eifrigfte zu fchüren. 

30. April. (Deutſches Reich.) Belgien beantwortet die 
deutiche Note vom 15. d. M. im MWefentlichen dahin, daß bez. des 
Falls Duchesne und der zugejtandenen dießfälligen Küde in feiner 
Geſetzgebung die belgische Regierung feiner Zeit „die Beitimmungen 
prüfen werde, welche in Deutichland und anderdwo angenommen 
werden würden”, um diejelbe Lücke auch in ihren Strafgefeßgebungen 
auszufüllen. Die officiöfe Preſſe erklärt diefe Antwort für eine reine 
Ausflucht. 

— April. (Deutfches Reich.) Der feit dem Ende des Krieges 
unternommene großartige Ausbau der Feſtung Met iſt wejentlich 
bereit3 zu Ende geführt. Deutjchland kann nach diefer Seite hin 
Frankreich gegenüber ruhig fein. 

— April. (Preußen.) Die Lage der katholiſchen Geiftlichen 
in der Provinz Poſen, welche übertwiegend der polnischen Nationa= 
lität angehören, wird eine immer bedenflichere und ſchwierigere. 


Nur wenige don ihnen haben ben Muth, fich auf die Seite bes 
Staates zu Stellen und die Kirchengeſetze von 1873 und 1874 anzuerkennen ; 
fie werden in ihren Stellungen ziwar vom Staate geſchützt, müffen aber das 
mit büßen, daß fie in ihren Gemeinden wie geächtet dajtehen und fogar In⸗ 
julten ausgejeßt find, wie e8 3. B. den Pröpiten Kubeczak in Xions und 
Kid in Kähme ergangen ijt. Einen andern freilinnigen Propft, Namens 
Welnitz in Koften, lieh die Gemeinde am erjten Ojterfeiertage, als er in der 
Kirche predigte, falt gar nicht zu Worte kommen, indem andauernd abjicht- 
lich gehuftet wurde, in dab er fich Schließlich genöthigt Jah, die Kanzel zu 
verlajlen. Die überwiegende Mehrheit der Geiftlichen gehoxcht ben Weiſungen 
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ber geheimen päpftlichen Delegaten, welche gegenwärtig bie Diöceſen Poſen 
und Gnefen verwalten, und kommt dadurch nicht allein in Conflikt mit den 
Staatsbehörden, fondern geräth auch in materielle Noth. Etwa 20 TDekane, 
welche fich gemeigert haben, bor Gericht Außfagen in Betreff der geheimen 
Eelegaten zu machen, fiten Schon feit längerer Zeit im Gefängniffe und 
haben auch gar feine Auzficht, dagjelbe fo bald zu verlaffen, indem ihnen 
erflärt worden ift, e8 werde die Zwangshaft jo lange gegen fie zur Anwen 
dung kommen, bis fie die gewünschte Auskunft geben. Auch die Pröpfte 
(Pfarrer) befinden fich in bedrängter Tage, indem die k. Commifjäre für die 
Verwaltung des Se Vermögens in den Diöceſen Poſen und Gnejen 
verlangen, daß fie über alle kirchlichen Bermögensangelegenheiten ihnen Bes 
richt erjtatten und, falls dies nicht geichieht, fie mit erheblichen Geldbußen 
beftraten. Da dieſe aber meiſtens nicht bezahlt werden, jo fchreiten die Exe⸗ 
futoren zur Pfändung, To daß zahlreiche Pfarreien bereit3 ausgepfändet find. 
Don ben jüngeren Geiftlichen, welche entgegen den Kirchengeſetzen angejtellt 
und wegen gejeßwidriger Vornahme geiftlicher Handlungen zu erheblichen 
Geld⸗, eventuell Sefäugnißitrafen verurteilt worden find, haben die meiften 
e3 vorgezogen, ſich der Gefängnißjtrafe durch die Flucht zu entziehen, und 
werden jtecfbrieflich verfolgt. Ungimeifelhaft wird die Lage der Geiftlichen 
eine noch mihlichere werden, fobald ihnen exit die Zuſchüſſe, welche fie bisher 
aus Staatömitteln erhielten, entzogen werden. Trotzdem beharren fie bei 
ihrem Ungehorfam gegen die Kirchengeſetze und fcheint zunächſt auch gar feine 
Ausſicht vorhanden, dab fie ihren Widerjtand aufgeben. | 


— April. (Bayern) Die ultramotane Preffe tritt bereits 
mit großem Eifer in die Agitation für die bevorjtehenden Neuwahlen 
der II. Kammer ein. Dabei tritt das „bayerifche” und. „patriotijche” 
Element mehr und mehr entjchieden in den Hintergrund gegenüber 
dem „römiſch-katholiſchen“. So äußert fich 3. B. das von dem 
fath. Priefter Dr. Rittler redigirte „Fränkiſche Volksblatt“ alfo: 


„Teit wie eine Mauer ſawohl gegen da Preußenthum als das libe: 
rale Antichriſtenthum fteht nur ber glaubendtreue, entjchieden römiſch— 
tatholische, für die Kirche und ben Hl. Bater begeifterte Mann. Ihm 
allein dürfen wir vertrauen, fowie wir umgekehrt in jeder Halbheit und Un⸗ 
entfchiedenheit, in jedem Streben nach Verſöhnung underföhnbarer Ges: 
genfäge, in jedem Liebäugeln mit den Grundfähzen und Tendenzen der Gegen: 
Partei unfern Feind, ben Feind Bayern? und der Kirche, erkennen und be: 
fämpfen müffen. Nur ein entichiedener und wie man zu jagen pflegt, in 
ber Wolle gefärbter „Ultramontaner”, der in Allem, was die 
Religion betrifft, dur Til und Dünn mit dem Papfte und ber 
Kirche geht, und in deſſen Adern fein Tropfen preußenfreundlichen Blutes 
ne * ein verläfſiger Vertrauensmann des katholiſch-patriotiſchen Bayern⸗ 
volkes.“ 


1. Mai. (Preußen.) Sämmtliche kgl. Kaſſen ſtellen in Folge 
des Sperrgeſetzes die bisherigen Zahlungen an die katholiſchen Geiſt— 
lichen ein, außer an diejenigen, welche ſich, ſei es durch eine förm— 
liche Erklärung, ſei es thatſächlich, den Staatsgeſetzen unterwerfen. 

1. Mai. (Preußen.) Abg.Haus: Die Regierung legt dem- 
felben den Gefeßeaentwurf betr. Aufhebung der Klöfter in Preußen - 
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vor. Nach demfelben bürfen die der Krankenpflege gewidmeten Fld- 
fterlichen Gemeinſchaften auf Widerruf bejtehen bleiben; diejenigen 
Klöfter, welche Unterrichtszwecke verfolgen, jollen binnen 4 Jahren, 
alle übrigen in 6 Monaten aufgehoben werden. Dem Geſetzesent⸗ 
wurfe find umfangreiche Motive beigegeben. Der Echluß berfelben 
lautet: | 

... Es empfiehlt fich nicht, die Befeitigung det zur Zeit vorhandenen 
Niederlaffungen nur durch daB Verbot der Aufnahme neuer Mitglieder all» 
mählich herbeizuführen; es hätte eine derartige Beitimmung ein Mittel zur 
Umgehung des Geſetzes gewährt. Abgejehen nämlich davon, daß mährend ber 
Zwiſchenzeit von der Einbringung des Entwurfs in die Häuser des Land: 
tages bis zu feiner Verfündung in ber Geiegiammlung eine Aufnahme zahl: 
reicher neuer Mitglieder und damit ein Hinausfchieben des Erlöſchens der 
einzelnen Niederlafjungen möglich bleibt, fommt in Betracht, daß in einer 
erheblichen Anzahl von Gongregationen die Gelübde überhaupt nur auf mehrere 
Jahre oder wenigſtens Anfangs auf Zeit und erft jpäter für immer abges 
leiftet werden, und daß ſich eine Controle darüber, wann die Zeitdauer der 
Gelübde der einzelnen, zu jeder Niederlaffung gehörenden Mitglieder abge: 
laufen, und ob nicht eine Wiederholung der Gelübde zur Umgehung der 
Vorichriften des Geſetzes ftattaehabt hat, praftiich nicht durchführen Täßt. 
Endlich) würde eine gejekliche Beftimmung, welche das Aufhören der Nieder: 
lafjungen von dem allmählidhen Ausſterben ihrer Mitglieder abhängig macht, 
auch einen Gegenftand fortgejegter Agitationen gegen das Gele und für 
deilen Abänderung bilden. Eine Berlängerung der jech3monatlichen Friſt ift 
dagegen bei denjenigen Orden, bie fi mit Unterricht beichäftigen, geboten. 
Bei dem zur Zeit noch vorhandenen Mangel an weltlichen Lehrern und 
Lehrerinnen ift e3 nothiwendig, Mebergangsbeftimmungen zu treffen, durch 
welche ed möglich wird, das Interefſe zu wahren, welches der Staat daran 
Hat, daß jedem fchulpflichtigen Kinde der nothiwendige Unterricht auch wirks 
lich ertbeilt werden fann.... Eine dem Reichsgejſetz vom 4. Juli 1872 8 2 
entjprechende Borichrift, nach welcher den Mitgliedern der aufgelöften Orden 
und Gongregationen beftimmte Aufenthaltsorte verboten oder angewiejen wer: 
den können, darf gegenüber dem Reichsgeſetz über die Freizügigkeit vom 1. 
November 1867 Hier nicht getroffen werden. Es wird Sache der Reich? 
geleggebung fein müffen, die nad diefer Richtung nothwen— 
digen Mafregeln anzuordnen. Zu den 88 2 und 3: Die Orden und 
Congregationen, welche fich ausschließlich der Krankenpflege wibmen, verbienen 
und geftatten eine abweichende Behandlung. Sie verdienen folche wegen ihrer 
überall da rühmenswerthen Leiftungen, wo fie ſich, wie bieß insbeſondere 
auch in den lebten Kriegen der Fall war, lediglich dem Gebote ber — 
der Nächſtenliebe gewidmet haben und ferner widmen; ſie geſtatten ſolche, wei 
es nach den —— Erfahrungen eine Reihe von klöſterlichen Niederlaſſun⸗ 
gen der gedachten Art gibt, von welchen anerfanunt werden darf, daß fie ſich 
in dieſen Schranten gehalten und e3 vermieden haben, daneben auch der För⸗ 
derung clericaler ntereffen zu dienen... . 8 4 fpricht mit Rückſicht darauf, 
daß dem Geſetzentwurfe jedes fiscaliſche Motiv fern Liegt, den Grundfatz aus, 
daß da8 Bermögen der aufgelöften Niederlaffungen nicht dem Staate 
als herrenlofe3 Gut anheimfällt. Die Verantwortung für die Verwaltung 
des Vermögens und die Rechnungslegung ijt entiprechend dem 8 10 des Ges 
Tees über die Verwaltung erledigter Bisthümer vom 20. Mai 1874 geregelt. 
Tie Beſtimmung, daß die Mitglieder der aufgelöften Niederlaffungen aus 
dem Vermögen derjenigen, welchen fie angehört haben, erhalten werden, recht: 
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fertigt ſich von ſelbſt. Die Regelung ber definitiven Verwendung des Ber: 
mögen fonnte ſchon deßhalb einem fpäteren er vorbehalten bleiben. Eine 
foldde wird mit Rüdficht auf die eben gedachte Beitimmung erſt nad Jahren 
in frage fommen. Im gegenmoärtigen Augenblide ließen ſich auch allgemeine 
Srundjäße in dieſer Beziehung nicht anfitellen, weil das dazu notwendige 
thatlächliche Material, dem fie angepaßt werben müſſen, exit jpäter zu bes 
fchaffen fein wird. Uebrigens mag noch bemerkt werden, daß, fo twe.t ſich 
die Sachlage jebt überſehen läßt, der größere Theil der Niederlafiungen feine 
Gorporationgrechte und alfo auch fein Vermögen beit, über deſſen Schidfal 
das vorbehaltene Geſetz Beſtimmungen zn treffen hätte. Entweder fiehen die 
zum Unterhalt und zum VortHeil der Mitglieder vertvendeten Vermögens⸗ 
maſſen einichließlich der Realitäten im Privateigentbum einzelner Mitglieder, 
mitunter auch im Eigenthum von Biſchöfen, Pfarreien und Communen, oder 
e3 handelt fich um ein mit felbfiftändiger juriftiicher Perjönlichkeit ausgeſtat⸗ 
tetes Stiftungagut. Dieſes Vermögen wird entiveder ben biäherigen Eigen» 
thümern zu belafien, oder nad) Maßgabe der beftehenden gefeßlichen Beſtim⸗ 
mungen in anderer Weile für den Stiftungszived zu verivenden jein. Eine 
Ausnahme wirb bei Stiftungen nur da eintreten, wo durch die Stiftung? 
urkunde bie Mitglieder der geiftlichen Genoſſenſchaften mit dem Zwecke der 
Stifung und ber Erfüllung desjelben in eine derartige untrennbare Verbin: 
bung geſetzt find, daß die künftige Erreichung des Stiftungagvedtes durch bie 
Entfernung ber gedachten Perfonen unmöglich wird. Für ſolche nicht fehr 
zahlreiche Fälle liegt, abgefehen von dem Falle, wo ed fih um wirkliches 
Corporationsgut handelt, allein das Bedürfniß einer geichligen Regelung 
dor, welche aber, wie jchon bemerkt, nicht ohne die genaue Kenntniß des 
thatjächlicden Materiald unternommen werden kant.” 


Das Geſetz betr. Vermögensverwaltung Tatholifcher Kirchen: 
gemeinden wird in dritter Leſung mit 238 gegen 89 (ultramontane) 
Stimmen angenommen. 

3. Mai. (Preußen) Ber Fürftbiichof von Breslau hebt 
duch Verfügung an das Domcapitel das Knabenſeminar auf den 
15. Auguft d. J. ſelbſt auf. 

Der Dekan Rzezniewski wird vom Appellationsgerichte Pojen 
wegen Verkündigung der Greommunifation gegen den Propft Kubac⸗ 
zak in Xions zu 18 Monaten Gefängniß verurtbeilt. 

3. Mai. (Preußen) Abg.Haus: Zweite Leſung des von 
dem (altkatholifchen) Abg. Petri eingebrachten Geſetzentwurfes betr. 
die Rechte der altkatholiichen Sirchengemeinfchaften an dem firch- 
Yichen Vermögen. Derjelbe wird durchberathen und angenommen. 


4. Mai. (Deutſches Reich.) Die Deputation mit der deut- 
fchen und der bayerifchen Katholifenadreffe an den Papft geht von 
München aus nach Rom ab. Diefelbe bejteht aus ca. 150 Perfonen. 
Die Unterfchriften find zahlreich, da die katholiſchen Pfarrer fich 
überall die Mühe gegeben haben, dazu anzutreiben, fie zu ſammeln 
und einzufenden. Die ganze Temonftration macht indeß geringen 
Eindrud und entipricht kaum den Erwartungen ihrer Urheber. 
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4. Mai. Württemberg.) II Kammer: Bei Gelegenheit der 
Berathung des Eultusbudget3 klopft der jog. Eulturfampf auch an 
die Pforten der jog. württembergiſchen Cafe. 

Der ritterfchaftliche Abg. v. Gemmingen interpellirt bie Regierung 
über mehrere bedenkliche Erjcheinungen, wie 3. B. die Ernennung bes Haup: 
tes der württembergiichen Ultramontanen Stadtpfarrer Schwarz in Ellwangen 
zum päpftlidden Hausprälalten, gewiflermaßen zum Hohn des gemäßigten und 
porjichtigen Biſchofs Hefele, die Cinführung eines Religionslehrbuchs mit der 
Unfehlbarkeit des Papftes in Tatholiichen Volksſchulen und die Thätigkeit von 
140—150 Schulſchweſtern im Lande jeit 1853 gegen die gejeglichen Beſtim⸗ 
mungen. Gultus:Minifter Geßler erhebt fich fofort, um Auskunft zu 
geben. Bezüglich des Etadtpfarrerd Schwarz macht er die überrafchende Mit- 
tbeilung, daß demfelben die Führung des päpftlichen Titels von der Negies 
ruug nnterjagt worden, nachdem er zuvor aufmerkjam gemacht worden war, 
baß er die Regierungsgenehmigung nachjuchen müfje, diefe aber von Schwarz 
nicht eingeholt worden war. Es jcheint, die Regierung hat die Auszeichnung 
des fanatifchen Stabtpfarrer® durch den Papit mehr noch ala eine Heraus 
forderung an fie, denn als eine Mißachtung bes Biſchofs aufgejaßt:- man 
wartete nur ein paar Tage, ob Schwarz die Regierungserlaubnig nachſuchen 
werde und fchlug ihm diejelbe dann im Voraus ab. jenes Religionzlehr: 
buch ferner, fei nur an einigen höheren Schulen eingeführt, über feine Zu: 
läffigfeit werden im Eult-Minifterium noch Erwägungen angeftellt. Bezüglich 
der Schulſchweſtern jei die Enticheidung des Reich! zu erwarten, ob fie dem 
Sejuitenorden verwandt und daher zu unterdrüden feien. Einſtweilen ſei 
angeordnet, daß feine neuen Verwendungen von Schuljchiweftern in Württems 
berg mehr Statt finden, die ablaufenden Verwendungen nicht erneuert werden 
dürfen. Schließlich fat der Abg. Sch mid (katholiich, Freiconfervativer Reichs⸗ 
tags⸗Abgeordneter) das Rejultat der Debatte dahin zufammen, daß mit ber: 
felben denjenigen Elementen auf Seiten ber fatholifchen Kirche, welche auch 
in Württemberg den dr Le Frieden durch Meberipannung des Bogens 
ftören möchten, eine vornehmliche Warnung gegeben fei 


5. Mai. (Deutſches Reich.) Der deutiche Botfchafter in 
Paris, Fürſt Hohenlohe, ftattet dem franzöfifchen Minifter des Aus— 
wärtigen vor feiner Abreife nach Deutjchland feinen Abſchiedsbeſuch 
ab und macht denfelben bei diefer Gelegenheit, wie es fcheint, auf 
die Conſequenzen einer Fortſetzung der bigherigen franzöfifchen Rüjt- 
ungen unter dem Vorwande der. Ausführung des neuen Cadres— 
geſetzes aufmerkſam. 

Die „Köln. Ztg.“ bringt darüber einige Tage ſpäter aus franzöſiſcher 
Quelle, wie ſie ſagt, folgende Mittheilung: „Der Herzog Decazes, dem es 
nicht gelungen war, gewiſſe militäriſche Maßregeln rückgängig zu machen, 
und der deßhalb nicht ohne Unruhe war, zumal er wußte, daß man auch in 
Petersburg die übermäßigen Rüſtungen Frankreichs nicht billige, erhielt am 
legten Mittwoch den Abjchiedöbefuch des Fürſten v. Hohenlohe, ber ihm Bes 
treff3 gewiffer Punkte Vorftellungen machte und darauf hinwies, daß die Be: 
iehungen zwiſchen Frankreich und Deutichland unter gewiſſen Umftänden 
Fhtmierig werden könnten. Es ijt mir unbefannt, was Herzog Decazes darauf 
erwwiederte. Derjelbe ließ aber jofort nach der Zuſammenkunft mit Hohen: 
Iohe einen Lärm:Artifel an die „Times“ überfenden. Die Abficht des Her: 
3093, der im Voraus wußte, dab er den Marſchall nicht zu getwiflen Con: 
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ceffionen beftimmen Tonnte, war, bie Öffentliche Meinung gegen Teutichland 
zu erregen und auch auf den Kaifer von Rußland einzuwirken, damit er fi 
bei feinem Aufenthalt in Berlin nicht von deutſchen Ideen gewinnen laffe. 
Das Manöver des Herzogd gelang jedoch nicht. Die Correfpondenz in der 
„Times“, auf die er date Hoffnungen feßte, erichien nämlich nicht in ber 
don ihm gewollten Form. Er bar gehofft. daß die „Zimes” Die darin aus⸗ 
gedrüdten Anfichten ala die ihrigen mittHeilen würden, während das große 
Londoner Blatt fie als aus franzöſiſcher Quelle kommend bezeichnete und 
— an fofort einſah, daß es fih um ein franzöfiſches Regierungsmandver 
andle.” 


5. Mai. (Preußen.) Eine Verfügung der Minifter des In— 
nern und des Cultus befiehlt den Behörden, den nicht als „herge= 
brachte” anzufehenden fogen. Jubiläums-Proceſſionen die nach dem 
Vereinsgeſetze vom 11. März 1850 erforderliche polizeiliche Geneh— 
migung überall zu verjagen. 

5. Mai. (Preußen) Abg.-Haus: Cine Confereny von De— 
legirten aller Sraftionen, ausgenommen die der Ültramontanen, ver= 
ſtändigt fich nach Tängerer Debatte über die unveränderte Annahme 
des Kloſtergeſetzentwurfs. 


5. Mai. (Helfen) Die Stadtverordnetenverfammlung von 
Mainz, den Site des ftreitbaren Biſchofs Ketteler, entfcheidet ſich 
mit 20 gegen 14 Etimmen für (confelfionzlojfe) Communalfchulen. 


6. Mai. (Deutfſches Reich.) Der ruffiiche Botſchafter in 
London, Graf Schuwaloff, trifft auf der Reife von St. Petersburg 
in Berlin ein, wird vom Kaiſer und der Kaiferin empfangen und 
ipeist mit beiden allein. Im Laufe des Tags hat er Conferenzen 
mit Fürſt Bismarck, mit dem ruſſiſchen Botichafter v. Oubril und 
am Abend wieder mit Bismarck, worauf er feine Weiterreife antritt. 


6. Mai. (Deutſches Reich.) Die Londoner „Times“ bringt 
einen ihr von Paris (Decazes?) zugefandten Allarm=Artifel gegen 
Deutichland. 


Die Ausführungen des Artikel befagen im Wejentlichen: Es Herriche 
in Paris eine „hartnädige, drüdende und peinliche Beunruhigung”, und der 
Gorreipondent verfichert, dag „die erniteiten Geifter an eine bevoritehende Ges 
fahr, an eine latente Bedrohung glauben." Franzöfiſche und fremde Politiker, 
die man alle für „mohlinformirt“ halten könne, feien übereinftimmend in 
ber Berficherung, daß Krieg oder Frieden von der Zuſammenkunft des ruj- 
ſiſchen und deutſchen Kaiſers abhänge. In Frankreich behaupte alle Welt — 
und der Correfpondent glaubt es auch — daß die mächtige Militärpartei 
in Deutichland den Abſchluß eines ſchlimmen Bünbdniffes beabfichtige, daß 
diefe Partei in ihren Kaflen die berühmten fünf Milliarden fühle, durch 
deren Erpreffung Bismard Frankreich habe ruiniren wollen, und daß fie 
Belfort als einen Torn im deutichen Fleiſch betrachte. Die deutſche Militärs 
partei betrachte überdieß die militäriiche eorgantlation Frankreichs zwar 
nicht ala eine unmittelbare Bedrohung, aber als die Vorbereitung einer Furcht» 
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baren Krieggmadt, bie ſich mit anderen Etaalen verbinden könnte. Anderer: 
feit3 können Deutſchlands Induſtrie, fein Handel, feine Finanzen, feine ſoci⸗ 
alen Berhältniffe den Druck der gegenwärtigen Militärmacdht nicht länger 
uushalten. Wenn es aber, um feinen Ruin abzuwenden, entiwaffne, werde 
Frankreich in drohender Bereitfchaft gerüftet daftehen. Am nun diefem ges 
fährlichen Dilemma zu entgehen, betrachte die deutiche Militärpartet den ges 
genmwärtigen Moment ala beſonders günftig, um dem deutfchen Reiche eine 
lange Periode des Gedeihens und des Friedens zu Uri Die Singfte Note 
an Belgien Habe bewieſen, daß Deutſchland in diefem Moment noch die Frei: 
beit Habe, zu thun, was ihm beliebe. Es wird nachzuweiſen gefucht, daß feine 
andere Großmacht ſich einem Krieg ae werde. Nur Eine Macht bes 
reite Echtvierigleiten, und dieje allein müſſe von Beutichland in Rechnung 
gezogen werden. Rußland allein müfje von der Notwendigkeit überzeugt 
werben, für, eine lange Zeit, wenn nicht für immer, den Störungen, die 
immer wieder die Welt beunruhigen, ein Ende zu machen. 

Die „Times“ nennt den Artikel jelbft eine‘ „Franzöfifche Rune 
Tas hindert aber nicht, daß die Feinde Deutſchlands in und außer demjelben 
ich mit großem Eifer auf denjelben jlürzen, ala ob fie daran glaubten, um 
ihn gegen Dentfchland nach Kräften auszubeuten. 

6. Mai. (Preußen) Der Fürjtbifchof von Breslau, deſſen 
Prozeß auf Amtsentfegung vor dem Tal. Gerichtshof für Firchliche 
Angelegenheiten jchwebt, entweicht in den öſterreichiſchen Theil feiner 
Diöcefe. 

7.—8. Mai. (Preußen) Abg.-Haus: Erfte und zweite Le— 
jung des Kloſtergeſetzes. Cultminifter Falk vertheidigt die Vorlage: 

Lie Trage der Einbringung des Geſetzes fei lang und grünblichit er: 
wogen worden; man habe fich Ichliehlich gegen die Löſung der Frage durch 
die Reichsgeſetzgebuug entfchieden. Cine Vorſchrift des Gelehen jedoch dürfte 
fih nur von Reichöwegen ausführen laffen; hiefür werde die Regierung aud) 
das Reich in Anfpruch nehmen. Ter Minifter weist jodann nad), daß bie 
Vorlage der Verfaſſung keineswegs zumiderlaufe, und daß Orden und Con: 
gregationen nicht unter das Vereinsgeſetz fallen. Ber Erlaß des Geſetzes ſei 
ein Alt der Nothiwehr des Staates zur Aufrechterhaltung feiner angegriffenen 
Autorität. Klöfter und Orden feiern willige Werkzeuge jener Potenzen, welche 
den Umfturz des Staates mit allen Mitteln betreiben. Die Ueberziehung 
des proteftantifchen Nordens mit KHlöftern fei ſyſtematiſch erfolgt zu dem von 
den katholiſchen Parteiführern im Jahr 1851 ausgeſprochenen Zweck, den 
Proteftantiamus zu erftiden und die Hohenzollern zu ftürzen. Ber Minifter 
rechtfertigt jchlieglich die Ausnahmebeftimmungen für die Unterrichtsinftitute 
und für die der Krankenpflege obliegenden Orden. 


Das Geſetz wird unverändert gegen die Stimmen der Ultra= 
montanen und der Abgg. Virchow, Dunder und v. Kirchmann an⸗ 
genommen. 

Ebenfo wird das Altkatholikengeſetz in dritter Leſung mit 202 
gegen 75 Stimmen angenommen. 

8. Diai. (Preußen) Herrenhaus: beichließt, das Kloſtergeſetz 
fofort in pleno zu behandeln, das Alttatholitengejeg aber durch eine 
Commiſſion vorberathen zu laflen, und genehmigt auch ſeinerſeits die 
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Ueberweifung von 41 Millionen Mark an die Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein. 

9. Mai. (Deutſches Reich.) Die für officidg geltende Wiener 
„Montagsrevue“ erflärt fich gegen die von Frankreich aus geleitete 
Allarmirung der Öffentlichen Meinung Europa’s, 


ala ob Frankreich von Deutſchland bedroht werde; die Eriftenz einer 
europäichen Börjen:Baiffe-Parlei ericheine viel unbeftrittener als die Eriftenz 
einer preußischen Kriegapartei. Denn es jei gewiß, da man, wenn man fid) 
in dieſem Augenblide Kriegabeforgnifien Hingebe, den Werth und die Bedeu: 
tung des Sreitaiferbündniffes noch immer nicht ermeflen habe. Dieſes Bünd⸗ 
niß fei auf der Bafis de europäifchen Friedens aufgerichtet, feine Grund⸗ 
lage und fein Zweck feien, Europa dor neuen gewaltiamen Erfchütterungen 
= ſchützen. Nichts fei thörichter als die Annahme, daß Deutſchland fich von 

bmachungen losſagen jollte, die ihm den vollen ungetrübten Befit der gros 
Ben Errungenfchaften aus den Kriegsjahren und den Ken en Ausbau feines 
Staatsweſens verbürgten. Für ben vermeintlichen Ehrgeiz Preußen? fei nicht 
das geringfte Objekt und fein irgendwie erfennbares Ziel aufweisbar. Sollte 
anbdererjeit3 jemals die Wiedereritartung Frankreichs die Vergeltungsgedanten 
in den Bordergrund drängen, dann werde ſich das moraliſche Gewicht der 
politifchen Verbindung ber drei SKaiferreiche erweiſen, um auch in dieſem 
Falle Europa vor den Gefahren eine? neuen Krieges zu bewahren. 

9. Mai. (Preußen) In verfchiedenen Orten der fatholifchen 
Zandestheile bilden fich Vereine, um die Geiftlichen für die ihnen in 
Folge des Sperrgefeßes entfallenden Bezüge durch freiwillige Samm⸗ 
Tungen zu entjchädigen. Die preußiſche Regierung gejtattet jedoch 
folche Vereine nur, ſoweit fie die Genehmigung des betreffenden Ober- 
präfidenten erhalten haben würden. 

10.—13. Mai. (Deutſches Reich.) Der Kaijer von Ruß 
Iand trifft, vom Fürſten Gortjchatoff begleitet, auf dem Wege nach 
Ems in Berlin ein. Die künftlide Allarmirung der öffentlichen 
Meinung Europa’3 und die allgemeine Spannung bat ihren Höhe— 
punkt erreicht. Die Blaje platt. Ehe der Zaar die preußifche Haupt⸗ 
ftadt verläßt, empfängt er die herborragendften Mitglieder des diplo= 
matifchen Corps und erklärt ihnen: der Triebe fei gefichert. Fürſt 
Gortſchakoff folgt dem Beifpiel feines Souverains: er richtet eine Mit- 
theilung gleichen Inhalts an die ruffiichen Gefandten im Ausland, 
deren Wortlaut er vor ber Abjendung den Mitgliedern der Diplo= 
matie in Berlin vorliest. Allmälig gewinnt man einigen Einblid 
in den Gang der Krifis. 

Die Geneſis und das politifche Refultat derfelben dürfte kurz fo bes 
zeichnet werden können: In Berlin wird fortwährend en das franzöfiiche 
Cadresgeſetz ala die erſte Uxfache der ganzen Verwicklung aufmerkſam gemacht; 


nach einem halbofficiöfen Berliner Telegramme Hat Fürſt Bismarck bereits 
dor einigen Wochen an die deutſchen DBertreter im Ausland behufs vertraus 
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licher Mittheilung an bie betreffenden Regierungen ein Runbjchreiben über 
das franzölilche Cadresgejeg und die aus demjelben hervorgehenden erniten 
Befürchtungen für den europäifchen Frieden gerichtet. Tamıt wird voraus: 

htlid die Verwidlung begonnen haben. Kine andere halbofficidfe Tar: 

ellung beftätigt die Nachricht von dem vertraulichen Bismard’ichen Runds 
Ichreiben und fügt Hinzu, daß Rußland darauf ben übrigen Regierungen ver: 
traulich feine Neigung zum Eintreten für den Frieden mittheilte. Die drei 
Mächte England, Defterreich und Stalien waren bamit einverftanden, Eng: 
land feinerjeit3 bot in Berlin feine „guten Dienſte“ zur Befeitigung der 
etwa mit Frankreich beſtehenden Tifferenzen an. Gleichzeitig aber mahnten 
die Mächte gemeinſam in Paris zur Vorſicht. Als jebt der Kaifer von Ruf 
land nach Berlin fam, konnte er nur die friedfertigjten Eindrücke regiftriren 
laffen, wa3 denn auch durch ein PBerubigungstelegramm Gortichatoff'3 an 
die ruffiichen Geſandten geſchah. Auf England fcheint man indeß in Berlin 
etwas gereizt zu fein; die ſeit langer Zeit erite Regung deſſelben in ber con⸗ 
tinentalen PBolitit war wenigſtens in fo weit ungelchidt, als fie in Berlin 
offene Thüren einftieß. Dad Dreikaiſerbündniß Hat jedenfall3 nicht, wie 
Frankreich gehofft zu haben ſcheint, eine Zoderung irgend welcher Art erfah« 
ren, jondern ift aus der Kriſis augenscheinlich vielmehr geftärkt hervorgegangen. 
In Oeſterreich erklärte Graf Andrafſy dem englifchen Botjchafter — 
des Mediationsverſuchs Englands, daß er an eine Bedrohung des Friedens 
durch Deutſchland glaube und nie geglaubt habe. Und was Rußland 
betrifft, ſo behauptet die Nordd. Allg. Zig. ſehr entſchieden: In St. Peters⸗ 
burg haben die Allarmgerüchte über die von Hier gehegten Kriegspläne feinen 
Glauben gefunden. Der Haifer Alerander ift nicht mit der Borausfegung 
hergelommen, dab Hier ein großer Brand zu Löfchen fei. Die Meberzeugung, 
welche der Kaiſer von Rußland einft in vorauzfchauenter Weisheit ˖ausge⸗ 
ſprochen hat, daß der Treifaiferbund den Frieden verbürge und eine Gefähr: 
dung des MWeltfriedend nur vorhanden fei, wenn frankreich den Frieden brechen 
wollte, dieſe Ueberzeugung hat fich in diefen Tagen befeltigt. 


10. Mai. (Preußen) Abg..Haus: genehmigt das Klofler- 
aufbebungagefeß in dritter Lefung mit 243 gegen 80 Stimmen. 

11. Mai. (Deutſches Reich.) Zufammentritt des Bundes- 
raths. Derfelbe nimmt zunächit die Wahl der Ausſchüſſe vor. 

1. Mai. (Preußen.) Abg.-Haud: genehmigt in wiederholter, 
in den Formen der dritten Leſung vorgenommener Berathung den 
Geſetzentwurfs betr. die Aufhebung der Verfaffungsartifel 15, 16 
und 18. Dagegen jtimmen nur die Ultramontanen und der Abg. 
v. Kirchmann. 

11. Mai. GBayern.) Biſchof Heinrich von Paſſau F. 

12. Mai. (Preußen.) Abg.⸗Haus: Die Regierung beantragt 
die Wiederaufbebung der Beichlagnahme des Vermögens des ehema- 
ligen Kurfürften von Heſſen. Eine Verpflichtung der Regierung zur 
Rechnungslegung bejteht nach dem Gejete von 1869 nicht. Der größte 
Theil des bisher mit Befchlag belegten Vermögens geht durch den 
Tod de Kurfürften in das Eigenthum des preußifchen Staates über. 
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Es handelt fich daher thatfächlich bei der Aufhebung ber Beichlag- 
nahme wejentlic nur un eine Nenderung der Verwaltung. 


15. Mai. (Deutfches Reich.) Der Kronprinz, der für den 
Beſuch des Kaiſers von Rußland aus Italien nach Zerlin gekom— 
men war, fehrt dahin zurüd. An demfelben Tage wird der in 
Stalien zurücgebliebenen Kronprinzeffin in Venedig fpontan eine 
großartige Ovation dargebradit. 

— Mai. (Preußen) Die Klöſter fangen an, ihre Befih- 
ungen zu verlaufen. In denjenigen Didcefen jedoch, deren Biſchöfe 
vom Etaate für abgejegt erklärt find, macht e8 die Regierung von 
ihrer Einwilligung abhängig. 

19. Mai. (Deutſches Reich.) Bundesrath: Weimar ftellt 
den Antrag auf Verminderung der Matrilularbeiträge durch Er— 
Höhung beftehender oder Einführung neuer Reichsſteuern. 


19. Mai. Deutſches Reich.) Zufammentritt der zweiten 
Eynode der Altkatholiken des deutjchen Reichs zu Bonn. 


Biſchof Reinkens eröfjnet Ddiefelbe. Geh. Rath v. Schulte erftatlet 

Bericht über den gegenwärtigen Stand der altkatholiſchen Kirchengemeinſchaft 
in Deutſchland, Prof. Langen Über die bereit verfaßten Entwürfe eines Re: 
ligionshandbuchs und eines Katechismus, Prof. Reufch über den gedruckt vor: 
liegenden Entivurf eines deutjchen Rituale. Weiter werden Anträge verichies 
dener Gemeinden über Gottesdienftordnung und gottesdienftliche Gebräuche 
diecutirt und im Welentlichen nach den Anträgen der Eynodal:Repräfentan 
meift mit einer an Einſtimmigkeit gränzenden Mehrheit entichieden. Hierauf 
tritt die Synode in die Berathung der von Schulte vertretenen Anträge der 
Eynodal:Repräfentanz über eine Reform des kirchlichen Eherechts ein. Leber 
Anträge von Karlsruhe, Mannheim und Sädingen bezüglich des Cölibats⸗ 
geſetzes wird die motivirte Zagedordnung der Synodal⸗Repräſentanz ange: 
nommen. Weber mehrere Anträge dogmatijchen Inhalts wird gleichfalls zur 
Tagesordnung übergegangen. 

Bezüglich der Trage des Gölibats ſprachen von den Geiſtlichen Pro: 
feſſor Meßmer, Pfarrer Duren, Haßler und Tilger für die Aufhebung, von 
den Laien Dr. Betri, Profeffor Bauer und Nechtsanwalt Lützeler; Oberregie⸗ 
rungsrath Wülfing, Regierungs:Affeffor Thome und Pfarrer Obertimpfler 
wollten die Trage als eine inopportune vertagt wiffen, und Pfr. Hoffmann, 
Dr. Tangermann und Profefjor Reuſch ſprachen gegen die Anträge. Vie 
Synobdal:Repräfentanz hatte die Frage eingehend in Be Sitzungen 
berathen und Geheimrath v. Schulte ein Sutachten verfaht, dad er der Sys 
node vorlad und worin er erklärte, dab er jelbft den Antrag auf Aufhebung 
zur paffenden Zeit ftellen twürde, da ex überzeugt fei, daß diefer Schritt der 
ung LO) im Geringften, wie von mehreren Seiten geäußert worden 
war, jchaden werde. Aber augenblidlich ſei die Frage nicht zu löſen, eine 
Diskuſſion völlig zwecklos, ba diefe mehrere Tage in Anſpruch nehmen müßte 
und erft — zu erledigen ſeien, die nicht von der Synode abhingen. 
Er wird in Kürze eine Srilt veröffentlichen, tvorin ber Nachweis neliefert 
wird, daß tweber die Concilien, noch die Päpfte ein Necht zur Aufftellung 
des Gölibatägefehes gehabt und daß durch dieſes die Kirche wefentlich gefchä: 
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bigt worden jei. Einen-Gegenantrag Dr. Petri’?, eine Commilfion zu er: 
nennen, welche bie frage eingehend erürtere und der nächſten Eynode die 
nöthigen Vorlagen für Aufhebung des Edlibat3 mache, befämpfte v. Schulte 
und verwarf die Synode, rolgenbe motivirte Tagesordnung wurde anges 
nommen: „&ine Erklärung über Die allgemeine Frage ber innern Berechtigung, 
der Nützlichkeit oder Echädlichkeit, der Verbindlichkeit oder Nichtverbindlichkeit 
des Gölibatögefehes ift zwecklos. Lie praftiiche Frage, ob verheirathete Geiſt⸗ 
liche als Ceelforger in altkatholiicyen Gemeinden ſollen fungiren dürfen, ift. 
fo lange Die gegenwärtigen Verhältniſſe nicht weſentlich verändert find, zu 
berneinen.” 


20. Mai. (Preußen) Herrenhaus: genehmigt in erfter Xe= 
jung die Aufhebung der Berfaffungsartifel 15, 16 und 18. Die 
Veberweifung an eine Commilfion wird mit 64 gegen 16 Etimmen 
abgelehnt. 


20. Mai. (Württemberg) Prinz riedrich, der Tünftige 
Thronfolger, Tehrt, nach mehrjährigem Aufenthalte in Berlin behufs 
feiner militärifchen Ausbildung, nach Stuttgart zurüd. 

21. Mai. (Preußen.) Die Regierung des Regierungsbezirts 
Münjter erläßt an jänmtliche Kreis-Schulinſpektoren folgende Ver— 
fügung : 

„Auf Grund des Minifterialerlaffes vom 23. Febr. d. J. jehen wir 
und veranlaßt, jämmtlichen Geiftlichen die Betheiligung am Religiongunter: 
sicht in der Schule, ſoweit ſolche bisher noch ftattgefunden hat, hiermit zu 
entziehen ımd zu unterfagen, diejen Unterricht dagegen überall den betreffen: 
den Lehrern, reip. Lehrerinnen zu übertragen. Erw. MWohlgeboren Haben die 
Ihnen untergebenen Schulvorftände, für welche wir die nöthigen Abichriften 
diejer Verfügung zu Ihrer Erleichterung me en, hievon ungejäumt zur Nach: 
richtung in Kenntniß zu ſetzen und die Aus Born dieler unferer Anordnung 
zu überwachen.” 

21. Mai. (Preußen.) Herrenhaus: genehmigt in erſter Be⸗ 
rathung den Gejetesentwurf betr. Verwaltung des Kirchenvermögens 
der Tatholifchen Kirchgemeinden, jedoch nicht ohne wejentliche Ab⸗ 
ſchwächungen gegenüber den Befchlüffen des Abg.-Hauſes, namentlich 
auch darin, daß die urjprüngliche Beitimmung der Regierunggvor- 
lage, wonach der Ortöpfarrer ber geborene Vorſitzende des Kirchen⸗ 
vorjtandes hätte fein ſollen, wieder hergeftellt wird. 

21. Mai. (GGeſſen.) Schluß der Seifion des Landtags. Der 
Minifterpräfident verliegt eine kurze Anfpracdhe: 

„Zie Pflege derjenigen bürgerlichen Tugenden, ohne weldje Die neuen 
Verwaltungseinrichtungen nicht gedeihen und dem Lande nicht zum Segen 
gereichen fönnen, muß vor uggioeite von der Volksſchule erwartet werden. Es 
war deihalb von großer Wichtigkeit, augleich mit ber Einführung der neuen 
Verwaltungsgeſetze auch eine Reform des Volksſchulweſens ins Leben zu rufen, 


wie fie durch das betreffende Geſetz angebahnt wird. indem dieſes Geſetz den 
Grundſaz fefthält und durchführt, dab die Leitung dev Volksſchule dem Staat 
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obliegt, hat es der Staatsverwaltung eine Verantwortlichkeit auferlegt, deren 
I die großherzogliche Regierung wohl bewußt ift. a derſelben wird 
ie Regierung —* ihr Augenmerk darauf richten, daß die Volksſchule ihren 
Aufgaben, unter welchen die religiögfittliche Erziehung der Jugend obenan 
ftebt, wie biäher und immer mehr Genüge leifte. Belondern Dank ſchuldet 
Die großh. Regierung dem Landtage für feine bereitwillige und beſonnene 
Mitwirkung zu den Gefegen, durch welche die rechtliche Stellung der Kirchen 
und Tirchlichen Vereine im Staate von Neuem geordnet worden iſt. Der Zu: 
ftand, in welchem fich biefer gerade in der heutigen Zeit ungemein wichtige 
Theil des Öffentlichen Rechts im ne War bisher befunden hatte, 
legte ber großh. Regierung bie unabweis > icht auf, in verfaffungamä- 
Biger Weile gejeglich gültige und wirkſame Normen für bie ee a 
wiſchen Staat und Kirche mwiederherzuftellen. Weil es fich Hier um die Er⸗ 

Hung einer Pflicht handelte, durfte die großh. Regierung vor ben Schwierig⸗ 
keiten der Aufgabe nicht zurücichreden. Aus demielben Grunde wird die gebt 
Regierung auch durch bie are welche etwa dem Bollzuge der Ri; 
noch in den treten, fi) nicht abhalten Laffen, zu thun, was nöthig ift, 
um den Beitimmungen ber Geſetze Geltung zu — Sind die letzteren 
erſft zur Su ung 0 ae, dann werden auch Diejenigen, welche jeßt 
noch von der irrigen Meinung außgehen, daß ein dem religidfen und s 
lichen Leben feindjeliger Ing durch dieſe Geſetze zur Herrſchaft gelangt fei, 
fich von der Grundloſigkeit ſolcher Befürchtungen und zugleich davon über- 
zeugen Lönnen, wie Die Wieberherftellung einer feſten geſetzlichen Ordnung 
in dem Berbältniffe zwiſchen Staats: und Kirchengewalt . den Kirchen: 
und Religionsgemeinfchaften jelbft zum Vortheil gereichen muß.” 


22. Mai. (Preußen) Herrenhaus: genehmigt den Gejehes- 
entwurf betr. Aufhebung der Verfafſungsartikel 15, 16 und 18 in 
zweiter Berathung mit 68 gegen 25 Stimmen und dag Klofterauf- 
hebungs geſetz unverändert nach den Beichlüfien des Abg.-Haufez. 


Eultusminifter PR erflärt gelegentlich des erſteren Geſetzes, be: 
züglich der evangeliichen Stiche: Ich Halte es allerdings für ein mit allen 
Kräften zu erftrebendes Ziel, daß die evangelifche Kirche verfaffungsmäßig 
unter Dad und. Fach komme, weil ohne biete Vorausſetzung ihre freie Ent: 
widlung nicht möglich ift, und ich hoffe, daß dieſes Ziel erreicht werden wird, 
daß die Intereflen der — durch die Landesgeſeggebung nicht geſchädigt, 
ondern gefoͤrdert werden. ßͤhalb bin ich den Weg gegangen, zunächſt die 
hältnıfle fo weit zu regeln, ala fie kirchlicher Natur find, und dann das 
mit dor bie Vandeavertretung zu treten. Derſelbe Weg joll weiter gegangen 
werden, es foll wiederum die kirchliche Vertretung berufen werden, um auf 
ihrem Boden da3 zu regeln, was fie für den weiteren Ausbau für erforder 
lich erachtet, und mit dem Gewonnenen fol wieder vor die Landesvertretung 
etreten werden. Es ift ein dringender Wunſch, daß die zu berufende Ver⸗ 
mmlung fich aller in Betracht Tommenden Geſichtspunkte bewußt fei und 
fih nicht durch eine einfeitige Auffaffung leiten lafie; aber das, was ber 
Graf Stolberg Drud nennt, babe N nirgends geübt, und es wirb dieß eben 
fo wenig gegenüber der Generaliynode geichehen, als es gegenüber ben Pro: 
vincialfgnoden geichehen ifl. Den Appell an die Generaliynode, Maß zu 
halten und bejonnen zu fein, werde ich aber überall ausſprechen, wo ich e8 kann. 


23.—26. Mai. (Deutſchland.) Abhaltung eines Congrefſes 
der Socialdemofraten in Gotha behufs Vereinigung der beiden großen 
Fraktionen derfelben. Bon denfelben find 15,322 Lafjalleaner durch 
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74 Delegirte und 9121 Socialdemofraten der Eiſenacher Richtung 
(Bebel-Liebfnecht) durch 56 Delegirte vertreten. Es wird ein gemein= 
fames Programm, unter Ausfchluß aller Zeitungsreporter debattirt 
und feftgeftellt. Zu Vorfißenden der Partei werden KHafenclever und 
Hartmann gewählt und Hamburg zum fünftigen Vorort beftimmt. 
Die nunmehr vereinigte Partei führt den Titel: „Socialiftilche Ar⸗ 
beiterpartei Deutſchlands“. 


Das vereinbarte neue, gemeinfame Programm bat folgenden Wort: 
laut: „I. Die Arbeit ift die Duelle alles NReichthums und aller Eultur, und 
da allgemein — Arbeit nur durch die Geſellſchaft — ift, fo 
gehört der Gefellichaft, d. h. allen ihren GSliedern, das gefammte Arbeitäpre: 

ukt, bei allgemeiner Arbeitzpflicht, nach gleichem Recht, jedem nah feinen 
Er Bebürfniffen. In der heutigen Geſellſchaft find die Arbeits: 
mittel Monopol der Kapitaliftenklafle; die — bedingte Abhaͤngigkeit 
der Arbeiterklaſſe iſt die Urſache des Elends und der Knechtſchaft in allen 
Formen. Die Befreiung ber Arbeit erfordert die Verwandlung der Arbeits⸗ 
mittel in Gemeingut der Gejellichaft und die —— Regelung der 
Geſammtarbeit mit gemeinnütziger Verwendung und gerechter Vertheilung des 
Arbeitsertrags. Die Befreiung der Arbeit muß das Werk der Arbeiterklaſſe 
ſein, der gegenüber alle anderen Klaſſen nur eine realtionäre Mafle find, 
D. Bon diefen Grundjägen ausgehend, exrftrebt die ſocialiſtiſche Arbeiterpartei 
Deutſchlands mit allen geſetzlichen Mitteln den freien Staat und bie ſociali⸗ 
fie Geſellſchaft, die Zerbrechung des ehernen Lohngeſetzes durch Abſchaffung 
es Syſtems der Lohnarbeit, die Aufhebung der Ausbeutung in jeder Geſtalt, 
die Beſeitigung aller focialen und politiichen Ungleichheit. Die focialiftifche 
Arbeiterpartei Deutſchlands, obgleich zunächſt im nationalen Rahmen wirtend, 
ift fich bes internationalen Charakters der Arbeiterbewegung bewußt, und ent: 
ſchloſſen, alle Pflichten, twelche derjelbe den Arbeitern auferlegt, zu erfüllen, 
um die Berbrüderung aller Menjchen zur Wahrheit zu machen. Die ſocia⸗ 
liftifche Arbeiterpartet Deutichlands fordert, um die Löſung der focialen Frage 
anzubahnen, die Errichtung von jocialiftiichen Broduftivgenoffenigat 
ten mit Staatöhülfe unter der demokratiſchen Controle des arbeitenden Volkes. 
Die Produttivgenoffenichaften find für Induſtrie und Aderbau in ſolchem Um⸗ 
fang ins Leben zu rufen, daß aus ihnen die focialiftifche Organijation der 
Geſammtarbeit entfteht. Die focialiftifche Arbeiterpartei Deutſchlands fordert 
als Grundlagen des Staates: 1) Allgemeines, gleiches, direfted Wahl⸗ 
und Stimmrecht, mit geheimer und obligatorifcher Stimmabgabe aller Staats⸗ 
angehörigen vom 20. Lebensjahre an Ar ale Wahlen und Abftimmungen 
in Staat und Gemeinde. Der Wahl: ober Abftimmungstag muß ein Sonn: 
tag oder ein Yeiertag fein. 2) Direkte Geſetzgebung durch das Volt. Ent: 
ſcheidung über Krieg und — durch das Volk. 3) Allgemeine Wehr⸗ 
— Volkswehr an Stelle der ſtehenden Heere. 4) Abſchaffung aller 

usnahmsgeſetze, namentlich der Preß⸗, Vereins: und Verſammlungsgeſetze, 
überhaupt aller Geſetze, welche die freie Meinungsäußerung, daB freie Denken 
und Forſchen — 5) Rechtſprechung durch das Volk. Unentgeltliche 
Rechtspflege. 6) Allgemeine und gleiche Volkserziehung durch den Staat. 
Allgemeine Schulpflicht. Unentgeltlicher Unterricht in allen Bildungsanſtalten. 
Erklärung der Religion zur are — Die focialiftifche Arbeiterpartei 
Deutſchlands fordert innerhalb der heutigen Gefellichaft: 1) Mög: 
lichfte Ausdehnung der politiichen Rechte und Freiheiten im Sinne der obigen 
Forderungen. 2) Eine einzige Pprogreifive Eintommenfteuer für Staat und 
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Gemeinde, anftatt aller beftehenden, insbefondere ber das Volt belaftenden 
indirekten Steuern. 3) Unbeſchränktes Coalitionsrecht. 4) Einen den Gefell- 
ſchaftsbedürfniſſen ae nt Verbot der Sonntag? 
arbeit. 3) Verbot der Kinderarbeit und alfer die Gefundheit und Sittlichkeit 
fchädigenden Frauenarbeit. 6) Schupgelehe für Leben und Gefundheit der 
“ Arbeiter. Sanitätliche Eontrole der nen Ueberwachung der 
Bergiwerfe, der Fabrik⸗, Werkftatt- und Hausinduſtrie durch von den Arbeitern 
gewählte Beamte. Ein wirkſames Haftpflichtgefeg. 7) Regelung der Sefängniß: 
ann 8) Volle Selbjtverwaltung für alle Arbeiterhülfs: und Unterftützungs⸗ 
en. 

Die Parteiorganifation ift nunmehr (olgenbe: Die Partei hat 
drei oberfte Behörden, Borfiand, Ausſchuß und Controlcommiſſion. 
Sit des Vorſtandes iſt — feine Mitglieder Haſenclever und Hart: 
mann ala Borfikende, Geib als Kaffier, Deroſſi und Auer ala Sekretäre. 
Dem Boritand zur Seite fteht ala Meberwachungsbehörde die Gontrolfommif- 
fion. Dieſelbe muß ftatutenmäßig an einem andern Orte ihren Sit haben 
ala der Vorſtand. Für das — Jahr iſt Lei zig als Sitz derſelben 
beftimmt. Dieſe Oberauffichtsbehörde zählt fieben Mitglieder, dieſelben tver- 
den durch die am Orte des — Sitzes wohnenden Parteigenoffen d 
Stimmzettel mit einfacher Mh a 14 Zage nach dem Schluffe 
de3 jährlichen Congreſſes gewählt. Ihre Aufgabe ift die Prüfung aller vom 
Vorſtand abgewieienen ober gegen denſelben gerichteten Beſchwerden. Endlich 
als Mittelinftanz zwiſchen Borftand und Eontrolcommiffion fungirt der Aus: 
ſchuß. Derſelbe zählt 18 Mitglieder und wird, wie auch diesmal zu Gotha 
geihah, am Schluſſe jedes Congrefſes für die Dauer eines Jahres bis zum 
nächften Congreſſe gewählt. Seine Mitglieder können an bverichiedenen Orten 
wohnen. Der Ausſchuß wird auf Antrag entweder von 9 feiner Mitglieder, 
oder des Vorſtandes oder der Gontrolcommilfion durch feinen Borfigenden 
einberufen und muß innerhalb 14 Tagen nad) der Einberufung zufammen: 
treten. Er Hat über die Differenzen zwiſchen Vorſtand und Eontrolcommifs 
fion zu enticeiden. Die Mitglieder beider Behörden können feinen Sitzungen 
beiwohnen und auf Verlangen dag Wort nehmen, find aber nicht ftimmbes 
rechtigt. Someit die Außeren Umriffe der neuen Organifation. Aug derſelben 
geht der vollftändige Sieg der Eiſenacher föderaliftifichen über die 

erliner unitarifche Richtung hervor. Die Verfaffung der Partei zeigt 
eine rule durchgeführte Theilung der Gewalten mit ftarfen Garantieen 
gegen Mißbrauch derjelben wie gegen BDictatur. Die fiegenden Eiſenacher 
haben mit anerkennenswerthem Geſchick den bisherigen Dictator der Lafjalle- 
aner, Herrn Hajenclever, an der Spike des Vorſtandes gelaffen, die er freilich 
mit einem Anbern theilen muß; das hindert nicht, daß der Einfluß des ohne 
hin niemals bedeutend —— Mannes jetzt vollſtaͤndig eliminirt iſt. Ob 
die an fich nicht a erftand entworfene Conſtitution dauern wird, vers 
mag heute Niemand zu jagen. Vermuthlich wird fie fich bewähren, fo lange 
der materielle Drud der Zeit und die polizeiliche Verfolgung die Socialdemo⸗ 
fratie zur Einigkeit zwingt, lodern, wenn neue Reichthumszeiten mit Strike⸗ 
vergnügungen perjönlichen Ehrgeiz, Eitelkeit und Neid innerhalb der Partei 
auf's Neue in das Feld Führen werden. Darin liegt denn freilich auch ſchon, 
daß ohne —— Fälle die Partei weder jemals zu Grunde gehen, 
noch zur Herrſchaft gelangen wird. 


23. Mai. (Deutfches Reich.) Die belgifche Regierung über 


macht der deutjchen Reicharegierung die Alten in dem Attentat — = 
Duchesne und will fi) nunmehr doch dazu herbeilaſſen, die | 
9 
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fällige Lüde in der belgifchen Geſetzgebung auszufüllen, indem fie 
erflärt: 

„Dhne abzuwarten, daß andere Nationen in diefem Sinne ihre Straf⸗ 
geſetze abänbern, und ohne ihre Beichlüffe der Bedingung ber Gegenjeitigfeit 
unterzuorbnen, hat die Regierung bed Könige, über das, was fie verſprochen 
hat, Hinausgehend, fich entichieden, der Gefekgebung baldigft eine Dispofition 
vorzulegen, nach welcher die nicht angenommenen Anerbieten oder Vorſchläge, 
gegen eine Perjon ein ſchweres Attentat zu begehen, in gleicher Weife wie 
die Drohung mit einer ftrengen Correktionsſtrafe beftraft werden follen. Die 
neue Dispofition, zu welcher die belgifche Regierung heute aus freien Stüden 
die Initiative ergreift, entipricht ihren Gefinnungen; fie wird, der Unterzeich: 
nete zweifelt nicht daran, von ben legißlativen Kammern günftig aufgenom: 
men und von dem öffentlichen Bewußtſein ratificirt werden.” 

25. Mai. (Preußen.) Herrenhaus: Generaldebatte über die 
neue Provincialordnung für die 6 Öftlichen Provinzen der Monardhie. 
Die vom Haufe angejebte Vorberathungscommiffion bat die Vorlage 
der Regierung und den Entwurf, wie er aus den Befchlüflen des 
Adg.-Haufes hervorgegangen ift, ganz umgearbeitet und wefentlich 
umgeftaltet. 

Namentlich ift darin den Stabtkreifen die größere Vertretung genom: 
men, die Grund: und Gebäubefteuer, ſowie die Gewerbefteuer zur (fe von 
Provincialftenerzufchlägen befreit, in gewiffen Füllen das Erforderniß ber 
Steidrittelmehrheit wieder vorgeſchrieben, auch der proviſoriſche Charakter 
der Bezirksorganifation vollftändig weggewiſcht. Der Provincialausfchuß wird 
von I—23 —— auf 8—14 verkürzt, dagegen ſoll der Landesdirektor 
don Amtswegen Mitglied diefes Ausfchuffes jein. Die Landräthe werden für 
wählbar in den Ausſchuß erklärt, da fie „wegen ihrer umfafienden Kennt⸗ 
nifje der Gemeindeverwaltung ganz beſonders geeignet find, um in die Bahnen 
der provinciellen Selbftverwaltung einzutreten”. Diejer Ausſchuß ſoll fich 
indefjen nur mit den Gommunalangelegenheiten ber Provinz befaflen; für 
bie Sandesangelegenheiten werden bejondere Provincialräthe und Bezirksräthe 
niebergefeßt, beftehend aus je 3 Regierungsbeamten und 4 Laien, welche für 
ben Provincialcath vom Provincialausſchuß aus feiner Mitte, für den Bes 
zirksrath vom Provinciallandtage gewählt werben. 

Der Minifter bes Innern, Graf Eulenburg, gibt dem Haufe 
die Zuficherung, daß er fich für die Annahme des Amendements der 
Kommiffion im Abg.-Haufe verwenden werde. 

Das Haus nimmt ferner das KHlofteraufhebungsgejek in zweiter 
Berathung unverändert nad) dem Beichluffe des Abg.-Haufes und 
das Geſetz betr. VBermögensverwaltung fatholifcher Kirchengemeinden 
in zweiter Berathung in einer Faſſung an, welche die Bejchlüfle der 
eriten Berathung denjenigen des Abg.-Haufes wenigſtens annäbert. 


27. Mai. (Bayern) Die Minifter des Innern und des 
Cultus erlaffen eine Verfügung, welche die von den Bilchöfen be— 
reits angeordneten Yubildums=Proceffionen verbieten, fo Lange die 
Bilchöfe für die päpftlide Jubiläumsverkündigung dag Tandesherr- 
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liche Placet nicht nachgefucht haben werben. Die Bilchdfe wollen 
fich dazu nicht herbeilafien und ziehen es vor, auf jene Proceffionen 
lieber ganz zu verzichten. 

38. Mai — 2. Juni. (Deutfches Reich.) Beſuch des Kö- 
nigs Oscar von Schweden am Hofe von Berlin. Derfelbe wird in 
Kiel, wo er landet, von der deutfchen Flotte begrüßt und in Berlin 
vom Kaifer mit großer Auszeichnung empfangen. Der König ift 
von feinem feiner Minifter begleitet, der Beſuch daher als ein le— 
diglich perfönlicher Schritt zu betrachten. Dennoch erkennt die öf- 
fentliche Meinung beider Länder in demfelben eine entjchiedene, nicht 
zu verfennende Annäherung an Deutichland, zumal die deutfchfreund- 
liche Gefinnung des Königs ohnehin feſtſteht. 

Gelegentlich einer militäriichen Feſtlichkeit Tpricht der Kaiſer: „Er 
Yauben mir Eure Majeftät, in engerem militärischen Kreife meinen Dank für 
das erfichtliche Interefje auszusprechen, dad Sie für meine Armee bewieſen 
. und welches beſonders bei der Befichtigung der Gardetruppen hervortrat. Im 

Ramen diejer Truppen rufe ih: „Es lebe Se. Majeftät von Schweden unb 
een. ee: worauf König Oscar erwiebert: „Erlauben Eure Mas 
jeftät, daß ich meinen Dant aussprechen darf. Eure Majeflät haben mir von 
Jugend auf fo viele Beweife von Liebe und ———— erwieſen und in 
dieſen Tagen eine fo freundliche Aufnahme bereitet, daß ich wünſche, bie 
Waffenbrüderfhaft unferer Armeen möge immer inniger werden und 
mit der Vereinigung unferer Völker Hand in Hand geben. Der Kaiſer und 
König Preußens Iebe Hoch!" Bei einer andern Gelegenheit Tpricht der König 
auf’3 Unzweideutigſte jeine Nebereinftimmung mit dem Borgehen Preußens 
Deutſchlands gegen die ungemefjenen Anfprüche des römifchen Papftes aus. 


28. Mai. (Breußen.) Der Oberpräfident von Weftfalen for⸗ 
dert ben Bifchof von Münfter als Einleitung des Verfahrens auf 
Amtzentfegung vor dem kgl. Gerichtshof für Tirchliche Angelegen- 
heiten auf, fein Anıt freiwillig niederzulegen. Der Biſchof verivei- 
gert es, der Aufforderung zu entjprechen. 

28.31. Mai. (Breußen.) Herrenhaus: Specialdebatte erfter 
Berathung über die Provincialordnung. Minifter Graf Eulenburg 
fieht fich veranlaßt, feiner Erklärung vom 25. d. M. gelegentlich 
der Generaldebatte eine abjchwächende Deutung zu geben. Das Haug 
fieht fich doch veranlagt, in zwei Punkten die Befchlüffe des Abg.- 
Haufes, entgegen den Anträgen ber Commiffion, wieder berzuftellen. 
Dagegen wirb ein Bermittlungsantrag des Tiberalen Bürgermeifters 
Hobrecht in der Hauptdifferenzfrage (das Laienelement des Provin- 
cialrath8 zu verftärfen und diefen aus dem Oberpräfidenten, befien 
Huftitiariuß und 5 gewählten Mitgliedern zufammen zu feßen) troß 
der Unterftühung des Minifters mit 73 gegen 13 Stimmen abge- 
Vehnt. Bürgermeifter Tyorkenbed erklärt fich fcharf gegen die Hleinlich- 
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bureaufratifche Art, wie die ftädtifchen Interefien den Ländlichen unter- 
georbnet werben follen, und würde es vorziehen, Provincialrath und 
Bezirksräthe Lieber gänzlich zu ftreichen und es hinfichtlich der Aufe 
fichtainftang über Städte und Kreife wie der ganzen Landesverwaltung 
Yieber vorläufig beim Alten zu belafien. Das Zuftandefommen des 
ganzen großen Reformwerks iſt durch die Beitrebungen des Herren⸗ 
haufes momentan fehr zweifelhaft geworden, zumal die Commiffion 
auch bezüglich des Dotationd- und des Vertwaltungsgerichts-Gefehes 
wejentliche, für dag Abg.-Haus kaum annehmbare Modifikationen 
beantragt. 

Der Keen der Meinungsverfchiebenheit zwiſchen beiden Häufern bez. 
ber Provincialorbnung liegt in der Behandlung der beiden getrennt zu hal⸗ 
tenden Geichäftsgebiete: einerſeits der Gejchäfte, welche vorzugsweiſe Die Be: 
— ber Intereſſen ber Bee En zum Zwede haben, und anderer: 
eits der Beichäfte, die zur Handhabung bes öffentlichen Rechts gehören. 
Nur bie erfteren follen die eigenen Angelegenheiten der Kreide und Provin- 
cialverbänbe bilden; zur Berivaltung der lebtern foll nur eine ausgedehnte 
Laienmitwirkung ftattfinden. Das Herrenhaus will nun, dab von den in 
ber Vorlage projektirten beiden Ausſchüſſen der Bezirksausſchuß wegfalle und 
wei beiondere Räthe (Provincialrat und Bezirksrath) IE Wahrnehmung 
ber Angelegenheiten der allgemeinen Landesverwaltung gebildet werben. 


29. Mai. (Deutſches Reich.) Die ad hoc nad) Berlin ein 
berufene Generalverfammlung des beutjchen Handelstags nimmt eine 
Refolution an, welche fich gegenüber dem Befchluffe der Reichstags⸗ 
Juſtizcommiſſion entfchieden für Beibehaltung befonderer Handels- 
gerichte ausſpricht. | 

29. Mai. (Baden) Der Bisthumsverweſer Kübel wird, da 
er die wegen Anftelung der Neupriefter gegen ihn außgefprochene 
Gelditrafe freiwwillig nicht zahlen will, gerichtlich ausgepfändet. 

31. Mai. (Breußen.) Der Kaiſer genehmigt das Kloſter⸗ 
aufhebungsgeſetz nach den Beſchlüſſen beider Häuſer des Landtags. 


Derſelbe Hat folgenden Wortlaut: 8 1. Alle Orden und ordens⸗ 
ahnlichen Congregationen der katholiſchen Kirche find vorbehaltlich der Bes 
ſtimmung des $ 2 von dem Gebiete der preußifchen Monarchie ausgeſchlofſen. 
Die Errichtung von Niederlaffungen derfelben ift unterjagt. Die zur Zeit 
beftehenden Nieberlaffungen dürfen vom Tage der Verkün igung dieſes Ge⸗ 
ſetzes ab neue Mitglieder, unbeſchadet der Vorſchrift des ur nicht aufneh⸗ 
men und find binnen ſechs Monaten aufzulöien. Der Miniſter ber geiſt⸗ 
lichen Angelegenheiten ift ermächtigt, dieſe Frift für Niederlaffungen, bie 14 
mit dem-Unterricht und der Erziehung ber Jugend beichäftigen, um für 
deren Erſatz durch anderweite Anftalten und Einrichtungen Zeit zu lafien, 
bis auf vier Jahre zu verlängern. Zu — Behufe kann derſelbe auch 
Fra eg diefes Zeitraumes einzelnen Mitgliedern von Orben und ordens⸗ 
aähn Congregationen die —3 gewähren, Unterricht zu ertheilen. 
5 2. Niederlaffungen ber Orden oder orbensähnlichen Gongregationen, welche 
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fih ausschließlich der Krankenpflege wibmen, bleiben fortbeftehen; fie können 
a jederzeit Durch kgl. Verorbnung — werden; bis dahin ſind 
ie Miniſter des Innern und der geiſtlichen Angelegenheiten N ihnen 
die Aufnahme neuer Mitglieder zu geftatten. 8 3. Die Ion ee enden Nie⸗ 
derlaffungen der Orden und ordensähnlichen Eongregationen find der Aufficht 
des Staates unterworfen. 8 4. Das Bermögen der aufgelöften Nieberlaf- 
fungen der Orden und ordenzähnlichen Kongregationen unterliegt nicht ber 
hi buxch den Staat. Die Staatsbehörden haben dasſelbe einftiweilen 
in Verwahrung und Verwaltung zu nehmen. Der mit der Berwaltung be: 
auftragte Sommiffarius ift nur der vorgelegten Behörde veranttwortlich; bie 
von ihm zu Legende Rechnung unterliegt der Revifion der k. Oberrechnungs⸗ 
fammer in Gemäßheit der Vorfchrift bes $ 10 Nr. 2 des Gejehes vom 27. 
März 1872. Eine anderweite Verantwortung oder Rechnungslegung findet 
nicht Statt. Aus dem Vermögen werden bie Mitglieder der aufgelöften Nie 
derlaffungen unterhalten. Die weitere Verwendung bleibt gejeglicher Beſtim⸗ 
mung vorbehalten. 8 5. Dieſes Geſetz tritt am Zage feiner Verkündun 
in Kraft. Die Minifter des Innern und der geiftlichen Angelegenheiten fin 
mit der Ausführung desſelben beauftxagt. Diejelben haben insbejondere die 
näheren Beitimmungen über die Ausübung der Staatzauffiht im Sinne des 
8 3 zu erlafien. 

— Mai. (Preußen.) Der Eultusminifter erläßt an die Pro⸗ 
vincialbehörden allmälig die erforderlichen Weifungen bez. Ausfüh- 
rung des Sperrgefeßes. 

Namentlich meist derfelbe darauf Hin, daß die auf Grund der alten 
Maigeſetze einbehaltenen Staatsmittel für Bijchöfe und Didcefananftalten jetzt 
unter die Beflimmungen des Sperrgefebes fallen und daher für die —A 
bei Wiederaufnahme nur noch die Beſtimmungen des beſagten Geſetzes in 
Frage kommen. Folglich können die früher einbehaltenen Beträge jetzt nicht 
mehr zur Deckung von Geldſtrafen, welche von den Empfangsberechtigten zu 
erlegen find, verwandt werden. Fexner iſt zur Ausführung des Sperrgeſetzes 
beftimmt, daß die abminiftrative Exekution in Betreff kirchlicher Umlagen 
auch dann zu verfagen ift, wenn die Kirchenſteuer nicht Direlt zur Aufbrin- 
gung des Gehalts der Geiftlichen, jondern zur Dedung eines Deficits bei 
einer Kirchenkaſſe dient, auß welcher Seiftlice eine Bejoldung oder fonftige 
Emolumente beziehen. 


— Mai. (Preußen.) Die Verkäufe von Hloftergebäuden und 
Kloftergätern mehren fich. Diefelben erfolgen vielfach an ultramon⸗ 
tan gefinnte Adelige und zum größeren Theil zu ſehr niedrig ge- 
ftellten Preiſen. Die bisherigen Inwohner beginnen fi) zur Abe 
teile zu rüften, zum Theil nach Amerika, zum Theil in die benach- 
barten Theile von Belgien und Holland. 


1. Juni. (Preußen) Abg.-Haus: nimmt in dritter Lefung 
bie Vorlage betr. Aufhebung ber Befchlagnahme des Vermögens des 
Kurfürften von Heflen an und bejchließt auf den Antrag der Petitions- 
commiffion, die Regierung zu Vorlage eineg_Gefehes über die Auf: 
bebung der Eonfeffionalität der Kitchhöfe aufgufordern, doch unter 
Streihung des Zuſatzes „in der nächften Selfion”. 
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— uni. (Preußen.) Hie und dba fangen einzelne Tatho- 
Yifche Geiftliche an, die vom Sperrgefeke verlangte Erflärung be 
Unterwerfung unter die Staatsgeſetze abzugeben. Soweit die Ramen 
befannt werben, brandmarfen die ultramontanen Blätter die Ye- 
treffenden. 

An Oberfchlefien befinden fich unter ca. 800 Localſchulinſpek⸗ 
toren nur noch 28 Geiftliche, alle übrigen find von der Regierung 
nach und nach durch Weltliche erfeht worden. 

1.—2. Juni. (Breußen.). Herrenhaus: genehmigt die Pro⸗ 
vincialorbnung nach den von dem Abg.-Haufe wejentlich abweichen- 
ben bisherigen Beichlüffen in der Gefammtabftimmung mit großer 
Mehrheit und ebenfo das Dotationzgefeg und dag Berwaltungg- 
gerichtsgeſetz mit nicht ganz umwefentlichen Abweichungen von ben 
Beichlüffen des Abg.Hauſes. 

2. Juni. (Preußen.) Abg.-Haus: fügt fi) den Befchlüffen 
bes Herrenhaufes bez. des Gefehes betr. Vermögensverwaltung ka⸗ 
tholifcher Kirchgemeinden bi? auf die Beſtimmung, daB der Orts 
pfarrer nicht der geborene Vorfitende des Kirchenvorftandes fein dürfe, 
woran das Haus fefthält. 


Zwiſchen der Regierung und den einzelnen Fraktionen finden 
lebhafte Unterhandlungen über eine mögliche Verfländigung mit dem 
Herrenhaufe bez. der Provincialordnung ftatt. Der rechte Flügel der 
den Ausfchlag gebenden nationalliberalen Partei ift dazu geneigt, 
aber es fcheint zweifelhaft, daß auch ber Tinte Flügel die Hand 
dazu biete. 

8. Zuni. (Bayern) Der König ernennt den, bis jebt für 
gemäßigt und friedfertig geltenden Pfarrer von Engelbrechtsmünfter, 
Fr. Schreiber, zum Erzbifchof von Bamberg. 

4. Juni. (Deutſches Reich.) Der Kaifer ertheilt dem Reichs⸗ 
fanzler den von ihm nachgefuchten Urlaub auf unbeftimmte Zeit. 
Die Staatsminifter v. Bülow, Camphaufen und Delbrüd werben 
mit feiner Vertretung betraut. Der Kaifer behält fich indeß vor, in 
befonderen Fällen fi) auch während feines Urlaubs des Rathes bes 
Reichskanzlers zu bedienen. 

4. Juni. (Deutfches Reich.) Bundesrath: beſchließt in Folge 
de3 Antrags von Sachlen-Weimar bez. der Matritularbeiträge, zu- 
nächft zwei Geſetzentwürfe betr. Erhöhung der Braufteuer und Ein- 
führung einer Börjenftener außarbeiten zu lafſen. 
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4. Juni. (Preußen.) Ein Erkenntniß des Obertribunals gefteht 
ben Bifchöfen in partibus infideliam zwar bie bijchöflichen Rechte, 
darunter auch die Befugniß zur Firmung, zu, aber nur für den⸗ 
jenigen Bezirk, für welchen fie zu Bifchöfen ernannt find, alſo für 
den Bezirk in partibus. Dort haben fie dag Recht der Firmung wie 
alle anderen bilchöflichen Rechte, fofern fich dort überhaupt Chriften 
befinden und die Ausübung jener Rechte thatfächlic) möglich ift: 
treffen dieſe Borausfegungen nicht zu, fo bat die Verleihung ber bi= 
ſchoͤflichen Rechte keine praktiſche Bedeutung. 

6. Juni. (Deutſches Reich.) Der Kaiſer geht zur Badekur 
nah Ems. Ein Ausgleich zwilchen beiden Häufern des preußifchen 
Landtags über die Provincialordnung, das Dotationd» und das 
Verwaltungsgerichtsgeſetz fcheint demnach als gefichert angejehen zu 
werden. 

— uni. (Heffen) Das durch den neugewählten Ausſchuß 
der Landesſynode verſtärkte Oberconfiftorium trifft Einleitung, gegen 
diejenigen altlutherifchen Geiftlichen, welche fich der neuen evangeli- 
ſchen Kirchenverfafjung beharrlich nicht unterziehen wollen, energifch 
vorzugehen. 

7. Juni. (Preußen) Abg.⸗Haus: Debatte über die vom 
Herrenhaufe modificirte Provincialordnung. Miquel und Genofien 
ftellen einen, im Wejentlichen mit dem im Herrenhaufe felbft von 
Hobrecht geftellten, aber von jenem mit größter Mehrheit abgelehn- 
ten Antrage übereinftimmenden VBermittlungsvorjchlag, deifen An⸗ 
nahme zum Boraus ficher geftellt if. Dennoch geftaltet fich die 
Debatte zu einer ſehr lebhaften, theilweife jogar bitteren. Der Mi« 
nifter des Innern, Graf Eulenburg, erklärt, die Anträge Miquel's 
träfen in praktiſcher Weiſe die richtige Mitte, fo daß die Regierung 
dafür mit Wärme im Herrenhaufe eintreten könne. Die Anträge 
Miquel’3 werben angenommen; das ganze Gefeb ſchließlich in na- 
mentlicher Abftimmung mit 213 gegen 148 Stimmen (der Ultra- 
montanen, der Polen, des größten Theils der Fortſchrittspartei und 
eines Leinen Theils der Nationalliberalen). Diejenigen 88, welche 
den hbauptfächlichiten Theil des Kampfes bilden, Iauten nunmehr 
nad dem Antrage Miquel's und Gen.: 


8 62. Der Provincialrath befteht aus dem Oberpräfibenten, —— 
weiſe deſſen Stellvertreter als Vorſihendem, aus einem von dem Miniſter 
Innern auf die Dauer feines Hauptamtes am Sitze bes Oberpräfidenten ers 
nannten höheren Verwaltungsbeamten, welcher die Befähigung zum Richters 
 amte befigt, beziehungsweiſe befien Stellvertreter und fünf von dem Probin- 
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cialausſchuß aus feiner Mitte gewählten Mitglieder. Stellvertreter für bie 
legteren fünf Mitglieder werden in gleicher Weife aus ber Zahl der Mitglieder 
de Provincialausichuffes und deren Stellvertretern gewählt. Bon der Wähle: 
barkeit ausgeſchloſſen find außer den im 8 47 Alinen 5 — Beamten 
auch die Landräthe. Im Uebrigen finden auf die gewählten Mitglieder des 
Provincialraths die Beſtimmungen der 88 48—51 finngemäße Anwendung. 
8 67. Bis zum Erlaſſe des Selches über die Organifation der allgemeinen 
Sandesverivaltung wird für jeden Regierungsbezirk ein Bezirksrath gebildet. 
Derfelbe beiteht au8 dem Regierungspräfidenten, beziehungsweiſe defien Stells 
vertreter als DVorfikenden, aus einem von dem Minifter des Innern auf die 
Dauer feines Bun am Site des Regierungspräfidenten ernannten 

heren Berwaltungsbeamten, welcher die Befähigung zum Richteramt befigt, 
eziehungsweile deſſen Stellvertreter, und vier von dem Provincialausfchuffe 
ewählten Mitgliedern. Für die Iehteren vier Mitglieder werden in gleicher 

ife vier Stellvertreter gewählt. Bon der Waͤhlbarkeit ausgefchlofien find 
außer den im 8 47, Alinea 5 genannten Beamten auch die Landräthe. Im 
Mebrigen finden auf die gewählten Mitglieder des Bezirksraths die Beſtim⸗ 
mungen u. |. w. 8 79. In Füllen, welche feinen Aufſchub zulaffen, ift der 
Regierungspräfident in gleicher Weile wie der Oberpräfident (3 76), befugt, 
unter Suimmuna des Bezirksraths für mehrere Kreiſe ober für den Umfang 
des ganzen Bezirks gültige Polizeivorichriften zu erlafſen. Solche Polizei: 
vorichriften bedürfen der nachträglichen Zuftimmung des Provincialraths. 
Wird die Zuftimmung nicht innerhalb ſechs Monaten nach dem Tage der 
Publikation der Polizeiverordnung ertheilt, fo hat der Oberpräfident diefelbe 
außer Kraft zu ſetzen, und $ 106: Die Vertheilung der Provincialabgaben 
erfolgt 2. die einzelnen Land: und Stabtfreife nach dem Maßftabe der in 
ihnen auffommenden direkten Staatäjteuern mit Ausſchluß der Geiwerbefteuer 
dom Haufirgeiverbe. 


7. Juni. (Baden.) Die Regierung unterjagt alle und jede 
Aubiläumsproceffionen. 


8. Juni. (Deutſchland.) Die Bebel’fche Fraktion der So— 
cialdemofraten erflärt in einem Aufrufe aus Hamburg die 1869 zu 
Eifenach gefchaffene Arganifation der „ſocialdemokratiſchen Arbeiter- 
partei” in Folge ber in Gotha befchloffenen Einigung für aufgelöst. 
Uebrigens find nicht alle Socialdemofraten der Einigung beigetreten. 
In Hamburg eriftirt noch eine Separatgemeinde, welche dem Gothaer 
Congreß „ſchmachvolle, willfürliche Behandlung der Gegner” vor- 
wirft. | 

8. Juni. (Preußen.) Abg.-Haus: nimmt das Dotationd- 
gejeß meist mit den Modififationen des Herrenhaufes an und ebenfo 
das Verwaltungsgerichtsgeſetz, doch diejeg nicht ohne Wiederherftellung 
der urjprünglichen Faſſung des Abg.-Haufes in zwei wejentlichen 
Punkten troß des Widerftandes des Regierungscommillärz. 

10. Auni. (Deutfches Reich.) Bundesrath: Der Bevoll- 
mächtigte der Hanfeftäbte beantragt, der Bundesrath möge die Frage 
der Beibehaltuflg der Handelsgerichte fofort in Erwägung ziehen, um 
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bie Vertreter der Bundesregierungen in die Reichsjuſtizcommiſſion 
in diefem Sinne zu inftruiren. 

10. Juni. (PBreußen.) Abg.-Haus: Der Jinanzminifter Gamp- 
haufen erflärt gelegentlich einer Bemerkung des Abg. v. Karsdorff: 
er glaube nicht, daß die Regierung das beftehende Freihandelsſyſtem 
oder vielmehr gemäßigte Schutzzollfyſtem verlaffen werde, um wieder 
zu den Schubzöllen zurüdzufehren: er wenigften® werde dazu nie= 
mal3 die Hand bieten. 

Herrenhaus: nimmt nach einer Rede des Cultusminiſters Falk 
das Petri'ſche Altkatholifen=Gefeh in der Faſſung des Abg.-Haufes 
einfach an und ignorirt die Arbeit feiner eigenen GCommilfion, die 
der Vorlage eine total veränderte Geftalt gegeben hatte, vollftändig. 
Die Regierung, welche fih im Abg.-Haufe dem Geſetze gegenüber 
völlig paſſiv verhalten hat, nimmt Hier, wo demfelben Gefahr droht, 
entichieden Partei für die Altkatholiken. 

10. Juni. (Breußen.) Der Fürſtbiſchof von Breslau wird 
vom Kreißgerichte Birnbaum wegen Androhung und Verfügung der 
großen Ercommunilation gegen den Propſt Kid in Kähmen zu 2000 
Mart Geldbuße, event. 133 Tagen Gefängniß verurtheilt. 

10. Suni. Württemberg.) II. Kammer: genehmigt das 
Einführungsgeſetz zum Reichs-Civilehegeſetz. 

Der bei der Gelegenheit erwartete Culturkampf bleibt gänzlich aus. 
Dagegen beichließt die Kammer, die Regierung zu erfuchen, bei der Reiches 
zegierung auf einen fchleunigen Ausbau des materiellen Eherechts hinzuwirken. 
Miniitr von Mittnacht gibt die gewünſchte Auskunft über den Stand 
ber Frage und erklärt, Die Regierung befinde fi) mit ber von der Kammer 
beantragten Bitte ganz auf dem Standpunkte der bayerifchen Regierung; fie 
werde der Bitte bereitwillig nachfommen. Bon Intereſſe find die Erfläruns 

en eines Tatholifchen Domcapitulard und eines evangeliichen Prälaten. Der 

atholik erklärt, er wolle der Regierung (des Reiche oder des Staates? blieb 
unflar) das Recht, jo zu Handeln, wie fie gethan, nicht beftreiten. Die Kirche 
werde auch unter dem neuen Gejeke noch eine größer, wenn auch exjchiverte 
Aufgabe zu Löfen haben; aber fie werde diejelbe mit Liebe zu löſen beftrebt 
ein. Der evangelifche Prälat erklärt: Mit der erften Nachricht von der Eins 

hrung der Civilehe fei großer Schreden unter die evangelifche Bevölkerun 
gefahren; aber biefe Bedenken feien durch die Bemühungen der Geiftlichke 
zerftreut worden und bereits beginne man, dem Reichsgejehe alle Gerechtigkeit 
wieberfahren zu laflen. Da dürfe man, meint der Abg. Lenz, doch die Be 
ruhigung jchöpfen, a die beiden Confeffionen unter dem Reichsgeſetze nicht 
allzuviel zu leiden haben werben. 

11. Zuni. (Preußen) Der Cultugminifter erläßt bezüglich 
ber Aufnahme des jübifchen Religionsunterrichts in den Lehrplan 
Öffentlicher höherer Schulen eine Verfügung an die Provincial-Schul- 
collegien, in welcher e& beißt: 
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„Der Standpunkt, ‚bon welchem aus früher die Aufnahme des jüdi- 
ſchen Religionsunterrichts in den Lehrplan öffentlicher höherer Schulen ab: 
gelehnt wurde, Tann gegenwärtig nicht Be ii Pa werden. oe 
N bereit? an nicht Hero Gymnafien eallifufen bei genügenber Zahl 

üdilcher Schüler auf den Antrag ber Besen be Orts ein bes 
onderer be Religiondunterricht angelegt und wird, wo Die Verhältnifie 
Schullokals nicht eine andere Einrichtung nöthig machen, in ber Regel 
derjelben Zeit im Schulhaufe ertheilt, wo ber hriftliche Religiondunter 
eich * betreffenden Klafſen ſtattfindet. Die von den Direktoren und Klaffen⸗ 
ordinarien zu übende allgemeine Aufficht erſtreckt fich I ne a 0 auch 
auf den jüdiſchen Religionsunterricht. Als obligatoriich für a. ie Anftalt - 
bejuchenden judiſchen Schüler wird berjelbe nicht angejehen. Bon der Quali: 
nr des von der Synagogengemeinde ala Religionslehrer Präfentirten 
—* Königliche Schulcollegium ber Provinz fi nähere Kenntniß zu 
ffen. Bei Feſtſtellung ber Genfuren feiner Schüler wird ber jüdiſche 
zei lehrer Augegogen. und unterzeichnet dieſelben an letzter Stelle aus⸗ 
rüdlich als a eligionslehrer. 3 die Nemuneration des Lehrers 
Fahr jo gewährt bei den vom Staate —— höheren Schulen die 
Anſtaltskaſſe einen Beitrag dazu, ein entſprechendes Abkommen ift meiſten⸗ 
theils auch bei den ſtadtiſchen Anſtalten zwiſchen dem Patronat und der Syna⸗ 
gogengemeinde getroffen.“ 
11. Juni. Preüßen.) Herrenhaus: nimmt nunmehr das Geſetz 
betr. Bermögendverwaltung der Latholifchen Kirchgemeinden nach ben 
lebten Beichlüfien des Abg.=Haufes unverändert an. Die Pfarrer 


find demnah vom Vorfitz im Kirchenvorftand ausgefchloflen. 

11. Juni. (Bayern) Die Regierung erläßt eine Verordnung 
betr. bie bevorftehenden Landtagswahlen und trifft nach der ihr ge- 
jelich zuftehenden Befugniß eine theilweife veränderte Wahlkreis⸗ 
eintbeilung. Diefelbe ift den Liberalen günftig, den Ultramontanen 
ungänftig. Die ultramontanen Blätter eifern daher gewaltig gegen 
diefe „Wahlfreisgeometrie”, die ihre Ausſichten allerdings wefentlich 
- herabzuftimmen geeignet jcheint. 

12. Juni. (PBreußen.) Herrenhaus: ninmt die Geſetze betr. 
Provincialordnung, Dotation der Provinzen und Organijation der 
Berwaltungsgerichte nach den letzten Bejchlüffen des Abg.-Haufes an. 


13. Juni. (Heffen.) Eine Landesverfammlung der deutfchen 
Partei in Frankfurt bejchließt einen warmen Aufruf bez. der bevor- 
jtehenden Landtagswahlen. Die Stimmung der Berfammlung ift 
eine mit der Regierung bez. der Ausführung der Kirchengejehe viel⸗ 
fach unzufriedene, da ihr eine entweder ſchwächliche, oder aber gegen⸗ 
über den Ultramontanen von vornherein ausſichtlos vermittelnde 
Haltung vorgeworfen wirb. 

14. Juni. (Deutſches Reich.) Reichstags-Auftigeommilfion: 
bejchließt auf den Antrag von Marquardſen (Bayern), im Gegenfah 
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gegen den von der preußilchen Regierung mit Zäbigteit feftgehaltenen 
Zeugnißzwang der Beitungsredafteure, ala Zuſatz zu dem 8, welcher 
von der rechtlichen Möglichkeit, das Zeugniß zu verweigern, hanbelt, 
mit 16 gegen 7 Stimmen: 


„Bildet der Inhalt eines veröffentlichten Preßerzeugniſſes den Gegen- 
fland einer Strafverfolgung, jo find Redakteure, Verleger und Bruder beredh: 
tigt, das Zeugniß über die Perfon des Berfaffers, Herausgebers und Einen: 
ders zu verweigern.” 


14. Juni. (Preußen) Herrenhaus: genehmigt in zweiter 
Behandlung die Aufhebung der 3 Berfafjungsartifel 15, 16 und 18. 
Abg.- Haus: genehmigt das Gejeh über die Organifation der 
Berwaltungsgerichte ſchließlich nach den Beichlüffen des Herrenhaufes. 


Damit find die drei großen Gejehe zur Reform ber inneren 
Derwaltung in Preußen, die Provincialordnung für die Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Schlefien und Sachlen vom 29. Juni 
b8. Is., das Syß betr. die Verwaltungsgerichte, vom 3. Juli ds. Is. und 
das Geſetz wegen der Dotation ber Provincials und Kreißverbände dv. 8. Juli 
ds. Is., definitiv zu Stande gebracht. Die Halbamtlidde „Prod. Correſp.“ 
Rellt die Grundzüge der neuen provinciellen Geftaltung, wie fie fich beſonders 
aus der Provincialordnung und dem Dotationsgeſetze ergibt, folgendermaßen 
ujammen: Die Provincialverfammlung (dev Probinciallandtag) wird 

an aus Abgeordneten der Land: und Stadtkreife der — beſtehen. Die 
Abgeordneten der Landkreiſe werden von den Kreistagen, die Abgeordneten der 
Stadtkreiſe von Magiſtrat und Stadtverordnetenverſammlung in gemeinſchaft⸗ 
licher Sitzung gewählt. Wählbar zum Mitgliede des Provinciallandtages 
ift jeder ſelbſiſtaͤndige Angehdrige des deutſchen Reiches, welcher das 30. Le⸗ 
bensjahr vollendet hat, ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte nbet 
und ſeit mindeften® einem fahre der Provinz durch Grundbefik oder Wohn: 
fig angehört. Die Abyeorbneten werden au 6 Jahre gewählt. Der Pro: 
vinciallandtag wird von dem König alle 2 Jahre wenigftend einmal berufen, 
außerdem aber, fo oft e3 die Geichäfte erfordern. Der k. Commiſſarius ift 
die Mittelsperfon bei allen Verhandlungen ber Staatsbehörben mit dem Pros 
vinciallandtage. Die Situngen des Provinciallandtages find öffentlich. Für 
einzelne Gegenftände kann durch befonderen Beichluß die Deffentlichkeit aus⸗ 
eichlofien werben. Der Provinciallandtag ift berufen: I. über iejenigen 
ie Provinz betreffenden Geſetzentwürfe, ſowie fonftigen Gegenftänbe, welche 
ihm zu dem Ende von der Staatsregierung überwieſen werden, fein Gutachten 
abzugeben; II. den Provincialverband zu vertreten und über die Angelegen- 
iten desſelben, ſowie über diejenigen Gegenftände zu berathen und zu bes 
liegen, welche ihm durch Geſetze ober k. ordnungen überwieſen finb, 
oder in Zukunft duch Gejeg überwieſen werben. Insbeſondere beichließt 
der Provinciallandtag über den Erlaß provincieller Statuten; über die Art 
und Bertheilung von StaatBleiftungen, welche von dem Provincialverbante 
—— find; über die zur Erfüllung von Verpflichtungen oder im 
Interefſe ovinz erforderlichen Ausgaben, namentlich über die Verwen⸗ 
dung der dem Provincialverbande (durch das Dotationägejeh) aus der Staats⸗ 
kafſe überwwiefenen Jahresrenten und Fonds, fowie über die Berwendung ber 
Einnahmen und des fonftigen Vermögens des Provincialverbanbes, über die 
Aufnahmen von Anleihen, die Beräuberung von Grundftüden u. |. w. Die 
Aufgaben, welche den Provinciallandtagen mit der Neberweifung ber Dotation 
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aus Staatsfonds zugefalfen find, find zunächft: Neubau von chauffirten We- 
en und Unterjtühung des Gemeinde: und Kreiswegebaues, Beförderung don 
andesmeliorationen, des Landarmen⸗ und Korrigendenweſens, Fürſorge und 
Gewährung von Beihilfen für das Irren-⸗Taubſtummen- und Blindenweſen, 
Unterftügung milder Stiftungen, Rettungs:, Idioten- und anderer Wohl: 
thätigkeitännftalten, Leiftung von Zuichüflen für Vereine, weldje ber Kunſt 
und Wiſſenſchaft dienen, desgleichen für Öffentliche Sammlungen, welche dieje 
Zwecke verfolgen, Erhaltung und Ergänzung von Landezbibliothefen, Unter: 
haltung von Dentinälern u. |. w. Außerdem find den Provincialverbänden die 
Meliorationsfonde und zwar zu Darlehen für dauernde Bodenverbefferung, 
zu Waldanlagen, zu Berbefferungen bes Wirthſchaftsbetriebes u. ſ. w. wie 
auch die Zuſchüſſe zur Unterftüßung niederer, Tandiwirthichaftlicher Lehran⸗ 
ftalten überwiefen worden. Weiter hat der A die Wahlen 
um Provincialausſchuß, ſowie die Wahlen zu den für Zwecke der allgemeinen 
Funbesperwaltung angeordneten Behörden und Commiffionen zu vollziehen. 
Der Provinciallandtag ift endlich —— Anträge und Beſchwerden, welche 
die Provinz oder einzelne Theile derſelben betreffen, an die Staatsregierung 
richten. Zum Zwecke der Verwaltung der Angelegenheiten des Provin⸗ 
cialverbandes wird für jede pad ein Provincialausihuß beftellt. 
Derielbe befteht aus einem Borfihenden und einer durch das Provincialitatıt 
ſtzuſetzenden Zahl von mindeftena 7 bis höchftens 13 Mitgliedern. Außer 
em ift der Landesdireitor Mitglied des Provincialansſchuſſes. Der Bor: 
figende und die Mitglieder des Provincialausſchuſſes werden von dem Pros 
vinciallandtage germählt, Wählbar ift jeder zum Provinciallandtage wählbare 
Angehörige des deutichen Reiches; ausgeſchloſſen find der Oberpräfident, die 
Regierungspräfidenten, ſowie jämmtliche Provincialbeamte. Die Geichäfte des 
Provincialausichuffes find folgende: der Provincialausſchuß hat die Beichlüffe 
des Provinciallandtages vorzubereiten und auszuführen, foweit damit nicht 
befondere Commiffionen, Commiffarien oder Beamte beauftragt find. Er hat 
ferner die Angelegenheiten des Provincialverbandes, insbeſondere das Ber: 
mögen und die Anftalten desfelben nad) Maßgabe des vom Provincialland: 
tage _feitgeftellten Haushaltzetatd zu verwalten. Er bat die Provincialbes 
amten zu ernennen, ſoweit die Ernennung nicht dem Provinciallandtage 
vorbehalten ift, und deren Geſchäftsführung zu leiten und zu beauffichtigen. 
Endlich Hat der Provincialausſchuß fein Gutachten über alle Angelegenheiten 
abzugeben, welche ihn von den Miniftern oder bem Oberpräfidenten über: 
wielen werden. Zur Wahrnehmung der Befugniffe und Obliegenheiten der 
Provinzen auf dem Gebiete der allgemeinen Landesverwaltung werden Pro: 
vincials und Bezirksräthe eingelegt. Der Provincialrath befteht aus 
bem Oberpräfidenten (oder deſſen Stellvertreter) ala Borfipendem, aus einem 
von dem Minifter des Innern ernannten höheren Berwaltungsbeamten, wel: 
cher die Befähigung zum Richteramte befitzt (oder beffen Stellvertreter), und 
5 dom Provincialaugfchuffe aus feiner Mitte gewählten Mitgliedern (oder 
deven Stellvertretern). Der Provincialvath Hat vor Allem in höherer Inſtanz 
bei der Beauffichtigung ber Gommunalangelegenheiten der Kreife und Ges 
meinden, bei ber Beauffichtigung der Schulangelegenheiten und des Wege: 
baued, nach näherer Vorjchrift, der Kreis, Gemeinde:, Schul: und Wegeord⸗ 
nungen, mitzuwirken, ebenfo in denjenigen Angelegenheiten der allgemeinen 
re welche durch befondere Geſetze dein Provincialrathe über: 
wielen werben. Bis zum Erlaß des Geſetzes über die Organiſation ber all» 
emeinen nung wird zu demjelben Zwecke für jeden Regierungs⸗ 
zirt ein Bezirksrath gebildet. Derſelbe befteht aus dem Regierungspräfiden- 
ten (oder beffen Stellvertreter) ala Vorſitzendem, aus einem von dem Minifter 
des Innern ernannten höheren Verwaltüngsbeamten, welcher die Befähigung 
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zum Richteramte befitzt (oder deſſen Stellvertreter), und 4 von dem Provin⸗ 
cialausschuffe gewählten Mitgliedern (oder deren Stellvertretern). Der Ober: 
äfident ift befugt, unter Zuftimmung des Provincialratha für mehrere Kreife, 
ür einen oder mehrere Bezirle oder für den Umfang ber ganzen Provinz 
iltige Polizeivorichriften zu erlafſen. Zur Wahrnehmung der laufenden 
Geſchäfte der communalen Provincialvderwaltung wird ein Landesdirektor 
(Landeshauptmann) beitellt, welcher von dem Provinciallandtage auf minder: 
ken 6 bis höchſtens 12 Jahre zu wählen iſt. Der Landesdireftor bedarf 
Beftätigung des Könige. Derjelbe führt unter der Aufficht des Provin- 
cinlausfchuffes die laufenden Geichäfte der communalen Provincialverivaltung. 
Er ift der Dienftvorgejehte fämmtlicher Provincialbeamten. Er vertritt den 
Provincialverband nach außen in allen Angelegenheiten. Dem Landesdireftor 
können nach näherer Beftimmung des Provinciallandtages zu wählende obere 
Beamte mit beratbender oder beichließender Stimme zugeordnet werden. Für 
die unmittelbare Verwaltung und Beauffichtigung einzelner Anftalten, fowie 
für die Wahrnehmung einzelner Angelegenheiten des Provincialverbandes 
tönnen befondere Commiffionen oder Commiſſäre beftellt werden. Ueber alle 
Einnahmen und Ausgaben bed Provincialverbandes entwirft der Provincial⸗ 
ausſchuß einen Haushaltzetat für ein oder mehrere Jahre. Derfelbe wird 
vom Propinciallandtage feftgeftellt und durch die Amtsblätter der Provinz 
veröffentlicht Der Provincialausihuß und in Ausführung ber Beichlüffe des⸗ 
jelben ber Landesbirettor haben dafür zu forgen, daß der Haushalt nach 
bem Etat geführt werde. Der Provinciallandtag kann die Ausfchreibung 
von PBrovincinlabgaben beſchließen. Die Bertheilumg der Provincial⸗ 
abgaben erfolgt auf die einzelnen Land» und Stadtkreife nach bem Mabftabe 
ber ihn ihnen aufkommenden direkten Staatsftenern mit Ausſchluß der Ge: 
werbefteuer vom Haufirgewerbe. Die Aufficht fiber die Berwaltung 
der Angelegenheiten des Provincialvderbandes wird vom Oberpräfi 
denten, in höherer Inftanz von dem Minifter des Innern geübt. Der Ober 
präfident ift befugt, an den Berathungen des Provincialausfchuffee und ber 
Provincialcommiifionen Theil zu nehmen. Der Oberpräfident ift befugt unb 
verpflichtet, Beichlüffe des Provinciallandtages, des Provincialausfchufles, der 
Provincialeommiffionen, des Provincialtathes und der Bezirkäräthe, welche 
deren Befugnifie überfchreiten oder die Geſche verlegen, von Amtswegen ober 
auf Veranlafjung des Minifterd des Innern mit auffchiebender Wirkung ans 
zufechten und, ſofern eine jchriftliche en ma. geblieben ift, über 
ihre Ausführung ſofort die Entiheibung des Ober⸗Verwaltungsgerichts ein 
zubolen. Auf den Antrag des Staatsminifteriumd Tann ein Provinciale 
landtag durch f. Verordnung en werden. Es find fodann Neuwahlen 
anzuordnen, welche innerhalb 3 Monaten vom Tage der Auflöjung an er: 
Igen müffen. Ver neugewählte Landtag ift innerhalb 6 Monaten nad) er: 
olgter Auflöfung zu berufen. — Durch dad Gejeh über die Dermaltungss 
gerichte endlich ift die cheidung ſtreitiger DVerwaltungsfachen, welche 
bisher den Regierungsbehörden zuftand, lediglich den Verwaltungsgerichten 
zugewieſen. Für jeden Kreis befteht am Amtsſitze des Landraths ein Kreis⸗ 
verwaltungsgericht (als welches der Kreisausſchuß eingeſetzt iſt), für jeden 
Regierungsbezirk wird am Amtsſfitze des Regierungspräfidenten ein Bezirks⸗ 
verwaltungsgericht errichtet (aus 5 Mitgliedern, von welchen 2 vom Könige, 
3 von der Provincialvertretung ernannt werden), für den gefammten Umfang 
der Monarchie wird in Berlin ein Ober:Berivaltungsgericht eingeſetzt. Die 
Endurtheile in ftreitigen Berwaltungsfachen werden auf nd münblicher 
Berhandlung unter ben ira erlaffen. Die „Prod. Eorreip.” bemerkt zu 
diefer eberficht: „So wird denn im Anſchluß an die obige Zufammenftellung 
mit dem 1. Jan. 1876 ein Syften der Selbfiverwaltung ins eben treten, 
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we nach dem Augfpruche eined hervorragenden Wbgeorbneten (Miguel) 

in Bezug auf die communale Selbfiftändigfeit jo weit gebt, daß die Anſprüche 
gar micht höher geipannt werden Lönnen”, ba es kein Zand ber Welt gibt, 
welches, ſoweit Gejehe dies vermögen, gleich viele Bürgichaften für die Herr: 
ſchaft des Gefeges und für die Wirkſamkeit der Selbftverwaltung gewährt, 
als die in Rede ftehenden Geſetze. Was das Bolt zu thun hat, ift: zu dieſen 
Gejeken die Charaktere herbeizufchaffen.” 


15. Juni. (Preußen) Schluß der Ceifion des Landtag?. 
Der Vicepräfident de Staatsminifteriums, Finanzminiſter Camp 
haufen, verliedt die kgl. Botſchaft. Windthorft-Meppen (ultram.) 
Ipriht dem Präfidenten feinen Dank für die unerfchütterliche Rube 
und große Unparteilichleit aus, mit welcher derjelbe die Geſchäfte 
geleitet habe. 


Die Seffion barf nach dem übereinftimmenden Urtheil aller Parteien 

als eine ber bedeutfamften des preußiichen Landtages angejehen werben. Im 
Einzelnen gehen jedoch die Urtheile ziemlich ſcharf auseinander, namentlich 
auf Seite a ritt3partei, während die Nationalliberalen Urſache haben, 
mit den erreichten Refultaten zufrieden, die verfchiedenen confervativen Frak⸗ 
tionen aber mit denjelben wenigſtens nicht unzufrieden zu fein. So ſpricht 
bie Wiener „Neue Fr. Preſſe“, die zwar unbefangen, aber boch ber preußt: 
f Forſchrittspartei näher fteht ala den Nationalliberalen und die preußi: 
Regierung jedenfall? nicht zu ſchonen gemeint ift, ſich ausnehmend be: 
friedigt aus, indem fie jagt: „Seit den bewegten Tagen der Conflikt-⸗Epoche 
ben die preußiſchen Kammerverhandlungen den fyernftehenden nicht fo reich: 
iche Gelegenheit zur Dicuffion geboten, wie in den verfloffenen Monaten. 
Mit gerechter Genugthuuug dürfen Staatsregierung und Volksvertretung in 
Preußen auf die Rejultate der legislativen Arbeit zurüdbliden, die eine auf 
fpäte Zeiten hinaus wirkende jegensreiche genannt zu werden verdient. Man 
ift an leitender Stelle in Berlin der großen, bisher er age — 
in Preußen ſelbſt mit den Reſten einer langen Junkerhe ft reinen Tiſch 
je Een, bewußt geworden, und man fühlt ganz ernfthaft die Bedeutung 
Thatſache, daß ae an die Spitze Deutſchlands getreten iſt. Der 
reformatoriſche Geiſt durchdringt fichtlich die Verwaltung des Königreiches, 
und er prägt fich ganz deutlich in den zahlreichen Geſetzen zur Hebung von 
Aderbau, Handel und Verkehr und noch mehr in der Provincial-Ordnung 
aus, weldde die Kammern votirt haben. Die innere Verwaltungsreform, 
mit der Kreißregierung begonnen, ift in ber abgelaufenen Seffion glück⸗ 
lic [ortgeient worden, die Verwaltungs-Juſtiz hat durch Errichtung eines 
waltungs⸗Gerichts hofes ihre den Grundſaätzen bes modernen Rechts 

ftaates entiprechende Krönung erfahren. Bedeutſamer aber ala die ſchätzens⸗ 
werthen Refultate der Iegislativen Reformarbeit zeigten fich die kirchenpoliti⸗ 
{hen Alte der preußiſchen Kammern in ber zu Ende gegangenen Selfion. 
Die preußiſche Regierung jchien bei der Menge ber EB ENDE FU OGER 
fih mit der Vervollftändigung ber firchenpolitifchen Geſetzgebung durch ein 
Supplement über Eirchliche Bermögensverwaltung für diefe Seffion begnügen 
u wollen — da erſchien bie unerhörte Encyelica bes Papftes vom 5. Febr. 
8. Is. welche die Maigefege für null und nichtig ertlärte und alfo bie 
reußiichen Staatsangehdrigen Tatholiichen Glauben? des Gehorſams gegen 
3 Staatsoberhaupt entband. Bon diefem Augenblide an fielen die Schläge 
des Bismarck — t und — auf das Haupt 
der ultramontanen Hydra. Allen Gerüchten über Regierungsmüdigkleit, ner 


} 
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vdſe Abſpannung, Frankhafte a des Kanzler? zum Trotze erjchien 
der grimme Hagen in der Arena der Stämpfer, um das Wort der Jeſuilen: 
„Man muß Gott mehr ara als den Menſchen“ zu illuftriren, die heuch: 
lerifche Phraſe von der Stirchenverfolgung in ihrer inneren Wahrheit bloßzu: 
legen. Das „Sperrgejeg" — bie Einftellung der ftaatlichen Dotationen an 
die Bilchdfe — war Bismarck's erfted Wort der Erwiederung. Don Fulda, 
dem Grabe des Heiligen Bonifacius, des Apoftela des deutſchen Volkes, ſchleu⸗ 
derten die preußiſchen Bilchöfe ihre Adrefſe an den König hervor, und damit 
war da3 Signal zum neuen Kampfe gegen ben riefen Episcopat gege⸗ 
ben. Der Umſtand, daß der preußiſche Landtag eben verſammelt war, wurde 
von der Staatsregierung benüßt, um ihrer in a Style gegebenen 
ATIERSOnS der biichöflichen Immediat⸗Eingabe an ben König eine 5* — 
olgen zu laſſen von der größten Tragweite. Mit dem Get e, welches die 
ufhebung der Artifel XV, XVI und XVIHO ber preußifchen aflung ver: 
fügt, wurden jene drei Bollwerke hinweggeräumt, Hinter welchen fich die ultra- 
montanen Widerjacher jeit Jahren mit eben fo viel Geſchick ala Glück ver- 
ſchanzt hatten. Die Rebellen gegen bie Staatshoheit hatten jedes Recht auf 
verfaffungsmäßige Garantie einer mit dem Wohle des Staates nicht mehr 
verträ lichen Autonomie verwirkt. In gen hat ber Staat das Auffichts⸗ 
echt, das preiögegebene Ernennungs⸗, Vorſchlags⸗, Wahl: und Beftätigungs: 
echt bei Belegung kirchlicher Stellen zurüderobert. Allein die Seifion jollte 
nicht ſchließen, ne durch das „Kloſtergeſetz' auch ben Ordensclerus und 
feine riefenhafte Agitation für Preußen unſchädlich zu machen. So voll ieht 
ih in unferem Nachbarlande ein geiftiger Reinigungsprozeß, die Ausſchei⸗ 
un ftaatöfeinblichen und in alle Emigfeit die moderne Eultur befäm: 
pfenden Elemente aus dem gefunden Leibe Landes. Es ift ein ſchönes 
Stüd nationaler Gejebedarbeit, das die preußiſche Kammer hinterläßt, ſegens⸗ 
zeich Für alle Zukunft. Als der preußiiche Landtag am 16. Jan. zufammen: 
trat, zu einer Zeit, wo noch der Reichstag feine Berathungen fortjeßte, da 
hielt man die anbrecjende Seffion nicht für bedeutend, Daß der Landtag 
nicht von dem Könige in Perfon, fondern von dem Dice-Präfidenten des 
Staatsminifteriums eröffnet wurde, Bismarck den erften Berathungen ferne 
blieb, fchien dieſe Anficht zu beftätigen. Die officiöfe Prefie gab zu verftehen, 
man habe von einer Gröffnung durch den Kaiſer Abftand genommen, um 
ben Schein zu vermeiden, ala ob es fi auf dem Landtage um hervorragende 
Angelegenheiten handle. Allein die Sache fam ganz anders. Die Agitationen 
der Glericalen und die Weckrufe des Vaticans erzeugten eine Situation, welche 
eine ganze Serie der bedeutfamften kirchenpolitiſchen Geſetze nothwendig machte 
und entftehen ließ, die wir ala dad wichtigſte und werthrollfte Reiultat der 
—— Thatigkeit des preußiſchen Landtages betrachten ln Der 
ndtag aber bat diesmal die allgemeine Dleinung binterlafien, daß er fürs 
wahr die Geringichähung nicht verdient, welche feit ber Gonftituirung des 
deutichen Reichätages mitunter über ihn laut zu werden pflegt; daß er viels 
mehr den Beruf Bat, in erfter Linie die Aufgaben des deutichen Staates zu 
zu löfen und allen beutjchen Gemeinweſen die Bahn zu meifen und zu bres 
hen.” Dagegen meint bie fortjchrittliche Berliner Eorreipondenz: 
„Die von Anfang an mangelhafte Diipofition der Regierung in Verbindung 
„mit ber zu bewältigenden Fülle von Arbeiten bat diefe Sikungsperiode für 
die unmittelbar Betheiligten zu einer der mühevolliten gemacht. Unter 
Neberhäufung mit Detailarbeiten, ber groben bl von Plenar: und Com: 
miffionsfigungen litt die einheitliche und überfichtliche Führung der Geichäfte. 
Die Mitglieder der Commiffionen verloren bie Yühlung mit ihren Fraktionen, 
die Fraktionen ſelbſt Löften ſich in Folge mangelnder Vorbereitung in ben 
Plenarverhandlungen auf. Zugleich erkrankte derjenige Mann (Lager), wels 
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cher bisher zufolge feiner vaftlofen Thätigkeit und unermüblicden Arbeitskraft 
noh am Meiften im Stande gewejen war, Einheit und Planmäßigfeit im 
Geichäftegang aufrecht zu halten. Die große Mehrzahl ber Abgeordneten 
wird erſt in den beginnenden Ferien im Stande fein, die Geſetze, welche in 
biefer Seffion zum Abſchluß gebracht worden I vollftändig kennen und 
würdigen zu lernen. it der inneren Auflöjung des Abgeordnetenhaujes 


wuchd ber Einfluß der einzelnen Minifter auf das Haus; zugleich gewann 
Fürſt Bismard — die bekannte von ihm extrahirte Cabinetsordre über 
die Vorbereitung un 


Erledigung der Geſchäfte im Collegium des Staat3- 
minifteriums einen ftärferen Einfluß auf die einzelnen Reflorts, Fürſt Bis: 
marck jelbft machte im Laufe der Seifion für die innere Politik eine ent: 
ſchiedene Schwenkung nach 5 Die Verwaltungsreformgeſetze wurden in 
Folge deſſen nicht in der Geſtalt vorgelegt, wie ſe urſprünglich in den Fach⸗ 
miniſterien vorbereitet waren (Ausdehnung auf die weſtlichen Provinzen). 
Ein entſchiedenes Veto des Staatsminiſteriums trat der Abficht der Mehrheit 
des Abgeordneten hauſes entgegen, jobald diefe principielle Aenderungen vor: 
nehmen wollte (Bejeitigung der Regierungapräfidenten, Bedingungen der Bes 
Ihlußfähigkeit der Verwaltungsgerichte ci Dad Abgeordnetenhaus fuchte 
durch zunehmende Nachgiebigkeit dad Minifterium feſtzuhalten. Das Herren: 
haus, ermuthigt einestheila durch diefe Nachgiebigkeit, anderstheils durch die 
der altfonjervativen Partei von Seiten des Fürſten Bismarck gejpendeten 

reundjchaftäverficherungen, drängte über die urfprünglichen Regierungsvor⸗ 
agen weiter nach recht. Nur zu gern ließ fi) dad Minifterium drängen 
(PBrovincialordnung). Die ee des Abgeorduetenhaufes folgte ihm auch 
jet. So fchließt denn die politiſche Saifon er ab, daß einerſeits se 
v. Kleiſt-Retzow mit der Feudalpartei einem großen organiſchen Gelege der 
Regierung wieder zuftimmen kann, während bie Fortſchrittspartei fich ın der 
a gemeinichaftlich vollzogenen Berwaltungsreform von der allzu weit 
nad) rechts geführten natianalliberalen Partei trennte und zu einer oppofi⸗ 
tionellen Haltung zurüdtehrte.” 

— Juni. (Preußen) Die Regierung bejchließt, da3 vom 
Staat }. 3. errichtete Convict für Tatholifche TIheologie-Stubirende 
an der Univerfität Bonn mit Schluß des gegenwärtigen Semeſters 
aufzulöfen, dagegen die Einrichtung zu treffen, daß kath. Theologen 
theils unentgeltlich, theil® gegen geringen Preis Wohnung und Koft 
in einem Gebäude erhalten, wo fie nicht unter geijtlicher Leitung, 
fondern nur unter der Auffiht der afademifchen Behörden ftehen 
werden, während im Haufe ein Haugmeifter allein fungiren wird. 
Mit diefem Schritt ift der Heerd ausgelöfcht, von dem alle Intri⸗ 
guen und Machinationen unter den Studirenden ausgingen. 

Der Biſchof von Paderborn muß feine Snternirung in der 
Stadt Wefel wieder mit der Feſtung Weſel vertaufchen, um auch 
den dritten Monat der gerichtlich über ihn verhängten Strafe wegen 
feines Hirtenbrief? vom vorigen Jahre abzubüßen. 

Ein Refeript des Cultusminiſters verfügt, daß ein Eintreten 
der Givilgemeinden für die den Pfarrern zc. durch dag Sperrgejeh 
entfallenden bisherigen Bezüge nach dem Geſetz vom 14. März 1865 


grundfäßlich nicht zu geitatten fei. 
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16.—18. Juni. (Bayern) Die in Erlangen verfammelte 
bayerifche Paftoral-Conferenz ſpricht ſich in ihrer Mehrheit entſchie⸗ 
den und unziweideutig für dag Reich auch in dem ihm aufgenöthigten 
Kampfe mit Rom aus und für Hinnahme der daraus für die pro= 
teftantifche Kirche nur vorübergehend fich ergebenden Conſequenzen. 


17. Juni. (Deutfches Reich) Eine Note des deutfchen Ge- 
ſandten in Brüffel |pricht der belgischen Regierung die Befriedigung 
aus bez. ihrer Erklärung vom 23. Mai, mit dem Beifügen: 

bie Regierung des Kaifers hoffe von der gleichzeitigen legislativen 
Verhandlung über diejen Gegenftand in Deutſchland und in Belgien einen 
— Einfluß auf das Öffentliche Bewußtfein im Allgemeinen, ſowie 
auch auf bie Entwidlung bes Voͤlkerrechts, und hoffe gern, daß bie Wieder⸗ 
ehr von Einmifchungen belgifcher Unterthanen in die inneren deutjchen Eon- 
Kerr verhindert werde in derjelben verjöhnlichen Gefinnung ur achbar⸗ 
chaft, von welcher die Regierung Sr. Maj. des Königs von Belgien in dem 
Falle Duchesne einen jo dankenswerthen Berweid gegeben habe.” 

— uni. (Bayern) Die allgemeine Agitation für die be= 
vorſtehenden Landtagswahlen ift bereit? in vollem Fluß. Die beiden 
großen Parteien, die vereinigte Liberale und die patriotifch-ultramon= 
tane, erlaffen ihre Aufrufe an die Parteigenoflen. 

17. April. (Elfaß-Lothringen.) Eröffnung des neuen Lan 
desausſchuſſes. Von 30 Mitgliedern haben ſich 29 dazu eingefunden. 
Die große Mehrzahl derjelben Huldigt entjchieden gemäßigten Ge- 
finnungen. Der Oberpräfident v. Möller eröffnet die Verſammlung 
mit einer ſehr wohlwollenden Rede. Der Alterspräfident, Bürger: 
meilter Flurer von Saarunion, 

bantt Namens der Berfammlung vor allem für defien „Initiative zur 
eung ber Inſtitution des Landesaugschuffes" und meint ferner: er habe 
den Bant ber Verfammlung auch an eine höhere Stelle zu richten, an dag 
Oberhaupt bes Staates, an Se. Majeftät den Kaiſer, — in fo gnadiger 
Weiſe den Wünſchen der —— entſprochen habe. Wir hegen 
die Hoffnung”, jo ſchließt der Redner, „daß das Reich und bald würdig 
finden wird, unſere Angelegenheiten in nicht zu ferner Zukunft in unſere 
eigenen Hände zu legen.“ . 

18. Juni. (Preußen.) Teierlicde Enthüllung des Denkmals 
auf dem Schlachtfelde von Fehrbellin, „getwiffermaßen der Wiege 
der Monarchie”, durch den Kronprinzen. = 

20. Juni. (Deutſches Reich.) Der Erzherzog Albrecht von 
Defterreich bejucht den Kaifer Wilhelm in Ems. Der Beſuch wird 
allgemein als ein Symptom von nicht zu verfennender Bedeutung 
angefehen. 

20. Suni. (Preußen) Ultramontane Exceſſe in Rheine 
(MWeftfalen). 
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— einer ultramontanen Demonſtration werben bie Häufer und 
ber Kirchthurm beflaggt. Die Flaggen werden polizeilich entfernt. Diejenige 
J— weigert ſich jedoch ber Pfarrer troß vier⸗ 


ortal 

der Kirche, ſowie das in der Nähe desſelben ftehende Gerinuscild A iz au 
inſchen⸗ 

menge an, welche anfängt, geiſtliche Lieder zu I Hochs auf den Neil 


eſung des bezüglichen Paragrap des Strafgefeßbuches die Menge auf, 
- a un — aber eine gewaltihätige Scene. Der 


bbrüllen geiftlicher Lieder, Hochs auf den Papft und Dro: 
ungen und Infulten gegen Anderögläubige. So dauert der Scandal bis 


22. Juni. (Deutfches Reich.) Da auch der zweite vom Reichs⸗ 

eilenbahnamt ausgearbeitete Entwurf eines Reichgeijenbahngefeßes nicht 
nur von Seite eines großen Theils der Öffentlichen Meinung, fon= 
dern auch von Seite der Regierungen mehrerer größerer Bundes⸗ 
ftaaten auf lebhaften Widerſpruch ftößt, fo fieht fich das Bundes⸗ 
fanzleramt genöthigt, die Augarbeitung eined neuen Entwurfs auf 
deränderter Grundlage anzuordnen. 


24. Juni. (Deutjches Reich.) Das Berliner Kammergericht 
verurtbeilt in II. Inſtanz den ehem. deutſchen Botichafter in Paris, 
Grafen 9, v. Arnim, wegen vorjälicher Beiſeiteſchaffung amtlich 
anvertrauter Urkunden zu neunmonatlicddem Gefängniß, wovon ein 
Monat durch die Unterfuhungshaft ala verbüßt erachtet wird. Un⸗ 
terfchlagung und Vergehen gegen bie Öffentliche Ordnung erflärt das 
Urtheil als nicht vorliegend. j 

25. Juni — 6. Juli. (Preußen) Der Eultusminifter Falk 
macht eine Rundreife in der Rheinprovinz und wirb babei in ben 
Städten, wie Köln, Bonn, Düffeldorf, Aachen ꝛ⁊c. überall mit leb⸗ 
baften und zum Theil geradezu großartigen Demonjtrationen ges 
feiert, jo daß feine Reife einem wahren Triumphzuge gleicht. 

Diefe Ericheinung gerade in derjenigen Provinz, die ala die Domäne 
des hung ech Ultramontanismus gilt, fann zwar nicht darüber täufchen, 
daß die Majorität ber Bevölkerung ber Provinz unleugbar nach wie box 
ultramontan gefinnt ift, aber fie zeigt chenfo unläugbar, daß bie —*2* 
ber gebildeten Bevölkerung in den Städten, bie berufenen Vertreter derſelben 
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und ber Kern ber Bürgerichaft in dem großen —— gegen die erneuerten 
Anſprüche Roms entſchieden auf Seite der Regierung fliehen. Es iſt das na⸗ 
mentlich auch das Urtheil der unbefangenen Blätter des Auslandes. 

26. Juni. (Preußen.) In dem gegen die fämmtlichen ka⸗ 
tholifchen Vereine Berlins von der Regierung in Folge des Atten- 
tat? Kullmann gegen ben Reichskanzler eingeleiteten Prozeſſe wird 
vom Berliner Stadtgerichte nur einer verurtheilt, die andern werben 
freigefprochen. 

28. Juni. (Deutfches Reich.) Der Kronprinz des deutfchen 
Reichs und von Preußen hält in Swinemünde eine große Flotten⸗ 
revue ab. Diefelbe zeigt den auch vom Auslande zugeftanbenen ge= 
waltigen Fortfchritt, den die Entwicklung der deutſchen Flotte, na⸗ 
mentlich auch unter der Leitung des (Marineminifterd) General von 
Stoſch, in letzter Zeit gemacht Hat und fortwährend macht. 

28. Juni. (Preußen) Ein in Köln, offenbar als Gegen- 
demonftration gegen die neuliche Ovation für den Cultusminifter und 
die Regierung in ihrem Kampfe wider Rom, beabfichtigter Fackelzug 
zu Ehren des Erzbiſchofs wird von der Regierung verboten. 

80. Juni. (Preußen). Die Regierung befiehlt den Behörden 
die Geheimhaltung der Namen derjenigen Pfarrer, welche, um ben 
Holgen des Sperrgejeßes zu entgehen, ihre Unterwerfung unter die 
Staatsgeſetze erflären. 


1. Juli. (Preußen) Das fog. Sperrgefeß gegen die Staats⸗ 
zufchüffe an die Tatholifche Kirche findet nunmehr durchweg feine 
Anwendung. Die an diefem Zage fälligen Gehaltsraten ber Bi⸗ 
Ichöfe, Domcapitel, Pfarrer 2c. werden nicht ausbezahlt, außer wo 
der Betreffende feine Unterwerfung unter die Staatögefehe erklärt. 
Die Zahl folcher jo fih allmälig mehren; öffentlich genannt aber 
werden ihrer verhältnigmäßig nur wenige. 

1. Suli. (Helfen) Die Kreigämter werden von der Regie- 
rung angewiefen, feinen Tatholifchen Pfarrer in die mit der Pfarrei 
verbundenen Beneflcien einzuweifen, der nicht allen Forderungen der 
neuen Kirchengefete genügt hätte. 

2. Juli. (Deutfches Reich.) Der Kronprinz begibt fich zum 
feierlichen Leichenbegängniß des verftorbenen Kaiſers Ferdinand nach 
Wien, wo er mit dem Großfürften Thronfolger von Rußland und 
dem Kronpringen von Italien zuſammentrifft. Das Leichenbegäng- 
niß geftaltet fich dadurch zu einer Art neuer Beftätigung des Drei⸗ 
kaiſerbündnifſes. 
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4. Zuli. (PBreußen.) Der Kaifer vollzieht das Altkatholifen- 
geſetz. Dasfelbe hat folgenden Wortlaut: 


5 1. In denjenigen katholiſchen Kirchengemeinden, aus welchen eine 
erhebliche Anzahl von Gemeindemitgliedern einer altkatholiſchen Gemeinichaft 
beigetreten ift, wird die Benußung des Firchlichen Vermögens im Verwa 
tungswege bis auf Weiteres nach Maßgabe ber folgenden mar de 
georönet. 8 2. Der altkatholiſchen Gemeinichaft wird der Mitgebrauch 
Kirche und des Kicchhofes eingeräumt. Sind mehrere Kitchen (Kapellen 
u. |. w.) vorhanden, jo kann eine Gebrauchetheilung nad beftimmten Ob⸗ 
jetten N werben. Die nämliche Gebrauchätheilung findet bezüglich ber 
5*— thſchaften Mir Iſt der — en Gemeinſchaft die Mehr⸗ 

der Gemeindemitglieber beigetreten, fo ft Gemeinschaft der Mit- 
Gera der Kirche in den zur Abhaltung er —— herkomm⸗ 
ich beſtimmten Stunden, bei mehreren Kirchen ber Gebrauch der Hauptkirche 
g 3. Tritt ein Pfründeninhaber der Sa ae Gemeinjchaft bei, 
I, bleibt ex im Befig und Genuß dex Pfründe. Bei Erledigung der Pfründe 
wird biejelbe im —* des 8 2 Abſ. 3 der altkatholiſchen Gemeinſchaft über⸗ 
— Sind mehrere Pfründen vorhanden, jo kann bei deren Erledigung 
t Rüdficht auf das Zahlenverhältniß beider Theile eine Genußtheilung 
* den ae verfügt werden. 8 4. An dem übrigen zu Ei 
chen Zwedken beftimmten Vermögen wirb der altkatholijchen Gemeinfihe 
* —E t auf das — — beider Theile der Mitgenuß ie 
räumt. —— t die alt iS: Gemeinfchaft die Mehrheit der Gemei 
mitglieder und ift bie Zahl der übrigen Gemeindemitglieder nicht mehr er- 
heblich, jo kann die Einräumung des vollen Genuffes an die Gemein] — 
verfügt werden. Gleichzeitig hat in dieſem Falle eine Neuwahl des Ki 
vorſtandes und ber Gemeindevertretung ſtattzufinden. 8 5. Altkatholiſche Ge⸗ 
meinſchaften im Sinne des Geſetzes ſind —28 die zu gottesdienſtli 
Zweden gebildeten altkatholiſchen Vereine, ſofern dieſelben von dem O 
en als —— organifirt anerkannt worden find, als auch die alt: 
Die ae ber altfatholijcgen Parochien bleiben 
verpfli it, 4 > Unterhaltung ber Kirche, des Kirchhofs und ber ſ Al 
Dermögenätide beizutragen, beren Benutzung ihnen nach 88 2 biß 4 * 
Eeſetzes zu 8 6. Ueber bie Art und den Umfang ber den altkatholif 
Gemeinfgn fen nad den 882 — 5 dieſes Geſetzes einzuräumenden 
— r —æ— Gegen die Entſcheidun ee 
fteßt die Berufung an den Minifter ber ihnen angelegenbe 
Die. Entſcheidungen find im Verwaltungswege vollſtreckb 87 
Eigenthumaverhältniffen bes Tirchlicden Vermögens tritt durch dieſe⸗ 
feine Aenderung ein. 88. Gemeinbemitglicber im Sinne dieſes Geſetzes fin 
alle. männlichen, volljährigen, felbftfdändigen Katholiten, welche in der Tatho« 
liſchen Kirchengemeinde wohnen. Selbitfiändig find diejenigen, welche einen 
— ausſtand Haben, oder ein öffentliches Amt bekleiden, oder ein ei⸗ 
chaͤft oder ala — einer —* — deren ee — und 
— unter Vormundſchaft noch unter Pierce 89. Der Mi⸗ 
an — geiſtlichen Angelegenheiten iſt mit der rung diefeg — 


ten he 


— Juli. (Bayern.) Die katholifchen Bifchdfe erlaffen überall 
Wahlhirtenbriefe bez. der bevorſtehenden Landtagswahlen, um bie 
Agitation der ultramontanen Partei auf dieſe Weife. ihrerfeits. zu 
unterftüßen. Zu den beftigften diefer Hirtenbriefe gehören diejenigen 
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des gelehrten Bifchof8 Haneberg von Speier, ber erft feit dem Concil 
fih zur Unfehlbarkeit belehrt hat, und der des Biſchofs Reißmann 
von Würzburg, in dem die Regierung einen entjchieden gemäßigten 
und milden Mann zum Bifchof gewählt zu Haben gemeint hatte. 
Das Placet wird von feinem der Bifchöfe nachgefucht. 

8. Juli. (Preußen.) Der kgl. Gerichtshof für Kirchliche An— 
gelegenbeiten bejchließt die Einleitung des Verfahrens auf Amtzent- 
fegung gegen den Bilchof Brintmann von Münjter. 

9. Juli. (Bayern) Der Carbinal Antonelli jendet an ben 
Runtius in München ein officielles Lobſchreiben bes Papftes für die 
Haltung der bayerischen Biſchöfe bei den politifchen Wahlen. 

Den drei Bilchöfen ferner, welche zu diefem Zwecke zuerft Hirtenbriefe 
verbreitet haben, d. H. dem Erzbiſchof von München und den Bilchöfen von 
Speyer und Eihftäbt fündigt Antonelli an, dat der Papft beabfichtige, ihren 
Eifer durch ein päpftliches Breve zu belohnen, worin er auch feine Befrie- 
digung darüber ausiprechen werde, wie fie die von der Staatsregierung ber 
firchlichen Freiheit bereiteten Hinderniffe bejiegten, d. h. der Papft rühmt 
die Biſchöfe für die Umgehung des Placet und damit für die Verlegung der 
bayeriſchen Berfaffung. 

10. Juli. (Deutſches Reich.) Die Reichstagsjuſtizcommiſ⸗ 
fion vertagt fich bi3 zum 1. September. 

15. Juli. (Deutſches Reich.) Der Kaifer befucht auf dem 
MWege von Ems zur Nachkur in Gaftein den Kaifer von: Defterreich 


in Iſchl. 

— Inli. (Deutſches Reich.) Die Blätter veröffentlichen 
einen Brief Döllinger? an einen badifchen Pfarrer, der ihn wegen 
feines Uebertritts um Rath gefragt Hatte. Döllinger ſpricht fich darin 
auf's jchärfite Über den gegenwärtigen Zuftand der römijch-vatica- 
nischen Kirche und die Aufgabe des Altkatholicismus aus: 

„Berne beantworte ich die an mich geftellten Fragen, —— als ein 
ſehr in Anſpruch genommener, alter Mann in nothwendiger Kürze. 1) Was 
mich betrifft, fo rechne ich mich aus Meberzeugung zur altkatholiſchen Gemein⸗ 
haft; ich glaube, Daß fie eine Höhere ihr gegebene Sendung zu erfüllen bat, 
und zwar eine dreifache: a. Zeugniß zu geben für bie altfirchliche Wahrheit 
en "von ber päpftlichen Univerfalmaht und Uns 
| ils redender und permanenter Proteft dazu⸗ 

iefem Papft erft aufgebrachte Willlür in Ver⸗ 
| l. b. Ein zweiter Beruf der altlatholifchen 
| ugen, allmälig und in ſucceſſivem Fortſchritt 
| tion gereinigte, der alten, noch unzertrennten 
| len. c. Damit ‘hängt zufammen ihr Dritter 
nd un einer künftigen großen 
m Ehriften und Kirchen zu dienen. Ein Ans: 
fleiner, ift vor einigen Wochen in Bonn ges 
F den Fortgang dieſes Friedenswerkes. 2) Ich 
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habe durchaus feine Hoffnung, daß unter dem nächften oder einem ber näch⸗ 
fien Päpfte irgend etwas im Großen und Wefentlichen gut gemacht werbe, 
unb jo viel ich wahrnehme, find Alle, welche den Zuftand der xömijchen 
Eurie und des römischen Clerus kennen, nad) diefer Seite eben fo hoffnungs⸗ 
108 ala ih. In dieſer Papftgemeinichaft in und außerhalb Italiens gibi 
es nur noch eine einzige treibende Kraft, der gegenüber alle Aubdere, Epis⸗ 
copat, Gardinäle, geiftliche Orden, Schulen u. ſ. w. fih paifiv verhält, und 
daB ift der Jeſuitenorden. Er ift die Seele, der Beherricher des ganzen rd- 
mifchen Kirchenweſens. Dies wird auch unter einem neuen Pop wohl jo 
bleiben, weil diefer Orden unentbehrlich iſt und zugleich, ohne zu chen 
oder Herrichen zu wollen, gar nicht eriftiren Tann. * er, vor 1793, waren 
in der Kirche mannigfache Gegengewichte da, die anderen Orden waren noch 
ſtark und lebenskräftig; jetzt find die anderen Orden entweder machtloſe Schat⸗ 
ten, ober halb willige, halb unwillige Trabanten des leitenden jeſuitiſchen 
Geſtirns, und die romiſche Curie muß, um Curie zu bleiben, ihr kirchliches 
Monopol, ihre Geldmittel u. |. w. zu bewahren, fich auf die Jeſuiten ſtützen, 
db. h. ihnen und ihren Impulſen dienen. Die Jeſuiten aber find die Be 
ewordene S ition, verbunden mit Deſpotismus. Die Menſchen 
Feen mittels des ihnen dienftbar gewordenen Papſtes — das ift ihre Auf: 
gabe, ihr Ziel, ihre mit Meifterichaft geübte Kunfl. Daher das Streben, 
ie Religion zu mechanifiren, das sacrificio dell’ intelletto, bad fie anpreis 
fen, die Serlen-Drefjur zu unbebingtem, blindem Gehorſam ꝛc. Wie e8 aber 
jegt, feit dem 18. Juli 1870, in römischen Gemeinſchaft ausſieht, und 
was für die nächſte Zeit zu erwarten ift, mögen Sie daraus erſehen, daß 
das Monftröfefte, was ie auf dem Gebiete der theologiichen Lehre vorgekom⸗ 
men, ohne eine einzige Dagegen laut werdende Stimme hat vollbracht werden 
fönnen, ich meine bie feierliche Proflamirung des Alphons Liguori zum doctor 
ecclesiae (alfo neben Auguftinus, Ambrofius zc.), de3 Mannes, befien ni 
Moral, verkehrter Mariencult, deſſen beitändiger Gebrauch der kraſſeſten 
bein und Fälſchungen feine Schriften zu einem Magazin von Irrthümern 
und Lügen madt. Mir ift in der ganzen Klirchengeichichte kein Beifpiel einer 
fo furchtbaren, jo verberblichen Berirrung belannt. Und dazu ſchweigt Alles, 
und in allen Seminarien wird die nachwachſende Generation des Clerus mit 
biejen Büchern bed Liguori vergiftet! Lange kann nun freilich ein ſolcher 
Zuftand nicht dauern; e8 muß Über kurz oder lang irgend wie ober irgenb 
wo eine Reaktion zum Befferen eintreten — aber dielen Wo und Wie ift 
eben unferen Augen verborgen. Auf Ihre dritte Frage, was ich Ihnen zu 
thun rathe, antworte ich: Folgen Sie ihrer Heberzeugung, und lafien Gie 
I nicht durch die Dorwände der zu bewahrenden Einheit und bes unbes 

ingten Gehorſams bethören, womit jeber Irrwahn und jebe noch jo arge 
Verunftaltung der Religion beichönigt wird. Was wir in bdiefem elenden 
Zuftande thun können und thun jollen, ift: Zeugniß ablegen vor Bott und 
der Welt, der von und erlannten Wahrheit die ihr gebührende Ehre zu ges 
ben. Der allgemeine Indifferentismus bie bloß auf bie u dei Bequemlich⸗ 
keit bedachte, ſtumpffinnige Haltung bes Clerus hat dieſes Unheil bes Vati- 
canum über uns gebracht. Je größer die Zahl der Bereuenden und von ber 
falfchen Lehre und Obedienz ſich Losſagenden wird, befto höber fleigt bie 
Hoffnung einer Genefung.” 


— Juli. (Preußen) Der abgefehte Bifchof Martin von 
Paderborn veröffentlicht ala Frucht feiner unfreiwilligen Muße in 
der Feſtung Wefel einen Katechiamus des Latholifchen Kirchenrechts, 
ber bezüglich des Verhältnifies zwilchen Staat und Kirche folgende 
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erorbitante Forderungen ftellt und wohl am beften betveist, wie noth- 
wendig feine Entferfiung von einem bifchöflichen Stuhle in Deutjch- 
land und im 19. Yahrhundert war: 

1) Die Katholiten find von ber Verpflichtung zu entbinden, ihre Kin 
ber in die Staatsſchulen zn ſchicken, falls dieſe confeſfſionslos find; begleichen 


bon der —— r die Unterhaltung ſolcher Schulen Steuern zu 
zahlen; den Biſchöfen ift zu geftatten, eigene Lehr: und —— 
zu errichten (S. 15, 16). 2) Die Biſchöfe dürfen Proceſſionen, Wallfahrten 
und kirchliche Hefte anordnen, und bürfen in diefer Beziehung durch Geſetze 
und Polizeimaßregeln nicht beichräntt werden (S. 17). 3) Der Staat darf 
tiechliche Vereine, wie den Gejellenverein, den Borromäus:Berein ıc., nicht 
unterdrüden oder heinmen (S. 24). 4) Der Staat darf dad Recht der Kirche, 
Vermögen zu erwerben, nicht durch Geſetze über die „todte Hand“ beichräns 
en, er barf das Kirchengut nicht befteuern und hat bie Verwaltung unb 
Verwendung desſelben ausſchließlich den kirchli Behörden zu überlaſſen 
(&. 28). 5) Die Mitglieder der Kicchenvorftände find vom Biſchof zu ers 
nennen; wenn fie von ber Gemeinde getwählt werden, müſſen fie vom opt 
beftätigt werden (S. 30). 6) Der Staat darf von den Geiftlidhen ohne 

nehmigung des päpftlidden Stuhles keine Steuern und Abgaben erheben. 
Dhne Genehmigung des päpftlichen Stuhles dürfen Geiftliche auch in bürs 
gerlichen Civilſachen und Criminalſachen nicht vor weltlicde Gerichte geftellt 
werden (S. 51, 134, 135, 210). Bilchöfe gefangen zu nehmen oder von 
ihren Siken zu vertreiben, ift bei Strafe ber — — verboten 
—5— 184). 8) Der Staat darf nicht anordnen, daß die Leichen von Katho⸗ 
iken nur auf den Communal⸗Kirchhöfen begraben werben dürfen, bat viels 
mehr den Katholiken befondere Theile diejer Kirchhdfe eins für allemal zus 
zuweilen, oder ihnen zu erlauben, eigene Sirchhöfe anzulegen (S. 193). 


15. Juli. (Breußen.) Der Kaifer verfagt als oberfter Landes⸗ 
biſchof der lutheriſchen Kirche im ehemaligen Königreich Hannover 
einem von ber hannover'ſchen Landesſynode beichloffenen Geſetzentwurf 
über die Firchliche Trauung feine Santtion und begründet feine Wei- 
gerung eingehend in einem an die Synode gerichteten Erlaß. 

15. Zuli. (Bayern) Wahl der Wahlmänner für die Wahlen 
zum Landtag in ganz Bayern. Die Erfolge der Ultramontanen blei« 
ben weit hinter ihren Erwartungen und noch weiter hinter ihren Hoffe 
nungen zurüd. Es ift ſchon jebt ziemlich ficher, daß die neue Kammer 
aus 79 Ultramontanen und 77 Xiberalen beftehen wird. - 

15. Juli. (Heffen.) Die Ergänzungswahlen zur II. Kammer 
ergeben eine Vermehrung ber Tleinen ultramontanen Minderheit um 
2 Stimmen. Diefe Minderheit wird aber auch künftig nur 5 Mit- 
glieder von 50 Landtagsabgeorbneten im Ganzen betragen. 

17.—22. Juli. (Bayern.) Der Domcapitular Hohn in Würze 
burg, der am 15. d. M. bei den Wahlmännerwahlen für die Land» 
taggwahlen den Muth gehabt hat, feiner politifchen Meberzeugung 
getreu, jeine Stimme für die Liberalen Wahlmänner abzugeben, wird 
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dafür von dem Bilchof von Würzburg gemaßregelt. Der Gemaß- 
regelte wendet fich jedoch um Schub in ſeinen ftaatsbürgerlichen 
Rechten an die Staatdregierung. 

Die diesfälligen Attenftüde lauten: I. Es muß anerlannt werden 
und. wird hiemit ausdrädlid anerkannt, daß ein Staatsbürger über bie Art 
der Ausübung feines ftaatöbürgerlichen Wahlrecht? von keiner Seite, aljo 
auch nicht von feiner vorgefekten Behörde, zur Rechenichaft oder Verantwor⸗ 
tung gezogen werden darf. Wenn aber Jemand, 3. B. ein Katholik oder 
ein Priefter, vermöge bejonderen Vertrauen von Seite der Kirche mit bes 
jonderen Funktionen oder Verrichtungen betraut worden ift, wie Die bei 
Hrn. Capitular Melchior Hohn der Fall ift, der von feinen firchlichen Obern 
zur ae an den Beratungen über die Firchlichen Intereſſen aus Der: 
trauen berufen wurde, dann entjteht aus dieſem beionderen Titel für die be- 
treffende Oberbehörde das Necht und die Pflicht, in Ausübung ber Heiligften 
Amtspflicht darüber zu wachen, ne quid detrimenti respublica capiat, Die 
Aufmerkiamteit auf Alles zu lenken, was eventuell die amtliche Meberzeugung 
von der Fortdauer diefes nöthigen Vertrauens oder deſſen Mangel beeinflufien 
kann. Demgemäß wird anmit Hr. Domcapitular M. Hohn aufgefordert, 
binnen drei Tagen fich anher beftimmt zu erklären, welche Parteiftellung er 
aus Anlaß der Wahl vom 15. Juli L. J. eingenommen habe, reſp. ob bie 
ihm zur Laſt gelegte faktiſche a Ulla feiner Parteiftellung und Grund» 
läge am Wahltage wirklich vorhanden fei oder nicht. Würzburg, 17. Juli 
1875. Biſchöfliches Ordinariat. Lochner, Generalvicar.” 

Die Antwort des Adreſſaten ift entichieden ablehnend, und es ergeht 
darauf folgende Entfchließung: II. „Seine bifchöflichen Gnaden haben, unter 
ber vollften und ungetheilteften Zuftimmung der jämmtlichen Räthe des bi: 
ſchöflichen Ordinariats und Eonfiftoriums beichloffen, bis auf Weiteres ber 
Dienfte und Mitwirkung des Hrn. Domcapitulard M. Hohn in der Ver: 
waltung der Diöcefe fich nicht zu bedienen, was bemjelben andurch zur Dar- 
nachachtung mitgetheilt wird. Würzburg, 22. Juli 1875. Bifchöfliches Or⸗ 
dinariat. Lochner, Generalvicar.” Ä 

Die Bedeutung ber bifchöflichen Wahlhirtenbriefe als geiftlicher 
Zwangsmittel gegenüber den Gläubigen ift durch diefen Vorgang 
außer allen Zweifel geftellt; von Wahlfreibeit Tann demnach auf 
Seite der Ultramontanen nicht mehr die Rede fein. 

17. Juli. (Elfaß-Lothringen.) Schluß der erſten Seffion 
des Landesausſchuſſes. Die Verhandlungen desfelben, die vollſtändig 
gedrudt werden follen, find im Ganzen ſehr befriedigend ausgefallen. 
Die Hauptaufgabe desfelben war die gutachtliche Durchberathung 
des Landesbudgets für 1876. 


re Budget3 wurden mandjerlei Wünfche laut. So wurde 
beim Etat für den öffentlichen Unterricht mit Einftimmigkeit ber Antrag ges 
er daß der franzöfiiche — in Jämmtlidden Schulen in dem⸗ 
elben Umfange, wie der Unterricht in ber deutfchen Sprache vor dem Kriege, 
eingeführt werden follte. Der Etat der Univerfität Straßburg wurde ange⸗ 
nommen, mit der Mobdifilation, dag wenn das Reich beabfichtige, an der 
Grenzſcheide zweier Bänder eine jo luxuridfe Hochſchule zu unterhalten, das⸗ 
jelbe auch einen Theil der Koften mit etwa 400,000 ME. tragen follte. Das 
Theaterbudget ſetzte die Regierung troß verjchiedener Vorſchlage auf Herab⸗ 
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etzung durch. Der Entwurf einer neuen Verfaſſung für Elſaß⸗Lothringen 
wurde vorläufig zurüdgezogen und kam eg zur Vorlage. Im Ganzen ift 
durch die DVorichläge des Landesausſchufſes die Totalfumme des Budgets pro 
1876 von 43,915,298 Marl auf 41,448,298 Marl (ordentliche Ausgaben 
28,643,421, außerordentliche 12,804,877 Mark) Herabgeminbert, aljo eine 
noch vom Neichdtage zu genehmigende Eriparuig von 2,467,000 Mark ex 
zielt worden. Dieſe —— beziehen ſich auf die Etats der inneren 
Verwaltung, der F rwaltung, der indirekten Steuern, der Waſſerbau⸗ 
verwaltung und des öffentlichen Unterrichts. 

20. Juli. Preußen.) Die Biſchöfe erklären, das neue Geſetz 
über die Vermögensverwaltung katholiſcher Kirchgemeinden anerken⸗ 
nen und annehmen zu wollen, zuerſt der Fürſtbiſchof von Breslau, 
dann die Biſchöfe von Hildesheim, Fulda, Münſter ꝛc. ſelbſt der 
Erzbiſchof von Köln, obgleich derſelbe ſ. 3. gegen dasſelbe in feinem 
eigenen Ramen und dem ber übrigen Bifchöfe ala den Grundſätzen 
ber Fatholifchen Kirche wiberftreitend proteftirt Hatte. Der bisherige 
Srundjfa der Ultramontanen ift damit zweifelsohne durchbrochen, 
immerhin ohne daß die Bifchöfe bereit8 überhaupt an ein Nachgeben 
dbächten. In diefem Fall Haben fie bloß aus überwältigenden Op- 
portunitätsgründen nachgegeben, Lediglich um größere Nachtheile zu 
vermeiden und um fich nicht jeden Einfluß auf die Vermögensver- 
waltung katholiſcher Kirchgemeinden, felbft in den ultramontanften 
Gemeinden, aus den Händen winden oder fchlüpfen zu Laffen. Immer⸗ 
hin bleibt dieſes erfte Nachgeben, dieſes erſte Sichunteriverfen unter 
ein mit dem canonijchen Recht allerdings in flagrantem Widerſpruch 
ftehendes Staatögefe eine Thatjache von eminenter Bedeutung. 


Zum eritenmal gäben die Biſchöfe thatjächlich den Grundſatz auf, 
daß bie Keche nicht die $ 


24. Juli. (Bayern) Die allgemeinen Landtagswahlen ergeben 
wirklich, wie vorauägefehen worden war, 79 Ultramontane gegen 77 
Liberale. Die Ultramontanen haben Jomit allerdings eine Majprität 
errungen, aber eine jo Tleine, daß fie faum daran benfen können, 
mit diefer den Rüdtritt des Liberalen Minifteriums zu erzwingen 
und das ganze herrſchende politifche Syftem im Innern und gegen 
über dem Reiche über den Haufen zu werfen, zumal da fie jelbft 
keineswegs unter fich einig find. Eine Anzahl bisheriger ultramon⸗ 
taner Abgeordneter if zwar ala zu gemäßigt und daher nicht ganz 
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ſicher über Bord geworfen worden, dagegen erjcheinen unter den &e- 
wählten eine Anzahl demofratifch- oder vielmehr demagogifch-ultra« 
montaner Heber, obgleich Sigl felbft ferngehalten werben konnte. 


— Juli. (Deutſchland.) Döllinger ladet neuerdings zu einer 
Conferenz nach Bonn behufs Yortfeßung der Berhandlungen über 
eine Einigung refp. Verftändigung aller chriftlichen Confeffionen, bie 
römifchefatholifche ausgenommen, ein, indem er beifligt: 


„Die Ziele der Eonferenz find: Zuerft ein erneuertes, — 
Bekenntniß jener chriſtlichen Hauptlehren herbeizuführen, welche die Summe 
von ber urſprünglichen ungetheilten Kirche in ihren Symbolen firixten Glan⸗ 
benajäße bilden, und weldye auch jeßt noch zur Lehrnorm der großen, in der 
Gontinuität der früheren Epriftenheit fiehenden religiöfen Genofienichaften 
—— Auf Grund dieſes übereinſtimmenden Bekenntniſſes erſtrebt ferner die 
onferenz die Herſtellung einer Intercommunion und kirchlichen Confödera⸗ 
tion, d. h. einer wechſelſeitigen Anerkennung, welche, ohne bis zu einer Ver⸗ 
ſchmelzung zu geben, und ohne Beeinträchtigung national-kirchlicher und 
ü ne überlieferter Eigenthümlichkeiten in Lehre, Berfafjung und Ritus, 
den Mitgliedern der anderen Genofienichaften ebenfo wie den eigenen bie Theil 
nahme an Gottezdienft und Sakramenten gewährt. Die Abficht der Eonfe 
renz ift nicht etiva, — vieldeutige Phraſen, welche dann jeder ſich zurecht⸗ 
legen könnte, eine ſcheinbare Uebereinſtimmung zu erzielen, fie will vielmehr 
durch allfeitige Prifung und Erörterun * Theſen feſtſtellen, welche die 
Subſtanz der Bibellehre und ber Väterüberlieferung einfach und präzis aus⸗ 
drüden und eben darum als Band und Unterpfand der eritrebten Gemein: 
ſchaft dienen mögen. Bon jpeciellen Einladungen ie burchaus Umgang ge: 
nommen; jeber een theologiſch gebildete und den Zielen der Eonferenz 
geneigte Mann, ei ex Cleriker oder Laie, möge ſich als eingeladen betrachten.” 


— Juli. (Preußen) Die Minifter des Innern und bes 
Cultus erlaſſen eine neue verfchärfte Anftruftion gegen bag Collectiren 
geiftlicher Genoſſenſchaften, namentlich der Bettelorden. 


1.—8. Auguft. (Deutfches Reich.) Abhaltung bes deutfchen 
Schütenfeftes in Stuttgart. Es finden ſich zu demfelben auch zahl- 
reiche Schweizer- und öſterreichiſche Schügen ein. Die Stimmung ift 
eine durchaus nationale. Das bebeutfamfte Reſultat ift wohl das, 
daß die Fortfchritte der Deutfchen im Schießen allgemein, jelbft von 
den Schtweizern anerkannt werden müſſen. 

Eine Corr. bes Berner „Bund“ äußert fich diesfalls folgendermaßen: 

Was das etwas heikle Verhaltniß ber fchtweizerifchen zu ben beutfchen 
gen betrifft, fo glauben wir annehmen zu bürfen, daß bie Deutichen 

die Weberlegenheit der Schweizer diesmal noch anerkennen werden, wenn auch 
nicht jo ganz unbedingt wie früher. In Bremen wurden die Schweizer als 
Hexenmeiſter in ber Eh angeftaunt, in Frankfurt ala Meifter bes 
wundert, in Wien als ſolche noch offen anerkannt, in Stuttgart aber, da 
hat man bereit3 an efangen, mit ihnen zu wetteifern, und beim nächften 
deutſchen Bundesſchie ürfte der Wettkampf den Schweizern wohl warm 
machen. Was wir vor den Deutſchen noch voraus haben, das find ein ober 
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zwei Dutzend Virtuoſen, welche fie nicht Haben, und — gute 
Schützen mehr, als fie haben. Unſere Ueberlegenheit in ben Waffen hat voll: 
ftändıg aufgehört. So fiehen die Tinge und wenn wir nicht mit aller Energie 
an der Weiterbildung des Schüpen: und Schießweſens arbeiten, jo wird kommen 
der Tag, wo unſer Schübenruhm dahin fein wird. Zu ben Urfachen dieſer 
Erſcheinung gehört namentlich, da dort der militäriiche Unterricht dem Schieh- 
weien einen gewaltigen Aufſchwung verliehen hat. In den deutſchen Zeitun⸗ 
gen wird zwar nicht fo viel über die militäriſchen Schießreſultate berichtet, 
wie bei uns, allein troßdem jcheint dort dem Echiegunterrichte eine minutidfe 
Aufmertfamteit gejchentt zu werden. Jeder Soldat Hat bort jährlich 250 
bis 300 Schüffe zu jchießen und zwar auf Scheiben, die ein ſchon ziemlich 
präciſes Schießen erbeifchen. Während den brei Jahren ununterbrochenen 
Dienftes kann die Schiekfertigkeit ſchon ziemlich hoch gefteigert werden. Die 
aus bem Dienſte Heimgefehrten Soldaten, namentlich die einjährigen Frei⸗ 
willigen, find nun die Pionniere eines freien, die alten Zunftbande abftrei- 
fenden Schützenthums. Die Zahl diefer Pionniere mehrt I von Jahr zu 
Jahre und in Zurzer Zeit wird das Schüßenweien in Zeutichland eben fo 
allgemein fein, wie jeßt bei ung. Mit ben vermehrten Mebungen unb ber 
rößeren Anzahl von Schüßen wird ſich auch die Zahl der ausgezeichneten 
Sign vermehren, denn bie Schießkunft ift bloß das Ergebniß fortgejekter 
Debungen. Wir find die Lehrmeifter der Deutichen geiveien, fie haben ung 
in unferen VBorzügen und in unjeren Fehlern na eabat jegt find fie felber 
Meifter der Kunft und ihr ganzes Streben geht dahin, e3 in dieſer Meifter- 
Ichaft allen Andern zuvor zu thun. Wenn wir und don unjeren geweſenen 
Lehrlingen nicht überholen laflen wollen, jo müffen wir mit erneuter, frifcher 
Energie an der Weiterentwicklung unferer Kunft arbeiten.“ 


— Auguft. (Deutfches Reich.) Die gefammte Artillerie der 
deutfchen Armee ift nunmehr mit den neuen Gefchüten, die gefanmte 
Infanterie mit den neuen Maufergewehren vollftändig ausgerüſtet. 


3. Auguft. (Preußen.) Der abgefehte Biſchof von Paderborn 
entweicht heimlich aus dem ihm ala Internirungsort angeordneten 
Weſel nah Holland, unter Zurüdlaffung eines Briefe an den Re= 
gierungspräfidenten von Minden, 


in welchem ex feine Flucht durch feine ig jehr angegriffene Ge: 
jundheit motivirt, jedoch beifügt: „Außer dieſer Pflicht der ann tung 
ıft es aber noch eine Höhere Rüdficht, die für meine Entichliegung enticheiden 
war. Es Tann Em. Hochwohlgeboren bei Ihrer Kenntniß des Tanonijchen 
Rechtes nicht unbekannt fein, daB ich, wenn auch ftantlich —— vor 
Gott, vor der Heiligen Kirche und in ben Augen ber ganzen katholiſchen 
Melt mit ber oberhirtliden Sorge für meine vielgeliebte Didceſe belaftet 
bleibe und daß ich vor jenem furchtbaren Richterftuble, vor dem wir alle 
werben nn müffen, über die mir von Gott anvertrauten unfterblichen 
Seelen Rechenichaft geben muß. Als Menſch und ala Chrift werden Hoch: 
diefelben es daher gerecht und billig finden, daß ich ben mir zwangsweiſe 
angewiejenen Aufenthalt, wo mir in Abficht auf meine theure Didceſe die 
Hände ganz und gar gebunden find, verlafie, um einen Aufenthalt zu wählen, 
wo ich meinen berligen, unauslöſchlichen oberHirtlichen Pflichten mehr gerecht 
werden Tann. Wohl Hätte ich unter folchen Umftänden mich fchweigend von 
hier entfernen können, ich hielt es aber für eine Ehrenpflicht, Ew. Hochwohl⸗ 
geboren die Gründe meines Handelns frei und offen auszufprechen.“ 
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4. Auguft. (Breußen.) Bei einer Reichstagswahl in der Stadt 
Hannover fiegt der ultrareactionäre Brüel (Welfe und proteftantifches 
Mitglied der ultramontanen Centrumsfraction) mit 9569 Stimmen. 
Der nationalliberale Candidat erhält nur 6009, der ſocialdemokra⸗ 
tiſche Candidat 4400 Stimmen. 

6. Auguft. (Elſaß-Lothringen.) In Wörth wird an diefem 
Tage, dem Jahrestage der Schlacht von 1870, ein „vom Elfaß“ den 
in diefer Schlacht gefallenen franzöfifchen Soldaten errichtetes Dent- 
mal eingeweiht. Die Teierlichkeit ift unzweifelhaft eine Demonftra- 
tion der franzöfifch-gefinnten Elfäffer: die deutfche Regierung fühlt 
fich jedoch Start genug, gegen diefelbe nicht einzufchreiten. 

Ser befannte bonapartiftiiche Bicomte de Buffiere bezeichnet als Zweck 
des Monument? auddrüdlich die Verewigung bed Schmerzes der Eljäfler; 
das Kreuz auf ber Spite des Denkmals foll ala „Zeichen ber Hoffnung“ 
elten. „Möchte das franzöfiiche Blut, welches auf diefem Schlachtfelde ge 
Hoffen ift, möchte unfere unerfchütterliche, bis zur Verleugnung id Gern 
etriebene Vaterlandäliebe in der Zukunft eine reiche Ernte tragen! Möge 

3 Vaterland ruhmgetrönt und frei aus feinen Prüfungen hervorgehen und 
in ftrahlender Pracht feiner Beitimmung entgegenichreiten. Wir aber, bleiben 
wir in der Verborgendeit feine demüthigen und unerfchütterlichen Diener!“ 

9. Auguft. (Sachjen.) Der Kaifer trifft quf der Rückkehr 
von Gaftein in Begleitung des Königs von Sachſen in Leipzig ein, 
wo beide unter allgemeinem Enthuſiasmus, unter Hochrufen auf den 
Kaifer Wilhelm, den Schirmherrn Deutjchlande, und auf den König 
Albert, des Kaiſers treuen Bundesgenoffen, gefeiert werden. 

12.—16. Auguft. (Deutfchland.) Uniongceonferenz in Bonn 
unter dem Borfite Döllingers. Es nehmen an berjelben mehrere 
Biſchöfe und Gelehrte ber orientalifchen Kirche aus Konftantinopel, 
Rumänien, Serbien, Athen und St. Petersburg, ferner über 30 her⸗ 
vorragende amerikaniſche und englifche Geiftliche, ſowie der altfatho= 
liſche Biſchof Reinkens Theil. Die Verhandlungen werden theils in 
englifcher, theils in deutſcher Sprache geführt und beziehen fich haupt⸗ 
fächlich auf eine Verftändigung mit ben Orientalen über den heil. 
Geiſt. Es wird beichloffen: 


„Wir nehmen die Lehre des heiligen Johannes von Damaskus über 
ben heiligen Geift, wie diefelbe in nachfolgenden Paragraphen ausgebrüdt 
ift, im Sinne ber Lehre der alten ungetrennten Kirche an: 1) Der heilige 
Geift geht aus dem Dater ala dem Anfange (xoyn) der Urſache (mizie), 
ber Quelle (any), der Gottheit. 2) Der heilige Geift geht nicht aus dem 
Sohne (dx zov viov), weil e8 in ber Gottheit nur einen Anfang (deyn), 
eine Urſache (vizlx) gibt, durch welche Alles, was in ber Gottheit ift, her⸗ 
borgebracht wird. 3) Der heilige Geift geht aus dem Vater durch den Sohn. 
4) Der heilige Geiſt ift das Bild bes Sohnes, des Bildes des Vaters, aus 


* 
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ben Dater ausgehend und im Sohne ruhend als befien ausftrahlende Kraft. 
5) Der heilige Geijt ift die perjönliche Hervorbringung aus dem Vater, dem 
Sohne angehörig, aber nicht aus dem Sohne, weil er der Geift de Mundes 
ber Gottheit ift, welcher das Wort ausſpricht. 6) Der heilige Geift bildet bie 
Vermittelung zwiſchen dem Bater und dem Sohne und ift durch den Sohn 
mit dem Vater verbunden.“ 

14. Auguft. (Preußen) In Pofen werden fämmtliche, in 
der Trage des geheimen päpftlichen Delegirten eingezögenen Decane ıc., 
zum Theil nach Tängerer Haft, entlaflen, da der geheime Delegat in 
der Perjon des Domherrn Kurowski gefunden zu fein fcheint. 

15.—16. Auguft. (Deutjches Reich.) Der Kaifer geht zur 
Enthüllung des colofjalen Hermann-Denkmals dv. Bandels im Teuto- 
burger Walde. Eeine Reije dahin gleicht einem wahren Triumphzuge. 


— Auguſt. (Deutfches Rei.) Die Ultramontanen pro- 
jettiren eine demonftrative Wallfahrt nach Lourdes und Parayzle- 
Monial in Frankreich. Ta der Wallfahrtzort ein ſpecifiſch franzö— 
fiicher und die Wallfahrten dahin in Frankreich jelbft einen entſchieden 
beutjch-feindlichen Beigeſchmack haben, jo ift die öffentliche Meinung 
darüber einig, daB die Demonjtration eine, gelinde gejagt, im höchiten 
Grad taktloſe fei. Selbit die ultramontanen Blätter Frankreich und 
Belgien? mahnen von der Demonjtration ab, und die Organe ber 
franzöfifchen Regierung laſſen darüber feinen Zweifel, daß biejelbe 
auch von ihr nur ungern gejehen wird. 

21.— 25. Auguftl. (Deutjches Reich.) Verſammlung des 
beutfchen Journaliſtentags in Bremen. Derfelbe bejchließt eine nach- 
drückliche Rejolution gegen den Zeugnißzwang der Redakteure. 


22. Auguft. (Bayern) Der König Hält in München eine 
große, überaus glänzende Revue (Königd-Revue) über einen Theil 
feiner Truppen ab. 

25. Auguft. (Preußen) Die Regierung verweigert dem Ver: 
leger eines ultramontaneu Blattes in Bonn die Erlaubnik zur An 
nahme und zum Tragen eines ihm vom Papfte verliehenen Ordens. 


26.— 28. Auguſt. (Deutſches Reich.) Verfammlung des 
Zuriftentags in Nürnberg. Derfelbe wird von mehr ala 500 Yu- 
riften aus allen Theilen des Reichs beſucht und wählt Gneift zu 
feinem Präfidenten. Die Verfammlung erflärt fich falt einjtimmig 
gegen ben von der preußifchen Regierung fo hartnädig feitgehaltenen 
Zeugnißzwang der Redakteure. In feinem Schlußworte bemerkt Gneift, 
daß, „wenn der Gegenwart der Vorwurf allzu üppiger Gejeßmacherei 
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gemacht werde, doch zu berüdfichtigen fei, daß wir lange mit noth- 
wendigen Gefegen im Rüdfjtande gewefen. Weber in dem Bundes» 
rathe noch in den parlamentarifchen Kreifen herrſche eine übertrie= 
bene Paffion für Schaffung neuer Geſetze. 

26.— 38. Auguft. (Deutjches Rei.) Hauptverfammlung 
des Guſtav⸗Adolf-Vereins in Potsdam. Bei dem Feſtmahl erjcheint 
der Kaifer ſelbſt, um den Berfammelten feine lebhafteſte Theilnahme 
an ihren Beitrebungen zu bezeugen. 


— Auguſt. (Preußen) Der abgefette Biſchof von Pader⸗ 
born wird in Folge feiner heimlichen Entweichung aus Weſel von 
bem zuftändigen Minifter feiner Eigenfchaft ala preußifcher Staat?- 
angeböriger verluftig erklärt. 


29. Auguft — 1. September. XVI. allgemeiner Vereinstag 
deutfcher Erwerbs⸗ und Wirthichaftsgenoffenjchaften. 

In dem einleitenden Bericht, den Schulze⸗Delitzſch wie alljährlich gibt, 
gebentt derfelbe der 25jährigen Entwidlung des Genoſſenſchaftsweſens, und 
charakterifirt dagfelbe ale „das conſervative Element” in ber mobernen Wirth: 
Ichaft, da8 eine ficherere Friedensbürgſchaft biete, als alle Berfiherungen von 
Seite der Regierungen. Die Unfälle, die einzelne Genofjenfchaften in jüngfter 
Zeit betroffen — unter ihnen bejonderd hervorragend die Züfleldorfer Ge 
werbebant —, Yafjen fich allefammt direkt auf Einrichtungen zurüdführen, 
welche im geraden Widerſpruch mit dem Rathe Schulze’3 und den mehrfachen 
Beſchlüſſen der — ſtehen. Die gefaßten Beichlüffe beziehen ſich ins— 
beſondere auf Sicherung des Geſchäftsbetriebs durch ausgiebige Controle und 
andere innere Angelegenheiten. Den Verbänden, welche dieſem allgemeinen 
Verband angehören, war diesmal der neugebildete Verband deutſcher Bauge⸗ 
noſſenſchaften als einunddreißigſter hinzugetreten. 


1. September. (Deutſches Reich.) Die Reichstags-Juſtiz⸗ 
commilfion tritt zur Fortjegung ihrer Arbeiten wieder zufammen. 


1.—3. September. Volkswirthſchaftlicher Congreß in München. 


Den Brennpuntt der Verhandlung bilden die Debatten über bie An 
träge über „die wirthichaftlicde Bedeutung uub ftatiftifche Ermittlung ber 
Handelsbilang", ſowie über „Die Fortentwicklung ber internationalen Han⸗ 
delspolitik nach Ablauf ber gegenwärtig beftehenden Zollverträge‘. Die Eifens 
bahnfrage wurde unter Belafjung der in Wien dafür gewählten Commiſſion 
vertagt. Nachdem fchon der erfte der genannten Anträge in ber Diskuſſion 
zu lebhafter Geltendmachung der Gegenfäge in Bezug auf Zollpolitit Ge⸗ 
legenheit gab, wird bei der Erörterung der leßteren die Debatte dadurch noch 
erregter, daß ng zur Belämpfung ber freihändleriichen Tendenzen des Con: 
grefles eine Zahl von ca. 40 Sintereffenten aus den induftriereichen Gegenden 
Schwaben? und Württembergs eingefunden haben. Das Gewicht dieſer Stim⸗ 
men erbrücte denn es die freihändlerifchen, von Eras, Dorn, Weigert und 
dem Präfidenten Dr. Braun vertretenen Anträge und bringt folgenden An: 
trag Dr. Stöpel’3 mit 62 gegen 58 Stimmen aut Annahme: „Angeficht3 ber 
gegenwärtigen Lage der deutiihen Induſtrie und der in anderen Rändern ber: 
dortretenden Zendenz, ihren Markt den auswärtigen inbuftriellen Erzeug⸗ 
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niffen duch Zollmaßregeln mehr und mehr zu verichließen, empfiehlt ber 
Gongreß, von einer weiteren Ermäßigung ber beftehenden Zölle bis auf Wei⸗ 
teres abzuſehen. Weberdies ericheint es geboten, im Zolltarife eine rationellere 
Elaffificirung der Induftrierrzeugniffe in der Richtung herbeizuführen, daß 
die Tarifſätze mehr ala bigher dem h der auf die Waaren vermwenbeten 
Arbeit entiprechen.” 

2. September. (Deutjches Reich.) Der Jahrestag der Schlacht 
von Sedan wird im größten Theile des Reichs als freiwilliger Na- 
tionalfefttag gefeiert. Nur die Ultramontanen halten fi) von der 
Geier, Die fich überall weientlich ala eine eier der jo glanzvollen 
Wiederaufrichtung des deutjchen Reichs geftaltet, grundfäßlich fern. 
Einzelne, wie dag „Vaterland“ des Dr. Sigl (Bayern), Yaffen bei 
diefer Gelegenheit ihrem Haß gegen dag Reich freien Lauf, indem 
diejer den Liberalen zuruft: 

„Run fo feiert denn ben 2. September ala ben Auferftehungatag eures 
„deutichen Reiches", ihre Liberalen „Reichafreunde”, mit Flaggenſchmuck und 
Fefiverſammlung! Se toller, defto befler. Wer tatholiich, wer halbwegs noch 
nn de wen Bayern und fein König noch etwas gilt, tut nicht mit 
euch. Auch ung erfüllt eine — ——* ganz, nämlich bie, daß, wenn 
e3 jo fortgeht, unausbleibli Lommen werde der Zag, ba Gott mit 
dem 2. September in das it geht. Und dann foll — Haus 
und jedes Fenſter im Flaggenſchmucke prangen und zu Taufenden werden 
wir ftrömen nicht in das Goloffeum zum Gelage, fondern an die Altäre, um 
Gott zu danten, quia deposuit potentes de sede et exaltavit humiles. Nur 
fo zu! Das ift der rechte Weg nad) Canofſa und jenes omindje Steindden — 
es rollt vielleicht von unferen Bergen.” 


2.—4. September. (Deutſches Reich.) Generalverfammlung 
der Tatholifchen Vereine Deutfchland3 in Freiburg im Breisgau. 

Tie Betheiligung der Laien, namentlich auch der Bewohner Freiburgs 
felbft, ift eine fehr ſchwache: weitaus die meiften Anweſenden find (neben 
einer Anzahl Abeliger) Geiftliche aus aller Herren Länder. Die meiften Reden 
find auch auffallend gemäßigt und lauten wenig hoffnungsreich. Eine gaupt- 
anfgabe des Congreſſes ſoll es offenbar fein, die Forderung zu begründei:, 
der Staat müſſe den Volkaunterricht frei geben, wie denn aus die neueften 
Unterrichtögefege Frankreichs ala das auch für Deutichland bezüglich des 
höheren Unterrichtsweſens anzuftrebende Ziel angepriejen werden. Es werben 
zahlreiche Rejolutionen beichloffen, diejelben lauten: 


_ 1) Die Kirche ift ein vollkommenes von Gott mit eigenem Recht auf 
dem Gebiete ihrer Lehr, Weihes und Jurisdictionsgewalt ausgeſtattetes Reich. 
Sie ift nach göttlichem und pofitivem Recht für den Umfang ihrer Miffion 
vom Staat nicht abhängig; es muß ihr aljo volle freiheit auf ihrem ganzen 
Gebiet gewährt werden. 2) Der Staat fieht wie ber Einzelne unter der Ord⸗ 
nung und dem Geſetze Gottes. Ein unbegrenzter und unbedingter Gehorjam 
gegen die Geſetze des Staates verftößt gegen das göttliche Sittengejeß, welches 
über der Ordnung und dem Geſetze des Staates fieht. 3) Es if ein Angriff 
auf den Beitand und das Weſen der — den Papſt, das Oberhaupt der 
ganzen Kirche, in ber Ausübung feiner oberſten Lehr⸗ und Jurisdictionsge⸗ 
walt hemmen zu wollen. 4) Die Generalverſammlung wiederholt den Proteft 
gegen die Unterdrüdung der weltlichen Herrſchaft des Papftes, die dadurch 
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bewirkte Verlegung bed apoftolifcden Stuhles und der Chriftenheit. 5) Jeder 
Verſuch, die Spendung der Saframente und die Verfündigung ber chriftlichen 
Wahrheiten einzufchränfen, ift ein Eingriff in die heiligften Rechte der Kirche 
wie ihrer Angehörigen. 6) Es van gegen Gottes Ordnung und die Rechte 
ber Kirche, wenn bie Staatzgeivalt über die Heranbildung, Anftelung und 
Abſetzung ber Geiftlichen, über die Verfaſſung und Berwaltung ber Kirche 
—A Es iſt eine Mißachtung des katholiſchen Glaubens und der noto⸗ 
riſchen Wahrheit, wenn von der kirchlichen Autorität ausgeſchiedene, factiſch 
auf dem Boden des Proteſtantismus ſtehende Perſonen als Katholiken erklärt 
und in Befi von katholiſchen Kirchen geſetzt werden. 7) Die Aufhebung 
und Bevormundung der Orden und Congregationen, die mit dem Wohle der 
Kirche und der Geſellſchaft fo innig verbunden find, ift ein Eingriff in Die 
Rechte der Kirche und in die perjönliche Freiheit. 8) Die fatholifche Kirche 
ift kraft göttlicher Vollmacht berechtigt und berufen, ihre Lehre zu lehren. 
Sie hat darum auch ein unveräußerliches Recht, Schulen jeder Art zu grün 
den und allein in welchen die chriftliche Jugend nach den Grundjägen 
des Glauben? unterrichtet und erzogen wird. Die Kirche faun unter Leinen 
Umftänden ber weltlichen Gewalt das Necht zuerfennen, über ben Unterricht 
in der Religion Verfügungen zu treffen; katholiſche Lehrer Lönnen dieſen 
Unterricht nur im Auftrage des kirchlichen Lehramtes ertheilen, und die chriſt⸗ 
lichen Eltern Tönnen ihre Kinder nur ſolchen Schulen anvertrauen, welche 
durch bie Kirchliche Autorität gebilligt oder zugelafien werden. 9) Mit Ehr⸗ 
furdt und Bewunderung bliden alle Katholiten auf den erhabenen Ober: 
birten und den pflichtgetreuen deutſchen Glerus, welcher in der Gegenwart 
fo ſchwere Leiden erduldet. Es handelt fidh in diefem Kampfe um die Eri« 
ftenz der fatholijchen Kirche, um die Erhaltung des Glauben? und die Frei: 
beit der chriftlichen Religionsübung. Die fatholifche Kirche kann und wird 
fi) niemals einer Gefeßgebung fügen, welche ihrer ‚von Gott gegründeten 
Verfaſſung wider'pridt. Der Friede kann nur dadurch hergeftellt werden, 
daß der katholiſchen Kirche das Necht und die Freiheit wiedergegeben wird, 
welche fie durch göttliche Ordnung und fraft des Öffentlichen Rechtes in An: 
ſpruch zu nehmen hat. 

Ferner I. Ueber die Preſſe. 1) Lie Generalverfammlung empfiehlt 
dringend bie Verbreitung tüchtiger und billiger Brojchüren und Volkskalen⸗ 
der, fowie die Weterjtüßung ber beftehenden wiflenichaftlichen katholiſchen 
Zeitichriften. 2) Die Generalverfammlung empfiehlt die Errichtung fatholi= 
cher Volks: und Yugendbibliothefen in allen Pfarrgemeinden. Sie macht 
auf den Borromäus- und Görres-Verein aufmerkſam und Ipricht den Wunſch 
aus, daß die Golportage katholiſcher Schriften überall eingeführt und mit 
Eifer betrieben werde. 3) Die Generalverfammlung empfiehlt die Gründung 
von Preßvereinen zur Unterftügung ber fatholifchen Preſſe. 4) Die General: 
verfammlung erinnert daran, daß das Halten und Leſen antikatholiſcher Blät: 
ter durch das Gewiſſen verboten ift, und erklärt e3 ala Eingriff in die Ge: 
tiffensfreiheit, wenn Katholiken augemutet wird, folche Blätter ald Amts: 
blätter zu Bun 3) Die Generalverfammlung empfiehlt die Einführung 
katholiſcher DBereine oder Einigungen von Männern zur Förderung der reli⸗ 
giöjen Zwecke in jeder Pfarrei. 6) Die Gehera be omurlarg empfieglt Die 
Gründung einer Bereinigung katholiſcher Auriften zur DBertheidigung der 
Nechte der Kirche und der Katholilen: ala Organ diejes Vereins dient das 
„Archiv für Kirchenrecht” (herausgegeben von Dr. Bering). 7) Die General: 
verfammlung empfiehlt die Errichtung von Gejellichaften oder Erwerbs-Ge⸗ 
nofjenichaften zu katholiſchen Zwecken. II. Ueber die Miflionen. 1) Die 
run empfiehlt dem katholiſchen Volke dringend Die rege Theil: 
nahme an den bon der fatholifchen Kirche approbirten Vereinen für die Zwecke 
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der chriftlicden Eharitug, für das Gebet, für Miffionen und insbeſondere für 
die Erziehung der Jugend. 2) Die Generalverfammlung macht die Katholiten 
Deutſchlands aufmerkſam auf die Unterftügung des Bonifazius: Vereins durch 
Zuwendung von größeren Gaben gegen eine jährliche Leibrente ad dies vitae. 
3) Die Generalverfammlung bringt die Bildung von Einigungen unter ein: 
zelnen Ständen und Perfonen zur jährlidden Unterhaltung von Miſfions⸗ 
geiftlichen und Miffionglehrern auf dem Arbeitzfelde des Bonifazius⸗Vereins 
in empfehlende Erinnerung. II. Weber die fociale Örage. 1) Zie Gene: 
ralverfammlung empfiehlt die Einrichtung von Marienanftalten für weibliche 
Tienftboten, in welchen Mädchen zu Dienftboten erzogen, nach beendigter Er: 
iehung in fatholifchen Häufern untergebracht und dienftuntaugliche Dienfts 
oten unentgeldlich verjorgt werden. 2) Die Generalverfammlung war von 
jeher überzeugt und fpricht auch jegt wieder die en, aus, dab die 
ſociale Ira e nur unter Beobachtung der chriftlicden Grundjäße in befriedi- 
gender ih ar werden fan. 3) Die Generalverfammlung empfiehlt die 
tung und Verbreitung der „Chriftlichefocialen Blätter“ und des „Arbeiter: 
ndes“. 4) Die Generalverfammlung empfiehlt die Erftrebung eines auf 
hriftlicden Srundfähen bafirten Arbeitsgeſetzes. 5) Die Generalverfammlung 
empfiehlt wiederholt die St. Vincentius⸗ und lifabethenvereine. 6) Die 
Generalverfammlung empfiehlt die Errichtung fatholifcher Anftalten für Ars 
beiterfinder. 7) Die Generalverfammlung empfiehlt die — von Spar⸗ 
und Leihkaſſen, in welchen auch kleinere Beiträge leicht angelegt werden kön⸗ 
nen. 8) Die Generalveriammlung jpricht den dringenden Wunſch aus, da 
die tatholiiche Prefie der focialen frage eine größere Aufmerkſamkeit zuende, 
ala bisher. — IV. Weber das Höhere Unterrichtswefen. „A. Univer: 
fitäten. Da die Univerfitäten in neuerer Zeit eine Domäne ber Staatsregie⸗ 
zung geworden find, jo ift der einzige Punkt, auf welchen die Tatholilche 
Kirche noch einwirken kann, das Inſtitut der Privatdocenten. Der Ausſchuß 
beantragt daher, auf praktiſch zuläffige Weile dahin zu wirken, daß Tatholif 
gefinnten Privatdocenten die lehramtliche Thätigkeit erſchlofſen werde um 
zwar: 1) durch Flüſſigmachung der an ftiftungsmäßig katholiſchen Univerſi⸗ 
täten beſtehenden Stipendien-Stiftungen, welche den Stiftlingen, wie in Frei⸗ 
burg, bie Erlangung der Doltorwürde ala Stufe zum Lehramt auferlegen; 
2) durch Zuwendung von a el aungen aus den dem Episcopate zur Der: 
waltung unt a en allgemeinen oder bejonderen Kicchenfonds; 3) im 
Nothfalle durch Gewährung von Unterftügungen aus ben Zinſen des ver- 
zinzlich angelegten Collectentonda für die freie katholiſche Univerfität; 4) end» 
lich durch Liebesgaben reicher Privaten für diejen Zweck. B. Gymnafien. 
Auch diefe find Staatsdomänen. Kin find nur zwei Maßregeln praktiſch 
durchführbar: 1) An jedem Gymnaſium ift der eine oder der anbere Lehrer 
ein treuer Katholik. Dieſen joll man es ermöglichen, ein Privatpenfionat zu 
errichten. 2) Bis zum Anfange dieſes Jahrhunderts Hatte faſt jede deutjche 
Amtsſtadt eine Lateinjchule, welche ihre üler bis zur fünften Klaſſe bes 
förderte, gehalten von dem Geiftlichen des Ortes. Diele jollen wieder erweckt 
werden. Das ift, wenn auch verichieden nad) a wieder möglich. 
C. Richt durch — vertretene Wiſſenſchaft, d. h. Wiſſenſchaft der Afſo⸗ 
ciation. Wenn es Deutſchland aus Lahmheit und Zeriffenheit zu keiner freien 
katholiſchen Univerfität bringt, jo kann dasſelbe es Doch zu einem freiwilligen 
ober auch organifirten Gelehrtenverein, d. h. zu einer Akademie bringen, Die 
man da3 apologetifche Inftitut nennen Zönnte, beftimmt zur * aller 
auf dem Gebiete der Wifſenſchaft gegen die Kirche verſuchlen Angriffe. Es 
müßte ein zur Ausführung und Neberwachung beftimmter Ausſchuß errichtet 
werden, welcher jedesmal an die Generalverfammlung feinen Rechenſchaftsbe⸗ 
richt zu erftatten hätte. Diefer Ausſchuß müßte die in reicher Fülle brach 
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liegenden Belehrtenkräfte Sammeln zur Auffaffung von abwehrenden Schutz⸗ 
—5 don der hoͤchſten u ber Wifienichaft an bis zur populären Bars 

ellungäweije. Diejer Ausſchuß müßte vermittelnd zwijchen die Verlagshand⸗ 
lungen und die Einzelgelehrten treten und die Bertheidigung auf die ange 
griffenfte Stellung werfen. In einer kritiſchen, von jeder Gliquifterei frei 
zu baltenden Zeit chrift müßte die ganze literariſche Bewegung geordnet und 
disciplinirt werden. 

— September. (Preußen.) Der Domherr und Schulinſpektor 
Susgzinski in Pofen erflärt, fich verbeirathen zu wollen, ohne deßhalb 
feine Pfründe niegerzulegen und ohne förmlich zum Altkatholicismus 
überzutreten. 


2. September. (Deutfches Reich.) Der beutfche Kronprinz 
“ beginnt wieder, wie alljährlich, die württembergifchen und bayerifchen 
Truppen zu infpieiren. Bei einem Feltmahl in Augsburg betont 
berfelbe neuerdings, daB „jeder gute Deutfche gleichzeitig feinem en= 
geren Vaterland dienen und doch feine beiten Kräfte dem Reiche 
widmen Tönne, in welcher Gefinnung der König von Bayern, dem 
Beijpiele des Kaiſers folgend, vorangehe“. 

3. September. (Sahfen- Weimar.) Enthüllung des Karl⸗ 
Auguft-Dentmalz in Weimar in Anwejenheit des Kaiſers und der 
Kaiferin. 

6.—14. September. (Deutjches Reich.) Die vom Reichs⸗ 
fanzler in Ausführung des Bundesrathsbefchluffes vom 13. Februar 
d. J. berufene Eifenbadntarif-Enquete-Commiffion beräth über das 
Ergebniß der VBernehmung der Sachverftändigen und die nach ihrer 
Auffafſung daran zu nüpfenden Vorfchläge, Tann jedoch eine Eini- 
gung zwilchen Ben Vertretern der verjchiedenen Tarifſyſteme nicht 
erzielen. 

7.—10. September. (Deutfchland.) Der demonftrative deutfche 
Pilgerjug langt im Anſchluß an die belgifchen Pilger in Lourdes 
und Paraysle-Dionial an. Als Demonftration erfcheint er jedoch 
gänzlich verfehlt. 

7. September. (Preußen) Die Regierung fordert den Erz- 
biſchof von Köln auf, den erzbifchöflichen Palaft als Eigenthum des 
Staates .zu räumen. 

8. September. (Preußen.) Berfammlung der fog. evange- 
Lifchelutberifchen Gonferenz innerhalb der preußifchen Landeskirche in 
Berlin. Diejelbe zählt diegmal ca. 600 Theilnehmer, größtentbeils 
Geiftliche. Angenommen werden Rejfolutionen bez. des Eherechts der 
Kirche nach Einführung der obligatorifchen Eivilehe und weiter, auf 
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den Antrag des orthodorsfeudalen Grafen dv. Krafſow, eine Reihe 
folcher bez. der Stellung der orthoborslutherifchen Gläubigen zu dem 
og. Eulturfampf. Die lekteren Lauten: 


„1) Der Eulturlampf ift eine Folge der jebigen weltgeſchichtl 
Phaſe, ioelie auf bie Mundeftoltung Der bie Merlihbrit andern ve 
ſchiedenen incipien in ihre Außerftien Conſequenzen Tea — dem 

runde desſelben liegt der uralte Gegenſatz zwiſchen Weltreich und Gottes⸗ 
reich. 2) Die in dem Culturkampfe wirkende Tendenz iſt auf der einen Seite 
die Ausgeſtaltung der Omnipotenz des abſoluten Staates, welcher ſich als 
die alleinige Quelle alles Rechts din elt und neben fich feinen andern Or 
ganismus dulden mag, der feine Selbftftändigfeit und freiheit anderswoher 
ableitet. Dem gegenüber fteht auf ber anderen Seite da3 infallible Papft⸗ 
thum, das ebenta & jede andere Selbftftändigfeit und jedes andere Recht zu 
abforbiren fucht. Zu des Eonfliftes, in welchen zur Zeit ber omnipotente 
Staat und da? Aelae le Papſtthum ſtehen, tragen beide in fich das gleiche 
Princip bes Abfolutismus, welcher für fein Recht keine Grenzen anerkennt. 
3) Ein vollftändiger Sieg bed Einen über ben Anbern trägt für den fiegen- 
ben Theil bie Behahr in fi, daß er in feinem Irrthum vollendet wird. 
——— auf Seiten des Staats ſtehenden Culturkämpfer“ ſtreiten bei ihrer 

rtretung des ſtaatlichen Rechts u il nicht bloß gegen die Tatholifche 
Kirche, ſondern gegen Alles, was Kirche ift, und meinen auch die chriftlichen 
Wahrheiten, welche die fatholifche Kirche befikt. 5) Hierin Liegt weſentlich 
die Gefahr des „Gulturfampfes” für die evangeliiche Kirche, weil derſelbe 
ſich faſt unwillkürlich auch gegen fie als die Kirche des reinen Wortes und 
Satramentes richten muß. 6) Aus Br ergibt fich die Stellung ber evan⸗ 
geliichen Kirche und ihrer lebendigen Glieder zum „Eulturlampf” : a) Ob⸗ 
wohl wir anerkennen, dab die fatholifche Kirche einen Schaf hriftlicher Wahr: 
— befitzt, welchen wir mit ihr gemeinſam haben, ſo beſteht dennoch zwi⸗ 
chen ihr und uns eine Kluft, welche es unmoͤglich A an ihre Seite zu 
treten. b) Wir können ung aber auch nicht mit den „Gulturlämpfern“ ver- 
binden, weil wir in ihnen die eigenen bewußten und unbewußten Feinde 
ertennen müſſen. c) Wir müflen mehr ala je wachen über die unjerer Kirche 
anvertrauten Heiligthümer, um biefelben unſerem Bolte zu erhalten. Nur 
fo leiften wie auch dem Staate wahrhaft gute Dienfte im „Eulturtampfe”. 


10. September. (PBreußen.) Der Kaiſer nimmt an den ebenjo 
glänzenden als großartigen Könige-Mandvern in Schlefien Xheil. 
Faſt alle großen und Kleineren Mächte haben Stabsoffiziere belegirt, 
um an denfelben Theil zu nehmen. 

18. September. (Deutfches Reich.) Wiederzufammentritt des 
Bundesraths, um die Vorlagen für den Ende Oktobers zufammen- 
tretenden Reichstag, namentlich das Budget für 1876, zu berathen 
und fertig zu ftellen. 

— September. (Preußen) Der Eultusminifter Falk wird 
auf einer Rundreife in Schleswig. Holftein mit einem Enthufiagmus 
aufgenommen, der faft an den neulichen Empfang des Miniſters von 
Seite der Rheinproving binanreicht. Die längere Zeit Preußd ——- 
geneigte Stimmung der Provinz hat ſich offenbar wejentlich q 
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16. September. (Preußen.) Eine Reichdtagswahl im Wahl: 
kreiſe Kulm⸗Thorn gibt zu einem gewaltigen Wettlampfe zwiſchen 
den deutfchen und den polnifchen Elementen der Bevölkerung Anlaß. 
Es nehmen nicht weniger als 90 Proc. aller Stimmberechtigten an 
der Wahl Theil, die Deutfchen fiegen mit ca. 9600 Stimmen über 
die Polen mit ca. 9200. 

17. September. (Deutfches Reich.) In Wilhelmshafen er- 
folgt der Stapellauf des neuen großen Panzerfchiffes „der große Kur- 
fürft” und gelingt glänzend. Der Chef der Admiralität, General 
v. Stoſch, vollzieht die Taufe. Die Betheiligung der militärifchen 
und bürgerlichen Bevölferung an der Tyeftlichkeit ift eine maſſenhafte. 

18. September. (Deutſches Reich.) Der Befuch des Kaifers 
beim König von Stalien wird nunmehr, dba der Kaifer troß jeineg 
hohen Alters die Anftrengungen der fehlefiichen Manöver ohne Be- 
ſchwerden ausgehalten hat, nunmehr endgültig befchloffen, und fol 
Mitte Oktobers von Baden-Baden aus erfolgen. Die Zujammen- 
funft findet in Mailand jtatt. 

18. September. (PBreußen.) Der in Hannover verfammelte 
bannover’fche Städtetag gibt die Erklärung ab, er Halte durch das 
Verfahren des Landesconfiftoriums gegen ben Prediger Klapp (melcher 
wegen. unorthodox befundener Anfichten nicht beftätigt wurde) das 
Patronatsrecht des Magiſtrats der Stadt Denabrüd und dag Wahl- 
recht ber betreffenden Lutherifchen Gemeinde für gefährbet. 

18. September. (Sachſen.) Die Erneuerung » Wahlen ber 
Hälfte der II. Kammer ändern das bisherige Verhältniß der Par- 
teten in derjelben nicht wejentlich. Die beiden liberalen Parteien, 
ber Rationalliberalen und der Fortjchrittspartei, behaupten zuſam⸗ 
men bie entfchiedene Mehrheit, können fich aber unter einander nicht 
verftändigen und gehen auch bei den Wahlen nicht zufammen. Die 
Gonfervativen haben dagegen, obgleich fie fich vorher ala Partei neu 
organifirt haben, doch an Boden verloren, und den Soctaldemofraten 
gelingt es trotz fleberhafter Anftrengungen nicht, fich einen Sik im 
Landtag zu erobern. Die Regierung bat ſich vollfländig neutral 
gebalten. 

19.—22. September. (Deutfches Reich.) Der Kaifer nimmt 
auch an den großen Mandvern bei Roftod und an einer großen 
Flottenrevue bei Warnemünde Theil. Eine große Volksmenge aus 
allen Schichten der Bevölkerung wohnt derſelben bei und verfolgt 
die Evolutionen mit gefpannter Aufmerkſamkeit. Das Gejchwaber, 
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tworunter vier große Panzerjchiffe, Führt ſämmtliche Vorgänge eines 
Seegefechtd aus. Der Kaiſer beobachtet diefelben vom Ded der 
„Srille” aus, welche in fortwährender Bewegung vor den fi) üben- 


den Schiffen ilt. 
Bei dem darauf folgenden Feſtmahl trinkt der Kaiſer auf das Wohl 
der Slotte, worauf ber eye] der Admiralität, General v. Stofch, antwortet: 
Er. Majeftät erlauben, daß ich den erſten Deutichen Kaifer an Borb einer 
utfehen Tylotte begrüße. Es ift dies ein politiiches Ereigniß. Denn vin der 
lotte werden die Millionen Teutichen, welche über ben Erdkreis zerſtreut 
ben, wieder mit dem Vaterlande verbunden. Aber es ift auch ein für die 
Entwicklung der Marine erfreuliches Ereigniß. Wie die einft Fleine Armee 
unter ber Führerſchaft ihrer Herricher glänzende Thaten verrichtet und jelbft 
groß geworden, jo gewährt auch die heutige Anmelenheit Ew. Majeftät und 
der Umſtand, daß ein Glied des hohen Herricherhaufes zu den Offizieren der 
Marine zählt, der Fylotte Die Gewißheit, daß auch ihr jene Pflege und Ein: 
beit wird, welche ıhr eine große Zukunft fichert. Die Marine wird mit 
demijelben Ruf in den Kampf gehen und fiegen wie bie Armee. Es lebe 
der Kaiſer.“ 

Die officielle „Prov.:Eorr.“ bringt bei diefer Gelegenheit einen Artikel 
über die Entwidlung der deutſchen Seemacht, der mit den Worten fchließt: 
„Seht ift bie Entwidlung der beutjchen Kriegsflotte auf einem Punkt ange 
langt, wo biejelbe mit Zuverſicht an bie Erfüllung ihrer Hohen Aufgaben 
herantreten kann. Daß dieſelbe ihren Pflichten gegen die Nation genügen 
werde, dafür gibt ſchon ihre Vergangenheit Bürgichaft ; denn wenn die See 
Streitkräfte Deutichlands noch nicht in der Lage waren, mit entſcheidenden 
Schlägen in die großen Kämpfe der ——— Zeit einzugreifen, fo haben fie 
doch vielfach Gelegenheit gefunden, ihren Eifer und ihre Hingebung im Dienfte 
des Daterlandes zu bethätigen. Nicht glänzende Erfolge ftehen bisher der 
beutichen Marine zur Seite, wohl aber ehrenvolle Leiftungen, die feinen 

weifel darüber Iafien, daß fie beitrebt ift, in allen Tugenden kriegeriſchen 

ifteg mit dem ruhmvoll bewährten Landheer zu wetteifern. So ericheint 
der Augenblid, ber für die große Flottenſchau in der Nhebe von Warne- 
münbe, dem Außenhafen der altehrwürdigen En: Roftod, gewählt if, 
unter — Erinnerungen an eine zweihundertjährige Vergangenheit 
und günſtigen Ausſichten in die Zukunft. Der Kaiſer wendet ſeinen Blick 
von den Uebungen der in aller Kriegstüchtigkeit erprobten Landtruppen auf 
die in ben Gewäfſern der Oſtſee vereinigte Flotte, und erkennt mit Befrie⸗ 
digung das Gelingen des unter ſeiner Obhut vorſchreitenden Werkes, welches 
die Kriegsrüſtung Deutſchlands durch einen al Gürtel von Eiſen⸗ 
panzern und Feuerſchlünden gur See ergänzen joll. Die deutiche Flotte aber 
wird in ben ihr entgegengebrachten Zeichen der Theilnahme und des Ber: 
trauens einen erhöhten Antrieb finden, in allen Kämpfen und Gefahren ihre 
Schuldigfeit I A um auf dem weiten Meeresgebiet dad Anſehen des 
Kaiſers, das Wohl des Reiches und die Ehre ber beutichen Flagge gegen jebe 
Antaftung zu wahren.” 


Der Gen. der Infanterie und Chef der Admiralität, v. Stofch, 
über beffen Verdienſte um die allmälige, aber fichere Hebung der 
Flotte nur Eine Stimme herrfcht, wird vom Kaifer zum Admiral 
& la suite des Seeoffizierscorps ernannt. 

22. September. (Deutfchland.) Der Mainzer „Verein der 


— 
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deutſchen Katholiken“ hält unter dem Vorſitz be Freiherrn v. Los 
feine Generalverſammlung ab, nachdem bie „Katholiken Deutfch- 
lands“ vor kaum 2 Wochen in Freiburg beifammen geweſen find. 


Die Berfammlung ift (gleich ber fyreibitrger) weniger — als die 
früheren beſucht; es fehlen viele Bayern und Süddeutſche und auch die ſon 

ſehr lebhafte Betheiligung der preußiſchen Rheinlande und Weftfalens i 

äußerſt ſpaͤrli auägefallen. Die „vielen Lücken“, welche ber Borfikende con- 
ftatirt, füllen fich nicht aus. Bon den über 15,000 Thlr. beiragenden ange: 
legten Geldern bed Vereines werden 5000 Thlr. für Unterſtützungen an ge- 
fperrte neukatholiſche Geiftliche bewilligt. In der Abrechnung des Vereines 
figuriren auch an 5000 fl. an „Unterftüßungen und Ausgaben für die Prefie“ 
und über 14,000 fl. ala Darlehen an ſolche „minder feindliche" Blätter. 
Diefe „minder feindlichen” Bundesgenoſſen in der Tagesprefle find vorzugs⸗ 
weiſe jene demokratiſch⸗partikulariſtiſch ſchimmernden Organe mit dem Titel⸗ 
vorfag ber „Nenen* ... Volksblätter, Anzeiger u. |. w., welche feit zwei Jah: 
zen da und bort wie Bilje aufgeichofien find und in der Unterftühung der 
ultramontanen Beitrebungen ihr Möglichftes leiften. Nach der Summe ber 
eingegangenen Beiträge zu fchließen, dürfte der Verein jeht ungefähr 9 bis 
10,000 zahlende Mitglieder haben. Fortſchritte Hat er im Allgemeinen nicht 


ed Die Beichlüffe find faft wörtlich die gleichen wie die der General⸗ 


ammlung der katholifchen Vereine Deutichlands in Freiburg (j. unter 
1. September.) 


23. September. (Deutſches Reich.) Der „Reichs-Anzeiger“ 
bringt über die Stellung des deutfchen Reichs zu Defterreich und 
Rußland in der gegenwärtigen orientalifchen Verwicklung (f. unter 
Türkei) folgenden bedeutfamen Artilel, der der Feder des Yürften 
Bismarck felbft zugefchrieben wird: 


„Mehrere nambafte Zeitungen, und namentlich auch ſolche, welche in 
inneren fragen die Reichgregierung zu — pflegen, haben über die 
neueſte Phraſe der orientaliſchen Frage in Leilartikeln und anderweitigen 
politiſchen Betrachtungen und Correſpondenzen ihre Anſichten oͤffentlich kund 
gegeben. Das auswärtige Amt des deutichen Reiches ift allen Diefen Kund⸗ 
gebungen vollftändig fremd und hat nach feiner Seite Hin direkt oder in- 
dDirelt Anlaß zu einer öffentlichen Ausſprache der Art gegeben. Wie feine 
ber bisherigen Kundgebungen in conferbativen ober liberalen Blättern einem 
Bebürfnifie der amtlichen deutſchen Politik, auf die Entwidlung der orien- 
taliſchen Frage beftimmend einzumwirken, entiprungen ift, jo glauben wir 
auch nicht, daß die Auslaffungen irgend eines deutſchen Blattes den Auf 
fafjungen eine® der beiden mit Deutichland verbündeten Kaiſerreiche ent|prechen, 
oder daß ed einem der drei verbündeten Höfe erwünfcht geweſen wäre, dieſe 
brennende Frage in der Art, wie die in deutichen und namentlich auch in 
regierungsfreundlichen Blättern geichehen ift, beiprochen zu jeden. Die aus: 
wärtige Politit des deutjchen = ift bei ben Borgängen in ber Türkei 
nicht in erfter Linie betheiligt, vielmehr auf eine reſervirte und abwar⸗ 
tende Haltung, die fi) auf Unte Upung der Wünfche ber befreundeten 
und fa — — intereffirten Großmächte beſchraͤnkt, durch bie gen: 
graphiſche Bage angewiefen. Die Sachlage ift jo ch für Je 
mann, daß wir wohl annehmen dürfen, daB in den veichäfreundlichen Kreiſen 
des In⸗ und Auslandes die Urtitel auch der achtbarfien beutf Blätter 
die Beſorgniß nicht erwecken werden, ala ob die beutfche Politit die gegen⸗ 
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wärtige Lage benuben Tönnte, um Pläne zu verfolgen oder aufzuftellen, 
welche anderen ala zweifellos und unmittelbar deutſchen Intereſſen entſprin⸗ 
gen. Die deutſche Politik ift weit entfernt, Tediglich um des „prestige“ 
willen oder aus Machtgefühl über da3 Maß deuticher Intereſſen hinaus eine 
Yeitende Stellung zu beanfpruchen. Zu ben deutſchen Intereſſen gehört es 
allerdings, daß man der Freund feiner Freunde bleibt, die Zeitungs: 
arlifel aber, welche wir Eingangs im Sinne hatten, erſtreben nicht mehr bie 
Unterftügung, jondern die Bevormundung der Politik befreundeter Mächte, 
und deßhalb wird es nüglich fein, zu konftatiren, daß die Reichspolitik ſolchen 
Auslaffungen abſolut fremd ift, und daß feit mehreren Monaten officiöfe 
Mittheilungen von Seiten irgend eines Organe? bed auswärtigen Amtes an 
irgend ein Öffentliches Blatt überhaupt nicht ftattgefunden haben.“ 


25. September. (Deutſches Reich.) Eine Conferenz von Der 
Vegirten der deutjchen Seehandelöpläte in Berlin und ebenjo eine 
zahlreiche Berfammlung in Weftpreußen fprechen fich energifch gegen 
die Gelüfte der Schubzöllner, die ganze bisherige Wirthſchaftspolitik 
bes Reichs zurüdzufchrauben, au. 


27. September. (Deutſches Reich.) Protejtantentag in 
Breslau. 


28. September. (Bayern.) Eröffnung des Landtags ohne 
Thronrede des Königs. 


29. September. (Bayern.) II. Kammer: Die ultramontane 
Partei macht von ihrer Zweiftimmenmehrheit Gebrauch, um das 
Prafidium und das ganze Bureau ausſchließlich ultramontan zu 
bejegen, und ftellt bereit3 den Antrag auf Erlaß einer Adreſſe an 
den König, um darin dem Minifterium ein Mißtrauensvotum er- 
theilen zu können. 


Die Zuverficht der ultramontanen Partei ift inzwiſchen von bornes 
herein feine allzu große. Bezüglich deſſen, was in ber bevorjtehenden Land⸗ 
tagafeifion erzielt werden foll, ſpricht fich die ‚„Donau⸗Zeitung“ dahin aus, 
bak die Abgeordneten der ultramontanen Fraktion nochmals ben Verſuch 
machen wollen, ob e3 nicht gelinge, in Bayern ein „bayeriiches" Regiment 
berzuftellen; allein e8 werbe das, wenn fich nicht ein Wunder begibt, nicht 

elingen. Das Blatt Hat ſonach fein rechtes Dertrauen zu ben Vertretern 
—* eigenen Partei. Daß man verſuchen wird, den Sturz des Geſammt⸗ 
Miniſteriums herbeizuführen, ſteht außer Zweifel; indeſſen wird man doch, 
wenn das Ganze nicht zu erreichen iſt, ſich mit einem Theile begnügen; man 
wird vorerft zufrieden ſein, wenn nur der eine ober andere der Staatsmini⸗ 
ſter, wie namentlich Herr v. Fr der am allermeiften gefürchtet und ge ht 
ift, zum Opfer fällt. Diefer Plan hat aber gar keine Ausficht auf Erfolg, 
denn die Staatsminifter Haben wiederholt erflärt, daß fie fich Jolidarifch vers 
bunden erachten, unb es befteht fein —— daß eine ſolche Erklaͤrung, 
obald Anlaß hiezu gegeben iſt, dit eben wiederholt werben wird. Bei 

eringen — anf Erfolg, welche die Donau⸗Zeitung“ hegt, macht 
fie fich auch ſchon mit bem Gebanten an basjenige vertraut, was noch zu 
thun übrig bleibt, wenn auch ber Ausfpruch des Volke vom 24. zul dad 
heißt die Ziwei-Stimmen-Majorität, die man mit fo großer geiftlicher Ans 
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firengung erzielte, wirfungslos verhallen wird. „Da bayerifche Volk”, jagt 
das Blatt, „joweit e3 diefen Namen nicht bloß trägt, ſondern auch verdient, 
Hat feine Vertheidigungsa: Mittel erfchöpft, ed hat fich mit einem wahren Löwen⸗ 
mutb gegen feine Bedränger gewehrt. Der Heroismus und der Ruhm diefes 
Volkes, in feiner Geichichte taufendmal bewährt, zeigen fi auch in ihrem 
Untergange. Es ift der lebte Landtag, fagt der Altbayer, den wir im Juli 
gewahlt en n... 63 fieht Alles auf Epig und Knopf: Entränn’ er jebo 
kraftlos meinen Händen — Ach Hätte keinen zweiten zu verienden. Ent⸗ 
weder — oder. Entweder wird unfere äußerſte Anftrengung vom 24: Juli 
bon einem Erfolge gekrönt — wir glauben nicht daran, aber wir wollen 
doch die Möglichkeit ın Rechnung ziehen — oder wir twerden durch das, was 
der Tyranzofe force majeure nennt, wieder in das alte Elend zurückgeworfen. 
But, dann werden wir ben Ereignifien ihren Lauf lafien. Es gibt für Alles 
eine Grenze, und die unferige ift abgeftedt.” 

Anf. Oktober. (Deutfches Reich.) Bundesrath: Die preuß. 
Regierung läßt demfelben den Entwurf einer Novelle zum Straf- 
geſetzbuch zugehen, welche dahin zielt, der Regierung in einer Anzahl 
fog. politifcher Paragraphen erweiterte Befugniffe gegenüber der ul- 
tramontanen und der focialiftiichen Agitation zu übertragen, und 
außerdem die durch den Prozeß Arnim und den Fall Duchesne zu 


Zage getretenen Lücken in der bejtehenden Geſetzgebung auszufüllen. 

— Dftober. (Preußen) Dem Bifchof von Trier geht von 
Seite des Dberpräfidenten die Aufforderung zu, wegen Nichtbefeßung 
fämmtlicher Succurjalpfarreien der Diöceſe Trier innerhalb 8 Tagen 
die Summe von 91,350 Mark zu bezahlen, widrigenfalls Pfändung 
erfolgen werde. 

— Oktober. (Preußen) Sämmtliche Tatholifche Pfarrer des 
Regierungsbezirts Münfter werden ohne weitere Angabe eines Grun⸗ 
bes des Vorfites im Schulvorftande enthoben. Die Maßregel ift 
damit in der ganzen Didcefe Münfter durchgeführt, da der rheinijche 
Antheil derfelben big auf einzelne Ausnahmen jchon früher von der 
Anordnung betroffen worden ift. 

1. Oktober. (Preußen) Mit diefem Tage tritt der neu ge= 
gründete oberjte Verwaltungsgerichtshof in Thätigfeit. Zum Präfi- 
benten besfelben ift vom Könige der bisherige vortragende Rath im 
Minifterium des Innern, Geh. Ober-Regierungsrath Perfius, er« 
nannt worden. 

1. Oltober. (Preußen) Der bisherige Ober-Präfident ber 
Provinz Heffen-Nafjau, v. Bodelſchwingh, der den Anforderungen der 
Regierung gegenüber den Anfprüchen der katholiſchen Hierarchie nicht 
ganz entfprochen hatte, tritt in Ruheſtand. 

2. Dftober. (Bayern.) Anläßlich der 100jährigen Jubiläumg« 
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feier der Wallfahrtskirche zu Oggersheim (Pfalz) verweigert die Re 
gierung erft dem Domdekan Heinri von Mainz und dann auch 
dem Bijchof Ketteler von Mainz ausdrüdlich die Erlaubniß zu Ab» 
haltung der Tyeftpredigt. Biſchof Ketteler und der Diöcefanbilchof 
Haneberg wenden fich daher in einer Eingabe an den König jelbft, 
um die Erlaubniß zu erwirfen, warten aber die Antwort des Königs 
gar wicht ab: Bifchof Ketteler hält die Feftpredigt im Einverftändniß 
mit dem Bilchof Haneberg. Auf die Nachricht von diefer Eigenmäch- 
tigfeit der beiden Bifchöfe richtet der König zwei Handfchreiben an 
den Minifter Luß, 

don denen das eine dem ernften Befremden Ausdruck gibt: daß „Bi: 
ſchof Haneberg bei biefem rein bayerischen Kirchenfeft in fo erregter Zeit 
einem mit den bayerischen Berbältniffen wenig befannten und an dem Streite 
ber Parteien in hervorragender Weiſe betheiligten Kanzelredner einer frems 
ben Didcefe die Predigt überlaflen Habe"; das andere mit Beziehung auf die 
Thatfache, daß N or Haneberg unter Hebernahme ber ann das 
Auftreten des Biſchofs Ketteler von Mainz als Prediger zugelaſſen, ſich dahin 
änpert: „Seine Majeſtät erblicke in dieſem Vorgehen des Biſchofs v. Hane⸗ 
berg eine mit der von ihm beſchworenen Pflicht des Gehorſams in ſchroffem 
Widerſpruch ſtehende Haltung, während die Theilnahme des Biſchofs Ketteler 
an dieſer Handlungsweiſe eine ſchwere Verletzung jener Rückſichten enthalte, 
welche ihm das Verweilen im Lande Sr. Majeftät auferlege.“ 


2. Oktober. (Bayern.) IL Kammer: befchliegt mit 79 (ul- 
tramontanen) gegen 77 (liberale) Stimmen, eine Adrefſe an ben 
König zu erlaflen, und beftellt den dafür beftimmten Ausſchuß mit 
8 Ultramontanen und 7 Liberalen. 

— SOftober. (Hefjen.) In der Provinz NRheinheffen werden 
die unter dem Minifterium Dalwigt vom Bifchof Ketteler nament- 
lich in gemifchten Gemeinden gegründeten zahlreichen kleinen katho⸗ 
lifch-confeffionellen Volksſchulen (meift mit weniger ala 30 Schülern) 
wieder befeitigi und in die vom Gefebe zur Regel erklärten fogen. 
„gemeinfamen Vollsſchulen“ umgewandelt. 

— Oktober. (Deutfches Reich.) Die Preſſe pricht ſich mit 
wenigen Ausnahmen und jehr entichieden gegen die politifchen, über⸗ 
aus behnbaren, Paragraphen der preußifchen Vorlage einer Straf« 
gejeßnovelle im Bundesrath aus. 

6. Oktober. (PBreußen.) Der kgl. Gerichtähof für Kirchliche 
Angelegenheiten fpricht die Amtsentfegung bes Yürftbijchofs Foörſter 
von Breslau wegen beharrlicher Renitenz gegen die Staatsgeſetze aus. 

6. Oktober. (Preußen.) Der Geburtstag bes vormaligen Kron⸗ 


prinzgen von Hannover wirb von ben welfifchen Mitgliedern deg ge 


rade verfammelten hannover'ſchen Provinciallandtags zu einer Kleinen 


\ 
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Demonftration gegen Preußen benubt, an welcher fich auch der Führer 
ber Gentrum&-Partei, Dr. Windthorft, betheiligt, indem er in län⸗ 
gerer Rede ein Hoch auf den Erlönig von Hannover ausbringt. 

6. Oktober. (Preußen.) Der endlich entdedite geheime päpit- 
liche Delegat für dag Erzbisthum Pojen, Domherr Kurowski, wird 
von der Griminalabtheilung des Kreisgerichts Pofen zu zwei Jahren 
Gefängniß verurtheilt. Der Angeklagte hatte feinerfeits jede Aus⸗ 
fage verweigert, da er die Kompetenz des weltlichen Gerichtes nicht 
anerfenne. 

7. Oktober. (Heffen.) Eröffnung des Landtags durch den 
Minifter-Präfidenten Hoffmann. Das vorgelegte Budget für 1876 
ichließt mit einem Ueberſchuß von 6,018,664 Mark ab. 

8. Oftober. (Bayern.) IL Kammer: Der Adreß⸗Ausſchuß ge⸗ 
nehmigt den von Jörg ihm vorgelegten Entwurf einer Adrefje an den 
König mit allen 8 ultramontanen gegen alle 7 Yiberalen Stimmen. 

10. Oktober. (Deutjches Reich.) Generalverfammlung des 
Vereins für Socialpolitik in Eiſenach. Diefelbe tritt mit geradezu 
erdrüdender Majorität dem Beichluffe ihres Ausſchuſſes bei, die von 
bemfelben aufgeftellte Tagesordnung feitzuhalten und dadurch den 
Antrag der Herren Meyer und Rodbertus (Wagener?): „den Reichs⸗ 
Tanzler zu erjuchen, der deutfchen Induſtrie nach außen wie nach 
innen den Schuß zu gewähren, defien fie zu erfolgreicher Conkurrenz 
bebürfe”, abzulehnen. Der Verſuch der Schubzöllner, den Berein 
“ wie ben volkswirthſchaftlichen Eongreß zu München im September 
ihren Zwecken dienftbar zu machen, ift damit von vornherein vereitelt. 

10. Oktober. (Bayern.) Die beiden Bilchöfe, Haneberg von 
Speyer und Ketteler non Mainz, fuchen durch dffentliche Erflärungen 
ihr eigenmächtiges Verfahren in der Oggernheimer Angelegenheit zu 
rechtfertigen. Ihr Berfuch läuft fehr charakteriftifch im Weſentlichen 
darauf hinaus, daß „an einen abfchlägigen Beſcheid von Seite des 
Königs auch nicht gedacht worden fei”. 

12. Oktober. (PBreußen.) Der Eultusminifter erläßt eine Ver⸗ 
fügung an die Regierungsbehörden, durch welche die Frage, ob in 
Gemäßheit des Gejehes betr. Verwaltung bes katholiſchen Gemeinde⸗ 
Kirchenvermögen? dem Pfarrer die Kaflenverwaltung und die Redh- 
nungsführung im Kirchenvorftand übertragen werben könne, entſchie⸗ 
den verneint wird. 

12. Oftober. (PBreußen.) Der durch den k. Gerichtähof für 
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Tirchliche Angelegenheiten feines Amtes entſetzte Fürftbischof Förſter 
von Breslau löst durch Dekret das fürjtbifchöfliche Generalvikariat 
und das fürftbifchöfliche Eonfiftorium aus. 

13. Sttober. (Teutjches Reich.) Der Ausſchuß des preußi- 
chen Landes⸗Oekonomie-Collegiums richtet eine Erflärung gegen die 
Agitation der Schubzöllner für Beibehaltung der Eifenzölle an den 
Reichgkangler, in der er feine und des „weitaus größten Theiles 
feiner Berufsgenoffen“ Weberzeugung dahin ausſpricht: 

„daß die preußiichen Landwirte mit Freuden nicht nur den Zeitpunft 
begrüßen, der bie ihnen direkt und indirekt ſchädlichen Eifenzölfe gejeglich in 
Hortfall bringt und eine Aenderung diejes Geſetzes zu Gunften auch nur 
vorübergehender Prolongation diefer Zölle ala cine bedauernswerthe rüd: 
läufige Bewegung unferer Zollgejeßgebung anjehen würden, fondern daß die- 
felben auch über diejen Einzelfall — * eine Dee lung der Bollge: 
feßgebung nur dann als eine heilſame erwarten dürfen, wenn diejelben ſich 
unter dem Eiufluffe der leitenden Gedanken der durch internationale Handels: 
ri von Ew. Durchlaucht felbft eingeleiteten Handelspolitik vorwärts 

13. Oktober. (Preußen.) Beim Bilchof von Trier wird für 
bie Bezahlung der ihm für die Nichtbefeßung der fogen. Succurfal: 
pfarreien auferlegte Buße von 91,350 M. Pfändung verjucht, jedoch 
nicht3 Pfandbares mehr gefunden. 


18. Ottober. (Bayern.) II Kammer: Debatte über die von 
ben Ultramontanen vorgefchlagene Adreffe an den König, um dadurch 
ein Mißtrauensvotum gegen das bejtehende Minifterium an den Tag 
zu legen. Jörg, der Yührer der Ultramontanen, begründet diefelbe. 
Ihm antworten zunächſt der Minifter v. Lug und der Abgeordnete 
v. Stauffenberg Namens ber liberalen Minorität, der mit einer von 
fämmtlichen Liberalen Abgeordneten unterzeichneten Erflärung ſchließt. 


Adreßantrag der Ultramontanen: „Allerdurchlauchtigſter Groß: 
mächtigſter König! Allergnädigſter König und Herr! Indem die neugewählte 
Kammer der Abgeorbneten Allerhöchitihrem Throne naht, um ihre Bulbigung 
darzubringen, obliegt ihr vor allem bie traurige Pflicht, Em. t en 
Diajeftät den Ausdrud bes tiefften Beileid? mit den fchmerzlichen Berluften 
allerehrfurchtsvollſt darzubringen, die das königliche Haus in kurzer Friſt 
Schlag auf Echlag erlitten Hat. In guten wie in ſchlimmen Tagen mit 
dem Lande innig verwachien, haben die hingeſchiedenen erlauchten Mitglieder 
des Töniglichen Haufes fich ein danfbares Andenken begründet, das nie er: 
loſchen wird. Das bayeriſche Volt Hat den Augenblid erjehnt, wo es feinen 
Bertretern wieder gegdnnt fein würde, ihre Bitten und Anliegen unmittels 
bar zu den Füßen des königlichen Thrones niederzulegen. In jeder Bedräng⸗ 
niß erwartet dieſes Volt Hülfe und Rettung nur von feinem König un 
Her. Denz aber richtet es mehr ala je jeine bittenden Blide allerehr⸗ 

rchtsvoſiſt auf Ew. köoniglichen Majeftät. Tenn mehr als je fügte fi 
3 bayeriſche Volt bedrängt durch die friedlofe Lage der Gegenwart, un 
geängftigt durch die drohenden Gefahren einer ungewifien Zukunft. Daher 
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find im ganzen Lande die jüngften Zandtagsneumwahlen als ein Moment von 
enticheidender Wichtigleit betrachtet worden. Aber die gegenwärtige Regie: 
rung wollte nicht, daß der Hülferuf des treuen baperifchen Volles an Em. 
töniglicde Majeftät gelange. Mit allen erfindbaren Mitteln, gegen den Geift 
und ben unbefangen interpretirten Buchſtaben be Geſetzes, Hat fie das 
Buftandefommen einer Kammer der Abgeordneten zu verhindern gefucht, wie 
eine folche bei unparteiiichem Vollzug der Wahlen fich de haben würde. 
Die Neuwahlen find auf Grund einer Wahlkreis-Eintheilung vorgenommen 
worden, bei twelcher nicht Recht und tigkeit die Hand geführt Hat, ſon⸗ 
dern die Abfıcht, die wahre Meinung und GSefinnung der großen Mehrheit 
bes bayerifchen Volkes zu unterdrüden, besjenigen Volkes, welches unter 
allen Umftänden feine Treue und Anhänglichkeit bewährt ac Mie das 
Beifpiel der oberften Behörde durch untergeordnete Organe bei der Anord⸗ 
nung ber Urwahlen nachgeahmt worden ift, bavon twerden die und obliegen- 
den Wahlprüfungen ein getreues Bild ergeben. Wenn dad gegenwärtige 
Minifterium das Vertrauen des Landes zu befiken gemeint hätte, dann wäre 
e8 nicht auf Auskunftsmittel verfallen, die jelbft der Erfolg nicht zu be: 
Ichönigen vermöchte. Nachdem aber der Verſuch nicht einmal bon dem ge 
wünſchten Erfolg begleitet war, jo hätte die neugewählte Kammer wohl er: 
warten bürfen, daß das Miniſterium durch feinen Rüdtritt ihr die unliebe 
— erſpart hätte, mit einer allerunterthänigſten Beſchwerde Ew. 
königliche Majeſtaät zu behelligen. Das Land bedarf und erſehnt den Frieden 
und ein vertrauensvolles Zuſammenwirken der Regierung und ſeiner Ber: 
treter. Den hingeſchwundenen Frieden wirb aber weder eine Parteiregiernng 
noch eine Regierung zu bieten vermögen, welche bie eine Eeite des Haufes 
gegen bie andere verwendet, ohne jemals die aufrichtige Unterflügung vor 
der einen oder der anderen Seite gewinnen zu können. Das Land ruft nad) 
einer bayeriichen Regierung, die fi, Recht und Gerechtigkeit zum alleinigen 
Leitftern nehmend, weder fcheut noch fich zu fcheuen nn t, an die Stelle 
eines erfünftelten Gleichgewicht? durch allfeitig freie len den wahren 
Ausdrud der Meinung und Gefinnung des bayerifchen Volles zu ſetzen. 
Nur eine ng Regierung wird von der Volksvertretung nicht nur nicht 
— ondern eifrig unte ap die erlahmende Regierungsthätigfeit neu 
beleben können. Nur eine folde Regierung wird auch in dem höchften Colle— 
ium des Reiches jenes Anfehen genießen, das ihr reichsverfaſſungsmäßig ges 
Aaktet, und das auch unumgänglich nothwendig ift, wenn er wie biöher ein 
Stüd nad dem andern von ben bayerifchen Kron⸗ und Landesrechten dahin: 
fallen joll, in einem Interefſſe, das * weit entfernt iſt, das allgemein deutſche 
zu fein. Im Geiſte unwandelbarer Treue gegen Ei. königliche Majeftät und 
er opferiwilligen Hingebung an unfer geliebtes bayerifches Vaterland bringen 
wir unfere allerunterthänigfte Vorftelung an den königlichen Thron, und 
bitten Ew. Tönigliche Majeftät allerehrfurchtsvollſt, Allerhöchftihre getreuen 
Untertbanen abermals das erhabene Lönigliche Wort vernehmen Laffen zu 
wollen: „Sch will Friede haben mit meinem Volke.” In tieffter Een 
—— Majeftät allerunterthänigſt treugehorſamſte Kammer der Ab: 
geordneten.” 

Proteft:Erflärung der liberalen Minorität gegen ben Adreß— 
antrag der ultramontanen Mehrheit: „Gegenüber dem Adreßentwurf, 
befien Annahme Ihnen angelonnen wird, halten ſich die unterzeichneten Mit 
glieder ber Abgeordnetentanmer, Namens ihrer Wähler wie für fidh, zu 
nachfolgender Erklärung verpflichtet: In dem Adreßentwurf werden die Anz 
Ihauungen ber und entgegenftehenden politiſch:kirchtichen Partei, die allein 
darin zum Ausdruck gelangen, für bie Neberzeugung des gelammten bayeri« 
ſchen Volkes, zu dem unfere Wähler und wir nicht minder gehören als unfere 
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Gegner, außgegeben. Wir verwahren und gegen dieſe Entjtellung des wahren 
Sachverhaltes ul dad entſchiedenſte legen wir Proteft ein gegen den mit 
berechneter Redewendung unternommenen Verſuch, nur einen Theil der Be: 
völferung als denjenigen zu bezeichnen, welcher allein Treue und Anhäng- 
lichkeit bewahrt hat und dadurch die andere Hälfte des bayerifchen Volkes 
zu verbächtigen — eine Verbächtigung, weldde an die Stufen des Thrones 
ebradht, doppelt verwerflich ift. Wenn ung fchließlich zugemuthet wird, 
&. königliche Majeftät zu bitten, daß er Friede mache mit feinem Bolte, 
jo erjcheint uns ein ſolches Herabziehen der geheiligten Perſon des Königs 
in den Streit der Parteien um fo unerbörter, als wir von feinem Unfrie: 
den willen, der das Band zwifchen Fürſt und Volk gelodert hat oder zu 
lodern droht. Wir bauen feit darauf, dab Se. age deffen weiſer und 
gerechter Regierung, deſſen hochherzigen Eatichlüffen Bayern und Teutichland 
ſchon fo —— Segen verdanken, wie bisher, fo auch ferner, getragen von’ 
der Liebe und dem DBertrauen jeined Volkes, Recht und Geſetz und Frieden 
aufrecht erhalten wird.“ 


Am zweiten Verhandlungstage artet die bisher würdige De- 
batte durch eine Rede des (ultramontanen) Abg. Bezirfögerichtsrath 
Schels von Regensburg in einen furchtbaren Scandal aus: 


Schels entblödet ſich nicht, durch Citate aus norddeutſchen Witzblaät⸗ 
tern den König auf die unwürdigſte Weiſe in die Debatte zu ziehen und 
macht zugleich in maßlofer Heftigfeit der Liberalen Partei den Vorwurf, daß 
fie dem Einheitsſtaat zuftrebe. gi. von Stauffenberg ruft ihm entrüftet 
zu: „Diefer Sat enthält den Vorwurf des Landesverrathes!“ Hierauf ver: 
läßt die liberale Partei den Sitzungsſaal. Schelg jest, ob er den Ordnung? 
ruf verdient habe. Ter Präfident erflärt, er habe nichts gehört, was einen 
Orduungsruf verdiente. Der Minifterpräfident erklärt, das Minifterium 
tönne leider nicht den Saal verlaffen, wie die linte Seite, aber nach feinem 
Gefühle würde er dies thun. Echeld habe durch Vorlefung von Schmäß- 
artifeln aus fremden Blättern die Schamröthe der tiefiten Entrüjtung her: 
vorgerufen. Nach beendigter Rede von Schels erklärt der Präfident, daß, 
nachdem jeht bie ftenographifche Aufzeichnung über defſſen Einleitungsworte 
vorliege, er allerdings erjehe, daß Schels es gewagt, durch Citation von in 
ſchmählichſter Weife den König angreifenden Blättern des Königs Perjon in 
die Tistuffion zu ziehen, und den Anftand aufs Gröblichfte verlegt habe. Deß⸗ 
halb rufe er Schela zur Ordnung. Schels will remonftriren, erhält jedoch 
das Wort nicht. Abg. v. Schlör erflärt nun, daß die Liberale Partei wieder 
in den Saal zurüdtehren und dort verbleiben werde, jo lange der Präfident 
Schuß gegen derartige Scenen und Jnjurien gewähre. Die liberale ‘Partei 
ericheint wieder im Saale Miniſter v. Pfeufer verjichert, die Regierung 
habe die Wahlfreiseintheilung unter gewiſſenhafter Beobachtung des Geſetzes 
im Zandesinterefie getroffen, ohne Rüdficht, ob dabei Wunden geichlagen wer⸗ 
ben müßten. Solange die ——— ſo gelagert ſeien wie jetzt, werde 
gar keine Wahlkreiseintheilung befriedigen, von wem immer ſie getroffen 
werde. Noch ſprechen der Juſtizminiſter v. Fäuſtle, der Miniſterpräſident 
dv. Pfretzichner und der Referent Jörg, worauf zur Abſtimmung geſchritten 
und die Adreſſe mit allen (79) ultramontanen gegen alle (76) Liberalen 
Stinimen angenommen wird. 


Ein Yncidenzfall der Debatte führt fpäter zu Weiterungen. Der Mis 
nifter dv. Luß erklärt nämlich in feiner Rede gelegentlich feiner Schilderung 
der ultramontanen Wahlagitation, daß in einer Didcefe, und zivar in ders 
jenigen des Biſchofs Seneftrey von Regensburg Weifungen erfolgt feien, wo⸗ 
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nach ber Clerus eine Tirchlichen Gefinnungen dadurch bethätigen ſolle, daß 
er unter Benupung der Unzufriedenheit der Bevölferung über die in Tyolge 
der neuen Ericheinungen auf dem focialen und politifchen Gebiete eingetres 
tenen Mißijtände in Handel und Wandel die Leute zur Wahl von ſolchen 
Bertretern anzuleiten juche, deren echt kirchliche Gefinnung bie nöthige Bürg⸗ 
{haft gibt.“ Der Biſchof beftreitet die Richtigkett der Thatſache und fordert 
von dem Minifter in einem offenen Brief entweder Beweife oder die Zurüd: 
nahme der Anjchuldigung. 

14. Oktober. (Sachſen.) Ber König eröffnet den Landtag 
mit einer Thronrede, in welcher er die fortwährend freundfchaftliche 
Stellung zum Reich betont und feine Befriedigung über die nun 
mehr durchgeführten, auf der Selbftverwaltung ruhenden neuen Or⸗ 
ganiſationsgeſetze ſowie des neuen Schulgejehes ausfpricht: 

„In dem verfloffenen Jahr ift unfere Stellung im deutſchen 
Reich und unfer Verhältniß zu feiner Regierung unverändert dasſelbe ges 
blieben. Wie ich ſtets darauf halte, daß Meine Regierung, unter Aufrecht⸗ 
erhaltung ber reichöverfaffungsmähigen Rechte und run der Interefſen 
des Landes, die Reichdregierung in ihren Bemühungen zum Wohle des Reiches 
aufrichtia unterftüßt, To Hat fi) Meine Regierung auch während des vergan⸗ 

enen Jahres eines freundlichen und wohlwollenden Entgegentommens der 

eichöregierung ununterbrochen zu erfreuen gehabt, und alles berechtigt zu 
der Hoffnung, daß dieſes erwünſchte, auf gegenfeitigem Vertrauen und auf 
ber offenen Anerkennung und Achtung gegenjeitiger Rechte und Pflichten 
beruhende Berhältnig auch Fünftig unverändert fortdauern wird. Für die 
inneren Berhältniffe Sachſens aber war das vergangene Jahr nach verſchie⸗ 
denen Richtungen hin von ber größten Bedeutung; es war ein Jahr der 
inneren Entwidlung in der vollften Bedeutung des Wortes. Die auf dem 
vorlegten Landtag verabfchiedbeten Organifationsgefeke find, nachdem Sie, 
Meine en, a bem letzten Landtage die dazu erforderlichen Mittel bes 
willigt Haben, während des vergangenen Jahres durchgängig a Alle 
worden. Wenn Ih am Schluffe. des letzten Landtages an diefer Stelle nur 
außfprechen konnte, daß es von der Art und Weife, wie die Betheiligten bie 
durch jene Geſetze gegebene größere Ausdehnung der Selbftverwaltung ver⸗ 
jtehen und benupen würden, abhängig bleibe, ob die neuen Einrichtungen 
en Nuten gewähren würden, den Ich Mir von ihnen veriprach, jo gereicht 
es Mir zur gomn Genugthuung, heute ausſprechen zu können, daß Mid 
in Meiner Erwartung von den Erfolgen ber neuen Geſetze, in Meinem Ver: 
trauen zu ber Reife und dem veritändigen Sinne ber Bevölkerung Sachſens 
nicht getäufcht Habe. Die neuen Geſetze und die dadurch baten Ein: 
richtungen haben überall im Land ein richtiges Derftändnig und eime vege 
Theilnahme gefunden; bir neugefchaffenen Organe ber Selbftverwaltung haben, 
foweit die Erfahrungen bis jett reichen, die ihnen geftellte Aufgabe in einer 
Weiſe zu Löjen gejucht, welche deutlich erkennen läßt, daß fie fich dabei ie 
nur der ihnen gewährten Rechte, jondern auch der damit verbundenen Pfli 
ten vollftändig bewußt geweſen find. Einen gleich günftigen Erfolg hat das 
ebenfall3 in dem vergangenen Jahre durchgeführte Schulgefjet gehabt, und 
mit befonderer Befriedigung erkenne Ich es an, daß die Gemeinden des Lan: 
be gern bereit geweſen find, ben fyorderungen des Geſetzes zu genügen, auch 
wenn ihnen zu diefem Zwecke bedeutende Opfer angefonnen werden mußten... .“ 


II. Kammer: wählt den Bürgermeifter Haberforn aus Zittau 
(Rechte) zum Präfidenten, Bürgermeijter Streit (Fortſchrittspartei) 
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zum erften und Dr. Pfeiffer (nationalliberal) zum zweiten Viceprä- 
fibenten, indem die Yortichrittspartei dabei mit den Conjervativen 
gemeinfame Sache gegen die Nationalliberalen machte. Diefe geben 
denn auch bei ber dritten Wahl weiße Zettel ab. 


15. Oktober. (Bayern) Das Minifterium bietet in Folge 
der Annahme der Adreſſe durch die ultramontane Mehrheit der II. 
Kammer dem König feine Entlaffung an. 


15. Dftober. (Baden.) Die Erneuerungswahlen zur II. Kam= 
mer ergeben die Wahl von 22 Nationalliberalen, 6 Ultramontanen 
und 2 Demotraten. 


16. Dftober. (Deutſches Reid.) Die Reichsjuſtizcommiſſion 
beginnt die Berathung de Entwurfs einer Gerichtöverfaffung von 
ganz Deutjchland. Gegen Erwarten findet derfelbe viel weniger Ans 
fechtung, ala der Entwurf eines Strafprozeſſes gefunden bat. 


16. Oktober. (Preußen.) Die Regierung zieht den dem Staat 
zugehörigen Palaft des Erzbifchofg von Köln nach dem Gelee wieder 
an fih. Das Gebäude wird bis auf wenige Utenfilienftüde völlig 
leer und verlaffen gefunden. Der Erzbiſchof Hatte exft, von einer 
Schaar Geiftlicher umgeben, die Ermiffion erwartet, dann aber eine 
Dienftreife angetreten. 

18.—23. Oftober. (Deutſches Reich.) Der Kaifer befucht den 
König Victor Emmanuel von Stalien in Mailand. Der Kaifer ift 
von Moltfe und einem großen und glänzenden Gefolge begleitet. Der 
König empfängt ihn an ber Spitze feiner ganzen Familie und feiner 
ſämmtlichen Minifter. Dagegen hat der deutjche Reichskanzler, aus 
GSefundbeitzrüdfichten, darauf verzichten müſſen, feinen Kaiſer zu 
begleiten. Die Aufnahme des Kaiſers in der Hauptitadt der Lom= 
bardei iſt eine überaus enthufiaſtiſche und Herzliche. Der Beſuch ift 
ein durchaus perfönlicher, von politiichen Abmachungen feine Rede. 
Dennoch ift dag Reſultat zweifeldohne eine weitere Annäherung zwi= 
ſchen Stalien und Deutjchland. 


Der Kaiſer telegraphirt nad feiner Ankunft in Mailand an die 
Raiferin: „Ich bin — angekommen. Es war ein Triumphzug von der 
Grenze bis hieher; aber der Einzug mit dem König in Mailand ſpottet aller 
Beſchreibung, jo unausſprechlich enthuſiaſtiſch war er bei der italieniſchen 
Lebhaftigkeit. Ich habe in meinem ganzen Leben nie etwas Aehnliches ge⸗ 
ehen. Alle Fenſier geziert, unzählige Balkone und Tribünen, die Straßen 
icht voll Menſchen Kopf an Kopf. Auf der einen Seite die Garniſon ſpalier⸗ 
bildend. Der König außerordentlich liebenswürdig. Gleich nach der Tafel 
großartige Beleuchtung des Domes und der Piazza, auf welcher gewik nicht 
unter 50,000 Menichen ftanden, welche in Subelrufe ausbrachen. Kurz — 
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unbeichreiblid. Das Wetter Herrlich.” Bei dem Baladiener zu Ehren bes 
Kaiferd werden folgende Toaſte ausgebracht: Der König: „Geitatten Ew. 
Majeſtät, bei diefem glüdlichen Anlaß mich zum Dolmetſch der Wünfche zu 
a, welche die Italiener vereint mit mir auf das Glück Em. Majeftät, 
ür da3 Gedeihen Deutſchlands und für die fortdauernde Freundſchaft ber 
eiden Nationen hegen.“ — Der Kaifer: „Ich danke Ew. Majeftät für die 
freundlichen Worte, welche Sie joeben an mich a haben. So hoch⸗ 
erfreut, endlich, wie es ſchon Längft in meiner Abſicht gelegen, den Beſuch 
eriviedern zu Lönnen, den Ew. Majeſtät mir vor zwei Jahren gemacht Haben. 
Mahrhaft gerührt durch die Aufnahme, welche ich ſowohl von Eetten Ew. 
Majeſtät, als auch Ihres fo fchönen Landes gefunden, erkenne ich in den 
zwiichen Deutſchland und Stalien beitehenden Sympathien und in ber ung 
verbindenden perjönlichen Freundichaft eine der Garantien für den europäi- 
fchen Frieden. Mit dem Wunfche, daß dieſe Bezichungen es diefelben bleiben 
mögen, trinfe ich auf das Wohl Em. Majeftät!" Am folgenden Tage telegra= 
phirt der König an den beutichen Kronprinzen nad) Berlin: Ich freue mich, 
Eurer Hoheit mittheilen zu können, daß Se. Majeftät der Kaifer in voll 
tommenem Wohlbefinden angefommen ift. Bei Gelegenheit dieſes für mich, 
für meine Familie und für ganz Stalien 1 glücklichen Ereigniſſes fage ich 
Eurer Hoheit meine aufrichtigen Glückwünſche und meine Gratulationen zu 
Eurer Hoheit Geburtstag. Zugleich beeile ich mich, Eure Hoheit davon in 
Kenntniß zu ſetzen, daß ich Eurer Hoheit zweitem Sohne, Prinz Heinrich, die 
Collane del’ Annunziata verliehen habe. Ich bitte, Ihrer Hoheit, der Kron⸗ 
prinzeffin meine tiefgefüßlte Derehrung tundzugeben. Biltor Emmanuel.” 
Auf diefe Depeiche langt von Berlin folgende Antwort ein: „In Gedanken 
und Gefühlen mit Eurer Majeftät vereinigt, hoffen wir in Diefem von ung 
fo erjehnten Augenblid, daß die Bande, weldde Italien und Deutichland 
aneinander fetten, durch den Beſuch, welchen der erſte Kaiſer Deutichlandg dem 
erften Könige Italiens abftattet, noch an Tauerhaftigkeit getvinnen. Friedrich 
Wilhelm. Biltoria.” — Ferner richtet der Oberbürgermeifter Hobrecht von 
Berlin folgendes Telegramm nad) Mailand: „An den Gejanbten bes deut: 
en Reiches Heren von Keudell zu Mailand. Ew. Excellenz bitte ich, St. 

ajeftät, unferem Kaifer und Könige, den Ausdruck ber innigen, lebhaften 
Tbeilnahme zu übermitteln, mit welcher Magiftrat und Bürgerfchaft don 
Berlin der Reife Se. Majeftät folgen. Die Kunde von der jo ſympathiſchen 
Aufnahme Seitens des Königs von Italien Mazeftät und der dortigen Be: 
völferung ift und eine neue Bürgfchaft dauernden Tyriedend. Hobrecht.“ Der 
Kaifer Hat barauf folgende telegraphiiche Antwort ertheilt: „Oberbürger: 
meifter Hobrecht, Berlin. Das von meinem Gefandten mir vorgelegte Tele 
gramm erwiedere ich mit dem Ausdruck aufrichtigften Dankes für die Theil: 
nahme, womit Magiftrat und Bürgerſchaft meiner Haupt: und Refidenzitadt 
meine Reife nad) Jtalien und ben mir gewordenen Empfang begleiten. Es 
ift mir beſonders erfreulich geweſen, die ſchönen und erhebenben Eindrüde der 
lebten Zage durch diefen Gruß aus Deutichland vermehrt zu ſehen. Mit Ihnen 
erblice id in der von Seiner Majeftät dem Könige von Stalien und der Be: 
völferung des befreundeten Landes mir gewordenen jo überaus liebenswürdigen 
und herzlichen Aufnahme eine neue Bürgichaft bes Friedens um befien Pflege 
und Erhaltung ich, wie Sie willen, unabläffig bemüht bin. (gez.) Wilhelm. 
Schließlich gibt der Kaifer noch auf der Heimreife von Boßen aus in einer 
an den König Viktor Emanuel gerichteten Depefche ben Gefühlen herzlichſter 
Dankbarkeit für alle die Aufmerkſamkeiten nochmals Ausdrud, mit denen er 
während feines ihm ewig benfwürdigen Aufenthaltes in Mailand überhäuft 
worden fei und hebt beſonders hervor, die Begegnung mit dem Könige don 
Stalien jei um begwillen zu einem Moment von Hiftoriicher Bedeutung ges 
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worben, weil der Kaifer und der König von alien von ber nt an 
bie Spike zweier Nationen geſtellt worden feien, bie nad) langen le 
endlich ihre Einheit errungen hätten. Der König dankt dem Kaifer für 
feine gütigen und freundlichen Worte alsbald telegraphiich und verfi 
benfelben, die Erinnerung an den ihm fo angenehmen und werthvollen Be: 
juch des Kaiſers werde niemald aus feinem Herzen ſchwinden und fügt Hinzu: 
„Don der Vorſehung zur Erfüllung des — Mandats berufen, können 
wir über das erreichte Reſultat nur die lebhafteſte Freude En Die 
nämliche Lage, in der fich die beiden Völker und deren Fürſten befinden, wird 
die Bande wahrer Freundſchaft, die und jchon aus jo viel andrren Gründen 
verbinden, immer feiter und fefter knüpfen.“ 


18. Oftober. (Deutſches Reich.) Der zu feiner vierten Ver« 
fammlung zufammengetretene deutjche Landwirthſchaftsrath befchließt 
auf das Referat und den Antrag des Prof. Richter (Tharandt), ent= 
Ichieden für den Freihandel einzutreten und die Reichäregierung un 
Durchführung der gejeglichen Beftinnmungen betr. die Aufhebung des 
Schutzzolls für Eifen zu erjuchen. 

. 38. Oftober. (Bayern) Der König erläßt eine Verfügung 
für Einführung bes Reichsgeſetzes betr. die obligatorifche Eivilehe 
und bürgerliche Standesbuchführung auch in Bayern vom 1. Ja— 
nuar 1876 an. R 

Der Minifter dv. Lutz lehnt es ab, feine Behauptung wider 
den Biſchof Seneſtry von Regensburg zu widerrufen, fchlägt viel= 
mehr dein Bilchof die Vornahme des Zeugenbeweiſes vor einer un= 
parteiischen Commiſſion, über die fie ſich Leicht einigen würden, vor. 
Der Biſchof nimmt den Vorfchlag an. 


19. Oktober. (Bayern.) Der König lehnt dag Geſuch, ihm 
die ultramontane Adreſſe der II. Kammer überreichen zu dürfen, ab- 
und beantwortet das Entlaffungggejuch des Minifteriums dahin: 

„Dad Gelammtiminifterium hat mit Leo. auf den Inhalt einer 
Adrefle; welche gegen die jehr ndmhafte Minorität der Kammer der Abgeord» 
neten zum Beichluß erhoben wurde, um jeine Enthebung gebeten. Feſthal⸗ 
tend an dem Mir zuftehenden Rechte Bat Wahl der Räthe der Krone, finde 
Sch Teinen Grund, eine Aenderung des Minifteriums eintreten zu laffen. 
Inmitten der hochgehenden Wogen des Parteitampfes hat dasſelbe nach Meiner 
Ueberzeugung bei jeinen Entihlüffen und Handlungen ſtets des ganzen Lan« 
be3 allgemeines WoHl und Beſtes im Auge behalten und ift in gejegmäßiger 
Weiſe für die Wahrung ber Rechte des Staates eingetreten. 36 hoffe, daß 
e3 dem beftehenden Gelammtminiflerium, getragen von Meinem Zöniglichen 
Vertrauen, gelingen werde, die Rückkehr jenes inneren won herbeizufüh: 
zen, durch welchen eine gebeihliche Entwidlung der Wohlfahrt des Volkes 
bedingt a Ich erwarte, dab die Regierung zum Heile Meines geliebten 
Baterlandes bei allen maßvoll Denkenden eine N: Unterftügung dieſes 
Beitrebend finden werde. Es ift Mein Wille, daß das Minifterium vor: 
ftebende Entichließung bekannt gebe.“ — 

Das Signat an bie II. Kammer lautet: Ich finde Mich nicht 
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veranlaßt, die Abrefie ber Abgeordnetenkammer entgegen zu nehmen. Uebri⸗ 
gens hat auch der Ton, in ben einzelne Kammer⸗Redner bei ber Adreßdebatte 
verfielen, in hohem Grade Mein Befreimden erregt. Hievon ift der Präfident 
der Abgeorbnetenlammer zu verftändigen. Ludwig.” 

Der Erlaß an das Minifterium wird in 8600 Exemplaren in Plakat⸗ 
form gebrudt und ſoll gemäß dem föniglichen Willen in allen Gemeinden 
des Landes zur öffentlichen Kenntnik gebracht werden. Derſelbe joll in Städten 
in einer ber Öffentlichen Sigungen der Gemeinbe:&ollegien, auf dem Lande 
aber in beionderen Gemeinbevertammlungen an einem Sonntag nach dem 
Gottesdienſt vorgelefen werden. 


20. Oktober. (Deutfches Reich.) Das preußifche Obertri- 
bunal weist die Nichtigkeit3befchtverde des Grafen Arnim gegen die 
tiber ihn ergangenen gerichtlichen Urtheile ab und verurtheilt ihn 
in die Koften. 

20. Oktober. (Preußen.) Die Erfahwahlen zum Abgeord- 
netenhaufe im 1. und 2. ſchleswig'ſchen Wahlfreife ergeben neuer- 
dings die Wahl von zwei dänifch Gefinnten. Diefelben werden mit 
177 reſp. 190 gegen 29 reſp. 25 Stimmen gewählt, welche letztere 
auf den Regierungspräfidenten Bitter fallen. 


21. Oftober. (Deutſches Reich.) Bundesrath: beichließt mit 
Nüdficht auf die im Etat von 1876 zu erwartende Unterbilanz von 
15 Mil. Mark: die Gefeßentiwürfe über Bejteuerung der Schluß- 
noten und wegen Erhöhung der Braujteuer dem Reichstag vorzu= 
legen. Für den Militäretat pro 1876 follen überdies 7,455,233 
Mark mehr als für 1875 gefordert werben. 


21. Oktober. (Bayern.) Ein L. Defret vertagt den Landtag 
wegen des bevoritehenden Zujammentritt3 des Reichstags bis auf 
Weiteres. 

An den König laufen zahlreiche Dank» und Ergebenheitsadrefjen 
und Zelegramme aus allen Theilen des’ Landes, an das Minijterium 
zahlreiche Slüdwunfchtelegramme ein. Die ultramontane Strömung 
ift durch den Schritt des Königs offenbar etwas gedämpft worden 
und ift wenigſtens theilweiſe eine gewiſſe Ernüchterung eingetreten ; 
die ultramontane Prefle erklärt indeß übereinflimmend und mit 
großem Nachdruck, daß die Partei durch die Enticheidung des Königs 
nicht im mindeften gebrochen fei und baß fie unentwegt ihre Beftre- 
bungen nach wie vor aufrecht halten und fortjegen werde. 

22. Ditober. (Deutjches Reich.) Der Verein deutfcher Eifen- 
und Stahl⸗Induſtrieller beichließt, eine Petition an ben Reichstag 
zu richten, dahin gehend, daß 

„die für ben 1. Jannar 1877 in Ausſicht genommene Aufhebung der 
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jetzt noch beftehenden Zölle auf Eiſen⸗ und Stahlartifel, ſowie auf Mafchinen 
bis zum Wiedereintritt günftigerer Verhältnifſe vertagt werde”. Wenigſtens 
wird gebeten, im Intereſſe der nothleidenden Induſtrie den Zeitraum für die 
Bertagung nicht zu knapp bemefien zu wollen, und ber Termin von etwa 
De ahren als einer, nad deſſen Verlauf auf das Borhandenfein beſſerer 
roduktionsbedingungen und erleichterter Abfatverhältnifie mit einer gewiſſen 
MWahricheinlichfeit gerechnet werden könnte, bezeichnet. 
24. Oftober. (Preußen) In den hohenzoller’fchen Fürſten— 
thümern fallen die beiden Wahlen zum Abgeorbnetenhaufe diesmal 


zu Gunſten der Liberalen aus und zwar mit 115 gegen 103 Stimmen. 


25. Oktober. (Preußen.) Der Provinciallandtag von Weft- 
falen bejchließt mit 29 gegen 24 Stimmen auf den Antrag des Frhrn. 
v. Schorlemer-Alft, in einem Schreiben an den Oberpräfidenten der 
Meberzeugung Anzdrud zu geben, „daß durch die auf dem Gebiete 
des Volksſchulweſens getroffenen Maßregeln die chriftliche Grundlage 
der Erziehung und des Unterrichts in der Volksſchule unter Berüd- 
fihtigung der Rechte der Familie und Gemeinde gefährdet werde”, 
und ferner gegen die thatjächliche Aufhebung des Tatholifchen Cha= 
rakters der Akademie von Münjter Borftellung zu machen. 

25. Oftober. (Preußen) Im Wahlkreis Liffa (Pofen) ent- 
fpinnt fich bei drei Neuwahlen zum Abg.Hauſe ein Hartnädiger 
Kampf zwifchen Polen und Deutichen. Die Polen fiegen indeß neuer- 
dings mit 251 reſp. 252 gegen 249 reſp. 247 Stimmen. 


26. Oktober. (Preußen.) Feierliche Enthüllung des Denk⸗ 
mal3 zum Andenten des Frhrn. dv. Stein in Berlin. Der Kaifer, 
der in Folge der Anftrengungen ber italienischen Reife doch etwas 
unpäßlich ijt, kann derjelben nicht beimohnen und wird durch den 
Kronprinzen vertreten. 


27. Oktober. (Deutfches Reich.) Eröffnung der Herbitfeifion 
des Reichsſtages. Der Kaifer eröffnet dieſelbe wegen Unpäßlichkeit 
nicht felbft. Der Reichskanzler weilt vorerft noch in Varzin. Del- 
brüd verliest die Thronrede: 

„Die bevorftehende Seffion wird Ihre Thätigkeit mehr für die Aus: 
bilbung und Ergänzung beftehender Gelee, als für die Begründung neuer 
Anftitutionen in Anfpru nehmen. Seit Ihrer letzten Seſſion ift die am 
Schlufie des Jahres 1871 begonnene, im Beginne diejes Jahres zum Ab» 
ſchluſſe gebrachte Gejehgebung über das Geld: und Bankweſen Deutſch⸗ 
lands der vollftändigen Turhführung nahe gebracht. Die über Erwartung 
gefteigerte Heritellung unferer neuen Münzen hat es Sr. Majeſtät geftattet, 
im Einverfiändniß mit dem Bunbesrath, den 1. Januar t. J. als Zeitpunkt 
den Eintritt der Reichswährung zu beftimmen. Die Einziehung bes 

nbepapiergelbes und deſſen Erſatz durch Reichskaſſenſcheine ſchreitet raſch 
und xegelmäßig vor. Die Banknoten geringeren Nennwerthes find zum größten 
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Theile ſchon jetzt aus dem Verkehr getreten und werden bis zum Jahresſchluß 
in der Hauptjache eingezogen fein, die Privatbanten find damit beichäftigt, 
ihre Einrichtungen auch im Mebrigen der neuen Öefebgebung anzupafien. Die 
Reichsbank, zu deren Begründung alle Theile des Reiches beigetragen haben, 
wird im Stang künftigen Jahres ihre Thätigfeit über den gejammten Um: 
fang des Reichs erjtreden. Sie wird gleichzeitig mit der Uebernahme ber 
Gentral:Staflengefchäfte ded Reiche beginnen. In dem Ihnen vorzulegenden 
Reichshaushaltsetat für 1876 Haben die regelmäßigen Einnahmen des 
Reiche nicht unerheblich höher ala für das Laufende Jahr veranjchlagt wer: 
den können. Diele Mehr wird indefen überwogen durch die Minder:Ein: 
nahmen, welche in dem natürlichen Rückgang der Zingeinnahmen von be: 
legten Neichageldern, ganz beſonders aber ın dem Vorgriff berufen, der im 
diesjährigen Etat auf die Heberichüffe des Vorjahres ftattgefunden hat. Zur 
Deckung diefer Minder-Einnahme und zur Beſtreitung ber bei forgfältigiter 
Nüdficht auf die Finanzlage nicht abzuweiſenden Steigerung der Verwaltungs⸗ 
Ausgaben wird Ihnen eine Erhöhung der Matrifularbeiträge nicht vorge⸗ 
ichlagen. Die verbündeten Regierungen theilen die Neberzeugung, welche Sie, 
geehrte Herren, bei der Berathung des diesjährigen Etats geleitet hat, daß 
eine Steigerung jener Beiträge vermieben werden muß. Sie find der Mei: 
nung, bat das Gleichgewicht ded Etats nicht Herzuftellen ſei durch eine Auf: 
lage, welche die Steuerfraft der einzelnen Staaten außer Betracht läßt, ſon⸗ 
bern durch Abgaben, welche ſich an den Verbrauch und Verkehr anjchlieken. 
Es werden Ahnen deßhalb Entwürfe von Geſetzen über Erhöhung der 
Braufteuer und über Finführung einer Stempel:Abgabe von 
Börfengefhäften und WertHpapieren vorgelegt werden. Der Reichs⸗ 
haushalts⸗Etat bringt eine Veränderung in der Einrichtung der Poft: und 
der Telegraphenverwaltung zum Ausdrud. Die Erfahrung hat übrigens dar⸗ 
gethan, daß die Verbindung diefer beiden bisher getrennten, aber in ihren 
legten Zwecken zufammenfallenden Berwaltungen dem DVerfehrsintereffe ent: 
ſpreche und einen einfacheren und tmwohlfeileren Betrieb geftatte. Das Der: 
hältniß der Poſt zu den Eifenbahnen foll durch ein sonen dorzulegendes 
Geſetz übereinftimmend geregelt werden. Für die Vervollftändigung ber Ze: 
Iegranbe Flug wird eine Greditbewilligung von Ahnen begehrt werben. 
Die Gewerbeordnung hat für die gewerblichen Hülfskaſſen einen nur 
proviſoriſchen Zuftand geichaffen, deſſen Uebelftände von Ihnen wiederholt 
beflagt und von den Regierungen lebhaft empfunden worden find. Zwei 
Geſetze, dag eine über Abänderung des Titel 8 der Gewerbeordnung, dag 
andere über gegenfeitige Hülfskaſſen, follen diefen Webelftänden ein Ende 
maden. Sie beichränfen ich auf die Fürſorge in KrankHeitsfällen, teil die 
a minder toichtige Regelung bed Alterverſorgungsweſens gegenwärtig noch 
nicht ausreichend vorbereitet ift. Die vor 5 Jahren erfolgte gejehliche Rege⸗ 
lung des Urheberrechts an Schriftwerken hat fi) auf das Urheberrecht 
an Kunſtwerken nicht erfixedt. Es werden Ihnen ya a borgelegt 
werden, welche ſowohl dieſe Lüde in der Gefekgebung über das geiftige Eis 
genthum ausfüllen, al3 auch für zwei verwandte Materien, dag Urheberrecht 
an Muftern und Modellen und ben an der Photographien, über- 
einjtimmende Normen feftftellen ſollen. Die prattiiche Handhabung bes Stra fe 
ge etzbuches Hat Lüden und Mängel dieſes Geſetzes erkennen laſſen, deren 

usfülung und Bejeitigung im Intereſſe der Rechtäpflege erforderlich ift. 
Der Bunbesrath Hat deßhalb eine Revifion des Geſetzes auf Grundlage der 
don den — Bundesregierungen gemachten Vorſchläge eingeleitet. Ein 
aus dieſen Vorſchlägen hervorgegangener — unterliegt der DBeras 
thung des Bundesraths und wird nach Abjchluß derjelben Ihnen vorgelegt 
werden..... Dorlagen, welche Ihnen im verflojfenen Jahre gemacht waren, 


Das deutfhe Reid und feine einzelnen Glieder. (Dit. 27.) 183 


um die verfaſſungsmäßige Rechnungslegung über die Einnahmen 
bes Reiches endgültig zu xegeln, find in ihrer lebten Seifion vorberathen 
worden, haben aber nicht zum Abſchluß gebracht werden können. &3 werden 
Ihnen darüber neue Vorlagen zugehen. In Elſaß-Lothringen ift der 
beratgende Landesausſchuß, defien Einrichtung der Erlaß vom 29. Oktober 
v. J. geordnet hat, im Sommer dieſes Jahr? zum erſten Male in Thätigs 
feit getreten. Er bat den Landeshaushalt und andere, zu Ihrer Beſchluß⸗ 
fafſung gelangende Geſetzentwürfe, welche zur ae ibrung bon Reichsgeſetzen 
und zur Ergänzung don Lücken der Landesgeſetzgebung beftimmt find, gut⸗ 
achtlich berathen. Auf feinen Borjchlägen beruht ein Geſetzentwurf, durch 
welchen die auch don Ahnen erörterte Frage wegen Entjichädigung der In⸗ 
haber verfäuflich geweſener Stellen im Juſtizdienſte andertveitig geregelt wird. 
Die gefaßten Beichlüffe werben mit den über die Berathung io ouigienen 
Protokollen vollftändig zu Ihrer Kenntniß gebracht werden. Sie berechtigen 
zu der Erivartung, dab in dem Landesausſchuß ein günftiger Boden für die 
Mitwirkung der Bevölkerung an ber Verwaltung ber Reichdlande gewonnen 
fein wird. In Eljaß-Lothringen wie im ganzen Reiche berechtigt ung ber 
Rückblick auf die wenigen Jah, welche jeit dem Frankfurter Frieden ver: 
flofjen find, zu dem Ausdruck der Befriedigung über den ftetigen Fortſchritt 
der Entwidelung unjerer politifhen Einrichtungen im Inneren 
und der Befeftigung unferer guten Beziehungen zum Auslande. 
Wenn in Handel und Bertehr dennoch gegenwärtig eine der Stagnationen 
ftattfindet, wie fie im Laufe der Zeit periodifch wiederfehren, fo liegt es 
leider nicht in der Macht der Regierungen, biefem Uebelſtande 
abzuhbelfen, der fi in anderen Ländern in gleicher Weife wie in Deutſch⸗ 
land fühlbar macht. Jedenfalls aber hat dieſe Erſcheinung feine Unficher: 
2 der politijchen Verhältniffe und N de3 äußeren Frieden? zum 
runde. Wie Sie im vorigen Jahre mit bem Ausdrucke des Vertrauend auf 
die Dauer be3 Friedens empfangen werben konnten, jo war jeitdem fort: 
während und ijt noch heute die bauernde Erhaltung des Friedens nach menſch⸗ 
lichem Ermeſſen geficherter, als fie es jemals in den Iekten 20 Jahren vor 
der Herftellung des deutſchen on eweſen ift. Abgejehen von der Ab: 
wejenheit eines jeden erfennbaren rundes zu einer Störung genügt zur 
Aufreterhaltung bes Friedens der feite Wille, in dem Se. Maj. 
der Kaiſer fi mit den ihm befreundeten Monarchen einig weiß, und die 
Debereinftimmung der Wünfche und Intereſſen der Völker. Die Mächte, 
beren Einigfeit in einer früheren Periode unfere® Jahrhundert? Europa die 
Wohlthat eines langjährigen Trieben? gewährte, an denſelben auch heute, 
getragen von ber Zuftimmung der Völker, Und der Beſuch, von welchem 
Ce. Maj. der Kaiſer heimgefehrt ift, die Herzliche Aufnahme, welche er bei 
Er. Maj. dem König von Italien und bei der ganzen Bevölkerung ge⸗ 
funden hat, befeftigen bie Ueberzeugung, daß die innere Einigung und bie 
egenleitige Befreundung, zu denen Deutichland und Stalien gleichzeitig ge: 
angt find, der friedlich fortjchreitenden Entwidlung Europa’3 eine neue uud 
dauernde Bürgichaft sn 
Lie Seffton beginnt unter ſchweren Befürchtungen ber öffentlichen 
Meinung. Diele und, wie man mit Sicherheit annehmen zu dürfen glaubt, 
auch die Majorität des Reichetags find fo ziemlich entichloffen, ſowohl Die 
neuen Steuerborlagen als bie politilchen Artitel ber Strafgejeßnovelle abzu⸗ 
lehnen und auch auf ein allmäliges Wiebereintreten in bie Bahnen bes Schup- 
zollfyftens nicht einzugehen. In allen diejen drei Beziehungen fürchtet man 
einen Conflikt des Reichstags mit der Regierung reſp, dem Bundeskanzler. 
Confervative Organe wollen benn auch bereit? wiſſen, daß ber Reichskanzler 
darauf ausgehe, die nationalliberale Partei zu fprengen, um fich aus dem 
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rechten Flügel berfelben, verbunden mit bem confervativen Fraktionen, eine 
neue, feinen Anfchauungen gefügigere Majorität zu bilden. Die ganze Prefie 
beſchäftigt ſich vorerft auf's lebhaftefte mit diefem angeblichen Plane des 
Reichskanzlers. 


27. Oktober. (Preußen.) Der ehemalige preußiſche Eiſen⸗ 
bahnkönig Strousberg wird in St. Petersburg verhaftet und zugleich 
über fein Vermögen in Lejterreih (Böhmen) der Concurs eröffnet. 

28. Oktober. (Deutſches Reich.) Reichstag: wählt neuer- 
dings zu feinem Präfidenten v. Forkenbeck und zu Bicepräfidenten 
v. Stauffenberg (nationalliberal) und Hänel (Fortjchrittspartei). 

29. Oktober. (Deutjches Reich.) Neichätag: Miquel be— 
richtet über den bisherigen Gang der Arbeiten der Reichsjuſtizcom⸗ 
miſſion: 

Sm Ganzen haben außer den Sitzungen eingeſetzter Eubcommilfionen 
und den etwa 40 Sigungen der Redaktionscommiſſion 94 gr der Juſtiz⸗ 
commijfion ftattgefunden. Eine aus drei Mitgliedern, den Abg. v. Schwarze, 
Baehr und Beder beftehende bejondere Commiſſion hat die gefagten Beichlüfie 
fortlaufend redigirt, Iprachlicde Unebenheiten ausgeglichen und den Sprach 
gebrauch der drei Entwürfe in Uebereinftimmung gebracht, beziehungsweiſe er⸗ 
halten. Die von ber Redaktionscommiſſion entworfenen Redaktionen giengen 
den Mitgliedern der Yuftizcommiffion ununterbrochen gedrudt zur Kevifion 
und zu etiwaigen Bemerkungen zu. Die Commiſſion beichloß, die Entwürfe 
in je zwei Leſungen durchzuberathen. Durchberathen find: 1) die Civilpro⸗ 
zeborbnung in erſter und ziveiter Lejung; 2) die Strafprozeßordnung in erfter 
Leſung: 3) die handelsgerichtlichen VBorjchriften der Givilprozekordnung und 
ber Gerichtöverfafiung; 4) endlich die fünf leßten Titel der —— 
Die zweite Leſung der Civilprozeßordnung iſt bis auf einige den abweſend 

—— Mitgliedern aus Bayern offen gehaltene Anträge vollſtändig er⸗ 
edigt. Eine Vergleichung bes erledigten und des noch ausftehenden Theils 
der Arbeiten wird ergeben, daß etwa zwei Zrittheile derielben beendigt fein 
werben. Erklärungen bes Bundesraths über die Beichlüffe der Commiſſion 
find bisher nicht erfolgt. — auf die von der Commiffion beſchloſſene 
Rejolution in Betreff der Vorlegung eined Koſtengeſetzes für das bdeutiche 
Neich ift noch feine Antwort erfolgt. Es ift der Commiſſion nicht gelungen, 
da3 große und jchiwierige Werk big zum Ablauf ihres Mandats zu Ende zu 
führen. Es liegt die in dem Umfang und der Schwierigkeit der Aufgabe 
begründet. | 

Lebhafte allgemeine Zuftimmung folgt dem Berichte, und es 
wird auf den Antrag von Mitgliedern aller Fraktionen fat einftim= 
mig beichloffen, dag Mandat der Commiſſion zu verlängern. Für 
diefe Seſſion kann davon noch nicht die Rede fein, aber allgemein 
hofft man, im fünftigen Jahre, ſei e8 in der ordentlichen Seifion 
derfelben, fei e3 in einer außerordentlichen ad hoc, diefen Theil der 
großen Neichajuftiggefeßgebung zum Abjchluffe zu bringen. 

30. Oktober. (Deutfches Reich.) Reichstag: Die Yuftiz= 
commijjion nimmt ihre Arbeiten bereit3 wieder auf und zwar zu⸗ 
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nächſt mit dem bisher zurüdgelegten Theile der Vorlage einer ge= 
meinjamen Gerichtäverfaffung für das ganze Reich. Der preußifche 
Juſtizminiſter v. Leonhardt gibt derjelben ein Bild des deutjchen 
Richterftandes der Zukunft, wie er es fich nach der Vorlage dente. 


31. Oftober. (Preußen) Der König genehmigt einen vom 
Dberfirchenrath ausgearbeiteten Entwurf einer Generalſynodal⸗Ord⸗ 
nung, dem eingehende Motive beigegeben find. Die Generalfynode foll 
zur Berathung derjelben am 24. November in Berlin zuſammen⸗ 
treten. 


Der Entwurf erregt auch in Liberalen Kreifen im Allgemeinen ziem: 
liche Befriedigung, namentlich die noch in letzter Elunde angebrachten Aendes 
rungen, welche auf den Kreis: und Provincialiynoden dag Zaienelement auf 
wei Drittel verjtärfen und damit auch für die Zufammenfeung der aus 
en letzteren hervorgehenden ordentlichen Generaliynode günftigere Ausſichten 
eröffnen. Man glaubt, daß dieje glüdliche Reform ausſchließlich dem Cultus⸗ 
minifter zu verdanken ift, und daß fich der Oberkirchenrath nur jehr ſchwer 
zu den liberalen Conceſſionen entſchloſſen dat Don der auberordentlichen 
Seueraliynode, welche nun über diejen definitiven Entwurf zu beichlieken 
hat, glaubt man einen ernften Widerſtand nicht erwarten zu dürfen; fie be- 
fteht befanntlich überwiegend aus Vertretern der fogenannten Mittelpartei, 
die zwar in ihrem Herzen ber orthodor-confejlionellen Partei nahe genug 
ftebt, doch aber es auf eine Oppofition gegen das Kicchenregiment und Cul⸗ 
tugminifterium nicht ankommen laffen wird. Auch auf Seiten der Landes⸗ 
vertretung meint man, werde nunmehr das Tirchliche Verfaſſungswerk eine 
ünftigere Aufnahme finden als früher. In den nächiten Tagen müſſen die 

amen ber 30 landesherrlich ernannten Mitglieder der Generaliynode befannt 
werden und e3 erhält fich die Anficht, dai einige Männer von dev Richtung 
des Proteftantenvereing fich darunter befinden. 


— Dftober. (Bayern.) Die Erzbifchöfe und Biſchöfe Bayerns 
richten eine neue Eingabe um Abhülfe ihrer Beſchwerden, namentlich 
bezüglich der jog. Altkatholifen, des Schulweſens und des gefähr- 
deten Beftandes der Orden und Congregationen an den König. 


Die Eingabe ift ein voluminöſes Aktenſtück, das „von dem unerſchüt⸗ 
terlichen Vertrauen” ausgeht, baf die allerehrfurchtävollften Bitten und Vor: 
ftellungen der rechtmäßigen Vertreter der Tatholiichen Kirche in Bayern zum 
Beiten der Zatholifchen Unterthanen Sr. Majeftät vorgebracdht, eine gnädige 
Aufnahme und wohlmwollende Berückfichtigung bei ihrem Tatholifchen Könige 
ne werben. Dieſes unerjchütterliche Vertrauen wird, wie e8 darin heißt, 

durch noch gefteigert, daß die unterzeichneten Oberhirten fich bewußt find, 
frei von irdifchen und zeitlichen Abfichten oder Zielen, frei namentlid) von 
den ihnen unaufhörlih unterftellten ſogenannten hierarchiichen Tendenzen, 
in Gefinnung und That nur die größere Ehre Gottes, das fruchtreiche Ges 
deihen des religiöjen Lebens und das zeitige und etvige * es katholiſchen 
Volkes zu erſtreben. Es iſt eine unlaͤugbare, weil durch eine Reihe öffent⸗ 
licher Alte und Kundgebungen vor aller Welt bezeugte Thatſache, ba gegen: 
wärtig in unferem deutichen Vaterland eine der katholischen Kirche entichieden 
feindfelige Strömung ihre Herrichaft geltend macht. Mit was immer für 
Namen dag auch bezeichnet wird, was man belämpft und verfolgt, die Schläge 
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und Verwundungen, welche hiebei geicheben, treffen boch immer nur bie katho⸗ 
liſche Kirche und das katholiſche Volk in feinen ——— Interefſen. Leider 
iſt dieſe Strömung auch an Bayerns Grenzen nicht ſtehen geblieben; auch in 
Bayern hat die katholiſche Kirche und das katholiſche Volk dieſe herrſchende 
Feindſeligkeit recht ſchmerzlich empfinden müſſen, und es ergreift die Unter: 
zeichneten die tiefſte Betrübniß bei dem kaum unberechtigten Gedanken, daß 
das GSegenwärtige vielleicht erſt der Anfang einer noch trüberen Zukunft fein 
und daß Bayern noch tiefer in ben Kreis der religions⸗ und kirchenfeind⸗ 
lichen Mächte gerifien werden könnte. eine Majeftät könne e3 darum un- 
möglid) den unterzeichneten Erzbifchöfen und Bijchöfen des KHönigreich® ver: 
argen, wenn fie, in Erinnerung an die bald taufendjährigen Traditionen 
des königlichen Haufe, dag mit dem Blühen und Gedeihen ber katholiſchen 
Kirche untrennbar zuſammenhängende Wohl des fatholifchen Volkes empfehlen 
und um Abmwendung alles deflen bitten, was bisher ſchon dieſes Wohl geichä- 
digt Hat und daafelbe in noch weiterer Entwidlung in der empfindlichiten 
Weiſe beeinträchtigen müßte. Die Unterzeichneten beichränfen ſich für jetzt 
nur darauf, drei Gegenſtände zu berühren. Es wird das Verhältniß 
der fogenannten Altkatholiken zur katholifchen Kirche beiprochen, 
welches bisher von dem k. Staatöminifterium nicht in einer des Wahrheit 
und Gerechtigkeit entiprechenden Art beurtheilt worden fei. Dieſe irrige Auf: 
fafjung müfle zur Ungerechtigkeit gegen die fatholiiche Kirche führen. & wird 
deßhalb am Schluffe die Bitte gefiellt: Seine Majeftät möge zu verfügen 
geruhen, baß von nun an, der Wahrheit und Gerechtigteit gemäß, die Sefte 
der Altkatholiten auch ſeitens der bayerifchen Staatäregierung von der katho⸗ 
liſchen Kirche unterichieden und gemäß dieſer eg überhaupt und 
in&befondere in den wichtigen dadurch berührten Fragen über Recht und Eigen- 
thum der Kirche auch nebanbelt werde. Fürs zweite wird beflagt, daß bei 
aller Fürſorge, welche die k. bayeriſche Sans unläugbar dem Schuls 
wefen zugewendet hat, das Recht der Kirche auf die Echule vielfach miß— 
achtet worden jei und ihr berechtigter Einfluß a diefelbe mehr und mehr ver⸗ 
drängt werde; was dem ganzen Lande nicht unbelannt fei, müſſe auegeſprochen 
werden: bis zur Stunde ift vom Staatsminiſterium ber fatholiichen Kirche 
nicht ihre volles Recht in Betreff ber Schule geivorden. Vom lektern möchten 
nicht bloß alle dem hoben Ziele der Volksſchule entgegenitehenden Hinderniffe 
nach Thunlichkeit bejeitigt, fondern auch pofitiv alle Maßnahmen getroffen 
tverden, welche bie chriftliche, die katholiſche Erziehung in der Volksſchule — 
eines der größten Güter im chriftlicden Staate — zu Sordern und zu fteigern 
geeignet find. Ferner möchten die Schulordnungen für die Mittelſchulen 
angemeſſene Abänderungen erfahren, und namentlich an den religiöjen Nebuns 
gen auch in den Mittelichulen feftgehalten werben. Endlich wird um Gewäh—⸗ 
rung wenigften® der Bitte gefleht, daß — in Anbetracht des katholiſchen 
Bekenntniſſes der überwiegenden Zahl ber bayeriſchen Staatsbürger, auch 
ſolchen Gelehrten, welche in Ueberzeugung und Leben zur katholiſchen Kirche 
ſtehen, der Zutritt zum akademiſchen Lehramt in allen Fächern nicht erſchwert 
werde, wobei die Verſicherung ee überflüffig fei, daß es immer fulche Ges 
lehrte "geben iwerde, wenn ihnen die entiprechenden Ausſichten eröffnet find. 
Der dritte Abfchnitt beipricht Die Bedrohung des Beſtandes der reli— 
gidfen Orden und Eongregationen in Bayern, welche unleugbar von 
———— Seiten ſtatthabe. Es möchte einer weiteren Ausdehnung des 
Reichsgeſetzes vom 4. Juli 1872, den Orden der Geſellſchaft Jeſu —8 
mit allen Mitteln entgegengetreten und jegliche Nachahmung des preußiſchen 
Kloſtergeſetzes vom 31. Mai 1875 mit allem Nachdruck verhindert werben. 
Der Schlußſatz lautet: „Euere königliche Majeftät! Es find die treueften 
Unterthanen, die im Vorſtehenden von der ſtrengſten Pflicht ihres oberhirt⸗ 
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lichen Amtes gedrängt, einige ber Hauptanliegen ber Tathrliichen Kirche vor: 
getragen haben. Möge das gütige unb gerechte Herz des Landesvaters in 
unferer Stimme den Nothruf' des ganzen Tatholifchen Volkes erkennen.“ 


Der Rönig überweist die Eingabe zu gutfindender Beantivor- 
tung einfach an das Cultus⸗- und Unterrichtsminifterium. Inzwiſchen 
find dem Könige aus Bayern und Deutfchland mehr ala 1500 Glück⸗ 
wunjchtelegramme für feinen Erlaß vom 19 d. M., durch welchen 
er den Anfturm der Ziveiltimmenmehrheit der II. Kammer abge= 
wieſen hat, zugegangen. 


Anf. November. Der ehemalige Botjchafter in Paris, Graf 
Harry dv. Arnim, veröffentlicht von der Schweiz aus unter dem Titel 
„Pro nihilo. Erſtes Heft” eine neue Streitfchrift gegen den Reichs— 
kanzler, in der er in feiner Weife die Vorgefchichte feines Prozeſſes 
darlegt und einen Theil derjenigen Aktenftüde, die ala politifch für 
das Reich gefährlich vom Gerichte nur in geheimer Sitzung behan- 
delt worden waren, nunmehr veröffentlicht. Die Schrift wird in 
Berlin fofort mit Bejchlag belegt und gegen den Verfafler Anklage 
beim Staat3gerichtshof eingeleitet, deſſen Anklagefenat denn auch 


die Unterfuchung gegen den Grafen wegen Landesverraths befchließt. 

— November. Die öffentliche Meinung befchäftigt ſich ſehr 
lebhaft mit der frage einer Erwerbung der Eifenbahnen für das 
Reich, da es fo ziemlich außer Frage zu ftehen fcheint, daß der 
Reichskanzler den Plan fehr ernfthaft in's Auge gefaßt hat. 

Lie Idee Hat fi) allerdings faft von felbft aufgedrängt, da es bis 
& nicht gelungen iſt, auch nur den Entwurf eines den verfchiedenen politi= 
| en und wirthichaftlichen Intereſſen entiprechenden Eiſenbahngeſetzes zu Stande 
zu bringen und die Hoffnung, daß es doch noch gelingen werde, vielfach 
gerabegu aufgegeben zu fein fcheint. Allein auch dem Plane des Reichskanz⸗ 
ers ftehen ſchwere politifche und wirthichaftliche Bedenken im Wege und vors 
erſt ift die Öffentliche Meinung demſelben in entichieden weit überwiegendem 
Maße abgeneigt, namentlich im Süden, theilweiſe auch im Norden. Bereits 
iſt e3 außer Zweifel, daß die Regierungen von Bayern, Württemberg, Sachſen 
und jelbft Baden nicht daran denken, ihre Eifenbahnen dem Reich abzutreten 
und ob Preußen dazu unter Umftänden bereit wäre, bleibt vorerft noch zwei⸗ 
felhaft. Die Stimmen dafür find vorerft meift officiöfe, doch allerdings nicht 
ausſchließlich. So meint 3. B. eine Denkſchrift des bleibenden Ausſchufſes 
des beutjchen Hanbeldtages über das Eiſenbahnweſen im Allgemeinen: „Das 
SBnterefie des Verkehrs —— daß ein Eiſenbahngeſetz zu Stande komme, 
und der Handelſtand möge ſich dafür ausſprechen, daß das Eiſenbahnweſen 
—— geregelt und dabei der Charakter der Eiſenbahnen als öffentlicher, 
er Staatsaufſicht unterworfener Inſtitute hervorgehoben werde. Das Haupt⸗ 
bedenken gegen das Geſetz liege in der Befürchtung, es könnte die Rentabili⸗ 
tät der Eifenbahnen habil werden. Nur um diefem Bedenken de os 
zutzeten, nicht aus Vorliebe für das Inftitut der Staatöbahnen im Allge: 
meinen, mäfje dem Gedanken eines Erwerbes der Eijenbahnen durch das Reich 
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näher getreten werben. Das ſchließe indefien eine centralifirte Berwaltung 
nicht in fi), vielmehr könne dad Reich die Eifenbahnen in angemeflene Gom: 
plere abrunben und bie Verwaltung einzelnen Complexe neu zu jchaffen- 
ben Gejellichaften übertragen und dieſen zweckmäßige Normen für Betrieb 
und Tarifftellungen borfchreiben.“ 

1. November. (PBreußen.) Die Regierung zu Düffeldorf be= 
Ichränft in Folge minifterieller Weiſung die Bewilligung von Col= 
Yekten ſeitens geiftlicher Genoflienfchaften auf eine beftimmte Friſt und 
befiehlt, ohne obrigfeitliche Erlaubniß in's Werk gefehte Hauscollek- 
ten, wie 3. B. zu Gunften des Papftes (Peteräpfennig), nicht zu 
dulden, fondern als eine mißbräuchliche Ausbeutung des Vereins— 
geſetzes ıc. zu verfolgen und darauf zu achten, daß auch Kirchen- 
colleften über die Räume des Gotteshaufes hinaus nicht ftattfinden 
ohne Genehmigung der zuftändigen Obrigkeit. 

1. November. (Preußen.) Ahlemann, einer der beiden bis- 
beregen Bertreter der dänifch gefinnten Nordichleswiger im preußi- 
fchen Abg.-Haufe, jcheint an feiner Sache zu verzweifeln und fiebelt 
nach Kopenhagen über. 

1. November. (Deutfches Reich.) Die officielle preußifche 
„Prod.-Corr.” fpricht ſich unumwunden gegen die von den Schuß» 
zöllnern in's Werk gejehte Agitation zu Gunften eines Umſchwungs 
des bejtehenden handelspolitifchen Syſtems aus. Die preußifche Re— 
gierung iſt alſo ihrerfeits offenbar nicht für eine Rückkehr zu Schubß- 
zöllen oder auch nur für einen Stillftand auf der feitherigen Bahn 
des Freihandels, und es ijt daher fehr unmwahrfcheinlich, daß die 
Schutzzöllner durch die VermittInng Wagener’3 in ihren Beſtrebungen 
vom Reichskanzler unterjtüt werden, wie bisher gefürchtet wurde. 

1. November. (Preußen.) Drei Kölner Domberrn und ein 
Domvikar haben der Staatsregierung eine für ausreichend gehaltene 
Erklärung rüdfichtlich der Befolgung der Staatsgefege zufommen 
laffen und erlangen damit den Fortbezug ihrer bisherigen Befol- 
dungen. Auch Hat die Mehrheit de Domkapitels ihren Beitritt 
zum Proteſt des Erzbilchofs gegen feine Ausweifung aus dem erz= 
bifchöflichen Palaft, der StaatzeigenthHum ift, abgelehnt. Der Wi— 
derſtand des Glerus gegen den Staat ſcheint allmälig in's Wanken 
zu fommen. 

2. November. (Deutfches Reich.) Reichstag: Erſte und zweite 
Leſung der Vorlage bez. Abänderung des Geſetzes von 1871 betr. 
das Verhältniß der Eifenbahnen zu den Poſten bezüglich der Beför⸗ 
derung der Poftjachen. 
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Der Bundescommiſſär bezeichnet als Zweck ber Vorlage die Er: 
fegung ber bisher für das Verhältniß von Eifenbahnen und Poſt und für 
die Derpflichtung der erfteren zur Beförderung ber Poftfendungen mafigeben: 
ben verichiedenen Conceſſions-Urkunden und Reglement? durch einheitliche ges 
jegliche Grundſätze. Die Vorlage findet indeß lebhafte Anfechtung: die unent- 
geltlichen Leiftungen ber — für die Poſt ſeien eine wahre und zwar 
unbillige Eiſenbahnſteuer, bie fich jährlich auf 7—8 Millionen Mark be: 
rechnen laffe; die Eiſenbahnen ers für ihre Leiftungen vielmehr vollftändig 
entichädigt werden; das beftehende Recht fei in Wahrheit ein Unrecht, das 
durch die Borlage neu janktionirt werden follte u. dgl. General:Boft: 
direftor Stephan gefteht, daß die Wendung, die die Berathung angenom: 
men, und ihre Charakter ihn jehr überrajcht habe. Es Handle fi um ein 
Gele Lediglich formeller Natur. Aber gleichwohl fei man wateriell in die 
Berathung eingetreten und werde die Grundlage des beitehenden Rechtes, feine 
Subftanz, zum Gegenftande der Discuffion gemacht, eine Rechtes, dag einen 
wichtigen Beitandtheil des une bes deutſchen Reiches bilde, bag als 
Accefforium des Hoheitsrechts der Poft mit diefem Hobeitsrecht felbft nach 
dem Satze: accessorium sequitur principale auf da3 Reich mit übergegangen 
fei, eines Rechtes, daB ein halbhundertjähriges Allodium der Poftverwaltung 
bilde, ohne deſſen Befiß fie ihre hohen Zwecke gar nicht erfüllen könne. Hinz 
ter den Angriffen gegen dieſen Befibftand ſtecke nicht? meiter ala die Anan- 
cielle Bedrängniß der Privatbahnıen. Auch in anderen Staaten, in England 
namentli und in ben Vereinigten Staaten beftehen derartige Vorrechte der 
Poftverwaltung. Das bisherige Fi, habe fich bewährt, ganz abgejehen von 
Poft und Eifenbahnen, für das Land, für da3 Publikum, deffen Intereſſen 
ih an die Aufrechthaltung eines geordneten und billigen Poſtweſens knüpfen. 
Die Borlage wird indeh ln: doch gegen den Wunjch der Regierung an 
eine Sommilfion von 14 Mitgliedern gewieſen. 


4. November. (Preußen.) Die bisherige Beichlagnahme des 
Dermögens des ErsHurfürften von Heffen wird in aller Form auf- 
gehoben. Der Widerftand gegen die vollendeten Thatfachen von 1866 
iſt mit dem Tode des Er-Kurfürften erlofchen. Die Heffifche Fürften- 
familie bar fich bis auf einige Glieder, deren Wiberftreben bedeu- 
tungslos ift, mit dem preußifchen Königshauſe beglichen. 

4. November. (Bayern.) Der Cultusminifter beantwortet die 
Rechtfertigungsfchrift des Biſchofs Haneberg von Speyer bezüglich 
der Oggersheimer Affaire (3. Oktober) in ablehnendem Sinne. Es 
ift Thatſache, daß das damalige rädfichtälofe Vorgehen der beiden 
Bilchöfe die ultramontane Sache ſchwer gejchädigt und wohl nicht 
wenig zu ber Entjchließung des Königs vom 19. v. M. beigetra= 
gen Bat. . 
5. November. (Deutſches Reich.) Neichstag: Erfte Bera- 
thung der Gejeßvorlage betr. die gegenfeitigen Hülfsfaffen ber Ar⸗ 
beiter. Schulze⸗Delitzſch (Fortichr.), Bebel (Sorialdemofrat), Oppen= 
beim (nationalliberal) und Moufang (ultramontan) ſprechen gegen 
die Vorlage, die denn auch an eine Commiſſion von 21 Mitgliedern 
gewiejen wird. 
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Dad Geſetz flatuirt, obzwar e8 bie freiwilligen Hülfskafſen noch bes 
fteben läßt, in ziemlich —*8— Weiſe die Zwangoͤpflicht des Beitritts zu 
den Kaſſen, indem ben Gemeindebehörden die Ermaächtigung ertheilt wird, 
durch Ortsſiatut Geſellen, Lehrlingen und Fabrikarbeitern, ſowie Arbeitgebern 
den Beitritt zu einer Hülfskaſſe zur Pflicht zu machen. Dies ſoll bie neue 
Form bes Titeld 8 der ah fein. Das Hülfskaſſengeſetß jelbft, 


welches die Regierung vorgelegt hat, trifft eingehende Beſtimmungen über 
bie Organifation jener Raften, benen bie Rechte einer juriftiichen Perſon zu⸗ 
jteben Sollen, worin die Formen der Mitgliedichaft, die Leitung ber Kaſſen, 
ie Höhe der Unterfiüßungen u. f. w. bis ins Tetail beftimmt werden, To 
daß den Arbeitern die Möglichkeit, fich gegenfeitig zu Helfen, nur unter den 
Bedingungen der ftärkflen Bevormundung gewährt wird. Die Beitragspflicht 
der Arbeitgeber kann bis auf die Sältıe der gefammten Arbeiterbeiträge 
eben, aber dafür werden ihnen auch in der Generals:Berfammlung und im 
Borftand roße Rechte zugewendet; in erſterer können fie biß zur Hälfte der 
Stimmen haben. 

5. November. (Preußen.) "Das fchon am 6. Oktober vom 
fol. Gerichtähof für Tirchliche Angelegenheiten gegen den Fürſtbiſchof 
Förfter von Breslau ausgefprochene Abfehungsurtheil ift erft jetzt 
ausgefertigt und wird dem Fürſtbiſchof durch Vermittlung der öfter: 
reichiichen Gerichte behändigt. 

6. November. (Deutfches Reich.) Bundesrath: Tehnt den 
Beichluß des Reichſstags vom 17. Dezember 1874 betr. den fogen. 
Fall Majunfe (Refolution Hoverbed‘) feinerfeit ab. 


8. November. (Deutſches Reich.) Bundesrath: beichließt gegen 
die Anficht der Mittelftaaten, beinr Reichätag eine Unterftüßung der 
Univerfität Straßburg von Reichswegen mit jährlich 400,000 Mark 
zu beantragen und damit dem nicht unbilligen Begehren des eljaß- 
lothringifchen Landesausſchuſſes zu entfprechen. 


9. November. (Preußen.) Die Wahlen zu den neuen Pro- 
vinciallandtagen fallen in den Provinzen Brandenburg, Pommern, 
Schlefien und Sachfen ganz überwiegend confervativ und nur in der 
Provinz Preußen überwiegend liberal aus. 


9. November. (Preußer) Der Oberpräfident von Schlefien 
belegt da8 Vermögen des Yürftbifchofs von Breglau mit Belchlag 
und fordert das Domcapitel zur Wahl eines Bisthumsverweſers anf. 
Dieſes lehnt jedoch die Zumuthung, gegen die Stimme des Dom- 
bern Küntzer, ab. 

10. November. (Preußen.) Das erzbiſchöfliche Prieſterſeminar 
Köln, dag die Revifion durch Regierungs-Commiſſäre (nach den Be—⸗ 
ftimmungen der Maigefehe von 1873) verweigert, wird von ber 
Staatsbehörde gefchlofjen. 
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13. November. (Preußen) Das bifchöfliche Priefterfeminar 
zu Paderborn wird von der Staatsbehörde gefchloffen. 

13. November. (Deutjches Reich.) Eine Delegirtenverfamme 
lung pommer’icher Städte und Handelskammern erklärt fich für Auf« 
rechthaltung des Yreihandelsprincips. 

15. November. (Preußen.) Der Kaifer ernennt die ihm zu⸗ 
ftehenden 30 Mitglieder der bevorftehenden Generaliynode, mobei er 
auf der ihm vom Cultusminiſter und dem Präfidenten des Ober- 
firchenrath8 vorgelegten Liſte eine Anzahl Liberaler Namen ftreicht 
und durch confervativere erjet. 

Die Parteigruppirung ber Generaliynode wird nunmehr muthmaßlich 
folgende fein: Was zunächit die kirchliche Stellung jener 150 Mitglieder bes 
keit, welche von den Provincial-Synoden gewählt find, fo gehören davon 
84 der entichiedenen Mittelpartei, 10 ber äuberften rechten Seite der Mittel: 
partei, 3 ber Außerften Linken der Mittelpartei an; 10 der Gewählten gehörn 
zur entichieden Liberalen, 43 zur entjchieden confelfionellen Richtung. Da 
anzunehmen ift, da mit der leßteren in den Hauptfragen bie 10 Bertreter 
der Außerften rechten Mittelpartei und etiva noch 13 Mitglieder ber Mittelpartei 
zufammengehen werden, fo wird die confelfionelle Partei ungefähr über 63 Stim⸗ 
men verfügen können. Die Entjcheidung Liegt daher in der Hand der Mittel: 
partei, welche durch die Iandesherrlichen Ernennungen, ſowie durch die theolo- 
giſchen und juriftifchen Deputirten der Fakultäten und die Vertreter des Kirchen: 
regiment3 verftärkt if. Dem Stande nad vertheilen ſich die von den Pro: 
vincial-Synoden Gewählten wie folgt: 83 Laien und zwar 34 Regierungs: 
beamte, 14 Grundbeſitzer, darunter die General:Landiattäbeamten und Päch⸗ 
ter, 10 Gerichtsbeamte, 8 Profefjoren und Lehrftandsmitglieder, 3 Schulräthe, 
6 ſtädtiſche Verwaltungsbeamte, 3 Kaufmannsſtandsmitglieder, 4 Militärd 
a.D., ein Miffions-Inſpektor, 67 Geiftlicde und zwar 1 Vice-General-Super: 
intendent, 32 Superintenden und Superintendentur:Bertvefer, 8 geiftliche Con⸗ 
fiftorialräthe, 4 Oberpfarrer, 3 Hofprediger und 19 Pfarrer oder Prediger. 

15. November. (Badern.) Der Bilchof von Würzburg Sieht 
fi) geziwvungen, den wegen feiner liberalen Stimmabgabe bei ben 
Landtagswahlen von ihm gemaßregelten Domcapitular Hohn wieder 
in alle feine Rechte ala Mitglied des Domcapitels einzufehen, ohne 
daß der Gemaßregelte fich zum Widerruf entjchloffen Hätte. 


17. November. (Bayern) Bilchof Reißmann in Würzburg 
‚ plöglich +. 

18. November. (Deutſches Reich.) Bundesrath: jtellt die 
Gtrafgefegnovelle zur Vorlage an den Reichdtag im Wefentlichen 
nach den Anträgen des Juſtizausſchuſſes feſt. Es ergibt ſich, daß 
die urjprünglichen Vorjchläge der preußifchen Regierung nur fehr 
unweſentliche Modifikationen erlitten haben und die öffentliche Mei- 
nung bebarrt darauf, daß die rein politischen Paragraphen der Vor— 
Yage ihrer Unbeftimmtheit und willfürlichen Dehnbarkeit wegen für 
den Reichdtag abjolut unannehmbar jeien. 
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19.—0. November. (De utſches Reich.) Reichdtag: General- 
bebatte über das Budget für 1876: Trage der von ber Reichsregie⸗ 
rung geforderten neuen Steuern (Erhöhung der Braufteuer und Ein- 
führung der Börjenjteuer) im muthmaßlichen Betrage von ca. 15 
Mil. Mark jährlich. Der preußiiche Finanzminifter Camphauſen 
vertheidigt die vorgefchlagenen neuen Steuern, anertennt aber un= 
umwunden das Recht des Reichstags, fie zu bewilligen oder abzu⸗ 
Yehnen. Laster nimmt davon im Namen des Haufes Alt. Die big- 
berige Spannung zwifchen Reichstag und Regierung ift infoweit we⸗ 
nigften? gehoben. Tag Haus befchließt, nur einen Kleinen Theil des 
Budget? an die Budgetcommiffion zu überweifen, den Reſt dagegen 
ohne Vorberathung im Plenum zu behandeln. 


Aus der Debatte: Richter (Hagen) Fritifirt bie Budgetvorlage mit 
großer Schärfe, hält die neuen Steuergejehe I überflüffig, will dagegen bie 
aus ber franzöfiſchen Kriegscontribution nody vorhandenen Mittel verivendet 
willen und wünſcht Eriparriffe im Militäretat. Minifter Camphauſen: 
Man habe nicht bloß für das nächfte Jahre zu forgen, bei Verbrauchung der 
jegigen Ueberſchüſſe würde in einem fpäteren Jahre Deckung für ein Deficit 

u — ſein. Deutſchland, als großes Land im Herzen —8 ſei eine 
* Friedensbürgſchaft, aber man müſſe dasſelbe ar in ben Stand feßen, 
iefe Miffion zu erfüllen. (Lebhafte Zuftimmung.) Sie von verichiedenen 
Seiten angenommenen furchtbaren wirthichaftlichen Zuftände könne er nicht 
erbliden; den ſchwindelhaften Unternehmungen der Vorjahre fei ein viel zu 
großes Mißtrauen des Publikums gefolgt. Wie lange dies daure, wiſſe er 
nicht: daß es aufhören werde, wifje er; daß es bald aufhören werde, glaube 
er. Die Nation werde fich wiederfinden als eine ſolche, bie mit erhöhter 
Intelligenz und ungejchwächter Kraft fortarbeitet. Tann geht er auf die 
neuen Steuergefege über, von denen er, wenn auch die Braufteuer nicht ges 
joler follte, die Börjenfteuer primo loco empfehlen müfle, da dieje eine For⸗ 
erung ber Gerechtigkeit und gegenüber dem ftempelzahlenden kleinen Manne 
und der Steuerreform feine neue Steuer jei. Er werde mich mit biejen 
wenigen Worten begnügen; ich fürchte, daß ich vor einem Haufe ſ ‚ bei 
bem jchon res judicata befteht. Hindern Sie die Regierungen au der Durch: 
führung ihres Vorfapes, fo werden wir mit Ruhe auf ine Borichläge zu⸗ 
rückblicken können, durch deren Annahme Sie nad) unjerer Meberzeugung das 
Wohl des Reiches fördern werben. Ich wollte jedoch mit möglicäfter Ruhe und 
Unbefangenheit mit Ihnen reden, denn ich erblide keinen Gegenſatz zwiſchen 
ber Vertretung bes Reiches und den verbündeten Regierungen. Belteht ein 
ſolcher Gegenfag, dann müfjen bie Männer, bie die Regierung führen, 
weichen und andere an ihre Stelle treten; e8 muB die Harmonie 
—— werden. Abg. Lasker: Die Rede des preußiſchen Finanz⸗ 
miniſters hat nicht bloß auf die Forderung des Etats, ſondern auch die Ber: 
ftändigung zwiſchen Reichetag und Regierung im ug Grade fürdernd 
und klärend gewirkt. ch bin bereits jebt überzeugt, daß die dem Anſcheine 
2 in großer Disharmonie mit ber Regierung begonnene und fortgeführte 
Budgetdebatte in vollftändiger Harmonie enden wird. Die Regierung bat 
einen großen Fehler begangen, dab fie die Steuergefeke zu einem Theil Der 
Budgetverhandlungen gemacht hat. Es ift ganz — aus den Ergeb⸗ 
le eined einzelnen an eine neue Steuer begründen zu Wollen. 
Neber die Bierfteuer Hat der Finanzminifter bereits Krilik geübt, da er "fie 
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für eine folche erflärte, die in Zufammenhang gebracht werben müſſe mit 
einer gerechten Ausgleichung Pat Nord: und Süddentichland. Daß bieje 
Steuer in der beabjichtigten Weife nicht durchführbar iſt, kann man aus ber 
Vorlage jelbft entnehmen. Die Börfenftener aber, deren Nothwendigkeit im 
Intereſſe der gerechten Ausgleichuug der Tyinanzeinnahmen des Reiches ich 
durchaus anertenne, kann nicht für fich allein auftreten, fondern nur allein 
unter Würdigung der geſammten Stempelfteuer, bei der anerfanntermaßen 
eine Ausgleihung nothivendig ift, weil gegenwärtig hoͤchſt unbillige und be⸗ 
laftende Säße für einzelne Formen bed Verkehrr vorhanden find. Dieſe beiden 
Steuern haben ganz und gar den Charakter an 2 zu einer bloßen Aus: 
gleihung für das Budget zu dienen, ala Dedung für ein geringes Beficit, 
das fich zufällig in einem Etatsjahr heraußgeftellt hat, und dazu dürfen wir 
durchaus nicht die en bieten, während wir unſere volle Bereitisilligteit 
erklären, auf eine Steuerreform, wo fi) ein Bebürfnig dazu herausſtellt, 
jederzeit einzugehen. ‘Möge alſo bie Regierung fich nicht entmuthigt fühlen, 
wenn wir bieje Politik nicht für richtig anerkennen können, lediglich für das 
Bubdgetbedürfniß eines Jahres die neuen Steuern zu bewilligen. Wir find 
im Mebrigen weit entfernt davon, eine Differenz mit der Regierung zu be: 
fürchten; wir müflen una im Gegentheil den verdienten Dal des 
Reiches und des preußiſchen Staates um ſo feſter anſchließen, je mehr wir 
ſehen, mit welchen Schwierigkeiten fie zu kämpfen haben, und wie gerade 
alle Diejenigen, die fich in den letzten fetten Jahren der Ueberſpekulation ganz 
vollgefüttert haben, in überſtürzender Haft die Regierung drängen, jetzt in 
ben Zeiten der Criſe ihre Schußzölle zu befeitigen und zu erhöhen. Das find 

erabe Diejenigen, die dieſe Criſis zum nicht geringen Theile mitverjchulbet 
Yen die insbeſondere durch die ungeſunde Eijenbahntvirthichaft gerade ba- 
durch, daß fie in dem ——— Zuſtande die wirthſchaftlichen Verhält⸗ 
niffe völlig verſchoben, die Arbeiter an ungeeignete Plätze verlockt haben, wo 
fie plö lid) nad) Einbruch der Erife brodlo® werden müflen und bie unend⸗ 
liches Unheil über das Land gebradht. Eine Crifis in dem Maße, wie fie 
von ben Vertretern ber Gonfervativen ung ausgemalt wird, Tann ich gar 
nicht anerkennen. Sie müffen doch die Berhältniffe ihrer bevorzugten Klafſe 
nicht als maßgebend betrachten für den Wohlſtand der Nation. Ga ir 
haben etiwa die Einlagen der Sparfaffen abgenommen? Im Gegentheil, Sie 
nehmen zu. Ebenjo hört man die Eleinen Landwirthe durchaus nicht Magen, 
höchſtens über Arbeitermangel, an welchem aber die fchwindelhaften Produf: 
tionen, an denen Männer aus den höheren Klafien, bie au Ihrer Partei 
ehören, in berborragendem Maße fich betheiligt haben. (Lebhafter Wider: 
euch und Unruhe u Gewiß, m. H., haben Sie denn ganz vergefien, 
wer bie Genoflen der Strouöberge waren und noch find? Wenn auch dem 
Einen oder Anderen eine Quittung ber vollftändigen er außgeftellt 
wird, Sie werden doch unmöglich vergefien machen fünnen, daß nicht durd) 
unfere wirthichaftliche Geſetzgebung dieſe Galamität verfchuldet worden. ift, 
fondern gerade in erſter Linie von Denen, welche vorgeftern, geftern, ja heute 
noch laut und mit Emphafe gegen diefe Gejehgebung beflamiren. Ich Hoffe, 
daß e3 ber liberalen Partei vergönnt fein twird, mit der Regierung fortzus 
wirken in ber Fortführung der bisherigen Wirthſchaftspolitik, und ich freue 
mich, diefe Hoffnung durch die heutige Rebe beftätigt zu jehen. 


20. November. (Deutfches Reich.) Der Reichskanzler trifft 
aus Barzin wieder in Berlin ein, um an den Arbeiten des Reichs— 
tags nunmehr Theil zu nehmen. 

22, November. (Deutiches Reich.) Reichdtag: Berathung 

13 
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des Budgets: der Reichskanzler beftätigt und befräftigt die Erflä- 
rung bed preußifchen Finanzminiſters Camphaufen vom 20. d. M.: 


„sch jchlieke mich den Aeußerungen meines Collegen im Bundesrath, 
Heren Samphaufen, — ich ziehe e3 vor, ihn nicht ald preußifchen Finanz: 
minifter, jondern ala Mitglied des Bundesrathes zu bezeichnen — vollftändig 
an, daß auf feinem Gebiete des Staatslebens bie Entſcheidung 
eines Reichſtages, eines Parlamentes in letzter und unanfedt: 
barer Inſtanz zweifellofer ift und fein kann, als in der Entſchei— 
dung über bie Art, wie wir bie Mittel aufbringen wollen, bie 
wir für unfer Staatöwefen im Reiche und in den Einzelflaaten 
brauchen. In diefem Punkte find Sie vollftiändig in der Stellung, mit 
ber Nachficht des Mächtigen A ren zu können und bieje Frage Iediglich 
aus dem Geſichtspunkte zu behandeln: ift e3 zweckmäßig, daß die Mittel, Die 
wir brauchen, zum Theil in der vorgeichlagenen Form aufgebracht werden 
follen oder nicht? Wenn eine Regierung in biefer Finanz⸗ und Steuerfrage 
nicht einmal die Rechte der Vanbesvertretung anerkennen unb achten wollte, 
fo wäre eben der Conftitutionaliamus bei ung noch nicht einmal zu den 
allererften ae gelangt. In der That, feien Sie in dieſer Hinficht ganz 
unbeforgt und ſeien Sie nachfichtig und entgegenfommend in bem Setüßl 
Ihrer Machtftellung, die auf diejem Gebiete völlig unantaftbar ift.” 


Die Annahme oder Ablehnung ber beiden Steuervorlagen involvirt 
alſo entfchieden Leine Cabinetsfrage. 


23. November. (Baden.) Eröffnung des Landtags. Thron 
rede des Großherzog: 


„Der Ausbau des Reiches fchreitet zu unfer aller Freude kraftvoll 
voran. Dieſes große Werk vollzieht ſich unter allfeitiger Hingebung an da3 
Sefammtintereffe Deutſchlands, für deſſen Ehre und Macht ih und mein 
Bolt nöthige Opfer freudig bringen. Solch' erhebendes Bewußtjein läßt mich 
mit um fo größerer Sorgfalt Far fein, den Intereſſen meines Landes 
eine gerechte Würdigung gewährt zu jehen. Die innere Entwidlung des Lanz 
bes vollzieht fich ficher und ftetig in den Bahnen, welche eine den Unfordes 
zungen und Bedürfniffen bes heutigen Lebens entjprechende Gejeßgebung ihr 
vorgezeichnet hat. Wenn dabei zu meinem Bedauern immer noch Beunruhi⸗ 
gungen hervortreten, als ſei Gefahr für die Freiheit der religiöfen Ueberzeu⸗ 

ungen vorhanden, fo hoffe ich, daß es mit ber Zeit gelingen wird, dieſe 
— in Vertrauen zu verwandeln. Die auf dem vorigen Land⸗ 
tage angeregte Trage einer Aufbejlerung des ungenügenden Einkommens zahl 
reicher Pfarrer der beiden chriftlichen Kirchen habe ich einer forgfältigen Prü- 
fung unterziehen laffen, und e8 gereicht mir zur beionderen Tyreude, Ihnen 
mittheilen zu können, daß meine Stegierung im Stande ift, Ihnen bie Mittel 
und Wege zu bezeichnen, wie dem bon allen Seiten anerlannten Mißſtande 
fofort Ber Abhilfe verichafft werden fann.... Tem allfeitig befannt 
gegebenen Wunſche, Die jet nach Gonfeljionen getrennten Volksſchulen zu 
bereinigen, wird, ſoweit eın Bebürfnik beiteht, ei einen Ihnen vorzu⸗ 
legenden Geſetzentwurf — Die vorgeſchlagenen Geſetzesaͤnde⸗ 
rungen werden in einer Weiſe durchgeführt werden können, welche die Ers 
theilung des confeifionellen Religiongunterricht3 volllommen ficher ftellt... .” 


24. November. (Deutfches Reich.) Reichstag: Berathung 
des Budget3: Die ala Zufchuß zu den Koften der Univerfität Straß- 
burg geforderten jährlichen 400,000 Mark werden bewilligt. Bei 
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Berathung des Etats des Neichgeifenbahnamtes erfolgt eine Art 
zwangsloſer Converjation über den Anfauf der deutfchen Eifenbahnen 
ſeitens des Reiches. 

Die eb ung dieſes Projektes, mit dem fich angeblich die Reichs⸗ 
regierung beichäftigt, Hatte Hr. Stumm von ber deutichen Reichspartei über: 
nommen. Ber Redner entwickelt, daß bie Löfung ber Aufgabe be3 kaiferlichen 
Neichzeilenbahnamts, nämlich „bie deutjchen Eifenbahnen zu großen natio⸗ 
nolen Verkehrsſtraßen“ zu machen, wie Hr. Maybach, der Präfident dieſes 
„Amtes“, fich nachher ausdrückt, nur durch Ankauf der Eifenbahnen durch 
ba® Reich ermöglicht werden Zönne: „ein einheitlicher niedriger Tarif an 
Stelle der jet bejtehenden 1357, eine einheitliche billige Verwaltung. — Hr. 
Stumm berechnet, daß von ben Koften der Generaldireftionen, welche jetzt 
78 Mill. Mark beitragen, mindeften? 26 Mill. geipart werben könnten — 
u. ſ. w. Die Ausführung diefer Idee in dem jebigen günftigften Augenblicke 
würde fogar vor künftigen Nebeln jchügen: nämlich vor der ſonſt unvermeid⸗ 
— Reaktion auf dem wirthſchaftlichen Gebiete Bamberger, wohl ans 

efränfelt von dem Zweifel an der Ausführbarkeit dieſes gaben Gedankens, 

n er gelegentlich auch einen utopiſtiſchen nennt, bringt von Gegengründen 
eigentlich nur ben vor, daß England bet dem Anlauf der Privattelegraphen- 
linien durch den Staat ein fchlechtes Geichäft gemacht habe. Ausführbar 
jei der Gedanke nur, wenn die Reicheverwaltung durch a veraut⸗ 
wortlicher Miniſter conſolidirt ſein würde — was wohl als Vorbedingung 
für die Zuſtimmung der nationalliberalen Partei gemeint iſt — und wenn 
Männer an der Spitze der Reichsverwaltung ſtänden, welche dieſer en 
Aufgabe — ſeien. Lasker bekennt ſich mit einer leiſen Reminijcenz 
an die unglückliche preußiſche Eiſenbahn-Unterſuchungscommiſſion als unbes 
dingter Anhänger der „Staatsbahnen“, v. Kardorff, obgleich principieller 
Gegner der Staatsbahnen, erklärt fich dennoch für die Reichsbahnen, auch 
ohne verantwortliche Reichsminiſter, und Sonnemann, ber ein Haupthin— 
derniß des Projektes darin fieht, daß die Mittelftaaten, namentlich die jüb- 
deutjchen, ihre Staatsbahnen abzutreten nicht geneigt fein würden, rieth 
Preußen, die Smitiative zu ergreifen. 


24. November — 10. Dezember. (Deutſches Reich.) Reiche» 
tag: Die Budgetcommijfion bejchließt einftimmig, die beiden neuen 
Steuervorlagen abzulehnen und das dadurch entftehende Deficit im 
Budget mit 15,820,000 ME. durch Abftriche in den einzelnen Etats, 
durch Erhöhung mehrerer Einnahmeanfäße und durch Einftellung 
neuer Einnahmen (aus den Zinfen der franzöfiichen Kriegsentſchädi— 
gung und dem Weberjchuß des Laufenden Jahres) wieder auszuglei- 
chen. Es zeigt fich bei diefer Gelegenheit ganz unzweifelhaft, daß 
die Tyinanzlage des Reichs eine nicht? weniger ala bedenkliche iſt. 

24. November. (Preußen) Zufammentritt der außerordent- 
lichen preußifchen Generalfynode behufs Feitftelung der ihr vom 
Dberkirchenrathe vorgelegten Synodalordnung. Eröffnungsrede des 
Präfidenten des Oberkirchenraths, Dr. Hermann, ala k. Commifſſärs. 
Die Synode wählt den Grafen Otto Stolberg zu ihrem Präfidenten 
und tritt fofort in bie Generaldebatte über die Synodalordnung ein, 

13* 
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Am Jahre 1835 wurde in Preußen zunächſt nur den uriprünglich 
reformirten Weitprovinzen (Rheinland und Weftfalen) eine Ernobalberofung 
zugeftanden, in den anderen herrichte das Iutherifche EConfiftorialfgftem, un 
ala endlich im Jahre 1846 eine außerordentliche eralfynode nach Berlin 
berufen wurde, find deren Arbeiten in der Bewegung der Jahre 1848 bis 
1850 wieder verloren gegangen. Im Juli 1850 wurde aus dem die kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten leitenden Cultusminiſterium die betreffende Sektion 
theilmeife ausgeichieden und eine jelbftftändige Kirchenbehörde unter dem 

amen „Evangelijcher Oberkirchenrath” gefchaften. Die rüdläufige Betvegung 
ber 50er Jahre drohte jedoch bald auch die Union zu fprengen, doch iſt im 
Ganzen und Großen diefes giel ee worden, body kam bie Ma: 
regel noch zur Ausführung, daß in Preußen Wi ber Verbundenheit dreierlei 
Gemeinden forgfältig conftatirt wurden: lutheriſche, veformirie und unirte, 
und daß eine Zeitläng fich auch der Oberkirchenrath in eine lutherifche, eine 
teformirte und eine unirte Sektion theilte. Deßhalb ift heute noch die Frage 
ber Union für jede Kirchenverfaſſungs-Verſammlung in Preußen eine bren- 
nende und ein Ausgangspunkt verjchiedener Parteibildungen. Sie wird auch 
ohne Zweifel in ber jegigen Generalſynode zu ernjten Erörterungen führen. 
Sm Jahre 1850 wurde allerdings auch eine Gemeindeordnung erlafien, bie, 
wie die nachfolgenden Verſuche der Kreis: und Provincialſynoden, ohne in= 
neres Leben und Außern Erfolg blieb. Sie vertraten den Grundjaß, wonach 
fich die Geiftlichkeit eine Anzahl von Laien zugefellte und es in der Hand 
hatte, jede minder genehme Berjönlichkeit von der Wahl auszuſchließen. So 
kam 1866. Die in diefem Jahr neu erworbenen proteftantilchen Provinzen 
behielten ihre biäherige Verfaffung und ee kam au am 10. Sep: 
tember 1873 endlich die jetzige preußifche Kirchenverfafiung für die ſechs alten 
aan zur Einführung, ein Wert des jehigen Oberlirchenrath3: Präfidenten 

eb. Rath Dr. Hermann. Die preußiichen Kammern, welchen die Genehmi- 
gung biejer Berfaffung zuftand, haben zunächſt nur den die Gemeindeordnung 
umfafienden Theil bertelben fanktionirt, und diefer Hat fich ſeitdem friſch und 
lebendig eingelebt. Auch die Kreisfynoden und außerordentlichen Provincial- 
ſynoden find feitdem einberufen, welche Ießtere freilich in folge bes eigen= 
— Wahlſyſtems einen entſchieden conſervativen, ja reaktionaͤren Chaͤ⸗ 
rakter zeigten und *— ihre Wahlen zur außerordentlichen Generalſynode 
dofumentirten, daß fie die Stellung des evangelifchen Oberkicchenrathes als 
das Aeußerſte anſahen, was nach der Linken bin ala zuläffig gelten könnte. 
Darnach würde, wenn nicht doch etwa 10 eigentlich freifinnige weltliche Mit⸗ 
lieder, darunter Stadtrat Dr. Techow in Berlin, Vicepräfident bes deut⸗ 
* Proteſtantenvereins, in den Wahlen acceptirt worden wären, Dr. Her⸗ 
mann ſelbſt der äußerſten Linken der Verſammlung angehören. Nach den 
unwiderſprochenen Mittheilungen der Berliner Blätter beabſichtigte der evan⸗ 
geliſche Oberkirchenrath durch die Auswahl der 30 von dem König zu er⸗ 
nennenden Mitglieder eine gewiſſe Audgleichung herbeizuführen und wenig⸗ 
tens eine Anzahl liberaler Abgeordneter der Synode zuzuführen und für 
a8 Ergebniß derjelben einige Stimmführer im Abgeordnetenhaus zu gewinnen. 
Thatſache ift, daß der evangelifche Oberkicchenrath mit einigen berjelben hier⸗ 
über unterhandelt Hatte. Da erihienen die Ernennungen, aber jo, daß höchſten 
Ortes die Erſetzung aller Liberalen durch ftreng ee Namen 
ae war. Die zu berathende Borlage behandelt eigentlich nur die Orga⸗ 
nijatıon der Generalſynode. Aber fie bringt für die Wahlkörper zu berjelben, 
nämlich je die Kreis: und Provincialiynoden, zugleich eine Umgeftaltung 
in liberalerem Sinn, nämlid) bie Erhöhung der as ber Laienmitglieder 
von der Hälfte auf zwei Zritttheile, und zwar in der Art, dab das zweite 
Dritttheil aus den größeren Gemeinden, alſo beionders aus den Städten 
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hinzutreten fol. Zu biefer befinitiven Wahlordnung für die fünftigen Ges 
neralfgnoben tritt die Re. ber a derfelben und einiger wei⸗ 
teren damit zufammenbängenden Einrichtungen Hinzu. Nach dem Verzeichniß 
der Mitglieder ift keineswegs eine — des zum Theil durch den 
Einfluß des Cultusminiſters ſo liberal ausgefallenen Entwurfes im Sinne 
des liberalen Proteſtantismus ſondern vielmehr mit großer Wahrſcheinlich⸗ 
keit zu erwarten, daß die Vorlage als zu freifinnig im Sinne des preußi⸗ 
a mehr oder weniger erheblich umgeändert wer⸗ 
en wird. 

24. November. (Bayern.) Gemeindewahlen im ganzen Kö— 
nigreiche. In den Städten fallen dieſelben fajt durchweg liberal 
aus, namentlich auch, trok der gewaltigiten Anftrengungen des ka⸗ 
tholifchen Clerus und der ultramontanen Partei, in der Hauptftabt 


München, auf dem Lande dagegen vielfach ultramontan. 


28. November. (Preußen) Im weitpreußifchen Wahlbezirk 
Konitz⸗Schlochau gelingt es einer Verbindung der deutjchen Ultra⸗ 
montanen mit den Polen, ihren Candidaten für das Abgeordneten⸗ 
haus durchzufegen, aber doch nur mit 234 gegen 231 Stimmen. 


30. November. (Deutfches Reich.) Der ruſſiſche Staat?- 
kanzler Gortichatoff berührt auf feiner Rüdreife aus der Schweiz 
nad St. Peterburg Berlin. Die ſchwebende orientalifche Frage 
gibt zu längeren Beſprechungen desfelben mit dem deutfchen Reichs— 
fanzler, zu denen auch der Öfterreichifche Botfchafter beigezogen wirb, 
Anlaß. Die drei Mächte fcheinen noch immer auch in diefer Be— 
ziehung einig zu geben. 

30. November. (Baben.) II. Kammer: befchließt mit allen, 
auch den demofratifchen Stimmen, gegen die Ultramontanen, Die 
Thronrede mit folgender Adreſſe zu beantworten: 

„Die Einigung der deutſchen Nation hat in ber opferwilligen Vater: 
Iandaliebe Ew. fol. Hoheit eine unvergefjene Förderung gefunden, und das 
badiſche Volt ift den Schritten feines erhabenen Führers mit voller Hin⸗ 
gebung gefolgt. In wachiender Entwicklung verfpricht das junge, aber mäch⸗ 
tige Neich bem geeinigten Baterlande den reichen Segen, der aus einer großen 
nationalen Gemeinfchaft DEE ohne ben Einzelländern in der weiſen 
und forgfältigen Pflege ihrer befonderen a won zu bereiten. 
Dieſer either durch eine gereöte und zeitgemäße Geſetzgebung geförberten 
itege der Wohlfahrt unferes Landes werden u fünftig die Abgeordneten 
bes Volks ihre volle Theilnahme zuwenden. Auf dem befchrittenen Wege die 
Grenzen ber ftaatlichen Anſprüche unparteiifch, aber Kar und mit Feſtigkeit 
u bezeichnen, wird, jo Hoffen auch wir, e8 gelingen, die unbegründeten Bes 
ber iffe dor einer Gefahr für die Freiheit der religidien Ne —— zu 
zerſtreuen, und zwar um fo mehr, als ber wirkſame Schuß dieſer Freiheit 
eine der Grundlagen der neueren Geſetzgebung iſt. Dem öffentlichen Unter⸗ 
u auf allen feinen Stufen, feiner möglicäft volllommenen Entwidlung 
und feiner Erweiterung ift ftet3 Die Iorgfältigfte Würdigung der II. Kammer 
gefihert. Ein Gejekentivurf, ber die Umwandlung der beitehenden Confeſſions⸗ 
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ſchulen in gemiſchte Schulen durchführt, entfpricht früher ausgeſprochenen 
Wünſchen bderfelben. Zabei find wir ber Neberzeugung, daß Die Förderun 
religiöfen und kirchlichen Lebens den Aufgaben eines Staates nicht frem 
egenüber fteht, der ſein Gedeihen in der fittlichen und geiftigen Bildung 
— Angehörigen ſucht und findet. Gern werden wir daher der twirfjamen 
Ertheilung des religiöfen Unterricht? jede thunliche Rüdficht tragen. Bon 
gleicher Weberzeugung geleitet, werden wir bie ung — Vorlage 
prüfen, welche die Wege zur Aufbeſſerung des ungenügenden Einkommens 
zahlreicher Geiſtlichen bezeichnen ſoll. Die lang andauernde und weit ver⸗ 
breitete Stockuug in Handel und Induſtrie konnte Baden nicht unberührt 
lafſſen. Die Rückkehr normaler Verhältniffe wird aber in nicht allzu ferne 
Auaficht genommen werden dürfen, und die allfeitige Beherzigung der ein: 
bringlichen Lehren, welche die Krifis gegeben, wirb der Genejung eine lange 
Dauer veriprechen.” 

30. November. (Deutſches Reich.) Neichdtag: erklärt fich 
neuerding® mit 171 gegen 58 Stimmen für die Gewährung von 
Diäten. 

— November. (Preußen.) Die preußifche Regierung ſcheint 
endlich der Ungewißheit und der Agitation der dänifch Gefinnten 
in Nordichleswig ein Ende machen zu wollen: 

Auf Beranlafjung des Cultusminiſters Falk erläßt die k. Regierung 
u Schleswig eine Eircularverfügung an die Kirchenvifitationen der nord: 
N hleswig’fchen Propfteien, nach welcher die im Amte jtehenden däniſchredenden 
Lehrer jich eine folche Fertigkeit im Deutſchen erwerben follen, daB fie ſich 
des Deutichen mit Sicherheit ala Unterricätsfpracdhe bedienen können. Zu 
diefem Zwecke ſoll der bisher einmal im Jahre am Seminar zu Ton 
ftattfindende Curſus im Teutſchen für dänischredende Lehrer zweimal im 
Jahre ae werden. Die Mittel dazu will der Minifter vom nächſten 
Sabre an bereit Stellen. In ber betreffenden Eircularverfügung wird auf 
die ſchleunige Durchführung ber einjchlägigen Verfügungen ein beſonderer 
Nachdrud gelegt. Man fieht Hieraus, daß die Einführung der deutichen 
a tsſprache in den dänifchen Schulen Nordſchleswigs eine beichloffene 

ache ill. 


Anf. Dezember. (Bayern) Die Erzbifchöfe und Bifchöfe er= 
laffen Hirtenbriefe bezüglich” der mit dem 1. Januar 1876 bevor- 
ſtehenden obligatorifchen Einführung der Eivilehe. Diejelben tweifen, 
offenbar in Folge einer gemeinſamen Verjtändigung, ihren Clerus 
übereinjtimmend an, in den Neußerungen über die Civilehe vorfichtig 
zu fein, dagegen die Gläubigen darauf aufmerffam zu machen, daß 
diejenigen, welche fich mit der Eivilehe begnügen und derſelben nicht 
die Firchliche Trauung nachfolgen Yaflen, fich jelbjt von der Gemein- 
Ichaft der Fatholifchen Kirche ausfchließen und daher auf den Genuß 
der Sakramente, auf die Zulaffung ala Taufzeugen, fowie auf ein 
kirchliches Begräbniß Feine Anfprüche machen könnten, vielmehr von 
denfelben außgefchloffen würden. 


1. Dezember. (Deutjches Reich.) Reichsſtag: Die national= 
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liberale Fraktion bejchließt, ihrerfeit? die zu SS 85, 110, 111, 128, 
130 und 131 des Strafgefegbuches in der Novelle vorgefchlagenen 
Henderungen, in welchen wefentlich die politiichen Beftimmungen der 
Regierungsvorlage enthalten find, von vornherein als unannehmbar 
zu bezeichnen und ferner eine Commiſſion nur zur Vorberathung 
derjenigen SS zu bejtellen, welche die Antragsvergehen, die Körper- 
verleßungen und den Fall Duchesne betreffen, alle übrigen Theile 
des Entwurfs dagegen fofort im Plenum zu berathen. 

Die für unannehmbar erflärten 88 lauten: 

8 85. Wer öffentlich vor einer Menjchenmenge, ober wer durch Ber: 
breitung ober Öffentlichen Anfchlag oder Öffentliche Ausſtellung von Schriften 
oder andern Darftellungen zur einer nach $ 82 ftrafbaren Hand: 
lung auffordert oder anreizt, inZbejonbere wer in der angegebenen Meife eine 
ſolche Handlung als verdienftlich oder erlaubt darftellt, wırd mit Zuchthaus 
bi8 zu zehn Jahren oder Seftungsdaft bon gleicher Dauer beftraft. Sind 
— Umſtände vorhanden, ſo tritt Feſtungshaft von einem bis zu fünf 

ahren ein. 

8 110. Wer öffentlich vor einer Menſchenmenge, oder wer durch Ver: 
—— oder Öffentlichen Anſchlag oder oͤffentliche Ausſtellung von Schriften 
oder anderen Darſtellungen zum Ungehorſam gegen Gejeke oder rechtägültige 
Verordnungen, oder gegen die von der Obrigkeit innerhalb en Zuftändig» 
keit getroffenen Anordnungen auffordert oder anreizt, insbeſondere wer in 
der angegebenen Weile jolchen Ungehorſam ala etwas Erlaubtes oder Ber: 
bienftliches darftellt, wird mit Gefängniß beitraft. Sind mildernde Umftände 
vorhanden, jo kann auf Geldftrafe bis zu 3000 Mark erkannt werden. 

8 11l. Wer au bie vorbezeichnete Weife zur Begehung einer -ftraf: 
baren Handlung auffordert oder anreizt, insbeſondere eine ſolche Handlung 
als verdienftlich oder erlaubt darftellt, ift gleich dem Anſtifter zu beftrafen, 
wenn die Aufforderung oder Anreizung die ftrafbare — oder einen 
ſtrafbaren Verſuch derſelben zur Folge gehabt hat. Iſt die Aufforderung 
oder Anreizung ohne Erfolg geblieben, jo tritt Geldſtrafe bis zu 3000 Mark 
oder Sefängnig ein. Die Strafe darf jedoch der Art oder ben Maße nach 
feine ſchwerere fein, ala die auf die Handlung felbit angedroßte, 

8 128. Die Theilnahme an einer Verbindung, deren Dafein, Verfaf⸗ 
fung, Zweck oder Wirkfamteit vor der Staatsregierung geheim gehalten wer⸗ 
den foll, oder in welcher gegen unbelannte Obere Sehorlam, oder gegen bes 
kannte Obere unbedingter Gehorſam zur Pflicht gemadht, oder von en ber: 
ſprochen wird, ift an den Mitgliedern mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten, 
an ben Stiftern und Vorftehern der Verbindung mit Gefängnit von einem 
Monat bis zu einem Jahr zu betrafen. Gegen Beamte kann auf Verluft 
der Faͤhigkeit zur Bekleidung Öffentlicher Aemter auf die Dauer von einem 
bis zu fünf Jahren erkannt werben. 

130. Wer in einer den Öffentlichen Frieden gefährbenden Meife vers 
fchiedene Klaſſen der Bevölkerung gegen einander ZN aufreizt, oder wer 
in gleicher Weife bie Inſtitute dev Ehe, der Familie oder des Eigenthums 
öffentlid) durch Rede oder Schrift angreift, wird mit Gelängniß beftraft. 
Ein Geiftlicher oder anderer Religionzdiener, welcher in Ausübung oder in 
Deranlafjung der. Ausübung feines Berufes vor einer Menfchenmenge, oder 
welcher in einer Kirche oder an einem andern zu religiöjen Berfammlungen 
beftimmten Orte dor Mehreren Angelegenheiten des Staates in einer den 
Öffentlichen Frieden gefährdenden Weife zum Gegenftande einer Berfündigung 
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- ober Erörterung madt, wirb mit Gefängnik ober Feſtungshaft bis zu zwei 
Jahren beitraft. Gleiche Strafe trifft denjenigen Geiſtlichen oder anderen 
Religionslehrer, tvelcher in Ausübung oder in Beranlafjung der Ausübung 
feines Berufes Schriftftüde ausgibt oder verbreitet, in welchen Angelegen⸗ 
beiten be3 Staates in einer ben öffentlichen Syrieden gefährdenden Weile zum 
Gegenjtande einer Verkündigung oder Erörterung gemacht find. 

8 131. Wer dadurch, dab er erdichtete oder entftellte Thatfachen öf⸗ 
fentlich behauptet oder verbreitet, ingleichen wer durch öffentliche Schmähun: 
gen oder Verhöhnungen Staatdeinrichtungen oder Anordnungen der Obrig: 
keit oder das Reich oder einen Bundesſtaat jelbft verächtlich zu machen ſucht. 
wird mit Geldftrafen bis zu 600 Mark oder mit Gefängnig bis zu zwei 
Fahren beftraft. Wer eine Urkunde, ein Regifter, Alten oder einen fonftigen 
Gegenftand, welche ſich zur amtlichen Aufbewahrung an einem dazu beſtimm⸗ 
ten Orte befinden, oder welche einem Beamten oder einem Zritten amtlich 
übergeben worden find, —— bei Seite ſchafft ober beichädigt, 
wird mit Gefängniß beftraft. ar die Handlung geeignet, das Wohl des 
beutichen Reiche oder eine Bundesſtaates zu gefäßrden, fo kann auf Zucht: 
haus bis zu fünf Jahren erfannt werden. Iſt die Handlung in gewinns 
füchtiger Abficht begangen, fo tritt Zuchthausſtrafe biß zu zehn Jahren oder 
Sefängnißftrafe nicht unter drei Monaten ein; auch kann auf Berluft ber 
bürgerlichen Ehrenrechte erlannt werden. 


3. Dezember. ((Deutfches Reich.) Reichstag: Erfte Lefung 
ber Etrafgefeßnovelle. Reden des Abg. Lasker, des Reichskanzlers 
und des Abg. Hänel. Es wird mit großer Mehrheit beichloflen, die 
technifcheftrafrechtlichen Beftimmungen an eine Commiffion zu weiſen, 
die Übrigen dagegen, einfchließlich der rein politifchen, in zweiter und 
dritter Lefung im Plenum zu behandeln. Die Ablehnung der rein 
politiichen 88 fteht außer Zweifel, ohne daB daraus ein Conflikt mit 
dem Reichskanzler hervorgehen wird. 


Debatte. Abg. Laster: Ich habe mir die Frage vorgelegt, ob Die 
heutige Zeit überhaupt geeignet wäre, * nur an eine beſchraͤnkte Reviſion 
des Strafgeſetzbuches zu neben, weil in der That die dazwiſchen liegenden 
41a Jahre für Norddeutichland und 31: Jahre für Süddeutichland nicht 
ausreichend geweſen fein können, um allgemeine und durchgreifende Erfahrun⸗ 
gen zu machen. Aber ich glaube dennoch, daß der Reichstag nicht in der 
Lage ift, auf eine Berfchiebung der Rebifion einzugeben, denn es liegen in 
der That wirkliche Mihftände vor. Beſchraͤnkt fih nun unſere Thätigfeit auf 
gewiſſe Materien, jo dürfte eine Verftändigung mit ber Regierung leicht und 
den dringenditen Bedürfniffen abzuhelfen jein. Es bleibt dann noch ein ſehr 
weiter Stoff übrig, der ſich gleichfalls nicht unter einen Gefichtspunkt bringen 
läßt, fondern nur das Gemeinichaftliche Hat, daß fich feine Beratung durch 
das Plenum empfiehlt. Es tritt daraus eine Gruppe hervor, die und a 
ala politifche Körperfchaft zwingt, Hier Klarheit zwiichen dem Reichdtage un 
ben ne mungen zu Schaffen. Sie Hierher gehörigen Punkte beziehen fich auf 
das Derfammlungs- und Vereinsrecht, auf die Preffe uud auf das dffentliche 
Discuſſionsrecht. Es find ſechs Paragraphen: 8 85, der eine Erweiterung 
bes Landesverrath3 bezweckt, 8 110, der fonft auf die Aufforderung zum Un: 
gehorſam das Strafreat ausdehnt, 8 111, der denſelben Fall behandelt, wenn 
es ſich um die Aufforderung zu einer ſtrafbaren Handlung handelt, & 128, 
auf dag Vereinsweſen bezüglich, & 130, die Anreizung verſchiedener Klaffen 
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gegen einander betreffend, ferner 8 131, ber fich beichäftigt mit der Verleum⸗ 
dung von Staatdeinrichtungen oder en der Obrigkeit. In ben 
ſechs Paragraphen Liegt eine große Zahl von Grundredhten. Im abjoluten 
Etaate find alle diefe Paragraphen noch nicht nothwendig. Es ift dort der 
einzige Erfaß, den der gefnechtete Bürger im Auge hat, daß er in Behaglich- 
feit nach Belieben fich ergehen kann über Behörden, Obrigkeit und Staats⸗ 
einrichtungen. Mit der Freiheit erwachen die Präventivmahregeln, e3 entfteht 
das Beitreben, den Schuß gegen die Ausſchreitungen der Freiheit in die Res 
preifion zu vermweifen. Daraus hat fich denn bei vielen Nationen dag Syftem 
der Kautichud: Paragraphen entwidelt. Der Ausdruck ift ganz in das Bolt 
Bann und weiſt auf den wefentlichen Unterjchied diefer Paragraphen von 
er jonjtigen Sprache des Strafrechta hin. Während nämlich die exfte Grund⸗ 
lage jede3 brauchbaren Strafgejeßbuches darin befteht, die ftrafbare ae, 
jo confret zu bezeichnen, dab in dem Urtheiler fein Se entjtehen kann, 
ob der Geſetzgeber Hier ſchon feine Strafen hat eintreten laſſen wollen, müfjen 
die Kautjchud: Paragraphen Worte fuchen, die vor den Ohren Elingen, ala ob 
% äußerft empfindlich wären, die aber, wenn man fie greifen will, keinen 
en Halt haben. Wenn ich auf Grund eines ſolchen Kautichud:Paragras 
phen angeflagt werde, und Steiner von uns hier ift ficher vor einer ae 
Anklage, jo liegt Die Entſcheidung in ber ganz jubeltiven “uflaflung es 
Richters. Und nicht auf ſolche Handlungen bezieht fich diefe fu 3 te Auf: 
aflung, für die eine gemeinfame Regel jelbit für die freieften Urtheile fich 
nden läßt, nein, das Wort, dieſes allerfeinfte Ausdrudsmittel bes Menjchen, 
welches durch eine andere Betonung ſchon eine andere Bedeutung befommen 
fann, wird zum Gegenftande eines fubjektiven Urtheils u Bon dem 
Vorleſer des Artikels allein aljo Tann das Urtheil des Richters abhängen, 
der nach kurzer Ueberlegung ſagen ſoll, ob ſchwere Freiheitsſtrafe oder nicht. 
Und wie werden gar erſt die Berichte aus den Vereinen wiedergegeben! Viel⸗ 
leicht gar von Denjenigen, die entweder ala Beamte die Pflicht haben, Solches 
anzuzeigen, oder don der noch fchlimmeren Sorte von Leuten, die fich freis 
willig zu Denmeianten hergeben. Soll dann die Wiedergabe jolcher Worte 
zum ZThatbeitande Über mein Wohl unb Wehe gemacht werden, jo bin ich 
urch folche Kautichud: Paragraphen eingefangen. Darum follte nıan nirgends 
fo vorfichtig fein gegen dehnbare Begriffäbeffimmungen, al? in den Puntten, 
die nun gerade zum Zummelplate der Kautſchuckgeſetzgebung gemacht worden 
find. Fürft Bismard: Wenn es ſchon für meinen Geſundheitszuſtand eine 
ſchwere Aufgabe ift, einer jo augen Discuffion zuzuhören, fo bin ich noch 
weniger in der Lage, um eine Rebe von dem Umfang, wie wir fie eben ges 
hört Haben (von bem Abg. Lasker, der 2'/ Stunden fpradh), in ihren Ein: 
elheiten zu beantworten. Ta der größere Theil derſelben fih auf rein juris 
ftifchem Gebiete beivegt, jo glaube ich diefe Aufgabe im Wejentlichen meinen 
juriftifchen Herren Eollegen aus dem Bundesrath überlaffen zu können. Sch 
babe im Wefentlichen nur das Wort ergriffen, um ben politischen Standpuntt 
ber verbündeten Regierungen und fpeciell den meinigen zu bdiefer Vorlage 
darzulegen. Ich meine den Standpunkt der inneren Politik, der inneren 
Reichapolitit in ihren Gründen. Ich glaube, daß diefe Darlegung, jo kurz 
fie auch fein mag, doch dazu beitragen wird, die Diskuffion, in der wir ung 
befinden, frei zu halten von jedem Anflug von Animofität, von Bitterkeit, 
von fittlicher Entrüftung über das Benehmen des anderen Zheild und von 
Kritiken, die nicht one Bitterkeit find, wenigſtens in der Deffentlichleit den 
Eindrud ber Bitterfeit machen werben. Ich glaube, daß, wie ich ſchon neus 
Lich ſagte, der Reichstag im Allgemeinen — damals ſprachen wir bon ber 
Steuer elehgebung — aber au in ber allgemeinen Gefekgebung in einer 
Lage ilt, daß e3 keiner gereizten Färbung der Discuffion, feiner Vertheidi⸗ 
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gung bon Rechten bedarf — es ift das Feine Machtfrage — e8 Tann ja fein 
Geſetz ohne Zuftimmung des Reichstages zu Stande kommen. Diefe Veruhi⸗ 
gung Haben Sie, wenn Sie fih nicht überzeugen können, dab das Ganze 
oder einzelne Theile diefer Vorlage dem Lande und dem Reiche nüslich feien, 
wenn Sie nicht dafür flimmen £önnen, jo find Sie vollftändig in Ihrem 
Recht und Niemand kann Ihnen dies Recht verfümmern. Wir können jehr 
ruhig an eine Discuſſion Herangehen, von der ich von Haus aus nicht ges . 
glaubt habe, daß fie fich in der Lauer der wenigen Wochen, die wir zuſam⸗ 
men arbeiten werden, erichöpfen wird, fondern die fi), wenn ich von der 
heutigen einmaligen Erörterung abjehe, über mehrere Legislaturperioben aus⸗ 
dehnen wird. Den verbündeten Regierungen ijt e8 maßgebend, die Initiative 
wahrzunehmen, mo eine Veränderung der jehigen Lage der Gefehgebung erfor⸗ 
derlich iſt Wir Haben unſererſeits das Bedürfniß, diefe Vorlage zu machen, 
um ung von jeder Derantwortlichleit für die Fortdauer ber Nachtheile bes 
jegigen Zuftandes freizumachen und die Berantmwortlichleit bem Reichstag, 
foweit er und nicht beiftimmt, zuzufchieben. Es wird dann Ihre Sache fein, 
fih ihren Wählern gegenüber zu verantworten. Es ift das einer von ben 
Würmern, die nicht fterben. Es wird vielleicht auch die zweite Legislatur⸗ 
periode darüber Hingehen; es wird vielleicht Ihre Enkel, wenn id) bie 
i8laturperiode ala eine Generation betrachten darf, diefe Aufgabe noch 
beichäftigen, in deren Erörterung und Löfung ja alle Seiten nur das Wohl 
bes Landes im Auge haben, wie und ja bieje felbe Frage vor vier, vor ſechs 
Jahren auch ſchon beichäftigt hat. Es wird eben an der Aufarbeitung des 
Materials, dad uns in diefer Frage vorliegt, von allen Seiten mit Sorgſam⸗ 
keit und Hingabe gearbeitet werben müſſen. Daß das Strafrecht in feiner 
bisherigen Wirkung Mikftände, Uebelftände im Lande erzeugt bat, gab der 
Vorredner in Bezug auf einzelne Punkte felbft zu. Ich bin überzeugt, wenn 
ihn nicht gerade eine lange, von uns allen bedauerte Krankheit lange Zeit 
bon dem Verkehr mit der großen Welt fern gehalten hätte, er würde e8 in 
noch weit höherem Maße zugegeben haben. Ich bin ja in meiner Stellung 
ala Minifterpräfident in Preußen, ald Kanzler im Reiche vielleicht mehr ber 
Punkt, auf den ſich der Ausdrud der Unzufriedenheit einigermaßen concens 
trirt; ich Tann fagen, wenn ich mich in Privatkreiſen, in der Geſellſchaft bes 
tvege, jo bemerfe ich bei vielen Leuten diefe Art von Satisfaktion, welche 
ein mibvergnügter Landwirth empfindet, der das Wetter perſonificirt vor fi 
Hat und demſelben nun Alles, was er von Aerger und Unzufriedenheit au 
dem Herzen hat, ausſprechen Tann. (Heiterkeit.) Ich möchte nur darauf auf: 
merkſam madjen, dab wir, die Vertreter ber verbündeten Regierungen, die 
Derfafjer dieſes Enttwurfes, perfönlich ja nicht das mindeſte Intereſſe daran 
haben, ob Sie den einen oder den anderen Paragraphen dieſes Entwurfes 
annehmen. Wir werden in unferem perjönlichen Privatleben die Unannehm⸗ 
lichkeiten, die daran erwachſen, wohl eben fo gut ertragen Tönnen, wie die 
meiften Beamten, und außerdem find wir ja in der Lage, der Verantwort⸗ 
lichkeit dafür jeder Zeit ein Ende zu machen, indem wir uns den Gejchäften, 
zu deren Weiterführung und die Mittel nicht gegeben werben, entziehen. Wir 
haben vor Allem nur das Bedürfniß, uns dem Vorwurfe zu entziehen, ala 
wenn eine erhebliche Anzahl von Mebelftänden nur deshalb vorhanden wäre, 
weil die Regierung nicht arbeitiam genug fei, oder nicht die Initiative er⸗ 
geile fie abzuftellen. Aus diefer Situation find wir nach Vorlegung des 
tiwurf3 heraus und die Verantwortung für das Maß der Berbefferungen 
und Aenderungen, jowie für die etwaige Zurückweiſung einzelner Theile bes 
Entwurfs ruht allein bei Ahnen. Wenn ich von innerer Politik ſprach, To 
meine ich darunter die Wechſelwirkung, die zwiſchen ben verbünbeten Regies 
rungen unter fi, zwiſchen den Reichgeinrichtungen, zwiſchen dem Reichstag 
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und den einzelnen Syraktionen des Reichdtages und in letter Inſtanz mit dem 
Wähler, mit der Nation ftattfinden muß; um darüber eine Dizcuffion zu 
unterhalten, Haben wir Ihnen diefe Vorlage gemacht, und Sie werden ja 
entſcheiden, was Sie damit wollen. Ich hoffe, daß diefe Discuſſion fich ruhig, 
und ich möchte jagen confliktfrei geftalten werde. Taß wir Ihnen dieſe Vor: 
lage überhaupt machen, beweift eben nur, daß innerhalb der verbündeten 
Regierungen die Meberzeugung herricht, daß gewiſſe Ucbeljtände zu Tage ges 
treten find, deren Abftellung ihnen dringend nothwendig ericheint, und bie ver⸗ 
bündeten Regierungen werden rd aus der heutigen Discuſſion im Reichs⸗ 
tage die Ucberzeugung fchöpfen, daß diefe Mebelftände in noch Ichärferem Maße 
bervortreten müflen, um das Bedürfniß zu befiegen, die Freiheit der Partei, 
den Parteiftandpuntt zu wahren, um dem praftifchen Bedürfniß, in unferem 
Stantzleben Schutz und Frieden zu erhalten, den Sieg zu verjchaffen über 
das Bedürfniß, unjere Einrichtungen nad) den Anforderungen der Wiſſenſchaft 
zu regeln. Das Lebtere wäre, möchte ich jagen, dasſelbe, ala die Schönheits⸗ 
regeln der Façade über die Sicherheit und Wohnlichkeit des Gebäudes zu 
ftellen, ein Dune ben ich im politifchen Leben niemals acceptiren möchte. 
Am weiteren Berlauf feiner Rede en ber Reichafanzler aus, daB er, abge⸗ 
tehen von ben fogenannten politiichen Paragraphen, nur auf zwei andere 
ein ganz bejonderes Gewicht Tege, auf denjenigen nämlich, der einen twirk: 
famen Schuß ber Exekutivbeamten beziwede und dann auf Den 8 35a, der die 
Beamten des auswärtigen Amtes (Fall Arnim) betrifft, welche beide Para⸗ 
graphen er ausführlich erörtert und vertHeidigt, doch mit der Einſchränkung, 
daß er nur auf ber Sache felbit, keineswegs auf ber Form, die ihr die Bor: 
lage gegeben, feinerjeit3 beharre. Abg. Hänel (FFortichr.) verherrlicht Laster 
wegen der Art, mit ber er bezüglich der politiſchen Gruppe unter den von ber 
Borlage beantragten Veränderungen die Unhaltbarkeit aller Hierher gehörigen 
Vorſchläge dargelegt habe, die fich gegen Redefreiheit, Vereinsfreiheit und 
Preffe wenden. Lasker fei dabei um 5 mehr zu bewundern, ala ex eine Ruhe 
bewiejen, die für Viele ſtaunenswerth war, und in diefer Ruhe in ber 
That nicht völlig den Eindrud wiedergebe, der in der Nation durch Diele 
Borlage entftanden ei. Gerade wegen Feiner großen Mäßigung habe Lasker 
der Entrüftung der liberalen Parteien vollen Ausdrud nicht gegeben. Aus 
bes Reichskanzlers Worten, fährt ber Redner fort, haben twir alle den Ein: 
druck befommen, daß er die Hier vorgefchlagenen Artikel mehr oder minder 
kr gelafien hat. Warum er nım troßdem uns diefelben vorgelegt hat, 
afür fehlt mir die Erklärung. Was der Reichskanzler — ge⸗ 
ſagt hat, daß dieſe Vorlage nicht eine iſolirte, ſondern nur der nn 
unkt einer vielleicht über Seffionen ſich hinweg erftredienden Reihe von Ge: 
ebentiwürfen fei, das ift mir unklar. Wenn ex ferner jagt, er müſſe Die 
Deranttvortlichkeit für die Ablehnung dieſer Vorfchläge auf ung fchieben, 
feinerfeit aber habe ex fi} zu ber Vorlage für verpflichtet gehalten, jo glaube 
ich vielmehr, bat der verantwortliche Beamte des Staates verpflichtet ift, eine 
Borlage nie zu machen, von der er wiſſen muß, daß ihr bie Mehrheit des 
Haufes nie beitreten wird. Denn fidherlich kann uns ber Reichsfanzler nicht 
fagen, welche politiichen Ziele eine ſolche — hat. Allein er kann nicht 
verhindern, daß wir in Folge deſſen wenigſtens die Beſorgniß hegen, daß die 
Plaͤne, die man ihm nachjagt, eine Zerfplitterung ber Partei herbeizuführen, 
nicht volftändig aufgegeben find, daß er und anbeuten will, daß er nach 
einer andern Stüße der Majorität fich fehnt, als diejenige, Ann die er gegen 
wärtig feine Politik ftügt, AU dieſen Dunkelheiten, diefen entfernten Anden 
tungen gegenüber kann ich im Namen meiner Partei nur dies erflären, baß 
wir all’ biefen Eventualitäten gegenüber einen feften und beftimmten Stand: 
puntt haben. Wir haben daher auch gewußt, daß, wenn ber Reichskanzler, 
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wie hier, fich zu einer Befämpfung ber verfafiungemäßigen Zuflände vor⸗ 
tagt, er auf die geichloflene Einigkeit aller Tiberalen Parteien vechnen muß, 
daß ihm dann ein energiicher Widerftand entgegentreten twird, den wir mit 
allen Mitteln führen werden. Speriell für feine Partei (FFortichritt), ſchließt 
Redner, müſſe er erinnern, daß im Augenblide des Kampfes über alle indi⸗ 
viduellen Unterfchiede die Zügel der Disciplin fchärfer angezogen werden 
müßten, um de3 einigen Zieles willen, das fie alle verbinde. 


Zweite Lefung der Novelle zum Poftgefete. Die Commilfion 
beantragt eine Anzahl Modifikationen der Vorlage zu Gunften ber 
Cifenbahnen gegen die Forderungen der Regierung. Die Stimmung 
bes Haufes hat fich jedoch feit der erften Lefung der Vorlage weſentlich 
geklärt; mit einem gewiſſen Eclat erhebt fich die ganze Berfammlung 
bis auf die Yortjchrittspartei, um bie Anträge der Commilfion ab 
zulehnen und die urfprüngliche Regierungsvorlage wieder herzuſtellen. 


7. Dezember. (Deutſches Reich.) Reichdtag: geht nach einer 
einläßlichen Erklärung Delbrüd’s, Namens der verbündeten Regie- 
rungen, über die Petitionen der Eiſenbahn-Induſtriellen (Schubzöll- 
ner) zur einfachen Tagesordnung über. 


8. Dezember. (Lippe-Detmold.) Fürſt Leopold kinderlos }. 
Ihm folgt fein (ebenfalls Einderlofer) Bruder Woldemar. In feiner 
Antrittöproclamation jagt der Ießtere: 


„Wir find Uns ber Schwierigfeit der mit Uebernahme der Regierung 
unerwartet Uns zu Theil gewordenen Aufgabe bewußt. Es foll aber Unſer 
ernſtes Streben Darauf gerichtet fein, geordnete und friedliche Zuflände im 
Lande herzuftellen, und Wir hoffen, dab ber brave Lippiſche Volksſtamm in 
alter Treue Und Hierbei mit Bertrauen entgegenlommen wird.“ 

Der verftorbene Fürſt hinterläßt kein gefegnetes Andenken. Vie lippis 
Then Wirren und Zuftände während der ganzen Regierung besjelben werfen 
ein grelles Streiflicht auf die deutfchen Zuftände von 1348 bis 1866 und 
1871. Obſchon auch ber jet dahingeſchiedene Yürft erklärt hatte: „Ich will 
bor meinem enger mit meinem Volke machen" (was indeß nicht ges 
ſchehen ift), fo dürften die Zuficherungen des jepigen wohl mehr Bürgichaf: 
ten bieten, da diefer ein ganz entjchiedener Gegner feines Vorgängers in der 
Regierung tar. Fürſt Woldemar tritt unter den jchwierigiten Verhältniſſen 
feine Regierung an, denn er findet nichts vor ala unzufriedene Staatöbürger, 
ein jährliches Deficit und, was dad Schlimmfte ift, ein verfaſſungsloſes Land, 
welches befanntlich nur die Verfaffung vom Jahre 1836 mit ihren gefeglichen 
Modificationen als zu Recht en anerfennen till, die übrigen auch 
bon dem verjtorbenen Sürften bei jeinem Regierungsantritte am 1. Januar 
1851 ausdrüdlich ald folche —— worden war Der am 15. März 1853 er⸗ 
erfolgte „Staatsſtreich“ änderte die landſtändiſche Verfaſſung, am 8. Mai 1854 
erichten die berüchtigte „fürftlicde Verordnung“ wegen — bung der ſeit dem 
14. Auguſt 1849 erlaſſenen Jagdgeſetze, und ſeit dem Jahre 1871 ift das 
Fürſtenthum Lippe ohne landſtändiſche Vertretung. Den Kernpunkt aber 
aller lippe'ſchen Zwiſtigkeiten bildet das mit einem u unrechtmäßige Weile 
zufammenberufenen Landtage vereinbarte Geſetz vom Jahre 1867, welches bad 
FTomanialgut des Landes Mr ein Familienfideicommißgut des jemweilig regie⸗ 
enden Fürſten erklärt. 
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9. Dezember. (Deutſches Reich.) Reichstag: lehnt den er- 
neuerten Antrag der Yortichrittspartei, wonach Art. 31 der Reich?- 
verfafjung dahin abgeändert werden foll, daß ohne Zuftimmung des 
Reichdtages während der Dauer der Seffion fein Reichstagsabgeord⸗ 
geter verhaftet oder zur Unterfuchung gezogen werden könne (Fall 


Majunte), ab. 

Nach längerer Tebatte wird bie von Lucius beantragte einfache Tages: 
ordnung bei namentlicher Abftimmung mit 168 gegen 112 Stimmen abge 
lehnt und ein Antrag Ladfer’3 auf Verweifung an die Juſtizcommiſſion gleich- 
fall3 vertoorfen. Seitens ded Yundescommifjär? wird im Laufe der Debatte 
hervorgehoben, daß die Bundezregierungen jtrenge zwiſchen Strafhaft und 
Unterfuhungshaft unterjchieden; Motive, welche e3 rechtfertigen, von bem 
Bollzug ber Strafhaft gegen Abgeordnete abzuſehen, feien nicht vorhanden, 
auch andere Staaten, jelbjt England, kennten ein jolches Privilegium nicht. 
Bei Beginn der zweiten Lejung erflärt Stauffenberg, daß er und feine freunde 
fih fernerer Abjtimmungen enthalten würden. Nach einer weiteren Debatte 
wird ber Antrag Hoffmann’ in zweiter Lefung bei namentlicher Abftimmung 
mit 142 gegen 127 Stimmen abgelehnt. Stauffenberg und 17 Genoſſen hatten 
fi der Abftimmung enthalten. 


j 11. Dezember. (Deutſches Reich.) Reichstag: genehmigt in 
zweiter Leſung das Budget für die Reichslande Elfaß-Lothringen. 
11. Dezember. (Bayern) Die Regierung gejtattet der Stadt 
Fürth nunmehr die Herftellung gemischter Volksſchulen. 


12. Dezember. (Deutfches Reich.) Reichstag: demſelben wer⸗ 
ben vom Bundezrathe die jchon in der Thronrede angekündigten neuen 
Gefegesentiwürfe über das Etatsrecht wiederum vorgelegt. 


Das bisherige Schickſal diefer Gefchgebungamaterie wird von ben Mo: 
tiven wie folgt recapitulirt; „Ueber den in ben Eeifionen von 1872 und 
1874 dem Reichstage vorgelegten Geſetzentwurf, betreffend die Einrichtung 
und bie Befugnife des Rechnungshofes, ift eine Verftändigung nicht erzielt 
worden. Die Ausgleichung der im jahre 1872 Hervorgetretenen Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten wurde namentlich dadurch erſchwert, dab es an einem Geieh 
über die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben bes Neich?, welches die 
Grundlage für die gejammte Thätigkeit bed Rechnungshofes zu bilden geeigs 
net waäre, noch fehlte, und die bezüglichen für die preußifche Ober-Rechnungs⸗ 
fammer bei ihrer Controle des Staatshaughaltes geltenden Vorichriften, durch 
welche jene Grundlage vorläufig erjebt werden ſollte, über die Abgränzung 
besjenigen Materiald, welches den Segenftand der dem Bundesrath und dem 
Reichsſtag mit den Nechnungen vorzulegenden Bemerkungen be3 Rechnungs: 
Hofes zu bilden hat, zu mannigjachen Beranlaffung gaben. Die 
verbündeten Regierungen hielten es daher für richtig, dem Reichttage im Jahre 
1873 den Entwurf eines Gejehes, twelches die Sealbung der Einnahmen 
und Ausgaben des Reiches zu regeln beftimmt war, und in den beiden Seſſio⸗ 
nen des Jahres 1874 zugleich mit bemfelben einen neuen Entwurf eines 
Geſetzes über den Rechnungshof vorzulegen. In ber Iekten Seſſion ift der 
Geſehentwurf über die Berwaltung der Einnahmen und Ausgaben bed a 
bon ber IH. ee des Rei en borberathen worden. Die Verbands 


lungen berjelben Haben zu einer großen Zahl zum Theil tief eingreifender 
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Abänderungdborichläge geführt. Im Plenum des Reichstages ift eine Be 
ſchlußnahme darüber nicht erfolgt.” In dem jebt vorgelegten Entwurfe find 
nun die von der Sommilfion im vorigen Jahre vorgenommenen Aenderungen 
berüdfichtigt worben, „Toweit fich“, wie die Motive fagen, „ihrer Annahme 
nicht überwiegende Bedenken entgegenftellten.“ 

Eine Vergleichung der Vorlage mit den Commiſſionsbeſchlüſſen ber 
vorigen Seifion ergibt, daß diefelbe fich allerdings weſentliche Beichlüffe der 
legteren angeeignet hat. Andere nicht minder toelentliche Beichlüffe der Com: 
milfion find dagegen dom Bundsrath nicht acceptirt worden. So bringend 
notwendig daher auch der Erlaß der — zur Befeſti — des Budgets⸗ 
rechts iſt, jo iſt unter dieſen Umſtänden doch noch keinerlei Gewähr geboten, 
daß dieſelben in der gegenwärtigen Seſſion nicht abermals ſcheitern werden. 


12. Dezember. GBayern.) Ausgang des Streites zwiſchen 
dem Miniſter v. Lutz und dem Biſchof Seneſtrey von Regensburg. 
Der vom Miniſter als Zeuge aufgerufene Erzbiſchof Schreiber von 
Bamberg (damals noch Pfarrer in der Didceſe Regensburg) macht 
feine Depoſition; der Biſchof publicirt dagegen den Ordinariatserlaß 
an das Dekanat Geiſenfeld vom 22. Januar 1875. 


Depoſition des Erzbiſchofes von Bamberg: „ Dieſer Auf—⸗ 
forderung an, gebe ich befannt, da an dem diesjährigen Kapitel» 
jahrtag (25. Mai d. %.), an weldden ich mich in meiner damaligen Eigen⸗ 
ar als Pfarrer von Engelbrechtsmünfter betbeiligte, nach Abhaltung des 
üblichen Gottesdienftes im Pfarchaufe zu Geilenfeld von dem Kapitelsvor⸗ 
be ein folcher Beſcheid vorgelefen wurde, deſſen politifcher Theil Nach« 
tehendes enthielt: „„Ter Verkehr katholiſcher Geiftlichen mit jogenannten 
Liberalen ift gänzlich uitgeeignet, da Liberalismus und Abfall vom Glauben 
nahezu immer identiſch find. Ein katholiſcher Geijtlicher ſoll vielmehr feine 
kirchliche Gefinnung in dem Beitreben bewähren, durch Tachgemäße Belehrung 
über die für Kirche und Staat jchädlichen Ziele des Liberalismus die Bes 
völferung zu veranlaflen, wi fie gegen denſelben kräftigſt Stellung nehme 
und dieſes DBeitreben werde bei angemeſſener Rüdfichtnahme auf die Unzus 
ala der Bevölkerung mit den neuen liberalen ftaatlidden Einrichtungen, 
urch welche Stodung im Geichäft und Eriwerbe herbeigeführt tvurbe, ums 
jomehr auf Erfolg rechnen können.““ Hiemit habe ich in Kürze nach Wort- 
laut und Sinn wiedergegeben, was mir von bem erwähnten Theil des Ordi⸗ 
nariatsbeſcheides in der Erinnerung geblieben iſt. Wenn nun gleichwohl die 
Kundgabe deſſelben auf mich den Eindruck hervorbrachte, als ſollte hiedurch 
der Zuhörer zur Vorbereitung der Gemüther auf die bevorſtehenden Landtags⸗ 
wahlen fich angeregt fühlen, weil jo am erfolgreichiten gegen ben Liberalis⸗ 
mus operirt werden Tann, jo kann ich mich Doch nicht entfinnen, daß wenig 
fiend in dem Beicheide für das Dekanat Geifenfeld bie Worte... . „die Leute 
zur Wahl von ſolchen Bertretern anzuleiten juche, deren echt Tirchliche Ge: 
finnung die nötige Bürgschaft gibt”, wie ſolche die Erklärung des Heren 
Eultusminifterd vom 13. Oktober d. Is ſchließen, vorfommen. Endlich be- 
merfe ich, dab mir von einer anderen ähnlichen Weifung ber oberhirtlichen 
Stelle in Regensburg — ben belannten Wahlhirtenbriet ausgenommen — 
nichts befannt geworden fei. Nachdem ich mich der, aus naheliegenden Grün⸗ 
den ſehr peinlicden Pflicht nach befiem Wiflen und Gewiſſen entledigt habe, 
benütze ich x. ⁊c.“ 

oo de Drbdinariat3 Regensburg an dag Delanat 
Beifenfeld auf die Jagresberichte von 1874: „Die vorliegenden Seel: 
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forgaberichte laſſen entnehmen, daß ber Liberale Unglaube und die daraus 
rejultirende Immoralität im Volke eher zus ala abnehmen. Wir zweifeln 
nun nicht, daß der Clerus in dieſem Dekanatsbezirke feine Hirtenpflicht eif- 
rigſt Uen werde. Der Kampf gegen die Kirche ſcheint allerdings ſtets 
größere Dimenſionen annehmen zu wollen; aber dafür tritt auch der Feind, 
die Sekte des Liberalismus, immer unverhüllter und nacter auf; die 
gleißenden Redensarten, mit denen bisher die Sekte ihren giftigen Haß gegen 
die unbefledte Braut des Herrn vielfach vor Lurzfichtigen Leuten zu verhüllen 
gewußt Hat, find jet Angefichts der grell bajtehenden Thatfachen in ihr 
leeres Nicht zerfallen, und es ıft gewiß unter Unſerem Clerus fein Priefter 
mehr, der nicht en daß liberal jein und von der Kirche abfallen, 
identiſche Begriffe jeien. Die Seeljorger werben gerade aus den Lehren 
und Erfahrungen, die ihnen unfere Tage bieten, zur entichiebenften Treue 
gegen die Kirche, zur Innigften Anhänglichkeit an ben Nachfolger 
des Tellenmannes, auf den Jeſus Heime Kirche gebaut Hat, mit 
aller Macht fich bingetrieben fühlen, und es müßte una befremdlich erfcheinen. 
wenn nicht auch in dieſem Delanate die Laien zur gleichen Kirchentreue an- 
geipornt und, inſoweit fie indifferent und jchläfrig waren, zum Eifer aufs 
erüttelt würden. Die re Borlommnifje gegen die Kirche, bie 
N verſchlechternden jocialen Berhältnijje, die auf anderen Funda⸗ 
menten aufgebaut werden wollten, als auf den von Jeſus gelegten, alle dieſe 
Erſcheinungen arbeiten dem Seelforger in die Hände, er barf die 
felben nur klug und mit Hirtenforgfalt feiner Heerde vorfüh— 
ren, und e8muß die im eigenen Dee bes Priefter? flammende 
Anhänglichleit an die Kirche und ihre Organe fi auch auf das 
Bolt fortpflanzen. Es darf nicht vergeſſen werben, daß Die Kirche zur Vers 
herrlicyung des himmliſchen Water? geiftet ift, welche zu erzielen ift und 
wodurch auch unſer Seelenheil erzielt wird. Das ift nun allerdings bie 
höchfte Beitimmung der Kirche; aber eben in Erreichung dieſes Zieles Liegt 
fecundär auch noch die Beglüdung des Menſchen auf Erden, injomeit 
dies hienieden überhaupt thunlich ift, und es wäre dem chriftlichen Volke 
ber Gedanke Klar zu machen, daß auch alle jociale Ordnung von ber 
Kirche ausgegangen ift und auf ihren Grundſätzen ruht und die Kirchen⸗ 
eichichte gäbe über das, was bie Braut des Herrn auf allen Gebieten des 
Geben geleiftet Hat, herrliche Auffchlüffe. Dem Volke jollen diefe Wahrheiten 
nicht ganz fremd bleiben, weil es dann feine Kirche mehr lieben und jchäßen 
lernt. Die Kapitelaconferenz betreffend, jo Haben Wir zu folgenden Bemers 
tungen Anlaß: 1) Der Beitritt ſämmtlicher Seelforger mit ihren Gemeinden 
zum Gebetzapoftolat hat Uns zur befriedigenden Kenntniß gedient. 2) Die 
Entlafjung des Kapitelboten betreffend, jo glauben Wir, daß eines folchen 
nicht gänzlich entbehrt werden könne; es kann ja der Dienft desfelben viels 
fach reduzirt werden. Der Herr Dekan wird diefen Unferen Beicheib ben 
H. Rapitularen in geeigneter Weile befannt geben.” 

Jeder Theil glaubt den Beweis für feine Behauptung erbracht zu 
haben. Ter Minifter erklärt, daß ni das Beugniß des Erzbiſchofs genüge, 
während der Biſchof fich darauf fteift, daß ın dem Ordinariatsbeſcheid dag 
Wort „Wahl” nirgends vorkomme. 


12. Dezember. (Deutſches Reich.) Schluß der Berathungen 
ber von der Reichöregierumg berufenen Eifenbahn-Tarif»Enquete-Eom« 
miffion, obne daß e3 den betheiligten Delegirten gelungen ift, ein Ein= 
vernehmen für die Herftellung eines einheitlichen Tarif⸗Syſtems zu 
erzielen. Mehrere Vertreter ſowohl der Tandwirthichaftlichen, ala der 
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Handels⸗ und induftriellen AInterefien äußern fich jchlieklich dahin, 
daß bie Herftellung eines einheitlichen Tarifs nur durch die Eriver- 
bung der deutjchen Eifenbahnen Seitens des Reich ermöglicht wer⸗ 
den könne. Auf diefes Moment erflären fich jedoch die Vertreter der 
größeren Mittelftaaten näher einzugehen nicht für befugt. 


14. Dezember. (Deutſches Reich.) Neichttag: Zweite Be— 
rathung derjenigen Abänderungen des Strafgefegbuches (Strafgejek- 
uodelle), welche nicht an die Commiffion vertiefen, fondern der Durch- 
berathung im Plenum vorbehalten worden find: 


8 4 ber Borlage (betr. die Verfolgung von Auzländern, die im Aus⸗ 
Iande hochverrätheriiche Handlungen gegen das Reich ober einen Bundesſtaat 
oder Münzverbrechen begehen, ſowie von Ausländern oder Deutſchen, bie im 
Auslande eine nach den Reichsgeſetzen ftrafbare Handlung gegen Deutſche bes 
gehen) wird mit dem dazu gehörigen 8 5 nach längerer Debatte, wobei Fürſt 
ismarck das politiiche Moment der Paragraphen betont und hervorhebt, 
daß die Würde des Reiches eine derartige Beitimmung erheilche, die man 
nicht vertagen möge, da es fich hierbei um unaufichiebbare Dinge Handle, 
abgelehnt. Lasker hatte auf die Nothmendigkeit einer jpäteren Zotalrevifion 
des Strafgejeßbuches hingewieſen; die Verweiſung an eine Gommilfion ward 
vorher wiederholt abgelehnt. 8 44 (betr. das Beltrafungsverhältnig zwiſchen 
bem verjuchten und vollendeten Der nl wird gleichfalls abgelehnt, 8 55 
mit einem Zuſatze Struckmann's, wonach in Folge eines Bejchluffes der Vor⸗ 
mundjchaftsbehörde Kinder unter 12 Jahren, die ftraflog ausgehen, in Bei 
- jerungdanftalten untergebracht werden können, angenommen. & 63 (monad) 
auch jede Handlung des Staatsanwalts die Strafverjährung unterbrechen joll) 
wird, obwohl wiederholt vom Juſtizminiſter Leonhardt befürwortet, abge: 
lehnt. (betr. die Verlängerung gewiſſer Strafverjährungsfriſten) wird 
ohne Debatte angenommen; ebenfo wird $ 88 (betr. bie Beſtrafung der zur 
Zeit eine Krieges im Heere des Yeinded Dienenden) und 8 95 (betr. bie 
Beftrafung Derer, welche ben Kaijer oder ihren Landesherrn beleidigen) ge: 
nehmigt. $ 85 (betr. Die Befttafung Derer, die zu fträfliden Handlungen 
Öffentlich auffordern und aufreizen, —* als erlaubt oder verdienſtlich dar⸗ 
ſtellen) wird mit den dazu gehörigen 88 110 und 111 abgelehnt. Weber die 
SS 102 und 103 ift die Beichlußfaffung noch bis zum Ericheinen des Com: 
miſfionsberichtes ausgeſetzt worden. 88 113, 114 und 117, welche verſchär⸗ 
fende Beitimmungen für den Widerftand gegen Erefutivbeamte enthalten, 
werben, nach der Befürwortung bes Juſtizminiſters Leonhardt und des Reichs⸗ 
kanzlers, und nachdem ber Lehtere das Bedürfniß einer Aenderung des Straf: 
geſetzbuches an diefer Stelle für fo dringlich erklärt hatte, bat die Bundes: 
zegierungen lieber eine Abſchlagszahlung annehmen, ala ſich der Gefahr der 
Ablehnung ausſetzen würden, mit dem — Zuſatze, nach welchem die 
Annahme mildernder Umſtände für zuläſſig erklärt wird, mit 144 gegen 137 
Stimmen angenommen. 


14. Dezember. (Preußen.) Generalſynode: nimmt nad) Be= 
endigung der Specialdebatte über die ihr vorgelegte Synodalordnung 
den Entwurf mit den von ihr bejchloffenen Modififationen in erfter 
Lefung mit 113 gegen 78 Stimmen an. 

Die Oppofition jeßt ſfich zuſammen aus ben Gonfeifionellen (Kleiſt⸗ 
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Inhängern der Union (Fraktion Kögel). Gegen 

ı u. 9. der Staalsſekretär v. Bülow, der Prär 

rrenhauſes Graf Stolberg: Wernigerode, der 

raf Arnim:Boypenburg, jämmtliche Generals 

hie mit Ausnahme von Mol (Magdeburg) und 

of» und Tomprediger Kögel, Hengitenberg unb 

3: indalidenfonde Elwanger, Unterftaatsjetretär 

| — . .,. nt a. D. v. Eichmann und ber bis noch vor 

Kurzem als Derernent des höheren Schulweſens im Eultugminijteriun fum⸗ 

girende geh. Rath Dr. Wieſe. Für die Synodalverfafjung ftimmen die Mittels 

partei und die paar Mitglieder von ber Linfen, unter ihnen die Abgeord⸗ 

neten Miquel, Techow, v. Benta, Wachler, Hinſchius, Seydel und ber Ober: 
bürgermeifter von Berlin, Hobredit. 


16. Dezember. (Deutfches Reich.) Reichstag: beendigt die 
zweite Berathung des Budgets für 1876 im MWefentlichen nach ben 
Anträgen der Budgetcommilfion. 


Namentlich werben die von der Commilfion geftrichenen Pofitionen 
für einen LandwehrsBrigade-Commandeur, zwei Landwehr:Regiment3:Com: 
mandeure und 48 aktive Stabzoffiziere als Landivehr:Bataillond-Commans 
deure, obwohl dom Kriegaminifter Kamele und dem General Voigts-Rhetz 
wiederolt befürwortet, nicht betwilligt. Der im preußijchen Etat für den 
Ttandport ziveier Regimenter zu den Manöver bed Gardecorps geforderte 
Betrag wird, den Commiffionganträgen entgegen, vom Sau mit 150 gegen 
104 Stimmen bewilligt. Auch der Reft des Budgets wird durchweg nach 
ben Anträgen der Budgetcommiffion erledigt, namentlich werden die Ex: 
höhungen und en von Einnahmepoften genehmigt, durch welche 
das Bleichgewicht zwiichen Einnahmen und Ausgaben hergeftellt werden fol, 
ohne Erhödung der Matrikularbeiträge und ohne ein Teficit durch die Bes 
willigung der vorgeichlagenen neuen Steuern (Erhöhung der Braufteuer und 
Einführung einer Vörſenſteuer) deden zu müſſen. Tie Regierung macht, gegen 
Erwarten, keinen Widerftand. Minifter Delbrüd begnügt fi) mit der Er: 
Härung, dag mit dem Etat, wie ihn die Budgetcommiſſion aufgeftellt habe, 
wohl zu regieren fei, daß er aber die Verantwortlichkeit für die Geftaltung 
be3 nächitjährigen Etats dem Reichstage überlafjen müfle. Der Referent ber 
Budgetcommilfion eriwiedert, daß man dieſe Verantwortlichkeit zu übernehmen 
ſehr gern bereit fei, da man in der Commilfion alle diejenigen Fonds, deren 
man zur Ausgleichung des nächitjährigen Deficits bedürfe, mit Abficht ges 
ſchont Habe. Unter großer Heiterkeit werden dann bie bezüglichen Anjäge 
in dem Etatsentwurf der Regierung und ebenfo die beiden Steuergefege gegen 
die Stimmen einiger Conjervativer abgelehnt. 


Ein Organ der Fortfchrittöpartei glaubt aus dem Ergebniffe der dies⸗ 
jährigen Sn lungen zwei wichtige Schlüfle ziehen zu dürfen. Eine 
mal fei ber Weg zum Bruch mit einer Finanzpolitik betreten, welche durch 
die Confervirung von ſchwer combinirbaren Beftänden und die Anhäufung 
don großen AUeberſchüfſen dem Gonftitutionaliamus wenig förderlich, dagegen 
wohl geeignet ſei, die fortgeſetzte — der use en, namentlich im 
Militäretat, zu erleichtern, wenn nicht dazu unmittelbar zu verleiten. Go: 
dann habe der Reichstag durch eine felbftjtändige, von ber Regierungsvorlage 
principiell abweichende Budgetaufftellung feine verfaffungamäßigen Rechte zur 
bollen Geltung und unbedingten Anerkennung gebradt. Die Fortſchritts⸗ 
partei mußte in dieſem Fall, auch bei abweichender Anſicht und weitergehen⸗ 
den Forderungen im Einzelnen, ber Einmüthigkeit der Parteien fi ans 
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ießen. Denn du ie ohne viel Geräu ten fachli 
Fabe ber Reicdlag [he wire Bebeutung rang. nr 

18. Dezember. (Deutfches Reich.) Reichstag: genehmigt in 
dritter Leſung die Gejeßesentwürfe betr. den Echuß des Urheber- 
rechtes an Werfen der bildenden Künſte und der Photographien, 
fowie das Muſterſchutzgeſetz. Dannn wird das NReichabudget für 
1876 in dritter Leſung genehmigt. Delbrüd erklärt, dab er Heute 
die im Namen des Bundesraths bei der zweiten Berathung des 
Etat? Seiten? der Finanzverwaltung des Reiches abgegebene Erflä- 
rung, nad) dem Finanzplane der Commilfion zu wirtbichaften, wie= 
berbolen Zönne. Hierauf vertagt fich Ber Reichgtag bis zum 19. Ja= 
nuar 1876. 

18. Dezember. (Preußen.) Die Generaljynode beendigt die 
zweite Lefung der Synobalordnung und genehmigt diefelbe fchlieh- 
lich mit 134 gegen 62 Stimmen, aljo mit mehr ala Zweidrittel⸗ 
mebrbeit. Diefelbe wird Hierauf durch eine Rebe des Präfidenten 
des Oberkirchenraths Dr. Hermann gefchloffen. Ihre Beſchlüſſe be= 
dürfen noch der Beitätigung des Königs und außerdem der Geneh⸗ 
migung durch den Landtag. 


Das Nefultat der Gereraliynode wird von der „Köln. Zig.“ folgen- 
a zuſammengefaßt und beurtheilt: Seinem wejentlidden Charakter 


Zehow in ber Synode jo hartnädıg vertoorfene „Filtrir⸗Syſtem“ abgeben. 
UnferestHeils möchten wir glauben, daß man der Frage: ob Wahl durch Die 
Einzelgemeinden oder Wahl durch die Synoden fein übertriebenes, tein für 
fi allein entjcheidenbes Gewicht beilegen bürfe. Die Wahl direkt durch bie 
Einzelgemeinden fichert befier gegen ein gänzliches Todtmachen ber Provincials 
Minoritäten. Andererſeits aber gibt die Yiltrirwahl den vorhandenen Pros 
vincialkirchen mehe Bürgichaft für eine fanftere organifche Fortbildung und 
gegen. ein allzu radilales Borgeben von oben ber. In Folge defien wird 
ie Filtrirwahl, überhaupt ein mehr föderativer als centraliftiicher Charakter 
der Synodalverfaffung, weſentlich beitragen, bie Ueberführung ber Landes⸗ 
Een ber neuen Provinzen, d. h. ber Kirchen von Hannover, Holftein, 
Heflen, in die ſynodale Einheit zu erleichtern. Andererſeits aber darf allers 
dings die relative Selbſt ee ber „Provineialtichen* nicht bis zur Ber: 
eitelung der Einheit geben. Namentlich würde es nicht zuläffig fein, daß 
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die Provincialfirchen gegen den Liberalen Geift des allgemeinen Kirchenrechts 
ber Geſammtkirche fich jollten "ganz abgefchlofjen erhalten können. Die grund: 
gefehliche innere Freiheit des Gemeindelebens müſſen alle Provinzen ganz 
leihmäßig anerkennen. Die aan geficherte Freiheit des inneren 
meindelebend, Dies ift für ung, vom Staatlichen Geſichtspunkie, ber edelfte 
Kern de3 von ber Generalſynode zu Stande gebrachten Gompromiffed. Unter 
allen Beitimmungen der Synodalordnung, wie biejelbe nun vorliegt, find 
jene, welche ber Gemeinde ein uncingejchränftes Widerſpruchsrecht gegen Bes 
Nhlüffe der Generaliynode über innere Tirchliche Anordnungen, Agenden, Ge: 
fangbücher ıc. gewähren, die wichtigiten. Hiedurch ift verhütet, daß hierarchiſche 
Berfolgungen wicder eintreten, wie fie leider big vor Kurzem auch ın a — 
nicht unerhdrt gewelen find. Tas einheitliche Band der Kirche und ihres Re: 
giments wird vorausſichtlich nur unverjehrt erhalten werden und wachſen 
können, wenn die Verfafſung mit einem vollen Tropfen „independentifchen“ 
oder „congregationaliftiicden" Oels gefalbt ift! Die Synoden ſowohl wie die 
Behörden des Kirchenregiments follen überall, wo übereinſtimmende Entfchei: 
dung nicht abjolut nothwendig ift, mehr vermittelnd und berathend ala be= 
fehlend für Erhaltung und Fortbildung ber Mebereinftimmung wirken. Unter 
dem Stirchenregimente der Synodalordnung werden Sydow'ſche Gemeinden unb 
Kögel’iche Gemeinden friedlich nebeneinander beftehen, und jelbit Bilmar’iche 
Gemeinden würde man nicht drangfaliren, wenn ihre fanatiichen Paftoren fie 
nur andern gegenüber in friedlicher Haltung belafien wollten. Unfriedlichen 
Hetzpaſtoren freilich muß der Eifer gezügelt werden, a jo gut wie 
ultramontanen, vationaliftifchen jo gut wie orthodoxen. So viel Dizciplinar: 
gewalt müſſen die Tirchlichen Behörden Haben! Natürlich aber auch dag nur 
unter Aufrechterhaltung der ftaatlichen Inſtanz des königl. Gerichtöhofes für 
firchliche Angelegenheiten. Dieſe ift ja nn Die enticheidenbde 
Hauptfrage eben für den Landtag, um derentwillen allein er die Synobal- 
ordnung zu berathen Hat, ift das Verhältniß zum Stante, eben der Anfpruch 
auf Schuß durch den weltlichen Arm, welchen die Kirche für ihr Statut er: 
hebt. Soweit die neugefchaffenen Firchlichen Behörden und Vertretungskörper 
etwa Tediglich bie bon ihnen bejefjene geijtliche Autorität über die Gewiſſen 
jelbfiftändig ausüben wollten, bedürfte die mit ber Synode vereinbarte Orb: 
nung der daan n Beſtätigung gar nicht. Aber ſoweit bie kirchlichen Ent: 
ſcheidungen und Verfügungen diefer Behörden vor dem bürgerlichen Forum 
Sültigleit haben und den ftarfen Arm des Stanted für Erzwingung des Ge: 
horſams gegen Wiberftrebende jollen fordern können, Tann eine ſolche Tyor- 
derung niemal3 bloß auf Grund der autonom vereinbarten Statuten kirch⸗ 
licher Faktoren, fondern nur auf Grund eines Staatsgeſetzes wirkfam erben. 
Selbſt Kleiſt-Retzow geitand in der Generalverjammlung dieſes Bedürfniß, 
daß die ee Feſtſtellung des Verhältniſſes der Staniz- und Kirchen: 
behörden durch ein „Staatögefeg" erfolge, unumtunden zu; nur meinte er, 
dab vor Erlaß des Staatögejeßes die Kirchenbehörden müßten „zugezogen“ 
werden. Inſofern aber unter der Worberung ber „Zuziehung“ mehr als ein 
gutachtliche® Bernehmen, infofern darunter die tatholifirende Forderung eines 
„Soncordbat3” zwiſchen Kirche und Staat verborgen liegen follte, Hat ſchon 
der Präfident bes Ober⸗Kirchenraths diefen Anſpruch Di: zurückgewieſen. 
Der ur Arm des heutigen preußifchen Staates beivegt ſich nur auf Grund 
von Staatsgeſetzen, welche der Staat ſelbſt nur in verfafjungsmäßigem Wege, 
aber auf diefem Wege völlig „jouverain” erläßt. In Bezug auf ſolche Kirch: 
liche Angelegenheiten, Die nicht Lediglich von dem inneren Yorum, Dem Ges 
wiffen der Einzelnen, zu enticheiden find, alfo 3. ®. folche, Die in das Gebiet 
ber Bermögensrechte oder der Disciplinarbefugnifie fallen, jet die Staats» 
geſetzgebung lediglich aus dem jeweiligen Rechtsbewußtſein und jo zu Jagen 
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„Öffentlichen Gewiſſen“ der Nation Heraus allen kirchlichen Parteien zeit 
gemäß richtige Schranken. Tas gilt Hinfichtlicy der evangeliſchen Kirche To 
ut, wie Hinfichtlich der LatHoliichen, und mitzureden haben da in beiden 
Sälfen-alle eonftituirenden BeitandtHeile der gefebgebenden Hand; und über: 
haupt bes öffentlichen Geiftes der Nation jelbft, welcher beſondern Confeſſion 
ober überhaupt jpeciellsteligiöfen Auffaffung fie auch angehören mögen. Unier 
deutfcher Staat regelt jein Verhältniß zu den Religionsgemeinfchaften, die fich 
innerhalb der Nation hiſtoriſch gebildet Gaben, bisher nicht nach der ameri⸗ 
kaniſchen oder neusitalienifchen Norm der abftraften gleichgültigen „Trennung 
bon Staat und Kirche” — er bat eine höhere Vorftellung von feinem fitt: 
lichen Berufe. Aber indem er ein möglichit weites Maß individueller Reli: 
gionsfreiheit ſowohl als ein natürliches Recht feiner Bürger wie als eine 
wefentliche Bedingung feiner eigenen höheren Culturentwicklung betrachtet, 
jo gewährt er den Kirchenbehörden Zwangsbefugniſſe, d. h. Verfügung über 
den weltlichen Arm, nur mit äußerſter VBorficht, und im Zweifelsfalle Lieber 
ni In diefer Maxime ift die allgemeinfte Norın ausgeſprochen, an welcher, 
unſeres Erachtens, Die Liberale a im nächlten Landtage die Vorlage, 
wenn biefelbe an ihn gelangt, zu meſſen und zu prüfen haben wird. 


22. Dezember. (Deutjches Reich.) Die Prov.-Corr. bringt 
gelegentlich eines dem Profefior v. Holtendorff zu Ehren in Wien 
gegebenen Feſtes einen ſehr fcharfen Artikel gegen den geweſ. öfter- 
reichifchen Miniſter Schmerling, von dem man annimmt, daß er 
ihr unmittelbar aug dem augwärtigen Amte zur Veröffentlichung zu⸗ 
gefommen ſei. Derjelbe ift offenbar nur formell gegen Schmerling, 
im Grunde aber vielmehr gegen diejenige Partei in Defterreich ge= 
richtet, die, feit 1866 vom Ruder verdrängt, ſchon feit Längerer Zeit 
auf den Sturz de3 Grafen Andraſſy Hinarbeitet, um ihre deutjch- 
feindlichen Beftrebungen wieder aufnehmen zu können. Die großen 
Miener Blätter nehmen den Artikel ziemlich übel auf und werfen 
fih für Schmerling lebhaft in’ Zeug. In Deutichland wird jedoch 
angenommen, daß die Warnung in Sefterreih am rechten Orte ver- 
ftanden und beherzigt worden ei. 

825. Dezember. (Deutfches Reich.) Der Kaifer ernennt ben 
bisherigen General Boftdireftor Stephan zum Generalpojtmeifter als 
Chef der vereinigten General⸗Poſt- und Telegraphen-Direktionen. 

25. Dezember. (Preußen) Das Kreisgericht Paderborn er= 
läßt gegen den flüchtigen Biſchof Martin von Paderborn folgenden 
Gtedbrief: 

Der i i i 
rechtskraͤftige an ig — = 
Septenber d. 3. wegen Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften des Geſetzes 
vom 11. Mai 1873 über die Borbilbung und Anftellung ber Geiftlichen in 
4 Fällen zu je 600 Mt. Geldftrafe oder im Unvermögensfalle zu 6 Wochen 
be t, aljo insgejanmt zn 2400 Mark oder im Unvermögenzfalle zu 24 tn 


aft vernurtheilt. Da der Verurtheilte, welcher in Weſel internirt war, 
imlicd bon dort forigemacht Hat und deſſen gegenmwärtiger Aufenthalt un« 
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befannt ift, fo werden unter Mittheilung bes Signalementz alle Sicherheita:" 
behörden erjucht, demjelben im Betretungsfalle zu verhaften und ber nächſten 
Gerichtöbehörde, welche um Strafvollftredung und Benachrichtigung erjucht 
wird, vorzuführen. Vor: und Zuname: Dr’ Konrad Martin, Wohnort: Weſel, 
Gewerbe oder Stand: vormals Bilchof von Paderborn, Religion: katholisch, 
Alter: 63 Jahre, Größe: 5 Fuß 6 Zoll (xhein.), —— grau und dünn, 
Bart: rafirt, Stirn: hoch, Augenbrauen: grau, Augen: grau, Nafe: länglich, 
Mund: gewöhnlich, Zähne: mangelhaft, Kinn: änalic, Geficht: länglich, 
Geſichtsfarbe: gejund, Statur: ſchlank. Befondere Kennzeichen: keine. 


25. Dezember. (Bayern) Das Cultugminifterium weigert 
fi, die neue, mit dem Dogma der päpftlichen Unfehlbarfeit ver- 
mehrte Auflage des Stadelbaur'ſchen Religionahandbuches für Mittel- 
ichulen auf die Lifte der erlaubten Lehrbücher zu feßen. 


29. Dezember. Preußen.) Ein Rückblick, welchen die officiöfe 
„Prov.eCorr.” in ihrer lebten Nummer auf die Entwicklung des in= 
neren ftaatlichen Lebens in Preußen in dem nun abgelaufenen Jahre 
tirft, ift großentheils dem Tirchenpolitifchen Gebiete gewidmet. 

Sie betont zu wiederholten Malen, daß die Geſetzgebung auf diejem 
Gebiete im Jahre 1875 einen „einftweiligen Abſchluß“, einen „wejentlichen 
Abſchluß“ gefunden hahe. Schon beim Beginn der vorigen Laudtagsſeſſion 
habe die Staatsregierung gehofft, der neuer Geſehe überhoben 
zu fein, und Die Eröffuungsrede habe nur die Vorlage über die Vermögens: 
verwaltung in den fatholifchen Kirchengemeinden angekündigt. Da habe die 
päpftliche Encyelica, twelche Geſetze, die zwiſchen der Krone Preußens und der 
Landesvertretung verfaffungemäßig vereinbart waren, für nichtig erklärte, 
„die Regierung auf’3 Neue vor die Nothwendigkeit geitellt, die Souveränetät 
des Staates gegenüber der durch das vaticaniſche Concil veränderten Stellung 
des Papſtthums zu wahren.“ Die Antwort der Regierung waren die drei 
Geſehzentwürfe über die Gehultäjperre, über Die Autebun ber befannten 
Derfaflungsparagraphen und über bie geiftlichen Orden. Indeß, fährt die 
„Prod.:Eorr.” fort, die Aeuhßerungen des Fürſten Bismard bei der Berathung 
dieſer Gelege „Lieben erkennen, dab inmitten de3 lebhafteften Kampfes die Wies 
dergevinnung und Sicherung des Tirchlichen Friedens fort und fort fein Biel 
fei. Ein wirklicher Friede aber fei nach jeiner Neberzeugung gegenüber der 
übermäßigen Gewalt des jebigen Papſtthums nur möglich, wenn zuvor ber 
Staat mit den Mitteln ausgerüftet fei, um jedem Webergriffe auf fein Gebiet 
und jeder eng der allgemeinen Gewiſſensfreiheit wirkſam zu wehren. 
Sobald bie Lüden der Geſetzgebung in biefer Beziehung anägefüllt feien, 
werde er „fein eifrigered Bemühen haben, als den Frieden zu —— — 
In ſolchem Sinne und in ſolcher — war der Staatsregierung dringend 
daran gelegen, den Kreis der unbedingt nothwendigen kir a Gefehe in 
der vorigen Sefjion abzufchließen. Die Hoffnung konnte freilich) nich | 
eine jofortige durchichlagende Wirkung ber neuen Geſetze gerichtet fein, to 
aber durfte mar vertrauen, daß bei einer feiten Ducch Führung ber neuen 
Geſetze die katholiſche Bevölkerung in nicht ferner Zeit erkennen würde, wie 
fie durch fortgeſetzten Widerſtand ihre eigenen kirchlichen Intereffen nur immer 
mehr fchädige, während fie anbdererjeit3 auch unter der Herr] te 
Gelepgebung in ihrem Glauben und kirchlichen Leben in Wahrheit nicht ber 
einträchtigt wird. Die Erwartung ber Regierung follte ſich in einem wich: 
tigen Punkte alabald beftätigen: das Gejeg über die Vermögensverwaltung 
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in katholiſchen Kirchengemeinden bezeichnet den bedeutfamen Wendepunkt, in: 
bem die Bilchöfe, nachdem das Geſet jtantliche Rechtskraft erlangt hatte, ſich 
ungeachtet aller vorherigen Protefte zur vollen und rüdhaltlofen Mitwirkung 
bei der Ausführung des Geſetzes bereit erflärten. Inzwiſchen find, Angeſichts 
der entichiedenen Durchführung der ftantlichen Geſetze, weitere Anzeichen her⸗ 
orgetreten, daß die Straft zum weiteren Kampfe in der katholiſchen Geiftlich- 
feit und Bevölkerung erlahmt, die Sehnfucht nach dem Tirchlichen Frieden im 
Wachſen ifl. Das Beilpiel der Oberhirten, unter denen bereits drei fich ben 
drohenden gefeßlichen Strafen durch die Flucht entzogen haben, if nicht ge⸗ 
eignet, die Opferfreudigkeit der Geiftlichen und bes Volkes neu zu beleben. 
Andererſeits Scheint unter eifrigen Katholiken immer ernſter erwogen zu wer⸗ 
ben, wie viel für das kirchliche und fittlicde Volksleben bei der Fortdauer 
be3 zerrüttenden Kampfes auf dem Spiele fteht. Es ift nicht zu verkennen, 
daß jelbft unter den bisheriger fjtreitbarften Vorkämpfern der Fatholijchen 
Sache der Wunsch nach Frieden immer mehr an Boben getvinnt; die Erfüllung 
wird freilich nur dann möglich fein, wenn die leitenden Kreiſe fich von ber 
Meberzeugung durchdringen laſſen, baß bie Vorausſetzung des J— 
ne thatfählide Anerkennung der Staatsgeſetze fein 
muß.” _ 


31. Dezember. (Deutfches Reich.) Der. Kaifer ernennt auch 
die Minifter Graf zu Eulenburg und dv. Bülow zu Mitgliedern des 
Bundesraths. 


31. Dezember. (Preußen.) In Poſen wird der Weihbifchof 
Janizewski verhaftet und dem Kreisgerichte zu Verbüßung der gegen 
ihn erfannten jechginonatlichen Gefängnißftrafe überliefert. Außer 
ihm befindet fi) auch der Weihbiſchof Cybichowski, diefer im Kreis— 
gericht zu Gnefen, in Haft; beide wegen Anmaßung bijchöflicher 
Nechte nach Abſetzung des Erzbiſchofs Ledochowski. | 

Ueberhaupt ift es im kirchenpolitiſchen u egentwärtig in ber 
Provinz Pojen, die vor zwei Jahren den Reigen au biefem Gebiet eröffnete 
und wo faft alle Kirchengejeke zuerft zur Anwendung kamen, ſchon feit eini: 

er Zeit auffallend ftil. Die polniſch-katholiſche Geiftlichkeit ift ſehr vor⸗ 
Nchtia geworden und meidet jorgfältig jeden Anlaß, durch den fie mit den 
Staatögefegen in Collifion fommen könnte. Es werden von ihr die Kirchen: 
geſetze zwar nicht im Princip anerkannt, aber wenigften® doch reipeftirt. Die 
Anzahl der Geiftlichen, welche ſich wegen Vergehungen gegen dieje Geſetze 
noch in Sefängnißhaft befinden, iſt demgemäß gegenwärtig nur noch eine 
ſehr geringe, und neue Berurtheilungen zu Gefängnißftrafe auf Grund der 
Stirchengefeße find im neuerer Zeit gar nicht mehr vorgelommen. Der ehe: 
malige Erzbiſchof Ledochowski, der einft jo häufig genannt wurde, und gegen- 
wärtig, faft verfchollen und vergefien, im Gefängniß zu Oſtrowo ſitzt, Hat 
binnen furzem, am 3. Yebruar 1876, feine zweijährige Gefängnißftrafe ver⸗ 
büßt und es werden dann nur noch höchſtens ſechs Geiftliche fich in der Pro: 
vinz Poſen in Gefängnißhaft befinden, während zu ber Zeit, als die Wogen 
de3 firchenpolitiichen Kampfes am höchften giengen, bie Zahl derjenigen Geiſt⸗ 
Dam a e gleichzeitig fich in Gefängniffen befanden, fich bisweilen auf 
ca. elief. 


31. Degeniber. (Bayern) Der Papft proteftirt, geſtützt auf 
dag Concordat, gegen die obligatorifche Givilehe, die mit dem 1. Ja—⸗ 
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nuar 1876 auch in Bayern zur Einführung kommen wird. Es ſteht 
bereit3 feft, daß Bayern darauf gar nicht antiworten, jondern den 


Proteft einfach ad acta legen wird. 

31. Dezember. (Elfaß-Lothringen.) Das „Elfäll. Journ.“, 
dag nicht nur volljtändig unabhängig ift, fondern auch gegen das 
deutfche Regiment eine gewiſſe Cppofitionaftellung einnimmt, gibt 
bezüglich der Preßverhältnifie in den Reichslanden folgende Erklä— 
rung ab: 

„Die Bedingungen, welche ber gegenwärtige Hr. Oberpräfident zur 
Gründung oder zum Beltande eines Blattes verlangt, fennen wir und ex: 
greifen mit Vergnügen den Anlaß, fie unfern Lefen kundzugeben: Nach dem, 
was und bie Behörde wiederholt erflärt hat, können fich die unabhängigen 
Blätter auf dem Gebiet der lokalen und auswärtigen Fragen frei beivegen und 
wir haben in der That oft die Erfahrung gemacht, dab die Regierung jelbit 
einer lebhaften und eingehenden Discuffion der adminijtrativen Angelegen: 
heiten des Elſaſſes und Deutichlands feine Schranken entgegenieht. Dieſe 
Bewegungsfreiheit hat nur eine Grenze: Uns und unferen Gollegen iſt es 
unterjagt, den Frankfurter Frieden und die Thatſache der Annexion in’s 
Spiel zu ziehen. Das ijt bie conditio sine qua non, bie unerläßliche Be⸗ 
dingung unferer Eriftenz, Außerhalb derjelben baden wir nie eine Einmiſchung 
der Behörden empfunden.“ 


Ä IT. 
Die öſterreichiſch ungariſche Monardie. 


1. Januar. (Ungarn.) Tisza, der Führer der Linken, benübt 
ben Neujahrsempfang zu einer Art Brogrammrede, in der er ber 
Deakpartei eine neue, gejündere Parteiorganifirung und eine Coa— 
lition mit der Linken vorjchlägt, ohne daß weder jene noch dieſe 
ihre Principien verleugnen müßten; die Deafpartei ſcheint jedoch 
boggrit noch nicht geneigt, auf den Vorſchlag einzugehen. 

4. Januar. (Defterreich.) Beginn des Prozeſſes gegen den 
gew. Direktor ber Lemberg-Gzernowiczer Eiſenbahn, Victor Ofen⸗ 
beim, Ritter v. Bont-Eurin, vor dem Schwurgerichte in Wien. Die 
Anklage fucht 10 verichiedene Betrugsfacten von meiſt fehr erheb- 
lichen Beträgen zu conftatiren. Der Prozeß erregt von Anfang an 
das ungeheuerfte Interefje in den weiteften Kreifen, und das um Jo 
mehr, ala er fofort eine Wendung nimmt, die ber Urheber deafelben, 
der Handelaminifter Banhans, jedenfalls nicht vorausgeſehen Hatte 
und die den Prozeß ala ein wahres Unglüd für Oefterreich erſchei— 
nen läßt. 

10. Januar. GOeſterreich: Krain.) In den Handelsfammer- 
wahlen unterliegen die Slovenen nach wochenlangen Agitationen und 
nach einem fehr erbitterten Wahlfampfe, obgleich beide Fraktionen 
derfelben gemeinfam vorgegangen find und überdies ein Bündniß 
mit den Elericalen gejchloffen haben, der deutfchen Verfaſſungspartei. 
Der Nationaliamus fcheint in Krain an Boden zu verlieren. 

11. Januar. (Ungarn.) Unterhaus: Der Finanzminister Ghiczy 
gibt dem Finanzausjchuffe eine vollftändige Finanzdarlegung: 


Vom Anlehen feien abzüglich der Januarzahlungen von 9'/; Mils 
lionen noch 32 Millionen, ferner 12 Millionen Kaſſenbeſtaͤnde verfügbar, die 
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zur Dedung des Deficitö hinreichten, doch würden dann mit Rüdficht auf 
unregelmäßige Stenereingänge für 1876 nur 6 Dlillionen verbleiben. Er 
beantrage, zur Dedung de3 Deficits 12 Millionen aus dem Anlehen zu ent: 
nehmen und 13 Millionen durch neue Steuern und Stenerzufchlag aufzus 
bringen. Nachdem er erwogen, daß der eingebrachte fünfprocentige Steuer: 
zuichlag zu bdrüdend wäre, ziehe er feine Hierauf bezügliche Vorlage zurück 
und beantrage die Einführung einer allgemeinen Einkommensteuer ; Bierbu 
würbe der Uebertrag von 26 Millionen in’® Jahr 1876 ermöglicht, um 
wären mit Sing der anderen Einnahmen im Jahre 1876 die Aus⸗ 
gaben ohne ein Anlehen gebedt. 


14. Sanuar. (Defterreidh.) Prozeß Ofenbeim: Schluß des 
erſten Aktes desfelben, indem der Angeklagte nach 8 Verhandlungs⸗ 
tagen, an denen öfters zwei Sihungen, Morgen? und Abends, ge= 
halten werden, und in denen er beinahe allein fpricht, feine Ver— 
theidigung zu Ende bringt. Nun beginnt dag Beugenverhör. In⸗ 
zwifchen ift die Öffentliche Meinung gejpalten und ift es dem Ange—⸗ 
Hagten durch die Entfaltung eines in der That eminenten Talentes 
gelungen, fich zahlreiche Sympathien zu ertverben und feinen Haupt» 
gegner, den Handelsminifter Banhans, in ein jehr zweifelhaftes Licht 
zu jtellen. 

14.—15. Januar. (Ungarn.) Unterhaus: Der Finanzausſchuß 
lehnt den Antrag des Finanzminiſters Ghiczy, 13 Millionen des 
Deficits (von 25 Millionen) durch eine Steuererhöhung zu deden, 
mit 9 gegen 4 Stimmen ab. Die Majorität kann fich jedoch über 
einen andern PVorfchlag, das Deficit zu deden, nicht einigen; es er⸗ 
gibt fich vielmehr eine völlige Zerfplitterung der Meinungen. Ghiczy 
erflärt darauf bitter, daß er an den Berathungen der Commiſſion 
nicht mehr Theil nehmen werde, von feinen Vorſchlägen aber auch 
nicht zurüdweiche, fondern an das Haus ſelbſt appellire. 


17. Januar. (Ungarn.) Der Minifterrath bejchließt unter dem 
Vorfitze des Kaiſers, in voller Solidarität mit dem Finanzminiſter 
Shiczy an dem Standpunkte feilzuhalten, daß die Hälfte des De- 
ficit3 duch eine Vermehrung der Einnahmen, reſp. durch Steuern 
gedeckt werden müſſe. Bezüglich der Höhe des Deficits und der Art 
der Vermehrung ber Einnahmen durch die Befteuerung ift er jedoch 
bereit, dem Reichstag einen gewiſſen Spielraum zu laſſen. 

20. Januar. (Defterreich.) Abg.-Haus: Eine Zufchrift der 
Mehrzahl der czechifchen Abgeordneten Böhmens (der jog. Altezechen) 
erflärt: dieſelben könnten ber Aufforderung, im Neichttag zu er- 
fcheinen, nicht nachkommen, und ftüßt fich hiebei auf die „Hiltorifchen“ 
Rechte Böhmens. Eine weitere Zufchrift der drei in den Reichstag 
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wählten Jungcezechen macht das Grfcheinen derſelben im Reichstage 
von der Entjcheidung der Mehrheit aller czechifchen Landesabgeord⸗ 
neten abhängig. Das Haug lehnt es ab, die erfte diefer Zufchriften 
einem Ausſchuſſe zu überweiſen. Die Mandate der ſämmtlichen Czechen 
werden wiederum einfach für erledigt erllärt werben. 

23. Januar. (Defterreich.) Herrenhaus: genehmigt den vom 
Minifter Unger ausgearbeiteten Gefehentwurf betr. Errichtung eines 
Verwaltungsgerichtshofs. Derfelbe hat einen bloß cafjatoriichen Cha⸗ 
rakter. 

27. Januar. (Defterreih-Ungarn.) Der Kaiſer empfängt 
den ſpaniſchen Gefandten und nimmt das Notificationzfchreiben des 
nenen König? Alfons von feiner Thronbefteigung entgegen. 

27. Januar. (Defterreich.) Abg.Haus: erklärt ſich für Unter- 
Handlungen mit Italien wegen Ausbau der Tarvis-Ponteba-Bahn. 
Zriejt widerjtrebt dem Plan, der Venedig günftig ift, mit Heftigkeit. 


27. Januar. (Ungarn.) Unterhaus: Beginn der Budgetdebatte. 
Ghiczy entiwidelt feinen Vorfchlag, die Hälfte des Deficits (13 Mil- 
lionen) durch neue Steuern zu deren, wodurch die Ausgaben bis 
1877 gededt werden könnten, und legt zu biefem Ende hin einen 
Geſetzesentwurf betr. eine allgemeine Einfommenfteuer vor. 

29. Januar. (Ungarn.) Unterhaus: Fortſetzung der Budget- 
debatte: Sennyey (confervativ) entwidelt ein volljtändiges Programm 
durchgreifender Reformen im Innern, wobei er betont, daß an dem 
Ausgleich mit Cefterreich von 1867 forwie an dem Parlamentarigmug 
feftgehalten und die möglichſte Befriedigung der Nationalitäten an= 
gejtrebt werden müſſe. Die Eteuererhöhung veriwirft er, meint viel- 
mebr, fi mit den Anlehensreften und neuen Anlehen jo lange be= 
helfen zu können, bis die von ihm vorgefchlagenen Reformen die 
verheißenen Früchte getragen haben würden. 

30. Januar. (Defterreich.) Der Frinanzminifter contrahirt 
auf Grund bes Gefehes vom 13. Dezember 1873 zum Zwecke ber 
Hörderung des Eifenbahnbaues eine fchwebende Schuld im Wege der 
Emiſfion von Schabfcheinen im Gefammtbetrage von 25 Millionen 
Gulden Noten. Diefe Schaßfcheine, welche auf den Inhaber Lauten, 
jollen am 1. Mai 1878 im Nominalbetrage eingelöst und mit jähr⸗ 
ih 5 Procent verzinst werben. 


— Januar. (Defterreih.) Trotz des wieder verfammelten 
Reichsrathes und troß der Vorgänge in Ungarn, bie einen totalen 
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Umſchwung der Parteiverhältniffe wenigſtens bereits als möglich er= 
icheinen Laffen, ift e8 doch der Prozeß Oſenheim, der das Intereſſe 
der öffentlichen Meinung in den weiteften Kreifen abforbirt. 


Das Zeugenverhör Hat ala mefentlichites Nejultat ergeben, ba das 
panae Reviſorenweſen, wie es bisher betrieben twurde, purer Wind ift und 
ie betheiligten Bantlierd, die zwar fich dagegen veriwahrten, daß fie ich 
bei der Ausübung ihres Reviſorenamtes irgendivie hätten beeinfluffen laſſen 
oder ihrer Pflicht nicht nachgelommen wären, mußten offen eingeftehen, daß 
eine gründliche Revifion der Bücher und des Gebahrens einer Eifenbahn von 
Seite des beftellten Reviſorenausſchuſſes eigentlich weder beabfichtigt noch 
möglich fei. Das ganze Revifionsgejchäft wird durch Stichproben abgemadht. 
Noch charakteriftifcher find die Uber das Strohmännerweſen abgegebenen Voten. 
Es wurde dur) Vernehmung einzelner, welche an der Generalverfammlung 
theilgenommen, erhärtet, da biefelben als Strohmänner fungirten, ja es 
wurde fogar erwieſen, daß einer der in ben Aufſichtsrath Gewählten ſelbſt 
nur ein Strohmann war, da3 heißt, feine Aktien beſaß. Der als Zeuge vor: 
gerufene Direktor der Nationalbank Stern, alfo eine in jeder Beziehung kom⸗ 
petente Perfönlichkeit, tritt denn auch mit der Behauptung hervor, bat das 
Etrohmännerweien nnenibehrlich fei, und daß ohne Strohmänner überhaupt 
feine Generalverfammlung zu Stande kommen könne. Ja noch mehr, alle 
anderen aud ber Finanzwelt vorgerufenen Zeugen erklärten dasjelbe. Die 
Berwaltung ber Lemberg⸗Czernowiczer Bahn hat demnach nur gethan, was 
fi) auch die Verwaltungen aller anderen Eiſenbahnen Drfterreichd haben zu 
Schulden kommen lafien und wenn die erftere für alle anderen büßen Toll, 
fo ift Ofenheim auch innerhalb jener Verwaltung jedenfall3 nicht der allein 
Schuldige. Durch den bisherigen Gang des Prozeſſes fieht ſich daher bie 
Stantsanwaltichaft vor die Alternative geftellt, enttweber den ganzen Prozeß 
oder wenigſtens eine Reihe von Ankflagepunkten, von welchen mehrere jede 
Etichhaltigkeit verloren haben, fallen zu laffen, oder bie Anklage auf eine 
große Anzahl von Perfonen auszudehnen, die ihr Thun und Laffen entweder 
mit jenem des Angeklagten identificixten, oder ihm entlaftende, lobeserfüllte 
Ehrenerklärung gegeben. Lebtere Alternative fcheint nicht gut möglich, denn 
eg würde bies fo viel bedeuten, als die Spitzen der politiichen Gefellichaft 
Defterreichd auf die Anklagebant bringen zu wollen. Befinden fich doch unter 
den Perfonen, welche ſolche Erklärungen für den Angeflagten vor Gericht ab: 
gegeben haben, nicht bloß die Häupter der polniſchen Ariſtokratie, die Fürſten 
Sapieha und Zablonowski, die Grafen Potodi und Vorkowski ꝛc., fondern 
auch hervorragende Perfönlichkeiten aus der Advolatenwelt, wie ber allgemein 
eachtete Wiener Hof: und Gerichtsadvolat Dr. Weißl, eine der hervorragend: 
fen PVerfönlichkeiten ber engliſchen Juriftenmwelt Mr. Drake, und mas am 
ſchwerſten ind Gewicht fällt, vier Minifter verjchiedener Syſteme in Oeſter⸗ 
reich, unter diefen Hr. v. Plener, der Fahnenträger des Bürgerminifteriums 
Dr Giskra und der ng Minifterpräfident Graf Potodi ꝛc. Es wird 
dekhalb großer Meberlegung bedürfen, bevor man ſich entichlieht, Durch bie 
Aufrechthaltung mancher Anklagepunkte gegen Ofenheim, deren Stichhaltigkeit 
von den hier aufgezählten Perfönlichkeiten beftritten wird, die Höchften Sphären 
ber Gefellichaft Oeſterreichs ſchwer zu compromittiren, und da die politiichen 
Gonfequenzen, wenn man fich Hiezu — — nicht zu berechnen wären; 
denn die Nothwehr ber auf biefe Weile in Mitleidenfchaft gezogenen Pers 
onen würde e3 erheilchen, auf Hunderte und Hunderte anderweitige Vor⸗ 
fommmifle bei anderen Gelellichaften Hinzumeifen, bei welchen dasſelbe ge 
ſchehen wie bei der Lemberg⸗Czernowiczer Eiſenbahn, und ehe man fichs vers 
fieht, wäre die Beſchuldigung fat auf alle Geſellſchaftskreiſe Oeſterreichs aus: 
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— Allerdings kann der Nachweis, es könne anderen Perſdulichkeiten 
asſelbe zur Laſt gerrat werden, welches den Grundgedanken der Bertheidigung 
des Angeklagten bildet, nicht zur Beichönigung feiner Handlungen ausreichen; 
allein es ift doch immer von eminenter Bedeutung, daß diejer Nachweis a 
egenüber dem im Amte befindlichen Handeläminifter, aljo gegenüber dem: 
—5 Manne, welcher der Urheber des ganzen Procefſes iſt, wie aus ber 
ſenſationellen Zeugenvernehmung des Miniſters hervorging, geliefert werden 
konnte. Aus dieſer Zeugenvernehmung ging in der That hervor, daß auch 
Banhaus, wenn auch in kleinerem Maßſtabe, wie er an die Verhältniſſe des 
damaligen — eines böhmiſchen Gutsbeſitzers gelegt werden muß, 
bei der Gründung der Böhmiſchen Nordbahn in ähnlicher Weiſe entlohnt 
worden iſt wie ber Angeklagte Ofenheim. Ja die Entſcheidung der Frage. 
ob Banhans auch bei der a einen Gruündergewinn einges 
ftrichen, blieb nur deßhalb in Sufpenjo, weil der Präjident die Gerichtsver⸗ 
Handlung in dem Augenblic ſchloß, wo fich der Bertheidiger dem einen Jolchen 
Gewinnsbezug leugnenden Handelöminifter gegenüber eine Quittung über jenen 
Betrag zu produziren anſchickte. Die Stellung des Handeläminifterd wird 
denn auch bereit3 ziemlich allgemein für durchaus unhaltbar erachtet. Das 
innere Getriebe des öfterreichtichen Eiſenbahnweſens, Die — der ſtaat⸗ 
lichen Neberwachung wurden durch den Prozeß in ſchonungsloſeſter Weile 
bloßgelegt und das fremde Kapital wird geradezu verſcheucht. Welchen pein⸗ 
lichen Eindruck mußte es auf den engliſchen Rechtsfreund machen, daß es ihm 
vorbehalten war, einen der wichtigſten Punkte, auf welchen die Anklage gegen 
Ofenheim bafirt, nämlich den Verdacht, 190,000 Pfd. Et. „Vorauslagen“ 
für fih und die Verwaltungsräthe verwendet zu haben, durch die VBorlegung 
der Driginalguittung de3 Heren Thomas Braffey zu zerftreuen, und bem 
Gerichtöpräfidenten jeden weiteren Verſuch, fich über die Verwendung Diejer 
Summe zu erkundigen, dadurch abzufchneiden, daß er mit trodenen Worten 
erklärte, da3 gehe niemand etwas an, das fei fein (Brafſey's) Geld gemeien. 
Alles in allem genommen fommt man immer mehr und mehr zu der Ueber: 
zeugung, daß die Anftrengung dieſes Prozeſſes ein verhängnißvoller Mikgriff 
war, geeignet, die wirthichaftlichen, politifchen und leider auch rechtskundigen 
Kreife ſchwer in ihrem Anfehen zu ichädigen, während der eigentliche Zweck 
de3 Prozeffes, die Ahndung der von Ofenheim zu beffen eigener Bereicherung 
begangenen gewinnſüchtigen Handlungen, vielleicht genügend Hätte erreicht 
werden können, wenn man gegen den damaligen Pireltor der Lemberg⸗Czerno⸗ 
wiczer Eifenbahn die eig vorgejehene ftrafiveife Entlaffung angewendet 
hätte. Nie wäre dann Ofenheim zu der Chance, die ihm jebt ber Prozeß 
bietet, gelangt, eventuell ala Märtyrer aus der Affaire herborzugehen, noch 
hätte ex die Möglichkeit gehabt, fich den meiteften Streifen als ein in feinem 
Fache, wie in der Dialektik gleich bedeutendes Talent zu präfentiren. 


1. Februar. (Ungarn.) Unterhaus: Yortfegung der Budget- 
bebatte. Auch Lonyay erklärt fich gegen die Vorfchläge Ghiczy's und 
will ftatt 13 höchſtens 5 Millionen neuer Steuern zugeben, welches 
Zugeftändniß er überdieß von der Vorlage eines Normalbudget? ab- 
bängig macht. 

3. Februar. (Ungarn.) Unterhaus: Fortſetzung der Budget: 
debatte: Koloman Tisza, der Führer der Linken, beantragt, dag 
Budget nicht einmal ala Grundlage der Specialdebatte anzunehmen 
und begründet den Antrag in einer Rede, die mehr ala Programm- 
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rede und die förmliche Aufſtellung einer Miniſtercandidatur Seitens 
der Linken iſt. 


Unter der Stille geſpannteſter Erwartung und intenfivſter Aufmerkſamkeit 
ſtellt Tisza das Anerbieten der Partei:Eoalition, aber in ınöglichit infinuanter 
Weiſe und in einer für das politische Gewiſſen der Gegner möglichft ſchonen⸗ 
ben Korn. Nuftatt des hie und da don der Dppofition in Höchit unparlas 
mentarifcher Anwandlung ausgeipielten Trumpfes, daß bie eigentliche Majo⸗ 
rität bes Volkes ihr gehöre, ſpricht es Tisza unummuuden aus, daß die 
Mehrheit ber Nation fich für den ftaatsrechtlicden Ausgleich ausgeſprochen 
habe. Für die Anfichten, welche Tisza über die gemeinjamen Angelegenheiten 
und den Ausgleich entwidelt, kann es kaum etwas Bezeichnenderes geben, 
ald den Umſtand, daß diefer Theil der Auzeinanderjegung felbft dem lebhaften 
Beifalle der Minifterbant begegnete. Ter auf die Parteiverhältniffe bezügliche 
Theil ber Tiezaſchen Rede ruft im Haufe bie größte Senjation hervor und 
wenn man nach dem Beifalle ſchließen will, der fi) von den Pänfen ber 
Majorität vernehmen läbt, könnte man fait meinen, der Appell Tisza's ſei 
auf keinen unfruchtbaren Boden gefallen. Die große Ueberraſchung in ber 
Budgets Debatte, die Viele von Baron Sennyey erwarten wollten, ift mit 
biefer Rebe von Tisza Ahagegangen. Worauf Tidza fußt, ift die Thatjache, 
daß auch bie bisher herrichende Deakpartei vor einer Erhöhung ber Steuern 
um 13 Mil. zurückſcheucht. Weder Sennyey noch Lonyay wollten fie zuge⸗ 
ſtehen Sennyey war ald Prätendent, Lonyay ala Kandidat‘ um da3 Bortes 

ille des Minifterpräfidenten aufgetreten, und der Eine wie der Andere 

tten ihre Hände über die Köpfe Bitto’3 und Ghiczy’3 hinweg und weit 
über den Rahmen ber Zeakpartei hinaus der Oppofition entgegengefwedt. 
Eennyey und Lonyay waren dem linken Centrum mit der Friedenspalme in 
den Händen entgegengegangen. Tisza nun hat in feiner Rede eine über: 
tafchend deutfiche Antwort gegeben. Um ben Preis, daß die Deakpartei zum 
Sturze des gegenwärtigen Minifteriums die am biete, ftellt er dieſer eine 
Goalition in Ausſicht, die praftiich auf Fuſion hinausläuft. Wohl fucht 
Tisza no den Schein zu wahren; er bleibt ein unverjöhnter Gegner des 
Ausgleichsgefetzes; dieſes Geſetz aber proflamirt er gleichzeitig als unantafts 
bar, jo lange es nicht im Einvernehmen mit allen 5 — geändert iſt; 
ferner geſteht er zu, daß die gemeinſamen Ausgaben wahrſcheinlich noch größer 
wären, wenn fie der ungariſche Reichdtag votirt hätte, und daß die Ausgaben 
für die Armee abſolut nicht zu reduciren fein. Woran Tisza in feiner Rede 
rüttelt, iſt das Zoll» und Handelsbündniß und die Bantangelegenheit; dieſe 
—7 hat aber die Deakparlei bereits in ihr Programm aufgenommen. Ganz 
o wie früher Ghyczy, hat nunmehr auch Tisza das Geſtändniß abgelegt, 
daß der Ausgleich vom Jahre 1867 fo Lange feititehe, bis alle gefeggebenden 
Darm fih für eine Aenderung — und daß er u. er Wir: 
ung und Durchführbarkeit des ftantörechtlichen Programmes der Linken fich 
etäufcht Habe. Auch hat er der gemeinfamen Armee gegenüber feine feinds 
Felige altung aufgegeben. Er hält jomit feine Zeit für gekommen. 


7. Februar. (Ungarn) Es ift bereit3 außer Zweifel, daß 
das Minifterium Bitto⸗Ghiczy fi) nicht mehr auf die Deakpartei 
ala gefchloffene Regierungspartei verlaflen kann. Bitto erflärt daher 
im Deakclub, die Regierung fei entichloffen, unmittelbar nach Be— 
endigung ber Generalbebatte über das Budget ihre Demiffion zu 
verlangen. Ser Club beichließt darauf hin, dag Budget nach Ben 
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endigung ber Generaldebatte als Grundlage für die Specialdebatte 
anzunehmen. 

9. Februar. (Defterreicdh.) Erzherzog Johann Salvator, 
Dberitlieutenant in der Artillerie (geb. 1852, ein jüngerer Bruder 
bes Großherzogs von Toscana), wird wegen einer gegen Deutfchland 
gerichteten Broſchüre unter Aufhebung feiner Verwendung bei ber 
Artillerie, wie es jcheint, zur Etrafe, zu einem Anfanterieregiment 
verſetzt. 

Die Broſchüre erachtet die Nebereinftimmung Oeſlerreichs, Deutſchlands 
und Rußlands und die auf ihr bafırende Politik Defterreichd als keineswegs 
fo feft begründet, daß Defterreich nicht trachten müßte, fich für alle Eventua⸗ 
Titäten gerüftet zu Halten. Der Berfaffer erblidt Lediglich in einer dauernden 
Allianz mit Rußland die „Bürgichaft einer glücklichen Zukunft“, infofern 
diefe Allianz „militärifch mit der Sicherung bed Rüden? gleichbedeutend“ ift: 
unfere ftrategifche Yront ift endgültig ausgeſprochen. „Zenn — To fährt 
der Verfaſſer fort — troß aller Syreundichaftsverficherungen müflen wir uns 
deſſen vollkommen Kar fein, daß die exrpanfiven Befiebungen bed benachbarten 
preußifch-deutichen Reichs die Integrität ber Monarchie gefährden“, feit „natio« 
nale Einigung und nationale Annerion zum Princip der modernen Staaten: 
bildung geworben“ find. Es wird fodann der landläufige Sab angefochten, 
ber Zerfall Defterreichd jei nur eine Frage ber Zeit und es bedürfe dazu 
feines Krieges: „es bedarf eines Krieges’ — erflärt die Flugſchrift — „und 
biefer Krieg muß kommen, da es einmal unjere Nachbaren nach dem fchönen 
Land an der Donau gelüftet und Deutichlands Grenzen auch nach Oſten einer 
Erweiterung bedürfen.” In Vorſchlag gebracht wird ſchließlich, um der nur 
von Deutichland Her drohenden Gefahr zum begegnen, die Befeftigung (xefp. 
die Erweiterung ber jchon vorhandenen Befeitigungen) von Prag, Olmüß, 
Therefienftadt und Joſephſtadt, die Anlegung von Brüdentöpfen bei Ems, 
Steyer, Tulln und Hainburg, endlich die Herrichtung Wiens zum Armee: 
Sammelplaß. 

10. Februar. (Defterreih.) Abg.-Haus: Der confeifionelle 
Ausschuß begräbt wenigſtens für dieſe Seſſion da8 projectirte Geſetz 
betr. Einführung der Civilehe. Derjelbe nimmt nämlich zwar in 
drei aufeinanderfolgenden Abftimmungen die Civilehe feierlichft „im 
Princip” an, aber 18 gegen 3 Stimmen find dagegen, daß das aı- 
genommene Princip auch nur als Borfrage an das Haus gebracht 
werde, und die Aufforderung an das Haus, einen neuen Ausſchuß 
zu wählen, der auf Grund jenes Princips ein Ehegeſetz zu entwerfen 
babe, wird gar mit allen gegen eine einzige Stimme abgelehnt. 

11. Februar. (Ungarn.) Unterhaus: Schluß der General- 
bebatte über dag Budget. Die deafiftifche Majorität ſtimmt noch- 
mals compakt dafür, dasſelbe ala Grundlage der Specialdebatte an⸗ 
zunehmen. Der Beichluß Hat jedoch Tediglich die Bedeutung einer 
Art Achtungsbezeugung gegenüber dem Minifterium. Der Minifter« 
präfident Bitto erfucht fofort, die Verhandlungen vorerft zu vertagen, 
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ba die Regierung über die veränderte Eituation der Krone berichten 
wolle. Die Beränderung Liegt in dem Webertritt Tisza's und der 
Linken auf den Boden des Ausgleichs von 1867. Bitto verreist 
alsbald nach Wien, um dem Kaifer die Demiffion des Cabinets zu 
übergeben. 

15. Tebruar. (Ungarn) Tisza wird von Bitto nach Wien 
berufen, um an der Bildung eines Coalitiondminifteriums Theil zu 
nehmen. 

16. Februar. (Defterreih.) Abg.=Haus: Auf eine Inter⸗ 
pellation bez. des Anſpruchs des Olmützer Domkapitels, daß für 
feine Ergänzung keine Candidaten nicht=adeliger Abkunft zuläſſig 
ſeien, erklärt der Cultusminiſter mit aller Entſchiedenheit, daß der 
Stiftungsbrief von einer ſolchen Bedingung abſolut nichts enthalte, 
daß dieſelbe aber auch im entgegengeſetzten Fall nach der Verkün—⸗ 
digung der confejfionellen Geſetze ala Hinfällig zu betrachten fein 
würde, und daß, wenn ein päpftliche® Breve das Adelserforderniß 
wirklich beitätigt haben jollte, dadurch der Geltung der Landesgeſetze 
fein Abbruch gefchehen fünne und werde. 

17. Februar. (Oeſterreich.) Abg.-Haus: revidirt jeine Ge- 
Ihäftzordnung. Die ezechiichen Mitglieder aus Mähren beantragen 
bei diejer Gelegenheit die Zuläjfigleit der Angelobung neu eintreten- 
der Abgeordneter unter Vorbehalt, natürlich unter Vorbehalt des 
fog. böhmifchen Staatsrechts. Der Antrag wirb abgelehnt und Die 
neu eintretenden Abgeordneten haben auch fortan vorbehalts⸗ und 
bedingungslos auf die Verfafjung fich zu verpflichten oder auf die 
Ausübung ihres Mandats zu verzichten. 

Auf eine entrüftete Interpellatton von beuticher Seite, ob es richtig, 
dab man in den mährifcden Schulen Landkarten und Lehrbücher confiscixt 
babe, welche einen beſonderen böhmiſch⸗mähriſch-ſchleſiſchen Staat conftituirten, 
deſſen Beherrſcher der böhmiſche König, „dermalen“ der öfterreichiiche Kaiſer 
Ban Joſeph fei, antwortet der Unterrichtäminifter: Daß die configcivenden 

ehörden mit vollem Necht eingejchritten und dab fie aus diefem Anlaß ans 
nn feien, Leine nicht Dark: approbirten Lehrmittel zum Gebrauch zu⸗ 
au s 

Eine außerordentlich ſtürmiſche Scene fpielt fich fchließlich ab, 
als die Gültigkeit der letzten Wahlen bes oberöfterreichifchen Groß⸗ 
grundbefites zur Sprache fommt, und der ultramontane Dechant 
Pflügel das Andenken Joſephs II. mit den Worten bejubelt: daß 
er „glüdlichertveife von dem Heren noch zu rechter Zeit und bevor 
er der Kirche noch mehr jchaden gekonnt, aus dem Leben abberufen 


worden“. Der Präfident laͤßt ben Ordnungsruf ergehen und der 
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Berichterftatter macht fich zum berebten Organ des „Abſcheus“, den 
eine folche, felbft das allgemeine menjchliche Gefühl verleßende „Rob- 
heit” hervorrufen müſſe“. 

"19. Februar. (Sefterreich.) Schluß der Progeßverhandlungen 
gegen Ofenheim. Der Staatsanwalt hat, wie zu erwarten fland, 
einen Theil der Anklage fallen lafjen. 


19. Februar. (Ungarn) Abg.Haus: Eine Conferenz von 
je vier Mitgliedern der Deakpartei (Szlavy, Cſengery, Gorove und 
Szell) und der Linken (Tisza, Simonyi, Varady und Pechy) er- 
zielt eine vollfommene Verftändigung über die Baſis der Fufion, 
nämlich über die Bankfrage, den Zoll: und Handelsvertrag, die Re- 
form der Zuftizpflege und Adminiftration, und bejchließt, die Löfung 
der Trage wegen Dedung des Deficit? jener Perfönlichkeit zu über⸗ 
laſſen, welche mit der Cabinetsbildung betraut werde. Bitto nimmt 
fofort das Nefultat der Konferenz behiffs Berichterftattung an den 
Kaifer entgegen. 


22. Februar. (Defterreich.) Der Jahresbericht des Unter- 
richtsminiſteriums für 1874 bringt nicht nur ein Überfichtliches Bild 
der Entwidlung des gefammten djterreichifchen Unterrichtsweſens im 
verflofjenen Jahre, fondern gewährt auch einen Einblid in bie Re= 
gierungsaction betreff3 der Durchführung der Kirchengeſetze. 

Ter — verweist diesfalls auf die ſofort nach deren Sanction 
hinausgegebenen Erlaſſe an die Landesbehörden, die filh über alle in diefen 
Geſetzen enthaltenen, in den Bereich der Adminiftration fallenden Beſtimmun⸗ 
en verbreiten. In Angelegenheit des Pfründen-Beftenerungagefepes find die 
—5** en Erhebungen — nicht beendet, jedoch fügt der Vericht bei, daß 
nichtsdeſtoweniger die praktiſchen Wirkungen dieſes Geſetzes mit dem 1. Jan. 
d. J. eingetreten und mit dieſem Zeitpunkte die erſte Rate der Steuer fällig 
getvorden fei, wenn dieſelbe . erft jpäter erhoben werden fönne. Ein 
größeres Intereſſe kann die Tabelle über bie Vertheilung der Staatsſubven⸗ 
tion von ?/s Million an ben Seelſorge-Clerus beanspruchen. Dieſelbe ergibt 
eine Gefammmtzahl von 6345 Bittjtellern, von denen 5459 berückſichtigt 
worden find. Im Vergleich zu 1873 Hat fich die Zahl der Bewerber um 
369, und jene der Betheiligten um 650 vermehrt, dagegen die Zahl ber Nicht 
berüdjichtigten um 281 vermindert. Hiebei ift bejonders zu erwähnen, daß 
nicht wenige Seeljorger, welche bei früheren Vertheilungen wegen nicht ent⸗ 
ſprechenden ftaatsbürgerlichen Verhaltens —— bleiben mußten, nuns 
mehr mit Unterftübungen bedacht werden tonnten, da fie jeither in die Bahn 
eined vorwurfäfreien ftantäbürgerlichen Verhaltens eingelentt haben. Die Ordi⸗ 
nariate in Nieberöfterreich, Küftenland, Talmatien, Galizien, Bulowina, dann 
das Brünner Orbinariat haben ſich bei dem Geſchäfte ber Bertheilung wider 
dingt, die Ordinariate Böhmens, mit Ausnahme bes Ordinariats Leitmeriß, 
theils unbedingt, theils bedingt thätig erwieſen. Zagegen haben die Ordina⸗ 
riate in Tyrol, Oberöfterreih, Salzburg, Steiermark, Kärnthen, Krain und 
dad Olmüher Ordinariat ihre Mitwirkung abgelehnt. Bemerkenswerth ift 
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bie Zunahme ber Bewerbung in Eteiermark, Kärnthen, Oberöfterreich, Tyrol, 
Salzburg und Böhmen. . 

27. Februar. (Dejterreich.) Lfenheim wird von dem Ge- 
ſchwornengerichte freigefprochen. 

Tas Verdict der Geſchwornen lautet mit Stimmenmehrheit „nicht 
Ihuldig." Zenjelben find 9 Tragen vorgelegt worden und in den meiften 
Punkten anerlennen nur 2, 3 Stimmen eine a in der Schwellenfrage 

ar feine, jelbit in der „Provifionsfrage” ſprechen nur 5 ein „Schuldig.” 

a3 Urtheil des Gerichtshof? lautet demnach: „Viktor Ofenheim, Nitter von 
Pontenrin, wird don der gegen ihn wegen Verbrechens de3 Betruges erhobenen 
Antlage freigeiprochen;; die Privatbetheiligten werden mit ihren Erjahanfprüchen 
au den Civilrechtsweg gewiejen, die Stoften des Prozeſſes find vom Staate 
zu tragen.” 

Während das im Gerichtöfanle verfammelte und wie behauptet wird, 
fünftlich zufammengejegte Publikum die Schamlofigleit hat, die Freiſprechung 
mit hellem Jubel zu begrüßen, entringt fi) in den aufgeregten Stunden der 
darauffolgenden Abende der Bevölkerung doch vielfach ein Aufichrei fittlichen 
Entjegend. Staatsanwalt wie Vertheidiger hatten die als Geſchworene aus⸗ 
geloſten Mitglieder der intelligenten Stände abgelehnt. Es ſaß daher auf 
der Gejchworenenbant überwiegend jener gerade in Wien fo denkfaule und 
fittlicd Haltlofe Spießbürger, ber, wo e3 ſich nicht um feinen eigenen Vortheil 
handelt, am Liebſten fünf gerade jein läßt“ 

Der Handelgminijter Banhans geht nach Beendigung des Pro- 
zeſſes mit Urlaub nach Stalien. 

28. Februar. (Ungarn) Das neue Coalitionsminifterium ift 
gebjldet: Wendheim behält nebjt dem Präfidium die Stelle am Hof— 
lager, das innere erhält Tisza, die Communication Thomas Pechy, 
die Finanzen Szell, den Handel Yrhr. dv. Simonyi, die Juſtiz Bela 
Perczl, Trefort den Eultus, Ezende das Honved-:Minifterium und 
Graf Pejacſevics das croatifche. Tisza iſt ohne Zweifel die Seele und 
thatfächlich da8 Haupt der neuen Regierung, Baron Wenkheim fteht 
nur formell und um der Deafpartei den Uebergang des entfcheiden- 
den Einfluffes auf die bisherige Linke zu erleichtern, an der Spike. 


1. März. (Geſterreich.) Abg.⸗Haus: Eine Conferenz der 
Majorität beichließt, den Antrag Wildauer, der dahin ging, die 
Schulauffiht in Tyrol troß des Widerftandes der clericalen Mehr: 
beit de3 dortigen Landtags gefehlich zu regeln und die Sonderſtel⸗ 
Yung des galizifchen Landesſchulraths zu bejeitigen, für diefe Seffion 
fallen zu Taflen, da die Regierung denfelben für inopportun erklärt, 
weil er die Gefahr eines erneuerten Ausſcheidens der polnifchen Ab» 
georbneten aus dem Reichstag nahe lege. 

2. März. (Ungarn.) Unterhaus: Conferenz der Deakpartei. 
Diefelbe beichließt die Fufion mit der Linken und ferner, dad neue 
Gabinet auf Grund des von Baron Wenkheim ihr vorgelegten Pro- 
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gramm zu unterftüßen, fich aber bezüglich jeder einzelnen Trage 
das Hecht, beiondere Beichlüffe zu fallen, vorzubehalten. Die Linte 
befchließt in ihrer Parteiconferenz, die Fufion unbedingt anzunehmen 
und die neue Regierung ohne Vorbehalt zu unterftüßen. 

3. März. (Ungarn) Unterhans: Ein Reſcript des Kaiſers 
theilt bdemfelben die Bildung des neuen Minijteriums Wenkheim- 
Tisza mit. Wenkheim trägt fein Programm vor und betont, daß er 
Männer beider Parteien gewonnen habe, deren Mitwirfung zu der 
Erwartung berechtige, daß die Yunction der Gefehgebung nad) dem 
Ausgleich der Gegenſätze der Parteien jegengreich fein werde. Sen⸗ 
nyey und Lonyay erklären, mit ihren Gefinnungsgenofjen der neuen 
Fuſionspartei zwar nicht beitreten zu können, der neuen Regierung 
aber nur eine loyale Oppofition machen zu wollen. 

Die neue Fufionzpartei conftituirt ſich. Tisza erklärt, daß er 
als Minifter Feine Sonderintereffen verfolgen, nie ohne die Zuffim- 
mung jeiner Miniftercollegen Handeln oder dem Haufe Vorſchläge 
machen werde, ohne vorher die k. Genehmigung eingeholt zu haben. 
Die Partei zählt fofort 235 Mitglieder und befchließt, den Namen 
„Liberale Partei” anzunehmen. Außerhalb derjelben bleiben im Unter- 
baufe nur noch nach links die Nationalitätsparteien und die äußerjte 
Linke, nach recht? Sennyey mit feinen Anhängern als conjervative 
Fraktion. Lonyay kann fich mit Sennyey nicht verjtändigen und 
bleibt daher für fi in einer Art oppofitionellen Sonderftellung, 
während feine Anhänger in der neuen Fufionzpartei aufgehen. Die 
bisherige Deakpartei ift Über die neue Wendung der Dinge nicht 
gerade entzüdt: die Leitung ift entichieden von ihr auf Tisza und 
die bisherige Linke übergegangen. 

4. März. (Oefterreih.) Der Kaiſer beichließt, in dieſem 
Frühjahr Dalmatien zu bereifen und bei diefer Gelegenheit den König 
von Italien zu befuchen, wofür er, in der That großherzig, jelber 
das einft feinem Scepter unterworfene Venedig vorjchlägt. Die voll⸗ 
ftändige Berföhnung mit Italien wird dadurch von vornherein con= 
ftatirt und foll durch die Zufanımenfunft in Venedig noch fefter ge= 
Inüpft werden. 

5. März. (Defterreich.) Abg.Haus: Der confeffionelle Aus— 
ſchuß legt deinfelben einen Geſetzesentwurf betr. die äußeren Rechts— 
verhältniſſe der Altkatholiken vor. 


Ter Entwurf vermeidet die Bezeichnung Altkatholilen und umſchreibt 
biefelben, jedenfalls ſehr weitläufig und vielleicht nicht ganz zutreffend, als 
„jene Katholiken, welche alle Lehrjäge der katholiſchen Kirche, mit Ausnahme 
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ber in der päpftlichen Bulle pastor aeternus vom 18. Juli 1870 verfünbdeten 
Lehrfäße von dem unfehlbaren Lehramt und don der Höchften ordentlichen 
und unmittelbaren Jurisdiction des römiſchen Papftes, anerkennen.” Ser 
Vorſchlag geht übrigens nicht weiter ala eben nöthig ift, denn es follen „jene“ 
Katholiten nur berechtigt fein, eigene und den bisherigen kirchlichen Obern 
nicht unterjtehende Kirchengemeinden zu bilden, und die Genehmigung dazu 
darf nicht verweigert werden, wenn die einzureichenden Statuten nicht? Gefeh: 
widriges oder fittlidy Anftößiges enthalten und wenn das Vorhandenſein Hin: 
reichender Mittel nachgewieien wird. 

> März. (Defterreich.) Bilchof Rudigier von Linz fchließt 
mit der Regierung und den confejlionelen Geſetzen eine Art Separat⸗ 
frieden ab. 

Er wollte ſich nämlich der Vorſchrift in dem Geſetz über die Rechts: 
verhaͤltniſſe der katholiſchen Kirche, nad) welcher auch bei Anftellung von 
Pfarrverweſern an die Stantsbehörde die Anzeige zu erftatten ift, durchaus 
nicht fügen und wurde deßhalb wiederholt mit Geldbußen beitraft. In feiner 
Noth wandte er ſich an die römische Curie, und biefe geftattete ihm, auf den 
Standpunft des modus vivendi fi zu ftellen. Der Papft hat Bilchof Rus 
digier die Eonceffion, bei Anjtelung von Pfarrverweiern auf incorporixte 
Pfründen die Anzeige an die Regierung zu machen, durch den Nuntiug in 
Wien mit den Worten ertheilen lafjen: „Non dissentit tolerari posse“. (Es 
widerjpricht nicht, daß es geduldet werden könne.) Hiezu macht Biſchof Ru: 
bigier in feinem Tidcefanblatte folgende Bemerkung: „Aus diejer päpftlichen 
Stundgebung ijt zu entnehmen, bak es den Bilchöfen vom kirchlichen Stand: 
punkt au nunmehr erlaubt, aber auch jet noch nicht vorgejchrieben ift, derlei 
Pfarrvicare vor ihrer Anftelung zu dem Ende der Staatsregierung nambaft 
u machen, zu welchem ihr die anzuftellenden Pfarrer namhaft gemacht wer⸗ 
den. Ich Habe dem Herrn Statthalter unter dem 31. Januar d3. Is. den 
Wortlaut von dem Schreiben des Herrn Nuntius bekannt gegeben und dabei 
ihm erklärt, daß ich, jo lange diefe päpftliche Entichliegung in Kraft befteht, 
im Hinblick auf diejelbe vor Anftellung eines Seeljorgerd auf einer incorpo= 
rirten Pfründe an ihn die Anzeige wie bei Pfarrern machen werde“. 


5. März, (Ungarn) Unterhaus: wählt Ghiczy falt ein 
ftimmig zu feinem ‘Präfidenten. I 

8. März. (Ungarn) Unterhaus: Der neue Finanzminifter 
Sell erflärt, daß die Regierung, da fie vor einem fertigen Budget 
ftehe, dasſelbe acceptire und betreff3 einzelner Punkte desjelben bei 
der Specialdebatte Anträge Stellen werde. Das Ergebniß der Schluß: 
rechnung pro 1874 werde noch weitere Abftriche ermöglichen. 

17. März. (Defterreich.) Abg.=Haus: nimmt den ihm vom 
eonfejfionellen Ausſchuß vorgelegten Geſetzesentwurf betr. die äußeren 
Rechtsverhäftniffe der Altlatholiten mit geringer Mehrheit an. 


Ser Entwurf gewährt ben öfterreichiichen Altkatholifen wenig, aber 
doch etwas: fie können Gemeinden bilden und Matrileln ordnen und ihre 
Ehen dürfen von ben NUltramontanen nicht mehr ala Concubinate bezeichnet 
werden. Don einer Theilung bes ar mer wie in Preußen und Baden, 
ift dagegen feine Rede. Allein es ift jehr zweifelhaft, daß der Entwurf Geſetz 
werbe: das Herrenhaus wird ihn dor feiner Vertagung nicht mehr berathen, 
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unb wenn e8 im ben follte, fo ift bie ob er bie 
Yiferliche Genehmigung erhalten wid. — 

18. März. (Oeſterreich.) Abg.Haus: nimmt den Geſetzes⸗ 
entwurf betr. Errichtung eines oberfien Berwaltungsgerichtshofs, der 
bereits die Genehmigung des Herrenhaufes erhalten bat, auch feiner- 
ſeits an. 

18. März. (Scefterreich: Böhmen.) Bei ben Ergãnzungs⸗ 
wahlen zum Landtag fiegen die Jungczechen wenigſtens in einem 
Stadt- und in einem Landiwahlbezitt, wodurch ihre Anzahl im Land- 
tag von 7 auf 9 Mitglieder fleigt. 

19. März. (Defterreih.) Abg.-Haus: nimmt die Delega⸗ 
tionswahlen vor. Die «zechifchen Abgeordneten Mährens erffären, 
an denfelben Teinen Theil zu nehmen, weil die deutſchen Abgeord⸗ 
neten Mährens biebei auf fie doch feine Rüdficht nähmen. 

20. März. (Defterreich.) Abg.Haus: genehmigt die Vor⸗ 
lage der Regierung betr. Errichtung einer deutfchen Univerfität in 
Czernowitz, lehnt dagegen auf den Betrieb des Abg. Herbft diejenige 
betr. Rordweftbabnfufion ab. Echluß der Eeffion. 

20. März. (Defterreich.) In Folge des Prozefſes Ofenheim 
wird Fürft Sapieha, der bisherige Präfident der Lemberg-Ezerno- 
wiczer Eiſenbahn, ala Landtagsmarſchall von Galizien durch den 
Grafen Potodi erfeßt und dem Abg. Giskra bedeutet, daß er nicht 
mehr als boffähig angejehen werde. 


5.—7. April. (Defterreih-Ungarn) Zuſammenkunft des 
Kaiſers mit dem König von Stalien in Venedig. Der Kaifer ift 
vom Grafen Andraffy begleitet, der König dom Kronprinzen und 
dem Prinzen Amadeus, den meilten Miniftern und dem Kammer: 
präfidenten umgeben. Der Empfang und der Umgang der beiden 
Monarchen ift ein überaus freundfchaftlicher und herzlicher; die 
Stadt iſt prachtvoll deforirt und die Aufnahme des öſterreichiſchen 
Kaiſers Eeitena der Bevölkerung eine enthufiaftifche. Zum erften 
Mal ertönt wieder, und biegmal freiwillig, die öfterreichifche Volks⸗ 
Hymne auf dem Markusplake. Die Ausföhnung zwiſchen Tefterreich 
und Italien ift eine vollendete Thatfache, und Stalien tritt mehr 
und mehr in den Kreis des Öftlichen Dreikaiferbündnifies. 

6. April. (Deiterreich.) Eröffnung der Seffion der verjchie- 
denen Landtage mit Ausnahme besjenigen von Dalmatien. 


6. April. (Defterreich: Krain.) In Laibach, welches bisher 
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das merkwürdige Beilpiel einer fortichrittäfreundlichen und verfaf- 
Tungätreuen Inſel mitten in den Wogen des Slovenenthums, die fonft 
dag ganze Land Krain überſchwemmten, darbot, fallen von 5 Er= 
gänzungswahlen in die Gemeindevertretung 4 auf Elovenen, nur 
eine auf einen Verfaffungstreuen, während die Nationalen es bisher 
nicht gewagt hatten, für die Laibacher Communalwahlen auch nur 
Candidaten aufzuftellen, da fie des Mißerfolges ficher zu fein glaub- 
ten. Der jlovenifche Andrang ift in Krain doch noch immer ftärker, 
als man Fürzlich annehmen zu dürfen geglaubt hat. 


7. April. (Defterreich.) Der Kaifer tritt die Rundreife in 
Dalmatien an. 


7. April. (Defterreich.) Der Cardinal Raufcher erläßt einen 
ſehr heftigen Hirtenbrief gegen die Altkatholifen. Der „Obmann 
des Kirchenraths“ der altlatholifchen Gemeinde in Wien antwortet 
darauf mit einem „offenen Schreiben”, 


welches vor allen Dingen daran erinnert, baß „gerade ber Verfaſſer 

bes Hirtenbriefes an der Spige der Oppofition bes Concils gegen das Unfehl: 
barfeitsdogma gefämpft habe, und daß fein Katholik als verpflichtet zu er⸗ 
achten ſei, das zu glauben, was bie Bifchöfe jelbft ſchwach genug geweien, 
gegen ihre feierlichft Tundgegebene Heberzengung nachträglich zu acceptiren.“ 
as Schreiben jchließt mit dem Ausdrud der Hoffnung, daß, nachdem das 
Abgeordnetenhaus bereit? „für unfere Cache entichieden”, der Cardinal bald 
—* * werde, daß „die Stimme ber Gerechtigkeit auch im Herrenhaufe 

ör finde.” 


9. April. (Defterreich: Tyrol.) Landtag: Die Welfchtyroler 
treten in den Landtag ein unter Abgabe folgender Erflärung: 


„Die Abgeordneten, welche in ben früheren Selfionen dieſes hohen 
Landtages von jenen Wahlcollegien gewählt worben find, welche fie auch dieſes 
Jahr wiederwählten, haben bisher aus eigener ei er ang und um ben 
Adfichten ihrer Wähler zu entiprechen, geglaubt, vom Mandat feinen Gebrauch 
machen zu jollen, weil e3 ihnen ſchien, daB die Lage, welche dem italienijchen 
Landestheile durch die Landesordnung geicbaften worden ıft, gegen das gute 
Recht und das Intereſſe ihres Landes ift, und weil fie keine Ausficht Hatten, 
in diefer hohen Verſammlung dieſen Uebelftand zu heben. Nachdem es jedoch 
durch die direften Wahlen zum Reichsrathe unjerem Lande möglich warb, 
unfere Anſprüche und unfere Beftrebungen ber verfaffungsmäßigen Beurthei⸗ 
Iung desſelben zu unterziehen, und nachdem die k. k. Regierung erllärt Hat, 
die Snitiative zu übernehmen, um unfere ProvincialsVerhältniffe innerhalb 
ber von ber Verfaſſung geftedten Grenzen zu regeln, halten wir es für unfere 
Pflicht, auf die einzige und mögliche Art für den beiferen Gang ber Ber: 
waltungsgeichäfte, welche dem Lande gemein;chaftlich find, Sorge, zu in 
Zu diefem Zwecke und in diefem Sinne nehmen wir, bad Princip ber Ab: 
ftinenz verlaffend, an dieſer Seifion des hohen Landtages kheil und verwahren 
und gegen jede entgegenftehende Interpretation unferer Handlungsweiſe, bie 
man, als gegen I Princip einer getrennten Verwaltung gerichtet, daraus 
ableiten möchte, die heute, wie ed immer war, unfer und unferer Wähler 
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fräftigftes Streben und unfere befländige Tendenz bleibt. Es ift unfer Wille, 
dab dieſes Princip unpräjudicirt bleibe.” 

Graf Febrigotti, der allein ſchon früher in den Landtag ein- 
getreten war, nimmt an der Grflärung nicht Theil. 

10. April. (Ungarn: Groatien.) Ber Banus Mazuranic 
Ichließt die Berathungen der neuernannten Ober⸗ und Vicegeſpäne 
über bie Bejehung der Beamtenſtellen und erklärt, eg müſſe endlich 
aufhören, daß die Beamten das Volk ala eine Erbfchaft betrachteten, 
deren Ausbeute ihr Xeruf fei, und es würde ihm zur höchſten Ge— 
nugthuung gereichen, wenn das Charafterijticon feiner Regierung in 
der Schaffung einer guten Adminiftration beftände. 

12. April. (Defterreih.) Die Regierung veröffentlicht eine 
Durchführungsverorbnung zum Religionsfonds-Steuergeſetz. Dasſelbe 
bildet ein weiteres twichtiges Glied in der Kette ber confelfionellen 
Geſetzgebung Defterreichg, die geräufchlos und allerdings etwas lang= 
fan, aber wie es jcheint, ftetig und wohl vorbereitet, in's Leben 
tritt. Gerade dieſes Geſetz Hat ſ. 3. der öfterreichiiche Episcopat 
nit dem größten Nachdrud perhorrezcirt. 

13. April. (Ungarn.) Unterhaus: Ecandalöfe Scene zwiſchen 
Tisza und den Veriretern der Nationalitäten. 


Der Anlaß dazu ift ein geringfügiger, trifft aber den wundeften en 
63 jollte dem ungarijchen (richtiger: a en) Nationaltheater in Pelt, 
obwohl es eine Subvention aus Landesmitteln bereits Hat, 2. noch ein 
underzinalicher Vorſchuß von 300,000 fl. d. W. aus Landesinitteln gewährt 
werden. Ta erhebt fi Miletitſch (dev Führer der Serben) und erklärt, daß 
ed unbillig wäre, zu Gunſten einer einzigen Nationalität für Beluftigungs: 
weckte eine folche Summe zu gewähren, wo die Serben, Romanen und Sach: 
In feinen Kreuzer für ihre Culturzwecke vom Staat erhalten. Natürlich ift 

iletitfch alsbald der Gegenftand des Angriff von Seiten der magyarifchen 
Abgeordneten. Ta erhebt fich aber ein ferbifcher Abgeordneter aus der früs 
en Militärgrenze ud vertheidigt Miletitfeh: Ungarn ſei fein magyarifcher 

ationalftaat, fondern ein Nationalitätenftaat; die Statiftit laſſe fich nicht 
wegdekretiven, und jo lang e3 in der Macht der Magyaren nicht ftehe, die 
Millionen von Slovaken, Serben, Romanen und Deutichen, welche die Mehr: 
heit des Landes bilden, zu magparifiren, fo lange feien fie nicht berechtigt, 
die Sache ihres Nationalthenters zu einer Landedangelegenheit zu machen, 
oder fie müßten das gleiche auch für die übrigen Nationalitäten thun. Da⸗ 
rüber bricht der Sturm los. Miniſter Tisza erhebt Ir und in ber größten 
Aufregung erklärt er dem ſerbiſchen Abgeordneten: e8 ſei ein Glück für ihn, 
ba er den Interfchied zwiſchen Nationalftaat und Nationalitätenftaat im 
Haufe jelbft gemacht, wo ihn die Immunität ſchützze, außerhalb des Hauſes 
würde er erfahren, daß der „magyarijche Nationalſtaat“ genug Kraft habe, 
um die Feinde des, „wagyarifchen Vaterlandes“ zu zermalmen (összetiporne). 
Die Scene, welche nach diefen Worten Tisza's folgt, ift unbeichreiblih. In 
den minutenlangen Applaus und bie „Eljend" der Mehrheit miſcht fich das 
Geſchrei der Gallerie. Bon ber andern Seite aber erheben ſich die Sachſen, 
die Kroaten, Romanen und Serben und verlaffen den Saal. 
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— April. (eſterreich.) Zwilchen der Regierung und dein 
Biſchof Rudigier von Linz bricht doch wieder eine ernfte Differenz 
aus. Die durch die Staatsgeſetze aufgehobenen geiftlichen Ehegerichte 
beftehen in Linz, einem amtlichen Echriftftüde zufolge, trobig fort 
und fungiren unausgeſetzt. Das bifchöfliche Ordinariat erklärt: „die 
der Kirche zujtehende Gericht@barkeit über die Ehe hat fie von Chrifto 
erhalten, und fie Tann ihr von einer weltlichen Gewalt ebenfowenig 
genonmen werden, als fie ihr don berfelben gegeben worden!“ 

20. April. (Dejterreich.) Der fürzlich ernannte Biſchof Binder 
von Et. Pölten erläßt eine Eurrende bezüglich der Regelung der Ver- 
bältniffe des Religionsunterricht?, in welcher er fich gänzlich auf den 
Boden der ftaatlichen confejfionellen Geſetzgebung fteltt. 

Diefelbe enthält detaillirte MWeifungen über das Verhalten ber State: 
cheten bei ftattfindenden Schulinfpeltionen, Weilungen über Vornahme und 
Deberwachung der religiöfen Uebungen der katholiſchen Echuljugend, deß⸗ 
gleichen Weifungen in Betreff der Prüfung aus der katholiſchen Religions: 
lehre bei öffentlichen Echulprüfungen. Dieſe Weifungen ſetzen alle bisher bes 
ftandenen, mit den ftaatlichen Geſehen collidirenden bifchörlichen Verordnun⸗ 
gen außer Kraft. Bilchof Binder fußt auf den zu Recht beitehenden ftaat: 
lichen Geſetzen und ertheilt feine Weifungen, unter Wahrung der Mürde und 
des Anſehens der Kirche, im Sinne diefer Geſetze. 

21. April. (Defterreich: Steiermark.) Landtag: Der Präfi- 
dent v. Kaiferfeld verweigert dem Abg. Frhrn. v. Raft dag Wort 
für Stellung einer Interpellation, welche die Ausweiſung des ſich 
3.3. in Graz aufbaltenden Anfanten Alfons, Bruder des Don Carlos, 
anregen wollte, da dies unzweifelhaft nicht in die Competenz bes Land⸗ 
tags falle. 

27.—29. April. (Cefterreich.) In Graz fallen in folge ber 
Anweſenheit und des zuden noch provocirenden Benehmen? de3 ſpani— 
chen Infanten Alfonjo, der der Bevölkerung wegen feiner barbari» 
chen Grauſamkeiten in Spanien eine verhaßte Ericheinung ift, tvie- 
berholt arge Tumulte vor, an denen fich namentlich auch die Stu— 
dentenjchaft betbeiligt. Die Behörden fchreiten zu ſpät energifch ein. 

28. April. (Defterreih: Böhmen.) Landtag: Die nicht er= 
Ichienenen 71 altezechijchen Mitglieder werden ihrer Mandate ver- 
luftig erklärt. 

Der Oberſtlandmarſchall theilt dem Landtage mit, daß er von 71 im 
Zandtage nicht erichienenen Abgeordneten ein Promemoria erhalten Habe, 
welches keine Rechtfertigung bed Ausbleibens ber Abgeordneten, jondern viel⸗ 
mehr Anschuldigungen gegen alles bisher verfaffungsmäßig Durchgeführte eut: 
Halte. Er werde das Promemoria wegen ber in demjelben geführten Sprache 
nicht verleſen Taffen. Der Yungezeche Sladkowsky gibt zu, daß das Verfah⸗ 
en des Oberftlandinarjchalis formell korrekt fei, lehnt ferner im Namen feiner 
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Partei jede aus der Politik der Paifivität entfpringende Berantwortlichkeit 
ab, glaubt aber, daß die materiellen Ausführungen des Promemoria beachtend- 
iwerth feien und beantragt defhalb die Verweifung desſelben an eine Com: 
miſſion von 15 Mitgliedern. Nach Tebhafter Debatte wird der Antrag Slad⸗ 
towaty’3 abgelehnt und merden darauf die altezechiichen Abgeordneten ihrer 
Mandate für verluftig erklärt. 


29. April. (Ungarn.) Die Regierung ernennt 13 neue Cher- 
gefpäne. Don diefen gehören nur 3 der bisher herrichenden Deak⸗ 
partei an, 10 dagegen der nunmehr an's Ruder gelangten Linken. 

— April. (Defterreid.) Die Eeffion der Landtage ijt bis 
dahin überall faft durchaus glatt verlaufen: in feinem einzigen der⸗ 
jelben ift die flantZrechtliche Yrage zur Sprache gebracht worden. 
Die Zeiten Haben fich doch fichtlich geändert: die Verfaffung befeftigt 
fih mehr und mehr. 


2. Mai. (Defterreich-Ungarn.) Der Kaifer empfängt auf 
feiner Rundreife in Dalmatien den Befuch des Fürften von Monte— 
negro. Es werden demjelben fouveraine Ehren eriviefen. 

2. Mai. (Geſterreich.) Da die nicberöfterreichifche Statt- 
balterei ihre Genehmigung beharrlich verweigert, jo wird die Wiener 
Hreimaurerloge Eofrates in Preßburg unter vielen Tyeierlichkeiten 
und bei Anweſenheit zahlreicher fremder Freimaurer aus Ungarn, 
Sefterreich, Frankreich und England inftallirt. 


5. Mai. (Ungarn.) Oberhaus: Der von der Regierung ein- 
gebrachte Geſetzesentwurf betr. die Reduktion der Gerichtshöfe erjter 
Inſtanz, der die kaum errungene Unabhängigkeit des Richterſtandes 
wieder Preis geben will, wird vom oberften Zandegrichter, dem judex 
curiae Graf Majlath, troß aller Anftrengung der Regierung und 
ihrer unbedingten Anhänger zu Falle gebracht. 


8. Mai. (Ungarn.) Unterhaus: nimmt, mit Ausnahme der 
äußerften Linken, nach dreitägiger Debatte das Budget ala Grund: 
lage der Epecialdebatte an. Auch die Fraction Sennyey ftimmt 
dafür, obgleich Eennyey betont, daß die neue Regierung noch immer 
fein greifbares, Hares Programnı vorgelegt habe, ein folides finan- 
zielle8 Programm aber ohne ein politifches nicht möglich fei. 

12. Mai. (Defterreich: Böhmen.) Landtag: erklärt fich in 
einer Refolution für Echubzölle. Das Wort Echubzoll wird zwar 
mit einer gewiſſen Wengftlichkeit vermieden, der Begriff tritt indeß 
deutlich genug hervor. Aehnliche Beichlüffe faflen auch die Landtage 
von Mähren, Steiermark und Niederöfterreich. Eine ſchutzzöllneriſche 
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Bewegung tritt feit der fortwährend och fteigenden twirthichaftlichen 
Noth auf den verfchiedenften Punkten der Monarchie immer intern 
fiver zu Tage. 

13. Mai. (Ungarn) Oberhaus: Die Regierung febt durch 
Aufbietung aller von ihr abhängigen Freunde, namentlich der Ober- 
gefpäne, den Geſetzesentwurf betr. Reduktion der Gericht&höfe erfter 
Snftanz doch noch durch. In Folge davon fcheiden ſich auch im 
Oberhaus zwei Parteien augeinander, cine liberale und die unbes 
dingte Regierungspartei. 

15. Mai. (Defterreich.) Der Kaiſer trifft von feiner Runde 
‚reife in Dalmatien nach anderthalbmonatlicher Abwefenheit wieder 
in Wien ein. 

Die Reife war für ben Kaifer vielfach eine äußerſt mühfame und an⸗ 
rengende. Die Öffentliche Meinung anerkennt denn us einmüthig die viels 
achen Opfer, die er damit feinen fürftlichen Pflichten gebracht hat. Das Re: 
ultat war im Ganzen ein befriedigendes, nur darin nicht, daß felbft die 
Anweſenheit de Monarchen nicht im Stande war, den jchroffen Gegenſatz 
und Wibderftreit der flavifchen und der italieniichen Elemente des Landes zum 
Schweigen zu bringen, geſchweige denn unter fich auszuſöhnen. Der Abichied 
von Dalmatien nit Liſſa geftaltete fich zu einem bejonders feierlichen, indem 
der Landtagspräfident mit dem Landesausſchuſſe, ſowie an 90 Podeſtas der 
größeren Orte Eid» Talmatiena ſich eingefunden hatten, um dem Kaiſer er: 
neuert die Huldigungen des Landes darzubringen. Die Repräjentanten der 

italienifchen Communen, bie gleichfalls ihr Erfcheinen auf Liſſa angekündigt 
Hatten, fehlten dagegen. 


20. Mai. (Defterreich.) Der Handelsminiſter Banhans erhält 
feine förmliche Entlaffung. Der bisherige Aderbauminijter Chlumetzy 
wird. zum SHanbelaminifter, Graf Mansfeld zum Aderbauminifter 
ernannt. 

22. Mai. (Defterreih.) Ber Kaifer läßt den jpanifchen 
Sinfanten Alfons, den Bruder des Don Carlos, ein äußerſt huld⸗ 
volles Handfchreiden überreichen. Die Bevölkerung von Graz fährt 
indeß fort, dem Prinzen ihre Abneigung und ihre Mißachtung deut= 
lih an den Tag zu legen. 

24. Mai. (Ungarn) Schluß der Seſſion und damit der 
legislativen Periode des Reichſtags. Die Thronrede ift ziemlich in« 
haltzleer: da8 neue Minifterium Wenkheim⸗Tisza vermeidet es noch 
innmer, dem Lande ein bejtimmtes und deutliches Programm vor= 
äulegen. 

30. Mai. (Defterreih.) An Wien wird daß neue Donau- 
bett, das die Hauptſtadt des Reichs erft zur Donauftadt im eigent- 
lichen Sinne des Wortes machen wird und innerhalb 5 Jahren mit 
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einem Aufttand von 24 Millionen erftellt worden ift, feierlich vom 
Kaifer eröffnet. 


1.—8.- Juni. (Ungarn) Eerbilcher Kirchencongreß in Carlo⸗ 
wi: Gin Reſcript des Kaiſers verfüntet demfelben die Eanction de3 
auf dem vorigen Gongreß berathenen Erganifationzftatuts, jedoch 
mit einigen Mobififatioren, die tem Congreß nicht zu weiterer Be- 
rathung vorgelegt, ſondern einfach oetroyirt werden. Wahl des flän- 
digen Ausſchufſes: Miletic, der Führer der ferbifchen Rationalpartei, 
nimmt die Wahl in denjelben nicht an. 

Die Serben find durch dad neue Etatut bezüglich ihrer Tangjährigen 
Beftrebungen doch weientlich befriedigt. Dagegen haben bie ferbiichen Biichöfe, . 
denen es rüber gelungen war, inmerhalb der ferbifchsorientaliichen Kirche, 
obgleich ganz im Widerſpruche mit dem Geifte der morgenländiichen Kirche, 
eine wahre Omnipotenz nach dem Muſter der occidentaliichen römischen Kirche 
durchzuführen, entichieden an Macht verloren, die fie num durch eine neue 
Drganilation der Erardjialbehörden twieder zu erringen trachten. Dieſe Frage 
Bea! jeboch bein nächften, neu zu mwählenden Congreß zur Entſcheidung vor: 

ten. 


— uni. (Sefterreich.) Der Abſchluß eines ſchon feit län⸗ 
gerer Zeit verhandelten Handelsvertrags mit Rumänien zieht ſich in 
bie Länge und ftößt auf große Schwierigkeiten, theils von Eeite der 
Pforte, die ihn, freilich umfonft, überhaupt zu Hintertreiben fucht, 
theild aber und noch mehr von Eeite Ungarns, das die freie Ge- 
treideeinfuhr Rumäniens nicht zugeftehen will, während diefes daraus 
eine conditio sine qua non macht, 

2. Juni. (Defterreih,) Das Minifterium Auerfperg beant« 
wortet die Einladung de3 ungarifchen Minifteriumg zu Eröffnung 
von Unterhandlungen betr. die Erneuerung des im Jahre 1877 ab= 
laufenden Zoll» und Handelsbündniſſes zwiſchen den beiden Reichs» 
bälften zuſtimmend. 

2. Juni. (Ungarn) gibt endlich bezüglich des Getreidezollg 
gegen Rumänien nach, jo daß dem Abfchluß eines Handelsvertrags 
mit dem leßteren nichts mehr im Wege fteht, da dag gemeinfame 
Minifterium entfchlofjen ift, über den Einspruch der Pforte eventuell 
einfach zur Tagesordnung überzugeben. 


7. Juni. (Oefterreih-Ungarn.) Erzherzog Albrecht geht 
in ein franzdfifches Bad und will bei diefer Gelegenheit nicht bloß 
ben ruffifchen Kaifer in Jugenheim, fondern auch ben deutſchen Kaiſer 
in Ems befuchen. Die öffentliche Meinung fieht in dem lebteren Be⸗ 
fuche von Seite des Erzh. Albrecht ein charakteriftiiches Symptom 
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der nunmehrigen Beziehungen zwiſchen Defterreich und dein deutjchen 
Reiche. 

10. Juni. (Defterreih-Ungarn.) Nach Tangen Unterhand- 
Tungen wird endlich von der Öfterr.-ruffifchen Zollconferenz ein neues 
Schlußprotofoll unterzeichnet. Rußland hält am Schutzzollſyſtem feft 
und macht deßfalls Leinerlei Conceffionen, wohl aber bezitglich der 
bisherigen 2ollabfertigungen u. dal. 

13.—15. Juni. (Ungarn: Eroatien.) Landtag: Der bg. 
Mikanic ftellt den Antrag auf Erlaß einer Mdreffe in ſtreng natio= 
nalem Sinne. Ter Landtag geht jedoch Über denfelben mit großer 
Majorität zur Tagesordnung. 


15. Juni. (Oeſterreich-Ungarn.) Die vom Kaiſer ernannte 
große Artillerie-Commilfion entfcheidet fich für Einführung der von 
dem öfterr. General Uchatius erfundenen Stahl-Bronze⸗Kanonen, Die 
viel jchneller erftellt werden können und viel weniger Toften, als die 
Krupp'ſchen Stahlgefchüge, mit denen die deutfche Armce ausge— 
rüftet ift. 

15. Suni. (Defterreich.) Der Kaifer ernennt den Budweiſer 
Domherrn Hais zum Biſchof von Königgrätz und den Biſchof Do— 
brila von Parenzo zum Biſchof von Trieſt. Beide werden für ge— 
mäßigte Perſönlichkeiten in politiſchen wie in kirchlichen Dingen ge— 
halten. Der vom Cardinal-Erzbiſchof von Prag, Fürſt Schwarzen⸗ 
berg, für Königgrätz empfohlene Candidat, Weihbiſchof Prucha, wird 
vom Kaiſer nicht gewählt, was nicht ohne Bedeutung iſt. 

17. Juni. (Ungarn.) Der neue Handelsminiſter erläßt eine 
Verordnung, nach welcher die, meiſt deutſchen, Telegrapbenjtationg- 
Chefs fich big Ende I. J. unfehlbar die ungarische Eprache anzu— 
eignen haben, widrigenfalls fie rüdfichtslog von ihren Stellen ent: 
fernt werden würben. 

18. Juni. (Oefterreich.) In Brünn bricht ein großer Weber- 
Strife aus, der nach langen Verhandlungen damit endigt, daß die 
Arbeiter, nachdem fie große Opfer gebracht und enormen Schaden 
erlitten, ihre Forderungen doch nur theilweije durchſetzen. 

— uni. (Defterreih-Ungarn.) Verſtimmung bezüglich der 
Türkei, die auffallend, offenbar abfichtlich, zögert, fich mit Defterreich 
über den Anjchluß der rumänischen an die öfterreichiich-ungarifchen 
Eifenbahnen zu verfländigen. 

24. Zuni. (Defterreih-Ungarn.) Beginn der Verhandlun⸗ 
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gen zwifchen beiden Diiniflerien über die Erneuerung refp. Revifion 
des Zoll- und Handeläbündniffes zwiſchen beiden Reichahälften. Die 
Ungarn treten vorerft ziemlich fchroff auf; die dſterreichiſche Preſſe 
erklärt jedoch einftimmig und mit größter Entjchiedenheit, daß von 
einer neuen Belaftung Gißleithanien zu Gunften Transleithaniens 
abfolut feine Rede jein könne. 


28. Juni. (Oeſterreich-Ungarn.) Zufammenkunft des Kai- 
jer3 mit dem Kaiſer von Rußland auf dem Rüdwege des lehteren 
von Ems nach St. Peteräburg in Eger. 

29. Juni. (Defterreih-Ungarn.) Kaifer Ferdinand } in 
Prag. Zu feinem feierlichen Leichenbegängniffe jendet der beutfche 
Kaifer den Kronprinzen, der Kaifer von Rußland den Großfürften 
Thronfolger, der König von Stalien den Kronprinzen Humbert ab. 
Die Gelegenheit geftaltet fi) dadurch zu einer Art erneuerter Be- 
fräftigung des Dreifaiferbündniffes. 


30. Juni. (Defterreih: Böhmen.) Die Regierung verbietet 
die Abhaltung der von den Sungezechen beabfichtigten Hußfeier. 


1. — 11. Juli. (Ungarn) Neuwahl des Reichſtags. Tas 
neue Minifterium Wenkheim-Tisza erhält durch diejelben eine ge= 
vadezu überwältigende Majorität. 


Es gehören der Bach liberalen oder Negierungspartei an 329, 
ber Partei Sennyey 18, der Unabhängigfeitspartei (Außerfte Linke von ehe: 
mals) 37, der Nationalitätenpartei 24 entichieden an. Ta von den croati⸗ 
ſchen Deputirten, in Fragen, welche Eroatien mitbetreffen, auch noch mindes 
jten3 25 ftet3 mit ber Regierungöpartei ftimmen werden, jo kann Tisza eigent: 
li auf 354 Stimmen rechnen, während die gefammten oppofitionellen Par: 
teien, wenn fie fich einmal wirklich einigten und fänmtlich gegen die Regies 
rung ftimmten, nur ungefähr 88 Stimmen zählen würden. Bon den oppo⸗ 
fitionellen Gruppen ift allein die Partei Sennyey gefährlich: die äußerſte 
Linke richtet fich mit ihrem en Programın und ihrem Cultus für 
Koſſuth und das Jahr 1848 felbft. Die Partei Sennyey jedoch wurzelt mit 
ihrem Programm in ber Gegenwart, beſitzt 6 auögezeichnete Redner und ſchlag⸗ 
fertige Debater, verfügt über beträchtliche Geldmittel und hat bereit? 3 publis 
ciftiiche Organe. Das bezeichnendfte Factum aber ift, daß in ber liberalen 
Partei ſich 168 Abgeordnete befinden, die dem Linken Centrum angehören wür⸗ 
den, wenn Geute noch ein folches bejtünde, während im vorigen NReichdtag das 
linke Centrum kaum etwas über 100 Stimmen gezählt. Tas linke Centrum 
war bie perjönliche Partei Tisza's und wird es wohl auch bei veränderten 
Namen bleiben. 


23. Juli. (Defterreih.) Der neue Fürftbifchof Pogatichar 
von Laibach ertheilt ber vom Gemeinderathe gewählten Begrüßung? 
Deputation eine Antivort, in welcher er die Rechtöverbindlichleit der 
firchenpolitifchen und Schulgejeße nicht bloß offen anerkennt, fondern 
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auch das Verſprechen gibt, „er werde dafür Eorge tragen, daß bie 
firchlicden Organe in eifrigem, ungetrübtem Zuſammenwirken mit 
denen des Staates und der Gemeinde ihrer hohen Aufgabe obliegen“. 
Die Elericalen äußern fi darüber höchſt unzufrieden. 


3. Auguft. (Defterreich: Galizien.) Ter bisherige Statt- 
balter Graf Goluhomäli }. 


— Augufl. (Ungarn: Croatien.) Tas Refultat der allge: 
meinen Landtagswahlen ergibt einen großen Sieg der gemäßigt- 
nationalen Partei und der Regierung des Bang Mazuranic, wäh- 
rend ſowohl die fogen. Unioniften (die ungarische Partei) als die 
ultrasnationale (panflaviftiche) Partei eclatant unterliegen. 


Ter Landtag ift aus 75 Abgeordneten und aus Magnaten, Oberge: 
fpänen und Biſchöfen zufammengejegt, die zujammen 35 Stimmen zählen. 
Xeptere find beinahe ſämmtlich Anhänger der Regierung, mit deren Einfluß: 
nahme fie ihr Mandat befiten, während die Abgeordneten die Wünſche bes 
Volkes vertreten. Die unioniftifche Regierung hatte zur Zeit der früheren 
Wahlen ZeintPrefjionsmittel gejcheut, um ber Unionspartei zur Majorität zu 
verhelfen; trotzdem konnte fie ihr Ziel nur mit Hülfe der Diagnaten:Mitglie- 
der des Landtages erreichen. Bei den gegenwärtigen Wahlen beobachtete die 
nationale Regierung eine „neutrale“ Haltung, und doch wurden auf Grund 
be3 „RegierungSprogrammes“ fechszig Abgeordnete gewählt; dagegen zählt 
die ganze aus vier verichiedenen Fraktionen beftehe Oppofition faum fünfzehn 
Stimmen. Die bedeutendfte unter den oppofitionellen Fraktionen ift die Parteı 
Matanet, da fie auf einen Anhang in den unterften Schichten des Volkes, 
welche kein Wahlrecht befiken, — darf. Obwohl Makanec in feinem 
MWahlprogramm die „letzten“ Ziele feiner Partei ziemlich verhüllie, indem ex 
ftatt der gänzlichen Unabhängigkeit Croatiens bloß die Revifion bes Aus: 
leichs betonte, Tonnte er faum fünf Sandidaten der Ultras zum Siege ver: 
Belfen. Beſonders in den Torfgemeinden bei den grund: und bodenbeſitzen⸗ 
den Bauern wurde er rundweg abgewieſen, weil das croatiſche Landvolk für 
die hochfliegenden Pläne in Bezug auf ein unabhängiges dreieiniges König⸗ 
reich nur wenig Sinn zeigt; viel glücklicher war Makanec in den eroatiſchen 
Städten, wo feine Agitation bei den durch die Lectüre der ſlaviſchen Blätter 
aufgeregten ftädtifchen Bevölferung auf fruchtbaren Boden fällt. Trotz feiner 
angeipannten Thätigfeit tvar er jedoch kaum im Stande, vier big fünf feiner 
Anhänger in ben Landtag Hineinzubringen. Selbit die Yufion mit der focial: 
demokratiſch Eng anche Harcevies⸗Fraktion hat ihm nichts geht, denn 
letztere konnte fein einzige® Mandat erringen. Eine andere fyraltion der 
Oppofition bilden die Alt:Unioniften. Ein großer Theil derfelben ſchloß fich 
der Nationalpartei an; jedoch verblieben einige Exrbeamte und Magnaten auf 
ihrem unioniftiihen Standpuntt und brüften ſich auch heute noch, daß fie die 
„wahren” Freunde Ungarns find und befchuldigen die Nationalpartei, daß letz⸗ 
tere e3 mit bem Anſchluß an Ungarn nicht ehrlich meine. Die Kleine Gruppe 
tonnte faum einige Sitze erringen. Die vierte Fraktion der Oppofition, die 
fogenannte ſerbiſche Partei, welche die jerbifchenationale Forderung der croa⸗ 
tiſchen Regierung gegenüber betont, hatte einen größeren Erfolg, indem fie bie 
Wahl von ſechs Gandidaten ihrer Partei durchſetzen konnte. Diefe trachten 
nach einer ferbifchen Schul: und Kirchenautonomie, nach dem Mufter, wie 
es die ungarifchen Serben in Ungarn befigen; aber die Croaten wollen von 
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feiner Eonbderftelung im Rahmen ihrer Berfaffung hören; fie meinen, bie 
Ungarn können ben etlichen Hunderttaujend Serben, die auf ungariichem 
Boden wohnen, leicht eine weitgehende Autonomie gewwähren, aber in Croa⸗ 
tien bildeten die Serben einen vierten Theil der Bevoͤlkerung, und biefer Um⸗ 
ftand zwingt die Eroaten, die ſerbiſchen Wünfche abzulehnen. Daraus geht 
es hervor, daß die croatifche Nationalregierung mit iBreim Banus Mazuranic 
im neuen Landtage über eine große Majorität verfügen wird. 

— Auguft. (Oefterreih: Ungarn.) Ber in der Herzegowina 
und in Bosnien ausgebrochene Aufitand (ſ. Türkei) bereitet Oeſter⸗ 
reich, ſchon durch die überaus zahlreich auf dfterreichifches Gebiet 
übergetretenen chriftlichen Ylüchtlinge, große Sorge. Die drei Kaiſer⸗ 
reiche, Tefterreich, Rußland und Teutfchland, geben fich große Mühe, 
den Aufftand nicht zu einem völligen Ausbruch der orientalifchen 
Trage fich geftalten zu laſſen und Haben dabei der öſterreichiſchen 
Regierung eine Art leitender Rolle übertragen. Das Ziel derfelben 
fcheint dahin zu gehen, die Autorität der Pforte und damit den 
status quo im Großen und Ganzen aufrecht zu halten, zugleich aber 
dafür zu forgen, daß den nur allzu gerechten Klagen und Beſchwer⸗ 
ben der aufftähdiichen Bevölkerungen wirflih und nicht bloß zum 
Echein und zwar auf die Dauer abgeholfen werde. Oeſterreich will 
für fich Teinerlei Annerionen und Rußland fcheint 3. 3. ohne Rüde 
gedanken Oeſterreich machen zu laſſen und bagjelbe gleichfalls un⸗ 
eigennüßig zu unterjtüßen. 

15. Auguft. (Oefterreich: Böhmen.) Der Cardinalerzbijchof 
von Prag, Fürſt Echwarzenberg, feiert fein Inthroniſationsjubiläum 
mit großem Pomp. Tasfelbe legt indeß die Echtväche der eigentlich 
clericalen Partei ſelbſt in Prag ziemlich deutlich an den Tag. 

23. Auguft. (Ungarn: Croatien.) Eröffnung des Landtag?. 
Das an benjelben gerichtete kgl. Reſcript (Thronrede) erwähnt der 
Vorgänge in der benachbarten Herzegowina mit feinem Worte. 

25. Auguft. (Dejterreich: Galizien.) Ein Congreß der Ru⸗ 
thenen in Halicz bringt eine vollftändige Einigung der Ruthenen 
Galiziend und der Bulowina, jowie eine ftrammere Organifation 
der gefammten Partei zu Stande. 

26. Auguft. (Ungarn: Croatien.) Landtag: Eine Interpel⸗ 
lation der ultra=nationalen Cppofition bezüglich Unterftügung der 
Hlüchtlinge und Verwundeten au8 der Herzegowina beantwortet der 
Banus dahin, daB dieſe Angelegenheit nicht zu feiner Competenz 
gehöre. 

30. Auguft. (Ungarn: Croatien.) Landtag: mildert die don 
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einer Commiſſion vorgefchlagene Adreſſe an ben Kaiſer bezüglich der 
Herzegowina jehr wejentlih. Makanec, der Führer der Ultranatio= 
nalen, legt in Folge davon fein Mandat nieder. Der Landtag wählt 
die croatijche Teputation in den ungarifchen Landtag fo ziemlich 
in Uebereinſtimmung mit den Wünſchen ber ungarifchen Regierung. 
Schluß der Selfion. 

31. Auguft. Ungarn.) Eröffnung de Reichſstags. Die Thron 
rede bringt auch jet noch nicht ein Mares und beftimmteg Programnı 
Tisza's. 

2. September. (Oeſterreich.) In Wien wird eine don deut⸗ 
chen Reichsangehörigen beabfichtigte öffentliche Feier des Sedantages 
verboten. Der deutjche Botfchafter lehnt es ab, für die Petenten zu 
interveniren. Das Verbot wird durch Abhaltung einer Privatfeier 
umgangen. 

— Eeptember. (Defterreih-Ungarn.) Die Zahl der chrijt- 
lichen Flüchtlinge aus ber Herzegowina und Bosnien beträgt bereits 
über 100,000 Köpfe. 

18. September. (Ungarn.) Unterhaus: genehmigt mit großer 
Mehrheit die ihm vorgelegte Antwortsadreſſe an den Saifer, lehnt 
Dagegen eine folche ber Nationalitäten= Partei, die fich einläßlich mit 
der Frage der Herzegowina und Bosnienz beichäftigt, faſt einjtimmig 
ab. Die angenommene Adreffe Iautet ſehr Loyal und im Wejent- 
lichen folgendermaßen : 

„oo. Maß die 1867 und 1868 auf zehn Jahre abgejchloffenen und 
während des gegenwärtigen Neichstages in Berathung zu nehmenden DBerträge 
betrifit, jo können wir Ew. Majeftät verfichern, daß für unjere Hierauf bes 
züglichen Beichlüffe die aufrichtige Treue und Anhänglichkeit an Ew. Maje⸗ 
ftät, da3 Wohl unfered heiß geliebten Baterlandes und die Rüdfichten der 
Billigfeit maßgebend fein werden. Auch wir jehen in der Reciprocität der 
Billigfeit die höchfte Garantie der befriedigenden Loͤſung. Mit lebhafter freude 
erfüllt unfere Bruft Em. Majeftät ermutbhigende Söfnung, daß der Friede 
troß der in jüngfter Zeit aufgetauchten Ereigniffe nicht geftört werden wird. 
Erw. Majeftät fucht und findet im Glück Ihrer treuen Völler die Kraft des 
Thrones und des Staates. Eine Hauptbedingung diejes Glücks ift der dauernde 
Friede. Wir glauben, wir hoffen, daß es Ew. Majeftät gelingen werbe, den⸗ 
jelben allen möglichen Wirren gegenüber dauernd zu erhalten. Nach dem, 
wa3 in Folge Em. Majeftät eigener Initiative im Intereſſe der Provincialis 
firung ber Militärgrenze in jüngfter Zeit geichehen ift, müflen wir nur das⸗ 
jenige wiederholen, was bezüglich ber vollftändigen lu der 
territorialen Integrität der h. ungariichen Krone in den Adreſſen der lebten 
Reichstage enthalten war. Bei diejem Anlafle geben wir bloß unjerer Meber» 
zeugung Ausdruck, daß bie Weisheit Ew. Mageftät zur gehörigen Zeit und 
Gelegenheit die Modalitäten finden wird, welche zur Abwendung ber auch 
von uns wohlgefannten in diefer Beziehung obmwaltenden Schwierigkeiten not» 
wendig find. Allerdurchlauchtigfter Herr! Wir Haben während der lebten 
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Sabre die fih immer twieder ernenernden Beweile ber Güte und Weisheit Ew. 
Majeftät — geſtatten nun Ew. Majeſtät, daß wir in der gegenwärtigen 
ernſten Lage des Lanbes una mit ganzem Vertrauen wieder dorthin wenden, 
wo die Nation in Fritiichen Augenbliden Troſt und Hülfe fand — an da3 
bäterliche, gütige Herz, an ben conftitutionellen Einn und an den erhabenen 
Geift Ew. Majeſtaͤt.“ 

20. September. (Ungarn.) Unterhaus: Der Finanzminiſter 
Szell legt demfelben einen Gefetesentwurf betr. Einführung einer 
allgemeinen Einfommenfteuer vor. Nach demjelben wären für 1876 
3’ Procent Einfommenfteuer zu entrichten. In Zukunft wird der 
Eintommenfteuer-Procentfag von Jahr zu Jahr durch die Legis— 
Tative in dem Budgetgeſetze fejigeftellt. Die allgemeine Cinfommen= 
fteuer ift in ihrem ganzen Belaufe Staatzjteuer, nach welcher ein 
Communalzuſchlag nicht ausgeworfen werden Tann. Ber Viotiven- 
bericht betont die Nothwendigkeit, zur Herftellung des Gleichgewichts 
im Staatshaushalte größere Opfer zu bringen. Der Fintinzminifter 
berechnet den Ertrag der Steuer auf 8 Mill. Gulden. 


21. September. (DejterreihUngarn.) Zujfammentritt der 
Delegationen in Wien. Denjelben wird dag gemeinfame Budget für 
1876, aber fein ſog. Rothbuch, fondern nur eine Sammlung han 
delspolitiicher und diplomatifcher Aktenſtücke vorgelegt. 


Die Gefammtfumme des Erforderniffes des Budgets pro 1876 beträgt 
im Ordinarium 107,586,686 fl. (um 220,757 fl. weniger ala 1875), im 
Ertraordinarium 7,140,798 fl. (um 2,053,530 fl. mehr ald 1875), zufammen 
114,727,184 fl. (um 1,903,161 fl. mehr als 1875). Nach Abzug der eigenen 
Einnahmen der gemeinfamen Minifterien per 5,222,704 fl. und des Zollge: 
fälle- Neberſchuſſes per 14,251,000 fl. verbleibt ein zu dedendes Gefammt: 
erfordernig von 95,253,780 fl., wovon 65,344,093 fl. auf Oeſterreich und 
29,909,687 fl. auf Ungarn treffen. Außerdem beaniprucht eine bejondere, von 
einer Denkſchrift begleitete Vorlage bed gemeinfamen Kriegsminifteriumd zur 
Beichaffung neuen Feldartillerie-Materials (Uchatius-KRanonen) 17,797,000 fl., 
und zivar ir 1876 als erfte Rate einen Betrag von 8' Mil. Gulden. 


22. September. (Defterreih-Ungarn.) Auf die huldigen- 
den Anfprachen der ungarischen und öfterreichijchen Delegation ant- 
wortet der Kaifer: 

„Die Berfiherungen treuer Ergebenheit nehme ich mit aufrichtigem 
Danke entgegen. „Sch rechne auf Ihren wiederholt erprobten Patriotismus 
und bin überzeugt, Sie werden die Regierung in Allem unterjtühen, was 
zur Sicherung ber — und unbedingten Wahrung ihrer Intereſſen 
nothwendig erjcheint. Die Bervegung, welche in einigen Provinzen des türki: 
{chen Reiches entftanden ift, muB durch die unmittelbare Nachbarſchaft und 
die daraus entjpringenden vielfachen Beziehungen die Monarchie in erſter 
Linie berühren. Unjer herzliches Verhältniß zu den beiden großen Nachbar: 
reichen, fowie die freundlichen Beziehungen zu den anderen Staaten lafien 
jedoch die Hoffnung begründet ericheinen, daß troß diefer Ereigniffe ſowohl 
die Ruhe dev Monarchie ala ber Tyriede Europas erhalten bleiben wird.“ 
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22. September. (Defterreich.) Zufammentritt der deutjchen 
Naturforicher und Aerzte in Graz. 

Bei dem Tyeitbankelt derfelben bringt Landeshauptmann von Kaiſer⸗ 
feld einen Toaſt auf das Zuſammeahalten Deutſchlands und Defterreichd und 
auf alle Naturforjcher, Hofrat Rineder (Bayern) einen jolchen auf bag 
„deutiche Graz“ aus, worauf der Statthalter Baron Kübeck das Wort er: 
greift, um das — — Graz“ hochleben zu laſſen. Der Grazer Advo⸗ 
fat Dr. Kosjek erklärt darauf, daß deutſch und öſterreichiſch identiſch und 
untrennbar Der Statthalter verläßt daraufhin den Saal, was eine Auf: 
regung hervorruft, die fich erft nach und nach im engeren perfönlichen Der: 
kehr mäßigt. 

24. Eeptember. (Defterreih=-Ungarn.) Ungarifche Delega- 
tion: Graf Andraſſy erflärt im Ausſchuß für die auswärtigen An— 
gelegenheiten auf eine Interpellation über die Bewegungen im Orient: 
„Hür die volle Wahrung der eigenen Intereſſen glaube ex Bürgichaft 
übernehmen zu können. Was die auf Bermeidung der Wiederholung jolcher 
Ereigniſſe gerichteten Beftrebungen betreffe, fo fanden bdiefelben in den Grenzen 
ber Berechtigung und Möglichkeit ihre Beichräntung. Er Hoffe, daß auch 
innerhalb diefer Grenzen der Erfolg ein guter fein werde.“ 


25. September. (Ungarn.) Deaf erklärt in Yolge momentan 
eigetretener Beſſerung feiner Gejundheitgumftände, doch wieder in den 
Reichstag eintreten zu wollen. 


28. September. (Defterreih- Ungarn.) Oeſterreichiſche De—⸗ 
legation: Der Finanzminifter de Pretis gibt derfelben eine Darlegung 
der dfterreichifchen Finanzlage. Diefelbe ift keineswegs ganz befrie- 
digend; in Yolge der eventuellen Bewilligung der Uchatiusfanonen 
u. dgl. wird das Budget Eizleithanie® für 1876 ein ſehr erheb⸗ 
liches Deficit ausweiſen. 

— September. (Defterreih-Ungarn.) Ungariſche Delega- 
tion: Der Ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten ftellt jeinen Be— 
riet an das Plenum feſt. Derjelbe enthält bezüglich der Verwicke- 
lungen in der Türkei folgenden Paſſus: 

„Mit — conſtatirt der Ausſchuß, daß die internationale Politik 
der öſterreichiſch-ungariſchen Regierung von dem Geiſte des Friedens durch⸗ 
weht iſt und daß der Leiter dieſer Politik, ſo oft ſich hiezu Gelegenheit dar⸗ 
bot, den Einfluß der Monarchie in dieſem Geiſte geltend gema t bat. Da be: 
züglich der orientalifchen Angelegenheiten ber Ausſchuß der Meberzeugung ift, 
bar die öfterreichiich-ungarifche Beer teinerlei Intereſſe Hat, welches 
eine Veränderung ber territorialen Verhältniſſe im benachbarten Oriente 
nothwendig machen würde, fo kann der Ausſchuß nur mit Befriedigung und 
Dertrauen jene Politik begleiten, welche die-Leitung der auswärtigen Ange⸗ 
legenheiten den orientalifchen Ereigniffen gegenüber bisher befolgt ent. Nach: 
beim jedoch eine Hauptbedingung für ben Erfolg dieſer Politik darin Liegt, 
daß die Hohe Pforte durch zweckmäßige Verfügungen jenen bebauerlichen Zus 
nn ein Ende mache, welche die Quelle ber in einigen Theilen bes türkis 
chen Reiches, namentlich an der füblichen Grenze ber öfterreichiichzungariichen 
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M fich immer wieder erneueruden Wirren bilden, fo fonnte ber Aus⸗ 
[Buß falls nur mit unbedingter Billigung jene Thatſache aufnehmen, 

& die Öfterreihiichsungarifche Regierung — unter Reipeltirung des Anſehens 
der Pforte und des —— der Nichtintervention — auch nach 
dieſer Richtung Hin i Einfluß geltend macht, und zivar nicht aus dem 
aud von uns für entſchieden verwerflich gehaltenen Gefichtäpuntte, ala 
ob irgend eine europäische Macht berechtigt wäre, über die zwiichen einer 
anderen Macht und beren Unterthanen obſchwebenden Berhältnifie zu richten, 
fondern aus dem durchaus richtigen Gefichtäpunfte, daß jene Wirren im Trient 
die an den Schauplat dieſer Ereigniffe grenzenden Theile unferer Monardjie 
fortwährend ruhigen und in kurzen Zwiſchenräumen immer wieder bie 
Anordnung neuer Vorſichts- und anderer nicht minder Zoftipieliger Maßregeln 
nothivendig machen. Der Ausſchuß zweifelt nicht, daß die auswärtige Poli 
tit der Monarchie auch fernerhin in diejer richtigen Richtung Becbatien 
werde, und bittet bie gene Zelegation, diefer Erwartung auch ihrerjeit® 
Ausdrud geben zu wollen.“ 


— September. (Defterreidh.) Das Öfterreichifche Minijterium 
hat die beiden Memoranda der ungarifchen Regierung über die Bank— 
frage und über die Verzehrungsſteuer fchon vor einiger Zeit in ent= 
ſchieden ablehnendem Sinne beantwortet. Der öſterreichiſche Finanz- 
minifter bezeichnet die Regelung der Valuta ala die VBorbedingung 
jeder Löfung der Bankfrage. Bezüglich der Verzehrungzfteuer bemerkt 
berjelbe, daß die gegenwärtige Art der Verrechnung eine der Beding- 
ungen gewejen jei, unter denen die cisleithaniſche Reichshälfte die 
Quote von 70 Procent auf fich genommen Habe. 


4. Oktober. (Defterreich: Bukowina.) Hundertjährige Jubel- 
feier der Vereinigung der Bykowina mit Oefterreich und feierliche 
Eröffnung einer deutſchen Univerfität in Czernowitz. 


9.—12, Oftober. (Defterreih-Ungarn.) Die ungarijche ſo— 
wohl als die öfterreichifche Delegation bewilligen die von der Regie= 
rung im außerordentlichen Militärbudget geforderten 17 Millionen 
Gulden für die Umwandlung bes Artillerie- Material nach dem 
Achatiusſyſteme ohne Abzug. 


Der Bericht des Finanzausſchuſſes der Öfterreichifchen Delegation über 
das Ertra-Ordinarium des Triegaminifteriellen Boranfchlages enthält mehrere 
interefiante Stellen. Der Ausſchuß bezeichnet als ben Grundſatz, von dem 
er fich bei feinen Anträgen leiten ließ, daß er „an bem durch die financiellen 
und —— Verhältniſſe unvermeidlich vorgeſchriebenen Princip feſt⸗ 
hielt, nur bas unmittelbar Dringende und unabweislich Nothwendige zur 
Bewilligung zu beantragen, wobei allerdings die —— maßgebend ſein 
mußte, daß eine Bewilligung von Anſprüchen, die dahin abzielen, für die 
Zukunft zu verhindern, daß die Armee abermals überlegenen Waffen gegen⸗ 
seen önnte, Durch die Pflicht der ftaatlichen Selbfterhaltung rüdhalt 
los un Fig kleinliche Beichräntung vor Allem in zwingender Weiſe geboten 
ſei.“ Tiefe leptere Rückficht bezieht fih auf die „SRanonenforderung“ von 
17 (für 1876 von 81%) Millionen, Der Bericht conftatirt, daß ſich den auß: 
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getviejenen Wirkungen ber neuen Kruppſchen Kanonen gegenüber „das jebt 
in Oeſterreich vertvendete Geſchütz feinen Augenblid im Feuer zu behaupten 
vermag”, und betont in nachdrücklichſter Weiſe, daß die Verantwortung für 
die technifche Prüfung des vorgeichlagenen Feldartillerie-Materials (Uchatius) 
und für die Gleihmäßigkeit in der Erzeugung desfelben vom Reichs-Kriegs⸗ 
minifter übernommen wurde. Der Bericht jagt hierüber: „Die Kriegsverwal⸗ 
tung hat durch den Kriegsminiſter die volle und ausfchliegliche Verantwor⸗ 
tung für die Nothivendigkeit und Zweckmäßigkeit der Beichaffung des neuen 
Heldartillerie-Materiald, jo wie für die geficherte Art ihrer Durchführung 
um jo mehr übernommen, als diejelbe in diefem Falle nur fie allein treffen 
kann und als bieje Verantwortung die Kriegs-Verwaltung um fo ſchwerer 
trifft, da im Falle eines Mikerfolges bei der von der ſtriegs-Verwaltung jet 
jo dringend nn Beſchaffung eine neuen Feldartillerie-⸗Materials 
diejer nebft der financiellen Belaftung der Gegenwart das Verderben bes 
Daterlandes auch in feinem geficherten faatliden Beitande unaufhaltfam 
nach fich ziehen müßte, und eg muß an diejer Stelle wiederholt betont werden, 
daß der Kriegaminifter für die Kriege: Vertvaltung die volle, ausfchließliche 
Berantwortung Hiefür rüdhaltlos übernommen hat.“ Ber Bericht verfennt 
aber nicht, daß für die financielle Seite der Yrage die Delegation bie Ber: 
antwortung mit ber ee theilen habe. Er betont die wenig 
erfreulichen Mitteilungen, die dem Ausſchuſſe aus ber Bernehmung bes 
Finanzminiſters de Pretis über die financielle Lage dex — Reichshälfte 
geworden find. Wie tief der Finanzausſchuß die öfonomifche Verantwortung 
betreffs der Bewilligung des in Rede ftehenden außerordentlichen Anſpruches 
empfand, jo mußte doch „nach unbefangener Prüfung der ganzen Sachlage 
das Eine außer Zweifel fein: die Wehrloſigkeit des Staates durfte aus finan- 
ciellen Gründen weder defretirt, noch deren raſche Bejeitigung gerade bei fried⸗ 
lichen Ausfichten in kleinlicher Weije verzögert werden.” Die Conſequenz 
diejer Prüfung der Verhältnifie Liegt in dem Antrage des Finanz-Ausſchuſſes, 
bie — yorbeuin bon 8,500,000 fl. zu bewilligen. 


12. Oktober. (Defterreih: Böhmen.) Die Yungezechen er- 
leiden bei .den Erneuerungswahlen zum Reichstage wiederum eine 
volljtändige Niederlage, ohne indeß darum, wie es fcheint, den Muth 
zu verlieren. 

16. Oftober. (Ungarn.) Der Minifter des Innern, Tisza, 
tritt durch Ernennung des Kaiſers an die Stelle de bisherigen Mi- 
nifterpräfidenten Baron Wenfheim und damit auch formell an die 
Spitze des Cabinets. 


17. Oktober. (Oeſterreich Ungarn.) Die Delegationen einigen 
fich durch gegenſeitiges Nachgeben über alle Punkte des Budgets für 
1876 bis auf einen, der unentſchieden gelaſſen und auf's nächſte Jahr 
vorbehalten wird. Der Kaiſer ſanctionirt ſofort ihre Beſchlüſſe. 
Schluß der Seſſion der Delegationen. 

Nach dem Finanzgeſetz beträgt das geſammte ordentliche Erforderniß für 
1876 101,408,179 fl., dad geſammte außerordentliche Erforderniß 14,437,134 fl., 
zuſammen alſo 115,845,831 fl. Werden hievon die mit 12,000,000 fl. prali⸗ 


minixten Ginnahmen bes Zoilgefälls abezogen, fo verbleibt ein unbebedtes 
Gelammterforberniß von 103,845,331 fl. Werden von biefem Betrage die zu 
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Laſten Ungarn? vorweg abzurechnenden zwei Procent mit 2,076,906 fl. ab: 
gerechnet, ß bleibt ein durch die Quotenbeitraͤge aufzubringendes Geſammt⸗ 
orberniß von 101,768,424 fl. An biefem Betrage participirt die cißleitha- 
niſche Reichahälfte mit 70 Procent, d. i. 71,237,897 fl., während auf Die 
Länder ber ungarifchen Krone 30 Procent, d. i. 30,530,527 fl. entfallen. 
‚19. Oktober. (Defterreich.) Abg.-Haus: Der Finanzminifter 
be Pretiß legt demjelben das Budget für 1876 mit einem Yängeren 
Erpofe vor: 
Die Staatsausgaben betrügen 403,869,876, um 21,587,827 mehr ala 
im Sabre 1875, die Staatzeinnahmen feien mit 378,941,953, um 5,852,054 
höher ala im N 1875, angejeht. Tas Deficit pro 1876 betrage 24,927,923, 
fei mithin gegen da® Borjahr um 15,735,773 Höfer. Tas heutige Präliminare 
unterſcheide ſich von dem früheren dadurch, daB zur Deckung des größten: 
theils durch das außergewöhnlich Hohe Ertraordinarium veranlaßten Ab: 
ganges theilweife wenigſtens der öffentliche Credit beanfprucht werden müßte. 
20. Oktober. (Ungarn.) Unterhaus: Der Finanzausſchuß be⸗ 
endigt feine Berathungen über dag Budget für 1876 und ftellt das— 
jelbe auf 234,425,854 fl. Ausgaben und 224,776,363 fl. Einnahmen 
fejt. Hienach verbleibt ein durch Anlehen zu dedendes Deficit von 
9,649,481 fl. Der Finanzausſchuß befchließt, die Erhöhung der 
Steuern um 8 Mill. Gulden im Princip anzunehmen. 


— Oktober. (Defterreich.) Abg.:Haus:, Die verjchiedenen 
Club berathen fich über die von einem anfehnlichen Theile des 
Haufes mit großem Eifer betriebene Schußzollfrage. Das Ergebniß 
it indeß ſchon jet der Art, daß es den Schußzöllnern mißlungen ° 
ift, das Haug im erften Anlauf zu einer großen fchubzöllnerifchen 
Action fortzureißen. 

23. Oftober. (Oeſterreich: Galizien.) Die Regierung bricht 
dem im Abg.-Haufe des Reichsraths zur Berathung jtehenden An— 
trag Wildauer’3, der den partikulariftiichen Widerſtand Tyrol und 
Galiziens gegen das allgemeine Echulgefeß brechen will, bez. Ga= 
liziens die Spitze ab. 

Schon vor längerer Zeit nämlich Hatte (f. 1. März) der Tyroler Abg. 
MWildauer im Abg.-Haufe einen Antrag eingebracht, ber darauf abzielte, den 
Staat in ben Vollbeſitz jenes Schulaufſichtsrechts wieder einzufeen, das ihm 
durch die Reichsgeſetzgebung gewährleiftet, in deſſen Ausübung er jedoch im 
Lande Tyrol durch die NMebergriffe des Clerus wejentlich beeinträchtigt wird. 
Der Ausſchuß des Abgeorbnetenhaufes, dem diefer Antrag zugewieſen wurde, 
erinnerte ſich indeß, daß eine ſolche Beeinträchtigung ber en Schul⸗ 
au 1% nicht bloß in Tyrol ſich mißbräuchlich erausgebil et habe, jondern 
auch in Galizien beftehe, und in letzterem Lande zwar in aller Form Rechten, 
indem Graf Beuft feiner Zeit den Polen ala Entgelt für ihren Eintritt in 
den Reichgrath eine ——— Verordnung vom 25. Juni 1867 erwirkt hatte, 


welche den autonomen galizischen Landesſchulrath mit weitgehenden Vorrechten 
anzftattete. Gegen diejes Privilegium der Polen wurbe nun der Antrag 
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Wildauer zugeſpitzt und in bdiefem Sinne amendirt. Badurch erhielt aber, 
wa? don Haus aus ziemlich ben Charakter einer harmloſen Demonftration 
hatte, eine politiiche und nicht unbedenkliche Bedeutung. Tie Polen beftan: 
den auf ihrem Schein und droten den Neichtrath zu verlafien, wenn ihnen 
ein durch faiferliche Verordnung gewährtes Vorrecht abgefprochen würde. Um 
dieſe Secejfion, die der Sache der Verfaflung nicht frommen Tonnte, zu ver- 
hüten, bewog das Minifterium bie Berfaffungspartei, die Berathung des An: 
trages Wildauer auszuſetzen. Heute aber ließ ſich ein fernerer en nicht 
erzielen. Da ericheint eine neue Taiferliche Verordnung, twelche verfügt, daß 
fünftighin die Ernennung der Direltoren an den ftaatlichen Mittelchulen 
in Galizien durch ben Kaiſer und jene der Lehrer durch den Minifter für 
den Unterricht zu erfolgen Habe, alfo nicht wie biöher im Wege ber Landes: 
behörde. Durch diefe Verordnung ericheint aufgehoben, was damals gewährt 
wurde, und der Streit, ob der Reichsrath das Necht Habe, eine kaiſerliche 
Entſchließung zu derogiren, iſt gegenftandelos geimorden. Dadurch entfällt 
auch das Amendement, das der Ausfchuß zum Wilbauer’ichen Antrage ftellte 
und welches die Duelle Heftiger polnilcher Beſchwerden geworben war. 


29. Oktober. (Defterreich.) Abg.-Haus: Die Regierung legt 
bemjelben das von früheren Minifterien wiederholt angefündigte, 
aber niemals vorgelegte Eifenbahnprogramm endlich vor. 


Formell geſchieht dies durch eine Creditvorlage, in welcher bie Regie⸗ 
rung für die von ihr zunächſt al? — erkannten Hauptbahnen: die 
Donau⸗Uferbahn, die Arlberg:, Predilbahn, ferner für die normalſpurigen 
Lotalbahnen: Bozen-Meran, Kriegsdorf-Römerſtadt, Czernowicz-Nowofielica, 
ferner für die — Secundärbahnen: Mürzzuſchlag⸗Neuberg, Cilli⸗ 
Unterdrauburg-Wolfsberg, Freudenthal⸗Freiwaldau, für das Fahr 1876 einen 
Credit von 12,350,000 fl., ferner für den Ausbau der jchon im Bau befinds 
liden Staatsbahnen u. |. f. einen Credit don 11,350,000 fl., in Summa 
daher den beträchtlichen Betrag von 23.7 Mill. beanſprucht. Der Wichtigkeit 
dieſer Vorlage, welche auf eine Reihe von Jahren hinaus den Ode 
Staatsſäckel mit dem Gejammterfordernig von 76.5 Mill. belaftet und dad 
öſterreichiſche Eiſenbahnnetz um rund 200 Meilen vergrößert, entipricht die Mo⸗ 
tivirung, welche der Hanbdelminifter Ritter v. Chlumeßky der Vorlage felbft beis 
gibt, und in der er das eigentliche Eijenbahnprogramm, d. h. die Grundzüge, 
von denen fich die Regierung in Zukunft in Eifenbahnfragen leiten laſſen 
wird, entwidelt. Mit großer Schärfe beleuchtet der Minifter zunächſt die 
bisherigen Mängel be3 Eifenbahnbaues, und die VerurtHeilung der plan⸗ nnd 
zielloa mit und ohne Staatsſubvention extheilten Eifenbahnconceifionen, mit 
einem Worl: der Kirchthurmpolitik auf dem Gebiete des Eiſenbahnweſens, des 
anf dieſem Gebiete getriebenen Finanzſchwindels u. ſ. f. erfolgt in nee 
Lojefter, vom Hauſe an begrüßter Weife. In ber Sache ſelbſt unters 
ſcheidet der Minifter zwei Wege, -die von nun ab bie Regierung zur Reform 
des Eiſenbahnweſens betreten will, Zunächſt foll im Wege der Legislative 
a neues Erpropriationagefeß, durch eine neue Betriebsordnung, durch 
ein Conceſſionsgeſeß den bisherigen Mißbräuchen ein Damm geſetzt werben. 
Ein intereſſantes — auf dieſe letzteren wirft die Bemerkung des Mi⸗ 
niſters: die von ihm als Bahnen zweiten Rangs (Cokalbahnen) bezeichneten 
Linien nur dann conceffioniren zu tollen, wenn ber Grund und Boden von 
den zunächſt Antereifirten El ober zum niebrigften Preife hergegeben 
werde, weil, wie ber Minifter behauptet, man bay bei den aus ben betref: 
fenden Diftriften am meiften begehrten Linien ben —— Bau zum Ge⸗ 
genſtand der unerhörteſten Ausbeutung bei ber Grunbeinldſung gemacht Habe. 
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Die Grundfähe zur Sanirung ber beftehenben nothleidbenden Bahnen athmen 
ben gleichen Geift ber firengen Wahrung ber öffentlichen Intereſſen; in das 
Zetail der Verhandlungen glaubt indeß fich der Minifter nicht einlafen zu 
bürfen, da fonft, bei Annahme gewiſſer principieller Punkte, die Anſprüche 
an den Staat fofort in die Höhe fchnellen würden; noch weniger glaubt er 
e3 ala Norm ausſprechen zu follen, daß ber Betrieb diefer unter fich vereinig⸗ 
ten nothleidenden Bahnen abjolut einigen großen Verkehrsunternehmungen 
zufallen müffe, im Gegentheil wolle ex fich vollkommen freie Hand gewahrt 
twiffen, um das Jutereſſe des Staates und des Verkehrs überall entichieden 
zur Geltung zu bringen. 

Ans. November. (Defterreih-Ungarn.) Ein Artikel des of⸗ 
ficiellen „ruffiichen Regierungs-Anzeigers“ bezüglich der orientalifchen 
Trage macht Auffehen und erregt vielfach Beunruhigung, indem man 
darin eine entfchiedene Schwenkung der ruffiichen Politik in diefer 
Trage angedeutet fehen will. Die officiöfen Organe der dfterreichi- - 
chen Regierung erklären jedoch übereinftimmend, daß dies nicht der 
Fall fei und daß Lefterreich und Rußland bezüglich der Türkei noch 
immer durchaus Hand in Hand gingen. 

4. November. (Dejterreich.) Abg.-Haus: Eine Conferenz von 
Delegirten der verjchiedenen Fractionen des Haufes einigt fich über 
eine SInterpellation an das Mtinifterium in gemäßigt ſchutzzöllneri⸗ 
ſchem Sinne. Inzwiſchen treten auch die Anhänger des Freihandels⸗ 
princips zufammen und erlaffen ein Programm, dem ca. 50 Mit» 
glieder beitraten. 

4. November. (Ungarn.) Wiederzufammentritt des Reichstags. 

-6. November. (Ungarn.) Unterhaus: Die Regierung Iegt 
demfelben ein Geſetz betr. Einführung der Eivilehe und der Eivil- 
ftandaregifter vor. Der erftere geflattet Ehen zwiſchen Juden und 
Chriften, ſowie die Wiederverehelichung gejchiedener Katholiken bei 
Verweigerung ber erforderlichen kirchlichen Dispenfationen. 


12.—15. November. (Defterreich.) Abg.Haus: Debatte über 
den Antrag Wildauer betr. Durchführung bes Schulgefeßes auch in 
Tyrol. Bei der Generaldebatte jprechen fich Polen und Tyroler fehr 
heftig gegen den Antrag aus und erklären, ſich an der Specialdebatte 
nicht betheiligen zu können. Die Regierung erklärt den Antrag ihrer- 
ſeits für nicht opportun. Das Haus beichliekt mit großer Mehrheit 
(der gefammten Berfaffungspartei) gegen die Polen, die Tyroler und 
die ſog. Rechtspartei, in den Antrag einzutreten. Die Minderheit 
verläßt das Haus. Der Antrag wird hierauf durchberathen und 
mit allen Stimmen gegen die der Minifter angenommen. Die Polen, 
Tyroler und die Recht3partei Fehren wieder an ihre Plätze zuräd. 
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Der Unterrihtöminifter Stremayr geißelt ben von ber polni⸗ 
Ichen Traktion ausſchließlich hervorgefehrten nationalen Standpunft in ber 
Schulfrage, und conftatirt, daß jener excluſive nationale Stanbpunft die befte 
Begründung dafür bilde, daß die Regierung als höheres unparteiifches und 
rein fachliches Organ die biöher vom nationalen galizifchen Landesſchulrathe 
eübten Rechte an fich zug. In der’ Sache felbft bekennt die Regierung ziem: 
ich offen Farbe: der Unterrichtäminifter läßt weder die von der Rechten ver: 
fuchte Einichränfung der Reichsſsrathscompetenz zu, noch kann er in Abrebe 
ftellen, daß ber Wildauer’fche Antrag fachgemäß jei; allein er erflärt ihn ala 
nicht opportun, und zwar mit der —* beſtechenden Motivirung: daß die 
Schulgeſetzgebung in Tyrol zu ihrer vollen Durchführung doch der Landes⸗ 
geiehgebung bedürfe, und diefer Faktor in den mwichtigften ragen, wie jene 
der Errichtung neuer Schulen, Beſoldung, Penfionirung der Lehrer u. ſ. f., 
auch durch das Reichsgeſetz nicht Lönne umgangen werden. Zudem fei ja bie 
durch das Geſetz beabfichtigte Organifirung der Schulauffichtöbehörden in Tyrol 
thatfächlich ſchon vorhanden. 
23. November. (Defterreih.) Im Anſchluß an die von 
Dr. Fichhoff in der Wiener „Neuen Freien Preſſe“ eingeleitete Agi— 
tation für Verminderung der Militärausgaben nicht bloß in Oeſter⸗ 
reich, fondern in Europa überhaupt, und nicht durch Einwirkung auf . 
die Regierungen, fondern durch ein Eimverftändniß der Volfsreprä- 
fentationen der verfchiedenen Länder beichließt der Wiener Gemeinde= 
rath, eine Petition an den Reichgrath zu richten, dahin gehend, „mit 
allen Mitteln auf die Erzielung einer den Yinanzkräften des Staat 
entfprechenden Heeresreduftion hinzuwirken“. Diefe Petition bleibt 


big zum Schluß des Jahres dag einzige Refultat der Agitation des 
Dr. Fiſchhoff. 

24. November. (Defterreich.) Der Eardinal-Erzbiichof Rau⸗ 
fcher von Wien }. _ 

24. November. (Defterreich: Galizien.) Der Kaifer ernennt 
ben Fürften Potocki zum Statthalter von Galizien an die Stelle des 
verftorbenen Grafen Goluchowski. 

26. November. (Dejterreich.) Abg.-Haus: lehnt eg ab, einen 
Antrag des Abg. Kopp auf Trennbarfeit der Ehe auch für Katho— 
Iifen an einen Ausſchuß zu vertveifen. 

Der Handelsminijter Chlumezki beantwortet die Schußzoll- 
Sinterpellation (vom 1. d. M.) dahin: 

Der Minifter des Aeußeren werde ber bereit? im Laufe bed Monats 
Dftober an ihn J——— Aufforderung der Regierung, den Handelsvertrag 
mit England nebſt der Nachtragsconvention, ſowie den Handelsvertrag mit 
Frankreich noch vor Ablauf dieſes Jahres zu kündigen und die deutſche Res 

ierung zur Revifion des Handels- und Zollvertraged noch dor dem Eintritt 
e3 Kündigungdterming zu beivegen, allernächſtens entſprechen. Nach exzielter 
Nebereinftimmung mit Ungarn und nach Vereinbarung über die Grundlagen 


eines neuen Handels- und Zollvertrages mit Deutichland und Frankreich 
werde bag Beſtreben der Regierung barauf gerichtet fein, einen neuen Boll: 
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tarifenttourf dem Reichsrathe baldmöglichft vorzulegen. Hierbei werben die 
Bedürfniffe des sn und der heimathlichen Induſtrie jede zuläifige Be⸗ 
rüdfihtigung finden. Mit jenen beiden Verträgen werbe gleichzeitig eın all⸗ 
gemeiner Zolltarifentwurf vorgelegt, während mit England und den anderen 
Staaten eine re über Zolltariffähe getan werben follen. Der 
Minifter jagt ſchließlich die Abftellung der Mikbräuche bei der Handhabung 
des Appreturverfahreng zu. 

28. November. (Ungarn.) Ta die bisherigen Verhandlungen 
zwifchen der ungarijchen und ber Öfterreichiichen Regierung über die 
Erneuerung de3 mit dem Sahre 1877 ablaufenden Ausgleichs zwi⸗ 
fchen den beiden Hälften der Monarchie die Erwartungen der Ungarn, 
ben ohnehin für fie günftigen Ausgleich von 1867 noch günftiger zu 
geftalten, nicht entfprochen haben, jo Fündigt die ungarifche Regie- 
rung der djterreichifehen den Zoll- und Handelsvertrag zwiſchen bei= 
den Reichshälften von 1867 in aller Form, um dadurch freie Hand 
zu befommen und einen Drud auf Tejterreich ausüben zu können. 

30. November. (Ungarn.) Der Minifterpräfident Tisza theilt 
der Liberalen Majorität deselinterhaufes die erfolgte Kündigung des 
Bolle und Handelabündniffes mit der weitlichen Reichshälfte officiell 
mit, doch mit dem Beifügen, er Hoffe beſtimmt, eine Einigung mit 
der öfterreichifchen Regierung zu erzielen, um fo mehr, als diefelbe 
ſich geneigt zeige, alles Mögliche zur Aufrechthaltung des gemein 
famen Zollgebietes zu thun. Inzwiſchen mahne er vor Yllufionen 
bez. einer Reftitution der Verzehrungafteuer ab. 


3. Dezember. (Ungarn) Die Regierung fehließt mit einem 
Miener Conjortium eine Rentenanleihe im Betrage von 80 Mil. 
Gulden ab. Das Confortium übernimmt vorläufig 40 Mill. Felt, 
auf die weiteren 40 Mill. behält es fi) die Option vor. 

8. Dezember. (Defterreih-Ungarn.) Ter Erzh. Albrecht 
gebt in Folge einer Einladung des Kaiſers Alerander zur Jahres— 
feier des ruffifchen St. Georgs-Ordens nach Et. Petersburg ab. 

— Dezember. (Defterreih: Dalmatien.) In diefem Kron— 
land bildet fich eine „verfaffungatreue flavifche Partei”. 

9. Dezember. (Ungarn.) Unterhaus: beichließt mit 239 gegen 
67 Stimmen die von der Regierung beantragte Erhöhung der Ein— 
fommenjteuer. 

11. Dezember. (Defterreich-Ungarn.) Die Regierung kündigt 
die Nachtragsconvention zum Handelsvertrage mit England. 

15. Dezember. (Defterreich.) Der Weihbifchof Kutſchker wird 
an die Stelle des verjtorbenen Cardinals Raufcher vom Kaiſer zum 
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Erzbifchof von Wien ernannt. Der Gewählte ift jedoch in Rom nicht 
völlig persona grata. Die Veröffentlichung der Ernennung zieht fich 
daher noch bis in den Sanuar 1876 hinaus. 


15. Dezember. (Oeſterreich.) Abg.= Haus: genehinigt das 
Budget für 1876. Dad Teficit, das don der Regierung nur zu 24 
Millionen angegeben wurde, beträgt in Wahrheit ca. 60 Millionen, 
da für die Eifenbahnjubventionen ca. 5 Millionen mehr haben ein- 
geftellt werden müffen, ferner unter den Einnahmen 18 Millionen 
aufgeführt find, die nicht? ala Einnahmen aus Rentenemiffionen find 
und das Gefammterforderniß für Eiſenbahnbauten auch über 11 
Millionen beträgt. Die Finanzlage iſt alſo in der That eine nichts 
weniger als befriedigende. 


18. Dezember. (Ungarn.) Unterhaus: Ter Minifterpräfident 
Tisza ſpricht fi in Antwort auf eine Interpellation Simonys be= 
‚züglich der orientalifchen Frage fehr fcharf gegen allfällige Inter— 
ventiong= und Annerionsgelüfte Tefterreich® dahin aus, daß 


„10 Tange das gegenwärtige Minifterium an feinem Plate ift, es nicht 
vorfommen wird, daß man über dfterreichiichsungarifche Truppen verfüge, 
ohne vorher die ungarische Regierung befragt zu haben’. (Lebhafte Zu: 
ftimmung.) 

20. Dezember. (Sefterreich.) Herrenhaus: lehnt den vom 
Abg.⸗Hauſe angenommenen Antrag Wildauer feinerjeit3 mit 34 gegen 
34 Stimmen ab. 


21. Dezember. (Sefterreih-Ungarn.) Der Kaijer erläßt 
ein neues Avancementsgeſetz und eine Verordnung über die Reorga= 
nilation bes Generalſtabs. Das erſte foll den Klagen der Armee 
über allzugroße Begünftigung der „Intelligenz“ bei Beförderungen 
abhelfen, die Yeßtere aber bezwedt offenbar, dem Erzherzog Albrecht 
wieder einen größeren Einfluß neben dem Kriegaminijter zu ver— 
Ichaffen. 

21. Dezember. (Dejterreich.) Herrenhaus: nimmt das Budget 
für 1876 ohne Debatte nach den Befchlüffen des Abg.-Baufes an. 


22. Dezember. Oeſterreich.) Die Regierung geftattet end» 
Tich troß der Sppofition des tyrolifchen Landtags die fürmliche Er- 
richtung proteftantifcher Gemeinden in Innsbruck und Meran. Die 
tyroliſche Slaubengeinheit ift damit entfchieden durchbrochen. „Reichs⸗ 
recht bricht Landesrecht." Die Ultramontanen ſpeien Feuer und Flam⸗ 
men über den Schritt des Minifteriums. 


x 
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— Tezember. (Defterreid.) Ein Veſuch 8 Prof. v. Hol: 
jendorff aus München in Wien und die ihm zu Ehren dajelbft ver- 
anftalteten Tyeitlichkeiten geben dem Minifter v. Echmerling Gelegen⸗ 
heit zu einer Emanation im ehemaligen großdeutfchen Einne und 
diefe Hintwieder der preußifchen „Prov.=Corr.” zu einer ſcharfen Aus» 
laffung gegen Echmerling reſp. gegen die deutjchfeinblichen Elemente 
in Sefterreih (f. unter Deutichland). 


Il. 


Außerdeulſche Staaten. 


ůÿůÿ— — 
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1. Yortugaf. 


\ 

2. Januar. Eröffnung der Kammer. Die Thronrede ift in der 
Lage, die fortichreitende Beſſerung der Finanzlage zu conftatiren: 

„... Wir find erfreut, Ihnen anzeigen zu können, daß der Stand 
des Schatzes un geftattet, den Öffentlichen Zaiten zu begegnen, ohne zu neuen 
Auflagen greifen, noch von den Beamten die Abzüge verlangen zu müflen, 
welche fie Viöher in ihren Bezügen zu ertragen gehabt haben. Der Credit, 
welcher in den Ichten Sahren ſich bejtändig verbeifert hat, und die Zunahme 
in unsern Einnahmen unter der Aera von Frieden und Treiheit, Deren unſer 
Land fich erfreut, haben eine verhältnigmäßig glückliche, toirthichaftliche und 
financielle Zage gejchaffen. Bor allem bringt die Entwidlung unſerer Der: 
kehrswege, denen wir feit mehreren Jahren alle unfere Anftrengungen geweiht, 
und zu deren Ausführung wir eine mächtige Mitwirkung feitens der ‘Privat: 
induftrie gefunden haben, heute ihre natürlichen Ergebniffe hervor, und wenn 
es auch gut und ſelbſt umerläßlich ift, immer behutfam und ſparſam vorzu: 
gehen, um feine AH. in unjern Finanzen zu verurfachen, jo beglüd: 
wünſche ich mich doch darüber, daß die vollendeten Thatfachen eine Ermuthi: 
gung zur Mnternehmung neuer und fortichreitender Verbefferungen find... * 


23. Januar. II. Kammer: Der Finanzminifter legt derfelben 
das Budget für 18’°s vor. Dasſelbe zeigt immerhin noch ein De- 
ficit von 5,422,000 Fres. 

Diefes mutmaßliche Deficit rührt aber nur daher, daß der Voran⸗ 
jchlag der Einnahmen nad dem Durchſchnitt derjenigen dev 3 letzten Jahre 
heran ift. Wäre berjelbe nach dem Erträgniß bloß bes Iehten Jahres 
angefertigt worden, jo hätte zum erfien Male wieder ein Budget ohne Teficit 
vorgelegt werden können. 

7. März. II Kammer: lehnt einen Antrag der Oppofition 


auf Verfaſſungsreviſion mit 62 gegen 13 Stimmen ab. 

15. März. I. Kammer: Der (früher liberale) Biſchof von 
Viseu interpellirt die Regierung bezüglich der Differenz, in welche 
diefelbe mit dem Domcapitel von Braganza wegen Aufrechthaltung 
der Rechtedes Staats gegenüber der Kirche gerathen iſt. Die Mehr- 
heit der Kammer tritt entfchieden auf Seite ber Regierung und faft 
die gefammte Preffe des Landes fpricht fich gegen die Beitrebungen 
der Glericalen oder Ultramontanen aus. 


2. Spanien. 


1. Januar. In Rom, wo man im Vatikan bisher entfchieden 
und ausſchließlich Partei für Don Carlos genommen batte, macht 
fih in Folge des gelungenen Umſchwungs in Spanien doch eine ge: 
wife Wendung bez. der Tpanifchen Tinge geltend, zumal nicht we— 
niger als 28 Bilchofzfite 3. 3. vacant find. Der Papft läßt an 
die Ex⸗Königin Iſabella in Paris folgendes Telegranım gelangen: 
Der — Vater ſendet aus innerſtem Herzen ſeinen apoſtoliſchen 
Segen für Euere ae und Ihre ganze erhabene Familie, und ertheilt 
mir den ehrenvollen Auftrag, Ihrer Mageftät und Ihren königlichen Hoheiten 
ben Ausdruck ſeines Tankes für Ihre Glückwünſche zum Hl. Treikdnigstage 
u übermitteln. Ta Seine Heiligkeit aus einer Depeſche Ihrer Majeftät er: 
Fahren hat, daß Scine Majettät der König ſich anſchicke, nach Spanien ab» 
zureijen, jo fendet der Papft feinem geliebten Rathen feinen Segen und fleht 
zum Allmädtigen, daß er ihm in dem ſchwierigen Werk, welches er unter: 
nimmt, alles erdenkliche Glück angedeihen Laffe.“ 


2. Januar. Die neue Regierung, die unter dem Präfidium 
von Canovas bel Caſtillo aus den beiden Parteien der Moderados 
(Sonfervativere refp. Abjolutiften) und der Unioniften (gemäßigt Libe— 
ralen) zufammengefett ift, gibt Befehl, den jungen König auf einem 
ſpaniſchen Kriegsjchiffe in Marfeille abzuholen und nach Spanien 
zu geleiten. 

2. Januar. Der Juſtizminiſter Cardenas (Moberado) erläßt 
ein entjchieden ultramontaneg Circular an die Bilchdfe, in welchem 
von den Rechten des Staats gegenüber der Kirche auch nicht mit 
einer Sylbe die Rebe ift: 


„Nachdem dad Negentichaftsminifterium gebildet ift, habe ich in amt⸗ 
licher Weife das glüdliche Ereigniß zu Ihrer Kenntniß bringen zu follen Kir 
glaubt, welchem dieſes Minifterium Minen Eribrung verdankt. Bei ben Be: 
‚ ziehungen der fatholifchen Staaten zur Kirche kann dag, was für die erfteren 
ein glückliches Ereigniß ift, nicht ermangeln, ein ſolches auch für die letztere 
zu fein. Wenn die Kirche mit der fpanifchen Nation die zahliofen Leiden 
in Folge ber politifchen Umwälzungen empfunden bat, jo barf bie Kirche 
mit der Thronbefteigung eines erlauchten Fürſten, der katholiſch, wie es feine 
erhabenen Borgänger geweſen, und entichloffen ift, mit allen in feine Macht 
geftellten Mitteln die erlittenen Leiden wieder gutzumachen, auf befiere und 
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glüclichere Tage Hoffen. Die Ausrufung unfered Könige Ton Alfonſo XII, 
welche eben diejer Unordnung ein Ende macht, wirb ber Ausgangspunkt einer 
neuen Aera fein, während welcher man die guten Beziehungen zu dem ges 
meinfamen Vater aller Gläubigen zurückkehren jehen wird, Beziehungen, 
welche leider durch die Ungerechtigkeiten und die Ausſchreitungen der leßten 
Zeiten unterbrechen worden find. Ter Staat wird in Allem, was die Feſt⸗ 
ftellung der gegenjeitigen Beziehungen betrifft, mit der Einholung des Rathes 
der weiſen Prälaten und in Mebereinftiimmung mit dem hl. Stuhle handeln 
und der Kirche und ihren Dienern den ganzen Echuß leihen, welcher ihnen 
bon Eeite einer jo eminent katholiſchen Nation wie der unſrigen gebührt. 
Deßhalb zählt die Regierung auf Ihre Eräftige Mitwirkung und auf die 
Ihrer würdigen Amtabrüber im Episcopate; fie zählt ebenfo auf die Unter: 
ftügung ber großen Körperid;aften des Staated und auf den Beiftand ber 
a Katholiken. Ich empfinde die lebhaftefte Freude, Ihnen die glüdliche 

achricht von dem heilbringenden Wechſel mitzuteilen, der in unſerer Lage 
eingetreten ift und und glüdlichere Tage für die Nation und eine günftigere 
Aera für die Kirche zu Hoffen geftattet.” 

— Januar. Viele Provinz-Gouverneure geben ihre Entlaf- 
fung. Dasjelbe thun die Gefandten der früheren Regierung in Wien 
und Paris, die anderen ftellen fich ſämmtlich der neuen Regierung 
zur Verfügung. 

Ein Dekret der neuen Regierung fekt das die Gefchiwornen= 
gerichte und das Öffentliche und mündliche Verfahren einführende 
Geſetz vom 22. Dezember 1872 bis auf Weiteres außer Kraft. 

3. Januar. Ber Minifter des Auswärtigen theilt den Ver— 
tretern Spanien? im Auslande den erfolgten Umſchwung der Dinge, 
die Wiederaufrichtung des legitimen und conftitutionellen Thrones 
unter Alſons XI. und die Gonjtituirung der Minifter-Regentfchaft 
mit, die aus folgenden Perſonen beftehe: 

Präfident der Minifter-Regentichaft: D. Antonio Caànovas bel Eaftillo; 
EStaatäminifler: D. Alejandro Caſtro; Juſtiz⸗ und Gnadenminifter: D. Fran⸗ 
cisco de Càrdenas; Kriegaminifter: Generallieutenant D. Joaquin Jovellar; 
Yinanzminifter: D. Pedro Salaverria; Minifter des Innern: D. Francisco 
Romero Robledo; Minifter für öffentl. Arbeiten und Unterricht: D. Manuel 


de Drovio, Marquis dv. Drovio; Golonienminifter: D. Adelardo Lopez be 
Ayala; Marine: und interimiftifcher Staat3minifter: Marquis v. Molin?. 


Ueber den Geift der neuen Regierung äußert fi) das Circular 


folgendermaßen: 

nr... Diejenigen, welche in dem religiöjen Princip die große Trieb: 
feder unſerer nationalen Geſchicke erblicken und fich verlegt fühlten durch bie 
— welche nach dieſer Richtung die Revolution begangen hatte, ſetzten 
elbftverftändlich ihre Hoffnungen auf Jenen, der, würdiger Erbe Tatholifcher 
Monarchen, am Glauben feiner Väter unerfchütterlich fefthielt, ohne jedoch 
aus bdemjelben ein Werkzeug und Banner feiner politifchen Ziele machen zu 
wollen. In demfelben Maße werden auch diejenigen, welche in Bergegens 
wärtigung der Geſchichte ber Nation und mehr noch ber berechtigten Forbes 
rungen der Jetztzeit eine Regierung für unmöglich halten, die fich nicht auf 
parlamentarische Grundſätze füht, denen unſere alten Gortes zum Vorſpiel 
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dienten und welche die Nationen ber Gegenwart verwirklicht Haben, — ver: 
trauensvoll ihre Augen auf den König, den unmittelbaxen Abkömmling ziveier 
erlauchter Fürftinnen, welche ſchon feit mehr als vierzig Jahren in unzer⸗ 
trennlicher Weife die Intereſſen und den Beftand ihres Thrones mit den 
Intereſſen und ber Exiftenz parlamentarifcher Grundläße verknüpft haben...” 

3. Januar. Der Finanzminijter Salaverria erläßt zwei De- 
frete, da3 eine bez. Erhöhung des Budget? für den Clerus, dag 
andere bez. der rüdjtändigen Coupons der Staatsſchuld, zu deren 
Bezahlung 42" Mill. Piafter nominal 3 Proc. ausländifche con= 
folidirte Echuldtitel ausgegeben werden jollen. | : 

Der Art. 1 des eriten Erlaffes beftimmt, daß die für den Eleru3 in 
dem jüngften Budget angejegte Summe von 3,251,614 ar auf 41,611,674 
Peſetas (Francs) erhöht und diefer erhöhte Betrag nur jo weit zur Verwen⸗ 
dung gebracht werden folle, als nöthig fei, um die diesfälligen Verpflichtungen 
dom 1. Januar 1875 an bis zum Schluffe des lauſenden Jahres zu deden. 
Der Artikel 2 jeßt Felt, dab „die jchuldigen Summen in den gebräuchlichen 
Zerminen ausbezahlt werben jollen, ſoweit Die Bedürfniffe des Bürgerkrieges, 
welche den Vorrang haben, e3 geftatten werden. Nach dem Artikel 3 bleibt 
darüber, was aus deu vorigen Dienftjahren noch gejchuldet wird, genaue Un⸗ 
terſuchung und weitere Regelung vorbehalten. Es gilt demnach auch für den 


Tinanzıninifter Ealaverria der entfcheidende Grundjaß, daß die Ausgaben für . 
den Bürgerkrieg Allem vorgehen. 


3. Januar. Der Generalftatthalter von Cuba, Gen. Concha, 
hat den neuen König Alfons bereit3 auf Cuba proclamirt, ohne 
dabei auf irgendwelchen Widerſtand zu ftoßen. 

4. Januar. Die neue Regierung unterbrüdt die protejtantifche 
Zeitung „La Luz“, obgleich diejelbe durchaus unpolitiſch gehalten 
ift, und befiehlt, die proteftantiichen Gotteshäufer in Madrid und 
Cadix jowie die mit denjelben verbundenen Schulhäuſer zu jchließen. 
Die Maßregel macht im Auslande gewaltige Aufſehen. Die an- 
fänglichen Sympathien desſelben für Alfons und den fo plößlichen 
Umſchwung erhalten dadurch einen harten Stoß. 

5. Januar. Der neue König richtet an den Präfidenten der 
Minifter-Regentfehaft von Paris aus folgende Depefche: 

Ew. Ercellenz, der ih am 23. Auguft 1871 meine VBollmachten ander: 
traute, theilt mir mit, daß ich durch das tapfere Heer und dag heldenmüthige 
Ipanifche Volk einmüthig zur Beſteigung des Thrones meiner Vorfahren be: 
zufen worden bin. Niemand kann wie Ew. Excellenz, deren großen Verdien⸗ 
ften ich fo viel jchulde und verdanfe, wie gleichfall dem Regenjchafts: Minis 
fterium, welches Sie kraft der Ihnen übertragenen und heute von mir beftä- 
tigten Befugnifie gebildet haben, meinen Gefühlen bes Dankes unb der Liebe 
zur Nation Ausdruck geben, indem ich die in meinem Dlanifeft vom 1. Dez. 
dv. Is. ausgeſprochenen Anfichten beftätige und meinen aufrichtigen Entſchluß, 
fie zu erfüllen, befräftige, twie auch meine lebhafteften Wünſche, daß der feier: 
liche Alt meines Einzuges in mein geliebteg Vaterland ein Pfand des Frie⸗ 


dens, ber Einigfeit und des Vergeſſens vergangener Zwietracht und als Folge 
befien der Anfang einer neuen Zeit wahrhafter Freude fei, in welcher wir 
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burch Bereinigung unjerer Bemühungen und unter dem Schuhe des Himmels 
r AH neue Zage der Wohlfahrt und der Größe heraufführen können. 
onſo.“ 


6. Januar. Die neue Regierung veröffentlicht eine Depeſche 
des Königs Alfons, welche die Fueros der baskiſchen Provinzen 
beſtätigt. 

6. Januar. Don Carlos erläßt von ſeinem Hauptquartier zu 
Deva aus ein flammendes Manifeſt gegen den neuen König Alfons, 
dem er den Namen eines legitimen Herrſchers niemals zugeſteht. 


„Spanier! Die von Lügen lebende Revolution ſucht ſich mit der Mo⸗ 
narchie und der Legitimität zu verſöhnen, indem fie ein Mitglied meiner Fa⸗ 
milie zum König von Spanien ausruft. Pie Legitimität bin ich, ich bin der 
Bertreter der Monarchie in Spanien und Eraft diejer Eigenichaft habe ich mit 
tieffter Verachtung die Vorſchläge abgelehnt, welche die Eeptember-Revolu: 
tionäre an mich zu richten twagten, ehe fie ihr von unheilvoller Unredlich: 
feit eingegebenes Werk vollzogen. Ceit jener Zeit weiß die Revolution, daß 
ich ihr König nicht fein kann. Oberhaupt ber erlauchten Familie ber ſpa⸗ 
niſchen Bourbonen, blicke ich mit innigem gar. auf dag Beginnen meines 
Better? jene hinunter, welcher ſich mit der feinem Alter eigenen Uner: 
fahrenheit dazu hergibt, das Werkzeug Derer zu fein, die ihn ſammt feiner 
Mutter der Heimath vermieten, mit Hohn und Schmähungen überhäuft haben. 
Sc erhebe aber dagegen feine Einſprache, meine und meines Heeres Würde 

eftattet mir feine andere Proteitation, ala die, welche mit untiderjtehlicher 
Beredtfamteit im Donner meiner Kanonen laut werden wird. Die Profla- 
mation des Prinzen Alfonfo, weit entfernt, mir die Thore von Madrid zu 
verichließen, ebnet mir im Gegentheil den Weg der Wiederanfrichtung unjeres 
teuren Vaterlandes. Nicht umjonft verlegt ein neuer Alt von Prätorianer: 
thum den Stolz des ſpaniſchen Volles. Nicht umjonft auch find meine un: 
— Freiwilligen, fie, die bei Eraul, bei Alpiens, bei Montegurras, 
bei Eaftellollit, Somorroftro, Abarzuza, Caftillon, Cordova und Urvieta ge: 
fiegt haben, bewaffnet: fie iverden einen neuen Schimpf von unjerem hoc): 
berzigen Spanien, einen neuen Scandal vor dem civilifirten Europa abzu⸗ 
wenden wiflen. Berufen, die Revolution in unferem Lande zu erſticken, werde 
ich fie erftiden, möge fie num die wilde Grauſamkeit einer ſchamloſen Gott: 
Iofigfeit an den Tag legen, oder aber fich unter dem Deckmantel einer er: 
ei Frömmigkeit verbergen. Spanier, ich ſchwöre Euch bei unferem 

ott, bei unferem Spanien, daß ich, meiner Heiligen Sendung treu, unjer 
ruhmreiches Banner madellos bewahren werde; es verfinnlicht die vettenden 
— die heute unſere Hoffnung find und morgen unſer Heil ſein 
werden. 


7. Januar. Der neue König Alfons ſchifft ſich in Marſeille 
nach Spanien ein. 

9. Januar. König Alfons ſteigt in Barcelona an's Land, wo 
er mit großen Feſtlichkeiten empfangen wird. Derſelbe erläßt von 
Barcelona aus ein Dekret, durch welches er „kraft der Rechte, die 
mir als conjtitutionelem Könige zuftehen”, das Regentfchaft3-Mini- 
fterium beftätigt, „während ich, wie ich vorhabe, die Armeen des 
Centrums und des Nordens bejuche”. 

17 
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10. Januar. König Alfons geht von Barcelona nach Balencia 
weiter. Der dortige Karbinal-Erzbifchof verbietet, daß in feiner Ka⸗ 
thedrale ein Tedeum für die Thronbefteigung des Königs gejungen 
werde, jo daß der General-Capitain die kirchliche eier auf einem 
Öffentlichen Plate der Stadt abhalten laſſen muß. 


12. Januar. Die Regierung hebt die Sufpenfion der beiden 
protejtantifchen Blätter in Madrid doch wieder auf und erlaubt auch 
die Wiedereröffnung der proteftantifchen Kapelle in Cadix. 

Die Maßregel Hatte im übrigen Europa den allerichlechteiten Eindruck 
gemacht und den anfänglichen Sympathien mit ber neuen Monarchie, die an 
die Stelle des ſchwachen Regiments Serrano getreten war, alöbald einen ftarken 
Tämpfer aufgefebt. Jedermann begriff und bifligte es, wenn bie neue Regie 
rung gegenüber der Tatholiichen Kirche und dem Glerus eine weientlich andere 
Haltung einnahm, ala dies in ben Wirren feit der Thronentjagung Amadeus 
der Fall geweſen war; aber die ganze nichtzultxamontane Preffe ift auch da⸗ 
rüber einig, daß ein ſpecifiſch „katholiſches“ Regiment Spanien neuerdings 
nur zum Derderben gereichen müſſe. Es fcheint conftatirt, daß jowohl die 
Regierung des deutſchen Reichs, ala diejenige Großbrittaniens die neue [pas 
Dh, Regierung barüber nicht im Zweirel ießen und gegen bie intoleranten 
Mapregeln bezüglich der proteftantifchen Kirchen, Schulen und Zeitungen 
nachdrũcklich remonftrirten. 

14. Januar. König Alfons bält feinen feierlichen Einzug in 
Madrid. 

17. Januar. Die Regierung fchidt einige Kriegafchiffe nach 
den bon den Garliften befehten Küftenorten des biscayifchen Meer- 
buſens ab, um den Reclamationen Deutſchlands bezüglich der carli= 
ftiichen Gewaltthätigkeit gegen die deutiche Brigg Guſtav gerecht zu 
werden. 

18. Januar. Benavides wird zum Tpanifchen Sejandten beim 
Papfte ernannt. Der Minifter-Präfident Cunovas del Eaftillo läßt 
dem Vatican beftimmte Zuficherungen machen bez. Wiederherftellung 
des Concordats zwilchen Spanien und dem HI. Stuhle. 

19. Januar. Der König verläßt Madrid wieder, un die Armee 
des Gentrums und des Nordens zu befuchen, und begibt fich zunächit 
nach Saragofia und dann nach Tubela. 

20. Januar. Die Mächte der Dreikaiſer⸗Allianz, Deutfchland, 
Defterreich und Rußland, find unter fich übereingelommen, König 
Alfons bedingungslos und zwar möglichjt gleichzeitig anzuerkennen. 

21. Januar. In einem Kriegsrath zu Tudela wird ein all» 
gemeiner Angriff auf die Garliften in Navarra befchlofien und daß 
der König fih an die Spike der Operationen ftellen folle. Der 
Plan geht dahin, zunächſt das von ben Garliften eingefchlofiene 
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Bamplona zu entfeben und zu verproviantiren und dann, wenn ba= 
durch der Linke Flügel der Carliſten umgangen und geworfen fein 
würde, einen energifchen Berjuch zu machen, die ganze Stellung ber- 
jelben in Ejtella, ihrem Hauptbollwerke, ebenfall3 von ber Seite 
und im Rüden anzugreifen und two möglich zu nehmen. Der König 
fchlägt zu diefem Ende Hin fein Hauptquartier in Zafalla auf. 


22. Januar. Der König geht von Zafalla nach Deralta und 
erläßt von bier aus eine Art Manifeit an die Bevölkerung der car= 
liſtiſchen Provinzen : 


„In dag jebt fo unglücliche, wenn auch von Allen geliebte Vaterland 
—— habe ich keinen größeren Wunſch als den des Friedens. Mich 
etrübte ſtets weniger die lange Abweſenheit, zu der ich gezwungen war, als 
der Anblick der Zerifſenheit, der Verarmung und der Unehre, welche in ber 
letzten Zeit ein ebenſo unfruchtbarer wie blutiger Bürgerkrieg über Spanien 
brachte. Ich beſtieg den Thron ſo wie 4 es wünſchte, nämlich ohne daß 
ein Tropfen Blutes für meine Sache vergoſſen worden iſt. Wollt ihr meiner 
Armee den Weg verlegen, ſo wird gekämpft werden müſſen, aber ich werde 
den Kampf nur mit tiefem Schmerze fehen. Dieſe ſchon verwüſteten Thäler, 
dieſe ſchon in Aſche gelegten Döorfer und Weiler, dieſes ganze Land, das ihr 
mit dem Blute eurer Brüder benetzt, ich liebe es wie jeder, der auf Wenn 
Boden geboren, wie jeder, ber unter euch feine Kindheit zugebracht, wie jeder, 
dex euch friedfertig und frei, glüdlich und freudig, Imit einem Worte würdig 
eurer Mitbürger und bes Auslandes gefannt. Deine Gefühle ald Spanier 
und als wirklicher König erlauben mir nicht, einen nutlofen Krieg, wie den: 
jenigen, den ihr gegen den Reft ber Nation führt, zu beloben oder auch nur 
zu dulden. Welche Gründe habt ihr, ihn fortzuführen? Wenn ihr bie Waffen 
ergriffen, um dem monarchiſchen Glauben zu gehorchen, fo feht ihr in mir 
ben legitimen Vertreter einer Dynaftie, welcher eure loyalen Herzen zu ans 
derer Zeit eine etwige Treue geſchworen und bie fo loyal wie möglich gegeit 
euch bis gu ihrem vorübergehenden Sturze var. ft e8 der religidfe Glaube, 
ber euch die Waffen in die Hand drückte, fo ſeht ihr in mix einen wie feine 
Vorfahren katholiſchen König, in welchen die Sardinäle und die frömmften 
Prälaten die Abhülfe gegen die Ungerechtigfeiten, die biß jetzt die Kirche be: 
teoffen, und eine ihrer feiteften Stüßen in der Zukunft erkennen. Sch bin 
ilich auch ein conftitutioneller König und werde es immer fein; aber ihr, 

ie ihr eine jo große Liebe für eure ehrioürbigen reiheiten zeigt, jolltet ihr 
wirklich den jchlechten Wunſch Haben, die anderen Spanier ihrer rechtmäßigen 
angewwöhnten Freiheiten zu berauben? Ach kann mir das nicht denten. Alles 
Rus mich im Gegentheile zu dem Glauben, dab ihr nicht fäumer werdet, 
die Waffen niederzulegen, mit welchen ihre jetzt gegen das monarchiſche Recht, 
dem ihr Treue geſchworen, gegen die Kirche felbft, wie fie don ihren Fürſten 
und Prälnten vertreten ift, und gegen das Vaterland ftreitet. Leget fie nieder, 
und ihr werdet mir ben Schmerz erfparen, in beiden Reihen ſpaniſches Blut 
— au ſehen. Leget fie nieder, und ihr werdet mir auf dieſe Art auf 
ie wirkfamfte Weife behülflich fein, ber Inſel Cuba die nur wieder zu 
geben, an der ihr immer fo großen Antheil gehabt. Leget fie nieber und ihr 
werbet unmittelbar die Vortheile genießen, bie ihr drei ig Sodıe lang unter 
bern Scepter meiner Mutter genoffen habt, und der Wohlftand und die 
ar werden wie durch Zauber in euren Bergen wieder ericheinen. Die 
öhne werden unmittelbar in die Arme ihrer Väter zurückkehren. Die Frucht 
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eures Schweißes und eurer Anfirengungen wird von Neuem geſchützt und 
gebeiligt fein und anftatt des Kanonendonnerd werdet ihr in euren lden 
nur den Pfiff der Lokomotive hören, bie vormals euch ununterbrochen Reich: 
thümer und alle prächtigen Gaben der Eivilifation zuführte. Ehe ich meine 
Sahne auf den Echlachtfeldern entfalte, wollte ich mich euch mit dem Oel⸗ 
zweige in der Hand zeigen. Seid nicht taub für dieſe befreundete Stimme 
eures legitimen Könige.” 


König Alfons knüpft mit Son Carlos Unterhandlungen über 
ein Convenio an, die jedoch ſchließlich an den übertriebenen Be— 
dingungen, die Don Carlos fowohl für fich als für feine Offiziere 
fordert, fcheitern. 

. Die Regierung in Madrid befiehlt die Vereidigung der präco- 
nifirten Prälaten und ordnet durch Dekret die Wiedereinführung von 
General= und Gemeinderäthen an, deren Präfidenten und Bürger- 
meifter von ihr ernannt werden follen. 


22. Januar. König Alfons erläßt eine Proclamation an dag Heer: 


„Soldaten ber Nordarmee! Nicht aus Ehrgeiz, noch aus jugendlicher 
Ruhmfucht verlange ich heute eure Entjagung und Bereitwilligkeit zum Dul⸗ 
den und morgen euer Blut. Nein, ich verlange alle diefe Opfer, um den 
Frieden wieder herzuftellen. Aus der Ferne babe ich mit Bewunderung eure 
gefahrnollen Tyeldzüge mar in welchen ihr bewiejen Habt, daß ihr bie 
würdigen Nachfolger eurer Bäter ſeid. Ich trete Heute in eure Reiben, um 
u zeigen, daß ich würdig bin,’ ber Nachfolger ber glorreicyen — meiner 

orgaͤnger, zu ſein, wenn ip hierzu die Gelegenheit finden werde. Aber die, 
bie ihr zu befämpfen habt, find ebenfall® Spanier, und bevor unter meinem 
Befehl gegen biejelben neu gelämpft wird, habe ich, wie ihr wißt, Worte der 
Verſöhnung und der Liebe an fie gerichte. Die Berantivortlichteit des ver⸗ 
goffenen Blutes falle demnach auf die zurück, welche meine Worte nicht hören 
wollen. Wenn fie taub bleiben und diejen unheilvollen Krieg fortſetzen, dem 
ja jeder Vorwand fehlt, jo fcheinen fie ſelbſt die brüderlichen Bande zu miß⸗ 
achten, mit denen fie an uns feit Jahrhunderten verknüpft find. Edle Söhne 
der altehrwürdigen Königreiche von Gaftilien und Aragonien, tapfere Basken 
und Navarrefer, treu dem Baterlande, wie ihr es feid, der Augenblick ift ges 
fommen, denjenigen ihren nichtäwürdigen Irrthum zu beweilen, die anders 
als ihr denken. Bon der Höhe Diefer Berge, welche euren Gegnern ala Schlupf: 
winfel dienen, ruft die Pflicht ala Soldaten, und die Ehre ala Spanier euch 
zum entjcheidenden Rampke. Beginnen wir ihn alſo und fiegen wir! Gott 
wird ficder die jchühen, die für die Wiedererlangung bed Friedens kämpfen 
und welche ruhig und frei ın ihrer Heimath und in ihren Käufern leben 
wollen. Er wird fi von denen abwenden, bie aus freien Stüden ihre 
Waffen gegen ihren rechtmäßigen König wenden, fogar gegen die Interefſen 
ber ganzen Monarchie und gegen die freiheit aller anderen Spanier, mit 
einem Wort, gegen ihr eigenes Vaterland. Folgt vertrauensvoll euren Fah⸗ 
nen, bie euch zum Stege führen werben, wie fie es ſchon fo oft gethan. Werl 
ihr Alle Beteranen feid, jo ift e8 an euch, eurem Könige zu zeigen, wie mar 
kaͤmpft und fiegt.“ 


26. Januar. Die neu ernannten Gefandten gehen an die ver- 
Ichiedenen Höfe ab, um denfelben das Notififationgfchreiben von ber 
Ahronbefteigung des Königs Alfons zu überreichen. 
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Dasjelbe beginnt mit den Worten: „Alfonfo XII. von Gottes Gnaden 
und durch den Willen der Nation König von Epanien” und befagt im Wei: 
teren: „Berufen zu der legitimen Erbichaft in Folge der Abdankung meiner 
Mutter, habe ich den Thron beftiegen, um die Monarchie unter bem Jubel 
ber Völker wieder herzuftellen" und fügt bebeutfam Hinzu: „Ich Hoffe mit 
bem Beiltande Gottes, in dem Königreich Ordnung zu jchaffen und den Frie⸗ 
deu wieder herzuftellen, indem ich den xeligiöfen Glauben der Nation, ihre 
Freiheit und Privilegien achte.” 

28. Januar. Serrano fehrt aus Frankreich bereits wieder nach 
Spanien und Madrid zurüd. 


29. Januar. Die Regierung läßt Zarauz, wo die carliftifchen 
Gewaltthätigfeiten gegen die deutfche Brigg Guſtav ftattgefunden, 
durch 1 Bataillon reguläres Militär und 3 Compagnien Miqueletez 
(Landſturm) befehen. 

30. Januar. Beginn der Operationen der Nordarmee gegen 
die Garliften. Die Gefanmtftärke der erfteren wird auf 45,000 Mann 
geſchätzt. 

31. Januar. Cuba, Puertorico und die Philippinen haben 
durch Delegirte die Anerkennung des Könige Alfons ausgefprochen. 
Die Regierung in Madrid erläßt ein Dekret, wodurch den Sour: 
nalen die Beiprechung aller Handlungen des Minifteriums gejtattet, 
dagegen verboten wird, die Mitglieder der königlichen Yamilie, die 
eonftitutionelle Monarchie und die Religion zum Gegenjtand von 
Zeitungsangriffen zu machen, oder endlich Nachrichten zu verbreiten, 
welche irgendwie den Garlijten von Nuben fein könnten. Jedes Your= 
nal, das nach vorausgegangener dreimaliger temporärer Suspenfion 
diefen Beſtimmungen abermals zuwider handelt, foll unterdrüdt 
werden. 


2. Februar. Die-Operationen der Nordarmee gegen Pampe⸗ 
lona gelingen: General Moriones entjeßt dasſelbe und führt einen 
Lebensmittelzug in die Stadt. 

3. Februar. Die Operationen der Nordarmee gegen Eftella 
ſcheitern ſchon im Beginn. Diefelbe erleidet bei Lucar (Lorca) eine- 
Ichwere Schlappe. Der ganze Plan gegen Eftella muß aufgegeben, 
der bereit3 angeordnete Angriff auf Sta. Barbara verfchoben wer⸗ 
ben. Alle Operationen werben eingeftellt: der König bejucht noch 
Pampelona und kehrt dann nach Madrid zurüd. 

4. Februar. Die Regierung verbietet durch einen Erlaß allen 
höheren Offizieren die Beteiligung an politifchen Agitationen und 
Kundgebungen. 
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5. Februar. Don Carlos richtet über den Sieg bei Lucar 
folgenden Tagesbefehl an ſeine Armee: 

„Freiwillige! Euer Heldenmuth bat vollftändig meinen Hoffnungen 
entfprochen. Die Blutfelder von Lucar und Lorca bezeugen den von und 
am 3. Februar dapongetragenen = dem ich mit pochendem Herzen ans 
wohnte, aber dabei trogdem von dem Vertrauen befeelt war, das euer Helden: 
muth mir beftändig eingeflößt. Der Feind konnte und, troß feiner numerifchen 
Veberlegenheit, nicht aus unjeren Stellungen vertreiben. Er wollte und von 
der Flanke aus überrafchen und glaubte jchon feines Sieges ficher zu fein, 
als ihr in letzter Stunbe herbeieiltet und von Neuem bezeugtet, bah euren 
Bayonnetten Nichts widerftehen kann und Niemand ungeitraft den heiligen 
Boden betreten und entweihen darf, der von unferem weiße und Blute 
getränkt ift. In den Ebenen feid ihr über den Feind wie Gießbäche herge⸗ 
fallen. Bald werden wir denfelben bis in die Ebene von Eaftilien verfolgen 
und dort werden wir wie bier fiegen, denn unjer Herrgott ift mit und und 
ber Segen des — Spanien begleitet uns. Mit Gottes Hilfe und 
eurer heldenmüthigen Aufraffung werden wir ben Feind bis zum Tage un⸗ 
ſeres Einzugs in Madrid beſiegen. Leiht den Verleumdungen unſerer Feinde 
fein Obr, die euch von Bertrag ugd Verrath ſprechen, denn ich werde nies 
mals mit der Revolution paltiren....." - ? 

5. Februar. Der ehemalige Minifterpräfident Zorilla (unter 
König Amadeo) wird, „weil er mehrere Perfonen fchriftlich zu einer 
Zuſammenkunft in feinem Haufe eingeladen Hatte, um für die Ber- 
theidigung der Republit und der Verfaffung von 1869 zu wirken“, 
feftgenommen und nach Frankreich ausgeiviefen. 


8. Februar. Ein Regierungsdelret verbietet die Verbindung 
politifcher Vereine unter einander. 


8. Februar. Der Biſchof von Seo de Urgel erläßt einen 
Hirtenbrief, worin er die Satalanen für das Necht des Königs Karl, 
für die Fatholifche Kirche und für die Fueros des Landes unter die 
Waffen ruft. 

8. Februar. Der Papft richtet einen wohlgeneigten Brief an 
König Alfons, durch den er ihn als König anerkennt und ihm die 
Sendung eines päpftlicden Nuntius nach Madrid in Ausficht ftellt. 


9. Februar. Ein Dekret des (ultramontanen) Zuftizminifters 
Gardena fchafft die jeit 1870 eingeführte Eivilehe wieder ab. Die 
bürgerliche Standesbuchführung (Eivilregifter) wird zwar beibehalten, 
aber die Anzeige von Geburten 2c. erfolgt durch die Pfarrer, ohne 
Beifügung genügender Strafbeftimmungen, wenn fie e8, wie voraus- 
zuſehen, unterlaflen. 


. Der Ton des Dekretes ift ſehr bezeichnend. „Die Ehe ift eine der 
Saframente, ift ein von Gott eingejeßtes Inftitut, daher nur die Kirche giltige 
Ehen jchließen Tann, während das Givilehegejeh vom 18. Juni 1874 nur Con⸗ 

fortien (ein milderer Ausdrud für Concubinat) zu xealifiren vermag. Die 
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Givilche war immer im Widerſpruch mit der öffentlichen Meinung; in an: 
bereu Ländern, wo verjchiedene Confeſſionen herrichen, mag dies nothwendig 
fein, in Spanien jedoch, wo glüdlicheriveife die immenſe Majorität dem einzig 
wahren Glauben, dem katholiſchen, angehört und nur in ben letzten Jahren 
diesfalls Freiheit zugeftanden wurde, muß, mit einem Worte, die Nfurpirung 
bed Staates in diefem ausichließlich der Kirche zuftehenden Rechte, die Fa⸗ 
milie zu creiren, aufhören.“ Die Nichtkatholiken a nad) wie vor ihre 
ehelichen Confortien (diefe Differenz gegen bie nur von der Kirche zu ſchließen⸗ 
den Ehen wird im Dekret jorglamit eobachtet) auch ferner abichließen, da⸗ 
gegen fallen alle Eheprozeſſe, die jeit 1874 dem Clerus vollftänbig entzogen 
waren, diefem wieder ausichließlich zu. 

11. Februar. Ein Sekret der Regierung ruft 70,000 Mann 
zum Dienjt in der aktiven Armee und in der Referve unter bie 
Waffen. In diefen Aufruf find alle jungen Leute begriffen, welche 
da® 19. Lebensjahr vollendet haben. Die Losfaufsfumme ift auf 
2000 Peſetas feſtgeſetzt. 

11. Februar. Migr. Simeoni wird vom Papſt zum Nuntius 
in Madrid ernannt. 0 


11. Februar. Der Eiſenbahnzug, mit welchem der König nach 
Madrid zurückkehrt, wird unterwegs von den Carliſten beſchoſſen; 
mehrere Wagen werden durchlöchert, doch wird Niemand verwundet. 


13. Februar. Der König unterzeichnet ein Dekret, durch welches 
das bisher proviſoriſche ſog. Regentſchaftsminiſterium als definitives 
und verantwortliches beſtätigt wird. 


18. Februar. Die Geſandten von Frankreich, Oeſterreich, Ruß⸗ 
land und Portugal überreichen dem Könige ihre Creditive, der da⸗ 
durch als ſolcher anerkannt wird. 

24. Februar. Auch der Geſandte des deutſchen Reichs über⸗ 
gibt dem König feine Creditive. 


25. Februar. Der Papft empfängt den neuen ſpaniſchen Ge⸗ 
fandten Benavides. 

Die Miffion desſelben ift eine doppelte: den Abſchluß eines neuen 
Concordates vorzubereiten und die Belegung der erledigten ſpaniſchen Biſchofs⸗ 
ftühle zu betreiben. Beides hat feine Schwierigkeiten. Die Curie wünſcht 
fein neues Goncordat, jondern verlangt einfach die Wiederherftellung des bis⸗ 
herigen und ift ferner wohl geneigt, die im übrigen Spanien vacanten Biſchofs⸗ 
ftühle im Einverftändni mit ber Madrider Regierung zu beſetzen, nicht aber 
auch die in den von Ton Carlos beſetzten Provinzen, wie die Madriber Re: 
gierung verlangt, indem fie fürchtet, dab ohne biete Sonceifion der Aufftand 
noch lange nicht werde befiegt werben können. 

An demjelben Tage richtet der Bifchof von Jaen eine Eingabe 
an den König, in welcher die Aufhebung der Glaubenäfreiheit und 


die Wiederberftellung der katholiſchen Glaubenseinheit verlangt wird: 
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„Sennor! Der Bilchof von Jaen beeilt fi, Ew. Majeftät ehrfurchts⸗ 
bolf zu bitten, die fatholiiche Glaubenseinheit in den fpanischen Reichen ben 
hundertjäbrigen Traditionen der Monarchie gemäß und zur Befriedigung des 
gemeinfamen Wunjches aller Spanier twieder herzuftchen. Tem Echarfblid 
Ew. Majeftät und der Weisheit Yhrer würdigen Rathgeber kann die Zweck⸗ 
mäßigkeit diefer Maßregel nicht entgehen; ebenſowenig ericheint e3 nothivendig, 
für die Nütlichkeit und Unabiweisbarleit der Gewährung ber Bitten des Bitt⸗ 
jtellerd Gründe anzuführen, oder mit Thatſachen überzeugen zu wollen. Die 
Eultusfreigeit wurde in verhängnißpollen und ſtürmiſchen Zeiten beichloffen ; 
man hat die Stimme von Millionen Katholiken verachtet, welche in von ihnen 
unterzeichneten Schriften die conftituixenden Corte baten, das Land im Bes 
fie feines werthvollſten Juwels zu belafien. Es folgte dieſem verfehlten 
Beſchluß die DVertoigrung, welche ın folchen Fällen unheilvolle Reuerungen 
erzeugen, und fofort wurde die Bultusfreiheit gedeutet al3 die Freiheit der 
Unfittlichleit und des Nebergriffes, indem gleichzeitig Die Sotteshäufer, die 
Kirchhöfe und die Heiligkeit der chriftlichen Ehe entweiht wurden, ohne daß 
ber habjüchtige Bli dieler Krämer und Speculanten fich in den Beſitz irgend 
eine der materiellen Vortheile zu —F vermocht hat, welche fie geträumt 
und ſich verſprochen Haben. Die Gefahren dauern fort, zahlreich find Die 
Conflicte zmwifchen den beiden Gewalten, ber geiftlicden und ber weltlichen; 
felbft Aufregungen der gen Weinung finden flatt, indem Fälle vor: 
kommen, in tvelchen den fatholifchen Kirchhöfen Gewalt widerfährt, um, Häufig 
in höhnender Weife und mit Beleidigung heiliger —— Ketzer un 
Andersglaͤubige zu beerdigen, ſowie ſolche, welche unbußfertig geftor en find, 
Eelbftmörder und öffentliche Sünder, welche ohne Neue in dem Irrthum 
verharren. In meiner Diöceſe hat es fi) fogar zugetragen, daß ein Kind 
im Namen des Teufeld getauft worden ift, nicht ohne Entjegen ber Gewiffen. 
Das katholiſche Volt Hofft mit unbefchreiblicher Angft aus ähnlichen Bes 
brängniffen des Geiftes befreit zu werden, tief überzeugt, daß Ew. Majeftät 
als Tatholicher König ohne Verzug und in der geeigneten Form Die gerechte 
Maßregel anordnen werde,- welche e3 feufzt verwirklicht zu fehen. Inzwiſchen 
tragen die Katholifen eine gewiſſe Furt, ihre Zuftimmung (adhesion) zu 
erklären und deigen nicht einmal Sympathien zu bem gegenwärtigen Stand 
der Dinge. Und Ew. Mageftät weiß, daß diefe Zurüdhaltung der Furcht 
an die Oppofitionen ftreift, von welchen feine zu unterfchäßen ift. Hiemit 
ſollen in feinerlei Weiſe Proferiptionen erbeten werben, jondern nur eine Ges 
nugthuung wird erbeten, welche in dieſer Dur bie agree Unzufrieden⸗ 
heit verſchwinden machte. Sennor, möge Ew. Majeftät der Ruhm zugekom⸗ 
men ſein, in Spanien die katholiſche Glaubenseinheit wieder hergeſtellt zu 
haben, und es iſt fein Zweifel, daß ber König der Könige eine der Beloh⸗ 
nung fo würdige Handlung vergelten werde.” 


26. Februar. Da im Norden alles wieber in den alten Zus 
ſtand zurüdgefunfen ift, fo greifen die Garliften neuerdings Bilbao 
an und bereiten einen Angriff auch auf das fefte Puigcerda. 

27. Februar. Da die Moderados (die alfonfiltifchen Reactio⸗ 
näre) die Rüdberufung der Ex⸗Königin Sfabella nicht zu erzielen 
im Stande find, fo ſetzen fie wenigjtens die Rückkehr der Gräfin 
Girgenti, der Schweiter ded Königs, durch. 

Die Regierung hebt durch Dekret die nach der September-Re- 
volution am 21. Oftober 1868 proflamirte Lehrfreiheit wieder auf, 
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vorläufig nur für die Univerfitäten und alle vom Staate fubrentio> 
nirten Lehranftalten, aber auch mit zweifelloſer Ausficht, daß nicht minder 
alle übrigen Erziehungsinftitute unter das gleich ſcharfe Meſſer gebracht 
werden. Das in ſechs Artikel zerfallende Dekret ftellt die von der Regierung 
ausgehende Dctroyrung und Mafregelung ber Lehrbücher und Lehrprogramme 
her, legt ein befonderes Gewicht au ftrafes Anziehen ber bisciplinären Zügel 
zwiichen Profeffor und Alumnen nach Unten und Profeffor und Rektor nad) 
Dben und veripricht für den nächſten Wintercurd alle dieſe Dinge aufs jchärfite 
ineinanbdergreifend und weit volllommener ala das gegenwärtige Proviſorium 
ausgearbeitet zu haben. Tem Dekret ift ein erläuterndes Circular bed 
Unterrihtsminifters Orovio (Moderado, ulttamontan) beigefügt, das über 
den eigentliden Sinn und Zweck der Maßregel feinen Zweifel läbt, indem 
es beſagt: „Nachdem alle Ausſchweifungen und Verirrungen ber Ieten Jahre, 
glüdlicherweife ohne einen Blutätropfen oder eine Thräne zu vergießen, einer 
neuen Aera der Monarchie Alfonfo’3 XII. Pla gemacht haben, der alle ber 
Kirche zugefügten Ungerechtigkeiten twieder gut machen wird, Spanien und 
die Spanier auch eminent katholiſch find, jr darf der officiclle Unterricht 
durchaus nicht? gegen bie katholiſche Religion enthalten. Mit dem fatholis 
fen Dogma ging immer das monarchiſche Princip Hand in Di Sie, 
Herr Rektor, werben demnach darüber zu wachen haben, baf weder bie reli- 
giöjen noch die monarchifchen Ueberzeugungen — wie fie dom Lande eins 
ſtimmig anerkannt find — je discutirt oder gar in Frage geftellt werden ac.“ 


2. März Don Carlos erläßt aus Ejtella ein neues Straf: 
gefeßbuch „für das Königreich”, d. h. zunächſt doch nur für den 
von ihm behaupteten Pleineren Theil desſelben. | 


Das zu Tolofa im Drud erichienene Operat ift für die Tendenzen der 
Pratendenten ſehr charakteriftiih. Der Abſchnitt von den Verbrechen beginnt 
mit den Verbrechen gegen die Religion und beftimmt im Artikel 124: Ter 
Verſuch, in Spanien die fatholifch-apoftoliich-römiiche Religion abzujchaffen 
oder zu ändern, wird mit zeittveiliger Settenftrafe und immermwährender Vers 
bannung beitraft. Im Artikel 125: Wer öffentliche Alte eines andern ala 
des Latholiich-apoftolifch-römiichen Cultus ausübt, wird mit zeitweiliger Ber: 
bannımg belegt. Im Artitel 132: Ter Spanier, welcher fich Öffentlich von 
der genannten Religion losjagt, wird mit immerwährender Verbannung bes 
ftraft. Andererſeits Heißt e3 freilich auch in Artikel 14: „Wer ohne die durch 
die Geſetze vorgejchriebenen Erforderniffe in dem Stönigreiche Bullen, Breven, 
Reſcripte oder Depeſchen des päpftlichen zur Ausführung bringt, oder 
fie in Umlauf ſetzt oder fie publicirt, wird mit correctionellem — 
und einer Buße von 300 bis 3000 Duros belegt.“ 


4. März. Der carliſtiſche General Cabrera ſchließt in Paris 


mit den Vertretern des Königs Alfons eine Converio ab. 


Dieſes Convenio beftehl aus neun Artikeln. Der erfte fichert den bas⸗ 
fiichen Provinzen und Navarra ihre fueros oder Privilegien wie bor bem 
Kriege zu, wofern fie fich binnen einem Monat nach Veröffentlichung des 
Convenio der Monarchie Alphons' XII. unterwerfen. Die Artikel 2, 3 und 
4 beitätigen ben carliftiichen Offizieren und Soldaten die Stellen, Grade, 
Titel und Dekorationen, welche fie nachweislich in ber carliſtiſchen Armee 
erhalten Haben. Ber General Gabrera hat die betreffenden Angaben zu 
prüfen. Artikel 5 erſtreckt diejen Vorteil * auf die Civilbeamten. Art. 6 
gewährt den Militärs und Civiliſten, die von dem Convenio Gebrauch — 
wollen, die nämliche Friſt von einem Monat. Artikel 7 überträgt dem Ge⸗ 
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neral Cabrera das Recht, diejenigen Offiziere, welche zwar fein aktives Com⸗ 
mando geführt, aber fich jonft in ihrem Verhalten bervorgetfan haben, für 
Beförderungen, Telorationen, oder fonftige ee in Vorſchlag zu 
bringen. Artikel 8 erweitert biefe Zugeftändniffe auf alle Truppen der Halb» 
infel. Artikel 9 verfpricht den Gemeinden und Privaten der von dem Bürs 
gerfriege Heimgefuchten Gegenden, im Einvernehmen mit den Cortes den mate: 
riellen Schaden, den fie erlitten haben, zu ee Cabrera richtet an bie 
carliftiiche Partei eine dringende Ermahnung, fi um den Thron Alphon?’ 
XD. zu ſchaaren. Ich appellire”, ſchließt er feinen Aufruf, „an eure Ver⸗ 
nunft und an eure Gefühle, indem ich euch — meinen Entſchluß dar⸗ 
lege. Wenn ihr mich anhört, werdet ihr etwas Großes vollbringen; denn 
ihr werdet der Stimme des Patriotismus Gehör ſchenlen, welcher den Frie⸗ 
ben über Alles. ftellt. Wenn nicht, dann ift unfer Panier zerrifien; ihre 
De bei dem König, ich aber trete Lieber auf Seite Gottes und des Vater: 
ndes.“ 


8. März, Der König verleiht dem deutſchen Reichskanzler, 
Hürften Bigmard, den Orden be3 goldenen Vließes. 

Cerrano Huldigt dem Könige Alfon?. 

Mitte März. Die fpanifche Regierung verlangt von der Re— 
gierung des deutjchen Reichs die Auglieferung des Infanten Alfonfo, 
Bruder? de3 Don Carlos, tvegen der vor feinen Augen und mit 
feiner Zuſtimmung nach der Einnahme von Cuenca am 15. Yuli 
1874 begangenen barbarifchen Graufamkeiten. Die Mufforderung 
wird von der deutichen Regierung nicht abgewieſen. Der Infant 
befindet fich außerhalb der Grenzen ihrer Gewalt, in Graz; an die 
dfterreichifche Regierung wird das Begehren von ber fpanifchen Re— 
gierung nicht gerichtet. 

23. März. Don Carlos erklärt Gabrera aller feiner Ehren 
und Würden für verluftig und befiehlt, denfelben, ſobald er in die 
Hände der Earliften fallen follte, fofort vor ein Kriegsgericht zu 
fielen. Inzwiſchen ift Cabrera bemüht, auch andere carliftifche 
Führer und deren Truppen für Alfons zu gewinnen, jedoch ohne 
Erfolg. In der Bevölkerung der baskiſchen Provinzen ſcheitert fein 
Derfuch vorerft noch völlig am Einfluffe der Geiftlichkeit. Dagegen 
herrſcht unter den Garliften unzweifelhaft eine getrübte Stimmung 
mit Rückficht auf die furchtbare Verwüſtung des Landes, während 
Don Carlos die Mittel zur Fortfehung des Krieges nachgerade aus- 
zugehen drohen, da die auswärtigen Legitimiften feit der Thron- 
beiteigung des Königs Alfons mit den bisherigen Subventionen auf» 
hören und auch die Vertreter der 4 Provinzen fich äußerft ſchwierig 
zeigen, weitere Steuern zu beivilligen. 


Anf. April. Die von Don Carlos nah Tolofa zufammen- 
berufenen Gortes haben zwar feine Situng abgehalten, die Deputa- 
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tionen der Provinzen haben fich jedoch fchriftlich mit dem Präten- 
benten dahin einverflanden erklärt, daß der Krieg fortgejeht werben 
müſſe, der Prätendent aber durch feine auswärtigen Comité's die 
dazu nöthigen Summen befchaffen ſolle. Da die zur Zerfügung 
jtehenden Truppenmaſſen zu einer energifchen Offenfive unzureichend 
erſcheinen, haben alle vier Provinzen, auch da3 bisher etwas twider- 
Ipenftige Navarra, eine Aushebung jänmtlicher 18jähriger Leute an 
geordnet, wodurd man für die Armee eine Verftärfung von 5000 
bi3 6000 Mann zu beichaffen gebenft. 


8. April. Neue Maßregeln gegen ben freien Geiſt der Uni- 
verfitäten. Faſt alle Profefioren der Univerfität Madrid reichen da= 
gegen eine energifche Proteftation ein. Einige derjelben werden dafür 
verhaftet oder verbannt (internirt); die Regierung erklärt, daß fie 
entfchloffen jei, alle um ihre Entlaffung einfommenden Profeſſoren 
und diejenigen, welche ihren Protejt nicht zurüdnehmen, zu ver= 
bannen. Caftelar geht in’3 Ausland. 

Derjelbe Außert fich gegen einen Berichterftatter über feine Auffaffung 
der Lage und feine Hoffnungen für die Zukunft: „Ich habe mich geirrt, als 
ich glaubte, Epanien nach den übrigen Nationen Europa's beurtheilen zu 
können. Es ift ein femitifches Volt, voll maurifchen Blutes. Es wird nie 
unfere politiichen Unterjchiede und Denen begreifen. Es ift intranfigent 
feinem Charafter nad. Meine Politik ift durch die Intranfigenten der Linken 
befiegt worden ; ed mußte jo kommen: e8 war eine Racenfrage. In gleicher 
Meife wird die Politit von Canovas be Eaftillo durch die AIntranfigenten 
der Rechten befiegt werden. Das ſteht geichrieben Er iſt klug und rechts 
ſchaffen, er ift liberal und Hat eine ſtarke Willenskraft, aber ex wird ges 
ſchlagen, vernichtet werden von ber Reaktion, und zivar wird dieſe Reaktion 
nicht eine folche fein, twie andere Länder fie wohl aufweijen, ſondern eine 
Ipanifche Reaktion, eine arabifche Reaktion, und diefe intranfigente Reaktion 
wird wieder die Gantonaliften zur Macht bringen, und dann muß wieder 
Alles von Anfang an geichehen.” 

15. April. General Campoz beginnt mit der Armee des Gen- 
trums feine Operationen in Catalonien, um wenigftens bier mit den 
Garliften aufzuräumen und den Aufftand auf feinen urfprünglichen 
Heerd, Navarra und die baskiſchen Provinzen, zu befchränfen. Der- 
ſelbe fchließt zunächit Seo de Urgel ein, wo 2500 Earliften Tiegen. 


26. April. Die bei den Notifitationen der Thronbefteigung 
des Könige Alfons und feither angewenbete Yormel „von Gottes 
Snaden und durch den Willen der Nation” wirb in „Alfonfo XIL, 
eonftitutioneller König von Spanien” abgeändert. 


1. Mai. Der Nuntius Simeoni iſt in Madrid angelangt und 
hält feinen erften großen Empfang für das diplomatifche Corps und 
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die hoffähige Welt ab. Die Gefandten Rußlands, des deutichen 
Reich und Italiens werden von ihm nicht dazu eingeladen. 


19. Mai. Ein kgl. Dekret leitet die Herftellung einer conſti⸗ 
tutionellen Berfaffung ein, indem es im Wejentlichen bejagt: 

Lie Wahlperiode ift eröffnet. Alle conftitutionellen Fragen können 
den Cortes unterbreitet werden, ausgenommen die Begründung ber conftitus 
tionellen Monarchie. Tie Regierung hofft die repräjentative Berfaffung, ohne 
welche die Anarchie herricht, wieder Herzuftellen. 

20. Mai. Im Senatspalaft tritt eine zahlreiche Verſamm⸗ 
lung von ca. 300 Unioniften, ca. 200 Moderado8 und ca. 50 Gon= 
ftitutionellen, d. h. Sagaftiner, die ſich von Sagaſta getrennt haben, 
zufammen, um die Frage der Wiederherftellung einer Verfaflung zu 
erörtern, und genehmigt einftimmig folgende Rejolution : 


Die Berfammlung erllärt, bat die Beendigung bed Bürgerkrieges, 
die Aufrehterhaltung der Ordnung und ber freiheit, ſowie die ParsbaDung 
der parlanıentarischen Freiheiten wejentlich von der Befeftigung des Thrones 
des Königs Alfons und geſetzlich geordneter Berhältniife abdän ig find. Alle 
Mitglieder der Berfammlung verpflichten fi), ihre Kräfte der Verwirklichung 
eines jo patriotiſchen Endzieles zu leihen, und e3 foll eine Commiſſion von 
39 Notabeln gewählt werden, um bie Grundzüge einer gejeglichen Regelung 
ber Bertragdverhältniffe zu entiverfen.” 


Anf. Juni. Der päpftliche Nuntius Simeoni verlangt, daß 
die rüdjtändigen, dem fpanifchen Clerus gebührenden Bejoldungs«- 
emolumente demjelben von der Regierung in Elingender Münze aus» 
bezahlt werden. 

7. Juni. Der Kriegaminifter General Jovellar übernimmt den 
Oberbefehl über die Armee des Centrums und überläßt dag Kriegs» 
minifterium dem General Primo de Rivera. 

12. Juni. Die von der Notabelnverfanmlung am 20. Mai 
befchloffene und gewählte 39er-Kommilfion wählt wieder eine Eub- 
commijfion von 9 Mitgliedern, um die Entwürfe einer neuen Ver⸗ 
faffung und eines Wahlgeſetzes auszuarbeiten. Diejelbe tritt fofort 
zufammen und in derjelben machen fi) von vornherein zwei Haupt« 
ftrömungen geltend. 


Lie Moderado8 proponiren die Konftitution von 1845 — ein von 
Narvaez den damaligen Cortes entriffenes Machwerk — wie fie hinzufügen, 
als Baſis, welche in Liberalereım Sinne modificixt werden könne. Die Con⸗ 
ftitutionellen dagegen empfehlen ala Grundlage die lebte Konftitution von 
1869, welche in reactionärem Sinne umgenrbeitet werden müßte Da man 
fih hierüber nicht einigen kann, jo wird beichloffen, von allen früheren ſpa⸗ 
nischen Konftitutionen abzufehen und mit Rüdficht auf die Eonftitutionen 
von Portugal, Belgien und Stalien einen bermaßen elaftifchen Entwurf zu 
vereinbaren, daß darin alle monarchiichen Parteien, vom Moberado bis zum 
monarchiſchen Radicalen, Raum finden fönnen. 
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15. Juni. Ein k. Dekret hebt die ſeit 1868 eingetretene Reform 
des Zolltarifs bis zur Regelung der fyrage durch die Cortes auf. 
Die Ebbe im Staatsſchatze dient diefem auf die politifchen Rückſchritte 
he Rüdjchritt auf volkswirthſchaftlichen Boden zum Vorwande Um 
en Werth bes angeführten Grundes zu bemeflen, braudyt man nur die fpa= 
niſche Sanbelsftatifit vor und nad) den durch die September-Revolution von 
1868 verwirklichten Reformen zu vergleichen. Trotz ber vielfadhen Unruhen 
und des raus Hat ne wie die Öffentlichen Blätter mit Zahlen bes 
weijen, die Handelsbewegung für die Mehrzahl derjenigen Artikel, deren Eins 
fuhrzöfle herabgeſetzt worden, mehr als verzehnfacht. Nachdem bie Cortes 
bon 1870 eine Stufenfolge von Schugzoll zum Freihandel feftgeftellt, ſollte 
eine neue Zollverminderuug in Kraft treten, welcher vorauafichtlich ähnliche 
ünftige Ergebnifſe entiproffen wären. Dieſe Herabjegung ift jet auf un: 
are Zeit vertagt, und es ift nicht anders zu erivarten, als daB eine 
geſetzgebende Körperfchaft, welche unter dem Einfluffe der jegigen Regierung 
gewählt wird, Spanien auf's Neue in feine iſolirte Stellung auf ben Ges 
biete des Handels und ber Induftrie zurüdjtoßen wird. 


25. Juni. Ein Gejchtwader von 5 großen Kriegsſchiffen be= 
ginnt die in den Händen der Garliften befindlichen Küftenjtädte am 
Meerbufen von Biscaya zu befchießen und die carliftiichen Strand: 
batterien zu demontiren. 

— uni. Beide Theile, Carlijten und Alfonfiften, überbieten 
fi) nachgerade in gegenfeitigen Retorfiongmaßregeln, die von beiden 
Seiten vielfach mit großer Härte in's Merk gefebt werden, indem 
die Carliſten alle auf dem von ihmen beherrichten Gebiete wohnen 
den Alfonfiften auztreiben und die Güter mit Beſchlag belegen, die 
Alfonfiiten aber .auf ihrem Gebiete dasſelbe bezüglich der Carliſten 
anordnen. 

30. Zuni — 8. Juli. General Martinez Campos beſetzt die 
Ebrolinie, um den carliftifchen Banden in Aragonien und Valencia 
den Rüdzug nad) Gatalonien abzufchneiden. Der Garlijtenführer 
Dorregaray enttommt ihm aber doch. Sovellar beſetzt Cantavieja. 


Mit der Einnahme von —— ift die Säuberung des Maeſtrazo 
von den Banden fo gut wie zum Abſchluß gebraßt. Nachdem der General 
Jovellar den Aufftand auf jene Gebirgsgegenden eingeichränft und damit bie 
wiederholten Einfälle ber Carliſten ın lencia und Murcia, fowie Neu: 
caftilien bis Euenca, ein Biel geitedtt, und nachdem er die Bedrohung jelbft 
der wall welche das Vorrücken der Garliften über Molina de Aragon 
und Medinaceli bebeutete, unmöglich gemacht Hatte, Tonnte er in dad Innere 
des Maejtrazzo dordringen und ſich der wichtigften ftrategifchen Punkte, wie 
San Mateo, Luceno und Sarrion, bemächtigen. Vergebens fuchte ihm Dorre⸗ 
aray den Boden in Billafranca ftreitig zu machen: auf dielem Punkt ges 
lagen und durch die Wegnahme von Miradet und Flix von Seite des 
Generals Martinez Campos feiner Verbindungen mit Gatalonien beraubt, 
verzichtete der Charliftenchef darauf, Cantavieja zu vertheidigen, überließ bie 
bortige 2000 Mann ſtarke Befagung, bie Junta, die Intendantur und die 
zahlreichen Kivilbeamten, welche bie carliftifche Verwaltung bildeten, ihrem 
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Schickfal und marſchirte auf’8 jchlennigfte ab, über ben Ebro an den Fuß 
ber Pyrenäen. 


31. Juni. Die Carliften belagern wieder S. Eebajtian. 


6 Auli. Die Neuner-Subcommiffion der Rotabelnverfamm- 
fung vom 20. Mai hat ihre Arbeit bez. dev Grundlagen der Ver⸗ 
fafjung bereit3 beendigt. Ihr Entwurf läßt die individuellen Rechte, 
eine aus zwei Kammern beftehende gefebgebende Gewalt, die Unab- 
febbarfeit der Richter und die Freiheit der Culte zu. Derſelbe gebt 
nun zunächſt an die große 39er Commiſfion. 

9. Zuli. Die Regierungstruppen erringen auch im Norden 
. erhebliche Vortheile gegen die Carlijten: Bittoria wird von ihnen 
nach beftigem Kampfe beſetzt. 

19. Zuli. Puigcerda wird von den Garliften belagert. 

23.—27. Juli. Die große Commilfion der Notabelnverjamm- 
fung vom 20. Mai beräth den von ihrer Neuner Subcommiſſion 
auögearbeiteten Entwurf von Grundzügen für die Verfaſſung. Zu 
ben Iebbafteften Debatten gibt der Artikel Anlaß, welcher die Auf: 
rechthaltung der feit 1868 in Spanien eingeführten Cultusfreiheit 
betrifft. Derfelbe wird jchließlich mit 22 gegen eine Minderheit von 
8 Stimmen angenommen. 


Der Art. 11 de3 neuen Verfaffungsentwurfes Tautet: „Die Latholifche, 
apoftoliiche, römifche Religion ift die Staatsreligion. Die Nation verpflichtet 
fih, den Cultus und die Diener derjelben zu unterhalten. Niemand wird 
auf Dan Gebiete wegen feiner religiöjen Meinungen, noch wegen ber 
Ausübung feines reſpektiven Eultus beläftigt werden, unbeichabet der ber 
chriſtlichen Moral fhuldigen Achtung. Es find indeß feine anderen öffent 
lien Geremonien oder Kundgebungen geftattet ald die der Religion de? 
Staates.” Die betreffende Beilimmung ber Berfaffung vom Jahr 1869 
lautete: „Die Nation verpflichtet fich, den Cultus und die Ziener ber katho⸗ 
lifgen Religion zu unterhalten. Die öffentliche oder private Ausübung jedes 
andern Cultus iſt allen in Spanien anfälfigen Fremden gewährleiftet ohne 
weitere Beichränfungen ala die allgemeinen Vorſchriften der Sittlichleit und 
bes Geſetzes. Wenn etwa Spanier filh zu einer andern Religion befennen 
ala, der Tatholijchen, jo find auf fie die Beftimmungen des vorftehenben ei 
anzuwenden.” Die Minderheit der 8 Ultramontanen beruhigt fi) indeß 
keineswegs mit dem Refultat der Abftimmung. Dieſelben verjenden vielmehr 
eine Art Manifeft unter dem Titel: „ParticılarsBotum der intranfigenten 
Moderadog” in vielen Tauſenden von Eremplaren nad) den Provinzen, um 
von ben in vielen Provincial-Hanptftädten inzwiſchen improvifirten Ziveig: 
comites ihrer Partei zn weiterer Propaganda benüßt zu werben. Alsbald 
werden auf dem flachen Lande um Balencia, Sevilla, Barcelona ıc. Unter: 
fchriften für ein Memorandum gefammelt, in welchem ber König um Wieber« 
a Br katholiſchen Einheit gebeten wird, und ber Dorfclerus, im 
Auftrag des Episcopats, unterftüßt dieſe Beftrebungen mit allen ihm zu 
Gebote ftehenden Mitteln, während die Majorität der ſpaniſchen Prälaten 
die acht Moderado3 öffentlich) mit Beglüdwünjchungen überhäuft und ihnen 
bie wirkjamfte Unterftügung für bie Gorteswahlen zufichert. 
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1. Auguſt. Fortſchritte der Regiermmgẽtruppen in Catalonien: 
bie Carliften find auf das linke Ufer des Ebro zurückgeworfen, Lo⸗ 
gronno iſt entſetzt, Seo de Urgel wird bombardirt. 

12. Auguſt. Ein kgl. Dekret verordnet eine neue Aushebung 
von 100,000 Mann, welche diesmal auch diejenigen jungen Leute 
umfaſſen ſoll, die erſt das 18. Jahr vollendet haben. 

Das Dekret iſt von einem Berichte des Miniſteriums an den König 
begleitet, ber eine Ueberſicht ber militäriſchen Operationen gegen die Carliſten 
jeit dem Anfange des Jahres enthält. Derſelbe erinnert zuerft daran, daß 
am Tage, ala König ame feinen Einzug in Madrid hielt, die 

anz nahe der Hauptftadt und bei der Eiſenbahn gelegene Stabt Molina 
e Aragon von den Earliften befegt war. Ihre Banden a ee die Pro: 
vinzen Guabalajara und Cuenca, und bedrohten auch die Provinz Segopia; 
bie Provinzen Teruel und Cajtellon waren fait ganz ihrer Invaſion verfallen, 
die Provinz Zaragoza größeren Teils; die catalonifchen Provinzen, ſowie 
Balencia, waren faft ganz von ihnen überzogen; ber bedeutende Pla Pam⸗ 
plona unter firenger Blofade, und das Heer ſah ſich dazu verurtheilt, in 
paffiver Pe das Ebro⸗Ufer zu hüten; der Aufftand war im verfloffenen 
Jahr auf feiner Höhe angelangt. Trotz ber großen Anftrengungen, welche 
die Nation machte, um das Heer zu ——— und die —*28* des 
Feindes aufzuhalten, troß der vielen blutigen Kämpfe zu dieſem Zwecke, war 
es nicht möglich, zu verhindern, daß er feine Bataillone verdoppelte, und daß 
er die unbedeutende Artillerie, welche er noch bei Somorroftro der Nordarmee 
egenübergeftellt, zu der zahlreichen und gewaltigen Artillerie erhob, deren 

irtungen ber König ſelbſt bei ber hochberzigen Anftrengung vor den un. 
geheuren Verſchanzungen des Garrascal und des linken Argasliferd kennen 
elernt Habe. Endlich im Januar dieſes Jahres Hat man nad dem Zus 
— ber verfügbaren Streitkräfte dem Feind in feinen ausgedehnten 
Linien gegenübertreten und ihn jenſeits vom rechten Arga-ifer vertreiben 
können. „Tie Nothiwendigfeit”, Fabet der Bericht weiter, „den Beſitz des 
eroberten Terrains durch folide Befeftigungen zu ſchützen und bie Schwäde 
unferer Heere in Catalonien und im Centrum, welche in dem Umſtand ihren 
Grund hatte, daß fih damals alle Anftrengungen anf die Formation der 
Nordarmee richteten, unterbrachen den Gang der militärijchen Operationen, 
bi3 man fie nach Vollendung der Vertheidigungsarbeiten und nach Ausfüh: 
rung der Aushebung von 70,000 Mann, welche die Minifterregentichaft für 
fi verfügt Hatte, nach einem wohl durchdachten und ber Erlangung ent: 
fcheidenderer Erfolge ſicheren Syftem rl fonnte. Nach einigen Monaten 
des Wartend, da3 alle ala unvermeidlich begriffen, troß der natürlichen Ans 
gebulb, welche Niemand mehr als die Regierung verzehrte, haben die Erfolge 
n allgemeinen Plan und die beionderen Tifpofitionen, die man angenommen 
hat, gerechtfertigt. Das catalonijche Heer, welches ſelbſt ala noch Klein in 
verſchiedenen Treffen die Carliften geichlagen hatte, konnte bem Heere des 
Gentrums, das Eräftig verftärft wurde, zu Hülfe fommen, um in Kurzem 
die vollſtändige Pacification der Provinzen Valencia, Zeruel und Gaftellon 
durchzuführen, die Forts Flix, Miravet, Gantavieja und el Gollado bel 
Alpuente Haben fi) unfern Waffen ergeben; in Zaragoza, Guadalajara und 
Euenca, die vollftändig von Garliften frei find, bleiben nur noch Räuber: 
banden; Bitoria ift vor den Unfällen des Feindes gedeckt, und die weite 
Ebene von Alava don dem loyalen vr beherrfcht, twelched in zwei ruhm⸗ 
vollen Stämpfen feine unbeflreitbare Neberlegenheit bekundet hat; Viana, jo 
lang ein Affeont für LZogrono, fiel in unfere Hände. Der feſie Platz ber 
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‚ weile 3 
belagert, yiyreide Eolenzen Iurchzehen ganz Eateisu:en, 
frgendies Anhe zu lefen und berrisem ıkre nche gönj.de Wr’lö’ung ver; 
(ur; hberali Ipreden bie Gricize, welde man erzielt. ı 
em Glüd, weldes Erw. Ikajchät ın deu Aniüngen bes 

tet, Tie Nation dinite mit guiem Grund Leiten. de 
jener furchtbaren Feſtung, bie ohne Zweiiel erisizen wird umb ber 
nahen Vernichtung ber cataloniichen Banden durch bie vereinigten Heere 
Kataloniens und bes Gentrums fh auch der Theil Raparıa’s und der bai- 
liſchen —— welcher noch im Aufftande verharzt, ſich bald der Aulori⸗ 
tät Ew. Majeſtaͤt und der Herrichait ber Geieke unterwerien und dem edlen 

feten Ipanıj Volle weitere Cpfer eriparen werben. Die Regierung 
hegt ebenfalls aufrihtig Diele Hofinung, und in ber Kriegswifſenſchaft und 
Ben! anflänbige Männer theilen fie mit, ihr ; aber gerade weil man 
bas Ende von Mipgeihiden ablieht, welche ewig Ichtenen, iſt es Pflicht, das⸗ 
felbe zu befchleunigen. Du dieiem Zwecke zaubert die Regierung nicht, eine 
neue Aushebung von 140,000 Dann vorzuſchlagen.“ Aus dem Bericht er: 
a man auch, baf die letzte Aushebung von 70,000 Mann nur einen Effef: 
ivbefland von 45,000 Mann 

24, Auguft. Ser Minifterrath verhandelt über das Wahlver: 
fahren für die zu berufenden Corte. Die Moderados treten für 
beichränttes, der Minifter-Präfident Canovas del Gaftillo für allge- 
meines Stimmrecht ein. Xebterer führt als Grund an, daß diefe 
erſten Gortes Alfons’ XII. Thronbefteigung gewiflermaßen zu fanc- 
tioniren hätten und ein Theil der Parteien, namentlich die zur Re⸗ 
publit neigenden, die Eanction für unvollftändig erklären würde, 
wen das allgemeine Stimmrecht nicht zur Anwendung füme Er 
fügt Hinzu, daß bie Cortes felbjt für jpätere Wahlen ein beſchränktes 
Stimmrecht feftftelfen könnten. Nach heftigen Zebatten, die beinahe 
zur Minifterkrifig geführt Hätten, wird das allgemeine Stimmrecht 
angenommen. 

25. Auguſt. Der päpftl. Nuntius in Madrid richtet ein Rund- 
Ichreiben an die fpanifchen Bifchöfe, in welchem er fich auf’3 entfchie- 
benfte gegen die Beibehaltung der feit 1869 eingeführten Eultusfreiheit 
in der neuen Verfaffung, für Behauptung der ſog. fatholifchen Glau- 
benseinheit und überhaupt für ſtrikte Wiederherftelung des Concor« 
dats zwiſchen Spanien und dem hl. Stuhle von 1851 ausſpricht. 

Ta zur Stenntniß bes hl. Stuhles ber Verfaſſungsentwurf gelommen 
iſt, welcher den Cortes vorgelegt werden ſoll, jo mußte ſich die Aufmerkſamkeit 
bes hl. Waters auf den Art. 11 desſelben richten, ber jich auf die Cultusfreiheit 
bezieht, Demgemaͤß hat ber Herr Gardinal-Staatafekretär an die jpanijche Re- 
alerung durch feinen Sefandten in Rom eine Reklamation gerichtet und mich zus 
gleich beauftragt, Ihnen den Inhalt derjelben mitzutheilen, was en Vers 

ug thue, Die Ne 2 und 3 des angefüheten Art. 11 find, wie Sie wiſſen müflen, 
Ianıtenefe abgefaßt: „Niemand wird auf dem fpanifchen Gebiet wegen 
einer religidſen Ueberzeugungen oder wegen der Ausübung ſeines Cultus 
beläftigt werden Tonnen, vorausgeicht, daß der chriſtlichen Moral die fchuldige 
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Achtung erwieſen wird. Jedoch werden keine anderen öffentlichen Geremonien 
oder Manifeftationen geduldet werden, als diejenigen der Staatsreligion.“ 
Ser Inhalt und die Form der angeführten Paragraphen muß Gegenftaud 
gerechter Sorge und Klage für den heiligen Stuhl fein, ob man bdiefelben 
nun in Verbindung bringe mit dem Goncordat von 1851, welches Geſetzes⸗ 
traft in den Befigungen Ihrer katholiſchen Majeftät hat, oder ob man bie 
traurigen Pas in Erwägung ziehe, welche die Veröffentlichung diejes Ge: 
jeges der ſpaniſchen Nation zuziehen würde, die fich ſeit undenklicher Zeit 
im Befitz des koſtbaren Gutes der katholiſchen Einheit befindet. Und in ber 
That, vor Allem muß man auf einen undiscutirbaren Punkt hinweiſen, 
daß weber die Regierung, noch die Cortes, noch irgend eine andere Civilgewalt 
des Reiches das Recht hat, nur irgend einen der Artikel des Concordats ohne 
bie nöthige Zuftimmung des Heiligen Stuhles zu verlegen, zu wechſeln oder 
umzuändern. Diejer en muß ftreng beobachtet werden bei jeder 
Trage, welche Vertragsgegenſtand iſt; mit noch mehr Grund muß derjelbe 
prattifch werden, wenn es fi) um einen Fundamentalpunkt handelt, wie die 
Religion, die Hauptgrumdlage jeder twohlgeordneten Gefellichaft. Nun denn, 
der Entwurf der neuen Verfaſſung drüdt fich in einer Weiſe aus, dat beim 
erften Blick ein ſehr großer Unterjchied zu Tage tritt zmifchen dem, was Hier 
feitgeftellt wird und dem, was der erfte Artikel des Concordats vorſchreibt. 
In diefem heißt e8: „Die katholiſche, apoftolifche, römiſche Religion, welche 
mit Ausſchluß jedes anderen Cultus immer die einzige der ſpaniſchen Nation 
ift, wird ftet3 in den Befitungen Ihrer fatholiichen Majeſtät mit allen 
Rechten und Vorrechten aufrechterhalten werden, welche fie nach dem Geſetze 
Gottes und den Verfügungen der heiligen Canones genießen muß." Diefer 
Artikel erklärt ausdrüdli und fanctionirt, wie man fieht, dag Princip ber 
Religiongeinheit, erkennt an, daß die einzige und alleinige tatholifche Religion 
die Staatsreligion ift und jchließt das Bekenntniß jedes anderen Cultus aus. 
Der Art. 11 der neuen Eonftitution dagegen erklärt weder, daß die fatholifche 
Religion bie einzige und alleinige Religion ber ker Nation ift, noch 
weniger drüdt er die Ausſchließung jedes anderen Cultus außer des katho⸗ 
lifhen aus. Vielmehr ermächtigt ex, indem er in dem zweiten Theil vor: 
ichreibt, daß „Niemand auf dem fpanifchen Gebiet wegen feiner religiöfen 
Meberzeugungen, noch wegen ber Ausübung feine Eultus beläftigt werden 
fofle, wenn nur ber chriftlicden Moral die N puldige Achtung eriviefen werde,“ 
ausbrüdlich die äußere Ausuͤbung eines a Cultus, indem fo die Eul: 
tusfreiheit durch die religidfe Toleranz gegen den Buchftaben und den Geiſt 
des angeführten Artikels des Concordates garantirt wird... Aus dem zweiten 
Paragraph des Art. 11 der neuen Eonftitution geht aber noch ala nothiven- 
dige Folge hervor, daß auch die öffentliche wie die private Lehre ber atatho- 
liichen Doktrinen außerhalb der Wirkſamkeit des Gejehes ftehe und weder 
durch die Civil: noch durch die Sirchengewalt verhindert und unterdrüdt 
werden könne, oder daß diejelbe, was da3 nämliche tft, implicite geitattet 
und pofitiv zugelaſſen werbe. Dies fchließt unzweifelhaft eine offenbare Ver⸗ 
ni des Artikels 2 des Concorbatz in ſich, in welchen mit den beftimm: 
teten Ausdrücken feierlichſt feitgefeßt wurde, daß der Öffentliche und ber Pri- 
datunterricht in allen ulen jeder KHlaffe und Categorie der Lehre der 
katholiſchen Religion durchaus entiprechen müfje. Und wenn auch kraft Ar: 
titel 11 der neuen Verfaffung blos der Privatunterricht alatholifcher Lehrer 
außerhalb der Civil⸗ und kirchlichen Aktion gelafien werben follte, jo könnte 
man boch kaum begreifen, wie bie freie Ausübung der Pflichten und gegen: 
feitigen Rechte, die den Bilchöfen durch den angeführten Artikel 2 des Con: 
corbates garantirt find, nämlich über die Reinheit des Glauben? und ber 
Gebräudde und die religiöfe Erziehung ber Jugend zu wachen, ftattfinden 
18 7 
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und beftehen könne. Ebenfowenig kann man begreifen, wie die Bilchdfe mit 
Erfolg die Unterftügung und den Schuß ber Civilgewalt anrufen und er 
Hoffen könnten, gegen die geheimen Umtriebe und dunkeln Abfichten der Per: 
fonen, welche ein Intereſſe Haben, die Köpfe zu verwirren und bie Gewohn- 
beiten der Unvorfichtigen zu verderben, ſowie gegen die geheime Preffe und 
die heimtücifche Einführung und Verbreitung der jchlechten und ſchädlichen 
Bücher. Fi diefen Erwägungen find die traurigen Folgen des Art. 11 
ber neuen Berfaffung, vorausgeſetzt, daß derjelbe von den Corted angenommen 
witrde, leicht vorauszuſehen, und noch mehr, daß es ſich darum handelt, ein 
unfeliges Princip in eine eminent Tatholijche Nation einzuführen, welche die 
Freiheit oder Toleranz der Eulte verwirft und mit lauter Stimme verlangt, 
daß in Spanien feine traditionelle Glaubenseinheit twieberhergeitellt werde, 
die, wenn man fo jagen darf, in feiner Gejchichle, in feinen Gewohnheiten 
und in feinen Ruhmestagen verlörpert ift. Und man darf nicht vergeffen, 
baß die Berfennung feiner Glaubendeinbeit ſeitens der früheren Regierungen 
eine der Urſachen bes Bürgerfriegeß war, welcher noch in einigen Provinzen 
bes Reiches beitebt. Aus allen biefen Gründen und Angeficht3 der traurigen 
—5* auf welche aufmerkſam gemacht wurde, hat es der heilige Stuhl für 
eine ſtrengſte Pflicht gehalten, der ſpaniſchen Regierung dieſe kurzen Erwä⸗ 
gungen zu bedenten zu geben und biefelbe zu erſuchen, die Einführung bes 

rt. 11 in den erwähnten Entwurf uicht au geitatten, weil derſelbe Tonft 
die jo erjehnte Harmonie zwiichen dem heiligen Stuhl und der ſpauiſchen 
Regierung gefährden könnte. Dies babe ich die Ehre, Ihnen mitzutheilen, 
gemäß dem Auftrag Er. Excellenz des Heren Cardinal:Staatzjefretärs, damit 
e3 Ihnen ald Richtſchnur diene, um die Wichtigkeit zu ermeflen, welche ber 
heilige Stuhl diefem jo erniten Gegenftand beilegt.“ 

26. Auguft. Die Feftung Ceo de Urgel wird von den Regie— 
rungstruppen genommen, die ganze carliftiiche Bejagung mit ſammt 
den Biſchof der Stadt fällt in Kriegsgefangenſchaft. Das Eegre= 
thal ijt damit für die Carliften gejperrt, dem Tleinen Kriege in Ca= 
talonien ein Ende gemacht. Der Aufftand ift — von zeritreuten 
Heinen Banden abgefehen — auf Biscaya und Navarra befchränkt 
und die Armee des Centrum in der Lage, mit der Nordarmee ge= 


meinſam gegen diefe lebte Burg des Carlismus zu operiren. 


31. Auguft. Don Carlos ruft, der nahenden Enticheidung 
gegenüber, in Navarra und den baskiſchen Provinzen alle waffen- 
fähigen Männer von 17 bis 50 Jahren unter die Waffen. 


11. Septentber. Die Frage der Beibehaltung des allgemeinen 
Stimmrechte kommt im Minifterrathe nochmals zur Sprache. Der 
Minifterpräfident Canovas del Caftillo erflärt fich neuerdings dafür; 
die (mobderandiftilchen) Minifter des Auswärtigen, der Öffentlichen 
Arbeiten und der Juſtiz befämpfen es und erflären ſchließlich ihren 
Nüdtritt. Darauf erhält Canovas bel Eaftillo den Auftrag, ein 
neues Cabinet zu bilden, lehnt denfelben aber ab, indem er erflärt: 
nachdem er einem Minifterium der VBerföhnung angehört habe, könne 
er nicht an einem Minifterium theilnehmen, in welchem nur eine 
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Partei vertreten fei. Nun erhält General Jovellar den Auftrag, ein 
neues Minifterium mit Auzfchluß der Moderados zu bilden, und es 
werden ernannt: 

zum Gonfeilspräfidenten und Kriegsminiſter Sovellar, zum Minifter 
des Aeußern Caſa Balentia, zum Juſtizminiſter Calderon Eoflantes, zum 
Marineminifter Turan y Liria, zum Finanzminifter Salaverria, zum Minifter 
bes Innern Romero Robledo, zum Arbeitenminifter Martin Herrera, zum 
Colonialminifter Lopez Ayala. 


22. September. Der ſpaniſche Geſandte am päpſtlichen Hofe, 
Benavides, gibt ſeine Entlaſſung. Die Regierung iſt in Folge des 
Circulars des Nuntius vom 25. Auguſt in großer Verlegenheit: ſie 
möchte die Rechte des Staates gegenüber der Kirche gern wahren, 
namentlich auch, um die Sympathien des Auslandes nicht ganz zu 
verjcherzen, aber auch um feinen Preis die bisherigen guten Be— 
ziehungen zum bl. Stuhle trüben lafjen, die ihr für ihre Stellung 
noch immer ganz unerläßlich fcheinen. 


1. Oktober. König Alfons ergreift die Gelegenheit der Erdff- 
nung des Univerfitätsjahres und der Tyeierlichleit der Preisverthei- 
fung um eine Anfprache des Unterrichtsminiftere an beantivorten 
und feinem Eifer für die Hebung des Öffentlichen Unterrichtswefeng 
in Spanien warmen Ausdrud zu geben: 


„... Beim Anblid diefer Bänke kommt es Mir vor, als wäre es 
geftern, wo „sch, fern von hier, mit Eifer ben Studien oblag, von dem Wunſche 
jeelt, Mich Spaniens würdig zu machen, und in der Seele, wie auch Sie 
das Kun empfunden haben werden, von ber edelften und tiefften Bewegung 
ergriffen var, wenn ein Pramium Meine Anftrengungen Trönte, und Meinen 
große Dinge zu_vollführen ftrebenden Geift befeuerte. Nichts größeres aber 
gibt es, meine Herzen, als ein Volk zu fittigen und zu unterrichten, indem 
man e3 von der härteften und jchredlichiten Knechtſchaft, der der Untviffen- 
eit, befreit. Heute, wo Ich bie Schulbänte Hinter Mix Habe und io ber 
ag der That in dem Rathsſaal, in dem Fyeldlager und inmitten ber Ber: 
treter ber Wiſſenſchaft herangefommen ift, werden meine Abfichten immer da= 
Dingeen: jene Ziele zu erreichen, welche einzig und allein Spanien neu be: 
ben können, indem man ihm ben en zurüdgibt und das Opfer ber 
politiſchen Leidenſchaften zu Gunſten des allgemeinen Intereſſes erftrebt, alle 
jeine Bewohner fittigt und bildet und die Elemente des Reichthums entwidelt, 
— unſer Boden in ſich ſchließt, um ſo die fittliche, geiſtige und materielle 
Wiedergeburt unſeres Vaterlandes zu erreichen. Für in der Ich mit nichtß, 
weder unmittelbar noch mittelbar, zur Entzündung des blutigen Krieg? 
Anlaß gegeben Habe, der den ſpaniſchen Müttern fo viele Tränen Eoftet, i 
es jchmerzlich zu jehen, daß Ich, er meiner fortgejegten Anftrengungen, ihm 
nicht das glüdliche Ende, Ir em wir uns fehnen, habe fegen Lönnen. 
Hoffen wir, bat die Borfehung dieje Tage der Prüfung ablürzen werde, und 
dab wir una bald alle den Frudtbaren Aufgaben des Friedens werden widmen 
können. Auf Sie, Herren Profeſſoren, gründe Ich große Hoffnungen für 
jenen erſehnten Tag... Meine theuerſte Hoffnung, der ruhmvollſte Stern 
Meiner Regierung würde es fein, wenn die Geſchichte auf ihre Seiten ver⸗ 
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Ken würbe, daß, wenn dad Spanien unferer Tage nicht wie in früheren 
Jahrhunderten den Gipfel der Macht und Größe erreicht Hat, es doch wenig⸗ 
ſtens den Rang zu erringen wußte welchen es unter den gebildeten Völkern 
Europa’3 verbiente, weil feine Söhne, niedrige Leidenfchaften und faliche In⸗ 
tereffen von fich weifend, jene Energie des Charalterd, womit fie ruhmvolle 
Thaten vollbracht, auch auf das Studium der Künfte und Wiſſenſchaften, 
dieſer Grundlage einer neuen und wahrhaftigeren Größe, übertragen haben.“ 

— Oktober. In Folge des Rundfchreibene des päpftlichen 
Nuntius in Madrid an die fpanifchen Bilchöfe vom 25. Auguft 
richtet die Regierung eine Note an den bl. Stuhl, in der fie dem= 
jelben neuerdings die Zuficherung ertheilt, das Concordat reſpektiren 
zu wollen, aber davon diejenigen Beftimmungen augnimmt, welche 
der Curie irgendielche Rechte bezüglich der inneren Verwaltung und 
der internationalen Stellung Spaniens einräumen. Die Note fügt 
binzu: daß wichtige Staatsrüdfichten die Wiederherſtellung der ka— 
tholiichen Glaubenseinheit unmöglich machen, die auch, wenn jchon 
im Concordat ausgeſprochen, ala unwandelbares Princip nicht an= 
zufehen fei. Die Regierung habe dag Concordat nicht verlekt, fie ſei 
aber gezivungen, die religiöfe Duldung zu achten. 

3. Oftober. Ein Tgl. Erlaß an die Gemeindebehörden befiehlt, 
die Wahlliften gemäß dem Geſetz vom 23. Juni 1870 vorzubereiten, 
welches die Anwendung des allgemeinen Stimmrecht? für die Ab- 
geordnetenwahlen — im Verhältniß von 1 Abgeordneten auf 50,000 
Einwohner — und der zweigradigen Abftimmung für die Senatoren 
wahlen vorfchreibt. In der Einleitung des Dekret? beißt e8: daß, 
nachdem der Bürgerkrieg glücdlich bewältigt und die Feinde auf einen 
Heinen Theil der Halbinfel eingegrenzt feien, die VBerfammlung der 
Mahlcomitien nicht mehr verzögert werden könne. Ein Datum für 
die Wahlen ift in dem Erlaß jedoch nicht genannt. | 

25. Oftober. Bon Bewohnern der Provinz Navarra, die fich 
größtentheilg im Befite der Carliften befindet, wird dem König eine 
Ergebenbeitsadreffe überreicht, die ca. 30,000 Unterfchriften trägt. 


Anf. Nov. Marfori, der Günjtling der Er-Flönigin Iſabella 
und von ihr nad) Madrid gefandt, wird dafelbft in Folge feines 
anmaßenden Auftretens verhaftet. Zwiſchen König Alfons und feiner 
Mutter tritt dadurch ein zunächjt unbeilbarer Bruch ein. 


— November. Der energijche General Martinez Campos hat 
in Catalonien mit den Carliften jo ziemlich vollftändig aufgeräumt. 
Nur unbedeutende Banden, die. ſchon mehr die Bezeichnung als 
Straßenräuber verdienen, durchitreifen noch bie und da dag Land, 
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An Madrid Hofft man, daß mit biefen die Bauern allein fertig 
werden. 

. 5. November. Die Regierung der Ber. Staaten Nordamerika’s 
richtet an ihren Gefandten in Madrid eine jehr nachdrüdliche De⸗ 
peſche bezüglich Cuba's, die fie auch zur Kenntniß der ſämmtlichen 
Regierungen der europäilchen Großmächte bringt, mit der Aufforde- 
rung, fie in ihren Bemühungen für die endliche Löfung der Cuba 
nifchen Frage in Madrid au unterftüßen. 

Die Depeiche enthält einen langen Rüdblid auf die unbefriedigenden 
en zwiichen ben Vereinigten Staaten und Spanien, unb erklärt die 

r gelommen, two bie Intereſſen der Vereinigten Staaten, bes Handels 
und der Humanität die Beendigung des Kampfes verlangen, ben Spanien 
durch die Behandlung feiner Colonien jo in die Länge gezogen habe, während 
Gropbrittanien durch dad Zugeſtändniß der Selbſtverwa ung ; — es 
ſeinen Colonien gemacht, ſich die Liebe und ar — — 
habe. Am Stufe der Note wird nochmals der Sefung Ausdrud an en, 
bag Spanien im Stande fein werde, ben Frieden —* wo nicht, ſo 
lkonne es bie Pflicht der amerifanifchen en werden, einzugreifen. 

7. November. Eine auch aus den Provinzen zahlreich befuchte 
Verſammlung der fog. Sagaftiner (Anhänger Serrano’8 und Sa⸗ 
gaſta's) fpricht fich gegen den Verſuch einer Wiederherftellung ber 
Verfafſung von 1845 und für Aufrechthaltung derjenigen von 1869, 
mmerhin mit den darin nöthig gewordenen Modiftlationen, aus. 

10. November. Antwort des heil. Stuhles auf die Note der 
ſpaniſchen Regierung vom Anfang v. M.: 

Nach der Erklärung, daß der heilige Stuhl nichts weniger beabfichtigt, 
ald der neuen jpanijchen ‘ egierung Derlegenheiten zu bereiten, fondern daß 
ex fie im Gegentheil e alle mögliche Weile zu unterftügen bereit ift, info: 
* es ohne die ee erung bed heiligen Bandes ber Religionzeinheit ge: 

ben kann, wird die Note ber ſpaniſchen —— Punkt für Punkt 
widerlegt. Obenan ſtehen die Erörterungen der religidſen Fragen und der 
Principien, welche die Baſis des Concordats vom Jahr 1851 bilden. An 
dieſen darf nach der Meinung des Vaticans nicht gerüttelt werden. Dann 

wird nachgewieſen, die Glaubenseinheit, welche man vernichten möchte, 
— Hinderniß für die Entwicklung der a ift, fondern ihr viels 
ala Leuchtthurm bient; daß — der heili ge Stuhl die Eivilifation 
a ee wie fäljchlicherweie behauptet wird, wohl aber bie um fich 
Gorruption der Völker, und dab ex fih baburch nicht allein um die 
gef pin: Regierung, fondern auch um pen Spanien verdient gemacht Hat. 
Unter dieſem Gefichtäpuntte müſſe man d 1 Haltung des apoftolifchen Nuntius 
in Madrid und des — Stuhls in Rom betrachten. Wenn die ſpaniſche 
Regierung aus dringenden Gründen eine abe Formulirung jener Principien 
wünſche, fo jet ber eilige Stuhl bereit, mit ihr über dieleniem ae 
tionen zu unterhandeln, we fie im Goncordat von 1851 einzufü 
wänfche, und die er für annehmbar erachte. Auch könne aus einem gegen⸗ 
itigen Ideenaustauſch erkannt werben, inwiefern ber Heilige Stuhl dem neuen 
nnd osenttourf * — geben koͤnne. Den Schluß der Ant: 
t bie Erklaͤrung, daß, ba die Regierung des Königs Alfonfo den 
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Wunſ — habe, zu einem Einverſtändniß über die ſchwebende 
ni bem heiligen Stuhle zu gelangen, Derelde dieſe ng, ern 
entgegengenommen und dem Gardinal Nuntius Simeoni entiprechende An: 
weilungen gegeben habe, um dieſes Einverftändniß zu Stande zu bringen. 
Außer diejer Antwort für die ſpaniſche Regierung wird dem Nuntius Cardi⸗ 
nal Simeoni zu verftehen gegeben, dab er die Unterhandlungen mit derfelben 
fo zu führen bat, daß wo möglich der Bruch vermieden werde. 

16. November. Die Spanifche Regierung erklärt fih in ihrer 
Antwort an den päpftlichen Stuhl auf feine Note vom 10. d. M. 
bereit, über eine Modifikation des Concordat® von 1851 in Unter« 
handlung zu treten, bebarrt aber auf ihrem Entfchluffe, die feit 1869 
eingetretene religiöfe Duldung auch fernerhin aufrecht zu halten. 

17. November. Spannung mit den Ber. Staaten Rordame- 
rifa’3 wegen Cuba. Don Carlos ergreift die Gelegenheit, an König 
Alfons folgenden Brief zu richten: 

An meinen Better ap: Die Haltung des Präfidenten der Res 

blit ber Bereinigten Staaten Tann als das Borfpiel eined Krieges ange: 
ehen werben, wenn bu nicht die Unabhängigkeit von Cuba anertennft. Die 
Revolution, beren Vertreter du bift, ift für den Grad von Schmach, auf 
welchem Spanien angelangt ift, verantwortlich; ohne die Revolution märe 
biefe vatermdrberifche Rebellion nie ausgebrochen. Unter meiner Regierung 
wäre fie niemald zu Kräften gelommen. Das legitime Recht defien, welcher 
befieblt, ift dag einzige, twelches ohne Zwang reformiren, ohne Schwäche nadh- 
eben, ann Zorn — ohne Leidenſchaft regieren kann. Aber es handelt 
ch um die Integrität des Vaterlandes und dieſes müflen alle feine Kinder 
vert heidigen. Wenn das Vaterland in Gefahr iſt, Hören alle Parteien auf 
und es bleiben nur noch Spanier übrig. Sollte der Krieg audbrechen, jo 
biete ich dir für die Dauer des Kampfes gegen die Vereinigten Staaten einen 
MWaffenftillfiand an. Es muß aber wohl verftanden bleiben, dab nur 
der auswärtige Krieg die Urfache des Waffenftillftandes ift, ben ich vorfchlage, 
und daß ih meine Rechte auf die Krone aufrehterhalte, wie ich 
bie Gewißheit bewahre, fie einft auf mein Haupt zu fegen. 
Jenſeits der Meere Habe ich kein Gebiet, welches von meinen Waffen be» 
herricht würde, und 2 kann nicht meine wackeren Freiwilligen nad Cuba 
fchiden; aber ich werde meine Provinzen und das cantabrifche Küftenland 
vertheidigen, bie. —— Söhne dieſer Küſten, an welchen El Cano, 
Legazpi und Churraca geboren find, als Kaper ausrüſten und ben Sees 
handel unferer Feinde vielleicht bis in ihre eigenen Häfen —— Nim 
du für den Fall eines auswärtigen Krieges Waffenſtillſtand an, den i 
dir anbiete? Dann wollen wir zu: Regelung bed Weiteren Vertreter er: 
nennen. Du weiſeſt ihn zurück? nn wird die Welt Zeuge fein, dat das 
katholiſche Spanien grokmütbig feine Pflicht get n bat. ‚geh du es vor, 
von dem Feinde, ber dich bedroht, biefen enftillfta u verlangen? 
Demütbige a wenn du dazu das Herz haft; dur wirft vielleicht einen mo⸗ 
mentanen Aufſchub erwirken, aber man wird dir ſchon neue Eonflitte ans 
ftiften, und Cuba wird für das Vaterland verloren fein. Dir wird die Uns 
ae dich gebemüthigt, und bie Schande, dich umjonft gebemäthigt 
zu n.“ 

24. November. Gen. Queſada befreit nach dreitägigem Kampfe 
das von den Carliſten belagerte Pampeluna. 
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27. November. Modififation des Minifteriumd. Caͤnovas bel 
Gaftillo tritt wieder als Minifter-Präfident an die Spibe der Re— 
gierung. 

Anf. Dezember. Zwiſchen König Alfons und feiner Mutter, 
der Königin Iſabella, iſt ein vollftändiger Bruch eingetreten. Die 
Königin beklagt fi beim Papft über König Alfons und ſoll fogar 
bei Don Carlos gegen ihren Sohn intriguiren. 

4. Dezember. Die fpanifche Regierung gibt fi) die Außerfte 
Mühe, die Beſchwerden der Ber. Staaten bezüglich Cuba's zu be= 
fchwichtigen. Der amerilanifche Gefandte in Madrid berichtet feiner 
Regierung, er habe mit dem Staatzminifter eine wichtige Unterredung 
gehabt. — 

„Er gibt unſere Beſchwerden zu. Er iſt im Princip gegen die Con⸗ 
fiscirung des Eigenthums von Ausländern, verurtheilt das Aufſchieben ber 
Genugthuung und will jeden einzelnen Fall aufnehmen und ſchnell erledigen. 
Er will jede Urſache zu Klagen hinfichtlich des Vertrags beſeitigen, und er⸗ 
Härt: das Vorgehen der Behörden auf Cuba ſei für Spanien noch nachthei⸗ 
liger ala für die Vereinigten Staaten.” 


Die europäiſchen Großmächte fcheinen inzwifchen die Anregung 
ber amerifanifchen Unionsregierung vom 5. November nicht beant⸗ 
wortet zu haben. 

15. Dezember. General Queſada wird zum Chef der Armeen 
des Norden? und Navarra’8, General Martinez Campos zum Chef 
ber Armeen Gatalonien? und des Centrum ernannt. Sobald die 
Mitterung e3 erlauben wird, ſoll ein neuer Angriff auf die Earliften 
mit vereinten Kräften unternommen werden. Don Carlos, deffen 
Streitfräfte immer noch auf ca. 40,000 Mann angegeben werden, 
iſt bemüht, Eftella noch beffer zu befeftigen und wo möglich unein- 
nehmbar zu machen. 

21. Dezember. Der Kriegaminifter Gen. Sovellar wird zum 
Generalgouverneur von Cuba ernannt. General Geballos tritt für 
ihn als Kriegsminifter in das Gabinet. 


3. Großbrittanien. 


8. Januar. Es Hat fich eine Franzöfifchenglifche Geſellſchaft 
gebildet, welche den Bau eine® Tunnels unter dem Kanal von La 
Manche und einer Eifenbahn in demfelben zur Verbindung zwijchen 
England und Frankreich unternehmen will. 

13. Januar. Gladftone legt die Führerfchaft der Oppofition 
im Unterbaufe nieder. Die liberale Partei hat augenfcheinlich feine 
Ausficht, jo bald wieder an’ Ruder zu kommen. Gladflone wendet 
zunächft feine ganze Kraft auf die Bekämpfung des Ultramontaniz- 
mus, deffen Tendenzen und Gefahren für England er in einer Reihe 
Broſchüren darlegt. Als Führer der Oppofition im Unterhaufe tritt 
der Marquis dv. Hartington an Gladftone’3 Stelle. 

20. Januar. Die englifche Regierung lehnt e8 ab, dem Vor⸗ 
Ichlage Rußlands zur Wiederaufnahme der Frage über die Kriegs⸗ 
gebräuche (Brüfleler Conferenzen 1874) in einer zweiten Gonferenz 
ftattzugeben. 

Depeiche des Grafen Derby an ben brittifchen Gejandten 
in St. Petersburg, Lord Loftus: „Ihrer Majeftät terung wür⸗ 
digte in hohem Grade bie an Motive, durch welche Se. kaiſerliche 
Majeftät betvogen wurde, diefen Vorſchlag zu machen, und ftimmte mit bem 
von Sr. kaiſerlichen Majeftät befundeten Wunſche, die Graufamteiten bes 
Krieges zu mildern, überein. % leider Zeit war Ihrer Majeftät Regies 
zung nicht von der praftif othwendigkeit eines joldden Planes für bie 
Richtſchnur militärifcher Befehlshaber im Feld überzeugt, und Tonnte nur 
—— daß, falls nicht bie Discuſſionen in ber vorſichtigſten Weiſe geführt 
würden, Die Prüfung eines folchen Projekts in einer Gonferenz in bem gegen: 
wärtigen Zeitpunkt Urfachen der Differenz wiebereröffnen und zu Segen: 
beſchuldigungen zwiſchen einigen der zur Theilnahme an derjelben ernannten 
Delegirten führen würbe. Als die wichtigeren Artitel des Projekts zur Prüs 
fung gelangten, ftellte es fich bald heraus, daß bie reſervirte Haltung, bie 
Ihrer —8 — Regierung gegen dasſelbe eingenommen hatte, ſowie bie Vorficht 
der beittifgen Delegirten völlig gerechtfertigt waren. Es zeigte fih, daß Die 
Artikel der Projekt? ftatt bloßer Regeln = die Richtſchnur militäriſcher 
Befehlshaber, bafirt auf Gebräuche, über welche eine allgemeine Verſtaͤndigung 
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ala wunſchenswerth im Interefſe der Humanität gehalten werben Tonnte, 
zahlreiche Neuerungen enthielten oder involvixten, für nk eriwiejenermaßen 
feine praftiiche Nothivendigfeit vorhanden war und deren Refultat, wenn fie 
aboptirt worden wären, in hohem Grade zum Bortheil der Mächte, bie große, 
beftändig friegabereite Armeen und Syſteme allgemeinen zwangsmäßigen Mi⸗ 
Litärdienftes (dev allgemeinen Militärpflicht) befiken, geweſen fein würbe. 
Ihrer Majeftät Regierung —— im Einklange mit ihrem vorher angefün- 
digten Entichluffe den brittiichen Delegirten inftxuiren Zönnen, förmlich zu 
proteftiren gegen jedweden Verſuch der Conferenz, neue Regeln bed Völker⸗ 
rechts —53— N niederzulegen; aber fie an. vor, die Did: 
cuffionen ihren Lauf nehmen zu lafſen, da fie nicht Willen? war, einer 
gründlichen Buell nung des Projekts Hinderniffe in ben Weg zu 
werfen und jo zu verhindern, daß die Wünſche des Kaiſers von Rupland 
hinreichend ausgeführt würden. Die Regel, dab nur einftimmige Meinungen 
verzeichnet twerden jollten, wurde nichtsdeſtoweniger bald durch den Proteft 
und die Vorbehalte anderer Delegirten ar und in der Eifung dom 
14. Auguft ward Baron Jomini genöthigt, dieſelbe preiszugeben.“ Lord Derby 
eht hierauf dazu über, einige Dex bemerfenswertheren Meinungsverichieden: 

iten, denen bie Discuſſionen Ausdruck gaben, zu beleuchten, und ſchließt 
dann, wie folgt: „Aus den vorfiehenden Bemerkungen wird erjehen worden 
fein, daß Ihrer Majeität Regierung das Reſultat der Brüffeler Konferenz 
ala beweisgebend betrachtet, daß feine Möglichkeit einer Uebereinkunft über bie 
wirklich wichtigen Artikel des ruſſiſchen Projektd vorhanden ift; daß bie 
Sinterefien des Angreifer (invader) und des Angegriffenen (invaded) unver: 
ſöhnlich find, und daß, felbft wenn gewifle Regeln der striegführung in 
Ausbrüden abgefaßt wetden könnten, welche Genehmigung finden würden, 
fich herausſtellen dürfte, daß fie wenig mehr ala die von der ruffiichen Res 
ierung bei ber Eröffnung ber Konferenz —— Schein⸗ (fictious) Bes 
Präntung ausüben würden. Unter diefen Umftänden kann Ihrer Majeftät 
Regierung nicht eintwilligen, die Angelegenheiten weiter zu verfolgen oder an 
irgendivelcden weiteren Unterhandlungen oder Konferenzen darüber theilzus 
nehmen. In meiner Depelche vnm 28. September erklärte ich: Ihrer Ma⸗ 
jeftät Regierung wünſche, daB es deutlich verftanden werbe, dab, indem fie 
dieſe Unterichrift des Schlußprotofolls geitattete, fie nicht die demfelben ans 
ehängten Regeln annehme Eine forgfältige Erwägung der ganzen Sache 
et fie überzeugt, dab es ihre Pflicht ıft, im Namen Großbrittaniens und 
einer Alliirten in irgend einem Tünftigen Kriege jedes Projekt für bie Aen⸗ 
derung der Principien des Volkerrechts, nach denen dieſes Land bisher ge: 
handelt hat, entjchieden zu verwerfen, und vor Allem fich zu weis 
gern, an irgend einer Hebereintunft fich zu betheiligen, deren 
Wirkung fein würde, Angriffätriege zu erleichtern unb ben pa: 
se MWiderftand eines angegriffenen Volkes lahm zu 
egen. 


28. Januar. Während die Führer der Liberalen Partei offen- 
bar entmutbigt find, erflärt Bright in Birmingham in einer großen 
Perfammlung von 18 biß 20,000 Menfchen, daß die Zukunft noch 
große Anfprüche an die Liberale Thätigleit der Nation zu machen 
habe und daß die Aufhebung der Staatskirche das nächte, wenn 
auch im Augenbli noch nicht zu erreichende Ziel fei, deſſen Ver- 
folgung die gefchlagene Liberale Partei zu neuen Siegen zu führen 
vermögen werde. 
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Der Gedankengang feiner Rede ift im Weſentlichen folgender: Die 
Aufhebung der Staatslirche und die Verwendung ihred ungeheuren Vermö⸗ 
gen® zu nationalen Ziweden, zum Vortheil aller koaldangehotian find nur 
noch eine Frage ber Zeit. Die Symptome de3 inneren Verfalles treten immer 
zahlreicher un ah auf. Sie iſt nicht mehr die Kirche der Ration, 
fondern bie Kirche einer Minderheit, und fie hat außerordentliche Strafgeſetz⸗ 
gebung nöthig, um ihre eigenen Mitglieder, die Ritualiften, bei ber Fahne 
zu halten. Eine foldde Kirche Hat feine Eriftenzberechtigung mehr. Alle 
Strafgejege müſſen fich ala unzureichend erweiſen. Der nach der Fatholiichen 
Kirche fließende Strom kann nicht gebämmt werden, denn er entipringt in 
bem hierarchiſch⸗ariſtokratiſchen Weſen der AInftitution. Niemand Hat je ge 
hört, daß ein Ziffentergeiftlicher Katholik geworden wäre. Die Erfolge ber 
katholiſchen ir werben nur dann aufhören, wenn bie anglicanijche 
Kirche aufgehört Hat, eine Staatzkirche zu fein, und ihre verderblichen Pris 
vilegien opfert, um zu chriftlicher Demuth und Beicheidenheit zurüdzufehren. 
Die ökonomiſchen Zuftände ber Kirche find ein Scandal, das geiftliche Pro: 
letariat, die Curateß, verhungern und müflen Die Arbeit thun, damit bie 
höheren Geiftlicden und die fetten Pfrünbenbefiger in undhriftlicdem Luxus 
ſchwelgen können. Mit ſchamloſer Simonie werden die Pfründen öffentlich 
verfleigert oder von ariftoftatiichen Patronen vertheilt, meift zur Verſorgung 
ihrer eigenen SFamilienmitglieder. Nur Reiche oder Privilegirte können Ans 

ellungen erhalten. Die Biſchöfe in 'corpore find als die Leiter eined ver 
erblichen arıftofratifchen Privilegiums immer die Gegner vollsthümlicyer Re: 
formen geweſen und ftimmen * und natürlich für alle reactionären Maß—⸗ 
regeln. el Charakter ber Kirche ift für die conjerbative Reaction minde⸗ 
tena ebenfo jehr verantwortlich ala die Selbftfucht der Bierwirthe, die Yurcht- 
amleit der oberen Gefellichaftsffaffen und alle die andern Elemente, tmelche 
au Niederlage der Liberalen Partei mitgewirkt haben. Das ift John BrigHts 
nklageakte gegen bie Staatskirche. 


Anf. Februar. Der Herzog dvd. Cambridge ala der Höchiteom- 
mandirende ber Armee richtet ein Memorandum an das Kriegsamt, 
in welchem er die Gebrechen des bisherigen Armeeſyſtems mit großer 
Offenheit darlegt und dahin fchließt, daß entweder ein anderes Re— 
krutirungsſyſtem (d. 5. die allgemeine Wehrpflicht in dieſer oder 
jener Form) angenommen oder aber wejentlich größere Summen als 
bisher aufgewendet werden müßten, um unter Beibehaltung des bis⸗ 
herigen Werbiyftens eine tüchtige Armee in genügender Stärke er- 
halten zu können. 

4. Februar. Eröffnung der Barlamentzfeffion. Die im Namen 
der Königin verlefene Thronrede befagt: 


„... Ich erhalte fortwährend Freundſchaftsverſicherungen jämmtlicher 
Mächte. Der Friede Europa blieb ungeftört und wird es, wie ich zuver⸗ 
fichtlich Hoffe, auch —— bleiben; ſeine Erhaltung und Befeſtigung wird 
jederzeit mein Hanptbeftreben ſein. Meine Regierung erdrterte ſorgfältig die 
Brüfſeler Verhandlungen; aber eingedenk einerſeits der Wichtigkeit der dabei 
in —* kommenden Principien, andererſeits der ſtarken Meinungsverſchie⸗ 
denheiten und der Unwahrſcheinlichkeit ihrer Ban exachtete ich es 
nicht fir recht, weiteren Der ea zuzuftimmen. Die Frage, 
gemeinschaftlich mit den übrigen Mächten die a er ſpaniſche Mo⸗ 
narchie anzuerkennen, Liegt meiner Regierung vor, und Die Entſcheidung wird 
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bald erfolgen. Ich Hoffe für dieſes große, aber unglückliche Land baldige 
Herftellung des inneren Friedens.” | 

18. Februar. Unterhaus: Disraeli beantragt, die am 16. d. M. 
in Tiperary (Srland) erfolgte Wahl des im %. 1848 wegen Con⸗ 
Tpiration verurtheilten und damals nach Amerika geflohenen John 
Mitchell zum Parlamentsmitgliede für ungültig zu erklären, und 
verlangt die jofortige Berathung ſeines Antrags, um bie Würde des 
Hauſes zu wahren. Eine Vertagung feines Antrags und ebenjo die 
Ueberweifung dezjelben an eine Commiſſion wird mit 269 gegen 102 
Stimmen abgelehnt und der Antrag angenommen. 

22. Februar. Unterhaus: genehmigt die zmeite Lefung ber 
fchon in der vorigen Sejfion von der Regierung eingebrachten, aber 
wegen Mangels an Zeit nicht zur Erledigung gelangten Vorlage 
betr. Verſetzung von Offizieren nach Privatübereinfommen der Be— 
treffenden auf dem Wege des Taufches der Stellen troß des Wiber- 
ftandes der Liberalen Oppofition mit 282 (die conjervative Mehrheit 
und die Srländer) gegen 135 Stimmen. 

Die Bill ift Lediglich eine Hinterthüre, durch welche der frühere Offi⸗ 
en wenigften® theilweiſe wieder hergeftellt wird. Der Tauſch von 
Stellen war früher, ehe der Stellentauf abgeichafft war, cine Frgänzung bes 
verwerflicden Handels mit den Stellen im Heer, und wurde hauptlächlich 
benußt, um bemittelten Offizieren die Beförderung zu beichleunigen und den 
Bien in entlegenen, langweiligen und ungefunden Garnijonen zu eriparen. 
Demgemäß wechſelten denn auch bei dem Austaufch von Stellen, wenn es 
fi) um ben Gegenſatz zwiſchen einer angenehmen und einer jehr unangenehmen 
Sarnifon, oder zwiſchen günftigen und ungünftigen Beförderungsverhältnifien 
handelte, oft fehr bedeutende Summen die Hände. Als ber Stellenfauf 
abgeichafft wurde, machte man, wie bereit angedeutet, auch im Austauſch 
von Stellen dem Unfug ein Ende, indem beftimmt wurde, daß bei Verſetzun⸗ 
gen im Mege bed Austaufches nur die wirklichen Auslagen und Kolten, 
welche aus der Veränderung erwachſen, von einem Offizier dem andern vers 
ae werden bürfen, und die Regierung, aljo das Sriegaminifterium, ſelbſt 
ie Leitung ber Angelegenheiten in bie Hände zu nehmen habe. Neben eini⸗ 
en anderen Deränberungen fam dieſe Beftimmung der Offizieren, welche 
— an die Sache gewöhnt hatten, ſehr ungelegen. Die Bemittelten nament⸗ 
li, die in dem englifchen Heere ſehr zahlreich find und Lieber die Behaglich: 
feit engliicher Barnifonen ala das eintönige Dafein auf inbifchen Stationen 
genießen mögen, erhoben ein großes Gelchrei, und als eine kgl. Commiſſion 
niebergejegt wurde, die ſich mit den Beichiverben des Dffizierftandes gegen 
Abſchaffung des Stellenfaufs zu befchäftigen hatte, wurde auch diefer Punkt 
in ben Kreis ihrer Berathungen gezogen. Die Commilfion äußerte ſich in 
ihrem Bericht in einer Weile, bie zur Noth die Erklärung zuließ, daß die 
Beſchränkung des Stellentaujches durch das Eingreifen der Regierung ug 
wegfallen könne. Daraufhin brachte die Adminiftration Diteaeli die Bi 
ein, welche den Offizieren zum Tauſche freie Hand gibt. 


1. März. Unterhaus: Die Regierung bringt eine Bill ein, 
durch welche die beftehenden Ausnahmsgeſetze für Irland zum Theil 
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abgeichafft, zum Theil jedoch verlängert, indeß gemildert werben 
follen. Der Marquis von Hartington erklärt, daß die Oppofition 
bie Frage nicht zur Parteifache machen, fondern das Minifterium 
darin nach beften Kräften unterftüßen werde. 

2. März. Unterhaus: Iehnt eine Refolution des unabhängigen 
Liberalen (Radicalen) Prof. Fawcett zu Gunften des Schulunterricht 
der mit Landwirthſchaft beichäftigten Kinder mit 229 gegen 149 
Stimmen ab. 

Fawceett conftatirt, daß den in der Landwirthſchaft beichäftigten Kin⸗ 
bern weniger Schulunterricht zugute komme, ald denjenigen, welche auf au⸗ 
beren Gebieten gewerblicher Zhätigfeit vertivendet werben: von der Jugend 
in den Städten ftänden 7/s unter ber Eontrole der Schulämter und von diefen 
?/a jeien wieder 98 Proc. dem Schulziwange untertvorfen. In den ländlichen 
Bezirken auf der anderen Seite find Schulämter nur für einen verhältniß- 
mäßig geringen Theil der Bevölkerung begründet, und von diefem geringen 
Theile wieder hat nur ein verhältnißmäßig geringer Theil das Princip 
Schulziwanges angenommen. Die Nothwendigkeit etwas für den Unterricht ber 
ländlichen Jugend zu thun, ergebe fich angefichts ſolcher Thatſachen von jelbfi. 

3. März. Unterhaus: lehnt es mit 194 gegen 151 Stimmen 
ab, den fchottifchen Univerfitäten das Recht einzuräumen, auch Frauen 
die Doctorwärde zu ertheilen. 

8. März. Oberhaus: Die Regierung zeigt demfelben an, daß 


fie ihren Borfchlag, das Oberhaus feiner Eigenfchaft als oberfter 
Gerichtshof zu entfleiden, da derſelbe auf fo Iebhaften Widerfpruch 
geftoßen fei, zurückziehe. 

8. März. Die beiden Erzbifchöfe und 24 Bifchöfe verdffent: 
lichen eine Declaration gegen ben fog. Ritualismus: 

„Wir fehen mit zunehmender Beforgnig und Unruhe Die Berbreitung 
von Doctrinen und Aufmunterung von Gebräuchen, welche den Lehren ber 
heiligen Schrift und ben aus apoftolifchen Zeiten hergeleiteten unb in ber 
Reformation adoptirten Principien der Kirche zutvider find. Ganz beionders 
machen wir ernſtlich ne Bervielfältigung und eifrige Verbreitung von Lehr: 
und Privatandachtsbüchern unter bie Gugend aufmerkſam, und es ift nicht 
zu viel, zu behaupten, daß viele ber in diefen Büchern empfohlenen Lehren 
gr unvereinbar find mit den Principien unſerer veformixten Kirche." Die 

iichöfe fordern im Interefie der Kirche zu Gehorfam auf, und verlangen, 
daß bie in der anglicanifchen Kirche & ttete fyreibeit der Meinungsver- 
Ichiedenheiten nicht mißbraucht und zu Spaltungen benußt werde; ferner er 
mahnen fie die Geiftlichkeit, ihre Gemeinden u durch neue und unautorifirte 
Geremonien zu beunrubigen. Die Latholifirenden Ritualiften ehren ſich ine 
deß nicht im mindeften an bie Ermahnungen ihrer Obern. 


13. März. Sohn Mitchell, deflen Wahl in ZTipperery zum 
Parlamentsmitgliede vom Unterhaufe cajfirt worden ift, wird in 
bemjelben Wahlbezirke troßbem neuerdings? gewählt. Derjelbe geht 
jedoch bald darauf mit Tod ab, wodurch die Frage dahinfällt. 
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15. März. Unterhaus: In Folge der jahrelangen Bemühungen 
Newdegate's legt die Regierung demjelben ein Blaubuch über den 
Stand ber fatholifchen KHlöfter in England und die gewaltige Ver⸗ 
mebrung derjelben in neuerer Zeit vor. 

Dasſelbe gibt auglei) reichlicde Auskunft über das Verhalten der 
eontinentalen Staaten gegen Klöſter und dergleichen religiöfe Anftalten. Man 
erfieht daraus, dab England mit feiner Nichteinmilchungspolitit allein dafteht, 
während alle europäiichen Staaten mehr oder weniger Gontrole fich über bie 
Möfterlichen Inftitute worbehalten haben. 


7. April. Unterhaus: verwirft das Frauenſtimmrecht neuer- 
ding® mit 187 gegen 152 Stimmen. 

9. April. Oberhaug: Der Lordlanzler Lord Cairns beantragt, 
den Artikel des Gerichtsorganiſationsgeſetzes von 1873, durch welchen 
die Appellationsgerichtsbarfeit des Oberhaufes aufgehoben werden 
follte, ein Jahr lang noch nicht in Kraft treten zu laſſen, und 
bringt dagegen gleichzeitig einen Geſetzesentwurf ein betr. die inter- 
imiftifche Errichtung eines Appellationsgerichtshofes. 

9. April. Der Erzbiſchof Manning vollzieht die feierliche Ein- 
weihung der neu errichteten Tatholifchen Univerfität in SKenfington. 
Die ihm überreichten Adrefjen erwiedernd erörtert er die Lage der 
Tatbolifchen Kirche und kommt zu dem Schluffe, daß der Kirche und 
bem hl. Stuhl eine heftigere Krifis als irgend eine feit dreihundert 
Jahren drobe. 

16. April. Unterhaus: Der Schatfanzler Iegt dem Haufe das 
Budget vor. Die Ausgaben des laufenden Jahres find zu 75,268,000, 
die Einnahmen zu 75,685,000 Pf. St. veranfchlagt. Der Ueberſchuß 
beträgt aljo 417,000 Pf. St. Der Schatzkanzler erklärt die Redu- 
eirung der Einnahmen für unmöglich und beantragt abändernde Aus- 
gleichungen der beitehenden Steuern, wodurch der Ueberfchuß um 
60,000 Pf. St. fi) verringert. Die Staatsfchuld nahm im ver- 
flofjenen Jahr um 3,789,000 Pf. St. ab. Der Echaklanzler legt 
Ichlieplich einen Yinanzplar vor, wonach die Schuld big Ende 1885 
um 21 Millionen, nach 30 Jahren um 213 Millionen rebucirt wird. 

21. April. Unterhaus: lehnt mit Heiner Majorität den An⸗ 
trag, die Gemeinde-Gottezäder auch den Diffenter-Geiftlichen zugäng⸗ 
lich und damit einer oft argen Antoleranz der Geiftlichen der Hoch- 
fircde ein Ende zu machen, ab. 

23. April. Oberhaus: genehmigt in der Specialberathung die 
Regierungsvorlage betr. Gründung eines proviſoriſchen Appellhofes. 
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23. April. Unterhaus: genehmigt die von der Regierung vor- 
geichlagene Modification der Ausnahmegeſetze für Irland in zweiter 
Lefung mit 264 gegen 89 Etimmen. Der Antrag der irifchen Frac⸗ 
tion, die Vorlage abzulehnen, wird mit 155 gegen 69 Stimmen 
berivorfen. 


25. April. Die Tatholifchen Biſchofe Englands richten ein 
Collectivſchreiben an die preußiſchen Biſchoöfe, um denſelben ihre 
freudige Zuſtimmung zu ihrem Protefte gegen jede Beſchränkung 
einer bolllommenen reiheit des Cardinal⸗Collegiums in der Wahl 
eines Papjtes augzudrüden, und ein zweite? an die ſchweizeriſchen 
Biſchöfe, um fie in ihrem Widerftand gegen die aatsgenall na⸗ 
mentlich in Genf, zu ermuntern. 


28. April. Der Prinz von Wales wird unter großen Feier⸗ 
lichkeiten als Großmeiſter ſämmtlicher Logen des engliſchen Frei—⸗ 
maurerthums eingeſetzt. Es nehmen an der Feierlichkeit bei 12,000 
Maurer aus allen drei Königreichen Theil. 


1. Mai. Der vom Papſt mit dem Cardinalshute belohnte 
Convertit, Erzbiſchof Manning von Weſtminſter, erläßt einen flam⸗ 
menden Hirtenbrief an ſeine Gläubigen gegen die „Bedrückungen“ 
der römischen Katholiken im deutſchen Reiche, beſonders in Preußen. 


3. Mai. Oberhaus: Graf Rufjel beantragt die Vorlegung der 
diplomatilchen Correſpondenz zwiſchen dem deutjchen Reiche und Bel- 
gien. Lord Derby erklärt dies für nicht angemeflen, da die Ange: 
legenheit noch ſchwebe, jedoch unter der beſtimmten Beifügung, daß, 
fo viel er ermitteln könne, in der Correfpondenz nicht? vorliege, was 
einen unfreundlichen Charakter befäße, nichts, was von der Natur 
eine Drohung wäre. Belgien findet demnach dem deutſchen Reich 
gegenüber in der Duchesnefrage Teinerlei Ermunterung zum Wider- 
ftande von Seite der brittifchen Regierung. 


10. Mai. Das Cabinet Digraeli bietet gegenüber den allge= 
meinen Kriegsbefürchtungen in Berlin feine Vermittlung zwiſchen 
Deutichland und Frankreich an. Der Reichsfanzler lehnt fie, als 
durchaus überflüffig, dankend ab. 

18. Mai Unterhaus: vertagt ſich zu den Pfingftferien. Die 
liberalen Blätter conftatiren, daß damit die größere und bei weiten 
wichtigere Hälfte der Seſſion vorüber und zwar fo ziemlich in ge= 
Ichäftigem Nichtsthun vergeudet worden fei, indem von jämmtlichen 
Vorlagen der Regierung, unter denen fich freilich auch nicht Eine 
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größere Maßregel befunden habe, bis jebt feine Geſetz geworden fei 
und e3 offenbar nur wenigen bejchieden fein werde, alle parlamen- 
riſchen Stadien zu durchlaufen; die ganze Eeifion fcheine darauf be= 
rechnet zu fein, Alles hübjch beim Alten zu laſſen. 

Oberhaus: ftimmt der Vorlage betr. Offiziersftellen-Austaufch 
in dritter Leſung bei, jo daß wenigſtens dieſe, mehr oder minder 
rückſchrittliche Maßregel nur noch der Sanction der Krone bedarf, 
um Geſetz zu werden. 

24. Mai. Unterhaus: Lord Hartington, der officielle Führer 
ber Cppofition im Unterhaufe, interpellirt die Regierung über das 
Verhältniß zwifchen Deutfchland und Frankreich, die neulichen Kriegs⸗ 
befürchtungen und die Depefche der Regierung an dag deutjche Reich. 
Disraeli erwiedert: 

daß die englifche Regierung der beutichen, betreffend das Berhältnik 
don Deutichland zu frankreich, Vorftellungen gemacht habe. Der Zweck 
dieſer Borftellungen fei gewejen, etwaige falſche Auffafiungen richtig zu ftellen 
und ben Frieden zu fichern. Auf diefe Vorftellungen habe bie brittifche Res 

ierung eine durchaus zufriedenftellende Antwort erhalten. Die betreffenden 
riftftüdle bedauert Diſraeli im Intereſſe des öffentlichen Wohles nicht 
vorlegen zu können. 

29. Mai. Ein großer Strife der Grubenarbeiter in Südwalis 
wird nach unzähligen Verzögerungen und Täufchungen endlich bei= 
gelegt, indem bie Srubenbefiker in eine Lohnerhöhung von 12" Proc. 
eintwilligen, aber nur auf die Dauer von 3 Monaten. Diefer lang- 
wierige Strike war wohl ber größte Kampf zwifchen Arbeit und 
Kapital in unferen Tagen, da an demfelben mehr als 100,000 Ar- 
beiter, freiwillig oder gezwungen, theilnahmen. Der Sieg derjelben 
it jedoch offenbar nur ein fcheinbarer, da er mehr als precär er- 
fcheint, die Arbeiter aber in dem Verſuch nach mäßigen Berechnun- 
gen mehr ala 3 Mill. Pf. St. an Löhnen eingebüßt haben. 

31. Mai. Cherhaus: Ein Antrag des Grafen Ruflel auf Bor- 
legung der gefanımten Correfpondenz feit Sahresanfang über bie 
Kriegs» und Friedensfrage wird nach einer ausführlichen Erklärung 
des Minifters des Auswärtigen, Graf Derby, abgelehnt. 


Graf Ruffel: Ich kann nicht vergeffen, daß am 30. Mai 1814 ein 
Berirag zwiſchen Großbrittanien, Rußland un hen einerſeits und Frank⸗ 
reich andererſeits ab en wurde, durch welchen die Grenzen Frankreichs 
auf das vor 1792 beitchende Maß zurüdgeführt wurden. Ob nun feitbem 
fih ein Umſchlag in ber öffentliden Meinung bezüglich austwärtiger Anger 
legenheiten vollzogen hat, oder was fonft der Grund jein mag, es Icheint mir, 
daß im Gegenfaß zu der im Jahre 1814 gezeigten Ken und Wachſamkeit 
in neuerer Zeit bezüglich Sicherung der Stellung Großbrittaniend in Europa 
eine gewifle Nachläjfigfeit hervorgetreten ift, und daß wir Gefahr laufen, 
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die Errungenichaften der Politit von 1814 einzubüßen. Ich kann nicht um- 
bin, die Lage im Jahre 1314 und die von der damaligen brittifchen Regie: 
zung eingenommene Pofition mit ben Greigniffen zu vergleichen, welche fh 
dor 5 Jahren zutrugen. Im Jahre 1870 erklärte der Kaifer der Franzoſen 
unbedenklich, daß er fich durch die Verträge von 1815 nicht Tänger gebunden 
erachte und beabfichtige, Frankreich die verlorenen Gebietstheile am Rhein 
und die 1814 an Zeutichland abgetretenen Feſtungen zurüdzuerobern. Bas 
war das Verlangen des franzöfiichen cher, und man denke nur, was 
geichehen jein würde, iwenn die Franzoſen nicht geichlagen und überwunden 
worden wären, jondern den Sieg davongetragen hätten. Wir wären alsdann 
aufgefordert worden, für die Einhaltung der Verträge einzuftehen und die 
Bereinbarungen aufrechtzuerhalten, bei deren Feſtſetzung wir einen bedeutenden 
AntHeil Hatten. Ach will nicht jagen, daß im gegenwärtigen Augenblid eine 
Kriegsgefahr vorliegt, jondern nur dem Haufe ind Gedächtniß zurückrufen, 
was fih im Mai oder Juni 1870 zutrug. Zu jener Zeit gab mein edler 
Frkund, der hier in meiner Nähe fit und damals Minifter des Auswärtigen 
war (Lord Granville), dem Haufe die Berficherung, daß alle der Regierung 
zugehenden Mittheilungen auf die Tauerhaftigkeit des Friedens und die Fried» 
lie nun der franzöfiichen Regierung deuteten, und doch entbranunte 
im Juli defielben Jahres einer der hHeftigften und grundlofeiten Kriege, die 
jemals geführt worden find, zwiſchen re und Preußen. Es jcheint 
mir, My Lords, wir follten Angefichts ſolcher Thatſachen Maßregeln treffen, 
" um einigermaßen den Frieden Europas zu fihern. Ich kann nicht glauben, 
daß unfer Land ficher oder der Friede Europas geſchützt iſt, wofern wir nicht 
Verträge Haben und Sorge tragen, daß unjere Macht bezüglich der Verträge 
volftändig aufrechterhalten wird. Es muß in Frankreich tiefer Groll und 
große Demüthigung in Folge der großen Zugeltändniffe empfunden werben, 
welche das Lan — dem letzten Kriege zu machen Hatte, und wenn es erſt 
wieder eine eh rmee von bielleicht 720,000 Mann befigt, fo ift es nicht 
unwahrſcheinlich, daß es fich derjelben bedient, um feine Gebietäverlufte wieber 
einzubringen. Andererſeits fehen wir auch, in welcher Stärke Deutſchland 
fein Heer behält und wir jehen ferner, daß es eine Flotte zu Halten wünscht. 
My Lords, ich Tage nicht, da in Frankreich oder Deutichland ein Verlangen 
nach Krieg vorliegt, wenn wir aber die von mir a Dinge gewahren, 
dann möchte ich die Frage aufftellen, ob wir im Jahre 1875 eine beffere 
Sicherheit für den Frieden befigen, als im Jahre 1870, ala mein edler Freund 
die obenerwähnten Worte ſprach. Ich Hoffe unter folchen Umftänden, daf 
wir nicht nur diefelben Zuficherungen bes Friedens erhalten werden, wie im 
Suni 1870, fondern daß die Politik England? vom Jahre 1814 wieder ins 
Leben trete, daß wir wieder etwas von dem damals beiviefenen Muthe ge: 
wahren werden und daß England ſich mit anderen Nationen zur Aufrecht: 
erhaltung des europäifchen Friedens verbinden wird. Ich bemerfe, daß Ihrer 
aarn Regierung mit den Regierungen anderer Länder über diefen Gegen: 
ftand Mittheilungen ausgetauscht hat, und ich glaube, wenn Großbrittanien, 
Rußland und Defterreich, ſowie andere bei Erhaltung bes Frieden? intereffirte 
Mächte fich nicht nur zu Gunften besfelben äußern, fonbern auch erflären 
wollten, fie würden die zur Erhaltung desſelben nöthigen Echritte thun, wie 
es im Sabre 1814 geichah, jo würden wir eine wirkliche Sicherheit für ben 
Frieden haben. ch für meine Perfon kann mich nicht auf Zuficherungen, 
wie bie vom Juni 1870 verlaffen und ich beantrage die Vorlegung der bes 
treffenden Schriftftüde in ber Hoffnung, dab eine engliſche Politik, eine 
brittifche Politit von der Regierung ertlärt werden möge und daß wir nicht 
länger die Gleichgültigkeit und Sorglofigkeit in auswärtiger Politit an den 
x Zag legen, die wir leider in jüngfter Zeit vorwalten ließen. Graf Derby 
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erflärt jeinerjeit? die Vorlegung der Aktenſtücke für inopportun, indem er 
die Nothiwenbigfeit ber Discretion gegenüber den fremden Mächten betont, 
dann aber fortfährt: „Mas die von der brittifchen Regierung im Laufe der 
Unterhandlungen geübte Action betrifft, jo bin ich mir bewußt, daß Parla- 
ment und Land ein Recht Haben, u erfahren, was wir gethan, damit bie: 
jelben nicht den Schein auf ſich laden, eine Politit zu begünftigen, bie & 
nicht billigen. Aber indem ich die jage, bin ich auch zu dem Bekenntni 
endthigt, daß ich Euern Lordichaften nur ſehr wenig Information bieten 
ann, bie Sie nicht, in der Weſenheit wenigſtens, wenn ſchon nicht im Detail, 
bejäßen. Jedermann weiß, daß noch vor wenigen Wochen rüdfichtlich der 
ne zwiichen Frankreich und Deutihland großes Unbe: 
Dagen errichte. Eine Sprache war geführt worden von Perjonen in höchſtem 
njehen und Herborragendfter Stellung, Behauptungen twaren von der halb» 
officiellen deutſchen Breffe aufgeftellt tworden — zu bem Zwecke, nachzuweiſen, 
daß die franzöfiiche Armee in einem Grade im Wachſen begriffen fei, welcher 
gefährlich fr Deutichland werde und die Bedürfnifle Frankreichs überjchreite, 
und daß dieſes Verfahren mit der Armee den Entichluß ſeitens Frankreich 
manifeltire, den Krieg von 1870/71 jo frühzeitig zu erneuern, ala es nur 
immer in der Lage fein würde, zu thun. Es wurde ferner bemerkt, daß, 
wenn die ber Endzweck fei, welchen frankreich im Auge Habe, es nicht die 
flicht Deutſchlands fein Tönne, jo lange zu warten, bis Frankreich feine 
orbereitungen zu Ende gerührt, jondern die deutſche Regierung fich aufges 
aaa fühlen könne, ſelbſt die Initiative zu ergreifen. Es wurde gelagt, 
eutichland wünſche nicht den Krieg; ni aber, wenn derſelbe vermieden 
werden folle, e8 nöthig erſcheine, daß die franzöfiſchen Rüftungen eingeftellt 
werden. Mylords, dieje Behauptungen wurden, wie ich bemerkt habe, von 
Leuten in hoher Stellung in Deutfchland vorgebradht, und fie wurden in 
anberen Ländern wiederholt. In Frankreich verurfachten fie natürlich großes 
Mißbehagen und die franzdiiicye Regierung ftellte alle derartigen, ihr 
angejonnenen Abfichten in Abrede. ch bin verpflichtet, zu jagen, daß ich 
biefe Ableugnung al? eine in voller Aufrictigfeit gems te 
U Be noch anfehe. Im glaube nicht, dab irgend ein Öffentlicher 
Charatter in ee auf eine Erneuerung bes Krieges von 1870/71 feine 
Gedanken gerichtet Hatte. Nach den Unglüdzjchlägen, welche die Franzoſen er: 
litten, und ben Demüthigungen, welche fie über ſich ergehen laſſen, Hegen fie 
den ganz —— Wunſch, eine Armee auf den Beinen zu halten, welche 
itmen nicht nur Sicherheit daheim gewährleiſtet, ſondern en auch wieder 
fo viel Macht und Einfluß in Europa verichaffen fol, als fie aan zer 
Bebeutung als große Nation zu beanfpruchen ein Recht zu haben glauben. 
Das Vorhandenſein eines ſolchen Gefühl auf Seite der Franzoſen kann nicht 
beftritten werben, noch ift irgend ein Grund —— warum es nicht be⸗ 
er follte. Aber es ift Ein Ding, zu wünſchen, ſicher und kr art 
abeim zu fein, und ein anderes, zu waffnen mit weitergehenden Abfichten. 
Wir glauben, daß bie diesfalls gehegten Befürchtungen unbegründet gewejen 
find. (Beifall.) Eine der größten Schwierigkeiten, welchen wir in dieler An⸗ 
elegenheit begegneten, twar, daß die — kaum fähig ſchienen, zu ver⸗ 
* oder zu begreifen, daß dieſe Befürchtungen, welche ſeitens der deutſchen 
gierung ehegt wurden, echt und aufrichtig ſeien, und daß fie — ich 
will nicht jagen die franzöfiſche Regierung, aber dag anzöfde Bolt — 
anz un ei aft auf diefe Befürchtungen in der Weite blidten, ala feien 
de don Deutihland nur ald Vorwand zu einem neuerlichen Angriff funds 
egeben worden. Dies nun War die Situation, mit welcher wir es zu thun 
beten, und es ſchien MAR Majeftät Regierung, daß bei einem ſolchen Stande 
Dinge ein gegenjeitiges Mißverſtändniß eriftire, dad zu den 
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bedenklichſten Folgen führen fönne Auf der einen Seite Tonnte, 
wenn die deutſche Regierung fortfuhr, bie von ihr ee Bee Befürd): 
tungen . der Abfichten Frankreichs zu näbren, Der nn Schritt 
ibrerfeit3 eine Törmliche Aufforderung an Frankreich fein, die Rüftungen 
einzuftelen. Wäre ein ſolches Verlangen ge It worden, jo würde es jehr 
ſchwierig en fein, den Frieden zu erhalten, und die Urſache zum Streite 
zwifchen den zwei Nationen wäre neu aufgelebt. Andererſeits wird e8 Euren 
Lordſchaften einleuchtend fein, daß, wenn die franzöfiſchen Staatemänner 
glaubten, bie von Deutichland geäußerten Befürchtungen jeien ide unb 
würden nur ala Vorwand zum Kriege geltend gemacht, ein folcher be 
ihrerſeits zu Höchft — —— Verwicklungen führen konnte. Inter ſolchen 
Umſtänden ſchien es daher Ihrer Majeſtät Regierung, daß viel Gutes ge⸗ 
gethan werben könnte, wenn fie ſich ruhig und ee es 
mübte, dieſe von ben beiden Ländern gehegten Empfindungen 
wechlelfeitigen Verdachts und Mißtrauens auszutilgen. E# ir 
ger Mojeftät Regierung, ba, wenn zivei große Nationen entichlofien find, 
ieg mit einander anzufangen, e8 von jehr geringem für i ⸗ 
baren ift, den Verſuch zu m ‚zu Gunften bes Friedens zu wirken; da 
aber, wenn das Gefühl zwischen * nicht ſo ſehr das einer heftigen Er⸗ 
bitterung, als jenes außerordentlichen gegenſeitigen Verdachts und 
Argwohns iſt, Raum für —— gute Dienſte ihrer 
Nachbaren geboten iſt. Wir glauben nicht, daß Frankreich auf eine Er⸗ 
neuerung des Krieges finne, noch Daß bie deutſche Regierung einen dem mo⸗ 
raliſchen Gefühl Europas fo wiberftrebenden Akt beabſichtige, fich in einen 
unprovorixten Krieg mit ber Abficht zu flürzen, die Vernichtung feines frü- 
heren Feindes zu vollenden. (Beifall. ie fanden, daß bie ruſſiſche Re— 
gierung entſchlofſen fei, * beſten Bemühungen im Interefſe des Friedens 
aufzuwenden, und ber neuliche Beſuch des Kaiſers von Rußland in Berlin 
bot uns eine willkommene Gelegenheit, die Vorſtellungen zu Gunſten 
des Friedens, welche nach unſerem berechtigten Dafürhalten der Kaiſer von 
Rußland während der Dauer ſeines Beſuches in der deutſchen — dt zu 
machen beabfichtigte, zu unterſtützen, inſoweit als eine ſolche Un gung 
fih als nothiwendig beraußftellen mochte. Das ift im MWefentlichen, was vor⸗ 
gefallen ift in Bezug auf dieſe Frage, joweit wir daran betheiligt find. Ich 
kann das hohe Haus verfichern, daß ich in Feiner Weile den Antheil zu 
übertreiben wunſche, den Ihrer Majeität Regierung an der Sache hat, noch 
daß ich irgenb welches beſondere Verdienſt dafür in Anipruch nehme. Wir 
haben nur gethan, was zu thun mir ala unjere offenbare Pflicht erichien, 
und was wir im Intereſſe des Friedens und der Gerechtigkeit zu thun nicht 
arg unterlafien tönnen. (Hört! Hört!) Mylords, es ift von verjchiedenen 
iten die Fyrage aufgeworfen worden, ob die Ergebniffe, weldde — ich bin 
ara dies zu Inge — herbeigeführt worden find, durch irgend ein Opfer 
unſererſeits betreffs der Freiheit unferer Aktion für bie Gegenwart oder Zu⸗ 
funft erfauft worden feten, und ob wie ung in irgend eine Verpflichtung 
eingelafien, Durch welche und für ſpätere Zeit die Hände gebunden fein könnten. 
freue mich, daß mir Die rn wird, e8 hier ausſprechen zu fönnen 
daß dies nicht der Fall J (Beifall) Wir Haben feine lee 
führt, wirjind feine Verbindlichkeit eingegangen und wir haben 
feine Bürgjchaften gegeben, welche unſerer Actionzfreiheit für 
Die Zufunft irgendwie gelfeln anlegen tönnten, und wenn wir 
morgen aus bem Amte fcheiden follten, würden wir unjeren Nachfolgern 
teinerlei Derlegenheit oder Gebundenheit durch irgend etivad von und im 
dieſer Angelegenheit Gefagtes oder Gethanes Hinterlafien. Ich will nicht 
auf bie weite und tiefiwurzelnde Frage eingehen betreffs der Kegel, welche 
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nach ber Aeußerung des edlen Earls unfere auswärtige Politik beitimmen 
follte. Ich glaube nicht, daß c3 für ung nüßlich wäre, irgend eine Formel 
oder allgemeine Regel feſtzuſetzen, an welche fich für alle Zeit und für alle 
Gelegenheit unjere auswärtige Politi zu binden haben würde. Wir müffen 
uns mit den Umftänden befafien, wie fie fi) in jedem Falle ergeben. Sch 
Iaube, daß die Politik der Nichtintervention in continentalen 
oo im Allgemeinen biejenige ift, welche bei dem Volke biejes Landes 
am meiften in Gunft ftünde; aber eine Politit der Nichtintervention meint 
nicht eine Politit der Iſolirung und Indifferenz, und meint nicht, daß Eng: 
Land gegenüber der Aufrechthaltung des europäijchen — leichgültig 
it oder ſein kann. (Beifall.) Ich will mich über dieſen Gegenſtand nicht 
verbreiten, und ich kann nur, wie ich ſchon anfangs gethan, meine Weber: 
zeugung aussprechen, daß die Vorlegung der geforderten Correſpondenz nicht 
wünfchenswerth it.” (Beifall.) 

Sraf Sranville, der frühere Minifter des Auswärtigen im Ga- 
binet Sladjtone, erflärt, daß er an der diplomatifchen Action Der- 
by’3, fomweit er fie fenne, nicht? auzzufegen finde, Graf Rufſel, daß 
er nicht die Vorlegung vertraulicher Schriftftüde begehre, fondern 
nur gewünjcht habe, daß das Land über Englands auswärtige Po- 
litik völlig aufgeklärt werde, tvorauf der Antrag ohne Abjtimmung 
abgelehnt wird. 

%03 Eingreifen Englands in die continentale Politik durch fein Ber: 
mittlungsanerbieten in Berlin wird von der deutfchen Prefſe faft durchgängig 
für etwas ſehr Neberflüffiges erklärt und wird von der Berliner und theils 
weife fogar von der Parijer Prefie geradezu Höhnifch befprochen. Dies ruft 
vielfach den engliſchen Nationalftolz heraus, namentlich die „Times“ ſetzt 
fih aufs Hohe Roß, um den Wiedereintritt Englands in eine altive aus: 
wärtige Politit zu verkünden, indem fie am Schlufie eines längeren Artikels 
erflärt: „Brittifche Staatsmänner werden um ſo weniger geneigt fein, i 
ra unbenußt zu lafſen, als das Land, der Flickereien an heimiſcher Ge: 
ebge ung müde, at Muße Hat, nach außerhalb zu bliden. Wir 

n die Angelegenheiten Frankreichs gegenwärtig intereffanter als unſere 
eigenen und das auswärtige Amt Lönnte leicht twieder das bedeutendfte De: 
partement der Regierung werden.” Vorerſt erregt inbeß diefe Ankündigung 
auf dem Gontinent doch nur ungläubiges Kopfſchütteln. 


Anf. Juni. Der Colonialminifter Lord Canarvon ſchickt den 
Geſchichtſchreiber Froude nach Südafrika ab, um feinen Plan, die 
verichiedenen Bejtandtheile der Cap⸗Colonie mit den zwei annoch 
unabhängigen Republifen zu einem füdafrifanifchen Bundesftaat zu 
vereinigen, zu betreiben. In der Cap⸗Colonie begegnet fein Plan 
von Seite der dortigen Regierung auffallender Weife ziemlich befti- 
gem Widerftand, während gerade die Boers geneigt fcheinen, auf ihre 
Unabhängigkeit zu Gunften eine® Bundesftaates unter brittifchem 
Protectorat zu verzichten. 

8. Juni. Unterhaus: genehmigt die Vorlage der Regierung, 
einen fogen. Sinting- Fund zu gründen und ein für allemal die 
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„mäßige Summe” von 28 Mil. Pf. St. jährlich anzuweiſen zur 
Berzinfung und Berminderung der Staatsfchuld. Gladſtone zeigt 
dag völlig Iluforifche der Maßregel und greift die ſchwächſte Seite 
ber Tories, die Finanzverwaltung, nachdrüdlich an, da das Budget 
ja ſchon jeßt feinen Weberfchuß mehr ausweiſe, jondern thatjächlich 
vor einem Deficit ftehe. Sein Amendement wird jedoch mit 189 
gegen 122 Stimmen abgelehnt. 


9. Juni. Unterhaus: lehnt eine neuerdings auf Einführung 
des Schulzwangs gerichtete Bill mit 255 gegen 164, aljo mit einer 
Mehrheit von 91 Stimmen ab. 


Im vorhergehenden Sabre war bderjelbe Antrag Diron mit einer 
Majvrität von 164 Stimmen abgelent worden. Die Trage ſcheint aljo 
boch Yortichritte zu machen und dies gibt ber Hoffnung Raum, daß bie Un» 
hänger des obligatorifchen, unentgeltlicden Unterrichtes endlich doch die Ober: 
Hand gewinnen werben. Mit dem Geſetze vom 9. Auguft 1870 ift eine Bahn 
gebrochen worden, die ganz zu meiden in England nicht mehr möglich if, 
und die Zufaßparagrapden des Jahres 1873 beweilen, daß auf dieſem Se 
nicht ftille geftanden wird. Wären die Zoried nicht and Ruder gelommen, 
wäre Gladftone nicht geftürzt worben: vielleicht hätle die Schulzwangs-Bill 
in den Jahren 1874 und 1875 eine Niederlage nicht erlitten. Sit ja doch 
ber Schulzwang in England noch jehr weit verichieden von demjenigen, was 
Deutliche darunter verftehen. So kann die Regierung 3. B. den on 
genügender Schulräume und Lehrkräfte verlangen. Nur da, wo dieſer Nach 
weis nicht gegeben wird, Hat jie das Recht, Sculbehörben einzufegen, welche 
nad den Borfchriften des Geſetzes dem Mangel auf Koften der Gemein- 
den abzuhelfen haben, und nur dort, wo eine ſolche Schulbehörbe beftegt 
ne ift e8 möglich, den Schulbeluch zu controliren. Wie biefer 
chwache Schulzwang gehandhabt wird, erfieht man aus der Thatfache, daß 
von 23 Millionen Englands nur 11 Millionen unter Schoolboards ftehen. 
Die Schulkinder find außerdem nur verpflichtet, 125 Tage oder 250mal (die 
Morgen: und Nachmittagaitunden beſonders gerechnet) jährlich die Schule au 
ae und fie fönnen fich die Tage auswählen. Die Dixon'ſche Bill zielte 
barauf ab, daß jedes Kind zum —* gezwungen und iu jedem Di⸗ 
ftritte Schulräthe gefchaffen werben Allein die Bill wurde vorerft im 
zwei Selfionen verworfen. 


11. Zuni. Unterhaus: Die Regierung legt demfelben einen 
Geſetzentwurf zur Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern vor. 

Nach demſelben fallen diejenigen Gontraftsverlehungen, bei denen ein 
öffentliches Intereſſe concurrirt, wie die von den Waſſer⸗ und Gasarbeitern 
begangenen, unter das tet alle übrigen Contraftsfragen gehören vor 
die ordentlichen Givilgerichte. In Betreff der Arbeitseinftellungen ift vor⸗ 
geichlagen, dab eine Verabredung zu Handlungen, bie an fich nicht firafbar 
find, fünftig ſtraflos fein follen, was bisher nad ber Gonfpirationzbill nicht 
er Fall wor. 

28. Juni. Unterhaus: nimmt die Vorlage der Regierung betr. 
Regelung der Beziehungen zwifchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
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in zweiter Leſung ohne allzu wefentliche Modificationen an. Die 
Bill räumt den Arbeitern gegen bie beftehenden gejeßlichen Zuftände 
unzweifelgaft große Vortheile ein, wenn fie auch den vielfach viel 
- weiter gehenden Anfprüchen berjelben keineswegs völlig entipricht. 


1. Zuli. Unterhaus: bewilligt dem Unterrichtsminifter das 


von bemfelben geforderte Budget. 

Der Geiammtbetrag von 1,548,563 Pfd. Sterl. ergibt einen Zuwachs 
von 306,000 Pfd. Sterl. gegen das vergangene Jahr, der in der Sanptie e 
anf Rechnung jährlicher Zuſchüſſe kommt, welche den von ber Regierun 
walementämdbig eingerichteten Gemeindeſchulen bewilligt werden. Es fi 
191,000 Pfd. Sterl. welche zu diefen Zwecken aus den Mehraudgaben aus: 
getoorfen werben. Der Reſt dient hauptfächlich dazu, bie Verwaltung bes 
Schuldepartement3 und die Schulinipektion zu Träftigen. Der Minifter prüft 
die Leiftungen, welche für die vorgeichlagene Gelbbewwilligung erzielt werden 
und zeigt. wie feit 1833 4,500,000 Pfd. Sterl. aus Privatmitteln und 
1,700,000 Pfb. Sterl. aus Stantögeldern für Schulbauten aufgewendet wur⸗ 
den, wie die Schulbauten und Neueinrichtungen in ftetem Syortichritt begriffen 
feien, und wie man im Monat Auguft biejes Jahres vorausſichtlich im Stande 
fein werde, 8,100,000 Schüler unterzubringen. Was die Lehrer anbelangt, 
fo habe ſich ebenfalls das Verhältniß in Bezug auf Zahl wie Qualität ges 
beffert. Die Inſpektion habe eine VBerftärfung von 15 wirklichen und 12 
neuen Hülfsinſpektoren erhalten. Die Schülerzahl mehre fih gegenwärtig um 
etiva ‚000 jährlich, und feit 1870 Habe fich der Durchichnitt der Schul 
befisccher um etwa 500,000 vermehrt. Der Minifter erflärt es für nothwendig, 
eine Zeit lang wenigſtens das "heutige Reglement unverändert beizubehalten 
und empfiehlt biefe —* des Abwarten? und Beobachtens auch namentlich 
in Sachen des Schulziwanges, indem er hinzufügt: die Regierung verfolge 
mit großem Intereſſe bie mit ummittelbarem und mittelbarem Zwange ges 
machten Experimente, und wenn fie auch noch nicht geneigt fei, ein beftimmtes 
Nrtheil abzugeben, jo ſei fie fich doch andererſeits über die Inconſequenzen 
und Schwierigkeiten des heutigen Syſtems vollkommen klar. 


7. Juli. Unterhaus: Debatte über Englands centralafiatiſche 
Politik in Folge einer Interpellation Cochrane's bez. der Verhält- 
nifſe zu Rußland. Der Unterftaatsjelretär Bouske erflärt 

bie Veröffentlichung der Correſpondenz mit Rußland für unthunlich, 
bezeichnet die „esichungen Englands zu Rupland als Kr freund] Hr 
und glaubt nicht, daß Rußland die ihm zugeichriebenen Hintergedanken Habe. 

land ſehe ım Borrüden Rußland in Gentralafien bisher nur bie Er⸗ 
ſchließung der Landeshilfsquellen. Die Regierung Ite Unterftügung Afgha: 
niſtan's ebenfalla r geboten, theile die Anfı Blande über die Noth- 
wenbigfeit eines Rayons aiifchen ben englif unb znjfiichen Grenzen, 
wolle aber mit Rußland Fein formelles Ablommen hierüber ‚ ba das⸗ 
felbe die Aktionsfreiheit beeinträchtigen würde, und behalte fi Allianzen 
mit den centralafiatiichen Volkerſchaflen vor. 


16. Juli. Unterhaus: lehnt einen Antrag Dilke's auf Vor: 
nahme einer Enquete behufs einer Parlamentsreform mit 190 gegen 
120 Stimmen ab. Disraeli befämpft den Antrag: | 

Die Anomalien der engliichen Verfafſung würden immer befteben, 
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man müfle fi Dem gegenüber erinnern, dat bie englifche Tonang, allein 
eine lange Dauer aufzuweilen Habe. Das — Dilkes bezwecke 
Gleichheit bes Wahlrechts, eine neue Eintheilung der Wahlbezirke und Ber 
tretung der Minoritäten; die Regierung werde die Verfafſung Englands nicht 
zum Gegenſtande philoſophiſcher Phantafien machen laſſen. 


Das Haus bewilligt einen Credit von 112,000 Pf. St. für 
die Koſten des von der Regierung beſchlofſenen Beſuches des Prinzen 
von Wales in Oftindien, der mit großem Glanz in's Wert gefekt 
werden fol. 

22. Juli. Unterhaus: Disraeli erflärt, daB fich die Regierung 
wegen allzu vorgerüdter Zeit gendthigt jehe, die Schiffahrtsvorlage, 
welche zum Theil wenigfteng die von dem bekannten Menfchenfreunde 
Plimſoll Schon lange und mit fteigendem Nachdrud geforderten Sicher: 
heitsmaßregeln zum Schuße der Seeleute gegen den Gebrauch fee- 
untüchtiger Schiffe enthalten follte, fallen zu laſſen. Plimfoll pro= 
teftirt dagegen in leidenfchaftlichem Zone, wobei er ſogar etwas von 
„Schurken“ im Haufe fallen läßt. Vom Sprecher zum Wibderrufe 
aufgefordert, verweigert er diefen zu wiederholten Malen ganz ent= 
fchieden, worauf Dizraeli den Antrag ftellt, ihn behufs feiner Dig» 
ciplinirung vor die Schranken des Haufes zu laden. Politiſch ift 
die Scene ohne Bedeutung, wächst aber im Lande in wenigen Tagen 
faft zu der Bedeutung einer großen Staatsaction heran, indem ſo⸗ 
fort in einer ganzen Reihe von Provincialftädten Volksverſamm— 
lungen „zum Schub der Seeleute” angekündigt werben. 

26. Juli. Unterhaus: Durch die Gewalt der öffentlichen Mei⸗ 
nung in Folge des Falls Plimfoll gezwungen, bringt die Regierung 
wenigſtens eine proviforifche Bill ein, die fie ermächtigt, Fahrzeuge, 
die nicht mehr feetüchtig erfcheinen, anzubalten und am Auslaufen 
zu verhindern. 

29. Juli. Unterhaus: Plimfoll bittet in aller Yorm um Ent- 
ſchuldigung für die von ihm veranlaßte Scene und erhält Leinen 
Verweis. 

30. Juli. Unterhaus: genehmigt die proviſoriſche Bill betr. 
feeuntüchtiger Handelsſchiffe in zweiter Lefung einftimmig. 

Oberhaus: genehmigt die vorläuge Eonceifion für den Bau 
—* unter dem Canal La Manche hinführenden Tunnels in dritter 

ung. 

6. Auguſt. Großartige O'Connelfeier in Dublin. 


Auf Betreiben des ultramontanen Lordmajors von Dublin, Ä 
erhält die Freier in Dublin ein durchaus ultramontanes Gepräge, wie au 
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bie Einladungen * im Ausland in ſpecifiſch ultramontanem Sinne erfolgt 
find. Dieſelbe wird in der Dubliner Cathedrale mit einer großen Meſſe er⸗ 
öffnet, an der 4 Erzbifchöfe, AO Bifchöfe und 500 Priefter fich betheiligen. 
Die Zahl bes darauf folgenden Umzuges durch die Stadt wird auf 350,000 
Köpfe angeneben. Schon dabei und noch mehr beim Feſtbankett bricht aber 
ber Zwieſpalt zwiſchen den ultramontanen umd den nationalen Fyeftfeiernden 
in belle Flammen aus: ber ultramontane Lordmajor wirb in feinem Toafte 
durch laute Rufe nach dem Führer ber Home Rule Partei, Butt, unter: 
brochen, fo daß er gefräntt den Saal verläßt und ihm die kirchlichen Würbens 
träger folgen, dem Zank ber Zurüdbleibenden aber das Abfperren ber Gas⸗ 
leitung ein plößliches Ende macht. 

13. Auguft. Schluß der Parlamentzseffion. Die Thronrede iſt 
durchaus unbedeutend, wie es bag Ergebniß der Seſſion if. Die 
Öffentliche Dteinung flimmt darin ziemlich einmüthig überein. 

— Auguft. Die „Times“ fpricht ſich wiederholt für die Er— 
richtung eines neuen türkiſchen Bafallenftaates aus der Herzegowina 
und Bosnien aus. Ihre Anfichten find freilich weder fehr feftftehende 
noch maßgebende; doch läßt fich überhaupt nicht verkennen, daß in 
den englifchen Anfchauungen über die Türkei feit dem Krimkriege 
ein entfchiedener Umſchwung eingetreten ift. England ift nicht mehr 
geneigt, für die Integrität der Türkei einzuftehen. 

27. Auguft. (Canada) Unordnungen in Montreal. Der Kampf 
ber Ultramontanen wider den Staat entbrennt auch hier. Der Papft 
ercommunicirt die Leiter des fogen. Canadiſchen Inſtituts und ber 
katholiſche Clerus verweigert einem derjelben, Namens Guibord, 
die Beifegung in dem der Familie eigenthümlich zugehörigen Ya- 
miliengrabe auf dem Tatholifchen Yriedhofe der Stadt. Der Streit 
barüber gelangt durch Appellation vor die Königin und diefelbe be- 
fiehlt die Beifeßung der Leiche. Ein fanatifirter Haufe verhindert 
die Ausführung mit Gewalt. 


27. September. In Darlington wird die Erinnerung an bie 
erfte Eifenbahn, die überhaupt gebaut wurde, zwifchen biejer Stadt 
und Stodton feftlich gefeiert. Diejelbe war am 27. Sept. 1825 er- 
öffnet worden. 


Die neue Erfindung fand damals bald fo großen Beifall beim Publi⸗ 
tum, daß ein regelmäßiger Perjonenverfehr eingeführt wurde, während urs 
ſprünglich nur Güterbeförderung beabfichtigt war. So wurde ber erſie Schritt 
zu ber großen Verkehrsrevolution unſeres Jahrhunderts —— Die — 
welche den erſten Zug auf ſeiner Fahrt begrüßte, ahnte wohl nicht, wel 
Zukunft dem neuen Unternehmen beftimmt war. 


— September. Der Minifter Croß Hält zu Orell gelegentlich 
der Eröffnung eines Bazar zum Zwecke eines Schulhausbaues eine 
Rebe, 
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in ber ex unumtwunden bie Meinung ausſpricht, daß der Schulunter⸗ 

richt auch bei ber Ländlichen Bevölterung ein allgemeiner und allumfafierber 
werben müfle unb dab es Sache bes Staates fei, einzugreifen, wenn biejes 
Ziel auf anderem Wege nicht erreicht werden könne. Es ift dies ein Zeichen 
mehr, je Di Be ngafrage fi) allmälig über die Sphäre der Partei- 
d Gonfernatibe wie Liberale darüber einig fein werben, 

eine —* Volksbildung nur durch allgemeinen Schulzwang erreicht 


5. Oktober. In Glasgow ſpricht ſich ein großes Meeting unter 
dem Vorfitze des Grafen Galloway in einer Reihe von Reſolutionen 
fehr energifch gegen bie Mebergriffe des römifchen Papſtthums im 
Folge der Dekrete bes fog. Baticanifchen Concils aus. 

11. Oktober. Der Prinz von Wales geht mit großem Gefolge 
nach Oftindien ab. Derjelbe nimmt feinen Weg über Paris, Brindift, 
Athen und durch den Suezcanal. 

18. Oktober. Differenzen mit China, namentlich) wegen der 
Ermordung des englifchen Agenten Magary, werden wenigftens für 
ben Augenblick beigelegt, doch erft, nachdem fich die Ausfichten ziem- 
lich Triegerifch angelaffen haben und England ber chinefiſchen Regie- 
rung eine Art Ultimatum geftellt hat. 

18. Oktober. Gladſtone erläßt unter dem Titel „Stalien und 
feine Kirche” eine neue Brofchüre gegen die Webergriffe des römifchen 
Papſtthums und die Tendenzen der ultramontanen Partei. 


8. November. Der Prinz von Wales landet in Bombay, ” 
er mit indifcher Pracht empfangen wird. 

16. November. (Canada.) Der Staat behauptet in Montreal 
boch fein Recht gegenüber dem Widerftandb der Tatholifchen Glerifei 
und der ultramontanen Mafle Die Leiche Guibord's wird unter 
dem Schuße ber Militärmacht feierlich) auf dem lkatholiſchen Kirch⸗ 
hofe beigefett. 

16. Rovember. Die öffentliche Meinung in England bat ſeit 
bem Bankerott derjelben die Türkei faft einmüthig aufgegeben. Die 
„Times“ Tpricht diefe Anfchauung jehr rund und beſtimmt dahin aus: 


unäcft Haben wir die Hoffnung aufgegeben, baß das türkilche Rei 
einer I» mtr. fähig jei, und wenn Die Dinge einmal als unvermeidli 
erkaunt werben, jo bringen fie auch mancherlei Glemente des Troſtes. Go» 
dann wenden ſich unfere Gedanken weniger den Provinzen als der türkis: 
iur Den Dun, — zu, und ſelbſt wenn ber nördliche Theil des Reiches 
anderer Mächte fallen follte, jo Tönnten immerhin noch 
Jahre ——— ehe es — wäre, endgültige Pläne w u ber un 
erung Ronftantinopels ilden. Bezüglich Diele. Mir eren 3 
it die Bemerkung Binreienb, daß Kaifer Nikolaus zu feinem Schaben m fan, 
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daß der Weg nach Konftantinopel zu Land meit ift, und daß wir, wie fein 
Nachfolger weiß, es zur See unzugänglich machen könnten. Dieſe Thatiache 
wird manchen Verlegenheiten und Mikverfländnifien vorbeugen. Schließlich 
werben wir auch, was immer das Schidfal der Türkei fein mag, im Stande 
fein, unfere Verbindung mit dem Often offen zu erhalten. Selbfterhaltung 
ift das erſte Gele für England wie für andere Staaten und die Gebote dieſes 
Geſetzes find im vorliegenden Fall durchaus klar. Je mehr die Türkei 
bedroht wirb, defto f ter muß unler Haltam Suezlanal werben.” 

25. November. Die englifche Regierung Tauft dem Khedive 
von Egypten die in feinem Beſitz befindlichen 177,000 Stüd Suez⸗ 
fanalsActien um den Preis von 4 Mill. Pf. St. (100 Mill. Fres.) 
ab, d. h. etwa® über bem augenblidlichen Curſe derfelben. Der 
Schritt macht in und außer England ungeheures Auffehen. Derjelbe 
hat offenbar eine doppelte Bedeutung. Einmal entreißt er den Khe⸗ 


dive, deſſen financielle Lage eine ebenſo jchlimme ift als diejenige 


- der Türkei, einer augenblidlichen Verlegenheit, und dann legt er 


verjtändlich genug an den Tag, daß und wie England zu der ſchwe⸗ 
benben orientalifchen Frage eventuell Stellung zu nehmen entſchloſſen 
fei. Die Rafchheit der Maßregel findet in England allgemeine Bil: 
ligung: fie fcheint eine entfchiedene Wendung in der auswärtigen 
Politik des Landes anzudeuten. £ 


Der Hergang bes Geichäftes war folgender: Derby erfuhr dad Ber: 
pfändungsprojeit am 15. November und telegraphirte aldbald an den Gene: 
ral⸗Conſul; biefer verlangte Aufichub bie zum 18. November und veranlaßte 
mittlerweile die Subftitution eines Verkaufsprojektes. Das Gejchäft wurbe 
am 23. November punttirt und am 25. abgeichloffen. Der Kaufpreis beträgt 
nicht voll 4 Millionen, da an den urſprünglich verhandelten 776,492 Aktien 
1040 fehlen und ein proportioneller Abzug zu machen ift. Die fünfprocentige 
Derzinfung ift durch Verpfändung der Staatsrevenuen mit erſter Priorität 
verbürgt. Rothſchild erhält ein Halb Percent Provifion und 5 Percent Zinfen 
bis zur Erlegung des Geldes. Der Khebive bot am 25. Nov. ben Derlauf 
der Grünberaltien an. Nubar Eherif redete zu, Derby aber jchlug das ab, 
weil es ein reines Spekulationsgeſchäft war, und verlangte Aufſchub big 
nad Cave's Ankunft und Sicherheit gegen eine Minderung des Aufſichts⸗ 
rechts des Khedive über ben Canal, weil biejelbe dem fyerman der Pforte 
wiederftreiten würde. 

Die Geichichte des Suez⸗Canals ift kurz folgende: Am 24. Nov. 1854 
berief Mahomed Said, ber damalige Vicelönig von Egypten, die —— 
in Kairo anweſenden den —** und theilte ihnen mit, er habe den 
Plan Fyerbinand v. Keflep'3 angenommen und ihn ermächtigt, eine Gejellichaft 
für den Durchftich der Landenge von Euez zu bilden. Damit hatte ber Ge: 
dante, ben ſchon die alten egyptiichen Könige durchzuführen le Beben 
und Geftalt gewonnen. effeps beichäftigte fich bereits jeit fech® Jahren mit 
demjelben und wollte ſchon Mahomeb Said’3 Vorgänger, Abbas Paſcha, da⸗ 
für gewinnen. Diefer aber lehnte den Borfchlag ab, weil man ihn in Konſtan⸗ 
linopel mißbilligte. Als nun Mahomed Said ben fremden Conſuln exöffnete, 
daß er fich für Den Ren entfchieden habe, waren bie meiften feiner Zus 
hörer — Rückhaltloſe Billigung ſprach nur ber franzöfiiche Conful 

i 


aus, ſein eng ſcher College dagegen zeigte ſich aͤußerſt unangenehm berührt. 
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Bon dielem Augenblide an war die Haltung ber beiben Mächte in ber Suez⸗ 
Ganal: Geage gegeben. Frankreich trat a das lebhaftefte für den Canal ein, 
England befämpfte ihn mit allen Mitteln. Zu bem Gefellichaftsfapital von 
-344 Millionen Francs fleuerte Frankreich ungefähr 256 Millionen bei, ben 
Reit von 88 Millionen übernahm die egyptiiche Regierung, welche 176,000 
Stüd Aktien zeichnete. Das engliſche Kapital Gielt fih fern, bie englifche 
Politit bereitete Leffepa ein Hinderniß um das andere. Dieſer richtete am 
22. November 1856 einen vielbefprochenen Brief an Richard Cobden, worin 
ex den engliichen Freihändlern wegen ihres Widerflandes gegen den Suez⸗ 
Canal bittere Vorwürfe machte. „Wie koͤnnen die Apoftel des Frei 3 
und ber Eoncurrenz“, hieß es in dem ‚Schreiben, „ihre Lehren erfolgreich ver⸗ 
— wenn die ziwei wichtigften Mitglieder der Regierung, bie ja doch zu 
—— gehörten, aus Furcht und Schrecken vor der Concurrenz dem 
Bunt einer Sun: ihre Zuftimmung verweigern, welche die zwei 
an An eere trennt und allen flotten ber Welt einen ſchwachen Damm 
entgeg egenfeht Liefer Appel blieb ohne jeden Erfolg. England fuhr fort, 
ben Suez-Sanal zu befehden oder wenigftend mit dem größten Mißtrauen zu 
betrachten, während man fidh in Frankreich immer leidenichaftlicher, für das 
Unterne ge begeifterte. Nicht jowohl barum, weil ein Landamann an ber 
Spitze besjelben fland, Tondern weil man von der Vollendung bed Canals 
einen außerordentlichen Aufichwung des ben dfiſchen Handels erwartete. Ra: 
mentlich in Marſeille verſprach man fid e Berge und dachte die Eng: 
länder im Verkehr mit Indien aus A Felde zu jchlagen, wenn fich erft 
die Wogen bed mittelländiichen und bed rothen Meeres vermiſcht hätten. Als 
dies wirklich geichah und in Gegenwart einer Reihe von gekxönten Häuptern 
unter rauſchenden Feſtlichkeiten am 17. November 1869 ber Suez⸗Canal 
feierlich eröffnet ward, ſchwamm ganz Südfrankreich im Jubel. Aber bie 
nd folgte af raſch. Gleich im erften Jahre zählte man unter den 486 
GE 3 Kenn a 10 Ta mr Yen 
nur a .. Im e en u 
welche !ıdie Gemwäfler bes une —— blos 80 die franzoͤfiſche. 761 
dagegen bie englifihe Br Seitdem bat ſich dies Berhältnik noch un⸗ 
ur Eu — iler es Pk don aan: vollſtandig überflügelt 
laue und gewandte Rau ute, hatten die Britten, ala der bon 
— Gehe Canal gegen ihren Willen zu Stande gelommen war, ihn 
Sofort für fi) auszunügen beichloffen. Da nur Schiffe von geringem Tief 
gange den anal befahren können, das Umladen der Fracht aber grobe Roften 
und langen bear verurfacht, jo mußte im ite hier jene Ken 
Sieger bleiben, die reich genug war, mit möglichiter Rafchheit eine Ratte 
Menge fla ehender Seeſchiffe zu erbauen. Dieſe Nation konnten nur 
Engländer fein, und fo kam es, daß fie bie —— abe zur Seile 
ger und hließtun von dem Ganal ‚ den fie ba befehbet hatten, 
ößten u —— a ernteten. — em gab man in 
en and den alten Widerwillen nicht völlig auf. Als es fich um die Frage 
* ob die —— ed Francs für die Tonne dom — 
er ober ange eblichen Gehal iffe erhoben werden jollte — 
vage, as ie —ã Gerichte zu Gunſten der —— —— 
er eben hatten — da war es Kar be ar England, welches Die 
a! n ee und beren für bie Aktionäre ſehr verbriekliche 
—2 — veranlaßte. Um England umzuſtimmen, dazu bedurfte es wichtiger 
politifcher Ereigniffe, ja einer vollftändigen Veränderung ber eucopälidien 
Lage, wie fie in Bezug auf ben Orient Heute ae — iſt. In 
früberer Zeit galt es ala ein Axiom für jeden engliſchen Miniſter des Aus⸗ 
Wwärtigen, bat England bie Zürkei fügen und erhalten müffe. Der Wunſch, 
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die großen, in türkiſchen Papieren angelegten engliichen Kapitalien zu ſchützen, 
bie url vor ruffiichen Eroberungsplänen wirkten gleihmäßig zufammen, 
um die englifche Politik in dieſem Geleiſe zu erhalten. Die beiden Triebfedern 
waren dor 21 Jahren ftarf genug, um England zu den größten en zu 
bewegen: ring® um Sebaftopol, an der Alma unb mals bei Balaflamwa 
und Inkjerman find diefer traditionellen Politik zuliebe Ströme Blutes ge 
een. Seitdem aber hat die dffentlic)e Meinung Englands ſig allmälig 
und in jüngfier Zeit vollftändig umgewandelt. Zen engliichen Gläubigern 
der Türkei nt die Pforte *9— den ſchwerſten Schlag verſetzt; für einen 
Schuldner, welcher die Zinien nur mehr zur Hälfte bezahlt, fühlt der in 
feinem Heiligthnm, feinem Geldbeutel, un Britte Leine befondere Theil: 
nahme mehr. Die Furcht vor Rußland iſt zwar nicht verſchwunden, aber 
fie gilt j * einem andern Schauplatze. Nicht mehr nach dem goldenen Horn 
richten di Englands bejorgte Blicke, wenn es gegen ie ſchaut, ſondern 
Hr Peſhawer. Nicht für den Halbmond, fonbern für die eigene Macht in 
Indien beginnt England bange zu werben, unb es fürchtet bie ruffiſchen 

bnen — in Ballan als in efopaniflan. Rußlands Begier nad 

nftantinopel ift durch dad Dreikaiſerbündniß vorläufig ein Zaum angelegt 
worden, aber in Gentralafien wächft feine Macht gleich der Lawine im Rollen. 
Der Koſake pocht bald an die Pforten Indiens, und fo leichten Tones un 
engtifche Blätter über bie ruſſiſchen Eroberungen in Taſchkend, ale un 
Khokand ſprechen — die heutige englifche Orientpolitit wird ausſchließlich 
von dem Gedanken beherricht, ein fünftiger Diebitfch möchte von den Berg» 
päflen des Afghanenlandes ſüdoſtwärts ziehen. Daraus erflärt es fi, warım 
England plötzlich den Suezlanal mit Liebe betrachtet, und barin liegt der 
Grund, weshalb die englifche Regierung dem Bicefönig von Eaypten Tine 
ganzen Beſitz an Suezlanalaktien ablauft. 

Die finanzielle Bape der Gefellfchaft des Suezkanals ift feine unbe: 
feiedigende, wenn auch allerdings feine 9 änzende, und das Geſchäft, das Eng: 
land gemacht Hat, ift auch ala fo ein fchlechtee. Das urfprüngliche 
ſellſchaftskapital betrug 8 Mill. Pfd. St. in 400,000 Aktien à 20 Pf. St., 
wozu freilich noch zwei Anleihen im Betrage von 4,800,000 Pf. St. kommen. 
Bon jenen 400,000 Stüd Attien gelang es Lefſeps, nur etwas über die Hälfte 
in Europa unterzubringen, und zwar an ausſchließlich in Frankreich, wo 
207,111 Aktien gezeichnet wurden, die ſich zum allergrößten Theile noch in 
feanzöfifcden Händen befinden. Den ganzen Reft zeichnete damals der Khedive: 
177,602 Stüd Altien, wovon ber letzte Reft exit im Fahre 1866 einbezahlt 
wurde. Dieſe hat nun ber Khedive an England verkauft, das fich alfo im 

e fat ber ae aller Aktien des Unternehmens befindet. Die Gejell: 
ſchaft des Kanals zahlt jekt berrits nicht nur ihre Betriebskoſten, ſondern 
auch die Rüdftänbe von ben en Interefſen aus den vergangenen Jahren. 
Die Situation der Geſellſchaft ift alſo eine ſolche, daß fie einer zwar nur 
langjamen, aber ficderen Proiperität entgegen fiebt. 

Schlimmer iſt die te hen Lage bed Khedive und nicht viel befier 
als bie ber Türkei jelbft und dies war für ihn ba? Motiv, feinen Antheil 
am Sueztanal zu verlaufen. Seine nicht confolidirte fchwebende Schuld bes 
trägt nämlich nicht weniger ala 450 Mill. Franken und alfo, auch wenn er 
die von England erhaltenen 100 Mill. ganz zu Abzahlungen verwendet, 
immer noch 350 Mill., bie er auß den Erträgnifien des Landes Mühe haben 
wirb, auch nur regelmäßig zu verzinfen. Ein ganzer ober theilweiſer Bans 
leroit ift daher, gleich wie in Konftantinopel, keineswegs auögeichlofien, wenn 
ihm nicht England auch weiter unter die Arme greift, wozu es jedenfalls 
nur geneigt ift, wofern ber Khebive ſich bazu entichließt, folider ala bis 
zu wirthſchaften und namentlich feine vielfach unfinnigen Ausgaben für Die 
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Zukunft meientlich zu beſchränken, überhaupt finanziell fich bis auf einen 
gewiflen Grad unter die Vormundſchaft Englands zu ftellen. 

ange noch ift freilich die politifche Seite des fo unerwarteten 
Schrittes Englands. Mit Recht hebt Die „Times“ hervor, daß die Thatfache 
mit einer Keckheit a > tritt, die man jonft in den Handlungen brittifcher 
Minifterien vergebli ſucht. „Die Hand Disraeli's, Tagt dad Blatt, laͤßt 
fih in biefer Angelegenheit nicht vertennen. Während Alles in Zweifel und 
Füurcht die Blide gen Often wendet und nichts ala Verwirrung und Dunkel, 

politiſches Durcheinander und finanziellen Zufammenbruch dort erblidt, wäß- 
rend Alles fragt, was denn das Ende fein und wie weit England fidh ein= 
miſchen werde, hat die Lönigliche Regierung einen Schritt gethan, der ſofort 
die Blide der Welt auf ſich lenken wird. Sie wartet nicht auf dad Parla= 
ment, fühlt nicht der öffentlichen Meinung den Puls, ftreut Teine geheimniß- 
vollen Winke aus, um die City und dad Land auf etwas Merkwürdiges vor⸗ 
äubereiten. Die Nation erwacht heute Morgen, um zu finden, daß fie einen 
großen Einſatz in ber Sicherheit und Wohlfahrt eines fernen, fremden Landes 
erfauft Hat, und daß es in ben Augen aller Welt in ein neues Stabium 
orientalifcher Politik eingetreten ift.” In Frankreich, welches von jeher ala 
Englands Nebenbuhler um die Herrſchaft über Egypten erſchienen ift, iſt 
man fich über die eingetretene Veränderung jofort, und nicht in angenehmer 
Meile, Har geworden, während Rußland einftweilen den gleichgültigen Zus 
ichauer jpielt und das Gefühl einer unwillkommenen Ueberraſchung verbirgt. 

30. November. Die englifche Regierung erflärt, für Oftindien 
dem Weltpoftvertrage beitreten zu wollen. 

4. Dezember. Die Regierung veröffentlicht einen Mobilmachjungs- 
plan für die englifche Armee. Die Thatfache macht in Verbindung 
mit dem Ankauf der Suezfanal-Actien großes Aufſehen. 

Die „Times“ will zwar ihre Leſer glauben machen, die Mafregel 
habe Lediglich den Zived, die Offiziere über die bei einer allfälligen Mobil: 
machung zu treffenden re au unterrichten. Allein die „Rorbb. 
Allg. Ztg.“ bemerkt dazu fehr richtig, auch in England empfingen bie Offi- 
ziere ihre Inftruttionen und Berhaltungsbefehle nicht auf dem Zeitungswege 
unb die Veröffentlichung des Planes dürfte daher mohl eher ale an das ge: 
fammte Land gerichtet betrachtet werben, um ſowohl diefes ala auch anbere 
J— onen darüber zu beruhigen, daß England vollkommen bereit 
ſei, feiner Politik eventuell den erforderlichen Nachdruck zu geben, reſp. daß 
es fich die Vorbereitung dazu angelegen fein läßt und durch Belanntgebung 
des Planes jeder Beunruhigung vorbeugen will, welche fi) an einzelne Maß: 
nahmen knüpfen könnte. 

Der Plan lehnt ſich weſentlich an das preußiſche Syftem an. Es wirb 
das Armeekorps ala Haupteinheit der mobilifirten Tyeldarmee eingeführt und 
die mobile englifche Feldarmee der Zukunft joll in 8 Korps zerfallen, welche - 
in beftimmten Bezirken ihren Sig Haben. Bon diefen 8 Korps find die beiben 
erften nur beftimmt, im Falle des Bedürfnifſes außer Landes geſandt und 
berivanbt zu werben. „Jedes Korps enthält 3 Divifionen und das 1. Korps 
befteht ganz, das 2. zu zwei Dritteln auß regulären Truppen. Eine Miliz 
bivifion bringt das 2. Korps zur vollen Stärke. Die übrigen 6 Korps haben 
bie Aufgabe der Landesvertheidigung zugewieſen. Das 3. befteht aus ber 
Garbedivifion (3 Regimentern Infanterie und ebenfo vielen Regimentern Ka⸗ 
valerie) und aus 2 Divifionen Miliz. Die Übrigen find aus je 1 Brigade 
Linientruppen und 5 Brigaben Miliz hergeftellt. Yu den einzelnen Defenfiv⸗ 
Korps ift auch die berittene Pächter-Kavalerie (die Jeomanry) überwieſen. 
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Dagegen feinen diefelben an Artillerie und Ingenieurtruppen Mangel zu 
leiden. Bei Jämmtlichen Korps ift der Bezirk maßgebend. Das Hauptquartier 
des Korpatommando’3 ift beim Hauptquartier der 1. Divifion und bildet ben 
Mittelpunkt, in welchem das Korps Aufammengegogen wird. Das 1. Korps 
bat fein Bivifionshauptquartier in Colcheſter, Chelnsford und Gravesend, 
und dedt mit feinem Mittelpunkt im Lager von Golchefter die Oſtküſte und 
den Zugang zur — die Themſe hinauf. Die 8 Diviſionen des 
2. Korps vertheilen ſich auf Alderſhott, Guildford und Dorking. Das 3. Korps 
dat den Süden London? zu deden und fein Hauptquartier un mit dem 

tabe der Sardedivifion in Croydon, während bie irifchen Milizbivifionen 
in Fedhill und Tunbridge-Wells zu haufen beftimmt find. Die übrigen 
5 Korps haben ihre Kommandeure in Dublin, Salisbury, Chefter, York und 
Edinburg. Ein Theil der verfügbaren Streitkräfte und die gefammte Fe⸗ 
ftungsartillerie wird zu — — in eine Anzahl beſonderer Com⸗ 
mando's eingetheilt, die in Portsmouth, Plymouth, Portland, Dover, Cha⸗ 
tham (die Mündungen des Medway nnd der Themſe) und in Harwich, Pem⸗ 
broke, Edinburgh, Cork, Dublin, Jerſey, Guernſey und Alterney ihre Mittel⸗ 
punkte finden. Die Freiwilligen ſind dieſen Beſatzungstruppen eingetheilt, 
und es iſt vorgeſehen, daß eventuell nur immer der vierte Theil der Frei⸗ 
willigenkorps eingezogen werden ſoll. Dieſes Viertel aber verſtärkt die Gar⸗ 
niſonstruppen a um 50,000 Mann. Der Plan wird von ber eng⸗ 
liſchen an durchweg ſehr beifällig aufgenommen. An Kritik fehlt es 
freilich auch nicht; es ſoll es aber auch nicht, da die Maßregel gerade den 
Zwed Hat, rückhaltslos ben ganzen Umfang aufzudeden, in welchem das 
englijcde Heer hinter den Forderungen, die an ein wenn auch Eleined Herr 
der Neuzeit geftelli werben müffen, zurüdgeblieben if. England kann zur 
Zeit nur ein einziges Armeekorps (zu 18 Bataillonen) in's Feld ftellen, 
welches ganz und gar aus Linientruppen befteht. Ein zweites Armeelorps 
thut dies zu zwei Drititheilen, ein brittes zum einem Dritttheil, und Die 
übrigen fünf nur zu einem Sechätheil. Ein nicht auf den erften Blick zu 
Tage tretender Mangel ift ferner, daß die Referve, welche bei der Mobili- 
En zur Linie geichlagen werden muß, zum Theil (etwa 37,000 Mann) 

e Miliz entzogen wird, in welcher fie gleichzeitig dient. Selbft die Artil: 
lerie — diejenige Truppengattung, auf welche England ftet3 Die größte Sorg⸗ 
falt verwandt Hat — reicht zum Bienfte bei den Armeekorps nicht völlig 
aus. Es fehlen hier und da ziemlich häufig Batterien. Außerdem geht dann 
noch eine ziemlicy große Reihe weiterer Mängel und Unvolltommenpeiten 
aus dem Plane hervor. Meberaus vortbeilhaft wäre es für das Heer, wenn, 
wie angefündigt wird, wirkliche Mobilifirung des Heered zur Probe und 
Vebung angeordnet würde. Da würbe ſich ber ganze Umfang, worauf bie 
Reformen zu richten find, zeigen; auch manche bisher ungeahnte Schwächen. 
Je mehr, R"Sefler: denn ber gegenwärtige Augenblick ift wie jeit lange feiner 
Dazu geeignet, die vorhandenen tüchtigen Beitrebungen im SKriegaminifterium 
in den Augen der Nation ala Höchft begründet een zu laſſen und et: 
waige Sparjamteitäbedenfen zu überwinden, unb „den Herren Staatsmännern 
aus Fabrik und Comptoir die Meberzeugung zugängli zu machen, daß ſich 
mit Hundertpfundnoten und Chequebüchern allein fein Land vertheidigen läßt.” 


9. Dezember. Der Herzog von Cambridge, ala der Höchit« 
commandirende der englifchen Armee, erflärt fich neuerdings für 
Reformen in dem bisherigen Militärſyſtem des Landes. Die Frage 
einer mehr ober weniger burchgreifenden Militärreform wird nach- 
gerade zu einer brennenden. 
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England verausgabt jährlich nahezu 15 Mil. Pf. St. für eine Armee, 
die — nicht im Stande ſein würde, einer Juvafion bie Spike 
zu bieten. Das weiß jeder auch nur halbwegs mit der militärifcehrn Orga» 
nifation des Landes vertraute Laie jo gut ale Se. 1. Hoheit der Herzog von 
Cambridge. Aber ein bedeutender Uuterſchied befteht zwiſchen den Mitteln, 
welche verichiedene Autoritäten zur Verbeſſerung eines augenjcheinlichen Uebels 
vorichlagen. Die Regierung fcheint geneigt, einfach mehr Geld und mehr 
Soldaten zu verlangen, um im UWebrigen in der bisher gebräuchlichen ver: 
ſchwenderiſchen Weife mit überzähligen und überflüffigen Offizieren und halb» 
gebildeten Armeekorps weiter au wirthfchaften. 


12. Dezember. Die englifche Regierung ſchickt auf den eigenen 
Wunſch des SEhedive von Aegypten eine zahlreide Mijfion nach 
Aegypten, um die Lage der Finanzen desfelben zu unterfuchen. 


An der eng der Miffion ſteht der Right Honorable Stephen Cave, 
dem ber Ingenieuroberſt Stores beigegeben und Hr. Victor Buckley von aus: 
wärtigen Amt ala Sekretär der Gefandtichaft untergeftellt if. Hr. Cave, der 
einftweilen weder feinen Sit im Parlament, noch feine Stelle ala General: 
zahlmeifter in ber Regierung aufgegeben bat, nimmt außerdem ala Finanz: 
jefretär Hrn. White, den ftellvertretenden Oberrechnungsführer im Kriegs⸗ 
minifterium, mit, fowie einen weiteren Attache, Hrn. Taylor, der ebenjo wie 
Hr. Budley dem auswärtigen Amt entnommen iſt. Wie aus der Zufammen: 
jegung und der Form dieſer Miſſion klar hervorgeht, hat man ed Hier mit 
einer durchaus amtlichen Deputation zu thun, welche von ber Regierung 
auzgefandt wird, um an Ort und Stelle die nach dem Suezkanalgeſchäft 
unter allen Umftänden nöthigen Erhebungen zu machen. 


16. Dezember. Die Regierung gibt den bisher verfolgten Plan 
der Bildung einer fübafrifanifchen Conföderation auf, da die Cap- 
Colonie fich beharrlich dagegen fträubt. 

— Dezember. England erwirbt durch Kauf die Stadt Mo— 
bammereh an der Mündung des Euphrat und Tigris ala eine wei— 
tere Station zu Sicherung des nunmehrigen Seewegs nach Oftindien 
über die Landenge von Suez. 





4. Frankreich. 


3. Januar. Dritte, von Marihall Mac Mahon veranftaltete, 
Conferenz von Führern der verjchiedenen Parteien der Nat.-Berfanmm- 
fung. Außer den früheren Perſonen nehmen diegmal auch Cafimir 
Perier (linkes Gentrum) und Batbie (rechtes Centrum) daran Antheil. 
Zu eigentlichen Beichlüffen kommt es auch bei diefer Conferenz nicht. 
Der Zweck des Marſchalls, die frühere Majvrität wo möglich mit Zu⸗ 
ziehung eines Bruchtheila des Linken Centrums zu reconftruiren und 
darauf geftüßt die nähere Organifirung der ihm übertragenen Ge— 
walt durchzufegen, fcheitert an der Weigerung der Rechten, zu etwas 
anderem, ala höchſtens zu einer proviforifchen Organifirung der per- 
fönlichen Gewalten des Marfchalls die Hand zu bieten: der Mar- 
ſchall ſoll kein Hinderniß fein für die von ihnen, freilich ohne die 
mindefte Ausſicht, noch immer gehoffte Wiederhberftellung des legi⸗ 
timen Thrones Heinrichs V. 

Eine gewifie Annäherung zwiſchen bem rechten und dem linfen Gen: 
trum ſcheint fich in dieſen Gonferenzen allerdings vollzogen und ber Mars 
ſchall felbft eine nicht unbedeutende Schwenkung nach links gemacht zu haben; 
aber von dba bis zur Bildung einer neuen Majorität ift der Weg noch weit.” 

3. Januar. Erſatzwahl eines Abgeordneten im Dep. der Hautes 
Pyrensed. Bon 64,000 eingefchriebenen Wählern nehmen 50,000 an 
der Abftimmung Theil. Der Bonapartift Cazeaux erhält 19,200, der 
Septennalift Alicot 16,000, der Republitaner Brauhaubau 13,000 
und der Legitimift Puyfegur 1700 Stimmen. Dieſes Refultat zeigt 
zunächſt, was aus der royaliftiichen Partei in dem Departement ge- 
worden ift, two der Legitimift de Tyranclieu feiner Zeit 28,000 Stim⸗ 
men erhalten Hat. Da auf feinen der Gandidaten die erforderliche 
Mehrheit gefallen ift, fo muß eine Ballotage ftattfinden. 

4. Zanuar. Das Leichenbegängniß Ledru Rollin's in Paris 
geftaltet fich zu einer großartigen Demonftration der republikaniſchen 
Partei, ohne daß die minbefte Unordnung vorfällt. 
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5. Sanuar. National-Berfammlung: nimmt ihre Situngen 
wieder auf. 


Der 30er Verfafſungsausſchuß tritt unter dem Vorſitze Batbie’3 
zufammen und bejchließt: 

1) Wenn ein Abgeordneter beantragen follte, daß die conftitutionellen 
Vorlagen auf die Tagesordnung geſetzt würden, fo foll der Berichterftatter 
auf die Tribüne fteigen und vorjchlagen, daß das Geſetz über das Oberhaus 
zuerft nach dem Gele über die Hadres in Angriff genommen werde — an: 

enommen mit 11 gegen 6 Stimmen. 2) Zu dem Gefekentwurf, betreffend 
a8 Oberhaus. ſoll ein Zufakartifel beigefügt werden, demzufolge dieſes 
Beieh —— dem Geſeß betreffend den Uebergang der Gewalten promulgirt 
werden ſoll. 


6. Januar. Nat.Verſammlung: Der Präfident der Republik, 
Marſchall Mac Mahon, richtet eine Botſchaft bezüglich der Verfaf⸗ 
ſungsfragen an dieſelbe, damit das Senatsgeſetz zunächſt nach dem 
Cadresgeſetz und vor allen anderen Verfafſungsfragen auf die Tages— 
ordnung gejeßt werde. 


„Der Zeitpunkt ift gefommen, wo Sie an die Berathung der con: 
ftitutionellen Gejegentwürfe herantreten: die Arbeiten der Commijfion find 
vollendet, ein weiterer Verzug würde ber dffentlicen Meinung unerklärlich 
fein. Ich felbft Hege den Wunfch, daß der Gewalt, welche ich kraft des 
Sejepes vom 20. November 1873 ausübe, die nothiwendige Ergänzung ge- 
eben tverde, und habe deßhalb meine Regierung beauftragt, an Sie ben 
ntrag gelangen zu laſſen, daß in einer ber nächften ——— der Geſetz⸗ 
entwurf über die Errichtung einer Zweiten Kammer auf die Tagesordnung 
gejegt werde. Denn gerade dieſe Inſtitution ericheint am meiften durch Die 
conjerdativen Intereſſen geboten, deren Vertheidigung Sie mir anvertraut 
haben, ber ich mich niemals entichlagen werde. Die Beziehungen zwiſchen 
der Nationalverfammlung und ber Erecutivgewalt find jet angenehm; vielz 


leicht wird dies eine? Tages nicht der Tall fein, wenn Sie den Zeitpuntt 


für die Beendigung Ihres Mandats feftgefeßt haben werden und eine neue 
Berfammlung an Ihre Stelle getreten fein wird. Es können dann Conflikte 
entftehen. Um bdiejelben von vornherein abzufchneiden, ift die Intervention 
einer Zweiten Sammer unerläßlich, welde dur ihre Zuſam— 
———— verläßliche Garantien bietet. Selbſt wenn Sie es für 
angemefjen alten follten, der Erefutivgewalt in Gemäßheit ber Wünſche 
meiner Regierung das Recht beizulegen, durch Auflöfung der Berfammlung an 
das Urtheil des Landes appelliren zu dürfen, jo würde eine Zweite Kammer 
nichtödeftoweniger erforderlich fein. Denn ed wäre nicht ungefährlich, von 
ber Befugniß, Die Kammer aufzulöfen, Gebrauch zu machen, und ich würde 
Anftand nehmen, mich derfelben zu bedienen, wenn bie Exekutivgewalt in 
einer jolchen kritiſchen Lage nicht in ber Mitwirkung einer Berfammlung, 
welcher in Tyolge ihrer Zuſammenſetzung ein moderirender Einfluß beiwohnt, 
eine Unterftügung findet. Ich bin der feiten Nebergengung, daß die Majo: 
rität ber ammlung über diejen Gegenitand derſelben Anficht ift, wie ic). 
Wenn im Laufe der Berathung meine Regierung an ben Borichlägen der 
Commilfion — Abänderungen vornehmen ſollte, jo wird dies nur ge 
fchehen, um bie Annahme des Entwurfs der Commiſfion zu erleichtern. 

tomme jegt zu einem zeiten — über welchen Ze fchleunigft ent⸗ 
ſcheidende Beftimmungen getroffen werden müfjen, nämlich zu ber Heber=- 


x 
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tragung der Regierungsgewalt in dem Zeitpunkte, wo ich auf: 
hören werde, diefelbe auszuüben. In diefem Punkte ift meine Inter⸗ 
vention eine jehr vefervirte, da meine perjönliche Berantivortlichkeit in keinem 
Falle in Anipruch genommen werden darf. Ich ftehe nicht an, auszuſprechen, 
daß nach meiner Anficht dieſe Mebertragung der Regierungsgewalt nad) Ab- 
lauf meiner Präfidentichaftsperiode am 20. November 1880 in ber Weiſe 
Brunn werden muß, daß ben repräfentirenden Berjammlungen, welche in 
iefem Zeitpuntte verfammelt fein werden, unbeſchränkte Freiheit ge 
lafien werde, die Form der Regierung Frankreichs zu beftim: 
men. Denn nur unter biejer Bedingung kann die Mitwirkung aller ge: 
mäßigten Parteien dem Werke der nationalen Wiederberftellung gefichert blei⸗ 


ben, mit welchem ich betraut bin. Weniger Gewicht lege ich auf die andere 


Frage (und ich glaube, daß das Land mit mir me) was geichehen 
fol, wenn nach dem Willen der Vorſehung ich vor Ablauf meines Mandates 
fterben ſollte. Die nationale Souveränetät hört niemals auf, und bie Ber: 
treter derjelben werben immer ihren Willen kundgeben können. Man Hat 
den Wunjch geäußert, daß in einem ſolchen Tyalle bi3 zu dem Jahre 1880 
nicht3 an dem ——— Stande der Dinge geändert werden möge. Es 
iſt Ihre Aufgabe, darüber zu entſcheiden, ob es nicht zweckmäßig —— 
durch die Beſtimmungen dieſes Geſetzes die Garantien für die Stabilität der 
Regierung zu Deren, welche in dem — vom 20. November 1878 
vorausgeſehen find. Sie werden ſich über dieſen Punkt in dem Geiſte der 
Verſohnung, der uns alle beherrſcht, unter ſich zu verftändigen haben. Die 
Öffentliche Meinung würbe e& unbegreiflich finden, daß eine a 
renz, welche eine. bloße Eventualität zum Ausgangspunkt Hat, im Stande 
fein follte, die gegenwärtigen tie Berhältniffe zu ftören. Das Land 
erwartet Yhre Einigung. Dies find die Anfichten, welche ich mir über bie 
wahren Bebürfniffe des Landes gebildet Habe. Die Unterredungen, welche ich 
mit einer großen Anzahl von Mitgliedern ber Stationalverianumlung bor 
Kurzem gehabt habe, laſſen mich hoffen, daß die Majorität ber Berfammlung 
denjelben ihre Sanction geben wird. Dies ift mein ſehnlichſter Wunſch, 
defien Verwirklichung ich Ghnen in Ihrem eigenen Intereſſe an das Herz 
lege. Die Unruhe, in welcher fich Frankreich befindet, und die Gefahren, 
welche ed umgeben, zeigen Ihnen Ihre Pflichten. Mas mich angeht, jo 


glaube ih meine Schuldigkeit in vollitem Umfange gethan zu haben, m 


& erwarte — welchen Ausgang auch biefe Beratung Haben möge — ba 
das Land fo gerecht fein wird, meinen guten Willen anzuerkennen.” 


Der 80er-Ausſchuß beantragt, zuerft das Cadresgeſetz zu er= 
ledigen, dann erſt das Senatsgeſetz und hierauf das Geſetz betr. den 
Mebergang der Gewalten in Angriff zu nehmen. Laboulaye bean= 
tragt dagegen, das letztere vor dem erjteren zu behandeln. Das 
Minifterium, im Einverſtändniß mit dem Dearjchall- Präfidenten, 
unterftüßt den Antrag der 30er-Commilfion. Die Mehrheit der 
Derfammlung entjcheidet fich jedoch gegen den Antrag der 30er-Com= 
miffion und der Regierung in einfacher (nicht namentlicher) Abſtim⸗ 
mung mit einer Mebrheit von ca. 120 Stimmen (dev ganzen Linken, 
ber Legitimiften und Bonapartiften). Das ganze Gabinet Gifley- 
Chabaud⸗Latour gibt darauf Hin feine Entlaflung ein. 


Batbie, Präfident des 80er⸗-Ausſchufſes, — den Antrag, daß die 
Dorlagen zur Organiſirung der Öffentlichen Gewalten unmittelbar nach dem 
20 
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Gabresgefek auf die Tagesordnung geftellt werden, und zwar das Geieh über 
den Senat ala erſtes und das Geſetz über ben ee — 
Gewalt als zweites. Das Gele über ben Senat mü haben, 
weil der Senat, wenn die Regierung erledigt würde, in den Fall tommen 
önnte, bie conftituirende Gewalt mit dem anderen Haufe zu theilen. Es 
müfle alfo erft über die Zuſammenſetzung des O uſes Beſchluß gefaft 
werden, ehe man wegen des — der Gewalten eine Entſcheidung 
treffen könne. Laboulaye beantragt, daß die Verfaffungsdebatte mit der 
Dorlage, betreffend den Mebergang ber Gewalten, beginne. Mit ben Senat 
fönne man nicht anfangen, jo lange man nicht über bie ges der J* 
rn Ihlüffig geworden ſei. So viel jei gewiß, daß das Land 

ß baren Regierung 


oviſoriums müde ſei und nach einer definitiven, untwandel 


un gouvernement perpetuel) verlange. (Gelächter rechts.) Dieſes Wort per- 

el ſetzt Sie in Erflaunen; aber eine Regierung ift unwandelbar wie ein 

feg, iwie ein Friedensvertrag, fobald fie von den Betheiligten in gutem 
Glauben angenommen find. (Beifall links.) 

Die vereinigte Linke fieht dieſes Refultat wenigftens ala einen 
vorläufig entfcheidenden Sieg an. Jedenfalls ergibt fi daraus, daß 
die Wiederherftellung der (Broglie’fchen) alten Majorität keine Teichte 
Sache fein wird und daß fie, felbft wenn es momentan gelänge, 
feinerlei Garantie längerer Dauer bieten würde. Jede der fog. con⸗ 
fervativen Parteien wäre zwar bereit, zu einer Wiederberftellung der 
alten Majorität die Hand zu bieten, aber nur unter der Bedingung, 
daß fie darin die Leitende Rolle fpiele, daß wenigften® dieje Rolle 
feiner anderen zufalle Die vereinigte Linke bildet zwar, ſobald die 
fog. confervativen Parteien einig gehen, nur eine Minorität, aber 
fie Hält 3. 3. feft zufammen fogar bis und mit der Außerften Linken 
und ohne daß ein Theil des linken Centrums ſchwankeud oder zweifel⸗ 
haft wäre. Ihre Hoffnung beruht jedoch Lediglich darauf, daß ein 
Theil der Legitimiften aus Haß gegen die Drleaniften, aus Abneigung 
gegen Broglie und aus Mißtrauen gegen den Marſchall mit ihr 
gehen werde. 

Die Orleans fahren fort, einen Theil ihrer Güter, namentlich 
die |. 3. von Louis Napoleon ihnen genommenen, zu verfilbern. 
Kürzlich haben fie wieder in ber Bretagne einen großen Yorft für 
3 Mill. Fr. verkauft. 

8. Januar. Die Regierung veröffentlicht einen Bericht des 
Finanzminiſters über den Stand der Finanzen ala Unterlage für das 
Budget für 1876. 


Nach dem Berichte erreichten die auß dem Kriege von 1870 herräüb- 
renden Zaften die Summe von 9886 Millionen Fres. welche eine Erhöhung 
ber budgetmäßigen Ausgaben um 775 Millionen erheiſchten. Da die s 
mäßigen Hilfsquellen zur Beftreitung ber aus jenen Laſten erwachſenden 

dürfnifie nur 719 Millionen ergeben, müflen zur — Differenz die 
Hilfsquellen vermehrt werden. Der Bericht conſtatirt, daß das wirkliche 
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a pro 1872 166, pro 1873 209, pro 1874 52 Millionen Fres. betragen 
habe. Das Budget pro 1875 ſei mit einem wirklichen Deficit von 24 Mil. 
aufgeftellt, wa3 bem früheren Deficite von 64 Millionen entſpräche unter 
Einrechnung von 40 Millionen, welche jept an die Bank weniger gezahlt 
werden. Der ee ſchlägt vor, das Budget pro 1876 in den Ausgaben 
auf 2616, in den Einnahmen auf 2523 Mill. feftzuftellen, was ein Deficit 
von 88:/ Millionen ergäbe. Der Minifter erklärt, er kenne die Abneigung 
der Nationalverfammlung gegen die Schaffung neuer Steuern und wolle 
fuchen, aus ben vorhandenen Steuern meitere 93 Mill. Einnahmen heraus⸗ 
uziehen. Der Haushalt pro 1876 würde, wenn das gelinge, einen Weber: 
—* von 4,738,000 ergeben. Der Bericht konſtatirt, das gegenwärtig dis⸗ 
ponible Altivvermögen des Liquidationgcontos beirage 129 Millionen, bie 
ſchwebende Schuld Habe am 31. Dezember 1874 840 Millionen betragen. 
9. Januar. Die Bafis für ein neue Minifterium kann nicht 
gefunden werden, da Broglie auf eine Reconftruirung feiner alten 
Majorität nicht rechnen zu können glaubt, der Marfchall aber ſich 
zu einem Minifterium Dufaure nicht verftehen will. Das biäherige 
Minifterium bleibt daher vorerft wieder. 

10. Januar. Nat.-Berfammlung: Behandlung einer Reihe von 
Petitionen. 

Unter denjelben befindet fich auch folgende für die gegenwärtigen Zus 
nde — 3 überaus charakteriſtiſche: Gefangene, welche fich im Fort 
la Rade (Isle d'Aix) befinden und bie ſeit den erſten Tagen des April 

1871 verhaftet find, fordern entweder Freiheit oder, wenn fie fchuldig find, 
Richter.” Ohne Debatte beichließt die Berfammlung, dieſe Petition an den 
Kriegaminifter zu leiten, und binnen zwei Minuten ift die Sache abgethan. 
Ein deutiches Blatt bemerkt zu der Thatſache: Die Berlefung dieſer Petition 
erfolgte inmitten des dichteften, durch die Minifterkrifig Deronlabien Geſchwätzes, 
ſo daß die Mitglieder der Linken offenbar nichts davon zu hören bekamen. 
Auf jeden Fall iſt es aber bedauernswerth, daß ſich keine Stimme erheben 
wollte, um gegen dieſe himmelſchreiende te aller Rechtsbegriffe, gegen 
dieſe fürchterliche Reminifcenz aus der Baſtille-Epoche Einſprüche zu thun. 
Wie müfjen die moralijchen und politiichen Gefühle in nn abgeftumpft 
fein, wenn man e3 jo ganz in der Ordnung findet, daß Menfchen, wie groß 
auch ihre Verbrechen fein mögen, jeit beinahe 4 Jahren ohne richterliches 
Urtheil in den feuchten Kafematten einer Feſtung jchmachten, gewaltiam von 
ben Ihrigen losgeriſſen und ohne jede Ausficht, von Diejer Dein erloͤſt zu 
werden, zumal diefe Unglüdlichen in einer Periode verhaftet wurden, wo 
man e8 mit dem Unjchuldigen und dem Schuldigen nicht jo genau nahm, wo 
bie Leidenſchaft allein die Hand der Gewalt leitete, jene ran welche 
noch Heute nicht ganz und gar erlofchen ift, damals aber jeden anderen Bes 
mu erſtickte und die den beutichen Reichalanzler im Reichetage zum 
— bekannten und leider wohlverdienten Ausſpruche über bie „ —— 
der Franzoſen“ veranlaßte. Dem Anſcheine nach handelt es ſich um jene 
Nationalgardiſten, welche bei den erſten Kämpfen um Paris von den regu⸗ 
lären Truppen gefangen wurden. Damals durfte man nicht behaupten, daß 
die Commune in Paris fi), wie jpäter Ba bie Brandlegungen und Hin- 
richtungen ber Geiſeln, gemeiner Verbrechen Ichuldig gemacht hätte. 


11.— 20. Januar. Nat.=Berfammlung: Zweite Lejung des 
Armeecadres· Geſetzes. Die Kommiffion hat dasfelbe wejentlich mo⸗ 
20* 





308 | Brankreig. (Yan. 14—15.) 


dificirt. Die Hauptdifferenz zwifchen ihr und der Regierung liegt 
darin, daß die Regierung verlangte, es follten die Bataillone auch 
in Zutunft, wie bisher, 6 Gompagnien zählen, die Commilfion hin⸗ 
gegen, daß diefe nach preußifchem Mufter auf 4 herabgeſetzt würben. 
63 kommt ein Eompromiß zu Stande, dahin gehend, daß jede Com⸗ 
pagnie in Zulunft zwei und nicht bloß einen Hauptmann haben 
fol, fo daß das Avancement in der Armee durch das neue Geſetz 
nicht befchräntt wird. Das Geſetz, das eine gewaltige Vermehrung 
der franzöfifchen Armee zur Folge haben wird, wird fchlieklich faſt 
einftimmig angenommen, obgleich der Krieggminifter erklärt, daß, 
wenn dasſelbe und das Über die Zerritorialarmee durchgeführt wer- 
ben follten, das Militärbudget von 493 Mill. auf 540 Mill. erhöht 
werben müfſe. Allein darüber find alle Franzofen, von Dupanloup 
bi8 Challemel-Lacour einig: man könne für die Nationalvertheidigung 
nicht zu viel Geld ausgeben. In Deutichland werden die Verhand⸗ 
Iungen eben darum mit großer Spannung verfolgt und fcheint Die 
Regierung von ber Ueberzeugung durchdrungen zu fein, daß die ziem- 
lich überftürzte fortdauernde Vermehrung der franzöfiichen Armee, die 
an Zahl diejenige des deutjchen Reichs troß der minderen Bevölle- 
rungszahl ſehr erheblich überfteigen wird, auf entichieden kriegeriſche 
Rüdgedanten Frankreichs zu fchließen geradezu zwinge. 

14. Januar. Nat.-Berfammlung: Wahl der Commilfion für 
Unterfuchung der bonapartiftifchen Umtriebe (bei der Wahl in ber 
Nievre). Die Außerjte Rechte geht darin mit der vereinigten Linten 
Hand in Hand, troß aller Bemühungen Broglie’8, der die Bonaparti= 
ften fchonen möchte, um mit ihrer Hülfe die alte Majorität gefchlofien 
gegen die Berfafjungsgefebe im Sinne der Republik in die Schranken 
zu führen. Es werden 9 Mitglieder der Linken und 6 der Rechten, 
fein Bonapartift, in die Commiffion gewählt, und diefe wählt zu 
ihrem Präfidenten ein Mitglied der Linken, zu ihrem Vicepräfidenten 
ein Mitglied der Außerften Rechten. Das Refultat wird allgemein 
als eine furchtbare Niederlage der Bonapartiften angejehen. 


15. Januar. Nat.-Verfammlung: Der Plan Broglie’s, für 
die Derfaffungsgefege die Dringlichkeit zu verlangen und fo in einer 
einzigen Beratbung diejelben abzumachen oder vielmehr zu befeitigen, 
fcheitert in den Berathungen der Fractionen. Alle erklären fich für 
Aufrechthaltung der drei Lefungen, ſchließlich fogar dag rechte Gen- 
trum, fo daß ber Plan in's Waffer fällt. 

In einer Eonferenz zwifchen ber gemäßigten Rechten und bem rechten 
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Gentrum [pricht der og v. A et⸗ Pasquier entſchieden die Neberzeugun 
aus, daß es halber die Mehrheit vom 24. Mai wiederherzuftellen ke 
Rationalverfommlung bürfe ihr am 20. November gegebenes Verſprechen, die 
Albin n Gewalten zu oxganifiren, nicht zurädnehmen, felbit wenn biefe 
Organ in eine af ber Repu lik in fich fchlöfe. Bis zum No⸗ 
ber 1880 bleibe ic eine Republik, das jei num einmal nicht zu 
ändern. Der Unterichieb jei nur ber, daß biefe Republik, wenn man die 
— e ablehne und ben status quo —— feine zwei Kam⸗ 
mern und auch jonft keine conferbativen Garantien haben werde. Darum 
fei e8 ganz * ig, jezt noch zwiſchen perſonlichem und unperſönlichem Sep⸗ 
tennat zu unterſcheiden: man organifire die Republik auf ſechs Jahre, . 
deren Ablauf doch ein Congreß Berfaflung rebidiren würde, daher bie 
Monarchiſten für die Zukunft Leine ihrer Hoffnungen aufzugeben brauchten. 
m — geht mit dem Ausdruck auseinander, daß milden der ae 
rechten Gentrum ein le Riß — Die auß 
— — Frisch nochmals, nicht nur bie Ausrufa ung der Republit, 
— die Durchführung des unperjönlichen Septennats abzulehnen, die 
meiften Mitglieder derſelben erklären fich ausdrücklich entichloffen, zu Teinerlei 
anifirung ber Gewalten des Marſchalls Mac — dem — 
pertönli Septennat, die Hand zu bien. — Die drei Gruppen ber repus 
blitani] Linken bieten jomit dem Marfchall von vomberein mehr als bie 
iebenen Gruppen bex Rechten. Denn während die äußerte gar 
nichts organifiren und alles im ungewwifien status quo laflen will, um bem 
Grafen Chambord jede Möglichteit Br Auı enblie frei zu behalten, - 
zechte Gentrum aber halb und Halb gen a. eigt ift, au einer ran 
faktiſch beftehenden Republik die Hand zu bieten, nur bis zum dein 
1880, bem Ablauf ber — en Gewalten arſchalls für di 
Zeitpunkt aber eine Verfaſſungsreviſion ſchon jetzt feftiegen toill, in der Hoff 
nung, bannzumal bad Septennat mit fammt ber Republik durch die conſti⸗ 
tutionelle Monarchie der Orleans erjegen zu Lönnen, tollen bie ade 
Linten ei e Berfaflungsrevifion im Jahre 1880 nur für ben Fa — 
wiſſen, daß fie vom Lande und Mn ou unter nn "Rest en 
verlangt würde, und eröffnen dadurch zugleich mit der Fortda 
blit dem Mari die — dannzumal neuerdings — 
derſelben gewählt zu werden 


16. Januar. Euchwahl zur Nat.-Berfammlung im Departe⸗ 
ment der Hautes Pyrenees: der Bonapartift Caſeaux fiegt mit 29,630 
Stimmen über ‚ben Septennaliften Alicot, der nur 23,026 Stimmen 
erhält. Das Refultat macht auf die Regierung, auf die Linke und 
auf das rechte Centrum einen geradezu niederfchmetternden Eindrud. 
Der erfte Wahlgang hatte gezeigt, daß ber Legitimismus Teine Wur⸗ 
zeln im Lande mehr bat, die Stichwahl läßt nunmehr auch darüber 
feinen Zweifel, daß das Land in das Septennat des Marſchalls Mac 
Mahon keinerlei Vertrauen ſetzt. Der Kampf dreht fih ſchließlich 
nur um die Republif oder das Kaiſerthum. 


Vergebens ift der feptennaliftiiche Kandidat von ber Regierung mit 
ihrem ganzen Apparat unb von ben verein ae nien, aa: 
uripränglicher Eanbidat, Branhauban, fi) zurückgez , unterftügt 

ber Bonapartift bat diefe ganze Goalition —— Beim eriten 
—* am 3. Januar hatte Cazeaux (Bonapartift) 19,000 Stimmen er 
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halten, Altcot (Septennalift) 16000 und Braubauban (Republifaner) 18,000, 
der Legitimift égur nur 1800. Redinet man die Stimmen Alicots und 
Brauhaubans zujammen, fo hätte der — wenn dieſelben ihm bei der 
Nachwahl alle treu geblieben wären, 29,000 Stimmen er müflen; er 
hat aber nur 28,000 Stimmen erhalten, während biegmal auf Cazeaux 29,000 
Stimmen gefallen find, aljo um 10,000 mehr ald am 3. Januar. Tie Frage 
ift nun, von welcher Seite dem Bonapartiften diefer Zuwachs von Stimmen 
zu Theil geworben iſt. Dat die Republilaner in Mafle einem Bonapartiften 
ihre Stimme gaben, ift nicht anzunehmen; die 18,000 Stimmen be Herrn 
Brauhanban mäffen alfo im Grogen und Ganzen Hrn. Alicot angefallen fein. 
Wenn der legtere gleichwohl nur 23,000 ftatt der erwarteten 29,000 ten 
hat, fo muß ein Theil feiner —— Wähler von ihm abgefallen und mit 
den 2000 Legitimiften fid dem Bonapartiften zugewandt haben. 
Das Wahlergebnig hat die Spaltung bes rechten Centrums in eine 
Ifte, welche aus verkappten Bonapartiften und bonapartifirenden Orleaniften 
GBroglie⸗Fourton) befteht, und in eine andere Hälfte von unverſönlichen Geg⸗ 
nern des Bonapartismus (d'Audiffret⸗Pasquier) noch —— gemacht. 
Die erfteren wollen lieber Bonapartiften ala Republifaner werden, wie bie 
Demokraten ben Bonapartismu® weniger verachten als fie den Orleanizmms 
fin. Seit dein 24. Mai 1873 (d. 5. feit dem Sturze des Hru. Thiers) 
18 16. Januar 1875 haben 29 Abgeorbnetenwahlen ftattgefunden. Es ent: 
fallen davon 23 auf bie Nepublit, 6 auf den Bonapartiämud. Die Rohe: 
liſten, ſowohl Legitimiften ala Orleaniften und ihr Septennat, find ſeit dem 
24. Mai 1873 aus dem allgemeinen Stimmrecht wie ausgemerzt. Sie find 
Nullen, welche eine republikaniſche oder bonapartiftifche Größe neben fich 
ftelfen müffen, um irgend einen Werth zu bebeuten. 


19. Januar. Nat.-Verfammlung: Die Regierung legt derſelben 
einen Geſetzesvorſchlag vor, welcher die Bohrung eines Tunnels unter 
dem Kanal (von England nach Frankreich) für ein Werk öffentlicher 
Nüplichkeit erklärt. Die Bohrverſuche für das riefige Werk ſollen 
bald beginnen ; zwei Gefellichaften, von denen eine in Frankreich, 
bie andere in England fich conceffioniren läßt, wollen je 2 Millionen 
für Bohrarbeiten verivenden, die nach einem gemeinfchaftlichen Plan 
ausgeführt werben follen. 

21.—24. Januar. Nat.»Berfammlung: Erfte Berathung bes 
von der 80er⸗Commiſſion ausgearbeiteten Entwurfs betr. des Ueber⸗ 
gangs der Gerwalten (Entwurf Bentavon). Derjelbe Tautet nach dem 
von der 30er-Sommiffion nochmals umgearbeiteten letzten Faffung: 


„Art. 1. Die gelehgebende Gewalt wirb von zwei Berfammlungen 
— — und dem — Die Dany —— Kehım 
wi rch dad a eine Stimm na von e 
ſtellten Bedingungen gewählt. Der Senat ift aus Mitgliedern zuſammen⸗ 
Se die in einem Verhältniß und unter Bedingungen, welche ein Spezial⸗ 
gele näher beftimmen wird, theils gewählt, tHeils ernannt find. Art 2. 
Marſchall⸗Praͤfident der Republik ift mit dem Rechte auögeftatiet, Die 
- Abgeordnetenlammer aufzuldien. In biefem Falle wirb binnen einer Turzen 

gen von | Monaten zu ber Wahl einer neuen Sammer geichritten. 
xt. 3. Die Minifter find vor der Kammer folidarifch für bie meine 
Politik der Regierung und inbivibuell für ihre perjönlicden Alte verantwort⸗ 





. in der That der Reihe nach zurückgewieſen 
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lich. Der Marſchall⸗Prafident iſt nur im Falle eines Hochverraths verant⸗ 
wortlich. Art. 4. Nach Ablauf der von dem Geſetze — 20. November 1878 
feftgeiepten, Feiſ wie im Fall ber a ber Gewalt bed Präfidenten 
beruft der Minifterrath fogleich die beiden Kunaldngeı ein, die, zu einem 
Congreß eng die nötigen Beichlüffe gern MWährend der Dauer ber 
dem Marſchall Mac Mahon übertragenen Gewalten Tann eine Revifion ber 
Verfaffungẽgeſetze nur auf feinen Antrag ſtattfinden.“ 
Aus der Debatte: Ventavon, Berichterftatter der 30er Commiffion: 
Bor fünfzehn Monaten durfte man hoffen, daß bie Monarchie hergeftellt 
werben würde; ein unerwarteter Windftoß verhinderte fie, in den Hafen eins 
—— Man gründete alsdann eine fiebenjährige Gewalt und es handelt 
& Heute darum, die am 20. November 1873 gegründete Gewalt zu organis 
firen. Bor ber Gründung biefer Gewalt konnte die Derfammlung noch bie 
Monarchie oder die Republik proflamiven. Heute, nach dem Geſeß vom 20. 
November, nach ber Gründung dieſer Zwifchengewalt, hat dieſe Berfammlung 
nichts mehr zu thun. als dieſelbe zu organifiren. Die Verfammlung hat 
übrigens bewiefen, daß fie Anderes nicht mehr zu thun vermag. Sie hat 
ie Zn das Bolt“ 
(Antrag Turquet’3), die Monarchie, indem fie den Antrag des Herzogs von 
Bilaccia verwarf, und die Republik, indem fie den Antrag Cafimir Perier's 
nicht annahm. Man jpricht von der Auflöjung ala einer Löfung, einem 
Mittel für unfere Unentichloffenheit; aber Frankreich ift jo geipalten, bie 
Parteien verftehen fi) To wenig, daB die gegenwärtige Berfammlung wieber 
zurüdlommen wird. (Lang andaltendes ironifches Gelächter auf der Linken.) 
Nochmals, daB Einzige, was dieſe Verſammlung thun Tann, if, die Gewalten 
des Marſchalls zu organificen. Nebner theilt nun die fünf Artikel feines 
Geſetzentwurfes mit. Er vergleicht dann bie verichiebenen Geſetzentwürfe, 
welche Betreffs der Organifation der Gewalten eingereicht wurben, und fucht 
darzuthun, daß fie ſich nur wenig von einander unterjcheiben. Seiner Ans 
a nach find die Geſetzentwürfe von Gafimir Perier, de Broglie, Lambert 
Sainte Croix und ber feinige ungefähr die nämlichen, da fie alle bie Ge⸗ 
walten des Marſchalls anerkennen, alle hejagen, daß der Marſchall fieben . 
Jahre lang das Land regieren muß... (Gelächter links und auf der äußerten 
Rechten.) General bu Temple (äußerite Rechte): Genug, genug! (Murren 
— Gelächter links und auf ber äußerſten Rechten.) Ventavon wieder⸗ 
olt, daß man feinen Entwurf annehmen müſſe; man könne ihn vervollftän⸗ 
igen, aber man müfſe ihn votiren. Wenn Sie finden, jagt er, daß der Zitel 
eines Präfibenten der Republik nicht zur Lage paßt, fo unterdrüden fie ihn. 
Gelächter rechts.) Ventavon fährt fort, indem ex die Ehrlichkeit des Mar: 
3 laui orhebt und hinzufügt, daß man deſſen Sturz nicht vorbe⸗ 
reiten bürfe, indem man ihm die Organilation feiner Gewalten — 
Carayon⸗Latour (äußerſte Rechte): Wer bereitet ihn vor? Wer bereitet 
re vor? Wert Lucien Brun (äußerfte Rechte): verlange das Wort. 
entavon: Der Marihall Mac Mahon ift ein ehrlicher Mann, und ex 
wird die Gewalt feinen andern Händen übergeben, ala denen der National- 
verfammlung; aber wir bürfen Marihall Das nicht wieber entziehen, 
was wir ihm gegeben. Es ift eine Ehrenichuld. Marquis be yranclieu 
(äuferfte Rechte): Und unſer Land? Bentavon: Die Ehre vor Allem! 
Wenn Sie bie Gewalten des Marſchalls nicht befeftigen, jo rufen Sie bie 
Leibenichaften der Außerften Parteien wach, während, wenn Die Gewalten bes 
Marſchalls bis 1880 conſtituirt find, wir unfere Hoffnung bis zu biefem 
Zage bewahren. dv. Carayon⸗Latour (äußerfie te): Niemand wird 
Yengnen können, daß die Rationalverfammlung am 24. Mai 1873 einen antis 
republikaniſchen Aft vollzogen hat. Ex Hatte ben denkwürdigen Schritt vom 
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5. Auguſt zur Folge, durch welchen ber Graf von Paris das große Prinzip 
ber angeftammten und legitimen Monarchie anerfarnte. Damals hielten wir 
ae für gerettet; aber bie Royaliften verftanden fich in Verſailles nicht 
o gut, wie in Froſchdorf, und fo kam es wieder zum Bruche. Man wanbte 
fih in ber Noth an den Marſchall Mac Mahon, ber keine aufrichtigeren 
Freunde Hat, ala ung; nur wollen wir nicht unter feinem Namen bie Re 
publik einichmuggeln lafien, denn dieſe führt ung direkt zum Kaiſerreich, und 
das Staiferreich endet, wie wir aus dreimaliger Erfahrung wiffen, damit, daß 
e8 Frankreich dem Fremdling ausliefert. Der Berichterftatter erblidt in bem 
Septennat einen Waffenftillftand; thatfächlich wird damit nur den Parteien 
eſagt: Rüftet Euch bei Zeiten, damit Ihr Euch in ſechs Sahren den Ent: 
Heidungstampf liefern könnt! Frankreich aber fann und will nicht ſechs 
Jahre warten und wird fchon die Mittel finden, feinen Willen vor biefer 
Zeit zur Geltung zu bringen. (Lebhafter Beifall links.) Wenn bie Mo 
narchilten es nicht zu führen wiffen, fo fucht e3 jelber feinen Weg, und 
diefer Weg ift dann die Revolution. Sch aber fage: Frankreich will nicht 
die Republik; es hat die Schredenzzeit und die Commune noch nicht vergeffen. 
(Zur Linken gewendet): Republilaner! Wenn es Ihnen am Gerzen Liegt, bie 
Republik in Trantzeich zu gründen, fo jagen Sie fi) wenigſtens von ben 
Scenfalen los, welche unfere Priefter ermordet und unfere öffentlichen Ge— 
bäube niedergebrannt haben. (Stimmen links: Das Haben wir ja längfi 
ethan!) Wir wollen ebenfowenig das Kaiſerreich, beffen Plebiszite nur durch 
ie Furcht vor ber Revolution und der Republit möglich waren. Ludwig 
Bonaparte var nur deshalb zum Präfidenten der Republit gewählt worben, 
weil da3 Land im Voraus wußte, da er es, fei es ſelbſt um den Preis 
eines Meineids, von biefer Republik befreien werbe. Im Jahre 1871 wählte 
das Land eine in ihrer Mehrheit royaliftifche Kammer, und 26 Departements 
bezeichneten uns ala Staatsoberhaupt den Minifter des letzten Königthums, 
welcher ben Ausſpruch gethan Hatte, die Republik beginne mit Blut und enbe 
mit Blödfinn, (Sehr gut! rechte.) Als Herr Thier? an's Ruder gelangt 
war, forderte er und auf, nur an die Wunden des Daterlandes zu Denten, 
und die Regierungsfrage einem fpäteren Moment vorzubehalten. Ex ſagte 
zu und: ch ſchwöre vor der Geſchichte und vor dem Lande, daß ich feine Partei 
AN LEER will. (Unruhe) Kurz darauf ließ er die Waage ganz offen zu 
Bunften der Republik neigen. (Beifall rechts.) Wir Eonnten dad nicht Länger 
mitanjehen und ftellten an feiner Statt einen ehrlichen Soldaten an die Spipe; 
denn wir wollten nun einmal von der Republik nichts wiſſen. Die Rational: 
verfammlung war ernannt worden, um die Monarchie wieder berzuftellen. 
(Lauter Wiederipruch links) Wir aber verftanden es nicht, bie Hoffnungen 
Frankreichs zu rechtfertigen; eine Anzahl von und wurde an fich felbft irre 
unter dem Einfluß des At Thierd, welcher an der Republit Gefallen 
fand, feitdem er ihr Präfident war. Als wir ihn endlich geftürzt hatten, 
ſchoͤpfte das Land noch einmal Hoffnung; aber die Monarchiften konnten fidh 
wieder nicht verfländigen, und num fcheinen ſich die Bevölkerungen, da ihnen 
das Provijorium zuwider ift, einiger Jahre eingebilbeten Wohlergehens zu 
erinnern und wieder dem Kaiſerreich zuzumenden. (Stimmen links: Dant 
dem Herzog von Broglie!) Wir Legitimiften Haben das Kaiſerreich durch 
Zwanzig Jahre über una ergeben laffen und nie eine Gunft von ihm — 
Haben Sie Acht, ſonſt klammert —— wieder an das Kaiſerreich, 
ak dreimal in einem Jahrhun den — auf unſeren Boden 
gt t bat. Wenn Sie das Kaiferreich nicht wollen, fo gibt es nur Ein 

ollwerk dagegen: das ift die Monarchie. Die Republik würde direkt zum 
Kaiferreich führen. 


Nach Beendigung der Generalbebatte wird mit 538 gegen 145 
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Stimmen (der äußerften Rechten, der Außerften Linken und der Bo⸗ 
napartiften) bejchloflen, in die Specialdebatte einzutreten, dazwifchen 
aber (gegen die Einfprache der Linken) des erjte Leſung des Senat?» 
geſetzes) einzufchieben. 

25. Januar. Nat.»Verfammlung: Erfte Lefung des Senat?» 
gefehes. Es wird mit 512 gegen 188 Stimmen befchloflen, bie 
zweite Leſung fofort nach der Specialdebatte über das Gejeh betr. 
den Uebergang der Gewalten vorzunehmen. 


25. u. 26. Januar. Nat.-Berfammlung: Die Commilfion fir 
Unterfuchung der bonapartiftiichen Umtriebe vernimmt den Polizei= 
präfetten von Paris, Leon Renault. I 

Aus diefer Bernehmung geht hervor: daß das Comité des Appells an 
das Volk einen wahren Staat im Staate bildet, welcher jeine Verwaltung, 
feine Finanzen nnd feine Polizei hat. Tas Gentralcomite fteht in Verbin⸗ 
dung mit Comités oder Vertretern in den Departements, welche in Ueber» 
einftimmung mit den ihnen von Paris übermittelten Befehlen handeln. Die 
Drganifation ift bis zu dem Grabe vollftändig, daß alle Beamten, Die bei 
ber Wiederherftellung des Kaiſerreichs irgend ein Amt einzunehmen haben, 
bereitö bezeichnet find. Nicht allein find Präfekten ernannt, fonbern einige 
verwalten auch bereit3 ihre betreffenden Departements. Sie haben alte Erin: 
nerungen angerufen, fi zu den Maires, welche ihre Anfichten theilen, oder 
in re, von Maires mit einflußreichen Perfonen der betreffenden 
Dertlichkeit, welche dem Einfluß der Gemeindebeamten die Wagichale haften 
tönnen, in Beziehungen geſetzt. Diejelben Agenten hätten Berichte nach Paris 
efandt, in welchen fie diejenigen Maires und Adjuncten, bie ihnen würdig 
(einen, beibehalten zu werden, und jene, welche man wechſeln müfle, bes 
zeichnet haben, und in letzterer Hinficht Hätten fie die Vorficht ſelbſt fo weit 
getrieben, daß fie die Namen ber Perfonen angaben, welche man an bie Stelle 
der ne Beamten ernennen könnte. Die Departements, in welchen 
partielle Wahlen ftattfinden follen, find die, in Bezug auf welche die Verſuche 
bonapartiftifcher Organifation am weiteften auge eönt worden find. 


33.29. Januar. Nat.-Verfammlung: Zweite Lefung (Spe⸗ 
cialdebatte) über bie Verfaffungsgefehe und zwar zunächft über das⸗ 
jenige betr. den Webergang der Gewalten. Antrag Laboulaye’3 (linkes 
Gentrum). Seine Rede macht durch ihre Mäßigung großen Ein- 
drud: in der allgemeinen Ungewißheit geht das Gefühl durch bie 
Derfammlung, der Antrag könnte angenommen werden. Da erflärt 
fich, dem dringenden und laut außgefprochenen Wunfche der gefamm- 
ten Linten zuwider, Louis Blanc (äußerſte Linke) gegen den Antrag 
und verdirbt dadurch den ganzen Eindrud ber Rede Laboulaye’s. 
Die Furcht und die Abneigung gegen die Republif erhält wieder Die 
Oberhand: die Abſtimmung wird auf den folgenden Tag verjchoben. 


Antrag Laboulaye ala Amenbement zu $ 1 bed Projeltes Venta⸗ 
von: „Die Regierung ber Republik befteht auß zivei Kammern und einem 
Präfidenten.” Laboulaye: Ih muß dor allen Dingen conftatiren, baß 
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wir . in in a Republik Ieben. v. Sainten — Ich proteſtire gegen 
dieſe Be 9. Laboulaye: Sie mich vor Allem ruhig an. 
ae Antrag a el in in nichts an — des — Mac abon, 
an bie r an den Se des Geſetzes vom 20. November. 
es Antrag geht — aus, daß Sie rechtlich anerlennen, was ſchon that⸗ 
ſachlich 3 nämlich: daß Frankreich eine Republik iſt. Dieſe Republik 
iſt in unſeren Augen leine Regierung einer einzelnen Partei, ſondern ber 
Boden, auf ‚welchem aflein fi alle Kinder Frankreichs die Hanb bieten 
Lönnen, die einzige Staatäform, die unferer Geſellſchaft Sicherheit und Rube 
verbürgen kann. Wir geben dem erftaunten Europa das Schaufpiel eines Lan⸗ 
be, welches jelber ruhig ift, während feine Geſeßgeber fi in einer befländi 
Aufregung befinden. Solch ein Eranthafter Zuftand kann nicht auf um 
fimmte Zeit fortdaueen. Wir braucdden eine endgültige un nicht für 
1880, jondern für 1875. Welche Partei dieſes Heute kann eine foldhe 
bieten? Sie, die Legitimiften, wagen uns nicht die rchie uſchlagen; 
Sie wiſſen, daß dieſer Vorſchlag Hier Leine Ausficht auf Annahme Hätte. Und 
warum Zönnen Sie bie Monarchie nicht herſtellen, da es doch nit an — 
gürften fehlte? Sie haben einen Fürften, der allex Achtung werth ifl. Aber 
e können nicht einen König, wie ihn das alte Regime begriff, auf bie 
ürmifche Fluth der Demokralie fielen. Andererſeits dürfen Sie nicht ein: 
ach ablehnend en daß Sie zu einer Republif nicht die Hand bieten 
nnen. Sie haben den Auftrag übernommen, Frankreich ſchlechterdings 
eine Regierung zu geben. Wenn Sie bad nicht thun Tiefern Sie das Land 
ben Abenteuern und, was noch jchlimmer ift, ben Abenteurern aus. Die 
Republik, welche wir ‚Ihnen vorſchlagen, ift die conftitutionelle Republik. 
Was uns trennt, ift im Grunde nur e Frage der Erblichkeit, mit der es 
vielleicht weniger auf 1 bat, ala a. lauben; benn wie oft ift wohl jeit 
ber Revolution bei ung der Sohn dem Hater auf dem Throne gefolgt? Ben: 
jamin Conſtant hat gelagt: Zwiſchen der abfoluten und ber conftitutionellen 
archie ift ber Unterjehieb ein fraglichen, zwiſchen ber conftitutionellen 
he ie und der conftitutionellen Republik nur ein formelle.” Wie die 
ih jegt Liegen, wird nad) unferer Ueberzeugung Frankreich mit der Re 
eher it fliehen und fallen. Das Kaiſerreich kann und weder Freiheit noch 
cherheit — Es kann uns die Freiheit nicht geben, weil es jeden unab⸗ 
Ban und ſchließen wird; es kann und die Sicherheit nicht geben, dem 
nad) Sedan würde ber faiferliche Prinz keinen andern Gedanfen auf bem 
ne haben, ala möglichft bald Krieg zu beginnen. (Sehr gut! linke.) 
Ich füge bei: das Raiferreid könnte Prinzen, welche wir alle en, nur 
bie Berbannung und bie Gonfiscation bringen. Wir an alſo auf die Re: 
. publit angewieſen. Aber man nz erinnert euch der Bergangenheit 
der Republit. Acht treiben wir feine —— Man Hat gefagt: 
die Republik ſei bie Verwirruug und fomit bie Einleitun pa: Kaiſerreich. 
Da die Republik die Monarchie abldsſte, Tönnte man fig be ar don er 
Monarchie behaupten. Lafſen wir die Bergangenbeit, m 
teine Leichen aus, um fie und gegenfeitig an den Kopf w ! * 
tommen nicht vorwaris ohne Mih, ung, ohne Mäßigung, ohne ange 
(Beifall Linke.) Die Republik befteht nun ſchon vier Jahre — 
gethan? Sie Hat ber Familie Orleans ihre Güter wiedergegeben —— 
st) fie Hat diejenigen entichäbigt, welche vom Kriege gelitten haben. Eine 
provijorifche Regierung ift eben fo heillos wie es —— Ehe. Hat 
etwa die Familie — der — zu leiden — Man fürdhtete von 
ihe bie le —D a ie bat küry 
im 0 er ing Euer, 90 — eit ei wen Ober wurde 
ligion von ber — vernichtet? A —5 Si benn nicht, 
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daß unfer republifaniiches Frankreich das Land ift, in welchem gegentoärti 
vielleicht dad höchfte Maß von Glaubensſreiheit herrſcht? (Murren rechts. 
Sie Zönnen gleihwohl nicht behaupten, dab wir jeht in einer Monardie 
leben. —— e Unterbrechungen rechts.) — Buffet: Ich kann 
in den Worten des Redners nichts entdecken, was dieſe Unterbrechungen ent⸗ 
ſchuldigen könnte, und rufe daher die Störer zur Orbnung. Laboulaye: 
Und ba Sie denn bis 1880 bie Republik behalten müſſen, warum dann nicht 
auch weiter auf fünf, auf zehn Fahre, auf immerdar? Es iſt eine eiſerne 
Noihwendigkeit, der Sie ſich nicht entziehen werben. Wenn Sie e8 nicht 
thun wollen, müfjen Sie dem Lande Ihr Mandat zurüdgeben. Sie fürchten 
bie Auflöfung? Ah auch. Wollen Sie aus Frankreich ein neues Polen 
J— Es bliebe Ihnen nichts anderes übrig, als ein Miniſterium für 
bie Auflöfung einzuſetzen, welche vielleicht die Wahlen fälſchen würde; ich 
kann es jagen, da wir ja gegenwärtig feine Minifter haben. (Heiterfeit.) 
Ich beſchwöre Sie alfo, überlegen Sie fich die Sache wohl, ftürzen Sie ung 
nicht in das Unbelannte, haben Sie Mitleid mit Frankreich. (Donnernder 
Beifall Linke.) Louis Blanc (Auferfte Linke): Meine Freunde und 16 
wir können den vorliegenden Antrag nicht votiren, weil wir übergengt find, 
daß die Beibehaltug der Präfidentichaft für die Republik verberblich ift. 
(Spöttifcher Beifall rechts. Anhaltender Tumult links. Die Linke will, daß 
der Rebner feine Rebe laſſe; fie fordert dies mit wachſender Unruhe und Un⸗ 
geduld, da fie des Redners „Ungeichidlichkeit” kennt.) Hätte man im Jahre 
1848 ben —— Antrag (daß der Präſident nicht das Staatsoberhaupt, 
ſondern nur ber Minifterpräfident fein ſolle) angenommen, jo wäre ber zweite 
December nicht möglich geweſen. Die Republik jelbft kann man aber unferes 
Bebüntens nicht zur Abflimmung bringen, weil fie gar nicht mehr in Trage 
& ellt werben barf. Die Frage ift Ichlecht geftellt, Man jeht uns in bie 

ternative, entweder dad zu genehmigen, was wir nicht wollen, oder das 
nicht zu genehmigen, was wir tollen. Unſer Gewifien verbietet und daher, 
auf den vorliegenden Text einzugehen. (Neue Schlußrufe) Wie man zur 
Abſtimmung fchreiten will, fagt de Eaftellane: Ich beantrage, die Abſtim⸗ 
mung auf morgen zu vertagen: Ich appellice an Ihre Loyalität. Mehrere 
en rende find bereits Iweggegangen:. Es Tann nicht Ahr Wille fein, 
daß die Republik durch Mebereumpelung eingeführt werde. Mein — 
liegt daher in Ihrem eigenen Intereſſe E. Picard: Es liegt gleichwoh 
a ber , daß, wenn erft einmal der Schlub ber Debatte angenommen 
worden, die Abftimmung nicht mehr verſchoben werden kann. Prä ident: 
Die Geſchaftsordnung läht die Frage offen. Das Haus möge alfo enticheiden. 
ar Derfammlung beichließt, die Abflimmung auf die folgende Sikung zu 

gen. 


Nachdem die ungeſchickte Rede 2. Blanc’8 ben Zauber, unter 
bem da8 rechte Centrum während ber Rebe Laboulay’s fichtlich ge⸗ 
halten worden, gebrochen hatte, Leiftet Broglie während der Nacht 
vom 28. bis zum 29. das Unglaubliche durch Ermahnungen, Ver- 
ſprechungen und Einfchüchterungen, um die Majorität gegen die Re⸗ 
publit wieder zufammen zu fchweißen. Es wird abgeftimmt und ber 
Antrag Laboulaye’3 mit 859 gegen 336, alſo mit einer Majorität 
von 23 Stimmen verworfen, der 8 1 des Project? Ventavon ange- 


nommen. 
Damit ift aljo die Republit von der Berfailler Nationalverfammlung 
zum dritten Male vertvorfen. Das erſte Mal geſchah es an dem denkwürdigen 
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24. Mai 1873 (demn bie damalige Tagesordnung Ernouls hatte Leine andere 
Bedeutung) mit 360 gegen 344 Stimmen, daB zweite Mal am 23. Juli 1874 
— Antrag) mit 374 gegen 338 Stimmen, das dritte Mal am 239. 
anuar 1875 mit 8359 gegen 336 Stimmen. Die Majorität befteht ans 
fämmtlichen Gruppen ber Rechten und den Bonapartiften. Immerhin Haben 
12 jedoch 13 Mitglieder des rechten Gentrums, worunter die HH. be Lavergue, 
bresBontalis, Wallon ıc., von dem Gros berielben getrennt und mit ber 
Linken für ben Antrag Laboulaye — einige Andere haben ſich wernig⸗ 
ſtens der Abftimmung enthalten. Mit der Minderheit ſtimmen diesmal and 
Louis Blanc und feine Freunde von ber Außerften Linken, ohne jedoch mehr 
gut machen zu können, was fie am Tage vorher verdorben Hatten. 


Der Artikel 1 Hat Schließlich folgende Faſſung erhalten: „Die ge 

— Gewalt wird durch zwei Verſammlungen ausgeübt, durch die — 
Deputirten, welche auf Grund des allgemeinen Stimmrechts in Gemäß— 
heit eines zu erlaſſenden Wahlgeſetzes gewählt wird, und durch den Senat, 
defien Zufammenjegung und Befugnifie ein zu erlaflendes Gefeh regeln wird. 

Zu Artikel 2 Hat Wallon (vom reiten Centrum) das Amenbement 
eftellt: „Der Präfident der Republik wird mit Stimmenmehrheit von bem 
Senat und der Deputirtenlammer gewählt, die zu dieſem Behufe zu einer 
Nationalverfammlung zujammentreten. Er wird auf fieben Jahre ernannt 
und kann wiedergewählt werden.“ 

Die Gruppen der Linken fcheinen nunmehr geneigt, für das 
Amendement zu ftimmen, lediglich, damit das Wort „Republit” in 
dem Gejeke wenigſtens ausgefprochen werde ; Broglie und die Gruppen 
der Rechten find dagegen entfchloffen, dasfelbe aus bemfelben Grunde 


zu verwerfen. 


30. Januar. Nat.Verſammlung: Fortſetzung der Berathung 
des Projects Ventavon: Bei Art. 2 wird nach Verwerfung mehrerer 
von Broglie veranlaßter Anträge das Amendement Wallon mit 353 
gegen 352, alfo nur mit 1 Stimme Mehrheit angenommen. Die 
ganze Gruppe Lavergne-Wallon (vom rechten Gentrum) und die vom 
24. Mai 1873 ber befannten Target und Gen. ftimmen für bas 
Amendement. Dufaure conftatirt, daß durch den Artikel die dem 
Marihall Mac Mahon am 20. November 1873 auf 7 Jahre 
übertragenen Gewalten nicht berührt würden. Die Linke betradh- 
tet das Refultat der Abftimmung als einen entfcheidenden Sieg 
und ift berechtigt, ihn als folchen zu betrachten, eben weil bie 
Rechte fich gegen da8 Amendement mit fo großer Anftrengung ge 
fteift hatte. Da der Marſchall fchon bisher gejehlich den Titel „Prä- 
fident ber Republik“ trug, jo follte alſo al® Neuerung ber Rame 
der Republit aus den DVerfaffungsgejegen ausgemerzt werben, und 
das ift mißlungen: bie Linke hat wenigſtens das fchon bisher Be- 
ftandene, die fattifche Republif, behauptet, und das in aller Form 
und ausbrüdlih. Was die Linke als einen enticheibenden Sieg, be⸗ 
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trachtet denn auch die Rechte ala eine enticheibende Niederlage. [„Die 
am 29. Januar mit 23 Stimmen zur Thüre hinausgeworfene Re— 
publik ijt am 30. durch ein Hinterpförtchen wieder herein gejchlüpft.“] 
MWallon, a Name jetzt im Vordergrunde fteht, ift Abg. des Nord: 

Dep., Profeflor der Gejchichte an der Sorbonne unb Mitglied des Inftituts, 
ein ſtreng gläubiger Katholik, jedoch Sallifaner. Er Hat ſchon ber Legislative 
von 1849 angehört, machte damals an ber Seite feines Freundes Schoelcher 
Propaganda für die Abfchaffung der Sklaverei und trat am 31. Mai 1850 
aus, weil er ber Anficht war, daß bie Affemblee mit ber an biefem Tage 
beichlofienen Einſchraͤnkung des allgemeinen Stimmrecht? ihre Gewalten über- 
Kae hätte. Bis jeht unmte er meiſtens mit dem rechten Gentrum, ob» 
ih er, fireng genommen, feiner befonderen Partei angehört; am 24. Mai 
—* er gegen Thiers und am 29. Juli v. J. gegen die Au öſung; 
am 23. Juli enthielt ex fich der Abſtimmung über ben Perier'ſchen Antrag. 


1.—2. Februar. Nat.Verſammlung: Fortſetzung der Bera⸗ 
thung des Verfafſungsgeſetzes betr. den Uebergang der Gewalten 
(Project Ventavon). Wallon ſtellt ein neues Amendement, das bie 
Befugnifſe des Präfidenten der Republik nach der Verfaſſung von 
1848 regelt und demfelben auch dag Recht der Auflöfung der Kammer 
der Deputirten verleiht. Dazfelbe wird zunächft der 30er-Commiffion 
übertviejen, die auf Verwerfung desſelben anträgt. Dasſelbe wird 
jedoch mit 449 gegen 249 Stimmen von der Nat.:Berfammlung an- 


genommen. 


Debatte: Diefelbe beginnt mit einem Amendement Marcel Barthe 
(Zinfe), welche die verichiedenen Befugniffe des Präfidenten der Republik 
aufzählt und ihm hierbei das Recht abſpricht, den Oberbefehl über die Armee 
des Landes zu führen. Im Hinblid auf dieſe letztere Beitimmung jagt ber 
Minifter des Innern, General v. Chabaud:Latour: Sch bin zu der Er 
Härung ermächtigt, daß der Marihall Mac Mahon, wenn man ihm auf 
dieſe Weife verböte, zur Bertheidigung feines Daterlandes ben Degen zu 
ziehen, auch nicht einen Augenblid jaumen würde, den Zitel eines Präfis 
benten ber Republit niederzulegen. (Stürmijcher Beifall Ban: Marcel 
Barthe: Wenn es fich blok um die Perfon des Maricha ce Mahon 
handelte, würbe ich gewiß eine Vorſchrift, wie die in Rebe ftehende, nicht in 
mein Amendement eingerüct haben; aber wir organifiren ja hier nicht die 
Gewalten eined einzelnen Mannes (Stimmen rechts: Doch!), ſondern wir 
arbeiten an einer Derfaffung, die auch für die Nachfolger des gegenwärtigen 
Präfidenten wirkſam fein fol. Berichterftatter Bentapon: Die Befugnifie 
des Präfidenten der Republik find Schon in den beftehenden Geſetzen hinreichend 
bezeichnet; das Amendement ift alſo ganz müßig. Marcel Barthe zieht 

mendement zurüd. Präfident Buffet: Zu Artikel 2, jeht Artikel 3 

Ausſchußentwurfs Liegt ein neues Amendement ded Herrn Wallon vor, 
alſo Tautend: „Der Präfident ber Republik kaun, wenn ber Senat ein Dem 
entiprechendes Gutachten abgegeben bat, die Deputixtenlammer vor bem ges 
jeplichen Ablauf ihres Mandats auflöfen. In biefem Falle müffen die Wahl: 
collegien binnen brei Monaten zu neuen Wahlen einberufen werden.” (Rad) 
dem Ausſchußentwurf joll dem Präfidenten allein, ohne Mitwirkung des Ses 
nat8, das Auflöſungsrecht aufieen und eine Friſt von ſechs Monaten für 
die Ausſchreibung neuer Wahlen gewährt fein.) Wallon macht zur Unter: 
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ſtützung feines Antımg3 barauf aufmerffam, daß es ſich Hier, wie ſchon Marcel 
Barthe gelagt habe, nicht bloß um die Rechte des gegenwärtigen, ſondern 
überhaupt um biejenigen aller künftigen Präfidenten der Republit handle 
(Murren rechts), ber Ausſchuß Habe dies nicht hinreichend im Auge behalten. 
Debrigen® habe ber Marſchall in feiner Botichalt am 6. Januar felbft er: 
Härt, bat es ihm ſchwer fallen würde, das Auflöjungredit zu über, wenn 
ihm dabei nicht ein Oberhaus billigend zur Seite jtünde. Luro, einer vom 
den liberalexen Abgeordneten deö rechten Gentrums: Ich kann nicht abfehen, 
warum das Auflöfungsrecht des Bräfidenten nicht die Regel fein joll, meine 
aber mit Herrn Wallon und mit dem Mari felbft, daß er dieſes Recht 
mit dem Genat theilen müfle. Die Verhaltniſſe treten mit gebieteriichen An- 
orberungen an una heran. Die Republit befteht thatlächli und iſt erme 
* igfeit geworden. (Unruhe rechts. Beifall links) Ich — von 
Haufe aus ber republikaniſchen en nicht an, bringe aber dem Lande meine 
Önlicden Neigungen zum Opfer und bitte mit meinen freunden bie conſer⸗ 
dativen Republifaner, ung an ihrer Seite arbeiten zu laffen. Es fcheint una 
das ber einzige Weg, eine Verfaſſung zu Stande zu bringen und der Yluge: 
wißheit des Landes ein Ziel zu jegen. Wir gehen babei von ber eberzgeugumg 
aus, daß in ben Augen unjerer neuen Bundesgenoflen, wie in den unferigem, 
die Republit niemals die Regierung einer einzelnen Partei jein, ſondern Jebem, 
ber es nur aufrichtig mit ihr meint, ihre Armee Öffnen wird. (Dreimsaliger 
bonnernder Beifall Inte.) Mit einem Worte, wir wollen die Ginigleit, welche 
allein bie Stärte ausmacht. (Nochmaliger Beifall links, ber Nebner wich 
von den Republifanern beglüdwünicht.) v. —— Eegitimiſt, mit Heiter⸗ 
keit begrüßt): Das Aufldſungsrecht iſt ein tödtliches Gift für Denjenigen. 
we ed werde dagegen ftimmen. (Reue Heiterkeit.) Paris 
(Rechte): Der Ausſchuß Hat noch nicht Zeit gehabt, dag Amendement des 
ren Wallon aufmerkfam zu prüfen; er bittet daher, e& ihm zu überweiſen 
(Karın.) Präfident: Nach der Geichäftzorbnung muß einem ſolchen Antrage 
des Ausfchufles von Rechtöwegen ftattgegeben won fg Herr Dufaure (Linfes 
Gentrum): Obgleich der Minderheit des Ausſchuſſes angehörig, kann ich Diele 
Zurückverweiſung nur empfehlen. Indem Sie am Sonnabend den Zuſatz⸗ 
artifel des — Wallon annahmen, wollten Sie, wie ich wenigſtens die 
le auffafſe, nicht mehr ein .r für die Perfon des Wurf Mar 
Mahon beichließen, Jondern die Grundlagen einer wirklichen VBerfaffung legen. 
rei gut! Lint?,) Damit trat an den 30er⸗Ausſchuß bie Aufgabe heran, 
eine ganze Arbeit von vorn anzufangen. — hatte der Ausſchuß kaum 
Zeit, dad Amendement Marcel Barthe zu prüfen; die Kammer wartete ſchon 
und wir mußten in die Situng. Sch bege bie Hoffnung, daß der Ausſchuß 
fich mit biefem zweiten Amendement Wallon’s befreunden wird: aber 
Sie ihm wenigften® Zeit, es erſt genauer zu nn (Sehr Br Rad): 
dem der Präfident noch einmal an bie einfchlägige Beitimmung der Geichäfts- 
ordnung erinnert, wird dad Amendement in der That an ben Ausſchuß zu⸗ 
rüdverwiefen. 

Derjelbe tritt ſofort nach der Sikung vom 1. Febrnar zujammen. 
Diesmal prallen die Gegenſätze wieber hart aneinander. Auf der einen Seite 
ftehen die Anhänger des bloß perjönlichen Septennats, Marquis d’Andelarre, 
Bicomte de Meaux, de Kerdrel, Graf Daru, auf der anderen bie Sieger vom 
30. Januar, Dufaure und Laboulaye, verftärkt durch die Conftituanten um 
jeden Preis, wie Lambert de Sainte⸗Croix und Antonin Lefèbre⸗Pontalis. 

ließlich ift dev Ausſchuß, welcher in ber Mittagafigung ſchon und 

” b zu der Wallon’ichen Republit befehrt ſchien, wieder ganz in jeine alten 
Brig ee kl en und beſchließt mit geringer Stimmenmehrheit, das 
zweite ment Wallon’3 zu verwerfen unb es bei feinem eigenen Text 
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ift das Septennat 
doch wieber ein ganz perfönliches und das Berfafjungswert definitiv begraben. 


bement ein, nach welchem dem Präfidenten das Recht beigelegt wird, ohne 
Mitwirkung bes Senat? eine einmalige — der Deputirtenkammer 


zu werden. Sn das oberfte Eon alte ich das allgemeine Stimmrecht 
eit gewähltes Oberhaupt; alle übrigen Inftitutionen Tönnen 


aa: das Senatögefeg beichlofjen fein wird, auf fein Votum zurädzus 


Ha 

— wird er fich deſſen immer weigern. Im Ausſchuß ſchien man 
von Vorausſetzung auszugehen, daß bie Kammern allemal revolutionär, 
die Staatdoberhäupter aber lauter Weife wären. Als ob uns die Geſchichte 
nicht lehrte, ys die Regierenden häufig ihren ärgften Leidenjchaften hör 
ihenten! Der Senat wird ein unpartetifcher Schiebarichter fein, ein noth- 
wendiger Schiedsrichter, damit unfere Republit gegen etiva perjönliche mo⸗ 
narchiſche Tendenzen des Staatsoberhauptes geichüßt ſei. (GHeiterkeit.) Dazu 
tritt endlich noch ein anderer Grund, ber für das Auuendement Wallons ſpricht: 
Wir find von den verwegenften Intriguen umgeben, welche die Regierung 
jeden Tag bedrofen. Graf Murat (Bonapartift): Das ift eine Berleumbung: 
Die Linke entgegnet mit ftürmifchem Beifall zu den Worten Dufaure’s.) 

ufaure: Diele Intrigen bringen bie Geiellichaft felbft in Gefahr und fie 
fönnen nicht befier vereitelt werben, ala wenn man bie beftehende Regierung 
in jeber fe ftärkt, wie dies auch burch daB Amendement Wallon's ge⸗ 
ſchieht. ————— Beifall links.) Die bevorftehende Abſtimmung iſt offen⸗ 
bar für das ganze Verfafſungswerk entſcheidend. Broglie ſucht daher der 
Republik nochmals ein Bein zu ſtellen, indem er beantragt, ann über den 
Antrag der SOer-Eommiffion und dann erft über dad Amen ement Wallon 
abzuftimmen. Ex unterliegt jedoch mit feinem Antrag mit 346 gegen 354 
Stimmen: die republikaniſche Partei ber geſammten Linken hat es aljo mit 
Hülfe eines Heinen Bruchtheils des rechten Centrums feit bem 30. Januar 
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doch von ber Majorität Einer Stimme bid zu einer foldden von 8 gebradht. 
Dieſe Abftimmung ift das enticheidende Ereigniß für das ganze Verfafſungs⸗ 
wert und die Quelle und Grundlage ber neuen Majorität. Broglie ſtürzt 
fih geichlagen jebt jo zu fagen kopfüber in die offenbar unvermeiblid ge 
wordene Republit hinein und da3 Amendement Wallon wird mit der um- 
erivartet großen Majorität von 449 gegen 249 Stimmen angenommen. Die 
Minifter und etwa 60 Mitglieder des rechten Gentrums, worunter Brogkie, 
Audriffet⸗Pasquier, Prinz Jouinville zc., flimmen für, nur die äußerfte Rechte, 
die jog. gemäßigte Rechte, ein Theil des rechten Centrums und die Bonapar- 
tiften ftimmen dagegen. 

Das Refultat der Sitzung ift die Bildung einer neuen Majo- 
rität, beftehend aus den drei Gruppen der Linken und der Gruppe 
Lavergne-Wallon, die fih vom rechten Gentrum losgelöst hat und 
definitiv zur Republit übergegangen if. Das Weitere hängt von 
der Verſtändigung zwijchen diefer Gruppe, die den Ausfchlag gibt 
und daher dag Mefler in den Händen hat, und der Linken ab. Die 
Teftitellung einer freilich noch etiwa® verſchwommenen, jedenfalla jehr 
confervativen Republit wird jeboch bereit? als außer Zweifel be= 
trachtet und ebenfo, daß nach völliger Erledigung der conjtitutio- 
nellen Gefete ein aus dem rechten und linken Centrum zufammen= 
geſetztes Minijterium an die Stelle de nur noch proviſoriſch fun= 
girenden Cifſey⸗Chabaud⸗Latour treten werde. 


2. Yebruar. Nat.»Berfammlung: Die Commiffion für Unter- 
ſuchung der Umtriebe der Bonapartiften befchließt, die Angelegenheit 
mit fammt den Ausfagen der Zeugen der Nat.Berfammlung zu un= 
terbreiten und den Antrag zu ftellen, die Verſammlung möge den 
AYuftizminifter ihrerfeit3 zwingen, die verweigerten Aftenflüde der 
Commiſſion auszuhändigen. Zum Berichterftatter wird der Srleanift 
Savary gewählt. 


3. Februar. Nat.Verſammlung: Echluß der erften Berathung 
der Geſetzes betr. den Uebergang der Gewalten. Der Entiwurf Ben- 
tavon Hat jchlieglich einem ganz andern Plab gemacht. 

uerft wird der Artifel von der Beranttwortlichkeit ber Minifter und 

bed Präjidenten erledigt. Derjelbe wird in folgender Faſſung angenommen: 
Art. 4. Die Minifter find vor den Kammern fir die allgemeine Bolitit der 
egierung folidariih und für ihre perfönlichen Akte jeder für fich verante 
wortlich. Der Präfident ber Republik ift nur im falle des Hochverrath3 ver» 
antwortlidh.” Uriprünglich Hatte e8 geheißen: „Der Marichall Mac Mahon, 
Präfident der Republit” u. ſ. w. Sodann wird als Art. 5 beichloffen: „Im 
Falle der Erledigung, fei e8 durch Ableben oder irgenb eine andere Urſache, 
joe die beiden Kammern fofort zur Wahl eines neuen Präfidenten. In 
r Zwifchenzeit ift der Minifterrath mit der vollziehenden Gewalt betraut.“ 
Art. 6 lautet: „Die Kammern haben das Recht, in getrennten, mit abſo— 
Iuter Stimmenmehrheit entweder von fich aus oder af Derlangen des Praͤ⸗ 
fidenten der Republik gefaßten Beſchlüſſen zu erklären, daß es geboten iſt, 
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die Verfafſungsgeſetze zu revidiren. Nachdem jede ber beiden Kammern bieje 
Beichlüffe gefaht Hat, werden fie ala Nationalverfammlung zur Revifion zu⸗ 
jammentreten. Die Entjchliegungen, welche die Revifion der Berfaffung?: 
geee im Ganzen oder theilweile betreffen, find mit abfoluter Mehrheit der 
die Nationalverfammlung bildenden Mitglieder zu faflen. Jedoch kann wäh- 
rend der Zauer der dem Marichall Mac Mahon durch das Ge *— vom 20. 
November 1873 übertragenen Vollmachten dieſe Reviſion nur auf den Bor: 
ſchlag des Präjidenten der Republik ftattfinden.” Die Fafſung der vorge 
nannten beiden Artikel ift im Einvernehmen der HH. Dufaure und Wallon 
mit dem Ausſchufſe feftgeftellt worden. Dann handelt es fi) um den Sufapr 
artikel von Baron de Ravinel, welcher lautet: „Art. 7. Der Sig ber voll: 
ziebenden Gewalt und der beiden Kammern ift in Verſailles.“ Derjelbe wird 
angenommen mit 332 gegen 327 Stimmen. Die Linke ift natürlich) dagegen. 
Auch paßt der Artikel eigentlich nicht in das Berfafjungsgejeß; er betrifft 
doch nur eine Frage ber Opportunität. in meiterer Zuſatzartikel lautet: 
„Art. 8. Das Geſeß über die Öffentlichen Gewalten wird erjt nach der end⸗ 
aültigen * ung des Geſetzes über den Staat verkündigt.“ Das Geſetz 
wird ſchließlich als Ganzes mit großer Mehrheit angenommen und die De: 
rathung des Senatsgeſetzes mit 508 gegen 174 Stimmen auf ben 11. Febr. 
angefeßt. Tann begiunt alfo der lebte Entſcheidungskampf. 

Nah der Abjtimmung am 2. Februar Hatte die Rechte, die Legiti: 
miften und bie Bonapartiften allein ausgenommen, die Waffen geitredt. Die 
30er:Commilfion jelbft Hat am 3. Tyebruar den Artikel, der die Verantwort⸗ 
Lichteit des Staatsoberhauptes und der Gag betrifft, dahin abgeändert, 
daß auftatt der Worte „der Marſchall Mac Mahon” u. |. w. ber allgemei: 
nere Titel „der Präfident der Republit” gejegt würde. Das perfönliche Sep: 
tennat wird damit auch von der 30er-Commilfton feierlich zu Grabe getragen; 
nur etiva 100 Legitimiften und Bonapartiften ftimmen noch gegen die neue 
Taffung des Artikels. Beim 6. Artikel, der die Revifion der Eonftitution 
betrifft, erwartet man einen neuen Ausbruch der Feindſeligkeiten; allein bie 
Amendementfteller Wallon und Dufaure hatten ſich mit ber Commiſſion freund: 
ſchaftlich verftändigt, und der durchaus in verjöhnlichem Sinne redigirte Ar- 
titel wird mit A Mehrheit angenommen. Der lette Stein des Anftoßes 
war der Antrag Ravinel oder 8 7. Der eigentliche Erfinder war ber Herzog 
db. Broglie und fein Zweck nicht ſchwer zu erfennen. Ex hoffte, die Linke zu 
Ipalten; da ein Theil derjelben bereits innerlich unzufrieden mit den voraus: 

egangenen Boten war, bie ihren Neberzeugungen oft Gewalt angethan Hatten, 
> war ed möglich, daß die Aufnahme der erwähnten Beitimmung vielleicht 
dieſen Theil der Linken veranlaffen würde, gegen das Sefammtproject zu 
fimmen ober ſich doch ber Abftimmung zu enthalten. Geſchah dies, fo hätten 
von der Linken etwa nur 220 Mitglieder, von der Rechten aber 300 dafür 

eftimmt, und ber peraog dv. Beoglie konnte nun fagen, dab in der Mehrheit 
er 320 Stimmen die Rechte die Majorität habe, folglich die Regierung in 
den Händen der Rechten bleiben müſſe. Dieſer Kunftgriff mißglücte jedoch, 
die Linke jpaltete fidy nicht. Gambetta machte übrigen? in Bezug auf bie 
Revifion der Berfafjung Vorbehalte, die jebenfall® von der Linken getheilt 
werben. Die Linke kann nicht zugeben, daß biefe Repifion eine unbeichräntte 
ſei, daß aljo zu jeber beliebigen Zeit die unzufriedenen Parteien einen Pe: 
titionafturm im Lande für Verfafjungsrevifion erregen dürfen; ebenfo accep: 
tirt fie e8 nicht, da die beiden Kammern, nachdem fie ala —— 
functionirt haben, ſich ſofort in eine Conſtituante verwandeln und ſelbſt die 
Reviſion vornehmen dürfen. Wenn die Linke am 8. Februar den Artikel ge⸗ 
nehmigt Hat, jo geſchah es nur, um nicht die wichtigen Reſultate, die fie ſeit 
dem 1. tyebruar erlangt, abzufchwächen und bie dritte Lefung der Gelehe zu 
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verzögern. en auch die Rechte hat fich für diefe dritte Lefung bie Wieder: 
aufnahme bes vorbehalten. Die —— liegt in dem Senatẽ⸗ 
geſetz. Se nad) dem, was ber Senat fein wird, wird die Berfaflung ange- 
nommen und verworfen werden. Aus biefem Grunde — die Nechte das 
— von der Aſſemblée dann Ba nn Amendement, wonach 
das Gefe über die Organilation Staatsgewalten erft — der Aunahıme 
bes ten bie es über den Senat promulgirt n darf. 6. Januar er. 
machten die Rechte und die Regierung aus der Trennung —— Geſe 
—— am 3. Februar aber hat die Rechte bie "olidarifche * 
bung beider aufgeftellt. Die leer Blätter ſetzen ihre einzige Hoff⸗ 
nung noch darauf, daß man ſich über die Bildung und die Befugnifle des 
Senats, der in ber Luft ſchwebt und auf den alle die fchönen republifanifchen 
Gebäude bafirt find, nicht verfländigen werde. Weber die lieder des 
rechten Gentrums, die fich ber Republit anjchloffen, ſchütten bie Blätter bie 
vollen Schalen ihres Zornes aud. „Wenn ihr ench einbildet”, ruft „U’Ordre“ 
ihnen zu, „daß man die Republit für euch mache, dann jeid ihr arme Tröpfe. 
Ihr macht fie heute gegen und, morgen wird man fie gegen euch machen. . 

hr Habt gegen und die Aera der Dertol gungen, an fie wird fi nicht 
eher ſchließen, ala bis ihr Alle aufgefrefien ſeid. egen erfennen bie Or: 
ane des rechten Gentrums beinahe — an, — 8 Hauptmotiv ber 

ekehrung zur Republit gerade „der Abf : De dem Bonapartigmus ge: 
weſen ſei, ber, benebelt von feinen le en und von der Ohnmacht 
ber Affemblde zu voreilig überzeugt, Die ihre bes Kaiſerreichs gewifſer⸗ 
maßen auf einen beſtimmten Tag angekündigt und Alles dazu geregelt umb 
vorbereitet habe. 

3. Februar. Der Empfang beim deutfchen Botfchafter, Fürft 
Hohenlohe, an diefem Tage darf ala ein politifcheg Ereigniß bezeich- 
net werden. Zum erften Mal feit dem Friedenzfchluffe finden fich 
mit dem Marfchall und der Marichallin Mac Mahon beinahe Jänımt= 
liche höchitgeftellte Perjönlichkeiten der franzöfifchen Regierung und die 
Spitzen der Pariſer Gefellfchaft bei dem Botichafter ein, wie auch 
eine Reihe der berporragendften Führer der politifchen Parteien. 


4. Februar. Der Marſchall hat die von Vielen erivartete ſo⸗ 
fortige Bildung eines confervativerepublitanifchen Minifteriums auf⸗ 
gegeben und will damit bis nach definitiv ausgefochtener Sache zu= 
warten, d. 5. er will, nach dem Rathe Broglie's, dem Kampf Sei- 
tens der Rechten big zur legten Etappe fein Hemmniß in den Weg 
legen, da er mit Broglie ein Scheitern der Republif immer noch 
für möglich hält. 


5. Februar. Nat.-VBerfammlung: Das linke Gentrum befchließt, 
bezüglich des Senats in feinen Entwurf einzutreten, der nicht von 
der Linken und fogar von ber Außerfien Linken angenommen werden 
könnte. Die drei Gruppen ber Linken werden fomit auch in die fer- 
nere Berathung der Berfaflungsgefete gefchloffen eintreten, da fie 
der Gruppe Lavergne-Wallon und damit einer wenn auch kleinen 
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Mehrheit ficher zu fein glauben, um wenigjteng die Aufrichtung einer 
confervativen Republif verfaffungamäßig Durchzufeten. 

6. Februar. Nat.Verſammlung: Die drei Gruppen ber Linken 
verftändigen fich über dag Senatsgeſetz vorläufig und im Allgemeinen 
dahin: eventuell die Wahl der Eenatoren mittelft zweier Abftufungen 
vorzunehmen, aber darauf zu beitehen, daß das allgemeine Stimm- 
recht die Grundlage auch für die Wahl der Senatoren fein müſſe. 
Das rechte Sentrum ift jedoch damit noch nicht einverftanden und 
will entfchieden nicht fo weit gehen. Es wird mit ihm unterhandelt. 

7. Februar. Ergänzungswahlen zur Nat.-Berfammlung in 
den Dep. Seine⸗et⸗Oiſe und Cötea-du-Nord. Im erfteren fiegt der re- 
publikaniſche Kandidat, im letzteren unterliegt zwar der bonapartijtijche 
Gandidat, ijt dagegen eine Stichwahl zwilchen dem legitimiſtiſchen 
und dem republifanifchen Eandidaten erforderlid. Das Charakte⸗ 
riftifche beider Liegt indeß darin, daß in beiden die bonapartiftifchen 
Candidaten, die Herzoge v. Padua und v. Feltre, unterlegen find. 

7. Februar. Ein Anlehen der Stadt Paris im Betrage von 
220 Dill. Fr. wird faft 50mal überzeichnet, 3Omal in Paris, 15mal 
in der Provinz. Das Ergebniß wird ala eine Art Demonjtration 
wider die Abneigung der Mehrheit der Nat.-Verfammlung gegen 
Paris angejehen. 

10. Februar. Nat.Verſammlung: Die drei Gruppen der Linken 
und die Gruppe Lavergne:Wallon haben fih über den Wahlmodug 
des Senats noch nicht zu einigen vermocht: die Linke Hält mit Du⸗ 
faure an einer Wahl durch da8 allgemeine Stimmrecht feit, die 
Gruppe Lavergne-Wallon will dagegen die Majorität des Senats 
durch die Generalräthe, eine Minorität durch das Staatsoberhaupt 
wählen lafjien. Die Gruppe ift jedoch ſehr verföhnlich gejtimmt und 
fucht nach irgend einem Ausgleich. 

11. Februar. Nat.-Verfammlung: Berathung des Senatzge- 
ſetzes. Pascal Duprat (Linke) beantragt gleich bei 3 1 dag Amen 
dement: Der Senat wird gewählt und zwar durch diefelben Wahl⸗ 
förper, wie die Deputirtenfammer. Zu allgemeiner Ueberrafchung 
wird der Antrag mit 322 gegen 310 Stimmen angenommen. 


Die Annahme ift dadurch ermöglicht worden, daß 24 Bonapartiften 
und 1 oder 2 Mitglieder der Außerfien Rechten mit ber Linken geftimmt, 
nicht weniger aber ala 85 Abgeordnete, darunter 55 Mitglieder ber Außerften 
Rechten und 14 Mitglieder des linken Centrums ſich der Abftimmung ent: 

Iten haben. Gegen den Antrag haben geftimmt: das rechte Gentrum in 
einer großen Mehrheit, die gemäßigte Rechte, einige Legitimiften von ber 
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änßerfien Rechten, bie Gruppe Lavergne-Wallon —— ſelbſt enthielt fich 
jedoch der Abſtimmung), Target, die Gruppe Savary, der Prinz v. Joinpille 
und jämmtlicde Minifter. 

Das Refultat wirft die größte Verwirrung in die Verſamm— 
lung. Die Majorität dafür ift handgreiflich nur eine zufällige, 
feine fichere und gefchloffene. Das linke Centrum jelbft ift Darüber 
betroffen und in fich uneinig, die Gruppe Lavergne verlegt und er: 
ſchrocken. Die Linke Hatte für das Princip der allgemeinen Abjtim- 
mung fiimmen mäüfjen, aber für Viele ſelbſt von der Linken ging 
der Beſchluß weiter, als fie im Grunde gewollt hatten. Batbie, der 
Präfident der 30er-Commiffion, trägt daher auf Vertagung der wei- 
teren Debatte an, um ber Rechten Zeit zu Lafien, die Abgefallenen 
wieder herumzubringen und vielleicht im erften. Schred über ben 
Sieg der Linken wieder die alte Majorität gegen den ganzen repu- 
blitanifchen Andrang zufammen zu fchweißen, welcher Antrag benn 
auch genehmigt wird. Die Linke jelbft erfennt die Gefahr und knüpft 
neuerdings mit der Gruppe Zavergne-Wallon Unterhandlungen über 
eine Berftändigung auf einer mittleren Grundlage an. 


12. Februar. Nat. Berfammlung: Fortfeßung der Berathung 
des Senatögefeßes: zwiſchen der Linken und der Gruppe Lavergne 
bat noch feine Verftändigung ftattgefunden. Die 30er-Commilfion er: 
Härt, fi) an der weiteren Debatte nicht betheiligen zu wollen, das 
Minifterium erflärt Namens des Marfchall-Präfidenten den Beſchluß 
vom 11. d. M. für eine Gefährdung der confervativen Sntereffen. 
Hierauf wird von einem von Bardeaur eingebrachten Amendement der⸗ 
jenige Theil, welcher beftimmt: In jedem Departement werben mittelft 
Liftenferutinium3 unter den bereits gefeßlich feftgeftellten Modalitäten 
drei Senatoren gewählt, mit 342 gegen 322 Stimmen angenommen, 
und Jodann der ganze Artikel 1 (zufammengefeht aus dem Amende- 
ment Duprat’3 und dem vorbenannten Theil des Amendements Bar- 
deaur’) mit 380 gegen 255 Stimmen angenommen, dann auch Art. 
2 und 3 des Amendement? Bardeaur’ und ebenfo Art. 9—14 dei 
Commiffiongenttwurf?. Schließlich jedoch wird das Geſetz ala Ganzes 
mit 365 gegen 345 Stimmen verworfen, indem fich dafür fo ziem- 
lich wieder die ganze alte Majorität, alfo die Parteien der Rechten 
bi3 zu der Nüance Target incl. und die Bonapartiften, zufammen- 
tun. Damit ift Alles wieder in die frühere Ungewißheit zurüd- 
gefunfen. 


Bang ber Debatte: Nachdem ber 30er-Ausfchuß durch feinen Bericht: 
erftatter, Selevre-Bontalis, erflärt bat, daß das am vorhergehenden Tage 
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votirte Amendement Paxal Tuprat allen ach Anſchauungen zumwiberlaufe 
und daß er, fo lange e8 im Princip aufrecht erhalten werde, der Debatte 
fern bleiben zu jollen glaube, ergreift der DVicepräfident des Miniſterraths, 
General v. Eifjey, das Wort: Der Präfident der Republik geftattet uns 
nicht, und ferner an dee Verhandlung zu betheiligen. In der That bünft 
ihm, daß Ahr letztes Votum die Einrichtung, über die Sie Hier einen Bes 
ſchluß faflen follen, entftellt und dem Enjemble der Verfaſſungsgeſetze den 
Charakter benimmt, den fie nicht einbüßen können, ohne daß die conſervativen 
Interefſen dadurch aaa werden. (Sehr gut! 8 unb im rechten Gen» 
trum. Allgemeine Bewegung.) Die Regierung, die ihrer Bertheibigung nicht 
untreu werden darf, kann 2 alfo den in Ihrer lebten Sigung —— 
Entſcheidungen nicht anſchließen. Sie hält es für Ihre Pflicht, Sie davon 
in Kenntniß zu ſetzen, ehe dieſelben beftätigt werden. (Beifall rechts. Auf—⸗ 
regung.) Eharreyron (rechte Centrum) bebauert, daß conjervative Mit 
glieber der Berfammlung eine Bahn betraten, die zum Abgrunde führe. Er 
und andere conftitutionelle Monarchiften könnten unmöglich darein willigen, 
daß ein Senat benfelben Denn habe, wie das Abgeordnetenhaus, und 
[el lich auch von denjelben Leidenfchaften regiert werde. Wenn man auf 
iejem — Wege weiter gebe, jo werde man der „Revandye ber 
Commune“ in die Arne rennen. Sr lin?) Laboulaye (Lintes Een: 
trum): Ich Habe im Gerichtöpalaft flet3 jagen hören, daß man vierund⸗ 
wanzig Stunden hat, um feine Richter zu vertvünichen (Lachen links, Wiber- 
Fbrudh rechts), aber nie gelehen, das eine Verfammlung gegen ein Botum bes 
vorigen Tages Einſprache erhebt. Man Tann ein Amendement einbringen, 
e3 vertheidigen, aber man ehrt, wenn man bem parlamentariichen Syſtem 
hurbigt, bie Beichlüffe der Mehrheit. Redner befürwortet die Wahl des Se: 
nat? Durch das allgemeine Stimmrecht, Hebt die Unterjchiede hervor, die troß 
biefeg Urſprungs des Oberhaufes zwijchen den beiben Kammern beftehen 
würden, und f ließt: Herr Charzeyron und feine Freunde wollen, da ihre 
Bemühungen fehlgeichlagen find, jegt gar nichts mehr aufbauen. Wir hin⸗ 
en haben immer gelagt: Gebt und die Republik und richtet fie nad) Be⸗ 
bi n ein. Das Land ift des Proviſoriums fatt und für die republikaniſche 
Regierungsreform gewonnen. Indem wir feine Wünſche berüdfichtigen, glauben 
wir conferbativer zu fein, als Die, welche jagen: Entweder geht Ihr unter 
unferem Joche hindurch, oder wir verhindern — eine Regierung einzu: 
ſetzen. (Zuflimmung links.) Berenger (Linkes Centrum) erllärt, er habe 
gegen das Amenbement Duprat’3 geftimmt, weil er dem allgemeinen Stimm: 
ut bei ber u der Senatoren eine übertwiegende, nicht aber eine alle 
anderen Rechte abjorbirende Rolle zugetehe Er entwidelt ein Amendbement, 
des Inhalts, dad ausnahmsweiſe die Nationalverfammlung ein Drittel der 
Mitglieder des nächlten Senat? zu ernennen baben wird. Dad Amen: 
bement wird verworfen. Bardour (Linfes Centrum) vertritt nunmehr ein 
dem alten Dufaure’ichen Entwurfe entlehntes Amendement, demzufolge jedes 
Departement drei Senatoren du ren nun wählen ſoll, vorbehalt⸗ 
lich ſpaͤter feſtzuſtellender Wählbarkeitsbedingungen. Dieſes Amendement wird 
nach kurzer Debatte mit 342 gegen 322 Stimmen angenommen und dem 
neuen Art. 1 einverleibt, welcher alſo vollftändig, nämlich in Verſchmelzung 
der Amendement? Pascal Duprat’3 und ge folgendermaßen lautet: 
„Der Senat geht aus Wahlen hervor. Er wird von denſelben Wählern 
ernannt, wie die Deputirtenlammer. Jedes Departement wählt drei Mit- 
ieder des Senat? durch Liftenferutinium und nah Maßgabe ber unten 
olgenden Wählbarkeitsbedingungen.“ Dieſer Art. 1 wird ala Ganzes mit 
66 gegen 235 Stimmen angenommen. Bon nun an verhalten fi) bie 
Parteien der Rechten volllommen paifiv und die übrigen Artikel des Aus: 
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ſchußentwurfs, foweit fie mit dem neuen Art. 1 noch vereinbar find, tuerben 
im Geſchwindſchritt von den Parteien der Einten allein votirt. Wie es dann 
aber zur Abftimmung über die Vorlage ala Ganzes kommt, xaffen fich die 
conferbativen Elemente noch einmal auf und die Rativnalverfammlug be- 
ſchließt mit 368 gegen 345 Stimmen, Kir feiner dritten Zefung zu ſchreiten. 
n bie dritte ng die alte Majorität vom 24. Mai, aljo die Parteien 
der Rechten bis zu ber Nuance Target inclufive und die Bonapartiften.) 
Henri Briffon (Linke): Diefer Miberfolg, welcher nach ben feit acht Fa 
im Lande xege gewordenen Hoffnungen eine doppelte Enttäufchung ——— 
wird, legt Rationalverfammlung bie Nothwendigkeit auf, alle weiteren 
Verſuche der nämlichen Art fallen zu laffen und idre ausfichtsloſe Arbeit 
aufzugeben. bringe daher ala dringlich ben Antrag ein, dab die Wahlen 
für eine neue —— erſten a April aus 
efchrieben werden. (Beifall links. Lärm.) Waddington (Linke Centrum): 
die bißherigen Erfahrungen mögen unerfrenlich genug fein, aber fie beweifen 
noch lange nicht die Unmöglichkeit, mit dieſem Kaufe eine Berfaffung zu 
Stande zu bringen. Schon ift ein Geſetzentwurf, betreffend den Uebergang 
ber Gewalten, bis zur britien Leſung rn. Derjelbe erkennt das repu: 
blikaniſche Princip an und fegt einen at voraus, für welchen wir num 
neue Grundlagen ermitteln müflen, da ein erſter Verſuch, ihn zu conftituiren, 
mißlungen iſt. Ich beantrage, daß der Senat zum größern Theil von ben 
Generale und Arrondiffements:Räthen gewählt werde, zum geringeen aus 
von dem Präfidenten der Republik, von den Golonien, ber NRationalverfamm: 
Inng und dem Inftitut ernannten Mitgliedern beſtehe. Bautrain (Linkes 
Eentrum) bringt feinerfeits den Antrag ein, daß der Senat aus indirekten 
Wahlen bervorgebe, jo zwar, daß burchichnittlich Hundert Wähler von jeder 
Gemeinde ernannt würden, die dann je drei Senatoren für ein Departement 
zu nn Ben Raoul Duval (Bonapartift) und ber Marquis dv. Gaftel: 
ane (Legitinift) dringen dagegen auf äußerfte Entichlüffe. Der Erſtere äußert 
rd im Sinne des Appell® an dad Bolt, vd. Gaftellane Hält es für dringend 
geboten, ben Marichall mit den nöthigen Gewalten außzuftatten, daß er ber 
nächften Nationalverfammlung nicht mit der Alternative gegenüberftünbe, fie 
entweder auflöfen ober 19 jelbft zurüdziehen zu müflen. (Lärm! Zur Ord⸗ 
nung!) Dazu bebürfe der Marjchall bes Vetos und des Aufldſungsrechts; 
überdies müßte die Kammer bis zum Ablauf be3 Septennat® immer nur 
partiell erneuert werden. Bethmont (Lintes Centrum) meint, es bleibe 
nicht? Andere übrig, als bie Aufldfung, da die Kammer ja nicht einmal 
mehr ein verantwortliches Minifterium vor ſich babe. 7309 Decazes, 
Minifter bes Aeußern: Das ift ein Irrthum. Das ganze Minifterum erklärt 
ch für die Heute überbrachte Mittheilung —S und ſolidariſch verant⸗ 
wortlich. Geſtatten Sie mir auch, Sie daran zu erinnern, daß Sie dem 
Lande verſprochen haben, nicht eher auseinanderzugehen, als bis Sie eine 
Verfaffung und ein Wahlgeſeß zu Stande gebracht n. Was das Mini: 
rium betrifft, fo bleibt e8 eben nur fo lange auf feinem Plabe, bis dem 
äfidenten der Republif eine neue Majorität in diefem Haufe erkennbar 
wird. Diefe Majorität Hat fich heute gebilbet; indem fie ein Senatzgeiek, 
welches mit ben confervativen Grundfäßen unvereinbar war, verwarf; in der 
Abftimmung vom 6. Januar konnte eine ſolche Majorität nn nicht erfannt 
werben. (Hohngelächter links, Gambetta (Linke): Die Nationalverfamms 
Iung Hat joeben endlich eine Aufklärung über ihre Lage erhalten, man bat 
ihr gezeigt, daß die Ben in ihrem Schooße daB eine Mal eine guna 
wertblofe, daß anbere Mal wieber eine echte, bie einig maßgebenbe, iſt. Dan 
hat Sie ferner an Ihr Verſprechen vom 13. März 1873 erinnert; aber wer 
ift es, der Sie verhindert, dieſes Verſprechen einzuldfen? Wer ſchiebt feit 
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zwei Jahren bei jeder Gelegenheit das Staatsoberhaupt vor? (Zu den Mi: 
riftern gewendet.) Sie! Jeder wahre Sonfervative müßte diejes jechamal ge: 
ſchlagene und fi noch immer an die Macht anklammernde Cabinet dafür 
zur Rechenichaft ziehen, daß es fich beftändig Hinter dem Marſchall verkriecht, 
ja, ſich micht fcheut, ihn zu compromittiren, um Ihnen nur ein günftiges 
Votum abzuzwingen. (Sehr gut! links.) Wir haben Die Neberzeugungen 
unfered ganzen Lebens geopfert, um für eklig eine nur An taemaben 
liberale Regierung zu erwirken. Wir haben in das Zweikammerſyſtem, in 
das Aufloſungs⸗, in das Revifionzrecht gewilligt, weil wir von Ihnen zu 
gut dachten, ala daß wir Sie eined Hinterhalt3 für fähig geglaubt Hätten. 
Und heute lafien Sie nun wieder den Marfchall dazwiſchen treten und vers 
bergen fich Hinter feinen Degen; Niemand anders als Sie hat alſo ben Pakt 
gebrochen. (Beifall links.) Ta ift es denn Zeit, ein Enbe zu machen und 
einzugeftehen, dab unſer Mandat erichöpft ift. Bisher glaubte ich, daß die 
Männer, welche an die Spike Frankreichs geftellt find, die a hätten, 
Frankreich zu beruhigen, und nicht es zu erfchreden. Seht ver Pa fie 
das allgemeine Stimmrecht und verleumden das Land, welches ſich an bie 
Gejeplichteit, wie an jeinen legten Rettungsanter, klammert. Mit Ihrem 
heutigen Beichluffe haben Sie Die sertolungSgeieße von Ihrem Programm 
geftrichen. Machen Sie noch weiter Erperimente mit Ihren Selbfttäufchungen, 
wenn Ihnen das möglich ift; aber fpäter wird man fagen, daß Sie bie 
einzige Gelegenheit verfäumt haben, eine ehrliche und maßvolle Republik zu 
ründen. (Lauter Beifall links.) General v. ChabaudsLatour, Minifter 
e3 Innern: Wir haben nie geleugnet, daß wir am 6. Januar unterlegen 
find und feitdem nur proviſoriſch unferes Amtes walten; es ift alſo nicht 
ſehr ritterlich, gegen einen zu Boden liegenden Feind einzuftürmen. — 
wir haben Opfer gebracht, ala wir die dritte Leſung ber Vorlagen, betreffen 
den Mebergang der Gewalten, votirten, ala wir ung mit dem Amendement 
Wallon's befreundeten. Run jehen wir aber da3 allgemeine Stimmrecht fi 
vor una aufrichten (dauernder, höhniſcher Beifall Links), ich meine für bie 
Ernennung des Senat?. Es gibt fein Beispiel für ein Oberhaus, welches 
aus benfelben Wahlen, wie die Abgeorbnetentammer, bervorginge. Ich freue 
mich, von biejer Seite des Haufes (auf das Linke Gentrum weijenb) neue 
Vorſchlaͤge bervortreten zu jehen, welche einen Ausgleich ermöglichen Lönnten 
(Lärm links); aber (zur Auberften Linken gewendet) auf or Phantafien 
werden wir nimmermehr eingehen. (Sehr gut! rechts.) Die Dringlichkeit 
für den Briffon’fchen Antrag wird mit 390 gegen 257 Stimmen verivorfen. 
Dafür die gemäßigte und Außerfte Linke und einige Bonapartiften, worunter 

ouher) Die Anträge Waddington's und Vautrain's werden an ben Ber: 
fafſungsausſchuß vertiefen. 

Das Minifterium Eiffey-Chabaud-Latour erneuert fein Ent- 
lafjungsgefudd. Mac Mahon beruft Broglie und Buffet und unter: 
handelt mit ihnen. 

13.—21. Februar. Unterhandlungen zwiſchen dem linken und 
dem rechten Gentrum. Beide verftändigen ſich fchließlich über eine 
neue Grundlage für das Senatägefeß: der Senat foll aus 300 Mit- 
gliedern beftehen, von denen 225 durch die Generalräthe unter Zu⸗ 
jiehung von Delegirten der Gemeinderäthe des Departements, 75 
aber von der Nationalverfjammlung und zwar auf Lebenszeit ge- 


wählt werden follen, dem Marfchall-Präfidenten dagegen die Er- 
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nennung der biöher von der Nationalverfammlung gewählten Staats- 
räthe gewiflermaßen ala Entjchädigung dafür, daß die Wahl der % 
Senatoren nicht ihm, fondern der Nationalverfammlung übertragen 
würbe, zurücdgegeben werde. Der Marſchall erflärt fich ausdrikflich 
mit dem Antrag einverftanden. Auch die Linke und jogar die äußerfte 
Linke (auf den dringenden Antrag Gambetta's) befchließen, für den 
Antrag zu flimmen. Dagegen verwerfen ihn die Legitiniflen und 
die Bonapartiften und find find beide über das neue Zufommengeben 
ber beiden Gentren ſehr erxbittert. 

Der Gang der Unterhandlungen ift folgender. Bis zum 18. 
— hatten fich vorerſt die beiden Centren unter ſich über die allgemeinen 


runblagen des Gompromiffes verfländigt. Am 15. Februar fand dann beim 
j —— ſtatt, an der Seitens des linken 


langem ae re ein und nur unter der Bedingung, dad nicht alle De: 
partements auf die gleiche Zahl Senatoren ein Anrecht haben follten. Das 
wurde von ber andern Seite zugeftanden, und man lam überein, die 


dad man von dem Marſchall fordern müſſe, aber fie hofften, e® von ihm zu 
erhalten. Sie begaben ſich fefort zu den Miniftern Decazes und Chabaud⸗ 
Latour und erfuchten fie, mit dem Marſchall Rüdipradhe zu nehmen. Es 
wurde fchnell ein Minifterrat5 abgehalten und Mac Mahon erklärte, daß er 
der Berftändigung der beiden Gentren ſich nicht widerſetzen, jonbern auf fein 
Ernennungsrecht verzichten wolle. Der Herzog d'Audriffet⸗Pasquier ſchickte nun 
diefe Antwort an Gafimir Perier, cher fie zur Kenntniß des Linken Gen: 
trums brachte, und dieſes beichloß nunmehr einjtimmig bie Annahme bes Pros 
ektsz, wie e8 von ben Vertretern der beiben Centren vereinbart tvorden. Der 

inifter Chabaud⸗Latour feinerjeit3 begab In in die ZOer⸗Commiffion und 
benachrichtigte dieſelbe officiel von dem Beichluffe der Regierung, auf das 
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re zu verzichten und fich dem Geſetzentwurfe der Gentren ans 
zuſchließen. 
Die Vereinbarung hat nunmehr folgenden Wortlaut: „Art. 2 ents 
Hält die Vertheilung der Senatoren auf die Tepartementd. 2 Departements, 
nämlich Seine und Nord, wählen je 5, 6 Departements je 4, 27 Departe: 
ments je 3, alle übrigen Departement? je 2 Senatoren. Zer Bezirk Belfort, 
die 3 Deparlements Algerien®, bie 4 Eolonien Martinique, Guadeloupe, 
Geſellſchaftsinſeln und Franzöſiſch-Indien wählen je einen Senator. Art. 8. 
Niemand kann Senator fein, der nicht Franzoſe, minbdeftend 40 Jahre alt 
und im Vollbeſitze der bürgerlichen und ftaat3bürgerlichen Rechte ifl. Art. 4. 
Die Senatoren der Tepartement3 und Kolonien werben mit abfoluter Mehr: 
heit und, wenn es nöthig ift, nach dem Liftenferutinium von einem im Haupts 
ort des Departement3 oder der Colonie verfammelten Wahlcollegium gewählt, 
beftehend aus 1) den Deputirten, 2) den Generalräthen, 3) den Arondiffe: 
mentäräthen, 4) Delegirten, von denen je einer von jedem Gemeinderath unter 
den Wählern der Gemeinde gewählt wird. Art. 5. Die von der National: 
verfammlung gewählten Senatoren follen nach dem Liftenferutinium mit all: 
gemeiner Stimmenmehrheit gewählt werden. Art. 6. Die Senatoren ber De: 
partement3 und der Golonien werden auf 9 Jahre gewählt und alle 3 Jahre 
zu einem BDrittheil neu gewählt. Bei Beginn ber erften Seffion werden bie 
Zepartements in 3 an Senatorenzahl gleich ftarle Serien getheilt; Hierauf 
follen durch das 2008 die Serien bezeichnet werden, bie nach Ablauf des 
erften und des zweiten Trienniums erneuert werben müflen. Art. 7. Die 
von der Nationalverfammlung gewählten Senatoren find unabießbar. Bei 
einem Zobesfall, einer Demiffion oder fonftigen Erledigung foll binnen zwei 
Monaten im Schoße des Senats felbft zu einer Neuwahl geſchritten werden. 
Art. 8. Der Senat theilt mit der Deputirtenkammer die Initiative und bie 
tigung der Gefehe. Jedoch müffen die Finanzgefehe zuerft der Deputirien⸗ 
ammer vorgelegt und von ihre genehmigt werden. Art. 9. Der Senat kann 
als Staatsgerichtshof zufammentreten, um über den Präfidenten der Republik 
ober über die Minifter zu Gericht zu fiben und über Attentate gegen bie 
Öffentliche Sicherheit zu erfennen. Art. 10. Zur Wahl des Senat3 foll einen 
Monat vor dem von ber Nationalverfammlung für ihre Auflöfung feitges 
feßten Zeitpuntt gefchritten werden. Der Senat wird zufammentreten und 
fih conftituiren an dem Tage, da die Nationalverfammlung auseinandergeht.” 
Daneben beharren immerhin einzelne Mitglieder der Rechten und ber 
Linken auf ihren abweichenden Anfichten und ftellen demgemäß förmliche Gegen: 
anträge. &o will ein Antrag Waddington die 225 Senatoren. bloß durch 
die General» und Arrondifiementsräthe wählen Laflen ohne Zuzug von De: 
legirten ber Gemeinderäthe, während ein Antrag Boutrains umgekehrt 
nicht? von den General: und Arcondiffementsräthen wiflen und die Senatoren 
ausſchließlich durch Delegirte ber Gemeinderäte in indirefter Wahl gewählt 
wiſſen, endlich ein Antrag Cézanne die 75 oder auch 80 Senatoren noch 
immer dem fidenten der Republik übertragen will. Die Annahme des 
Gompromißantrags ber beiden Gentren wird aber don vornherein für ges 
fichert gehalten. 
22. - 24. Februar. Nat.:Berfammlung: Debatte über das Se- 


nat3gejeß und das Gompromiß ber beiden @entren: dasſelbe wird, 
ohne daß die Debatte befonderd bemerfenswerthe Ericheinungen zu 
Tage fördert, erſt artifelmeife und dann ala Ganzes mit 448 gegen 
241 Stimmen (der äußerften Rechten, der fog. gemäßigten, aber ent- 
ſchieden monarchiſchen Rechten und der Bonapartiften) angenommen, 
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24.25. Februar. Nat. VBerfammlung: Dritte Lefung des 
Gefehes betr. die Crganifation ber öffentlichen Gewalten. Dasſelbe 
wird fchließlich mit einem Zuſatze Wallons, der die Befugnifje des 
Präfidenten der Republif genauer regelt, mit 425 gegen 252 Stim- 
men angenommen. Bor der entfcheidenden Abſtimmung proteftirt der 
Legitimift de Ta Rochette noch einmal Namens der Rechten feierlich 
gegen die Wiederaufrichtung der Republik. 


Aus der Tebatte: Raoul Duval (Bonapartiftl) beantragt, an 
die Epihe des Geſetzes den Grundjaß zu flellen: „Zie Souveränetät ruht in 
der Gelammtheit der franzöfiichen Bürger.“ Ihm antworte Lepére (linkes 
Gentrum): „Ich möchte die Gruppe bed Appell3 an das Bolt (die Bonapar: 
titten) nimmermehr die Gruppe der freunde des: allgemeinen Stimmredht3, 
fondern eher dic Sruppe des Selbfimords des franzöfiichen Volkes nennen. 
Man kennt Ihre Principien (zu den Bonapartiften — haben Sie 
nicht in 20 Minuten vier widerſprechende Vota abgegeben? Haben Sie nicht 
af für die Ernennung des Senats durch dad allgemeine Stimmrecht und 
5 Minuten darauf für feine Ernennung durch den Präfidenten dev Republit 
geitimmt? (Rufe: Und Sie?) Sie gehen nur darauf aus, die einfältigen 
Leute zu täufchen, denen es an Bildung fehlt, um felbft ein Urtheil zu haben. 
Gerade aus Achtung dor der Volksſouveränetät werde ich gegen ben Antrag 
des Hrn. Raoul Duval ftimmen. (Lebhafter Beifall Links.) Der Antrag wird 
mit 474 gegen 31 (bonapartiftifche) Stimmen verworfen. — Der Marquis 
v. Larochejaquelein ruft der neuen Mehrheit zu: „Aus Haß gegen Das 
Kaiferrei ben Sie die Republit gemacht, aber aus Furcht vor der Re 
publit wirb fi das Land dem Kailerreih in bie Arne werfen!” — Bei 
Art. 2 wird ein von Hrn. de Eolombet vorgejchlagener Zulop, welcher die 
Mitglieder ber mu bie über frankreich geherricht Haben, von der Prä- 
fidentichaft ber Republik ausſchließen joll, mit 543 gegen 42 Stimmen ab» 

elehnt. — Der neue Zufagantrag Wallons betr. die Befugnifle des Prä⸗ 
Äbenten der Republit wird in der Faſſung der Commilfion mit 467 gegen 
46 Stimmen angenommen. 


Proteft der Rechten: Meine Herren! In dem Yugenblide, wo Sie 
durch ein jeltiames Zufammentreifen die Republit vom 24. Yebruar wieder: 
Herftellen werden, ift e8 meine Pflicht, auf diefe Tribüne zu fommen, um in 
dem Namen meiner Freunde und dem meinigen vor Ihnen folgende Erklä- 
rung abzugeben. Wir find tief überzeugt, daß Sie unfer Land verderben, 
indem Sie nicht den König an die Spike Ihrer politifchen Juftitutionen 

ellen und daß Sie ohne den König nur ebliche und gefährliche Werke 
haften werden. Wenn Sie der Republik die Organe gegeben haben werden, 
die Sie ala weſentlich betrachten, fo find wir gleichfalls überzeugt, daß wir 
einem jchredlichen Kampfe anwohnen werden zwiſchen der radilalen Republik 
und der Republit, welche fich für conſervativ Hält. Da wir Monarchiften 
geliehen haben, welche den Meberzeugungen ihres ganzen Leben? entiagten, 
um zur Republik überzugeben; da wir Die u e gefehen Haben, die fidh 
in noch höheren Regionen (Anfpielung auf Mac Baden zeigte, fo 

wir ficherlich weniger erftaunt fein, wenn wir die Republikaner, die fich heute 
conjervativ nennen, zur radikalen Republit übergehen ſehen werben. iſſen 
Sie übrigens nicht, daß in den Revolutionen der Sieg immer den Gewalt⸗ 
thätigften angehört? Die Radilalen haben für fich die Gewaltthat, und fie 
aha auch die Logik. Sie find die großen Logiker der franzöfichen Revo⸗ 
ution; alle übrigen find nur unconjequente Revolutionäre. ine Herren! 
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Wenn wir heute nicht Ihr Votum über die Monarchie anrufen, fo geichieht 
es, weil wir nicht die Unterſtützung Ihres Willens haben würden, denn Sie 
ſcheinen entichloffen zu fein, twiederum neue Heimfuchungen und neue Schmer- 
zen herauazufordern. Seien Sie nicht erftaunt, wenn wir die Gegner Ihrer 
republifaniichen Organifation bleiben; wenn Sie triumphiren, fo überlaffen 
wir Ahnen die furchtbare Verantwortlichkeit. Unfere Pflicht ijt, und Allem 
anzuschließen, wa® für unfer Land gut ft, aber wir können uns Inſtitu⸗ 
tionen nicht anfchließen, welche zum Ruin führen. Unfer Land ift jr un: 
glücklich; es Hat Unglüdsfälle erduldet, und es wird nicht die Republik fein, 
welche es erhebt; verlieren Sie zum wenigften nicht die Erinnerung an unſere 
alte Monarchie. Heute ift fie allein unfer geil; päter, glauben Sie eg mir, 
wird fie unjere Befreiung fein. Sie, jene Monarchie, ift e8, welche Frank⸗ 
reich gefchaffen und die es acht Jahrhunderte ruhm⸗ und ehrenvoll regiert 
hat. ©ie ift es, die 1814 und 1815 die Ruinen erhob, welche zwei feinb- 
liche Einmärſche ung lol Hatten, und was fie in der Vergangenheit 
Ihat, ift und Bürgfchaft für Das, was fie in der Zukunft thun wird. Sie 
t noch mehr gethan. Sie ift es, welche uns biefe Tribüne gab, von welcher 
exab wir die Ehre haben, zu Ihnen zu ſprechen und wo fo viele große 
Redner fich berühmt gemacht haben. Sie ift e8, welche und die NRepräfen: 
tativ-Regierung und die Freiheit gab. Und wenn ein einziger unter Ihnen 
wagen follte, Dieher zu fommen, um fie zu verdammen und in die Acht zu 
erflären, fo hätten mir das Recht, zu fagen, daß er ein Undankbarer ift, 
denn er würde fich einer Wohlthat bedienen, um fie gegen feinen Wohlthäter 
zu richten. Deßhalb werden wir nicht aufhören, fie zu bitten, bie Monarchie 
zurückzurufen. Wir werden nicht aufhören, Ihnen zu jagen, daß fie das 
Leben, die Ehre und das Glück Frankreichs ift! (Furchtbarer Lärm lint3.) 


Durch die beiden Geſetze über die Organijation der öffentlichen 
Gewalten und über die Errichtung eines Senats ift die Republif 
zwar nicht förmlich ala die künftige Verfaſſung Frankreichs procla= 
mirt, aber doch principiell und thatfächlich zu derjelben gemacht. 
Die beiden Gefebe bilden fortan die Grundlage ber Berfaflung Frank⸗ 
reiche und lauten wörtlich: 


1. Geſetz betreffend die Organifirung der engen Ge- 
walten. Art. 1. Die gejeßgebende Gewalt wirb von zwei Berfammlungen 
geübt: der Abgeordnietenlammer und dem Senat. Die Abgeordnnetenlammer 
wird nad Mabgabe des ange es durch das allgemeine Stimmrecht ge: 
wählt, die Zufammenjehung, die ennungsart und die Befugnife des Se: 
nats werden durch ein beſonderes Geſetz geregelt. Art. 2. Der Präfident der 
Republit wird mit abfoluter Stimmenmehrheit von dem Senat und ber Ab- 
georbnetenfammer, die zu einer Nationalverfammlung zufammentreten, ge: 
wählt. Ex wird auf fieben Jahre ernannt. Er kann wiedergewählt werden. 
Art. 3. Der Präfident der Republik Hat die Smitiative der Geſetze gleich den 
Mitgliedeen ber Kammern; er verfündigt die Geſetze, ſobald fie von den beiden 
Kammern votirt find, ex überwacht und fichert ihre Ausführung. Er hat 
das Recht der Begnabigung; Amneftien Törnen aber nur durch ein Geſetz 
verfügt werden. Er verfügt über die bewaffnete Gewalt. Ex bejeßt alle 
—— und militäriſchen Aemter. Ex führt bei den nationalen Feier⸗ 
lichkeiten den Du; die Botfchafter und Gejandten der fremden Mächte 
find bei ihm beglaubigt. Jeder Alt des Präfidenten der Republit muß von 
einem Miniſter geaengegeichnet werben. Art. 4 Bacante Staatsrathäftellen 
beſetzt der Präfident der Republit nach Anhörung des Miniſterraths. Die 
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alfo ernannten Staatsräthe können nur wieder durch ein im Minifterrath 
beichlofienes Decret abgeleht werden. Die nach dem Gefe vom 24. Mar 
1372 ernannten Staatsräthe können bis zum Ablauf ihrer Vollmacht nur 
nach den im Geſetze borgeichriebenen Formen abgejekt werden. Wenn Die 
Rationalderfammlung auseinander gegangen ift, kann ihre Abfegung nur 
buch einen Beichlub bes Senats erfolgen. Art. 5. Der Präfident der Ne: 
pen! kann im Einverftändnißg mit dem Senat die Abgeordnetenlammer vor 
m gefehlichen Ablauf ihrer Gewalten auflöjen. In diefem Fall jollen die 
Wahlcollegien binnen drei Monaten zu neuen Wahlen zujammentreten. Mr: 
titel 6. Die Minifter find folibariic dor ben Kammern für die allgemeine 
Bolitit der Regierung und individuell für ihre perjönlicden Alte verantiwort: 
lich. Der Präfident der Republik ift nur im Fall des Hochverraths verant⸗ 
wortlih. Art. 7. Im Fall einer Dacanz wegen Hintritt? oder aus irgend 
welchen andern Gründen follen die zivei vereinigten Kammern unverzüglich 
zu dee Ernennung des Präfidenten ber eg fchreiten. In der Ziwifchen: 
zeit ift der Minifierrath mit der außübenden Gewalt betraut. Art. 8. 
Kammern foll das Recht zuftehen, vermöge getrennter Beichlüffe, bie im Schooß 
einer jeden von ihnen, fei e8 aus eigenem Antrieb, fei e& auf Verlangen bes 
Präfidenten ber Republik, gefaßt worden find, zu erklären, daß fie eine Re 
vifion ber Verfaffungsgeſetze für ftatthaft Halten. Nachdem bie beiden Kam: 
mern einzeln dieſen Beichluß gefaßt Haben werden, follen fie zu einer Natio 
nalverfammlung zulammentreten, um zu der Revifion zu fchreiten. Die Ent: 
Iöliebungen betr. die gänzlicde oder die partielle Revifion der ee 
geſetze jollen mit ber ablofuten Mehrheit dev Mitglieder, aus denen Die Ras 
tionalverfammlung zuſammengeſetzt ift, gefaßt werden. Jedoch kann während 
der Dauer der dem Marichall Mac Mahon durch da Gele vom 20. Nov. 
1873 verliehenen Gewalten dieſe NRevifion nur sul ben Antrag bes Präfi: 
benten der Republik ftattfinden. Art. 9. Der Sit der vollſtreckenden Gewalt 
unb der beiden Kammern ift Berfailles. 
OD. Gejeß betreffend den Senat: Art. 1. Der Senat -. and 
300 Mitgliebern, von denen 225 von ben Departement? und ben iem, 
75 von Rationalverfammlung gewählt werden. Art. 2. Die Departe: 
ments Seine und Norb wählen je 5, Seine:nferieure, Pas⸗de⸗Calais, Gi: 
zonde, Rhöne, Finisterre, Cotes⸗du⸗Nord je 4, Loire-Inférieure, Seine⸗et⸗Loire, 
Alleset:Bilaine, Seineset:Oife, Iſere, Buyde-Döme, Somme, Bouchesdu: 
Rhone, Aisne, Loire, Manche, Maine⸗et⸗Loire, Morbihan, Dordogne, Hantes 
Garonne, Sharente-Inferieure, Calvados, Sarthe, Herault, Baſſes⸗Pyrénées, 
Gard, Aveyron, Vendée, Orne, Dife, Vogeſen, Allier je 3, alle anderen De: 
partement3 je 2 Senatoren. Der Bezirk Belforl, die drei Departements Al: 
eriens, die vier Golonien Martinique, Guadeloupe, Gejellichaftsinjeln und 
—— wählen je einen Senator. Art. 3. Niemand kann Senator 
ein, der nicht Franzoſe, mindeitend 40 Jahre alt und im Vollbefik feiner 
bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte if. Art. 4. Die Senatoren ber 
Departement? werden mit abjoluter Stimmenmehrheit und, wenn es nöthig 
it, im Liftenferutinium von einem im Hauptorte des Departement? oder Der 
lonie verfammelten a ernannt, beitehend aus 1) ben Abge: 
ordneten, 2) ben Generalräthen, 3) den Arrondifſementsräthen und 4) je einem 
unter ben Wählern der Gemeinde genommenen Delegirten jedes Gemeinde: 
raths. Art. 5. Die von der Nat.:Verfammlung zu ernennenden Senatoren 
follen im Liftenferutinium, mit abfoluter Stimmenmehrheit gewählt werden. 
Art. 6. Die Senatoren der Departements und der Colonien follen für 9 Jahre 
ernannt und alle 3 Jahre pi einem Drittheil neu gewählt werben. Bei Beginn 
ber erſten Seifion ſollen die Departements in drei an Zahl gleich ſtarke Serien 
bon Senatoren getheilt und Hierauf durch das 2008 die Serien beftimmt 
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werden, die nad) Ablauf des erften und des zweiten Trienniums zu erneuern 
find. Art. 7. Die von der Nationalverfammlung zu ernennenden Senatoren 
find unabfeßbar. Im all eine? Hintritts, einer Zemiffion oder fonftigen 
Vacanz fol binnen zwei Monaten im Schoße bed Senat? jelbft zu einer 
Neuwahl geichritten werben. Art. 8. Der Senat theilt mit der Abgeordneten: 
lammer die Initiative und die fyertigung der Geſetze. Jedoch müfjen bie 
Tinanzgejeße zuerft der Zeputirtenfammer vorgelegt und von ihr genehmigt 
werden. Art. 9. Der Senat kann ala Staatögerichtshof zufammentreten, um, 
fei es über den Präfidenten dev Republik, fei es über die Minifter, Ei Ge: 
richt zu fiten und über Attentate gegen die Öffentliche Sicherheit zu erkennen. 
Art. 10. Zu der Wahl des Senats Sort einen Monat vor dem von der Na⸗ 
timmalverfammlung für ihre Auflöfung beftimmten Zeitpunkte gejchritten wer⸗ 
den. Der Senat joll zufammentreten und fich conftituiren an dem Tage, 
da bie Nationalverfammlung augeinandergeft. 

Eine Stunde nach dem entfcheidenden Votum von diefem Tage 
(25. Febr.) wird von der Regierung eine auch im „Sournal officiel“ 
abgedrudte Note an alle Präfekten und Generalprofuratoren ıc. ab» 
gefandt, daß fich, abgejehen von der Erijtenz einer neuen Gonftitu= 
tion, in Frankreich nichts geändert habe und in Bezug auf die in- 
nere Politit der Regierung Alles beim Alten bleibe. Diefe Note 
hatte urfprünglich fogar mit den Worten begonnen: „Trotz des Vo— 
tums der Aflemblee u. |. w.”, war aber dann auf den Rath eines 
Greundes des Marfchalle abgeſchwächt worben. 

Der Marfhall-Präfident nimmt nunmehr die Demiffton des 
Minifteriums Eiffey-Chabaud-Latour an und beauftragt Buffet, den 
Präfidenten der National» DBerfammlung, mit der Neubildung de 
Cabinets. 

25. Februar. Nat.Verſammlung: Savary verliest den Com⸗ 
miffionsbericht betr. die Abgeordnetenwahl im Nièvre und die dabei 
zu Tage getretene Urganifation der bonapartiftiichen Partei: 

Terfelbe conftatirt, daß ein Comité exiftixt, deſſen Thätigkeit fih auf 
alle Tepartements ausdehnt. Dieſes Comité befteht aus ehemaligen Miniftern 
und bildet einen Regierungsrath, an deſſen Spibe eine ——— 
Perſonlichkeit (Rouher) ſteht, die in ihren Händen die politiſche Leitung der 
bonapartiftifchen Partei centralifirt. Neben diefem dirigixenden Comité fungirt 
eine Art von Etaatsrath, der mit den zarten oder Streitfragen betraut 
iſt. Ein Syndifus für die Preſſe, welcher zu gleicher Zeit ber Sekretär 
des Comité's ift, bewahrt die Archive, vermittelt zwiſchen dem Oberhaupte 
der Partei und den untergeordneten Agenten, hilft bei der Gründung von 
Zeitungen, beren Redakteure mit der Einjendung von Nachrichten und ber 
Be n Propaganda betraut werden, richtet Zufchriften an diefe, jo daß 

3 dirigirende Comité fein Loſungswort zu gleicher Zeit in 80 Blättern, 
die wöchentlich 500,000 Exemplare abfeßen, verbreiten fann. Eine ganz 
Iyftematifch eingerichtete Polizei macht Berichte, überwacht und bes 
Bindert die officielle Polizei und treibt Propaganda unter allen Formen. 
Das dirigirende Comité bejigt ein Budget, über welches man aber nur uns 
genügende Auskunft bot, da die Höhe, zu welcher dasſelbe angegeben wird, 
in feinem Berbältniffe auch nur zu den Ausgaben fteht, die allein für bie 
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Bertheilung von Photographien gemacht werden. In dem Tepartement ver: 
fieht ein Beamter, twelcher meift ber ehemalige Präfelt ift, die Etelle des Gor- 
teipondenten des Comités. Gr ermuntert zur Gründung von Localcomite’* 
auf und Er fozufagen neben dem Repräjentanten der Regierung, den er 
übertwacht, jeine früheren Functionen fort. Um bie Einheit in der Action 
zu unterhalten, bat dag Comite Inſpektoren, weldye beauftragt find, don 
Zeit zu Zeit die Tepartements zu beluchen, die vor dem 4. September 1870 
unter ihnen ftanden, um die Nachläffigen anzulpornen, die Reſchwerden ent: 
gegenzunehmen und den Zuftand des öffentlichen Geiſtes zu fiudiren. Täglich 
werben Verſuche gemacht, das Netz dieler Verwaltung zu vervollfiändigen. 
und man wollte jeht unter dem VBorwande, eine Verſicherungs-Geſell— 
Ichaft au bilden, dahin gelangen, in jedem Arondillement und in 
jedem Canton einen Unter: Agenten zu haben. @ies ift die Orga— 
nifation.” Der Bericht ſchließt mit dem Antrag: „Tie Nationalverſamm⸗ 
lung fordert den Eiegelbewahrer (Zuftigminifter) auf, dem Enquöte-Auäfchuf 
die von ihm verlangten (und bisher verweigerten) Attenftüce über die Niepre 
Wahl mitzutheilen.“ 

26. Februar. Die Regierung verbietet den bisher ſchwunghaft 
betriebenen Verlauf von Photographien des faiferl. Prinzen. 

27. Februar. Der Marfchall empfängt den Botichafter des 
neuen Könige von Spanien. Ber Gejandte feiert in feiner Aurede 
die VBerbrüderung zwilchen Spanien und Frankreich in geradezu über- 
ſchwänglicher Weife. 

1. März. Nat.Verſammlung: erneuert ihr Bureau. Buffet 
wird (mit 479 gegen 63 Stimmen) wieder zum Präfidenten, Martel 
(linkes Gentrum), Audriffet = Bazquier (rechtes Centrum), Kerdrel 
(Rechte) und Ricard (Linke) werden zu Bicepräfidenten gewählt. 

4. März. Unterhandlungen über die Bildung de neuen Mi: 
nifteriumsg. Buffet will, daß auch die Minderheit vom 25. Februar 
darin vertreten fei; Dufaure, der Vertrauensmann der Linken und 
ohne Zweifel der künftige AJuftizminifter, gibt endlich die Herbei— 
ziehung eines gemäßigten Mitgliedes der Rechten zu. 

9. März. Nat.-VBerfammlung: erklärt einen Antrag Ploeuc's, 
eine® der Gouverneure der Bank von Frankreich, daß in Zukunft 
Niemand die Function eines Präfidenten des Verwältungsrathes 
einer Eifenbahngefellfchaft verfehen dürfe, wenn er nicht Franzoſe 
und von den Miniftern des Krieg und der Finanzen beftätigt wor⸗ 
den ift, als dringlich und befchließt, denjelben auf die Tageßsordnung 
zu ſetzen, fobald das neue Cabinet conjtituirt fein werde. 


Zum Berftändniß dieſes Antrags führt die „Franz. Corr.“ J——— 
an: Der in der letzten Zeit viel genannte belgiſche Finanzier, Philippart, 
hat die Conceſfionen zu einer Anzahl franzoſiſcher Localbahnen und insbe⸗ 
fondere der Linie Picardie- Flandern an fich gebracht und damit den gewals 
tigen Zorn der alten, privilegirten, großen franzöſiſchen Eifenbahngefellfchaften 
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und namentlich der allmächtigen Rothichild’ichen Nordbahn erregt, welche nad 
ihrer Conceffionsurfunde ein Prioritätsrecht auf jene und andere Linien zu 
befigen vorgibt. Um dieſe Frage ift bereits ein heftiger Zeitungskampf ent: 
brannt, in welchem „La Preſſe“, „La Liberte" und dag kürzlich von Savary 
und Bhilippart gegründete „Echo univerfjel“ die Eache der Kleinen, der „Nas 
tional? die Sache der großen Bahnen vertritt. Der Bautenminifter Caillaux 
ftand in diefem Streite, welcher demnächſt vor die Nationalverfammlung ge: 
langen foll, auf Seiten bes alten Monopol3 und ward deßhalb in den erft- 
erwähnten Organen fchon ſeit Wochen auf das Heftigfte angegriffen. Die 
Gegner Philippart’3, zu denen die Rothſchild, die Talabot, die Soubeyran, 
die ganze erbgeſeſſene Barifer Finanz gehören, haben nun glücklich ausge⸗ 
ſprengt, der belgiſche Finanzier fei ein Emifjär Biamards und gehe darauf 
aus, das ganze norböftliche Eifenbahnneg unter die Herrichaft des deutſchen 
Nachbars zu bringen. So abjurd diefe Erfindung ift, das Geipenft Bismarck 
wird in Frankreich nie ohne Erfolg an bie Wand gemalt. Die Ungebildeten 
glauben an die Intrigue und viele Gebildeten haben alles Interefje, fich we⸗ 
nigften® den Anſchein zu geben, ala ob fie daran glaubten. 


10. März, Das neue Minifterium kommt endlich nach großen 
- Schwierigkeiten zu Stande. Dasſelbe bejteht aus: 

Buffet, Vicepräfident des Miniſterraths und Minifter des Innern; 
Decazes, Minifter des Aeußern; Dufaure, Auftizminifter; Leon Say, Finanz: 
minifter; General de Eiffey, Kriegsminifier; GContre-Admiral Marq. de Mon: 
taignac, Marineminifter; Wallon, Unterrichtäminifter; Gaillaur, Arbeits: 
minifter und Vicomte de Meaur, Aderbau: und Handelaminifter. 

Der Linken gehören in demjelben eigentlich nur Dufaure und 
Leon Say an. Die Färbung des Ganzen ift eine ziemlich clericale. 

12. März. Nat.-Verfammlung: Das neue Minifterium Buffet 
jtellt fich derjelben vor. Buffet entwidelt fein Programm, dag auf 
der Rechten mehr Beifall findet, ala auf der Linten. Es geht daraus 
klar hervor, daß Buffet fich nicht ſowohl auf die neue Majorität, 
aus der die republikaniſche Verfaſſung hervorgegangen, al3 auf die 

Nechte, die alte Majorität Broglie’s, zu ſtützen gedenkt und diefelbe 
wieder berzuftellen bemüht fein wird: 

„M. HH.! Tas neue Minifterium, welches mit dem Vertrauen des 

gm. Marſchall⸗Präfidenten der Republik befleidet worden ift, wäre nicht im 

Stande, feine übernommene Aufgabe zu erfüllen, wenn es nicht in der Na: 
tional-Berfammlung die Stüge einer Mehrheit fände, welche feine Politit 
billigt und entfchloffen ift, fich berfelben anzujchließen. Seine erſte Pflicht 
ift daher, Ihnen diefe Politik zu erkennen zu geben. Durchaus conferbativ, 
wird fie Doch ohne jeden Charakter von Herausforderung wie von Schwäche 
fein. Dieje Erklärung, welche durch keinen Akt des Minifteriumd Lügen ges 
fttaft werden wird, könnte überflüffig erjcheinen, wenn die Auslegungen, zu 
denen bie Genehmigung ber Berfafjungagefege Anlaß gegeben, und die Schluß: 
[olgerungen, die man aus diefem Votum gezogen, nicht eine Unficherheit in 
die Öffentliche Meinung und, wir müflen es geftehen, gewiſſe Beunruhigungen 
in Geiſter geworfen hätten, Die es zu beruhigen gilt. Bor Allem muß man 
bie Zweideutigkeit zerjtören und in jede Gemeinde Frankreichs die Weber: 
zeugung dringen (affen: daß die ehrbare, friedliche, arbeitjame, ar ihre 
Gefinnungen und Intereſſen der Ordnung zugethane Bevölkerung die Regie: 
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zung auf ihrer Seite bat, und daß fie auf uns zählen kann, um fie 
bie Angriffe der revolulionären Leidenjchaften zu ſchützen. (Lebhafter Beifall 
recht? und im Gentrum.) Wir werden übrigens in diejer Aufgabe, wir zwei: 
feln nicht daran, durch eine einfichtige und ergebene Berwaltung unterjtüßt, 
welche die Ordnung unter den jchwierigften Umftänden, welche wir alle kennen, 
aufrechtzuerhalten verftanden hat und die auf unfere beftändige Unterftügung 
rechnen kann. (Reue zuftimmende Bewegung auf denjelben Bänken.) Solange 
die Trage der Organifirung ber Öffentlichen Gewalten eine offene Frage ge: 
blieben ıft, hat fie Männer von fonft vollfommener Uebereinſtimmung hin⸗ 
fitlich der der Regierung zu gebenden Richtung entzweit. Nach der Löſung 
dieſer Frage muß die Entzweiung, welche diefelbe geichaffen Hatte, verſchwin⸗ 
den. Die, welche in diefer Organijation der Öffentlichen Gervalten eine mehr 
oder weniger vollftändige Befriedigung ihrer Anſchauuugen gefunden haben, 
werben durch ihren Anſchluß an die einzige Politit, weldde dad Land be- 
ruhigen kann, den Beweis liefern, daß die gegenwärtige Ordnung der Dinge 
mit der öffentlichen Sicherheit nicht unverträglich iſt. Was jene betrifit, 
welche die Verfaſſungsfrage in anderer Weile Hätten Löjen mögen, wird ihnen 
die Vaterlandsliebe nicht rathen, ihre Anftrengungen mit den unfrigen zur 
Vertheidigung ber Principien der Ordnung und der focialen Erhaltung zu 
vereinigen? (Sehr gut! im Gentrum.) Mit Vertrauen erneuern wir alfo ben 
patriotiicden Aufruf, den der Hr. Präfident der Republit an die gemäßigten 
Männer aller Parteien gerichtel, und dringend nehmen wir ihre Mitwirkung 
in Anspruch. Wir Haben die Pflicht, den Berfajjungsgefegen, welche die Ra: 
tionalverfammlung angenommen bat, ben Gehorſam und die Achtung aller 
zu ſichern. Wir Haben den beiten Willen, fie gegen alle aufrühreriichen Um— 
triebe zu ſchützen; aber ala Tiener de3 Geſetzes können wir niemals die Werk: 
zeuge irgendeines Grofles fein. (Sehe gut! rechts.) In Frankreich, wo bie 
Aenderungen in den Yuftitutionen und in den Dynaftien fo häufig geweſen 
find, und wo jede diefer Zerftörungen in den Herzen einer großen Anzahl 
uter Bürger Ichmerzlihe Empfindungen und Ueberzeugungen Binterlafien 
t, welche Achtung verdienen, wenn fie fich nicht durch irgendeinen tabelns- 
werthen Akt kundgeben, würde jede andere Haltung weder mit ber Gerechtig: 
feit, noch mit einer guten Politik im Einklang fein. (Zuftinmung im Gen: 
trum.) Weit entfernt, die gegenwärtige Regierung zu befeftigen, würde ber 
Geiſt des Argwohns fie einer nothiwendigen Mitwirkung berauben und Spal: 
tungen verbittern und verewigen, welche Die Anftrengungen jeder Berwaltung 
auszulöſchen fuchen müflen. Dieſe fefte und verjöhnliche Haltung hätten wir 
zu allen Zeiten für gut gefunden; Heute ift fie Die einzige, welche der ans 
unferen Unglüden entiprungenen Lage angemeffen iſt. er könnte denken, 
daß dies der Augenblick ſei, um uns unter uns zu zerreißen und der Welt 
das Schauſpiel unſerer inneren Zwiſtigkeiten zu geben? Hieße das nicht mit 
unſeren eigenen Haͤnden gegen die Machtſtellung Frankreichs den letzten Schlag 
führen? (Senjation.) Bor dieſer Erwägung muß jeder Zweifel, fo ſcheint we— 
nigiten® ung, ee Die Regierung hat die Abjicht, Ihnen Aenderungen 
der Geſetze vorzuichlagen, welche gegenwärtig die Prefje regeln. Es ift in 
der That wichtig, in normaler Weife eine wirkſame ———— bon Aus 
ichreitungen ficherguftellen, die ſchließlich im Geifte der gemäßigten Männer den 
legitimen Gebrauch der freien Discuffion in Mikerebit bringen würden. Go 
lange dieſes Geſetz nicht votirt ift, fann die Regierung nicht auf die excep- 
tionellen Befugniffe verzichten, die derfelben der Belagerungsftand in 
einer Anzahl von Vepartements verleiht. Wir verlangen auch für eine be 
ftimmte Periode die Beibehaltung der gegenwärtigen Geſetze, infofern fie die 
Ernennung ber Maires betreffen, die jedoch fo viel wie möglih aus 
ber Mitte der Gemeinderäthe genommen werden follen. Wenn die Rational: 
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verfammlung mit ben Anfichten, welche wir berfelben über die Richtung, bie 
wir der Politik der Regierung zu geben gebenten, darzulegen die Ehre Haben, 
nicht einverftanden fein follte, jo würden wir von berfelben verlangen, biejes 
fofort tundzugeben; wir würden bie Verpflichtung nicht verlennen, welche 
dieſe Verweigerung ber Regierung auferlegen würde.” (Beifall in ben beiden 
Gentren und auf der Rechten.) 

Die Nat.Verſammlung genehmigt das neue Cadresgeſetz faft 
einftimmig in dritter Leſung. Die dadurch bezwedte gewaltige Ver⸗ 
mehrung des franzöfifchen Heeres wird damit eine definitive: bisher 
beftand dasſelbe aus 144 NRegimentern zu 3 Bataillonen à 1000 
Mann; von nun an aber foll fie zwar aus berjelben Zahl von Re— 
gimentern, aber zu 4 Bataillonen a 1000 Mann beftehen ; die Krieg?» 
ftärfe der franzöfiichen Armee ift alſo jet um 144,000 Dann Höher 
anzunehmen, ala biäher. 


Das große militärische Reorganiſationswerk ber Franzoſen, welches 
von ihnen alöbald nach dem * in Angriff —— ward, hat damit 
a vorläufig feinen Abfchluß gefunden, denn man kann mit Recht 

efrutirungägeleh vom 27. Juli 1872 ald dag Fundament, das Orga: 
— vom 24. Juli 1873 ala den Rohbau, das er, dom 
12. März 1875 ala den Schlußftein des neu aufgeführten Gebäudes bezeichnen. 
Außer einer Dermehrung der 144 Linienregimenter um je 1 Bataillon ift 
auch noch die Errichtung eined vierten Regiments algieriſcher Tirailleurs 
(4 Feldbataillone und 1 Depotcompagnie) und eines neuen Feldbataillons 
der Fremdenlegion angeordnet. Selten ift wohl eine jo bedeutende Maßregel 
fo gleichgiltig und unter fo geringem Auffehen bejchloffen worden. Man 
bedenfe nur, um mas es fich handelt. Die Latjerliche Armee von 1870 hatte 
372 Weldbataillone; die gegenwärtige Armee zählt deren 496, alfo 124 mehr; 
nım aber fol fie abermals um 149 Bataillone, d. h. auf 645 Bataillone 
rar werden. Die franzdfiicde Infanterie wird alfo künftig 275 Tyeld: 
bataillone mehr zählen ala im Jahre 1870, und alfo in ihrem Friedens⸗ 
ftande 175 Syeldbataillone mehr ala die beutfche Armee. Und ale er 
anßerordentliche Vermehrung wird am 12. März widerſpruchslos und un 
bem Vorwande beichloffen, daß man doch für gute8 Avancement der jo ſchlecht 
bezahlten Offiziere zu forgen habe. Worauf es bier einzig und allein an: 
tommt, das ift der Gewinn an neuen Cadres, das ift die Möglichkeit, im 
Augenblide ber wa 149 Bataillone mehr aufftellen zu Tonnen, 
ala biöher, ohne zu Neuformationen — zu müflen. Und dies iſt 
allerdings eine Sache von der höchſten Wichtigkeit. Die Möglichkeit ift 
durchaus nicht ausgeſchloſſen, daß die Abficht der Aufftellung einer fo großen 
Anzahl neuer Bataillone auf ein nahe Liegended Ziel gerichtet fei; auf Die 
unmittelbare Vorbereitung auf einen Krieg, deſſen Ausbruch nahe genug 
ſcheint, um bie direfte Ausſtattung für ihn allen Rüdfichten auf eine all- 
mälige, dauernde militärifche Erziehung der Nation entichloffen vorzuziehen. 
Jahr und Tag müſſen allerdings noch hingehen bevor jene vierten Batail⸗ 
lone fähig find, als brauchbare Cadres zu dienen; aber man darf nicht ver⸗ 
geflen: das Jahr 1877 ift auf lange Zeit hinaus Daklenige, in welchem bie 
nen Streitkräfte Frankreichs nach Zahl und Re die beften 

hancen bieten. Ein offtciöjes — latt meint daher nicht ohne Grund: 

Merkwürdig iſt es, daß die am 12. März endgültig beſchlofſene gewaltige 

Bermehrung ber Fußvolkscadres Frankreichs jowohl im franzöflichen als im 

deutfchen Publikum bisher jo gut wie gar fein Auffehen gemacht hat. Hüten 
22 
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wir und * — uns nicht das — Sen — wir 

an gwi gro a gen nehmen, unaufmerljam macht gegen ſo ge 
ickt improbifixte, bare und t l bedeutungsvolle Ed 

if wie ee eins Ir — ie.® 


Der neue Juſtizminiſter Dufaure übergibt nunmehr der Com- 


miffion bez. der bonapartiftifchen Umtriebe die ihr von ber früheren 
Regierung verweigerten Altenſtücke. 

15. März. Nat.-Verfammlung: wählt mit 418 gegen 133 
(unbefchriebene) Zettel den Herzog v. Aubdriffet-Pasquier an die Stelle 
Buffets zu ihrem Präfidenten. 

18. März. Nat.-Berfammlung: beichliebt, fid vom 29. Mäy 
bi® zum 11. Mai zu vertagen und die Einzelwahlen für erlebigk 
Site in ber Rat.-Berfammlung bis zu den allgemeinen Wahlen 
ganz auszuſetzen; die Linke, die Außerfte Linte und die Bonapartifien 
flimmen gegen den Antrag. 


19. März. Rat.»Berfammlung: wählt vor ihrer Bertagung 
noch den Ferienausſchuß oder die ſog. Permanenzeommiffion. Alle 
Parteien find in derjelben vertreten, mit Ausnahme derjenigen ber 
Bonapartiften. Die Berfammlung vertagt fich. 


Die Lage ber Dinge ift beim Eintritt der ferien wieder eine 

ungewiſſe, fat ebenjo zweifelhaft, wie vor Annahme der Verfaſſung 
Tas Minifterrum Buffet ift keineswegs der Ausdrud der neuen Majorıtät, 
der Allianz zwifchen den drei Gruppen der Linken und einem (dem Eleineren) 
Theile des rechten Gentrums. Leon Say ift im Grunde ber einzige volle Ber: 
tretec des linken Centrums und bes entichiedenen Liberaliamus. Dufaure. 
neben Buffet und mit ihm die Seele bes Cabinets, ift es nur theilmeike. 
Buffet, Dufaure, Wallon, de Meaux find fämmtlich entjchieden clerical, wenn 
auch nicht extrem:ultramontan gefinnt und da3 ganze Gabinet bat eine ent: 
ſchieden clericale Tendenz und Faärbung. Dasſelbe ift ferner in feiner Weiſe 
eneigt, mit den Parteien der Rechten, den Ueberreiten ber alien Majorität 

Bang ie's zu n, vielmehr nad dem Programın Buffel3 unzwei 
bemübt, fi, ganz im Sinne des Marichalld, mehr a die Rechte auf 
die Linke zu ftüben, alfo in irgend welcher Weiſe die alte Majorität wieder 
räuftellen, einſchließlich ber bei Gelegenheit der Verfaſſungsgeſetze abgefal: 
nen Gruppe Lavergne-Wallon und vielleicht mit Zuziehung eine Theils 
be3 linken Gentrumd. Die Berfaffung ift erft in ihren on feftgeftellt ; 
e3 bedarf noch einer Anzahl ergänzenber Geſetze, namentlich eine® : 
gelehes für die künftige Deputirtenlammer und eined Preßgeſetzes, ala Bor: 
edingun fr die Aufhebung bed Belagerungszuftandes, ber 5 über halb 
Franlreich laſtet. Diele aber h, wie er ke wünfcht, durchzuſetzen, Buffet 
allerdings nicht auf die neue Majorität ih Yüken: die Gruppe Lavergue 
und ein (kleinerer) Theil des Linken Gentrums wären vielleicht geneigt, wit 
ihm darin Hand in Hand zu gehen; dev größere Theil des Linken Gentrums, 
die gemäßigte und Die Außerfte Linke würden dafür nie zu gewinnen fein. 
Zu diefem Ende Hin muß er fi) alfo neuerdings mehr auf die Rechte als 
auf bie Linke fügen. Inzwiſchen ſprechen ſich die Organe der Linken äußerſt 
gemäßigt aus, um wenigſtens ihrerfeits zu einer ſolchen Wieberverichiebung 
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bes Schwergewicht®, nachdem kaum exit bie Grundlagen einer conſervativ⸗ 
republikaniſchen Verfaffung erreicht worden, keinerlei Veranlafjung zu geben. 


20. März. Laboulaye Hält ala Präfident des Linken Centrums 
eine Rede in ber Fractionsverſammlung desſelben, die von der ganzen 
Linken als Parteiprogramm acceptirt wird. Die Hauptitelle derjelben 
lautet: 


„... Der Mäßigung und Selbftverläugnung ber verichiebenen Gruppen 
der Linken verdanten wir es, eine Minderheit zu Stande — zu haben, 
die compact und anſehnlich genug war, um ohne große be unabhängige 
Abgeordnete zu fih herüberzuziehen und ſich in eine Mehrheit zu verwan⸗ 
deln. Wir fennen den ganzen Werth unſeres Einvernehmen? Wir find 
im Kampf einig gewejen, und wir werden ung auch nach bem Siege nicht 
trennen. Undank hat niemals einer Partei Glüd gebracht. Diefe Eintracht, 
dieſe gemeinſame Selbftbeherrichung machten es ung möglich, die Da Ta 
ger e anzunehmen. Gewiß, diefe Geſetze entiprechen nicht unferem Ideal. 

icht alfo hätten wir die Republik comititnirt. Aber wenn bie Kritik der 
neuen Verjafjung leicht ift, jo darf man und jo wird auch das Land nicht 
vergeffen, daß wir viel geopfert haben, um ihm eine definitive Regierung zu 
engen An fi ift eine VBerfaffung nur ein Werkzeug. Ob es gut oder 
mittelmäßig ift, hängt ganz von der Hand ab, die e gebraucht. Wenn Frank⸗ 
reich entichlofien ıft, fi) eine freie Regierung zu bewahren, wird es von ben 
Berfafjungsgejeßen einen guten Gebraud) zu machen wiflen, es wird ihre 

blex jelber in der Praxis verbejlern, und das iſt unfere Hoffnung. Die 
inten haben nicht geringere Mäßigung bei der Bildung des neuen Mini- 
ſteriums gezeigt. Nach den firengen Regeln be3 Parlamentarismus hätten 
wir in dem Cabinet nach Maßgabe unjerer numerifchen Stärke vertreten fein 
müflen. Aus Liebe zur Eintracht und zum Frieden bleiben wir indeß im 
Schatten. Man bat uns fo oft wiederholt: wir dürften die conjexbativen 
Interefſen nicht erichreden, daß wir in alle Opfer mwilligten, ohne und des⸗ 
halb überreden zu lafien, daß du3 Land wirklich gar fo viel (Furcht vor ung 
babe. Wie wollen wir ung jebt dem neuen Minifterium gegenüber verhalten ? 
Die Politik des linken Centrums, m. HH.! — und das iſt einer ihrer großen 
Bortheile — ift jo Har, daß jeder fie ım Voraus kannte. Mit und braucht 
man rt exit zu unterhandeln. Wir werben bad neue Minifterium unter 
zwei Bedingungen unterjlüßen: erſtens, daß man den Ausnahmögefeken, die 
wir unter allen Syſtemen befämpft haben, jo bald ala möglich ein Ende 
mache, und zweitens, daß die Verwaltung eine aufrichtig republitaniiche fei. 
Wir verlangen weder Gemaltthätigfeit, noch Proſcriptionen. Danach ftand 
und nie der Sinn; aber es fcheint un? Leine Übertriebene Zumuthung, wenn 
wir un dringen, einmal daß diejenigen, welche die Ehre haben, der Re: 
publit zu dienen, wenigftend nicht gegen fie confpiriren, und zweitens, Daß 
alle Bürger gehalten jein follen, das Princip unferer Regierung zu reſpek⸗ 
tiren. Die Republik ift jebt der politiiche Name Frankreichs; wer bie Res 
publit angreift, ift ein Aufrührer und verfällt dem — Wir werden 
ferner von dem Miniſterium verlangen, daß es * r eine Aufldfung bereit 
halte, die nicht mehr lange auf ſich warten laſſen Tann. Mit der Beſchluß⸗ 
faffung über die conftitutionellen Geſetze haben wir unfer Mandat erjchöpft; 
ed ift Zeit, dem Lande die Souveränetät wiederzugeben, welche fein eigen ift. 
Dies ift unfer ganzed Programm; ich wage zu behaupten, daß es ein we⸗ 
ſentlich confervatives ift.“ 


- Die drei Gruppen ber Linfen fcheinen entjchloffen, unter allen 
22* 
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Umftänden auch ferner feft zufammenzubalten, und Gambetta (Außerſte 
Linke) geneigt, dieſes Zujammenbalten feinerfeit? bis an die Außerfle 
Grenze des Möglichen zu unterftügen und feine radicalen Freunde 
nach Kräften zu mäßigen und im Zaum zu halten, nur um die re 
publifanifche Berfafjung und die endliche Auflöfung der Berfailler 
Nativnalverfammlung, wenn aud mit großen Conceſſionen an con⸗ 
fervativere Anfchauungen, zu Stande zu bringen. 


29. März. Feierliche Beerdigung Edgar Quinet's: die Barifer 
machen fie zu einer impofanten republifanifchen Demonftration. Biele 
gemäßigte Republikaner Hatten gefürchtet, die Bonapartiften gehofft, 
baß es dabei zu irgendeinem Zumult fommen werde. Sie verläuft 
jedoch in volllommener Ordnung und Rube; die radicale Partei 
unter der Leitung Gambetta’3 ift offenbar zu bem Bewußtfein ge- 
langt, dur Rube und Disciplin allein die Stellung im Staate 
erringen und behaupten zu Tönnen, nach der fie feit Jahren vergeb- 
lich geftrebt hat. 

30. März. Der Juſtizminiſter Dufaure erläßt, der erfte der 
neuen Minifter, ein Rundfchreiben an die ihm unterftehenden Be- 
amten, in dem er fich zu großer Befriedigung der Linken wenigſtens 
entſchieden republjkanifch ausfpricht und entſchloſſen fcheint, der neuen 
republifanifchen Berfaffung in feinem Reffort Anertennung zu ver- 
ſchaffen. 

— März. Die während der Kämpfe um die Grundlagen 
der Verfaffung in der Aufmerkſamkeit der öoffentlichen Meinung ei⸗ 
nigermaßen in den Hintergrund getretene ultramontane Bewegung 
tritt allmälig mit Macht wieder in den Vordergrund. 

‚ Das BT Jubeljahr wird im ganzen Lande, namentlich aber in 
Er ‚mit großem Pompe gefeiert. Jeden Nachmittag verfammeln fich bie 
läubigen in einer der verichiedenen Pfarrkirchen und begeben fid dann 
ge en 4 Uhr Abends gemeinschaftlich nach der Notre-Dame, wo fie dom Erz 
in of von — eingeſegnet werden. Da die Proceſfionen auf offener Straße 
verboten find, jo findet Die Wallfahrt zu Wagen ftatt, wobei oft 1000 Wagen 
und Omnibuffe zufammentommen, welche die ganze Breite der Straße ein: 
nehmen unb jo, abfichtlich, den Verkehr 8 hemmen. Die Schulkinder 
werden zu Fuß in die Kirche geführt, meiſt einige tauſend Knaben und 
Mädchen zufammen. — Am 30. März tritt in Paris ber —— der ſog. 
kalholiſchen Genoſſenſchaften zuſammen, woran eine große Anzahl ſolcher, 
dann Deputirte, Geiſtliche höherer und niederer Grade und Delegirte aller 
Provinzen theilnehmen. uptredner iſt der Jeſuit Maquigny und ſein wie 
aller Redner hauptſächlichſtes Ziel iſt es, den Syllabus Pius’IX. als Norm 
und feine Verwirklichung in der. Zukunft als die Aufgabe der Gläubigen im 


Gegenſatz gegen bie ſog. Errungenjchaften von 1789 binzuftellen. Daneben 
oder vielmehr zu Diefem Ende hin wird die „Tyreiheit des höhern Unterrichts" 
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im Interefſe ber Kirche * gegen bie Univerſität, — die rn 
bem Glerus bas Recht zu Grtbeilung der Univerfi 
allen Seiten mit dem Grökten Nachdruck er as —ãe erreich Bei 
I — he, er He ben clericalen Geſell ichaften, in benen es Ge 
tte troßdem bie inc wendigleit empfunden, bem 
—— der mä — 1 — ——— che unter dem Schutze de 
* — von Paula ſtehen, einen — entgegenzuſtellen. Man ffir 
blind jein, = nicht zu erkennen, da bie Heutigen katholiſchen Vereine 
und Räte organifirt find, als diejenigen nn "Raiferneiche, Sie bilden eine 
ündniß ähnlich der Liga des 16. Jahrhunderts, eine große ungele geiehtide 
Derbindung, welche ganz Frankreich umfaßt, allenthalben ei felbe 
wort und derſelben Eingebung gehorcht uud in ihren Cirke In, Gonf 
und Berfammlungen * über alle politiſchen und ſocialen Tagen, worü . 
bei dr will, verhandelt, und das nicht in einer Liberalen Abficht, fon: 
in der ach, daß und Verachtung gegen die Grundeinrichtungen des 


April. Der neue Unterrichtsminiſter Wallon hält in der 
Berfammlung ber societes savantes eine officielle Rebe, deren Schluß 
mit lebhaften Beifall aufgenommen wird. Der Minifter führt aus, 
daß die Republit durch die Macht der Thatfachen entflanben und 
von der Nationalverfammlung bereit vorgefunden worden fei; fie 
habe dann dem Marfchall-Präfidenten erweiterte Machtbefugniß er- 
theilt und fich dabei nur gegen zwei Dinge verwahrt: gegen ben 
Staatöftreich und gegen bie Revolution. 

— April. Auch der Kriegaminifter de Cifſſey und ſogar ber 
(legitimiftifche) Aderbauminifter Marquis de Meaux erlaffen Rund» 
fchreiben innerhalb ihrer Refiorts, in denen fie den nunmehr geſetz⸗ 
lichen Beftand ber republilanifchen Verfaflung ausdrüdlich aner⸗ 
fennen. Obgleich fich dies eigentlich von felbft verftehen follte, fo 
ceonftatiren die Liberalen Blätter die Thatfache doch mit auffallender 
Befriedigung. 

5. April. Eröffnung ber Generalrätbe der Departements. Der 
Verlauf berfelben ift diegmal ein fehr ruhiger: dieſelben befchränten 
fi ſammtlich auf die Angelegenheiten ihrer Departement2. 

10. April. Die Allarmartifel der beutichen Prefje (vergleiche 
Deutfchland) fangen an, in Frankreich Auffehen und eine gewiſſe 
Beunruhigung zu erzeugen. Die Parifer Blätter behaupten, bie 
Deutfchen würben feinen einzigen Artikel eines franzöfifchen Blattes 
bezeichnen Tönnen, der in ben Iekten drei Jahren den Rachelrieg ge» 
fordert habe, und werfen ber deutichen Prefie vor, Frankreich gegen- 
über die Provocation fyftematifch zu betreiben. 


Das Wahre an ber Sache ift wohl Dieſes: es gibt kaum einen ein⸗ 
zigen Franzoſen, ber nicht bie Wiedereroberung von Elfaß-Lothringen wünfchte 
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unb von ber Regierung Die Vorbereitung zur Revanche erwartete. Die Prefke 
t daher gar nicht möthig, im Bolfe biefe Ideen zu näbren, im 
ucht fie ben Chauvinismus —* — und vor —*8 zu warnen, 
4 die im Jahr 1870 erhaltene Lektion nicht verloren iſt. 


15. April. Die Regierung ernennt den Admiral Laroncièe le 
Nourry zum Oberbefehlshaber des Geſchwaders im Mittelmeer. Der- 
felbe ift entfchiedener Bonapartift; feine Ernennung ftößt daber auf 
ftarfen Tadel von Eeite der Organe aller anderen Parteien. 

25. April. Gambetta Hält in Belleville, der Arbeitervorftabt 
von Paris, eine ſehr mäßigende Rebe und nicht ohne Erfolg. Er 
nennt darin den neuen Senat den „Broßen Rath der franzöfifchen 
Gemeinden”. 

26. April. Der geheime Haß zwifchen Legitimiften und Or 
N — wieder in helle Flammen aus. 


imiſtiſchen Organe veröffentlichen eine Aufforderung an den 
Strafen von von Hari berjelbe möchte die Erklärung abgeben, dab ex und bie 
übrigen orleaniftiichen Prinzen unverändert in ber durch die Unterwerfun 
vom 5. sie 1873 bem Grafen Chambord gegenüber eingenommenen Ste Str 
mus verharren. Würde dieſe Erklärung abgegeben, jo Lönnten Die 
miften — * —— Mahlfämpfen mit den Parlamentariern ge 
meinfchaft u Sag n; anderenfall® Liege für die Ropaliften kein Grund 
bor, Kr mit Bonapartiften eine Allienz einzugeben. 


27. Auguft. Der neue Finanzminifter Leon Say will ber Fa⸗ 
milie Bonaparte für gewifje Theile ihres Privateigentfums, die in 
ben Händen ber Regierung find, nur 2,700,000 Free. (flatt 8 oder 
doch 4 Mill. wozu die frühere Regierung geneigt war) Entichädi- 
gung zugeſtehen. 

— April. Der demokratiſche Gemeinderath von Paris bat 
das ordentliche Schul-Budget und den Schulbefuch ber Stabt von 
6 Mill. Fres. und 78,000 Kindern vor dem Krieg auf 10 Mit. 
Fres. und 117,000 Kinder gebracht. Für 479 Schullehrer und 445 
Scähullehrerinnen werden bei 2 Mill. Fres. hingegen für 333 Brüder 
und 380 Schweitern der Eongregationg-Schulen nur 681,000 Frei. 
verwendet. Die weltlichen Schullehrergehalte Hat er von 1600 und 
1400 Fres. bis 3400 und 2900 Fres. mit Wohnungsgeldern bis 
600 red. gefteigert, Hingegen feit vier Jahren feine einzige neue 
Eongregationd-Schule eröffnet. 


1 Mai. Es gelingt den großen Bankiers und ben großen 
privilegirten Eifenbahngefellfchaften, den belgiſchen Finanzier Philip- 
part, der zu Unterftügung des Baues von Localbahnen ein „Comite 
anxilisire du Credit mobilier‘ mit einem Kapital von 80 Mil. 
Fres. errichten will, moralifch zu eriwürgen. Gerade in dem Mo- 
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ment, da er die Subfeription auf fein Unternehmen eröffnet bat, 
leitet der Staatsanwalt auf Grund der Beichuldigungen eines Börfen- 
blattes eine Sriminalunterfuchung gegen ihn ein, bei einem früheren 
Unternehmen über eine große Anzahl Obligationen verfügt zu haben, 
ohne dazu ermächtigt geweſen zu fein. PBilippart verlangt in ben 
Stand geſetzt zu werden, dieſe verleumderiſche Anſchuldigung ſofort 
zu widerlegen, Tann es aber nicht dazu bringen. Die Subſcription 
auf fein großes Unternehmen mißlingt daher unter dem erften Ein« 
druck des gegen ihn erregten Verdachtes. 

5. Mai. Die Regierung beruft die eine Hälfte des jährlichen 
Contingents von Rekruten, diejenige für das ſtehende Heer, auf 
5 Sabre, die andere Hälfte aber, diejenige für bie ſog. Territorial- 
armee (e8 wird das ganze Gontingent, alfo jährlich ca. 270,000 
Mann eingeäbt), für 8 Monate big 1 Jahr unter die Waffen. Der 
Minifter Buffet erläßt dabei ein eigenes Circular an die Präfelten 
mit dem Auftrage, die Rekruten darauf aufmerkſam zu machen, daß 
nach dem Geſetze vom 27. Juli 1872 alle diejenigen jungen Sol- 
baten der Territorialarmee oder Landwehr, welche nach abgelaufener 
Dienftzeit nicht lefen und fehreiben Tönnen, noch ein Jahr in ihrem 
Corps würden feftgehalten werden. 

11. Mai. Nat.-Berfammlung: iritt wieder zufammen, Die 
Regierung legt berjelben das Budget für 1876 vor. Dazfelbe weist 
einen Ueberſchuß von 4 Mill. Fres. aus, bie Regierung bemerkt je 
boch, daß dieſes Budget noch nicht ala ein normales bezeichnet wer⸗ 
ben dürfe und daß ein folches fich erſt dann werde aufftellen Yaflen, 
wenn das Werk der Liquidation (des Krieg von 1870) vollendet 
fein werde. Das Bubget für 1876 enthält für den Militär-Etat 
eine Erhöhung von nur 6 Mill. Fres.: das Cadresgeſetz vom 12. 
März d. 3. ſoll alfo doch nicht ſofort vollftändig durchgeführt wer⸗ 
den. Die dem Militärbudget beigegebenen Motive fprechen fi) über- 
haupt ſehr friedlich aus. 5 

13. Mai. Nat.»Verfammlung: verwirft einen Antrag Wo⸗ 
lowski's, der ben Zeitpunkt der allgemeinen Wahlen fchon jetzt feft- 
feßen will, mit 444 gegen 179 Stimmen und nimmt dagegen als 
bringlich den Commiſſionsantrag an, der mit dem Tage ber Ver⸗ 
fündigung alle partiellen Wahlen zur Nat.-Berjammlung einftellt. 

13. Mai. Die feitherige Spannung zwiſchen Deutfchland und 
Frankreich und der Allarm der Öffentlichen Meinung über angeblich 
drohende Kriegsgefahren findet ihr Ende (f. Deutichland). 
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18. Mat. NRat.-Berfammlung: Die Regierung bringt zwei 
conftitutionelle Gefehesentivürfe betr. die Beziehungen der öffentlichen 
Gewalten unter fich und betr. die Wahl der Senatoren ein. Buffet 
verlangt die Verweifung derjelben an den 80er⸗Ausſchuß; die Ber: 
fammlung bejchließt jedoch mit 320 gegen 301 Stimmen, biefelben 
an einen befonderen Ausſchuß zu verweilen, wobei die Legitimiften 
und die Bonapartiften mit ber Linken für den befonderen Ausfchuß 
flimmen. Batbie, der Präfident des 30er-Ausfchufies, erflärt: ber 
ganze Ausfchuß reiche num feine Entlaffung ein und Iege auch bie 
Beratbung des Wahlgefebes nieder. Laboulaye erhebt Namens ber 
Ausſchußminderheit Verwahrung dagegen und erklärt: die (Liberale) 
Minderheit werbe die Berathung des Wahlgejehes wieder aufnehmen. 
Die 30er-Commilfion beichließt indeß mit 27 gegen bloß 3 Stim⸗ 
men, auf ihrer Entlafjung zu beharren. Die dffentlide Meinung 
fieht darin das Ende der „Kampfes-Regierung”, des Gouvernement 
du combat, wie Batbie feiner Zeit das Minifterium Broglie ge 
tauft hatte. 

4. Mai. Eine officiöfe Note der Organe der Regierung Täkt 
darüber feinen Zweifel, daß die Regierung bez. des Wahlgefehes für 
die Deputirtenfammer entichieden Partei nehmen wird für das fog. 
Aronbiffementsferutinium, wie e8 die Rechte, und gegen das og. 
Liftenferutinium, wie e8 die Linke verlangt. 

26. Mai. Nat.-Verfammlung: beftellt den 80er⸗Ausſchuß neu 
und zwar wird derjelbe nunmehr aus 25 Kiberalen und nur 5 Con⸗ 
fervativen zufammengefeßt. 

38. Mai. Nat.-Berfammlung: befchließt auf den Antrag bes 
Biſchofs Dupanloup und mit Zuftimmung der Regierung, den Ge- 
ſetzesentwurf betr. fyreigebung bes höheren Unterrichts zu Gunften des 
Glerus auf die Tagesordnung zu ſetzen. 


Um ben Beichluß durchzufetzen, waren alle Mitglieder der R 
durch jpecielle Briefe zum einen in ber Gikun if) Se: — w 
Die „Union” verräth — nee enheit das Ge 
tanen, indem es ben F ten zuruft: „Wenn 


= I — Ti ot wi a ub ß —5* I gem 
lung heworgehen, ſonſt wird fie ewig ein — bleiben.“ 

29. Mai. Nat.-Berfammlung: Commiffion für Borberathung 
‘der von der Regierung am 18. d. M. eingebrachten ergänzenden con- 
flitutionellen Geſetze: diefelben finden ſtarke Anfechtung, ba fie der 
Regierung gegenüber den beiden Kammern und namentlich gegenüber 
ber Deputirtenlammer eine möglichit große Selbftändigfeit und Un⸗ 


—— 
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abhängigkeit wahren. Buffet vertheidigt dieſen Geſichtspunkt mit 
großer Lebhaftigfeit. Um nicht? zu gefährden, was fie errungen, 
fcheint die Linke Übrigens auch ferner zu den äußerften Eonceffionert 
geneigt zu fein. 

29. Mai. Ein Hirtenbrief des Erzbifchofs von Paris ſetzt 
die feierliche Srundfleinlegung der Herz⸗Jeſu⸗Kirche auf dem Mont 
martre auf den 16. Juni an, ala dem 200fen Sahrestage der ber 
Marie Aacoque gewordenen Offenbarung. Urfprünglich follte die 
Geremonie am 29. Juni ftattfinden und die Ultramontanen hatten 
bereit3 alles zu einer ganz außerordentlichen Demonftration vorbes 
reitet. Allein die Regierung war aus Furcht vor einem Zufammen- 
ftoß dazwifchen getreten und Hatte die beabfichtigte großartige Pro= 
zeſſion entfchieden verboten. So wurde die feier vom 29. auf den 
16. Juni verlegt, an welchem auf Befehl des Papftes die ganze Welt 
dem bl. Herzen Jeſu geweiht werden foll. 

30. Mai. In Paris wird ein internationaler Vertrag über 
ein daſelbſt zu errichtenbes internationales Maß- und Gewichtäbureau 
von den Delegirten der meiften europäifchen Staaten unterzeichnet. 


— Mai. Die ultramontane Agitation ift wieder in voller 
Blüthe. An allen Eden und Enden des Landes finden Kirchenfeite 
und MWallfahrten ftatt. In Paray-le-Monial celebriren nicht we« 
niger als acht Hohe Prälaten, darunter der Erzbifchof von Pariz, 
bei ber Erhebung der dortigen Kirche zu einer Bafilica, und in 
Rouen haben fi) auch fremde Pilger mit ihren Fahnen, ingbejon- 
dere aus Eljaß-Lothringen, eingefunden. An Iebterem Orte hat auch 
ein Bankett ftattgefunden, wobei der dortige Corpecommandant, Ge⸗ 
neral Lebrun, ehemals Stabächef Leboeuf's, auf die „Vereinigung des 
Degen? unb bes Kreuzes” toaſtirte. Der Vatican kann mit dem 
Gange der Dinge in Frankreich foweit zufrieden fein. 


3.—17. Juni. Nat.»-VBerfammlung: Zweite Leſung (erjte Be- 
rathung) des Geſetzesentwurfs betr. Freigebung des höheren Unter- 
richts (zu Sunften der Elericalen). Die Liberalen erleiden eine furcht- 
bare Niederlage, zum Theil durch ihre eigene Schuld und ihren biß- 
berigen Doctrinarismus: die Elericalen fegen nicht nur da Geſetz, 
wie e8 vorgeichlagen, fondern auch noch eine Reihe von Beltimmungen 
burch, die fie niemals erwartet, faum jemals gehofft haben. 


Laboulaye, Referent der a Icht das Princip, don dem 
dDiefe ausgegangen if, auseinander: Die Nativnalverjammlung hat fi) im 
Princip —X die Freiheit des höheren Unterrichts erflärt, aber es ftellt fich 


‘ 
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z, daß fie über die Anwendung nicht einig if. Die Einen faflen bie 
jo auf, daß gewifle Privatanftalten mit dem Staate das Lehrmonopol 
tbeilen jollen, und nähern ſich dadurch dem belgiichen Syften; Andere geben 
dem beutfchen den Vorzug, dad ganz einfach dasjenige der alten Parifer Uni: 
verfität if. Wir würden dadurch nur zu neuen Eintheilungen gelangen, 
fonft aber wenig gewinnen. Es Handelt fich viel weniger darum, innerhalb 
ber bisherigen Grenzen ber Univerfitäten Aenderungen vorzunehmen, ala bie: 
jelben zu erweitern und den freien Borträgen und Lehrkurſen eine ſelbſtſtandige 
Thatigkeit einzuräumen. Bisher hing bie eo m dazu von der Uni⸗ 
verfität ab, und fie ertHeilte deren, nach der Angabe des Hrn. vd. Gumont, 
800-1000 jährlich; wenn fie frei wären, jo würden fie auf mindeſtens 2000 
anwachſen. Alles, was ind Lehrfach einichlägt, wird von ber Univerfität 
gemaßregelt und bewacht; wenn es ihr gefällt, fo fann fie einem gelehrten 
Orientaliften, der nicht zu den ihrigen gehört, verbieten, feine Kenniniffe zu 
verbreiten; fie kann das Wleiche einem der Zandwirthichaft Kundigen gegen: 
über thun, ber feine Studien nicht in ihrem Schoß gemacht hat und nid 
machen konnte, überall behauptet fich ihr Einfluß in negativem Sinne. In 
England ift das ganz anders, da darf ein Jeder, der etwas weiß und fich 
berufen fühlt, e8 mitzuteilen, Vorträge halten und er findet ein danfbures 
Publitum, das fi für alles Erdenkliche intereifirt. Daß ber Staat einem 
Bürger das Unterrichten verbieten Tonnte, ließ fich ehedem noch erflären, ala 
der König der Bater feiner Unterthanen war und fie mit väterlicher Für⸗ 
Jorge in Teti er Unwiſſenheit erhielt. (Lärm und Widerjpruch rechts.) Wie 
ie Prebfreiheit, die veligiöfe Yreiheit und alle anderen tyreibeiten, jo ift es 
billig, daß die Unterrichtäfreiheit für Jedermann beftehe. Rebner kommt auf 
bie jpärliche Austattung der Staatslehranftalten zurüd und fpricht die Weber 
zeugung aus, daß dies ſich erit dann ändern werde, wenn bie — 
Univerſitäten ein reiches Material, das ſchon in Bereitſchaft liegt, aufwei 
würden, und daß kein friſches Leben in ben Unterricht der Staatsanftalten 
fommen werde, fo lange ihnen nicht von außen Goncurxenz u. werde. 
um Schluß beruhigt Here Laboulaye die Royaliften, die zum Theil mehr 
atholifen ala Ropaliften feien, über bie Abfichten der — Repu⸗ 
blikaner in kirchlicher Beziehung. Dieſe wollten die Rechte der katholiſchen 
Kirche gewahrt wiſſen, fie wüßten, daß es nicht möglich ſei, fie zu zermalmen, 
bie katholiſche Kirche ſolle frei fein, die gläubigen Katholiken ſollten ihre 
Kinder nach ihrem Sinne unterrichten laſſen dürfen, und das vorli 
Geſet werde zu ber ſeit achzig Jahren angeſtrebten Verjöhnung zwiſchen ben 
Gegenſatzen nicht wenig beitragen. 
ied die Doctrin. Allein — handelt es fich, wo nicht aus⸗ 
ſchließlich, doch jedenfalls ganz überwiegend um die Errichtung ſog freier 
b. h. vielmehr „Latholifcher" Univerfitäten oder Tyacultäten. Die Liberalen 
und Republikaner der Affemblee, die immer für abjolute Unterrichtsfrei heit 
eſchwaͤrmt, konnten rn Forderungen ber clericalen Rechten nicht wider: 
fehen, wenn fie nicht illiberalex als dieſe ericheinen wollten, und doch wußten 
fie recht gut, daß das neue Geſetz zunächſt nur der clericalen Partei an 
bringen wird, da biefe ſowohl die Seldmittel ala dag ee für bie 
neuen Univerfitäten jchon bereit hat und burch den Einfluß ber Bilchöfe und 
des übrigen Clerus auch Hinreichend Zöglinge herbeizuf fien vermag. Wah⸗ 
rend nun die Elericalen unter Louis Philipp und Napoleon III. weiter nichts 
als Lehrfreiheit gefordert Hatten, machten fie jet bei Weiten größere Ans 
ſprüche und wuhten fie auch nach und nach durchzuſetzen. So gleich beim 
2. Urtitel des Geſetzes der ben Departements und Gemeinden das Recht zur 
Srändung von Facultäten zufpricht, wurde auf ihren Antrag dieſes Recht 
auch anf die Didcefen und Gonfiftorien ausgedehnt. Hiermit iſt aber — 
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in Widerſpruch mit den beftehenden Staatögefeen — ben Tiöcejen das Recht 
einer juriftiicden Perjon beigelegt, welche befiken, erben und erwerben Tann. 
os war freilich bereitö früher ſchon = n Staatsrath gejchehen.) Die 
epublifaner machten einen ſchwachen Verſuch, dem einzelnen Individium 
bad Recht u dffentlichen Borlefungen oder Vorträgen zu vindiciren, wodurch 
allein ein Gegengewicht gegen das Privileg der clericalen SFacultäten geichaffen 
werben föünne, mußten aber ihre Amendement zurüdziehen, da basfelbe, wie 
der Berichterftatter Laboulaye bemerkte, unverträglich fei mit dem Gelek über 
das Verſammlungsrecht und die unbejchräntte Nedefreiheit nur die alten 
Clubs wieder ind Leben rufen würde, Beim 5. Artilel verfuchte man, den 
Fehler wieder gut zu machen, womit man den Code civil angetaftet Hatte, 
und durch feine Berwerfun a inbireft den 2. Artitel wieder aufzuheben. 
Aber da erflärten es die Glericalen für eine Monftrofität, wenn man ihnen 
ba8 wegnehmen twolle, was man ihnen einmal nahmen, und Regierung 
und Republitaner gaben nach, in ber Abficht, bei diefer zweiten Lefung bem 
einmal zu Artikel 2 gefaßten Beichluß confequent zu bleiben und die Ente 
ſcheidung fich für die dritte Leſung re a Durch den biöherigen 
Erfolg ermuthigt, beantragte Cheanelong, „dat die Aufficht des Stantes über 
bie freien Facultäten fi) darauf zu beichränten babe, die Achtung vor ber 
Moral und Ordnung zu fihern und auf die Beobachtung be? gegenwärtigen 
Geſetzes zu leben." Dieſes Amendement wird in modificirter fung anges 
nommen. Nicht fo glüdlich waren bie Elericalen mit einem Amendement 
m 11. Artikel, worin fie beantragten, daß die freien Univerfitäten nach 
Fäntjägrigem Beitehen „von Rechtswegen“ für gemeinnüßige Anftalten und 
[ie Perſonen gelten follten, während ber Geſetzentwurf nur befagte, 
8 fie nach fünf Jahren bafür „erklärt werden könnlen.“ Yozon, Mitglied 
ber Linten, bedte die Tragweite dieſes Amendements auf, indem ex fagte: 
„Die Eongregation der Jeſuiten ift in frankreich nicht anerlannt, fie befiben 
zwar ungeheure Reichthümer, aber fie können nur durch Mittelöperfonen 
erben, erwerben und Dermächtniffe annehmen. Wird das Amendement ange 
nommen, dann ift dag Geſetz, welches fie bisher beichränkte, abgefchafft, und 
e werden nicht allein eine anerkannte Gongregation, jondern erhalten ehr 
e Rechte einer juriftifchen Perſon.“ Bei diefer Perfpective erichrafen jel 
die Mitglieder des rechten Gentruma uud ftimmten mit der Linken gegen den 
Antrag, der in Folge deffen fiel. Die Hauptdebatte entwidelte fich über Die 
tage, ob bie Staatäuniverfitäten allein, das Recht behalten follten, bie ala: 
milden Würden nach vorgängiger Prüfung zu verleihen, tva3 im Wider⸗ 
ſpruche mit dem Princip des neuen Geſetzes zu ftehen ſchien, oder ob auch 
die freien Facultäten jenes eig dürften. Ein Antrag 2, 
wonad der Staat allein die en abhalten follte, wurde von ber 
Aftemblee vertuorfen und nach bem niche bed Unterrichtsminiſters ein 
Amendement — welches bie Prufungscommiſſion für bie Zöglinge 
— freien um den fte — et ar 
und zur e au oren der freien Facultä eben läßt. 
find — die elericalen taten ben Staatsanftalten faft volllommen 
leichgeftellt. Uber die Slericalen, die felbft einen folcden Exfolg nicht zu 
Doffen gewagt hatten, haben ihrem Werke die Krone aufgeſetzt, indem he 
ulett ein Am ent durchbrachten, wonacd ein Disciplinargericht en 
Ion, welches Borlefungen, wenn fie. unmoralifch erfcheinen, einftellen ; 
Die Spitze des Amendements ift mohl gegen die freien Tyacultäten gerichtet, 
die, von Tiberalen eröffnet, Vehren vortragen möchten, welche des Materialis⸗ 
mus und Atheismus beichuldigt werden Lönnen. Der Berichterftatter, Las 
boulaye, der bisher immer mit ben Glericalen gegangen war, flemmte fich 
vergeben? mit Hand und Fuß gegen dieſes Amendement, ala welches bie 
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Beeibeit bes Unterrichts aufhebe, die man doch durch das Geſetz gründen 
wolle. 


Für die dritte Berathung des Geſetzes ftimmen auch die Wallo- 
niften, ein Theil des linken Gentrum®, fogar einige Mitglieder der 
Linten und alle Minifter, jelbft Leon Say und Dufaure. Thiers 
flimmt dagegen. 

10. Juni. Der Marihall Mac Mahon, von Portugal und 
England ala Schiedsrichter über die Frage angerufen, welchem von 
beiden die Souveränetät über die Delagoa-Bay zuftehe, entfcheibet 
gegen England und zu Gunften Portugal?. 


15. Juni. Nat.:Verfammlung: Die 30er-Commiffion entfchei= 
det fich in der VBorberathung des Wahlgefehes für die Deputirten- 
fammer mit 17 gegen 7 Stimmen für bag Xiftenferutinium und 
gegen dag von der Regierung unterftüßte Arrobiffementsferutinium. 
Das letztere begünftigt die ſog. officiellen Gandibaturen wie unter 
dem Kaijerreiche, das erftere macht fie faft unmöglich. 


16. Juni. Auf Befehl des Papftes wirb in allen Kirchen 
Frankreichs dag Land dem Heil. Herzen Jeſu geweiht. In Paray- 
le-Monial findet zu diefem Behufe eine ganz befondere Tyeierlichkeit 
ftatt. In Paris wird gleichzeitig die Grundfteinlegung der Kirche 
auf dem Montmartre vollzogen. Die von der ultramontanen Partei 
für dieſe Feierlichkeit längft vorbereitete gewaltige Demonftration 
unterbleibt jedoch, und biefelbe muß ſich mit einer ziemlich be— 
Icheidenen Tyeier begnügen; die Regierung betheiligt fi) daran gar 
nicht. Die zahlreichen kleinen ultramontanen Blätter triumphiren 
indeß über den mächtigen Yortgang ber og. fatholifchen Agitation 
unb was bie franzöfiichen Blätter Anftand nehmen auszufprechen, 
da3 verfünden die belgischen laut ala dag Ziel berjelben: eine ka— 
tholifche Liga unter der Leitung des Papftes. 

21.—22. Juni. Nat.=Berfammlung: Erfte Berathung des Ge⸗ 
ſetzentwurfs betr. die Beziehungen der öffentlichen Gewalten unter- 
einander. Laboulaye empfiehlt ala Berichterftatter der Commiffion 
die Annahme der Vorlage mit einigen Modificationen zu Gunften 
der Kammer gegenüber einer allzugroßen Machtfülle des Präfidenten 
und der Regierung. Die äußerfte Linke (Madier de Montjau und 
Louis Blanc) und bie Außerfie Rechte (General du Temple) greifen 
das Geſetz mit großer Leidenfchaft an. Minifter Buffet befämpft 
bie erftere. Das Geſetz wird fchließlich für bie zweite Berathung 
angenommen, 
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Commiſſionsbericht Laboulaye’8: „.... Bei uns die politifche Frei⸗ 

Er heimiſch machen, ift ein — Wert, welches viele Schonung erheiſcht. 
dem die Republilaner die Berfaffung vom 25. Februar mit den Anhäns 
m dei conftitutionellen Königthums als eine Transaction votirten, find 
e e3 nicht, welche die geringften Opfer gebracht haben; fie brachten fie aus 
* ndäliebe, um dem Bebürfnik der Eintrag und der Freiheit Gehör 
zu ſchenken, welches ber Wunſch eines durch den Krieg exrichöpften und durch 
die KRevolutionen ermübdeten Volkes ift. an muß Due in bem nämlichen 
Geiſte daB vor drei Monaten begonnene Wert beenden. Zu biefem Preis 
werben wir die Republif zur Aunahme bringen und die guten Bürger bes 
flimmen, ihr zu dienen und fie zu lieben. Die Revolutionen haben uns ges 
lehrt, den Derfafiungen ein blindes Vertrauen zu ſchenken. Die von und 
potirte Berfafjung ift keineswegs volllommen: im Ganzen liefert fie aber 
dem Lande bie ntien einer freien un, Wenn das betreff feiner 
theuerften Rechte und Interefien beruhigte Frankreich Geſchmack daran findet, 
fich jelbft zu regieren, jo wird die Verfafſung ſich nach und nach verbefiern. 
Die Reform ift leicht. Wenn ba Land im Gegentheil Furcht dor der Res 
publif Hat umd fi) von ihr entfernt, fo würbe die befte ber Berfaffungen 
machtlo3 fein, eine re A aufrechtzuerhalten, welche aus ber öffent: 
lichen Meinung ihre ganze ft zieht. Wir haben das gethan, was und 
die Berbältnifie geftatteten; man kann von den Gejehgebern nicht mehr ver 
langen. Rachdem ihre Wert beendet, ift e8 an Frankreich, das er zu 
thun. Um die Republik zu gründen, erlaffen wir einen Aufruf an die Klug⸗ 
heit der Regierung, an die Weisheit unferer Nachfolger, an den Patriotis⸗ 
der Bürger, und wir haben, ınöge es benen nicht mibfallen, die auf unfere 
Spaltungen zählen, Vertrauen in die Zukunft.“ General du Temple: greift 
den Marihall Mac Mahon perfönlih mit einer Leidenichaft an, die faft 
darauf fchließen läßt, dat am 24. Mai 1873 (Sturz des Hrn. u) we⸗ 
nigſtens zwiſchen der äußerſten Rechten und dem Marſchall eine Art Ueber⸗ 
einkommen ſtattgefunden habe. Der legitimiſtiſche General erklärt ſehr ent⸗ 
ſchieden, daß „man“ Hrn. Thiers nur deßhalb geſtürzt und dem Marſchall 
bie oberſte Regierungäftelle übertragen habe, weil ‚man“ nad) dem Vorleben 
des Marſchalls zu ſchließen berechtigt war, daß er der Republik IE 
den Garaus machen würde, und weil er noch überdies Verfprechungen in 
dielem Sinne gegeben babe. Du Temple ift Legitimift und einer der wärm⸗ 
ften Freund, des Grafen Chambord; mit „man” konnte der Redner fomit 
nur die Legitimiften meinen, denen der Herzog von Magenta vor dem 24. 
Mai die Rolle bes Henkers der Republik zu fpielen veriprochen hätte. Eine 
Gtelle der Rede Ipricht noch mehr für diefe Behauptung. In einem zu jener 
Zeit von dem Grafen Chambord veröffentlichten Manifeſt wurden viel Lobes⸗ 
erbebungen vom Marichall Mac Mahon — und derſelbe ſogar mit 
Bahyard, dem Ritter ohne Furcht und Zabel, verglichen. Du Temple nimmt 
nun dad Wort feines Herrn feierlich zurüd und erklärt, daß der Marſchall 
fein Bayard geweſen fei, — hätte er nicht bei Sedan für eine leichte Ber: 
wundung das Commando der ganzen Armee niedergelegt; wenn er ein Bayard 
weten wäre, jo hätte er, nachdem man ihn verwundet aus dem Gefecht ge: 
übrt, fi verbunden wieder zurüdbringen laflen müffen, um mit feinen ges 
hlagenen Gefährten zu kämpfen und zu fterben. Der ungeftime Applaus 
Seitens der äußerſten Rechten, der dieje zweite verbeflerte Ausgabe eines 
Vergleichs zwiſchen dem Helden des Mittelalters und dem ber Neuzeit em: 
plängt, ift ein Beweis bavon, wie jehr der Redner allen Legitimilten aus 
innerften Seele geiprochen hat. „Man wendet nicht die dem Marichall 

in den Mund gelegte Maxime: „Hier bin ich und hier bleib’ ich” auf einen 
Regierungspoften an, wenn man ein ehrlicher Mann bleiben will!” ruft dex 
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entrüftete Tu Zemple weiter aus: „man geht, wenn die veriprochene Stunde 
ſchlägt!“ Zie Rede des Generals ruft einen gewaltigen Tumult berbor; er 
wird vom Präfidenten zur Ordnung gerufen und ihm ſchließlich von ber 
Verſammlung jelbft das Wort entzogen. Minifter Buffet (gegen die äußerfie 
Linke): „Die Herren Madier de Montjzau und Louis Blanc haben bemerit, 
baf der Präfident, deſſen Befugniffe wir Hier feftftellen, kein amerilaniſcher 
Präfident fein werde. Tas ift volllommen richtig. Um ihm einen ſolchen 
Charakter zu geben, dazu wüßten mir nicht blos das vorliegende Gele wer- 
werfen umd Die Derfaffun vom 25. Februar wieder abichaflen, jondern 
Frankreich jelbft von Grund aus umformen, denn Frankreich kann num ein» 
mal nicht mit den Vereinigten Staaten vergli werben. Tie Befnguiſſe 
bes Staatsoberhauptes müſſen bier ganz anbere fein, wie dort. Um nur Ein 
Beiipiel zu erwähnen, erinnere ich an die Heered:Organifation. 

Sie da und konnten Sie wohl nad) einem abſtracten Princip verfahren, ober 
übertrugen Sie nicht vielmehr dem Staatsoberhaupte die Nechte, welche es 
befigen mußte, um eine guie Organijation herzuftellen? Dasſelbe gilt von 
vielen anderen Geſetzen. Wir folgen nicht einer abftrakten Theorie, jondern 
richten und nach den thatſächlichen Bedürfnifien des Landes und der Zeit. 
Wenn diefe Bebürfnifie mit dem republikaniſchen Syſtem unvereinbar wär, 
fo wäre dies ein Unglüd für das leptere, oder ben Sie etwa, daß dei 
Land einem Princip zuliebe die Bürgichaften aufgeben würde, beren es ver: 
möge jeiner Geichichte und feine® Temperaments für feine Ruhe und Si 

heit bedarf? Ich aber meine und hoffe es beweifen zu Tönmen, daß Die Be- 
fugniffe, weldde wir dem Präfibenten übertragen wollen, in die Reihe biefer 
Bürgichaften für die Syreiheit und den Frieden im Lande gehören. ch er: 
kläre ſchon jebt, daß das, was wir gefordert haben, ein Minimum ber Be- 
fugniffe ift, deren der Präfident nicht entrathen Tann, um feine Aufgabe zu 
erfüllen.“ Aus bem als ſcheint hervorzugehen, daß die Regierung bie 
Anträge ber Commilfion bezüglich Beichräntung der von ihr geforberten 
Befugniffe bei der zweiten Beratung zurüdweilen und es auf bie Abftim: 
mung ankommen laffen wird. 


Die fämmtlichen drei Gruppen der Linken find jehr ungehalten 
über das Auftreten eines Kleinen Theil der Außerjten Linken, da fie 
fi nicht darüber täufchen, daß Buffet jede folche Gelegenheit ala 
überaus erwünfcht ergreift, um der Verfammlung das rothe Ge- 
Ipenft vorzuführen, diefe® als die größte, ja jo ziemlich ala die eim- 
zige Gefahr für da8 Land darzuftellen und fo dahin zu gelangen, 
die alte Majorität auf der Grundlage der Republit wo immer mög- 
lich wieder herzuſtellen. 

24.—25. Juni. Nat.-Berfammlung: Debatte über die bean- 
tragte Ungültigfeitserflärung von Ergänzungswahlen im Dep. ber 
Coôtes du Nord. Es geht daraus allerdings unzweifelhaft hervor, 
daß die Regierung die officiele Candidatur wieder fo ziemlich wie 
unter dem Kaiferreich betrieben hat. Die Wahl wird indeß troß- 
dem mit großer Mehrheit genehmigt. 

Anf. Juli. Der Marjchall-Präfident macht eine Rundreife im 
Süden. Derfelbe wird wie bisher immer bei folchen Gelegenheiten 
achtungsvoll, aber kühl aufgenommen. 
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5. Juli. Nat.«Verſammlung: genehmigt einen Gefehesentwurf, 
welcher dem Kriegsminiſter zu Ausgaben für 1875 einen Nachtrags- 
credit von 100 Mill. Fred. auf den Liquidationgconto (Retablifie- 
ment der Armee) anweist. 

Die Parteien unterhandeln lebhaft über die Auflöfungzfrage, 
welche die drei Gruppen der Linfen um jeden Preis befchleunigen 
möchten. Yür die Rechte hat die Frage jedoch gar feine folche Eile. 
Eine Eonferenz der Präfidenten aller Gruppen bat daher vorerft noch 
fein Refultat, da die äußerfte Rechte und die fog. gemäßigte Rechte 
die Betheiligung ganz ablehnen, das vechte Centrum aber feine Ent- 
fchließung von der Genehmigung des, wie die Orleaniften meinen, 
ihnen günftigen Arrondifiement3-Scrutiniums abhängig machen. Bon 
einer Aufldfung noch im Herbſt 1875 kann demnach faum die Rede 
mebr jein und diefelbe wird fich, wie allgemein angenoınmen wird, 
bis in den Anfang, vielleicht jogar bis in's Frühjahr 1876 Hinaus- 
ziehen. Die Rechte wird fie jedenfalls fo lange nur irgend möglich 
hinauszuſchieben trachten, die Linke ift darüber jehr ungehalten und 
niedergefchlagen. 

7. Juli. Nat.-Berfammlung: Zweite Berathung des Geſetz⸗ 
entwurf3 über das gegenfeitige Verhältniß der öffentlichen Gewalten. 
Die Regierung jebt ihre Vorlage faft unverändert durch. 

Marcon (äußerſte Linke): Deine Freunde und ich, wir wollen bie 
Auflöfung, wir wollen, daß dem Lande das Wort wiedergegeben, aber nicht, 
dag es dann auf jech oder jieben Monate erſtickt werde; wir wollen nicht 
in ben Kampf geben, nachdem wir und uniered Rüſtzeugs entäußert haben. 
Mit anderen Worten: es ift nötig, dat zuvor die Gemeinden das echt, 
ihre Maires zu ernennen, wieder erhalten und daß der Belagerungszuftand 
aufgehoben werde. Gewiß er diejed Haus unter traurigen Umſtaͤnden ex 
nannt worden, aber damals Hatten twir doch wenigſtens Dlaired, die von ben 
Gemeinberäthen gewählt waren. (Stürmiicher Widerſpruch) Wir hatten bie 
Prehfreiheit. (Lärm.) Die Republik, weldde man uns hier bietet, ift nur re 
eine monarchilche Reftauration bexechnet; es wäre beffer, wenn Sie das glei 
offen eingeftänden. Die Rechte des fidenten find ganz exorbitant; man 
er der Landesvertretung nicht einmal, wie im Jahre 1848, das Recht vor: 

halten, über die bewaffnete Macht zu verfügen. Der Präfident ift unver 
antwortlich, was man fonft nur bei Oberhäuptern von Monarchien findet. 
Man macht aus ihm eine Gottheit, die in olympilcher Höhe über Frankreich 
thronen ſoll. (Heiterkeit) Wie ift er denn? Hat er etwa einen Heiligen⸗ 
fein? Iſt er ein König von göttlidem Recht? Nein, ex verdankt ſeine 
Gewalten diefem Haufe und nun joll er das Recht haben, zu den Kammern 
u fagen: Es ift Zeit, daß ihr außeinandergeht; macht euch fort und ich ſtecke 

n Schlüffel in die Taſche! (Gelächter) Durch fieben Monate im Jahr ſoll 
er mit abjoluter Machtvollkommenheit regieren, die ganze Bollzfouveränetät 
geht in der executiven Gewalt auf. Das ift durchaus antirepublilanifch, es 
gehört zur Welenheit der Volksſouveränetät, daß fie permanent if. Darum 
muß fie während der Abweſenheit der Kammern wie biöher durch Ausſchüfſe 
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vertreten bleiben. Die Präfidentichaft darf nicht ein Mittel fein, bie Republik 
Wwegzupraftiziren. (Xärm.) Ohnehin wird dad Senatsgeſetz ben alten . 
fag zwiſchen Stabt und Land noch verjehärfen. Ohne den Rath ber Alten 
wäre ber 18. Brumaire nicht möglich geweſen. Laſſen Sie mid es offen 
ausſprechen: der Senat ift das hölzerne Rob, in wel fi der Feind in 
Troja einfchmuggelt. (Heiterkeit) Wie können Sie (zur Linken gewendet) 
zu einer fo jeltjamen, jo betrogenen Republit die Hand bieten? Sie fagen, 
Sie würden fpäter fchon wieder erringen, was Sie jet aufgeben. Daun 
bandeln Sie aber wie Jemand, der einen Anderen ins Wafler wirft, um ihn 
dann wieder herauszufiſchen und Die Prämie zu verdienen. Hüten Sie fidh, 
daß ber fidentenftuhl fih nicht in einen Thron verwandle! (Unruße 
rechts ) & mich nur beruhigt, das ift, daß Die drei Prätendenten einauder 
überwachen. Freilich ruft der Eine von ihnen: der Wolf! damit man bie 
Spur des Fuchſes verliere. (Allgemeine panel) Darum flehe ich auch 
von diefer Tribüne herab, der Himmel möge Jedem der brei Prätendenten 
ein langed Leben beicheeren. Kin Staatöftreich ift weniger zu befü : 
Minifter Buffet: we Marcou bat eine bei Kritit der Berfaffung 
dom 25. Februar geliefert und aus derfelben ſchwere Gefahren, unterirbifche 
Intriguen und was nicht Alles ſonſt noch uögelefen. Er verlangt, ı# 
folle den beiden Kammern a fich ſelbſt zu vertagen. Wie aber im 
dein Falle, re, bie beiden Häuſer nicht mit einander einig find, foll dann 
eines in Abwejenheit bed andern tagen dürfen? Auch in ben Bereinigten 
Staaten bat der Präfident das Recht, die Kammern, wenn fie nicht einig 
find, auf unbeftimmte Zeit zu vertagen. MWeberbies ift das Syſtem ber Ber- 
manenz mit dem Princip der Berfaffung vom 25. Februar ſelbſt unvereinbar. 
Das deal des Heren Marcou iſt offenbar eine einzige Afjemblee, die alle 
Gewalt in fich vereinigt und die Executive nur auf Zeit an einen Agenten 
abtritt. In diefem Syſtem muß die Affemblee allerdings ſtets gegentoärtig 
fein. Aber nach Art. 5 unferer Verfaffung hat ja der Weäfident Thon das 
Recht, die Kammern aufzulöfen und drei Monate lang allein zu regieren. 
Wenn wirklich die Sefahr eines Staatsſtreiches vorhanden wäre, fo läge fie 
in dieſem Art. 5. Aber ich will mich bei dieſer Gefahr ſchon deswegen nicht 
länger aufhalten, weil es nach meiner innigften Meberzeugung gar feinen 
Derfafjungsjag gibt, welcher vor einem Staatsftreiche Ichüken kann. Was 
hatte man in ber Berfaffung von 1848 nicht für Vorfichtsmaßregeln ge: 
troffen, und ift darum der Staatzftreich etiva in Abweſenheit der Kammer 
vollführt worden? Gegen Staatsftreiche gibt e3 nur Eine Gewähr: Tas if, 
baß man dem Lanbe eine Regierung verleiht, welche nicht in allzu offenem 
Widerſpruch zu feinen Ueberlieferungen, Bebürfnifien und Snftitutionen 
ftebt. Das Land will eine ftarfe, aber vernünftig controlirtte Regierung 
haben; wenn es eine joldhe nicht vor fich fieht, ift es geneigt, fich der Dicta⸗ 
tur in bie Arme zu werfen. Einer der nächften Parteigenofien des Herrn 
Marcou, Herr Louis Blanc, hat uns neulich felbft eingeftanden, daß in Eng 
land der innere Tyriede dann Wwieberfehrte, ala dort die conftitutiontelle 
Monarchie eingeführt wurde und der König den beiden Kammern unterge: 
ordnet ward. Macaulay freilich ift anderer Meinung: er fagt, die Stärte 
der Kammern hänge nur von dem Beiftande ab, den fie in ber d rg ie 
Meinung fänden. Tas ift auch meine Anficht. Wenn das Land in 
Kammern nur noch einen Herd von Aufregung erblickt, jo wendet es fich von 
ihnen ab und vertraut fich blind ber erecutiven Gewalt an. Nun faun aber 
nichts die Kammern unpopulärer machen, ala wenn fie permanent find. Webrie 
ens dauern die Seffionen ſchon nothgedrungen länger, ala das ihnen geftedte 
inimum, und es wird daher nicht vorkommen, daß bie Regierung durch 
fieben Monate ohne Controle bleibt. Jeder Theil, die Regierung und bie 
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Landesvertretung, wird die ihm gebührende Rolle und Würde haben, und 
bei jolchem ea au wird auch die Öffentliche Gunft den Kammern nicht 
untreu werben. 


Die Berfammlung gejteht mit entfchiedener Mehrheit der Regie 
rung zu, während 7 Monaten bes Jahres ohne Kammerausfchuß zu 
regieren, und ebenfo, daß e3 für eine außerordentliche Einberufung 
der Kammer während diefer Zeit nicht bloß eines Drittels, fon- 
dern der abjoluten Mehrheit beider Kammern bedürfe, dagegen wird 
ein Antrag, dem Marfhall Mac Mahon dag Recht der Kriegs⸗ 
erflärung einzuräumen, mit 433 gegen 177 Stimmen verworfen, 
Das Gefeh als Ganzes wird mit 546 gegen 97 Stimmen angenom= 
men. Dasſelbe Yautet nunmehr: 


Art. I. Ter Senat und die Deputirtenlammer treten jedes a am 
zweiten Dienftag ded Januar zujammen, wofern nicht eine frühere Einbe: 
rufung von Seite des Präfidenten ber Republik verfügt wird. Die beiden 
Kammern müſſen wenigftens fünf Monate im Jahre zur Seffion vereinigt 
fein. Die Seffion der einen beginnt und fchließt gleichzeitig mit jener der 
andern. Am Sonntag, welcher der Wiedereröffnung folgt, werden öffentliche 
Gebete in den Kirchen und Zempeln abgehalten werden, um Gottes Segen 
auf die Arbeiten der Berfammlungen herabzuflehen. Art. II. Der Präfident 
der Republit ſpricht den Schluß der Seifion aus. Cr Hat das Recht, bie 
Kammern in außerordentlidder Weife einzuberufen. Er muß fie einberufen, 
wenn da8 Begehren danach, in der Zwiſchenzeit von einer Seffion zur an- 
dern, von ber abjoluten Majorität der jebe Kammer bildenden Mitglieder 
verlangt wird. Der Präfident kann die Kammern vertagen. Die VBertagung 
darf jedoch bie Dauer eines Monats nicht überfchreiten, auch nicht öfter als 
zweimal während einer Seffion ftattfinden. Art. III. Einen Monat minde: 
ſtens vor Ablauf der gejeglichen Gewalten des Präfidenten ber Republit 
müſſen die Kammern zur National:Berfammlung zujammentreten, um zur 
Mahl bes neuen Präfidenten zu fchreiten. In Ermanglung der Einberufung 
würde biefer Zufammentritt von rechtöwegen an fünfgehnten — vor Ab⸗ 
lauf jener Gewalten ah er Im alle des Ablebens oder der Abdanlung 
bes Bräfidenten der Republik treten die beiden Kammern fofort und von 
rechtätvegen zufammen. In bem fyalle, ala in Anwendung bes Art. V vom 
25. Februar 1875 die Deputirtenfammer. in dem Augenblide aufgelöft fein 
follte, wo bie Präfidentichaft der Republik erledigt würde, find die Wahl: 
collegien ungejäumt einzuberufen und bat der Senat von rechtswegen zu: 
fammenzutreten. Art. IV. Jede VBerfammlung einer der beiden Kammern, 
welche außer der Zeit der gewohnlichen Seifion abgehalten würde, ift uner- 
laubt und rechtsunwirkſam, mit Ausnahme des im vorhergehenden Artikel 
vorgejehenen Falles und besjenigen, wo der Senat ala Gerichtähof verfammelt 
ift; in diefem letzteren Falle kann berfelbe nur gerichtliche Kyunctionen aus» 
üben. Art. V. Die Sigungen des Senats und jene der Beputirtenlammer 
find dffentliche. Nichtäbeftoweniger kann jede Kammer auf Begehren einer 
gewiſſen, durch die Geichäftsordnung feſtgeſetzten Anzahl ihrer Mitglieder ſich 
ala geheimer Ausſchuß conftituiren. Sie beichließt hienach mit abjoluter 
Majorität, ob die Gigung über denjelben Gegenftand wieder dfientlid) ftatt- 
nden fol.’ Art. VI. Der Präfident der Republik verkehrt mit den Kammern 
urch Botichaften, welche don der Tribüne herab durch einen Minifter ver⸗ 
Vefen werben. Die Minifter haben freien Zutritt zu den Kammern und 
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en gehört werben, wenn fie es verlangen. Eie können fi, für einen 
beitimmten Geſetzentwurf, durch Commifläre, welche mittelft Tekreis des Prä- 
benten ber Republit ernannt werben, affiftiren laffen. Art. VII. Der Prä: 
bent ber Republil macht die Gejege Lund in dem Donate, weldyer auf die 
ebermittlung des endgültig angenommenen Geſetzes an die Regierung folgt. 
Er muß jene Gelege binnen ben Zagen kundmachen, deren Kundmachung 
durch ein ausbrüdliches Votum in einer ober ber andern Sammer ala bring: 
lich erflärt worden ift. In dem für die Kundmachung feitgelegten Zeitraume 
fann der Präfident der Republik mittelft motivirter Botichaft eine neue Be: 
— von den beiden Kammern verlangen, die nicht abgelehnt werden darf. 
Art. VIII. Der Präfident der Republik unterhandelt und ratificirt die Ber: 
träge. Er gibt ben Kammern bievon Kenntniß, fobald das Interefſe und 
bie Sicherheit bed Staates dies zulafien. Die Friedens⸗, bie Handels: und 
jene Verträge, welche bie finanzen be3 Staates belaften, dann diejenigen, 
welche f6 auf den Berjonenftand und das Eigenthumsrecht der I“ ſen 
im Auslande beziehen, werden erſt endgültig, wenn fie von den beiden ⸗ 
mern angenommen worden find. Seine Abtretung, kein Austauſch, fein Zu⸗ 
wachs von Gebiet kann flattfinden außer kraft eines Geſetzes. Art. IX. Der 
Präfident ber Republik kann feinen en ohne vorgängige Zuſtim⸗ 
mung der beiden Kammern. Art. X. Jede der Kammern ift Richterin über 
bie Waͤhlbarkeit ihrer Mitglieder und die Regelmäßigkeit ihrer Wahl; fie 
allein kann deren Demilfion entgegennehmen. Art. IX. Das Bureau jeber 
der beiden Kammern wird alle % r die Dauer der Seifion erwählt, 
ebenjo für jede außerordentliche Seſſion, welche vor der gewöhnlichen Seffion 
be nächftfolgenden Jahres ftattfinden folltee Wenn die beiden Kammern 
ur Rationalverfammlung zufammentreten, jo befteht ihr Bureau aus bem 
räfidenten, Bice-Präfidenten und den Schriftführern de? Senats. Art. XL. 
Der Präfident der Republik Tann nur durch die Deputirtenlammer in An: 
Hagezuftand verfeßt und nur vom Senat abgeurtheilt werden. Die Minifter 
fönnen von der Veputirtenlammer twegen Verbrechen, bie fie in Ausübung 
ihres Amtes begangen, in Anklageſtand t werden. In dieſem falle 
werden fie vom Senate abgeurtheilt. Der Senat kann buch ein Dekret, 
welches vom Präfidenten ber Republit im Minifterrathe zu erlaffen ift, als 
Gerichtähof ein jet werden, um jede eines Angriffs auf die Sicherheit bes 
Staates beingichtt e Perſon abzuurtheilen. Wenn bie lag! durch 
die gewöhnlichen Gerichte begonnen worden, kann das Dekret zur Einbern: 
ng des Senats erlaffen werben, bis der Ueberweiſungsbeſchluß gefaßt iſt. 
in Gejeg wird das bei ber Anklage, der Unterſuchung und der Urtheils⸗ 
fhöpfung einzubaltende Verfahren feitftellen. Axt. XII. Kein Mitglied einer 
oder der anderen Kammer kann wegen ber von ihm in Ausübung feiner 
—— ausgeſprochenen Meinungen oder vollzogenen Abſtimmungen ver⸗ 
olgt oder in gerichtliche Unterſuchung gezogen werben. Art. XIV. Kein Mit: 
glied einer ober ber anderen Kammer kann während ber Dauer ber Seffion 
ohne Zuftimmung ber Kammer, welcher es angehört, berbrecherifcher 
oder zuchtpolizeiwidriger Handlungen verfolgt oder verhaftet werben, es jei 
benn, daß es auf frifcher That betroffen worden. Die gefängliche Anbaltung 
oder die Verfolgung eines Mitgliedes einer ober der anderen Hammer wird 
während der Seffion’und für die ganze Dauer berjelben aufgehoben, tvenn 
die Kammer es verlangt. 


8.—12. Juli. Nat.Verſammlung: Zweite Berathung des Ge 
ſetzentwurfs betr. Treigebung des höheren Unterricht. Die Ultra- 
montanen feßen auch jet wieder einige ihnen günftige Modificationen 
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durch, während alle Anträge der Liberalen in der Minderheit bleiben. 
Das Gefek wird ſchließlich als Ganzes mit 316 gegen 266 Stimmen, 
alfo mit einer Mehrzahl von 50 Stimmen angenommen. Dasjelbe 
lautet nunmehr volljtändig: 


Zitel I. Die freien Borträge und Anftalten des höheren 
Unterrichts. Art. I. Ter höhere Unterricht ift frei. Art. II. Jeder Frau⸗ 
zoje, der 25 Jahre alt ift und fi) in Teinem der im Art. VIII diejes Ges 
feed aufgezählten Unfähigkeitsfällen befindet, ſowie die nach gefeplicher Bor: 
—* —38 Ertheilung des höheren Unterrichts gebildeten Vereine ſollen 

rei und nur unter den in den nachſtehenden Artileln ausgeführten Beding: 
ungen höhere Lehrcurſe und —— eröffnen dürfen. Doc find für 
ben Unterricht ber Mebicin und der Pharmaceutit noch bie für die Aus: 
übung der ärztlichen oder pharmaceutifchen Praxis nöthigen Ausweiſe erfor: 
berlid. Die einzelnen Vorträge, deren Publicität ſich nicht auf die regels 
mäßig eingefchriebenen Zuhörer beichräntt, bleiben den Vorſchriften des Ver⸗ 
einagejeßes unterworfen. Ein Berivaltungs-Reglement wirb die formen und 
ill der — vorſtehenden Paragraph —— Matrikeln näher be: 

immen. Art. II. Der Eröffnung jedes Lehrcurſes muß eine von ben Do: 
centen unterzeichnete Anmeldung vorausgehen. Diefe wird Namen, Stand 
und Wohnort bes Unterzeichneten, das Local, wo die Vorträge gehalten wer⸗ 
den follen, und den Gegenftand ober die Gegenftänbe berjelben angeben. Sie 
foll in den Departements, Die einen Vorort der Akademie beherbergen, dem 
Rector, in den anderen Departements dem Inſpector der Akademie gegen 
einen Empfangsfchein übergeben werden. Die Eröffnung des Lehrcurſes darf 
früheſtens zehn volle Tage nad) Ausſtellung des Empfangsicheines ftattfinden. 
Jede Aenderung in den in der urfprünglichen Anmeldung enthaltenen Punkten 
wird zur Kenntniß der bereit3 bezeichneten Behörden gebracht. Diefe Aende: 
zungen dürfen demnach erſt fünf Tage nach Ausftellung des Empfangsſcheines 
erfolgen. Art. IV. Die freien Lehranftalten für höheren Unterricht follen von 
mindeſtens brei Perſonen verwaltet werben. Die im Art. II angeordnete 
Anmelbung muß von den drei angebeuteten Adminiftratoren unterzeichnet vu 
und I men, Stand und Wohnorte, den Sig und die Statuten der An⸗ 
ſtalt, ſowie die anderen im Art. III erwähnten Angaben enthalten. Wenn 
einer der Adminiftratoren mit Tod abgeht oder von feinem Amte zurücktritt, 
foll ex binnen ſechs Monaten erteht und dem Rector oder Inſpector der Atlas 
demie davon aus gemacht werden. Dad Verzeichniß der Profefjoren und 
dad Programm der Vorleſungen joll alljährlich den eben genannten Behörden. 
mitgetheilt werden. Abgefeben von den eigentlichen Lehrcurſen, dürfen in 
den betreffenden Anftalten ohne vorgängige Ermächtigung Special:Borträge 
ebalten werben. Die übrigen im Art. III vorgefchriebenen Formalitäten 
(nd auf die Eröffnung und Verwaltung der freien Lehranftalten anwendbar. 

rt. V. Die Höheren Lebranftalten, die nach den in Art. IV enthaltenen 
Borichriften eröffnet worden In und mindeſtens jo viele mit dem Doctor: 
titel verſehene Profefioren umfaflen, ala bie mit der geringfien Zahl von 
Lehrſtühlen auögeftatteten Staats-Facultäten, dürfen, wenn fie Privaten oder 
Vereinen gehören, die Benennung: freie Facultät der ſchönen Wiflenjchaften, 
der Naturwiſſenſchaften, des Rechtes, der Medicin ꝛc. annehmen. Die Vereinigung 
von drei fyacultäten berechtigt fie, fich „freie Univerfitäten” zu nennen. Ars 
titel VI. Für bie Facultäten der ſchönen Wiſſenſchaften, der Naturwiffen⸗ 
ſchaften und bes Rechtes müfjen die von den Adminiftratoren en 
Anmeldungen bie Erklärung enthalten, daß diefe Yyacultäten über Lehr: und 
Arbeitsfäle für mindeftens hundert Studenten, ſowie über eine Special⸗Bi⸗ 
bliothek verfügen. Eine naturwiſſenſchaftliche Facultaͤt muB fich — über 
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Prontaliie und chemifche Laboratorien, ein phyfikaliſches Gabinet und eine 
einen Bebürfnifien entſprechende naturwiſſenſchaftliche Eammlung ausweiſen 
können. Wenn es ſich um eine mediciniiche Tyacultät oder um eine gemijchte 
Facultät oder Schule für Medicin und Pharmaceutit Handelt, jo muß Die 
Anmeldung feitftellen, daß beſagte Schule oder Facultät in einem ihr zu 
eigen gehörenden oder von ber Öffentlichen Armenpflege ihr zur Verfügung 
geitellten Hoſpital über mindeftend hundertzwanzig Betten Derfügt, in welche 
die medicinifche, die hirurgifche und die Geburts-Klinik fich gewöhnlich tHeilen 
tönnen; daß fie 1) mit anatomischen Eälen, welche Alles enthalten, was für 
die anatomifchen Uebungen ber Söglinge nothwendig ift, 2) mit ben für das 
Studium der Chemie, Phyfik und Phyſiologie unerläßlichen Laboratorien, 
3) mit Studienfammlungen für die normale und pathalogiiche Anatomie, 
einem phyſikaliſchen Gabinet, einer Sammlung von Arzneiftoffen, einer Samm⸗ 
lung chirurgiſcher Inftrumente und Apparate verjehen find; daß fie einen 
Garten mit Heilpflanzen und eine EperialsBibliothel zur Verfiigung ber Zõg⸗ 
linge ſtellt. Bei einer Specialſchule für Pharmaceutik iſt ſeitens der Admi⸗ 
niftratoren derſelben die Erklärung erforderlich, daß die Anftalt Labaratorien 
für PHyfit, Chemie, Pharmacentit und Naturgefhichte, die nöthigen Samm⸗ 
lungen für den Unterricht in der Pharmaceutit, einen Garten mit Heilpflanzen 
und eine Special:Bibliothek befikt. Art. VII. Tie freien Lehrcurſe und An: 
ftalten find den Bevollmächtigten bes Unterrichtäminiiterd ftet3- offen und zu: 
gänglic. Tie Beauffihtigung des Unterrichts Hat ſich einzig und aflein 
amit zu beichäftigen, ob er nicht der Eittlichkeit, der Berfafjung und den 
Geſetzen zumwiderläuft. Art. VI. Außer Etaude, einen Lehrcurs zu eröffnen 
oder bem Amte eines Adminiftratord oder Profeffors in einer freien Auftalt 
für den höheren Unterricht vorzuftehen, find: 1) Jmdividuen, welche ihrer 
bürgerlichen Rechte verluftig find; 2) diejenigen, welche toegen eines Berbre- 
hen? oder Vergehen? gegen die Heb ichleit oder die guten Sitten verurtheilt 
worden find; 2) diejenigen, die in Folge einer Verurtheilung ganz oder theil: 
weife ihrer Gürgerlichen, ftaat3bürgerlichen und Familienrechte, wie das Etraf: 
gefeßbucdh fie in Nr. 1, 2, 3, 5, 7 und 8 bes Art. XLII aufgezählt, beraubt 
find; 4) diejenigen, über welche die Unfähigkeit kraft Art. XVI de3 vorlie- 
Abe Gefeßes verhängt iſt. Art. IX. Die Ausländer können unter Beob- 

chtung der im Art. LXXVII des Geſetzes dom 15. zun 1850 vorges 
fchriebenen Bedingungen zur Eröffnung von Lehreurfen und zur Leitung 
höherer Zehranftalten zugelaffen werden. 

Titel IL. Die behuſs Ertheilung höheren Unterricht? ge⸗ 
bildeten Vereine. Art. X. Der Art. 291 des Strafgeſetzbuches ıft nicht 
anwendbar auf die behufs Gründung und Fortſetzung höherer Lehrcurſe oder 
Lehranftalten nach den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes gebildeten Ber- 
eine. ine Anmeldung wird eingereicht werden müflen, enthaltend die An 
gabe ber Namen, bes Beruf und Wohnortes der Gründer und Abminiftra= 
toren der bejagten Vereine, des Locals, wo fie ihre Zufammenkünfte halten, 
und ber in Augficht genommenen Statuten. Die Anmeldung ift zu richten : 
1) an den Rector oder Inſpector ˖ der Akademie, welcher fie dem Rector über: 
mitteln wird: 2) im Seine-Departement an den Polizei: Präfecten und in den 
übrigen Departement? an den Präferten; 3) an den General:Procurator bes 
Appellhofes des Sprengel? und an ben Staatsanwalt. Die volfftändige Vifte 
ber Bereindmitglieder mit Angabe ihres Domicil3 muß im Situngslocale 
aufliegen und bem Gericht auf jede Forderung des General⸗Procurators mit⸗ 
getHeilt werden. Art. XI. Die höheren Unterrichtsanftalten oder die Traft 
des vorliegenden a gegründeten Lehrvereine können auf ihr Derlangen 
in den Formen des Gejehes und nach vorgängiger Zuftimmung des Ober: 
Anterrichtärathes für gemeinnützige Anjtalten erklärt tverden. Sind fie ein= 
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mal anerkannt, jo können fie erwerben und Täffige Verträge eingehen; fie 
fönnen ebenfalls unter den don dem Geſetze vor ergejehenen Bedingungen 
Schenkungen und Bermächtniffe eınpfangen. Die Gemeinnüpigfeitd-Erklärung 
kann nur durch ein Geſetz nee werden. Art. XII. Im Falle des Er: 
löfchen® einer anerfannten höheren Lehranftalt, fei es, dab der Verein eins 
gegangen oder burch Widerrufung der GemeinnübigfeitssErflärung aufgehoben 
worden ift, gehen die durch Schenkungen zwiſchen Lebenden und durch legt⸗ 
williges Vermächtniß erworbenen Güter an die Geber und an die Nachkom⸗ 
men der Geber und —— wie das Geſetz darüber verfügt, und in Er: 
manglung von Erben, an den Staat zurüd. Die durch läffigen Vertrag ers 
worbenen Güter fallen ebenfall3 dem Staate anheim, wenn die Statuten 
darüber feine Beltimmung enthalten. Dieſes Bermögen foll den Bebürfnifien 
des höheren Unterricht3 durch im Staatarathe befchloffene und von dem Ober: 
Unterrichtsrate genehmigte Erläſſe zugewendet werden. 

Zitel II. Die Berleihung der Grade. Art. XIII. Die Zög⸗ 
linge der freien Facnltäten können fich zur Prüfung bei den Staatsfacultäten 
melden, indem fie fich darüber ausweiſen, dab fie in den von ihnen bejuchten 
—— die vorgeſchriebene Zahl von Matrikeln eingelöft haben. Die 

öglinge dex freien Facultäten können, wenn fie es vorziehen, fich bei einer 
nad) Vorfchrift des Art. XIV gebildeten Specials$ury melden. Der bei einer 
Staat3facultät durchgefallene Kandidat kann ſich aber nicht bei der gemifchten 
Jury melden und umgelehrt, ohne dazu von dem Unterrichtsminifter ermäch⸗ 
tigt zu fein. Eine Beer diefer Beftimmung würde die Annullirung bes 
erlangten Diploms oder Zeugniſſes nach fich ziehen. Die Baccalaureat3-Prü: 
fungen für ſchöne Wiffenichaften und Naturwiffenfchaften bleiben ausſchließ—⸗ 
lih Sache der Staatäfacultäten. Art. XIV. Die Special-Jury wird zufams 
mengefeßt fein aus Profefforen und Hilfsprofefjoren der Staatzfacultäten 
und aud Profefforen der ne Tacultäten, die ſaͤmmtlich Doctortitel haben. 
Sie werden für jede Seifion von dem Unterrichtsminifter bezeichnet, und 
wenn die Zahl der Commilfiongmitglieder eine gerade ift, fo werden fie zu 
gleicher Zahl in den Staatsfacultäten und in den freien Facultäten, denen 
die zu prüfenden Gandidaten angehören, genommen. Sit Die Zahl eine uns 
erade, fo fällt die Majorität der Mitglieder auf den Staatzunterricht. Der 

orfik wird in allen Fällen von einem Staatsprofefior geführt werden. Eine 
Berordnung des Unterrichtäminifters wird in Mebereinftimmung mit dem Ober: 
Unterrichtärathe alljährlich den Ort und den Zeitpunkt der Prüfungsſeſfionen 
A Art. XV. Die Zöglinge ber freien Univerfitäten bleiben denſelben 
Regeln unterivorfen, wie diegenigen der Staatsfacultäten, namentlich was bie 
dorgängigen Bedingungen des Alters, der Grade, ber Matrikeln, der Probezeit 
in den Hofpitälern, die Zahl der für die Erlangung jedes einzelnen Grades 
vor der gemilchten Prüfungs: Yury zu beftehenden Proben, die obligatorischen 
teilten ziwifchen den Graden und die zu entrichtenden Gebühren betrifft. Ein 
Beſchluß des Ober-Iinterrichtärathes wird die —— beſtimmen, unter 
welchen ein Student von einer Facultät zur anderen übergehen kann. 

Titel IV. Strafbeſtimmungen. Art. XVI. Jede ea der 
Art, III, IV, V, VI, VII und X des vorliegenden Gefehes zieht eine Geld⸗ 
ftrafe nach fich, die taufend Francs nicht überfteigen darf. Diefer Strafe 
verfallen: 1) ein Bortraghaltender in dem von Art. III vorhergejehenen alle ; 
2) die Adminiftratoren oder, wo es feine regelmäßig eingejebten Abminiftras 
toren gibt, die Organifatoren in ben don ben Art. IV, VI und X ange: 
zogenen Fällen; 3) jeder Docent, der troß des in Art. VIII enthaltenen Vers 
botes lehrt. Art. XVIE Wo gegen die Borfchriften ber Art. II, IV, V, VI 
und X gehandelt wird, können die Gerichte eine Suspenfion des Lehrcurſes 
oder ber Anftalt für eine Friſt, die drei Monate nicht überfchreiten darf, 
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verfügen. Einer Verlegung des Art. VIII gegenüber laffen fie ben Lehrcurs 
(lieben und können bie Anflalt fchließen laſſen. Dasſelbe findet anläß- 
lich einer zweiten Verlegung der Vorſchriften der Art. III, IV, V, VI und X 
ftatt, wenn biefe im Laufe des Jahres eintritt, das auf die erfte Verurthei⸗ 
lung folgt. In diefem Falle kann über den Delinquenten bie von Art. VII 
außgeiprochene Unfähigkeit für höchſtens fünf Jahre verhängt werden. Art. 
XVIII. Jedes die Suspenfion oder Schließung eines Lehrcurſes verhängende 
Urtheil tritt fogleich in Kraft, unbeſchadet eine Recurſes oder einer Oppo⸗ 
fition. Art. XIX Jede Weigerung, fi der in Art. VII vorgeichriebenen 
Beauffichtigung zu fügen, zieht eine Geldftrafe von 1000 bi3 3000 und im 
He der Wiederholung don 3000 bis 6000 Francs nad) fih. Wenn der 
üdfall in dem Jahre nach der erſten Verurtheilung flattfindet, kann ba3 
Gericht die Schliegung des — oder der Anftalt verfügen. Alle Ad» 
minifiratoren einer Anftalt haften für die Entrichtung der gegen einen ober 
mehrere unter ihnen verhängten Geldfirafen. Art. XX. Wenn die den Art. 
IN und IV gemäß eingereichten Anmeldungen eine mit Unfähigkeit bebaftete 
Perſon als Docenten begeifhnen oder einen die Öffentliche Ordnung ober bie 
Öffentliche und religiöfe Moral verlekenden en anfzählen, Tann 
ber General⸗Procurator ber Republit binnen zehn Tagen Einipradye erheben. 
Die Oppofition wird zur Kenntniß der Perfon, von welcher die Melbung 
ausging, gebracht werden. Der Antrag auf Freigabe Tann dann beim Givil- 
erich“ geftellt werden. Der von dem SeneralsProcurator eingelegte Recurs hat 
napen ve Kraft. Wenn der Vortrag vor ber Freigabe wieder eröffnet wird, 
jo zieht das eine Geldſtrafe von 16 bis 500 Francs nad fich, bie im Rück⸗ 
— verdoppelt werden kann; falls eine Verurtheilung wegen eines in einer 
orleſung begangenen Vergehens erfolgt, können bie Gerichte auch die Bar: 
leſung ſchließen. Schon die Verfolgung zieht die zeitweilige Suspenfion ber 
Vorleſung nad fi. Art. XXL. Abgefeben von den vorſtehenden Strafbe⸗ 
ftunmungen kann jeder Profeffor auf Die Beſchwerde des Präferten oder des 
Rectord wegen notorijcher übler Aufführung oder wenn fein Unterricht ber 
Moral und den Geſetzen zuwiberläuft oder wegen einer in feiner Vorlefung 
herbeigeführten oder gebuldeten ſchweren Rubeltörung vor ben Unterrichte: 
rath des Departements geftellt und von demſelben einer Rüge mit oder ohne 
Deffentlichkeit unterzogen, ja es Tann ihm auch daB Lehrrecht auf Zeit oder 
für immer, unbefchabet der fonftigen geſetzlichen Strafen, entzogen werben. 
Gegen dieſe Enticherdung kann binnen vierzehn Tagen an den höheren Unter 
richtsrath appellixt werden, doch bat biefer Appell eine ſuspenſive Kraft. 
Art. XXIII. Der Art. 463 bes Strafgejeßbuches Tann auf die in diefem Ge- 
ſetze ————— Vergehen Anwendung finden. 
ebergangsbeſtimmung. Art. XXIV. Die Regierung wird binnen 
einem Sabre einen Geſetzentwurf einbringen zur Einführung der ala nothwen⸗ 
dig erfannten Berbefferungen im böheren Staatsunterrichte. Art. XXV. Die 
älteren Geſetze und Dekrete, welche dieſem Geſetz entgegenftehen, find abgelchafft. 
Die Ultramontanen fchlagen ein wahres Triumpbgefchrei an. 
Beuillot ruft im „Univers“ mit Siegeszuverficht aus: „Die Univer- 
fität felber wird fi) nunmehr umgeftalten und wenn fie e& nicht 
will, jo wird fie fterben und ber Staat wird ihr felber den Todes⸗ 
trank reichen.” Schon am Tage nach dem Siege läßt die ganze 
ultramontane Prefje feinen Zweifel darüber, daß e8 ihr ganz und 
gar nicht um „Syreiheit des Unterrichts” zu thun war und ift, nicht 


darum, neben der Univerfität zu beftehen, fondern darınn, die Uni« 
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verfität durch die Concurrenz wo immer möglich zu erdrücken und 
da8 Monopol, das fie befämpft Hat, für fich zu erobern. 

13.—15. Juli. Nat.-Berfammlung : Debatte über den Bericht 
Savary, die Wahl des Bonapartiften Bourgoing im Nitvre und bie 
bonapartijtiichen Umtriebe. Die Wahl Bourgoing’® wird mit 330 
gegen 310 Etimmen caffirt. Der Bericht Savary über die Umtriebe 
der Bonapartiften gibt zu heftigen Ausfällen der Bonapartiften und 
gegen fie Anlaß: 

Buffet nimmt bie Bonapatrtiften gewifſermaßen in Schuß und fchließt, 
indem er auf das Treiben ber Radilalen hinweiſt: die Hauptgefahr komme 
von diefer Seite. Die Regierung twerbe wachen. (Beifall der Rechten und 
der Bonapartiften) Dufaure Ast, der Bolizeipräfelt und der Generals 
procurator Hätten ihre Pflicht gethan, und fügt Hinzu, ex würde abdanten, 
wenn die Regierung über die Gefahr nicht wachen wollte. bes Gens 
trums und der Linken.) Gambetta greift Buffet heftig an, lobt Dufaure 
und jagt: Der Cynismus und die Kühnheit der Bonapartiften überfteige alle 
Grenzen. Er wirft Buffet vor, derjelbe behalte ——— Beamte, und 
proteftirt gegen die Anklage, die Republikaner ſeien Revolutionäre. Buffet 
wiederholt, es ſei gefahr, nur nad) einer Seite zu jehen, die Bonapartiften 
zu überwachen und die Radikalen nicht. Er proteftirt gegen die Taktik dex 
Liuken, das Minifterium als in fich getHeilt ln berfichert, ex fei ſtets 
in Nebereinftimmung mit Dufaure getvefen. Buffet, von Gambetta aufs 
Eh angegriffen, ftellt die Bertrauenzfrage und erklärt, er müffe die eins 
fache Tagesordnung zurüdweilen. Die Nationalverfammlung verwirft, troß 
ber Gegenanftrengungen ber Linken, die einfache Tagedordnung mit 424 gegen 
272 Stimmen und nımmt jodann bie von Buffet und Dufaure gebilligte Tages» 
ordnung Baragnon’3 mit 483 gegen 3 Stimmen an. Zie Linke enthielt fich 
der Abflimmung, Die angenommene Tagesorbnung lautet: Die Aſſemblée, 
vertrauend auf die Erklärungen der Regierung, gebt zur Tagedorbnnung über. 


14. Juli. Rat.-Berfammlung : Die für die Prüfung der ägyp⸗ 
tifchen Gerichtsreform, die bereit von allen anderen Regierungen Eu» 
ropa’3 anerkannt worden ift, niedergeſetzte Commiſſion bejchließt mit 
12 gegen 2 Stimmen, darauf anzutragen, daß Frankreich fie feiner- 
feit3 nicht anerfenne und an der Gerichtgbarkeit der Conſuln fefthalte. 

19. Zuli. Nat.» Berfammlung: nimmt nach furzer Debatte 
eine Vorlage betr. Erhöhung der Gehalte der Schullebrer an. 

22. Juli. Nat.-Berfammlung: beſchließt, fi vom 4. Auguft 
bis zum 4. November zu vertagen. Damit ift die Aufldfung der 
Verſammlung und find die Neuwahlen in weite Ferne gerüdt. 

23.27. Juli. Nat.-Berfammlung: genehmigt in erfter Be⸗ 
rathung die Regierungsvorlage über die Senatswahlen ohne bemer- 
kenswerthe Debatte. 

26. Juli. Nat.-Berfammlung: Buffet ſpricht fich in der Com⸗ 
miffion auf’3 fchrofffte und entfchieden viel fchroffer ala feine Vor⸗ 
gänger über die Aufrechthaltung des Belagerungszuflandes aus: 
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bie Regierung könne in die Aufhebung beöfelben nicht willigen; bie 
Departements verlangten fie nicht und litten auch nicht unter dem fo mild 
gehandhabten Ausnahmszuftande, von welchem man nur bebauern dürfe, daß 
er fich nicht auf das ganze Band erftrede, da die Ungleichheit des in ber: 
fchiedenen Departenients herrichenden Regimes die Wirkſamkeit der Regierung 
beeinträchtige. en tönne von der Aufhebung des Belagerungsftandes 
nicht früher die Rede fein, als bis ein neues Preßgeſeß eingeführt fei, welches 
die Regierung nach den Tyerien einzubringen gebenfe; auch mit biefem Preis» 
geſetz müfle der Belagerungsſtand mindeſtens in den Departements Seine, 
RHöne und Bouches du Rhone (alfo für Paris, Lyon und Marjeille) beibe: 
halten werden. 

29. Juli. Nat.Verſammlung: wählt die Permanenzcommilfton 
für die Ferien. Diefelbe wird aus 13 Mitgliedern der Rechten und 


12 der Linken zufammengejebt. 

— Juli. Die Lage ift wieder eine jehr unbehaglide und 
zweifelhafte geworden. Buffet, der im Februar der confervative 
Ausdrud der neuen Majorität zu fein ſchien und dem auch die 
Linke mit dem vollften Vertrauen entgegenfam, Hat das Zutrauen 
derſelben und felbft der gemäßigften Mitglieder des linken Centrums 
bereit8 vollftändig' eingebüßt. Die liberale Prefje ift darüber einig, 
baß er fich einer blinden Reaction in die Arme geworfen babe und 
ſelbſt Dufaure hat ebendarum von dem früheren Vertrauen Seitens 
der Linken viel verloren. 

— Juli. Bereits find vier „Latholifche” Untverfitäten in der 
Bildung ‚begriffen: in Paris, in Lille, in Orleans und in Angers. 
Eine jede derjelben joll alle vier fFacultäten umfaflen: eine philo- 
Logifche, eine naturwiflenfchaftliche, eine medizinifche und eine ju= 
riſtiſche. 

2. Auguſt. Nat.-Verſammlung: genehmigt in zweiter Bera— 
thung (dritter Leſung) mit 559 gegen 73 Stimmen das Geſetz über 
die Wahl des Senats. Dasſelbe lautet: 


„Art. 1. Ein mindeſtens ſechs Wochen im Voraus erlaſſenes Decret 
des Präfidenten der Republik beſtimmt den Tag, an welchem die Senatoren⸗ 
wahlen und zugleich benjenigen, an welchem die Ernennung ber Delegirten 
ber Gemeinderäthe ftattfinden follen. Zwiſchen diefer und ber Wahl der 
Senatoren muß ein Zwiſchenraum von tenigflend einem Monat liegen. 
Art. 2. Feder — wählt einen Delegirten, ohne Debatte, in ge 
heimer Abftimmung, mit abloluter Stinnmenmehrheit. Nach zwei Wahlgängen 

enügt die relative Rn und wenn die Stimmen ſich —* auf die 

ındidaten vertheilen, iſt der älteſte gewählt. Die Maires, welche nicht Mit⸗ 
glieder des Gemeinderaths find, führen den Vorſitz, nehmen aber nicht an 
der Abftimmung Theil Am nämlichen Tag und in berjelben Yorm wird 
zu der Wahl eines Stellvertreter? gefchritten, ber den Delegirten, fall ex 
ba3 Amt ablehnt oder an deſſen Erfüllung verhindert wäre, zu erſetzen Hätte. 
Die Gemeindberäthe dürfen weder einen Abgeordneten, noch einen Generalrath 
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noch einen Arondiffementsrath zu ihrem Delegirten ernennen. Dagegen find 
alle Semeindewähler, die Municipalräthe nicht ausgenommen, wählbar. Ars 
titel 3. In den Gemeinden, welchen eine Municipalcoınmilfion vorfteht, ers 
nennt ber alte Gemeinderath den Delegirten und feinen Erſatzmann. Art. 4. 
Wenn der Telegirte bei der Wahl nicht anweſend war, fo jegt ihn der Maire 
binnen 24 Stunden davon in Kenntniß. Die Anzeige, daß er fie annimmt, 
muß binnen fünf Tagen an ben Präfekten gerichtet werden. Lehnt er ab 
oder ſchweigt er, jo wird fein Erfakmann ala Belegirter der Gemeinde in 
die Lifte eingetragen. Art. 5. Das Protokoll über die Wahl bes Delegirten 
und feines Stellvertreterd wird unverweilt dem Präfekten zugeftellt; es melbet 
die Annahme oder die Ablehnung der Delegirten und Erjfagmänner, ſowie 
die Einſprache, welche cin oder mehrere Mitglieder des Gemeinderaths gegen 
die Regelmäßigkeit der Wahl erheben könnten. Abfchrift diefes Protokolls 
wird an ber Thüre der Mairie angeichlagen. Art. 6. In den nächſten acht 
Zagen ftellt der Präfelt ein Verzeichniß der erfolgten Belegirten» und Erja 
männer-Wahlen auf, das jedem, welcher e3 verlangt, mitgetheilt werden = 
veröffentlicht und copirt werden darf. Jeder Wähler ift überdies berechtigt, 
ih in den Bureaur ber Präfektur das nach Gemeinden aufgelegte Verzeichniß 
der Municipalräthe bed Departement? und in den Bureaur der linterpräfefs 
turen dasjenige der Municipalräthe des Arondiffements mittheilen zu en 
Art. 7. Jeder Gemeindewähler kann binnen drei Tagen perjönlich bei dein 
Präfelten gegen die Regelmäßigfeit der Mahl Einiprache erheben. Wenn ber 
Prafekt erachtet, daß Unregelmäßigleiten bei diefer mitunterliefen, fo bat er 
das Necht, ihre Umftoßung zu verlangen. Art. 8. Die Protefte gegen bie 
Wahl der Delegirten und Erſatzmänner fallen mit Vorbehalt de3 Heturfes 
an den Staatörath in die Gompetenz des Präfektur: und in ben Colonien in 
die bes Conſeil⸗Privé. Der Erfagmann tritt jogleich an Stelle des Delegirten, 
wenn die Wahl wegen eines Formfehlers, oder weil er eine der von dem 
Geſetz erforderten Bedingungen nicht erfüllt, null und nichtig erflärt worben 
it. Im Kalle der Annullirung der Wahl des Delegirten und feines Stell 
vertreterd, wie des Todes, oder des NRüdtrittes vom Amte nach erfolgter Anz 
nahme, wird ber Gemeinderath an dem von dem Präfekten ımittelft Erlaſſes 
beftimmten Zage zu neuen Wahlen fchreiten. Art. 9. Acht — ſpaͤteſtens 
vor ben Senatorenwahlen ſetzt der Präfelt und in den Colonien der Direktor 
des Innern in alphabetiſcher Reihenfolge die Lifte der Wähler des Departe⸗ 
ments auf, die jebem, der es verlangt, mitzutheilen ift und copirt und vers 
öffentlicht werden Eanrı. Kein Wähler darf mehr ala eine Stimme abgeben. 
Art. 10. Die Abgeordneten, bie Generals und Arrondiffementsräthe, die von 
den Zählungscommiffionen ala folche eingetragen wurden, deren Wahlen aber 
nicht beftätigt tuorden find, finden auf der Wählerlifte Pla und nehmen an 
der Abftimmung Theil. Art. 11. In den drei algeriichen Tepariements befteht 
das MWahlcollegium je aus: 1) ben Abgeordneten, 2) den Generalräthen, die 
das franzöfifche Bürgerrecht befiten, 3) aus den Velegirten, welche von den 
franzöfiſchen Mitgliedern der Gemeinderäthe unter den franzöfiichen Bürgern 
ihrer Gemeinden gewählt worden find. Art. 12. Ten Borfig des Wahlcolles 
giums führt der Präfident des Givilgerichts des Hauptorts des Departements 
oder der Golonie. Die zivei älteften und die zwei jüngften ber bei der Er⸗ 
Öffnung der Sitzung ea se Wähler ftehen ihm zur Seite. Das fo 
a Bureau ernennt einen Sekretär aus der Mitte dev Wähler. Wenn 
t Gerichtöpräfident am Erſcheinen verhindert iſt, wird er durch den Vice⸗ 
präfibenten, und in Ermangelung desſelben durch den älteften Richter ke 
Ad. 13. Das Bureau theilt die Wähler in alphabetiicher Ordnung in Wahl⸗ 
feftionen von mindeflen® 100 Mitgliedern ein, ernennt den Borfikenden und 
die Stimmenzähler einer jeden der Sectionen, und entjcheidet vorlommenden 
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Falls über bie Schwierigleiten und Streitfragen, welche fih im Lanfe ber 
Wahloperation erheben follten, ohne fich jedoch von den Art. 8 bes vor 
liegenden Gefetzes gemäß gefaßten Beichlüffen entfernen zu bürfen. Art. 14. 
Der erfte Wahlgang wird um 8 Uhr Morgens eröffnet und um 12 Uhr ge 
ichlofien, der zweite um 2 Uhr eröffnet und um 4 Uhr geichloffen, der dritte — 
wenn ein folder flattfindet — um 6 Uhr eröffnet und um 8 Uhr geichloffen. 
Das Bureau zählt die Stimmen, und der Borfitende des Wa inms 
macht die Ergebniffe der Abftimmung noch ar demjelben Tage befannt. Ars 
titel 15. Niemand kam in den zwei erſten Gängen zum Senator ge: 
wählt werben, wenn er nicht 1) die abjolute Mehrheit der abgegebenen und 
2) eine Zahl von Stimmen vereinigt, weldde dem vierten Theile ber einges 
Ichriebenen Wähler gleihtommt. Im dritten Wahlgange genügt die abfolnte 
Mehrheit und wenn die Stimmen ſich gleichmäßig auf die Gandidaten ver: 
theilen, ift der ältere gewählt. Art. 16. Die Wäplerverfammlungen behufs 
Ernennung ber Senatoren koͤnnen in Gemäßheit der von bem vom 
6. Zuli 18683 feftgefeßten Borjchriften, jedoch mit folgenden Modificationen, 
ftattfinden: 1) Tiefe mmlungen dürfen vom Zage der Wahl ber Ziele: 
girten ab bis am Tage der Wahlen jelbft abgehalten werden: 2) eine \päs 
teftend am DBorabend von fieben Senatorenwählern bes Departement? abge: 
gehe ug er das Lokal, den Tag und die Stunde der Zuſammen⸗ 
unft, Namen, Beruf und Wohnort ber Kandidaten, die fich ftellen werben, 
näher bezeichnet, muß ihnen vorandgeben,; 3) die Gemeindebehörbe wirb ba» 
rüber wachen, daß Niemand ſich in die Berfammlung eindrängt, der nicht 
Adgeorbnieter, Generalrath, Arrondiftementsrath, Delegirter oder Candidat iR. 
Der Selegirte wird fich über feine Eigenfchaft durch ein Zeugnik des Maires 
feiner Gemeinde, der Kandidat durch ein ſolches ausweiſen, das ihm von bem 
Beamten außgeftellt worden ift, welcher die im Iegten Paragraphen erwähnte 
Erklärung empfangen bat. Art. 17. Die Delegirten, weldde an allen Wahl: 
gängen —— haben, erhalten, wenn fie es verlangen, auf bie Bor: 
weilung ihres Einberufungafchreibens aus der Staatskafſe ein nach derjelben 
Bafig, wie dasjenige der Geſchwornen, berechnetes egeld. Ein Verwal: 
tungsreglement wird den Tarirungd: und Zahlungsmodus dieſer Entſchädi⸗ 
ung noch näher beftimmen. Art. 12. Jeder Delegirte, der ohne rechtmäßigen 
und nicht an allen Wahlgängen theilgenommen, oder nicht rechtzeitig feinen 
Stefivertreter von feinem Ausbleiben in Kenntniß gejeht Hat, wirb von bem 
Civilgericht des Hauptort? auf Berlangen der Staatsanwaltichaft in eine 
Geldftrafe von 50 Fred. verurtheilt. Dieſer nämlichen Burke verfällt auch 
der Erſatzmann, welcher auf ſchriftlichem, telegraphiichem oder mündlichen 
ege rechtzeitig benachrichtigt worden ıft, und 2 an den Wahlen nicht bes 
theiligt hat. Art. 19. Jeder Beſtechungsverſuch, welcher barauf abzielt, das 
Botum eines Wählers zu beeinfluflen, oder m an der Abflimmung zu ver: 
hindern, ift mit einer Gefängnikftrafe don drei Monaten bis zwei Salıren 
und mit einer — bon 50 bis 500 Fres., reſp. mit der einen ober 
ber andern dieſer Strafen, bedroht. Art. 463 des Strafgeſeßbuches ift auf 
die bier ind Auge gefahten Fällen anwendbar. Art. 20. Miteinander um: 
vereinbar find die Functionen eines Senator® und diejenigen eines Staats: 
raths und Requdtenmeifterd, Präfecten und Unterpräfeeten, mit Ausnahme 
bed Seines und Polizeipräfecten, Mitglied? der Appellationds und Gericht 
höfe erfter Inftanz, mit Ausnahıne des Generalprocurators am Parifer Appel 
Vationshof, Generalichameifterd, Generaleinnehmers, Beamten und Angeftellten 
der Minifterien. Art. 21. Bon dem in ihren Reflort are Departe⸗ 
ment oder Colonie können während ihrer Amtsdauer und bis ſechs Monate 
nach ihrem Nüdtritt, ihrer Abfekung oder was fonft die Einftellung ihrer 
Yunction bewirkt haben mag, nicht gewählt werden 1) bie Oberpräfidenten, 
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Präfidenten und Mitglieder der Appellationshöfe; 2) die Präfidenten, Vice⸗ 
präfidenten, Unterfuchungsrichter und Mitglieder der Gerichtähöfe erſter In⸗ 
ftanz; 3) der Polizeipräfeet, die Präfecten, Unterpräfecten und Generaljecres 
täre ber Präfeeturen, die Gonverneure, Directoren bed Innern und General» 
fecretäre der Golonien; 4) die Departemental: und Arrondiſſements⸗ Ingenieure 
und bie Auffeher des Departementale und Arrondiſſemeuts-Straßenweſens; 
5) die Rectoren und Directoren der Acabemien; 6) die Inſpectoren ber Eles 
mentarſchulen; 7) die — Biſchöfe und Generalvicare; 8) die Offi⸗ 
ziere aller Grabe der Land» und der Seearmee; 9) die Tivifionsintendanten 
und militärifchen Unterintendanten; 10) die Generalichameilter und die Si: 
nanzeinnehmer; 11) die Zirectoren der direlten und indireften Steuern, bed 
Enregiftrement, der Tomänen und der Poften; 12) die Gonfervatoren und 
Snfpectoren der re Art. 22. Der in mehreren Departements 
—— Senator muß zehn Tage nach der Gültigſprechung dieſer Wahlen 
Präfidenten des Senats von jeiner Option in Kenntniß Km Geſchieht 

das nicht, ſo wird die Frage in li Sikung durch das Loos ents 
Ichieden. Die VBacanzen werden in Monatafrift durch denjelben Wahlkörper 
beſetzt. Dies gilt auch für den Fall, daß eine Wahl umgeſtoßen wird. Ars 
titel 23. Wenn in Folge von Zobesfällen ober Zimiffionen die Zahl ber 
Senatoren eines Departements auf die Hälfte Herabgefunten ift, jo werden 
die Bacanzen binnen drei Monaten ausgefüllt, es ſei benn, daß diefelben in 
den zur Monaten vor der dreijährigen Erneuerung eintreten. Zu der für 
die dreijäßrige Erneuerung beftimmten Zeit werden jammtliche Vacanzen, 
welches auch immer ihre * und ihr Urſprung ſein mag, beſetzt werden. 
Art. 24. Die Wahl der auf die Nationalverſammlung entfallenden Senatoren 
wird in Öffentlicder Sigung, im Liftenferutinium und mit abfoluter Mehr: 
heit der Stimmenden vollzogen. Art. 25. Wenn der Fall der ns der 
bem Art. 7 des Geſetzes vom 24. Februar 1875 gemäß getwählten Senatoren 
eintritt, wird der Senat nach ben in Art. 24 eben erwähnten Formen zu 
verfahren haben. Art. 26. Die Mitglieder des Senats erhalten bdiefelben 
Diäten wie diejenigen der Deputirtenlammer. Art. 27. Auf die Wahl ber 
Senatoren finden Anwendung alle iron des Wahlgeſetzes betreffend 
1) bie Fälle der Unwürdigkeit und Unfähigkeit, 2) die Vergeben, ee 
Verfolgungen und Strafen, 3) die Wahlformalitäten, fofern fie den Verfü: 
ngen des vorliegenden Geſetzes nicht zuwiberlaufen. Art. 28. (Mebergangs: 
— Das den Zeitpunkt der Auflöfung der Nationalverſammlung 
beſtimmende Gefeg wird ſpäter hinfichtlich der eriten Wahl des Senats, bei 
der die in Art. 1 feftgeftellten Friſten nicht zu beobachten fein werben, den 
Tag genau bezeichnen, an dem bie Gemeinderäthe zur Ernennung ber Dele⸗ 
gieten zufammentreten müflen, Towie den andern, an twelddem die Wahl ber 
natoren vor fi) gehen ſoll. Bor der Einberufung der Gemeinderäthe wird 
bie Rationalverfammlung in ihrem oß die Wahl der auf fie entfallenden 
Senatoren — Art. 29. Die immung des Art. 21, demzufolge 
ſechs Monate zwiſchen ber Einſtellung der Functionen und dem Tage ber 
Wa verftteiden olfen, ift nur auf die Präfecten und Unterpräfeceen ans 
wendbar, deren Syunctionen entweder vor der Promulgirung dieſes Geſetzes 
oder zwanzig Tage nach derjelben aufgehört ba 
Die Nat.-Berfammlung genehmigt den Geſetzesentwurf betr. den 

Bau einer unterfeeifchen Eifenbahn zwijchen Frankreich und England. 
3. Auguft. Nat.-Berfammlung: genehmigt den Beitritt Frank⸗ 

reichs zum Weltpoftverein und beendigt die Berathung des Budgets, 


für 1876, das als Ganzes angenommen wird. 
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4. Auguft. Nat.-Berfammlung: genehmigt den Geſetzesentwurf 
betr. die neue Parifer Gürtelbahn im Anfchluß an die erweiterte 
Feſtungslinie und fchließt damit ihre Situngen bis zum 4. Ron. 

8. Auguft. Sn Lille befchließt die General-Commilfton für 
Gründung einer „Latholifchen Univerfität“ dafelbjt für das nördliche 
Frankreich, die jurijtifche und die medizinische Facultät ſchon am 
1. Nov. d. %. zu eröffnen. Inzwiſchen jet die Regierung der Frei— 
beit de3 Laienunterrichts allen nur möglichen MWiderftand entgegen. 


Die angejehenften Einwohner von Montauban, an ihrer Spite ber 
Teputirte Leon de Malevifle, Dlitglied des Linfen Centrums, beabfichtigen, 
eine Gejellichaft für Bolksunterricht zu gründen, um in ihrem Departement 
nah Maßgabe ihrer Kräfte die tiefe Unwiſſenheit zu befämpfen, über bie 
man feit 1870 fo viel geichrieben und geiprochen hat. Nach den Statuten 
ſollte dieſe Geſellſchaft 1) eine Volfabibliothel gründen und 2) Vorträge für 
Lehrlinge von 12—15 Jahren einrichten. Weiter nichtd; an politifche Pro: 
paganda war gar nie gedacht worden. Der Präfelt machte einige Keine Ein- 
werdungen, aber die Stifter ber Gefellichaft ergänzten und änderten die Sta: 
tuten jo bereitwillig nach den Anfichten des Nräfekten, dab ein volles Ein: 
verjtändniß erzielt wurde und nur noch die Benehmigung des Miniſters bes 
Innern erforderlich war. Zwei Monate lanß blieb das Geſuch unbeant⸗ 
wortet; endlich konnte der Präfekt Hrn. de Maleville und ſeinen Freunden 
Folgendes mittheilen: „Ter Miniſter des Innern hat nach genommener Rüd- 
ſprache mit dem Unterrichtsminiftee mir eröffnet, daß feine Grund vorliegt, 
das — Unternehmen zu genehmigen.“ Tas ift thatſächlich die Frei⸗ 
heit” des Laienunterricht3, während die Glericalen mit dem größten Kifer 
bemüht find, auf's jchleunigfte über da ganze Land, wie ſchon längſt für 
das Volksſchulweſen, fo nunmehr auch für den höheren Unterricht ein ganzes 
Netz von clericalen Schulen auszubreiten, um in bdemjelben die jtaatlichen 
Univerfitäten wo möglich zu exrdrüden: diefe Beitrebungen finden von Seite 
der Regierung keinerlei Hemmung, vielmehr ſoweit möglich eher Unterftüßung. 


10. Auguft. Der Minifter Buffet erklärt in der Permanenz- 
commiffton der Rat.-Berfammlung auf eine AInterpellation ganz offen, 
daß er die Brofchüre. Gladſtone's gegen Rom und den Ultramonta= 
nismus zwar nicht verboten, wohl aber derjelben die Erlaubniß zur 
Eolportage verweigert habe: „Er (der Minifter) werde für den Handel 
mit folchen religiöfen oder politifchen Schriften, in denen eine Pole: 
mif gegen den Katholicismus enthalten fei, niemals die erforderliche 
- Stempelberechtigung ertheilen“”. 

16. Auguft. Zujammentritt der Seneralräthe. Bei den Prä- 
fidentenwahlen derjelben einigen fich überall ſämmtliche conftitutio- 
nelle Parteigruppen, die Bonapartiften auszufchließen, und verzichten 
die Radicalen zu Gunjten der gemäßigten Republifaner auf die Mit- 
bewerbung. 

19. Auguft. Zufammentritt eines Tatholifchen Congreſſes in 
Poitiers. Es nehmen an bdemfelben der Bifchof von Poitiers, Der 
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ameritanifche Erzbifchof von New-Orleans, Generalvicare und fon= 
jtige Vertreter faſt aller franzöfilchen Biſchöfe, Telegirte der fogen. 
Tatholifchen Vereine, Ordengobere, viel Jejuiten und auch eine Reihe 
von Abgeordneten zur Nat.Verſammlung Theil. Diefelbe befchließt 
einjtimmig auf den Antrag des P. Sambir folgende Refolution: 


1) €3 fei von der Höchfien Wichtigkeit und müſſe der Gegenftand all: 
meinen Bemühens fein, möglichft bald und möglichft viele katholiſche Rechts⸗ 
acultäten zu gründen; 2) es ſei darauf hinzuwirken, daß ſich in der fran- 
zöfiichen Rechtswiſſenſchaft eine Echule bilde, deren Doctrinen wahrhaft las 
tholiſch und allen Borfichriften der Kirche und des Heiligen Stuhles ergeben 
jeien; 3) die Mitglieder des Congreſſes ſollten fich in ihrer Gegend nach jungen 
doctores juris umſehen und diefelben bezeichnen, welche fich zu dem Profeſſor⸗ 
amt an den fatholifchen Rechtsfacultäten eignen und heranbilden wollen. 

Auf diefe Weife foll der Code allmälig durch das canonifche 
Recht verdrängt werden, wenigjtens ſoweit diefeg jenem widerspricht. 

21. Auguft. Der Schwurgerichtshof von Lyon verurteilt den 
geheimen Agenten de3 viel genannten Präfekten Ducros, Namens 
Bourier, der unter Anderem auch ſchon einmal wegen Diebjtahls 
mit 6 Monaten Gefängniß beitraft worden war, zu 3 Jahren Ge= 
ſängniß, da conftatirt wird, daß er dem Präfelten gefälfchte Briefe 
Lyoner und Parifer Radicaler, 3. B. Gambetta’3, hatte zugehen 
lafjen, auf die gejtüßt der Präfelt vor einiger Zeit zahlreiche Haus—⸗ 
fuchungen verfügt Hatte. Der Präfekt Ducros ſcheint fich durch den 
Gebrauch ſolcher Werkzeuge endlich doch unmöglich gemacht zu haben. 

25. Auguft. Congreß der fatholifchen Arbeiter-Werke (Gefellen- 
vereine) in Rheims. 

Wie in Poitiers, jo haben auch Hier Patres ber Gejellichaft Jeſu die 
Agitation in die Hand genommen und ericheinen unter ber formellen Leitung 
der Bijchöfe ala die wirklichen Leiter und die Hauptredner. Die legten gal⸗ 
licanifchen Belleitäten find verſchwunden. Das Inſtitut katholiſcher Geſellen⸗ 
vereine fteht in Frankreich freilich noch weit hinter dem zurück, was in Deutſch⸗ 
land diesfalla erreicht worden ift. Von 10 joldyer Vereine, die es 1871 gab, 
if ihre Zahl exft auf 40 geftiegen. a bringt der General v. Fon⸗ 
tanges, Obercommandant von Rheims, einer Einladung des Biſchofs folgend, 


die intime Connexität zwifchen ber militärifchen und kirchlichen Behörde zum 
Ausdrud, indem er auf ber Ejtrade Pla nimmt. 


28. Auguft. In Folge einer vom Handelaminifter über die 
Erneuerung der Hanbelaverträge Frankreichs mit dem Auslande, 
welche größtentheila im folgenden Jahre ablaufen, angeordneten En- 
quete fprechen fich die Handelskammern des Landes mit einer ein= 
jigen Ausnahme (derjenigen von Rouen) einmäthig im Sinne der 
Handelzfreiheit, für die Erneuerung der Handelsverträge auf derjelben 
Grundlage und vom Standpunkte der für den Handel erforderlichen 
Beftändigfeit gegen eine DVeränderlichkeit der Tarife aus. 
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31. Auguft. Schluß der Seffion der Seneralräthe bes Tepar⸗ 
tements. Diejelben haben ſich neuerdings faſt ausfchließlich auf bie 
Angelegenheiten ihrer Tepartements bejchräntt. 

Auffallend ift, bat ber Eifer derjenigen Generaltäthe, deren Mehrheit 
liberal i Aa un des Laienunlerrichis Fit * — —— — nach⸗ 
—8 Ar überall, nm ſe hr Ha 3a Eins fe Ai = 

n ou € den ebergri en ichtei — | 
en me am Sie Geiftlichkeit benupt in ge) ig Weite alle 
Einflüffe der Familie, nm einen Druck auf diejenigen liberalen Mitglieder 
ber Provincial:Beriamminngen, welche nicht geradezu ber radicalen Partei 
angehören, auszuüben, und e3 gelingt ihr —28 

— Auguſt. Die Regierung beruft die Angehörigen der Terri⸗ 
torialarmee (Landwehr) für den September zum erſten Mal zu den 
großen Herbitmanövern ein, da biefelben nad dem Militärgeſetz 
jeden Herbft 28 Tage in den Regimentern, welchen fie zugetheilt 
find, dienen follen. Es ift Dies die eigentliche Dienftzeit, während 
welcher die betreffenden Mannſchaften die Manöver mitmachen und 
fi an das Bivuacleben gewöhnen müflen, und der Kriegaminifter 
bat denn auch befohlen, allen Bitten um Befreiung gegenüber taub 
zu jein. Diesmal werben auch die Manöver auf großem Fuß ein⸗ 
gerichtet und man fieht daher auch allgemein den Rejultaten mit 
Spannung entgegen. Die Zahl der einberufenen Kejerviften beträgt 
etwa mehr ala 100,000 Wann. 

— Auguf. Die Prinzen von Orleans fahren fort, die ihnen 
ſ. 3. von Napoleon confizcirten, von der Rat.-Berfammlung aber 
wieder zurüdgegebenen Güter zu verlaufen. 

— Auguft. Die Errichtung fatholifcher Univerfitäten wird 
von den Bifchöfen mit der größten Energie in die Hand genommen, 
um diefelben fo bald wie nur irgend möglich, etiva fchon im No— 
vember, wenn auch nur exft theilweife eröffnen zu können. 

Die größte fol natürl ris t werden. 

Ende hin * re — — — — Paris ſtatt, —— 
dem V des Erzbiſchofs Suibert aus den Bilchöfen von Orleans, Char⸗ 
tres unb ailles und den Erzbiichöfen von Zours, Gens, Rheimd und 
Rouen befteht: der Erzbiſchof von Bourges und der Bilchof bon an haben 
wenig Fr Vertreter Er hidt. Der Bezirk ber ———— Uni 

foll aber auch 33 Didce 


.Krä 
bare — it ein —* mtan n = af werden. Die Bor: 
bereitungen für Diele — erheiſchen jedoch laͤngere Zeit. Dagegen 
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gebt der Bilchof von Angers, Mjgr. Freppel, rafch vor, indem er in einem 
ante die Gründung einer katholiſchen Univerfität in Angers als ge 
chert anzeigt und im November derjelben Hr eine Rechtsfacultät beifügen 
will. Lie Mittel ſollen auf folgende Art beichafft werden: 1) durch Grün: 
bung von Lehrſtühlen, welche die Namen ihrer Gründer dauernd tragen follen. 
Zwei Lehrftühle find ſchon auf diefe Art hergeftellt "worden und jeber der: 
jelben foftet dem großmüthigen Gründer 80,000 Fres.; 2) durch Subferips 
tionen, die aber nicht geringer ala 500 Fred. fein dürfen, um den Gebern 
den Namen eines Gründerd der Univerhität zu fichern. Lie Subfcriptionen, 
die ſchon gemacht wurden, mechieln zwiſchen 500 und 60,000 Fres. Mehrere 
find jährliche Beiträge der Subfcribenten für die Zeit ihres Lebens, andere 
auf eine gewwiffe Reihe von Jahren beichräntt; 3) durch Beiftenern unter 
500 Fres.; 4) durch Volks⸗Collekten, denn Alle, jelbft die Aermften, müſſen, 
wie in Belgien, zu biefem großen katholiſchen Werke beifteuern. Dabei können 
zwei Wege — werden: eine jährliche Collekte in den Kirchen ober 
eine Volksbeiſteuer, welche Monſeigneur den Sou der Univerfität nennt. Der 
Sou der Glaubensverbreitung sung! 60,000 Fres. in den einzelnen Diöcefen 
ein; warum ſollte ber Sou ber Univerfität zur Erhaltung des Glauben? 
nicht eben jo viel eintragen? — Im Süden ftellt fi) der Erzbiſchof von 
Zouloufe an die Spige und richtet an alle Bifchöfe und Erzbifchöfe jenes 
Theils von Frankreich die Aufforderuug, ihn mit Geldmitteln, Profefloren 
unb Söglingen zu verjehen, namentlich aber mit möglichft veichlichen Ka⸗ 
pitalien. we 
5. September. Die Bonapartiften halten in St. Evreur unter 
dem Borfite von Raoul Duval, der feit einiger Zeit neben Rouber 
die Partei leitet, ein demonftrativeg Bankett ab, bei welchem ein 
„am Bord de Magenta 2. September“ datirter Brief des von der 
Regierung an die Spite der Mittelmeer-ylotte gejtellten Admirals 
La Ronciere le Nourry zur Verlefung fommt, in welchem fich der- 
felbe offen für die Wiederheritellung de3 Kaiſerthums, „wenn der 
rechte Moment gefommen fein werde”, ausfpricht. Der Brief erregt 


in Paris eine allgemeine Entrüftung. 


6. September. Conferenz von Delegirten der „Friedensgeſell⸗ 
Ichaft der englifchen Arbeiter” und der franzöfifchen „Geſellſchaft der 
Griedenzfreunde” in Paris. 

Die engliihen und franzöfiichen Redner weiſen in Eräftigen Ausdrüden 
nad), daß ber Krieg namentlich den Arbeitern ſchwere Nachteile ng ‚Die 
Gonferenz nimmt Refolutionen an, durch welche ein internationales Schieds⸗ 
gericht ala das einzig ——— rationelle und öl Dane 
wird, um internationale Streitigfeiten beizulegen, 
den bewaffneten Frieden proteftiren. Als Mittel, u 
zufeßen, wird don ber — hauptſachlich di 
in die Parlamente angeführt, welche für die allgen 
veriprecden. Tann wird über bie Frage der Abſcha 
verhandelt. Ein franzöfiicher Redner, Limoufin, €, .. - 
ben obwaltenden Berhältniffen eine delicate jei und daß man einftweilen nur 
theoretiſch darauf Hinarbeiten folle, 7 internationale Streitfragen die ſchieds⸗ 
richterliche Inſtanz zu erwirken und allmälig das Syſtem der Volksmilizen 
nach Schweizer Mufter an Stelle des Syſtems der ſtehenden Armeen zu fetzen. 
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Ein Anweſender unterbricht den Rebuer mit dem Rufe: „Wie flieht es bamn 
mit Elfaß-Lothringen?” Darauf erwiedert Limoufin: „Diele Frage bleibt 
mit dem Syſtem der Echiedgerichte offener ala je und würbe bon diefen, da 
fie da3 Selbftbeftimmungsrecht der Völker achten würben, nur bie erwünſchte 
Löfung erfahren. Tagegen wäre es ganz verfehlt, auf eine militäriiche Re 
vanche zu finnen. Golde Revanchen ziehen nur immer andere nach fidh. 
Frankreich hat in feiner —— des Kriegsruhms genug, um hi auch 
einmal eine Niederlage gefallen laffen zu können. Wer denkt 

daran, Revandye für Waterloo zu nehmen?“ Darauf ſpricht ber — 
engliſche Bauern-Agitator Joſeph Arch, wieder im Sinne des europäiſchen 
Schiedsgerichtes, und nach —— en anderen Reden nimmt die Verſammlung 
eine Rejolution an, welche das Syſtem ber fichenden Armeen vom politiichen, 
moralifchen und wirthichaftlichen Chambpundte verwirft. 


7. September. Lavergne, der Führer der nach ihin benannten 
Gruppe des rechten Centrums, durch deren Vereinigung mit den drei 
Gruppen der Linken die Gründung der Republik ermöglicht worden 
it, hält eine Anſprache an feine Wähler in der Creuſe. 


Die Wähler dankten ihm für feine Haltung in der Berfafiungsfrage. 
Sn feiner Antwort jagt er nun: Er würde die beichräntte | als 
die ber Freiheit zuträglichfte Regierungsform vorgezogen haben, aber da biefe 
unmöglich geworben, Haben ex und feine Freunde eine derſelben fich annäberude 
Repnblit zu begründen gejucht. Tank der Mäßigung und Einſicht der Linken 
jei das auch erreicht tworden. Andere Freiheiten werden nadjfolgen, denn 
bie franzöfiicde Democratie fei ftark genug, um liberal zu fein. Er wage 
zwar nicht, zu behaupten, daß diefe Regierung die letzte ie denn Frankreich 
habe ſchon zu viele Eurzlebige Regierungen gehabt, aber wenn die Republit 
nicht gelinge, fo würde es mit ber Monarchie auch nicht gegangen fein. An 
na vermögen die beiten Staatseinrichtungen nicht3; die Nation müffe die: 
eben fruchtbar machen; bie Angeljachien jeien zugleich die eriten Monar: 
chiſten und bie erften Republikaner der Welt: Monardiften in England, 
Republitaner in Amerika, denn fie — eine Eigenſchaft, welche fie für 
freie Inftitntionen befähigt; die Ruhe des Gemüths mache e3 ihnen möglich, 
die Dinge zu nehmen wie fie find und zu erfennen, was möglich) und noth- 
wendig tft, zu un ‚gegebenen Zeit und in allem ber Kraft der Ueberzeugung 
zu vertrauen und nicht der Gewaltthätigfeit. Die Franzoſen fangen an, fidh 
bieje Gabe zu erwerben, und wenn fie zu ihren andern glänzenden Gigen- 
ſchaften dieſen —— Sinn fügen, jo werden fie bald wieder das erſte 
Bolt der Welt werde 


10. a Die Epannnng zwilchen Crleaniften und Le= 


gitimiften fcheint zu einem vollftändigen Bruche führen zu müffen. 
Das „Journal de Paris“, das n der Prinzen von Orleans, er: 
Härt gelegentlich einer legitimiftiichen Flugſchrift: ‚Die erh erbliche Monarchie ift 
vereitelt worden; man weiß, unter welchen Umftänden. Schon damals Haben 
wir, treu dem Gebanten, welcher den Froſchdorfer Schritt als nothwendig 
lg lieh, Hr gejucht, eine andere Monarchie wiederherzuſtellen. Wir 
und ehrlich zuerft dem Septennat des aa 183 Mac Mahon, 
dann Ben er ee u Ben 2, Behr 375 
geichlo oivie u ie "urn vom ar 1875 
geſchaffen worden ift, und find ei Hat en iefer Politik mel dem ge 
zu beharren.“ Die „Union“, ba Grafen Chambord, ift da 
über wüthend, und geht fo weit, — —— von Orleans perſonlich — 


— — m — a 
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greifen und ber „Teigheit und Memmenhaftigkeit“ zu beichuldigen. Die 
Organe der Orleans repliziren mit der Bemerkung, daß der Schiffbruch der 
Monarchie wenigftend nicht auf Rechnung der Orleans gejebt werden koͤnne, 
weifen aber zugleich ausdrüdlich auf das Jahr 1880 hin, wo die gegentvärtige 
—— Verfaſſung revidirt werden könne: „Man will wiſſen, was 
wir im Jahre 1880 thun werden. Die Frage iſt unbeſcheiden und ſogar 
naiv. Wiſſen denn die Frager, was fie im Jahre 1880 thun werden? Wer 
weiß e3 überhaupt? Die Berfaflung kann im Jahre 1880, revidirt werden. 
Se nachdem nun die Verfaſſung beibehalten oder revidirt, oder je nach dem 
Sinne, in welddem Sie revidirt werben wird, werben die Anderen ihr Ver: 
halten einrichten und ganz dasſelbe werben auch wir thun.“ Die Anficht 
ift eine ſehr allgemeine, daß der Herzog dv. Aumale, der bebeutendfte ber 
orleanifchen Prinzen ſich der Nepublit zu nähern fuche, freilih nur, um 
zunächſt zum Präfidenten des fünftigen Senat gewählt zu werben, jpäter 


*“ aber vielleicht den Marichall Mac Mahon als Präfident der (conjervativen) 


Republik zu erſetzen, welche letztere ja im Grunde doch nicht anderes jei ala 
u ——— Monarchie ohne den Namen und in den Formen einer 
epublit. 


Gleichzeitig mit biejer halben Schwenkung der Orleans nad) 
der Eeite des linken Centrums macht der Dep. Naquet (einer der 
Unverjöhnlichen der Außerjten Linken) eine Rundreije im Süden, 
predigt überall den Kreuzzug gegen die confervative Republik und 
arbeitet damit dem Regime Buffet und feinen reactionären Ten— 
denzen auf's Träftigfte in die Hände. 

15. September. In Nrenenberg, wo fich die Ex⸗Kaiſerin Eu— 
genie mit dem kaiſerlichen Prinzen zur Zeit aufhält, Halten die Bona- 
partijten eine große Eonferenz ab, an der auch Rouber Theil nimmt, 
um ſich über ihre nächften Schritte und weiteren Pläne zu verftän- 
digen. N 
20. September. Der Minifter Buffet benützt die radicalen 
Thorheiten Naquets und feiner Freunde von der äußerſten Linken, 
um gelegentlich eines Feſtes des Tandwirthfchaftlichen Vereins in 
Dompierre, feiner Heimath, das rothe Gefpenft an die Wand zu 
malen: 

„Die Intention des Minifteriums gebe hauptfächlich dahin, ben Ge: 
jeben den Gehorfam zu fihern und alle conjervativen Kräfte gegen ba3 Um⸗ 
fihgreifen revolutionärer und ai Tendenzen zu jammeln und 
zu vereinigen. Tas Minifterium ſei unter ſich fortwährend im beften Ein: 
vernehmen geweſen, es jeien niemals Meinungsverjchiedenheiten vorgefommen.” 
Er ſchließt mit der bei einer früheren Gelegenheit ſchon ausgeſprochenen Auf 
forderung, daß „Alle, die die Ordnung und Ruhe liebten, eine feite Scheibe: 
wand aufrichten müßten gegen fubverfive und verderbliche Leidenſchaften.“ 

20. September. Ein Gefammt=Hirtenbrief des Cardinal-Erz- 
biſchofs von Rouen, des Cardinal⸗Erzbiſchofs von Paris, der Erz⸗ 
bifchöfe von Bourges, Senlis und Rheims und der Biſchöfe von 
Meaur, Beauvaig, Leez, Orleans, Blois, Berfailles, Chartreg, Troyes, 


24 
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Sain⸗Brieuc, Soiſſons, Chalons, Bayer, Verdun, Nancy, Evrenz, 
Limoges, Nevres und Amiens bringt die Gründung einer freien Uni⸗ 
verfität in Paris zur Kenntniß der Gläubigen und fordert zur Be 
theiligung an einer für diefen Zweck eröffneten Subfeription anf. 
Gleichzeitig zeigt der Gardinal-Erzbifchof von Tours mit den Bi— 
Ihöfen von Laval, Angers, Mans und Lucon die Eröffnung der 
„freien Facultät“ in Angers fehon auf den 1. Oftober 1. J. an und 
veröffentlicht dag Statut für diejelbe, das erfte Mufterbild dieſer 
Art für Frankreich). 
Statut für die erfte freie (katholische) yacultät in Angers: 
Erſter Abjchnitt. Die Einichreibung. Um fich einichreiben zn laſſen, muß 
man volle 16 Jahre alt fein und folgende Tapiere haben: 1) einen Geburts⸗ 
ſchein und Ziplom al® „Bachelier &s lettres‘; 2) bie, welche nur ein Zeugs 
niß der Befähigung erlangen wollen, bedürfen de3 Tiploms eines „Bache- 
lier ds lettres“ nicht; 3) das Negiiter, um fich für das erſte Trimefter bes 
Schuljahres einfchreiben zu Lafien, ift vom 1. bis 15. November aufgelegt; 
4) Die Studenten können feine neue Einfchreibungen erlangen, wenn ſie ihr 
fleißiges Anmwohnen ber VBorlefungen der vorhergehenden Trimefter nicht nady 
ae haben. Zweiter Abichnitt. Ser Veſuch der Borlefung. 5) Jede 
orlejung dauert zum a a eine und höchſtens 1!/ Stunde. Niemand 
kann vor Beendigung der Borlefung den Saal verlaffen. Die Profefioren 
fönnen fi) von den Sortichritten der Studenten dadurch überzeugen, daß fie 
tragen an dielelben richten. Eine fchriftliche Arbeit ift für jedes Trimeſter 
obligatoriſch; 6) die Studenten find geziwungen, alle Borlejungen mit Pünkt⸗ 
lichleit zu befuchen; 7) die Studenten, welche von dem Beſuche einer oder 
mehrerer Borlefungen entbunden jein wollen, müffen bei ber Facultät ein 
motivirtes Gejuch re 8) nur bie werden zu ben Borlejungen zuge 
‚ lafien, die eingejchrieben find und Eintrittäfarten haben; 9) die, welche, ale 
eingejchrieben zu fein, eine Borlefung verfolgen tollen, müſſen ſich jchriftlich 
an den Profefior wenden, der ihr Gefuch dem Nector übergeben wird; bie, 
welche einer lung anmwohnen wollen, müflen fi) an den Profelfor wenden; 
10) ein jährlicher „Soncurs” wird zwifchen den Studenten bes nämlichen 
Jahres ftattfinden. Preife werden vertHeilt tverden. Zritter Abfchnitt. Lie 
Behörden der Facultät. 11) Die Facultät wird dem Geleke vom 22. Juli 
1875 gemäß verwaltet; 12) die academijche Behörde bildet der Nector und 
der Tecan. Die Profeiforen bilden in Gemeinichaft mit dem Secretär unter 
dem Borfit des Rectord den „Conseil rectoral“. Bierter Abichnitt. Die 
Dieciplin Facultät. 13) Die — Disciplin iſt haupt⸗ 
jächlich dem Rector anvertraut. „Internata“ werden nach dem Willen der 
Familie für die Studenten eröffnet. Dieſe Häufer werden ein beſonderes, 
von dem „Conseil rectoral‘“ gebilligtes Reglement haben; 14) bie Studenten 
müffen 3 zur katholiſchen Religion bekennen und Die Gebräuche berielben 
fireng in Anwendung bringen; 15) an Sonn: und Feſttagen wohnen bie 
„Erternen” dem Gottesdienft in den Kirchen ber Gemeinden an, wo fie 
wohnen; 16) religiöfe, für alle Studenten obligatoriiche Konferenzen werben 
u verſchiedenen Seiten des jahres ftattfinden; 17) die Studenten, die in 
Stadt wohnen, ul in den drei Tagen, welche dem Befikergrei 
ihrer Wohnung folgen, dem Rector ihre Adrefie zugehen Iafien, auf wel 
der Rame der Straße, die Nummer des Haufe und der Name unb die 
zurue derjenigen angegeben find, bei deuen fie wohnen; 18) die in ber 
tadt wohnenden Studenten müflen gewöhnlich um 10 Uhr Abends nad) 
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Hanfe gehen. Die Bewohner Stadt, welche ben Studenten Zimmer ver: 
miethen, werden aufgefordert, ihren Beiltand zur Aufrechterhaltung dieſer 
Beitimmung zu leihen. Der Eintritt in jedes Haus, deſſen Ruf nicht voll- 
ftändig gut ift, ift fireng verboten. Fünfter Abjchnitt. Bon den academiſchen 
Strafen. 19) Die academifchen Strafen find: a. die Verwarnungen, b. Sus⸗ 
penfion des Rechtes, die Borlefung zu befuchen, c. ber Ausſchuß aus der 
Facultät; 20) die Verwarnungen werden von dem Profeflor oder der acas 
demiſchen Behörden vorgenommen; die anderen Strafen werben von dem 
„Conseil rectoral“ in Anwendung gebracht. 


An allen neuen katholiſchen Univerfitäten: Paris, Lille, Angers, 
Poitiers, Toulouſe und, wenn möglich, Lyon und Avignon foll, um 
wenigftens jofort einen Anfang zu haben, mit der Errichtung der 
pbilofophiichen Facultäten ala der, freilich vorerft noch fehr unvoll- 
ftändigen, doch am leichteften zu erftellenden vorgegangen werben; 
ſobald wie möglich foll aber eine juridiiche Facultät und jchließ- 
lich auch eine medizinische, obgleich diefe wegen der Klinik am meiften 
Schwierigkeit macht, hinzugefügt werden. Für die juridifche Yacultät 
wird dag canonifche Recht den Mittelpunkt bilden. „Denn — jagt 
dad „Univers“ Veuillot's — es gibt nur Ein Recht und das ift das 
canonifche, vor diejem hat fi) das Staatsrecht zu beugen.“ 


Mitte Oftober. Die Bilchöfe Legen ihren Pfarrern je nad 
dem Einkommen berjelben eine Zwangsſteuer bis auf den Betrag 
von 1000 Tr. zu Gunften der neuen fatholifchen Univerfitäten auf. 

15. Ottober. Buffet fieht fich nachgerade doch genöthigt, den 
in Lyon geradezu unmöglich gewordenen Präfekten Ducros abzurufen 
und durch einen weniger compromittirten Anhänger der ſog. confer« 
vativen Intereſſen zu erſetzen. 

16. Oftober. Rouber hält in Ajaccio eine Rede an feine 
Wähler, in der er dag Programm der bonapartiftifchen Partei ent- 


wickelt. 


Rouher betrachtet die nunmehrige republikaniſche Verfaſſung lediglich 
als ein Experiment, deſſen weſentlichſſe Bedeutung in dem uneingeſchränkt 
vorbehaltenen Reviſionsrecht liege. Die ——— Partei konne die Sache 
rubig mit anjehen. „Das Revifionsrecht öffnet uns ein nicht minder weites 
Feld ala den andern Parteien. Wenn erft die Auflöfung aufgehört haben 
twird, ein Blendwerk zu fein, wenn der Wahlgang eröffnet jein wird, dann 
wird auch unfere Partei an jenen großen Kämpfen An zeichen Antheil 
nehmen. Als erſter Bundesgenofje wird und die Entfefjelung der radicalen 
Leidenſchaften zur Seite ftehen, welche alle rechtichaffenen Leute unter unfere 
Fahne Drängen wird. Unſere Reihen werden fich — und wenn dann 
erſt das Erperiment in der Reviſion ſeinen Abſchluß finden wird, dann 
werben wir jehen, was Frankreich, frei und Herr feines Geſchickes, über fich 
jelbft verfügen wird. Bis dahin mögen die tranfigenten oder intranfigenten 
Republitaner hoffen, die Republik einzubürgern; mögen die einen das Land 
mit Chloroform behandeln und ihm die Annehmlichkeit einer ‚liebenswür⸗ 
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digen Republik“ vorgaufeln, die anderen ihm ihre gewaltthätigen Lehren an 
ben Kopf werfen: die Nation, welche aus ons die Verbrechen und 
den Blödfinn der Mutter-Republit tennt, wird fie richten. Mag das linte 
Gentrum verzweifelte Anftrengungen machen, fid) am Rande dee Abgrundes 
im Gleichgewichte zu halten; mag die legitimiftiiche Partei fich in ihre Ueber⸗ 
lieferungen hüllen und überzeugt bleiben, daß furchtbare Geſchicke das ent: 
fette Frankreich zu den Füßen ihres Königs zurüdführen werden — Zän: 
idungen ber Treue, die wir ehren müflen: denn auch wir, meine Herren, 
find Getreue; mögen die Anhänger ber jüngeren Linie (cin Ausdrud, Der 
freilich nur noch eine hiftorifche Bedeutung haben fol), nachdem fie mühlam 
auf die legitime Monarchie losgeſteuert, ibr Ruder plötzlich der Republik 
zugelehrt haben und noch ferner alle Zugänge zur oberften Gewalt u 
halten, auf irgend einen glüdlichen Zufall lauern — was können alle bi 
Beitrebungen und Umtriebe der imperialiftifchen Partei anhaben? Ich für 
meinen Theil habe die innigfte, auf Studium und Nachdenten berubende 
Neberzeugung, daß die Nation niemals bie Republik als definitive Regiernng 
annehmen wird. Wenn die Republik fich bisher behaupten Tonnte, jo geichab 
es, weil wir von einer Republik fo wenig ala nur möglich hatten; aber je 
aufrichtiger und vullftändiger der Verſuch gemacht werben wird, defto ent: 
fchiebener werben die Gefinnungen age fi fund thun, und je mehr 
die Republit Republik fein wird, deito unerbittlicher wird das UrtHeil Lauten, 
befto volltommener wird die Genugthuung für den 4. September ſein.“ 


17. Oktober. Hr. Thiers Hält in Arcachon eine Rede, in der 
er fich neuerdings gegen die für Frankreich geradezır unmöglich ge= 
wordene Monarchie, gegen die von Buffet gehandhabte Nuzfchliek- 
Tichkeit und für einen ehrlichen Verfuch mit der Republik erklärt: 


„Was ift nun, nachdem die Republik beichloffen ift, noch zu thım, 
meine Herren? Auf diefe Fruge antworte ich offen: Nur Eines; wir müflen 
anfrichtig und reblich danach ftreben, daß fie durchdringt. Eine andere Pflicht 
gibt es nicht, wie ſich auch immer die Zukunft geftalten mag. Forſchen wir 
nicht nach der unbefannten Zukunft, ziehen wir unfere gegenwärtige, augen: 
ſcheinliche, unleugbare Pflicht zu Rathe: Tie Republik ift angenommen und 
wir müffen, wenn wir nicht die inconjequenteiten Menichen fein wollen, wir 
müffen, ıch wiederhole e3, bafür forgen, daß fie durchdringt. Lab dies wicht 
leicht ift, gebe ich zu; aber wäre es leichter, die Monarchie zu befeitigen, Die 
in vierzig Jahren dreimal geftürzt worden ift? Gewiß können die monat: 
chiſchen Parteien das Unternehmen durch einen offenen oder heimlichen Wider: 
ftand erſchweren; aber werden fie dadurch die Monarchie ermöglichen? Rein; 
diefelben Gründe beflehen immer noch und werden lange fortbeitehen. Setzen 
wir boraus, daß das Haus Bourbon nur noch einen einzigen Vertreter habe, 
bie Napoleon? wären immer noch da, welche wir an gewiffen Tagen mit 
den Bourbonen ftimmen fehen können, aber die wir nie vereint regieren chen 
werden. Zwei Dynaſtien find für einen Bürgerkrieg vollkommen ausreichend, 
ohne daß es einer britten bedarf. Welches ift heute die wahre Lage? Die 
Republik ift nicht mehr eine Principienfrage, fondern eine Dur praftijcher 
Anwendung. Hier fangen nicht nur unfer Aller Pflichten, jondern auch die 
der Regierung an. Die oberfte Gewalt ift in den Händen der Männer vom 
24. Dlai oder doch der herporragendften unter ihnen geblieben, und fie werden 
num wohl zu erwägen haben, welchen Gebrauch fie davon machen. Ich be 
greife die Behauptung, daß in der Regierung Sonfervative nöthig find; id) 
gebe es zu, denn ich bin ftet? confervativ geweſen. und ich Habe auch jeder: 
zeit jo confervativ fcheinen wollen, als ich es woirklich war. Aber man muß 
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fich über dieſe Bezeichnung verftändigen und vor den Auslegungen, bie man 
ihr zu geben jucht, in Act nehmen. Man ftellt eine gewiffe Klaſſe Confer: 
vativer auf und fagt: „Keine Radicalen.” Das ift ganz richtig. wenn man 
unter den Radicalen die Anhänger getviffer wirthfchaftlicher, finanzieller oder 
gejellfchaftlicher Theorien verfteht, zu welchen die Radicalen fich bekennen, 
und die fie aufgeben würden, wenn fie am Ruder ftünden. Damit begnügt 
man fi) aber nicht; erſt ftöht man die Nadicalen perjönlich zurüd, dann 
ftößt man die zurüd, welche das Land durch ihr Vorgehen zum Radicalismus 
führen könnten. Eo gibt e8 erftlich die Radicalen, vor denen man fich hüten 
muß; dann bie, welche, ohne radical zu fein, zu den Nadicalen führen; hie: 
rauf, indem man immer weiter geht, die, welche zu den Begünftigern der 
Radicalen führen, bi? man endlich durch Fortſpinnung diefer Kette nur noch 
bie als befähigt erkennt, dev Republik zu dienen, welche nie etwas Haben 
von ihr wiſſen wollen und auch Heute noch in diefen Sefinnungen verharren. 
Ohne Zweifel ift die Regierung nicht blos eine ſolche, wo man fi um 
Aemter bewirbt und ehrgeizige Kämpfe auffügrt, aber die Regierung muß 
doch wenigſtens zum Theile die Dienſte derer empfangen, Die Trüher nichts 
von ihr wiſſen wollten, ſich ihr aber jetzt zugewendet haben. Was wird 
ſonſt geſchehen? Wir würden Beamte haben — und hier ſpreche ich nicht 
von dem beſcheidenen, arbeitſamen, unermüdlichen Theil der Verwaltung, der 
Frankreich immer ſo gut gedient hat, und nach jeder Umwälzung wieder auf 
ſeinen Poſten zurückkehrte, um die Neueingetretenen in die Geſchäfte einzu: 
weihen — ich ſpreche von den politiſchen Beamten, welche mit ber Politik 
wechfeln und fie in den Augen der Bevölferung vertreten, wir würden, fage 
ich, Beamte Haben, die nicht einmal den Namen der Regierung auszusprechen 
wagen, der fie dienen, denen man nur durch ein Wunder den Namen Res 
publik entreißt, die nur von Frankreich ſprechen, defien uns Allen heiliger 
Name immer und überall am Plage ift, aber nicht vorgefchoben werden follte, 
weil man feinen anderen nennen will. Nicht jo, meine Herren, zieht man 
ungewiffe, mißtrauifche Bevölferungen an und reißt man fie mit fich fort. 
Aut bieje Weife läuft man Gefahr, dem Lande eine Regierung vorzuftellen, 
die Feine beftimmten Umrifſe Hat, aus Räthieln zufammengefekt ift, deren 
leitenden Gedanken man vergeben? jucht. Uebrigens naht der —— der 
Wahlen, und Frankreich ſelbſt muß feiner Regierung die Einheit der Ziele 
und de3 Wirken? geben, deren fie bedarf. Möge Frankreich, verftändig dor: 
gehend und fich vor jeder Ausſchließung hütend — benn bie ausſchließenden 
Regierungen find unfruchtbar — allen Männern die Arme öffnen, welche 
einen feiten Entſchluß gefaßt haben, und fich vor denen hüten, die am Wahl: 
tage Republifaner find und unverzüglich darauf ihr Glaubensbekenntniß 
durch den Revifionsartitel erläutern. Möge Frankreich, indem es zu den 
Wahlen fchreitet, nicht vergeflen, daß fein Finanzfyftem der Vervollftändigung, 
fein —— der Reformen bedarf — denn nicht alle Geſetze, welche be⸗ 
ſchloſſen worden ſind, ſind gut — daß ſeine Handelsverträge erneuert werden 
müſſen und der öffentliche Unterricht auf der Grundlage der modernen Ges 
ſellſchaft entwickelt werden jollte. Möge Frankreich nicht vergefien, daß, wenn 
fih zu allem anderen auch noch Schwierigkeiten gefellen follten, die in ber 
Spaltung ber Parteien, welche in der gegenwärtigen National:Berfammlung 
Alles erſchwert Haben, ihren Urſprung haben, daraus nur ein Chaos ent» 
ftehen könnte und es feine Zeit vor Europa verlieren würde, ba3 feinerjeits 
feine Minute verliert; denn in ganz Europa ift feine Nation, welche fid 
nicht bemühte, ſtärker zu werden und ihre Angelegenheiten beffer zu ordnen.” 


18. Oktober. Die frangdfifche Regierung regt bei den Mächten 
gemeinfame Schritte gegenüber der Türkei bezüglich des von ihr er- 
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Härten theilweifen Banterott3 an. Teflerreih und Rußland Iehnen 
jedoch die franzöfifche Initiative ihrerfeit3 ab, womit der Berfudh, 
die ausfchließliche Action ber drei Oftmächte gegenüber den türkiſchen 
Wirren zu durchbrechen oder twenigften® zu kreuzen, zu Boden fällt. 

20. Oktober. Der Eultusminifter Wallon eröffnet den Bi- 
Ihöfen, daß fie in Zukunft mit Bewilligung des Papites das Do- 
mine fac salvam rempublicam fingen zu laſſen hätten. 

Dad päpftliche Aktenſtück ift in feinem Wortlaut für die im Batican 
herrichende Denkungsart jehr bezeichnend: „Tie Regierung ber franzöfiichen 
Republik bat durch ihren Vertreter in Rom ben apoftoliiden Stuhl ange: 
flebt (supplie), zu erlauben, daß man in allen Kirchen Fraukreichs nad) 
dem Gottesdieufte das „Domine, salvam fac Rempublicam‘ finge, wie wir 
es im Artikel VIIL des Soncordat3 von 1801 geftattet hatten. Unſer beiliger 
Dater, der Papit Pius IX, bat, diefen uni) echörend, in feiner Güte 
ih duch beſondere Gnade dieſe Zitte günftig aufzunehmen, und Hat 

fohlen, daß bie erwähnte Beltimmung durch bad gegenwärtige Decret den 
franzöfiicgen Bilchöfen bekannt gemacht werde.” 

20. Oktober. Der Germeinderath von Paris nimmt entfchteden 
Stellung gegen die neuen Tatholifchen Univerfitäten. 

In einem Ausfchußbericht bezeichnet ex das Gejeh über die Univerfi⸗ 
tätsfreiheit ala Die fociale El gegen welche ex den Pariſer Lebranftalten 
der Staatduniverfität eine jährliche Subvention von 200,000 Fres. votirt: 
100,000 für die medicinifche Schule, 50,000 für die pharmaceutifche Schule 
und 50,000 Fres. für die Rechtsſchule. Die Gemeinderäthe anderer Städte 
haben ähnliches ſchon gethan, 3. B. Lyon, Bordeaux, Nantes u. |. w., oder 
beratfen noch darüber. Tas Univerfitätswelen wird fortan feine Tages⸗ 
chronik Haben. Schon hat ber ‚Temps“, in allen Städten, wo freie Facul⸗ 
täten, Tatholifche oder freifinnige oder beide gleichzeitig, beftehen werben, 
fländige Univerfitätscorrefpondenten angeftellt. 


25. Oltober. Nach Rouber und nach Thiers entwidelt auch 
Sambetta, in einem offenen Briefe an feine Lyoner freunde, fein 
Programm für die nächſte Zukunft, in dem er fich neuerdings mit 
entjchiedener Mäßigung ausfpricht und von den Wahlen die Her: 
ftellung einer ftarfen republifanifchen Majorität erwartet, „in welcher 
die confervativen Intereſſen und die fortfchrittlichen Beftrebungen 
fich brüderlich die Hand reichen werden“ : 

. ... Dieſes fo werthvolle und heilfame Bündnik, welches in ber 
Kammer unter den Aufpicien von Männern wie Thiere, Caſimir Perier, 
Leonce de Lavergne u. U. geichlofien worden ift, muß in der That vor dem 
allgemeinen Stimmrecht aufrechterhalten werden. Mar joll nie geleiftete 
Dienfte vergefien und foldde, die man noch erwarten kann. Das Beilpiel 
biefer Bürger, welche entfchloffen die Bahnen ber republitanijchen Democratie 
einſchlugen, bat auf die Öffentliche Meinung einen mächtigen Einfluß geübt, 
und es muß jet offen bewiejen werden, ba bier fein vorübergehenbes Gin: 
vernehmen vorliegt, welches bei der erſten Schivierigleit außeinandergehen 
kann, jondern im Gegentheil ein wohlüberlegtes und dauerhaftes Zuſammen⸗ 
wirken, ſowie gleichzeitig ein aufmunterndes Beiſpiel zur Eintracht aller 
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uten Bürger für die Wiederaufrichtung des Vaterlandes... Seit vier Jahren 

be ich feine Gelegenheit verfäumt, die tyortichritte der republifanifchen Idee 
in den verichiebenen Theilen Frankreich und in ben verichiedenen Schichten 
der franzöfifchen Geſellſchaft aufmerkſam zu verfolgen. Ohne auf Einzelheiten 
einzugehen, bie bier nicht am Plate wären, glaube ich verfichern zu können, 
daß Frankreich nur darum fo geduldig den Angenblid erwartet hat, da es 
feinen Bevollmächtigten gefallen twilıde, ihm feine ſouveränen Rechte wieder: 
zugeben, weil e3 unerichütterlich getwillt war, die Republik zu befeftigen. Es 
wußte recht gut, da man es ſchließlich doch befragen mußte, und daß es 
danıı ohne Lärın, ohne Gewaltthätigkeit, beinahe ohne jede Erregtheit feine 
Männer wählen und feinen Willen dictiren würde. Durch unerhörtes und 
unverdientes Unglüd belchtt, a die Nation offenbar an Erfahrung und 
praftiichem Sinn gewonnen. Sie ift fatt der Retter, die fie zu Grunde ge- 
richtet, dev Schtwäßer, die fie irregeführt Haben; fie zuckt die Achjeln zu den 
Fanatikern, die fie zu einer Vergangenheit zurückführen möchten, deren Namen 
ſchon allein ihr unerträglich iſt. Sie will ihre Gefchäfte felbft beforgen und 
endlich die Regierung des Landes durch dad Land durchführen, deren Prin: 
cipien die franzdjische Revolution aufgeftellt bat. Dieſe Politik ift berufen, 
in den nächſten Wahlen obzufiegen und für die künftigen Landesvertretungen 
bie leitende zu fein... Unter dem Schutze der Berfaffung werden wir jebt 
dem frieblichen und den Ringen der confervativen Partei mit ber 
Partei der Neuerung beimohnen, der Wiegs mit den Tories der Republik, 
wie fie fich die Stimmen der Öffentlichen Meinung ftreitig machen und regel: 
mäßig am Staatdruder ablöfen. In diefem vereinigten Frankreich wird es 
und vielleicht beichieden fein, den Haß und die — Vorurtheile der 
Claſſen ſchwinden, den bürgerlichen Frieden hergeſtellt zu ſehen. Wenn die 
neuen, aus der franzöfiſchen Revolution und dem allgemeinen Stimmrecht 
herborgegangenen Schichten der Geſellſchaft mit der Ylüthe der alten Gefell: 
Ichaft verföhnt fein werden, dann werden wir endlich) durch das innige und 
mit jedem Tage fruchtbarere Bündnif des Proletariat? und der Bourgeoifie 
die ungeheure Wendung, welche von 1789 datirt, vollzogen haben.” 


26. Oktober. Der Unterricht3-Minifter Wallon eröffnet Die 


Seſſion des oberjten Unterrichtsrathes 

und kündigt diefer Körperichaft an, daß fie fich zunächſt mit der Aug: 
arbeitung der Reglement? zu beichäftigen haben werde, welche die Durch⸗ 
a. des neuen es nothivendig made: „Geben wir bem 

ien Unterricht alle berechtigten Erleichterungen, aber gewähren wir auch 
dem Staatäunterricht allen ben Beiftand, beffen er bedarf, um fich weiter zu 
verbreiten und auf eine höhere Stufe aufzufchtwingen! Nur dann werden 
wir mit Ruhe, wenn auch immer noch mit Wachſamkeit, die Rejultate ab: 
warten Zönnen, welche fich der Gefehgeber von feinem Werke verfprochen hat.” 

29. Oftober. Die Einbürgerung des Ginjährig-Freiwilligen- 
Inſtituts und der Nuten, der daraus in Deutjchland gezogen wird, 
begegnet in Frankreich immer denfelben Schwierigfeiten. 

Der Kriegaminifter de Eiffey hatte fürzlich den Prüfungscommilfionen 
für Den dest eingejchärft, etwas ftrenger vorzugehen, 
als im vorigen Jahre. Tiefe Weifung wurde beherzigt und die guoige ivar, 
ba eine größere Anzahl von Candidaten zurüdgeiwielen wurde, Nun meldet 
der officiöfe „Frrancais”, es hätte fich hierüber ein folcder Lärm erhoben, 
daß ber Kriegsminiſter I beflimmt gejehen, in einer neuen Verfügung ans 
zuordnen, I: bie durchgefallenen jungen Leute ſammt und ſonders doch zu 
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dem Freiwilligendienſt zugelaflen werben ſollen. „Man würde bergleichen 
nicht glauben, wenn es nicht in einem Negierungtorgen zu leſen wäre.“ 

30. Oktober. Ein Dekret des Präfidenten der Republik ge» 
nehmigt die Errichtung einer Rechtsfacultät in Lyon auf Koflen der 
dortigen Stadtverwaltung, beftehend aus brei Lehrflühlen für Civil⸗ 
recht, zwei Lehrftühlen für römifches Necht und je einem Lehrſtuhl 
für Givilprogeß und Strafrecht, Handelarecht und Staatäwiffenichaft. 
— Gleichzeitig verdffentlicht der Erzbifchof von Lyon das Programın 
feiner neuen katholiſchen Univerfität. 


Dasſelbe ift liberaler ald das der Univerfität von Angers, wo feine 
Daneben beftchende und concurrirende StaatZuniverfität zu einiger Mäßigun 
zwingt; die Etubenten brauchen nicht Tatholifch zu fein und find nicht du 
das Reglement zu — Uebungen gezwungen; bie Profefſoren müſſen 
katholiſch ſein und ſich dem heiligen Stuhl, den Biſchöfen und allen Lehren 
ber Kirche unterworfen haben; den Studenten wird Gewiſfſensfreiheit gear 
ber fatholiiche Student muß jedoch beim Einichreiben erklären, daß ex ſich 
der Lehre der Kirche unterwirft, von proteftantiichen nnd jüdiichen Studenten 
wird die Erklärung verlangt, daß fie die Lehren der Kirche achten. 

3. November. Einberufung der Refruten für 1874: es wer- 
den für den fünfjährigen Dienft 93,800 und für den Dienft von 
6—12 Monaten 48,278 Retruten eingeftellt. 

8.—13. Noveniber. Nat.»VBerfammlung: Erſte Berathung des 
Wahlgeſetzes für die fünftige Deputirtenflammer. Das allgemeine 
Etimmredht wird von feiner Eeite mehr angefochten. Der Haupt» 
fampf dreht fi) um die Frage bes Fiftenferutiniums (nach Departe: 
ments) oder der Einzelwahlen (nach Arrondiffements). Die Regie 
rung, Buffet und ſelbſt Dufaure, tritt auf's eifrigfte für das letztere 
ein, während die gefammte Linke für das Liftenferutinium ift. Schließ⸗ 
lich gelingt e8 der Regierung, noch einmal alle Fractionen der Rechten 
jufammenzubringen: das von der (in ihrer Mehrheit Liberalen) Com⸗ 
niffion vorgefchlagene Kiftenferutinium wird verworfen und mit 357 
gegen 326 Stimmen das Arrondilfementsfyften angenommen nach 
einem Antrage von Lefevre-Pontalis, welcher Tautet: 


Tie Mitglieder der Zeputirtenlammer werden in Einzelwahlen er: 
nannt. Jedes Arrondiffement ernennt einen Abgeordneten. Die Arrondiſſements 
bon mehr ala 100,000 Einwohnern ernennen je einen Abgeordneten auf 
100,000 Einwohner oder einen Bruchtheil von 100,000 Einwohnern. In 
diejem Falle werden bie Arrondiſſements in Wahlbezirke getheilt, deren Statut 
durch dieſes Geſetz ein für alle Mal feftgeftellt wird. 


Frankreich befteht feit dem Frankfurter Frieden aus 362 Arrondifſe⸗ 
wents, wenn man die Stadt Paris für ein einziges zählt, und im anderen 
Falle aus 321 Arrondiffemente. Don dieſen zählen 112 Arrondiſſements 
mehr ald 100,000 Einwohner und werden je zwei Abgeordnete zu ernennen 
haben, 9 Arrondiffements, nämlich Breft, Touloufe, Grenoble, Saint:Etienne, 
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Nantes, Eaint:Tenis, Rouen, Havre und Verſailles, werden je drei, 2 Arron⸗ 
diſſements, nämlich Marfeille und Vordeaux, werden je vier, Lyon wird fünf, 
Lille ſechs und Paris fünfundzwanzig Abgeordnete zu wählen haben, ba fünf 
Arrondiſſements der age edr als 100,000 Einwohner zählen Im 
Ganzen wird die künftige Kammer aus 532 Abgeordneten beftehen, während 
bie gegenwärtige Nationalverfammlung ihrer 735 zählt. 


Sowohl die Regierung als die Eonfervativen find nach dieſem 
Eiege geneigter al3 bisher, die Auflöfung ter Nat.-Berfammlung 
zu befchleunigen. 

10. November. Nat.:Berfammlung: Der Yuftigminifter Du— 
faure legt derjelben ein Preßgefet vor, nach deflen Annahme der 
noch über halb Frankreich Taftende Belagerungszuſtand aufgehoben 
werben fol. Der Preßgeſetzentwurf ift ein jehr ftrenger und auch 
wenn er durchdringt, foll der Belagerungazuftand vorerjt doch noch 
für Paris, Lyon und Marjeille aufrecht erhalten werden. Die Wahl 
der Commilfion, die den Entwurf prüfen foll, fällt gegen die Re— 
gierung auß: 11 Mitglieder find von vornherein gegen, nur 4 für 
dieſelbe. 

15. November. Nat.Verfammlung: beſchließt, das Municipal: 
geſetz zu vertagen und den neuen Kammern zu überlaſſen. 


16. November. Der Erzbiſchof von Paris eröffnet bereits die 
Rechtsfacultät ſeiner neuen katholiſchen Univerſität. Die Eröffnung 
der ganzen Univerſität kann erſt nach Neujahr erfolgen. 

19, November. Eröffnung der neuen fatholifchen Univerfität 
in Lille. 

22. November. Die Stadt Montpellier beichließt, auf ihre 
Koſten eine ftaatliche Rechtsfacultät zu errichten, um der Concurrenz 
der neuen katholiſchen Univerfitäten entgegen zu wirken. 

22.30. November. Nat.:Verfammlung: Zweite Berathung 
oder dritte Leſung des Wahlgefetes für die künftige Deputirten- 
fammer. Die Majorität, die fich bei der erjten Berathung für das 
Arrondiffement3-Eyftem zufammengefunden Hat, bleibt beifammen. 
Alle Amendements werden veriworfen, die Beichlüffe der erſten Be- 
rathung aufrecht erhalten und das Ganze fchlieklich mit 532 gegen 
87 Stimmen definitiv angenommen. 

25. November. Der Ankauf der Suezlanal-Mctien des Khe⸗ 
dive von Aegypten durch die englifche Regierung macht in Paris 
einen gewaltigen Eindrud. Das Gefühl, dab Frankreich damit eine 
Schwere Niederlage erlitten habe, ijt allgemein, obgleich die öffent⸗ 
lichen Blätter fi) große Mühe geben, zu bem fchlimmen Spiel eine 
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möglichft gute Miene zu machen. Trankreich, das feit Jahren dar: 
nach geftrebt hat, feinen Einfluß am Hofe von Kairo zum domis 
nirenden zu machen, fann fi) darüber nicht täufchen, daß Aegypten 
in äußerfter Gefahr fehiwebe, unter englifche Botmäßigkeit zu fallen. 
— November. Nat.-Berfammlung: Unterhandlungen zwiſchen 
dem linken und den rechten Centrum, refp. zwifchen der Linken und 
Nechten überhaupt, um fich über die bevorftehende Mahl von 75 
Mitgliedern, dem vierten Theil des Fünftigen Senats, zu verftändi- 
gen, haben bis zum Echluffe de Monat? zu feinem Ergebniß ge= 
führt, obgleich die Linke, nicht unbefcheiden, für ſich nur 30 Site 
verlangt. Aber fie will den Orleaniſten nur 10 Site concediren 
und diefe find damit nicht zufrieden. Die Orleaniften, von denen 
viele nur fehr geringe Ausficht haben, in die neue Deputirtenkammer 
gewählt zu werden, möchten dafür den neuen Senat fo viel nur 
immer möglich für ſich in Befchlag nehmen, zumal fie den Plan noch 
nicht aufgegeben haben, den Herzog von Aumale zum Präfidenten 
des Eenat3 zu wählen und benfelben fo dem Präfidenten der Re- 
publit als feinen dereinftigen Nachfolger an die Eeite zu ſtellen. 


8. Dezember. Nat.»-Berfammlung: Die Berftändigung zwiſchen 
der Linken und der Nechten über die Wahl der 75 Senatoren ift 
durch die Intriguen der Orleaniften definitiv gefcheitert. Celbft die 
Fraction Lavergne-Wallon Hat mit Mehrheit beichloffen, die Bor: 
Ichläge des Linfen Gentrums abzulehnen und fich ausfchließlich mit 
den Fractionen der Rechten über die Zahl, die jeder einzelnen über- 
laflen werden foll, zu vereinbaren. Diefe Vereinbarung fommt denn 
auch zu Stande. Die Bonapartiften, die weder von der Rechten 
noch von der Linken viel zu erwarten haben, Halten fich inzwiſchen 
bei Seite. 

Nah dem „Yourn. bes Deb.“ nimmt die Nechte von den 75 Sena: 
torenfien nicht weniger ala 62 für ſich in Beichlag; dem linken Gentrum 
wollen fie 13 Sitze überlaffen, wenn fie nicht der Appetit nach biefen Sitzen 
auch noch während de Wahlgeichäfts befällt. Die 62 ae vertheilen fie 
alfo unter fich: rechtes Centrum 17, außerſte Rechte 13, gemäßigte Rechte 12, 
Gruppe Lavergne 7, Gruppe Pradis 6, Gruppe de Clercq 54 die Bonapar: 
tiften follen' 2 Sige erhalten für die HH. Hamille und Vente. Die „Gazette 
de we bringt eine ähnliche Mittheilung aus Verfailles, nur daß Diele 
die Bonapartiften ganz ftreicht, die Gruppe de Clercq mit 8 und Die Gruppe 
Pradie mit 5 Candidaten bedenkt, und die weiteren 13 Sibe ausdrüdlidh 
für den zweiten Wahlgang cffen behält. Die „franz. Eorreip.” bemerft je: 
doch jolort dazu: „Man darf noch lange nicht annehmen, daß diefe Combi: 
nation auch der Mehrheit ſicher if. Die Linken halten unerjchütterlich zu: 
fammen, und die Bonapartiften, welche nach einer geftern abgebaltenen Be: 
rathung dabei verharren, für fi) von einer Kammer, die das Staiferreich für 
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4 abgeſetzt erklärt hat, nichts — können jet für oder gegen mehr 
als einen Gandidaten den Ausichlag ge 


9. Dezember. Nat. Free Beginn der 75 Senatoren⸗ 
wahlen. Die vereinigte Rechte und die vereinigte Linfe fichen fich 
mit ihren Liften gegenüber. Zuerſt geht nur der Präfident der Ver⸗ 
fammlung, Herzog v. Audriffet:Pasquier, defien Name allein fich 
auf beiden Lifte befindet, mit 551 Stimmen aus ber Mahl hervor. 
Für die weiteren Wahlen vereiteln die Bonapartiflen ben Eieg ber 
Rechten, indem fie ihre Stimmen abfichtlich zeriplittern. Einige der⸗ 
jelben ftimmen jedoch fchließlich mit der Linfen und ebenjo gehen 
einige Legitimiften aus Haß gegen die Drleaniften zu den Republi- 
fanern über und machen mit ihnen gemeinfame Eache gegen bie Lifte 
der Rechten. Es fommt in folge davon an diefem Tage nur noch 
eine Wahl zu Stande, die des Hrn. Martel (linkes Centrum), der 
genau die für eine gültige Wahl erforderliche Zahl von 344 Stim- 
men erhält, Die Kandidaten ber Tinten erhalten durchichnittlich feft 
324—325, die der Rechten feft nur 317—318 Stimmen, der Reft 
(die Bonapartijten und eine Anzahl Xegitimiften) gibt den Aus- 
ſchlag. 

10. Dezember. Nat.=Berfammlung: Fortſetzung der Senatoren⸗ 
wahlen. Die vereinigte Linke ſchließt mit einer Gruppe ſtrenger Le⸗ 
gitimiſten unter Hrn. de la Rochette eine förmliche Uebereinkunft ab 
und fichert fich dadurch die Majorität: es gehen in Folge dieſer 
Mebereintunft 17 Candidaten aus der Lite der Linken und nur 2 
Mitglieder der Rechten (Gen. Changarnier und Gen. Aurelles de 
Paladines) ala Gewählte hervor. Die vollftändige Niederlage des 
rechten Centrums (der Orleaniften) ift damit entjchieden: während 
fie für fich den Löwenantbeil der 75 Wahlen davonzutragen hofften 
und ber vereinigten Linken kaum 5—6 Sibe zu überlafien gedachten, 
fällt e3 unter allgemeinem Hohne zulett felber durch und wird 
kaum den geringen Antheil erhalten, den es der Linken zugedacht 
hatte. Die Niederlage der Orleaniften ift aber zugleich auch eine 
ſolche Buffet, auf deffen Antrieb die Orleaniften die Vorſchläge des 
Iinfen Centrums abgelehnt hatten und der fich der trügerifchen Hoff- 
nung bingegeben Hatte, bei Gelegenheit der Senatorenwahlen neuer= 
dings die alte confervative Majorität von 24. Mai 1874 gegen die 
Republik wieder herftellen zu können. [„Die Republik ohne und gegen 
bie Republifaner (feit dem 25. Februar d. J.) Hat ein Ende, die 
Republik der Republifaner beginnt.” ] 

Buffet Hatte bei Beginn der Wahlen feiner Sache ficher zu fein und 
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die Republifaner, auch bie gemäßigteften des Iinfen Gentrums, bis anf ein 
halbes Tutzend aus dem künftigen Senat ganz ausſchließen zu können ge: 
glaubt, nachdem e3 ihm gelungen war, die Gruppe Lavergne:Wallon in ihrer 
großen Mehrheit von ber bisherigen Allianz mit ben Republifanern zu trennen 
und für die Lifte der fog. vereinigten Rechten zu gewinnen. Wäre er durch⸗ 
edrungen, fo wären „Hampfeswahlen” im ganzen Lande bie ee Aha 

ieges geweſen, ein allgemeiner Wahlfampf bis auf’3 Meſſer. Gambetia be: 
zeichnete bie Wahlpolitit Buffet? in feinem Journal ganz richtig damit: 
c’est la guerre d’extermination. Wie die Regierung alle Gandidaten ber 
Republik bis auf's äußerſte befämpfen wollte, jo erllärten vor dem 9. Dez. 
die Republifaner den „Ausrotttungsfrieg” gegen alle Berwaltungkandidaten, 
wären fie auch fonft achtbar und vertrauenswürdig. Eie waren entichlofien, 
wenn die Wahlen troß alles Druckes der Regierung eine republifanijche 
Kammermehrbeit ergäben, wo möglich ſämmtliche Abgeordnete, deren Uriprung 
die Buffet’iche officielle Candidatur wäre, zu cafliren und an's allgemeine 
Stimmrecht zurüdzumeifen. Allein Buffet hatte bei feinem Plan ohne die Pos 
napartifter, denen die Orleanilten nur 2 Sibe im Senat überlafien wollten, 
und ohne die Gruppe der firengften Legitimiften, die ihren Zodfeinden, den 
Drleaniften, nicht zum Siege verhelfen mwollten, gerechnet. 

Zwei Momente trugen vornehmlich zum Siege der republifaniichen 
Lifte bei. Einmal nämlich, daß die drei Gruppen der Linken fi} unter fich 
bolllommen BEL, hatten und der Lifte der Rechten gegenüber wie Ein 
Mann zufammenftanden; und dann, daß fie ihre Candidatenliite ſehr forg⸗ 
fältig aus ben geachtetiten Namen ber verichiedenen republifanifchen Frac⸗ 
tionen zufammengefegt hatten, Männer, denen auch die Gegner ihre Achtung 
nicht verfagen Eonnten und die durch ihre Dergangenheit ein begründetes 
Anrecht zu haben fcheinen, im hohen Rathe der Republik zu fiten, während 
die Fractionen der Rechten fich bei der Zulammenjeßung ihrer Lifte durch 
die Tleinlichften Rüdfichten, perjönlicden Giferfüchteleien und geichäftlicyen 
Erwägungen hatten leiten laffen. 

Am erften Tag waren e3 die Bonapartiften, welche den Sieg der 
Nechten vereitelten. Ziefelben haben nicht für die Lifte der Rechten geſtimmt, 
fondern ihre Stimmen auf einzelne Mitglieder der Linken vertheilt, aber fo, 
daß biefe dadurch nicht die Mehrheit geiwinnen konnten; jo fam es, daß am 
erften Tag nur der Herzog d'Audiffret⸗Pasquier, für den beide Seiten ber 
en eng ftimmten, und Hr. Martel gewählt wurden, auf den 
neben ben Stimmen der Linken auch einige ber Bonapartiften gefallen tvaren. 
Sämmtliche andere Bandidaten hielten fich ziemlich die Stange und blieben 
alle unter der abfoluten Mehrheit. Die Orleaniften wütheten und klagten 
bie Bonapartiften bes „Verraths“, des „Abfall3 von der conſervativen Sade“ 
und alles Möglichen fonft noch an. Als wenn biefe für ihre gehakten Tod» 
feinde hätten inner follen, für die Orleaniften, welche noch vor wenigen 
Tagen durch alle ihre Journale, felbft den „Moniteur Univerjel”, die Bona⸗ 
partiften mit fo vornehmer Verachtung zurüdgewiefen hatten! So lagen 
die Sachen am 9 Der. Abends. Da fahten bie Linken, welche eine mufter: 
hafte Disciplin gezeigt hatten, den Entichluß, den Legitimiften den Vorfchlag 
zu machen, 17 ber ihrigen auf ihre Lifte zu jeken, wenn bie Legitimilten, 
db. 9. die äußerſte Rechte, für die Lifte der Linken flimmen würden. Rach 
langen Unterhandlungen ging Be de la Rochette, ber Präfident dieſer Gruppe, 
hierauf ein, und kurz entichloffen ſtrich die Linke 17 von ihren Candidaten, 
darunter auch Hrn. Jules Favre, Hingegen kein Mitglied der Rabdicalen; 
dies verbat fih Hr. Gambetta, und, da man feiner Unterftübung nicht ent» 
behren kann, jo wurden die 11 Radicalen, welche auf der Lifte ftunden, bei: 
behalten. Beim Beginn des Votums am 10. proteftirten mehrere Legitimiften 
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lebhaft dagegen, ala Candidaten der Republikaner zu figuriren; die Orlea⸗ 
nijlen begrüßten die abtrünnigen Chevaulegerd mit Lärm und Geſchrei; doch 
mit einer unnachahmlichen Bewegung des Stolzes rief der greife Herr de la 
Rochette, einer der treueften Anhänger Henri’3 V., den Orleaniften zu: „Je 
vous connais, Messieurs! Vous ne me faites pas peur!* Tie Männer der 
äußerften Rechten hielten ihr Wort; 17 Mitglieder der Linken Hatten bie 
Mehrheit; die Herren ber Linken jchienen es weniger ernft mit bem getroffenen 
Engagement genommen zu haben, benn von ihren Alliixten hatte feiner die 
erforderliche Anzahl Stimmen. Aber beim Verleſen des Scrutiniums tönten 
don allen Ceiten die Rufe der Linken: „Wartet morgen ab! Wir halten 
morgen unfer Wort!" Und alle Journale der Linken, „Rep. Francaife“ 
an der Spipe, erklären es für eine Ehrenpflicht, nunmehr auch die Kandidaten 
der äußerſten Rechten zu wählen. 


Die Niederlage der Orleaniften begegnet don allen Seiten nur jchr 
geringem Mitleid. Das Verfahren des rechten Centrums war fo treulos und 
fo wenig ehrenhaft, daß felbft das „J. des Debats“, welches immer noch auf 
die Möglichkeit eines Zuſammenhaltens zwilchen dem Linken und rechten Gen: 
trum gerechnet Hatte, ſchreibt: „Wir müßten einen wahrhaft. bi3 zum Helden: 
muth mitleidigen Sinn beſitzen, wenn wir dad Unglüd einer Partei beklagen 
könnien. welche nun in die Grube gefallen ift, welche fie für uns gegraben 
hatle. Es ift nicht daa erfiemal, daß das rechte Gentrum ein ſolches Mas 
növer verfucht hat; aber es ift da3 erftemal, daß dasſelbe zu feinem Ber: 
derben ausſchlug. Bisher hätte c3, ohne diefe Lehre zum Schlufie, glauben 
fönnen, und ebenfo das Land, dab die parlamentarifchen Geſchicklichkeiten es 
der Strenge der Grundſätze und der Aufrichtigfeit abgewinnen. Seit dem 
Zujammentritt in Bordeaux haben wir nicht? verjäumt, das rechte Gentrum 
don feinem pfahrichen Weg abzubringen; man weiß, mit welcher eines 
beſſeren Dankes würdigen Beharrlichteit wir die Bildung einer Mehrheit 
aus den beiden Centren verfolgt haben, welche allen gemäßigten Männern 
offen und nur den extremen Parteien und ben Bonapartiften verſchloſſen 
wäre. Mehreremale glaubten wir auch, das fo Heiß —— Ziel zu ex 
reichen; wir hatten una mit dem rechten Centrum offen verbunden; es jchien 
ein gemeinjames Programm anzunehmen; es hatte mit und das Gejeh Rivet 
und die Eonftitution Wallon votirt; den andern Morgen nach diefem Tagen 
der Hoffnung und herzlichen Einvernehmens finden wir unfere Alliirten mit 
unferen el Rd verbunden, um das Merk des vorherigen Tages 
umzuftürzen. Die Bonapartiften haben unferen Pla in der Mehrheit ein: 
genommen, zu der wir nicht follten gehören bürfen, ohne unfere Ueberzeu⸗ 
gungen und ohne unfere Vergangenheit abzuſchwören So wurden bir all: 
mälig dahin geführt, eine Partei zu verlafjen, über welche man fich Teine 
Täuſchungen mehr machen fonnte, welche von den großen parlamentarijchen 
Traditionen, für deren einzige Erbin fie fi) hält, nur bie Kunſt gefährlicher 
Coalitionen gerettet hatte, und welcher keine Beftimmtheit in den Geficht3: 
punkten, feine Teftigkeit in der Haltung mehr geblieben war. EHE empfängt 
das rechte Centrum ben Lohn für feine übelberathenen Ungeſchicklichkeiten.“ 


Hr. Buffet denkt einen Augenblid daran, feine Entlaffung zu 
nehmen und einem Gabinet Aubdriffet-Pasquier oder Leon Renault 
Platz zu machen, befinnt fi) aber alsbald eines andern und be= 
fchließt, am Ruder zu bleiben, dagegen feine Kandidatur (an der 
Spitze der Lifte der Rechten) offen zurückzuziehen. 

N. Dezember. Nat.-Berfammlung: Der Legitimift de la Ro⸗ 
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chette, der das Bündniß einer Gruppe feiner Partei mit den repu⸗ 
blifanifchen Fractionen abgefchloflen, rechtfertigt feinen Echritt in 
einem offenen Briefe: 

„Die Führer des rechten Centrums haben bie Republik eingeführt dem 
Könige zum Troß und den Royaliften zum Trotz. Tas kann nicht beftritten 
werben. Seht, da bie Republik gegründet if, möchten fie diefelbe regieren, 
noch immer dem König und diesmal auch den Republifanern zum Zroß, und 
verlangen dafür den Beiftand ber Roynliften! ch kann für meinen Theil 
auf eine fo unfittlicde Politik nicht eingehen. Bas Ziel des rechten Gentrums 
ift offenbar; der beichränftefte Berftand und das ungeübtefte Auge müflen es 
begreifen und ſehen. Tas rechte Centrum will unter irgend einer ein 
neues 183% aufführen und diefes Jahr ift der Uriprung alles unferen Un: 

lücks. Seine angefehenften Führer tragen den Haß gegen ben rechtmäßigen 
dniig im Buſen, und wenn fie in den Senat fämen, wäre es um bie erb- 
liche Monarchie gefchehen. Rein, ich werde niemals einen Bund mit Männern 
fließen, die fidh rühmen, ar Tea u fein, und gleichwohl ben König 
zurädgewielen und die Republit begründet haben. Ich kann mehrere von 
ihnen ala Gollegen lieben, aber ihre — weiſe ich entſchieden von mir. 
ch werde mich nie dazu hergeben, fie in ihren Beſtrebungen zu unterſtũ 
und ihnen, unter dem Vorwande, daß ed die Rettung der Gejellichaft ne 
zum Schemel zu dienen, mit Hülfe befien fie leichter ihr Biel erreichen 
fönnten. Ich habe lieber offene Tyeinde, ala verftedte Feinde. lieber bie 
jenigen, die uns offen befämpfen, ala diejenigen, welche un? im Stich ge 
lafſen, welde uns am 20. Rov. getänfcht, ihre, Scheidung durch den Alt 
vom 25. Februar vollzogen haben und noch Heut auf die Abdanfung des 
König bringen. Wenig macht e& mir Sorge, ob ich mit einigen meiner 
Freunde in den Senat gelange. Die frage ift eine Höhere und politiſchere. 
Es — fich darum, ob die Führer des vechten Centrums, welche dem 
ſtrafbaren Akt vom 25. Febr. geleitet haben, jetzt in die Lage geſetzt werden 
ſollen, ihre Hoffnungen zu verwirklichen! Dies iſt der Gedanke, der für mich 
und meine Freunde beſtimmend war. Werden wir unſer Ziel erreichen? 
Ich hoffe es; denn es ſoll uns an Feſtigkeit und Entſchloſſenheit nicht 
Dies ift die Erklärung meines Verhaltens. Ich ſtelle fie vertrauensvoll unter 
das Urtheil meines Vaterlandes und meiner politiſchen Freunde. 

Die Mehrheit feiner Partei (der ſogen. Chevauxlegers) iſt je 
doch mit feiner Taktik nicht einverftanden und entjeßt ihn des Prä⸗ 
fibiums8 der Fraction. Dafür erhält er von Eeite des legitimiſtiſchen 
Provinzadels zahlreiche Zuftimmungstelegramme. 


12. Tezember. Der radicale Gemeinderath von Paris ftreicht 
alle nicht ftreng obligaten Eultusausgaben, votirt jedoch die Sub⸗ 
vention don 300,000 res. für die Staatäuniverfität, nachdem er 
ihon 4 Millionen für den Bau der mediciniſchen Schule gegeben 
bat. Auch verlangt er den Bau eines großartigen Univerfitäts- 
hauſes, worin alle wifjenfchaftlichen Laienvereine freie Vorträge halten 
und Laboratorien haben Tünnen. — 


17. Dezember. Nat. -Berfammlung: genehmigt, wenn auch 
offenbar ungern, mit 445 gegen 144 Stimmen die ägyptilche Ge- 
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richtsreform, indem der Minifter bes Auswärtigen, Herzog Decazes, 
unumwunden erflärt, es jei ein Verſuch, den die fämmtlichen euro- 
päilchen Mächte anzuftellen fich entfchloffen Hätten und an dem Frank⸗ 
reich theilnehmen müfle, wenn es nicht aus dem europäifchen Con⸗ 
cert ausſcheiden wolle. 

19.— 24. Dezember. Nat.-Berfamnilung: jet die Wahlbezirke 
für die bevorftehenden Wahlen zur Deputirtenkammer feft und legt 
babei neuerdings ihre Abneigung gegen Paris zu Tage, indem fie 
mit 368 gegen 326 Etimmen von der allgemeinen Regel, daß auf 
jedes Arrondiflement von weniger ala 100,000 Einwohnern ein Ab 
geordneter und auf je weitere 100,000 Einwohner oder den Bruch» 
theil wieder ein Abgeordneter treffen jolle, was für Paris und ben 
Burgfrieden 25 Teputirte ergäbe, abgeht und Paris nur 20 Ab⸗ 
geordnete zutbeilt. 

20. Dezember. DBeröffentlichung des erſten Candidaten⸗-Cir⸗ 
culars für die Senatorenwahlen, indem drei angejehene Männer, 
Republikaner älteren und jüngeren Datums, die HH. Waddington, 
Martin und Graf St. Ballier, fi) in einem gemeinfamen Rund⸗ 
ichreiben an die Wähler des Aiane-Departement? wenden: 

„Indem wir vereinigt vor Euch treten, wollten wir im Aiäne-Departes 
ment dem Bündniß der Berfafjungsfreunde, aus welchem in ber National: 
verfammlung bad Botum vom 25. Februar hervorgegangen, einen Öffentlichen 
Ausdruck geben. Obgleich in ber une verjchiedener Regierungsformen 
aufgewachfen und verjchiedenen Fraktionen dex Liberalen Partei angehörend, 
begeguen wir uns in der Meberzeugung, daß die Fortdauer der beitehenden 
Inſtitutionen für die innere Rube und Außere Eicherheit des Landes fchlechter: 
dings nothwendig ift... .” 

Das Beijpiel findet in mehreren anderen Departement? Nach- 
folge, die Einigkeit der verjchiedenen Gruppen der Linken, feit für 
einen ehrlichen Verſuch mit ber Republik einzuftehen, erhält dadurch 
eine neue Belräftigung. 

21. Dezember. Nat.-Berfammlung: Schluß der 75 Senatoren» 


wahlen. 

Das Ergebnit ber Wahlen blieb bis zu Ende fo ziemlich da3 gleiche. 
Bon ben 75 Senatoren der Rationalverfammluug find nur 5 auf ber Lifte 
der Rechten geftanden: die HH. d’Aurelle de Paladınes, Changarnier, Dupan⸗ 
loup, Kolb:Bernard und be Montaignac; 3 andere ftanden zu gleicher Zeit 
anf den Liften der Linken und ber Rechten: bie 89. dAudiffret⸗Pasquier, de 
Giffey und Wallon. Die 67 andern gewählten Senatoren ftanden allein auf 
den Kiften der Linken. Ihrer Parteiftellung nach gehören von biefen 75 Ses 
natoren 58 ben Parteien ber Linken (mit Einfchluß ber Gruppe Lavergne) 
und 17 den Parteien der Rechten an; von biefen 17 barf das rechte Centrum 
bhöchften® 2, und auch dieſe nur ſehr bedingt, zu ben Jeinigen zählen: dem 
Herzog d’Audiffret:Pasquier und den Kriegauinifter de Eifiey. 
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24.—29. Tezember. Nat.» Berfammlung: Berathung der Preß⸗ 
gejeßporlage und der Aufhebung des Belagerungszuſtandes. Die in 
ihrer Mehrheit Liberale Commiſſion beantragt die Vorlage abzuleb- 
nen und den Belagerungszuftand ohne Ausnahme aufzuheben. Die 
Linke unterliegt jedoch bezüglich des Preßgejeßes mit 303 gegen 376 
und bezüglich des Belagerungszuſtandes mit 329 gegen 377 Etim: 
men. Der Belagerungazuftand bleibt wenigftena für Paris, Lyon 
und Marfeille aufrecht; doch erleidet die Regierung beim Preßgeſetz 
die empfindliche Niederlage, daß ihr mit 337 gegen 332 Etimmen 
die Befugniß entzogen wird, den Journalen den Verlauf auf der 
Straße zu unterjagen. 


26. Dezember. Sie orleaniftiichen Prinzen, der Herzog von 
Aumale und der Prinz von Soinville, lehnen zum Voraus jede 
Gandidatur für den fünftigen Cenat ab. Die betreffenden Erklä- 
rungen bderjelben find bezeichnend. 


Erklärung des Herzogs dv. Aumale: „Sie werden demnächit 
berufen fein, die Beſugniſſe auszuüben, welche Ihnen durch die organifchen 
Geſetze übertragen find, und an den Senatorenwahlen Theil zu nehmen. Ich 
weiß, daß mehrere Mitglieder des Generalrath3 ihre Stimmen Temjenigen 
zu geben gedenten, welchen fie feit fünf Jahren zu der Ehre berufen haben, 
unter ihnen den Vorſitz zu führen. Ich würde mich glüdlich ſchätzen, auch 
ferner dad Dife-Tepartement in unjeren politiſchen Berfammlungen zu ver: 
treten. Die Erfahrung Hat mir gezeigt, daß e3 nicht möglich ıft, an den 
Berathungen einer Afjiemblee wirken Antheil zu nehmen, jo lange man 
ein Commando führt, wie dasjenige, welches mir der Marichall:Präfident der 
Republif anvertraut Hat. Als ich mich im Jahre 1871 um die Stimmen 
ber Wähler des Dife beiwarb, ſprach ich den Wunſch aus, zur Wiederber: 
ftellung der conftitutionellen Monarchie beitragen zu können; aber ich fagte 
ach, daß ich, wenn diefer Wunſch nicht in Erfüllung gehen follte, auch 
ferner meinem Baterlande ehrlich dienen würde. Und ich diene ihm. Sein: 
rich von Orleans.” 

Erklärung des Prinzen dv. Koinville: „Als Sie mir vor bei: 
nahe fünf Jahren in ber herzzerreißenden Stunbe unferes Kriegaunglüds die 
Ehre erwiefen, mich zu Ihrem Vertreter in der Nationalverfammlung zu er: 
nennen, drängte ſich Allen dasſelbe Ziel auf: unfer unglüdliches Land näm: 
lih aus dem verhängnikvollen Kettenwerk zu xetten, welches es in weniger 
ald jechzig Jahren zweimal zur Invafion, zur Zerftüdelung geführt hat. 
Um dieſes Ziel zu erreichen, —* man meiner Anſicht nach die Monarchie, 
die Frankreich geſchaffen hat, dem Kaiſerreich, era biete auflöst, 
das Princip angeftammter Exblichfeit dem Princip des Plebiscits entgegen: 
ftellen follen. Zaun hätten wir eine Regierung gehabt, die auf ihr Necht 
hinreichend vertraute, um es nicht ohne Unterlaß und aufs Gerathewohl auf 
Schlachtfeldern neuecdings beftärken zu müſſen, die ihrer ſelbſt fiher genug 
Bee wäre, um auch einem Unglüd die Stirn bieten zu köͤnnen. Wenn 
wir Die conftitutionelle Monarchie wiederhergeitellt Hätten, welche Frankreich 
ſchon breiunddreißig Jahre hindurch Trieden, Wohlftand und Freiheit gefichert 
hat und die faft in allen Staaten Europas glüdlich Herricht, Hätten wir 
unter der Aegide des Erblichleitäprincips bie große liberale Bewegung bon 
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1789 wieder aufgenommen. In dem Erblichkeitsprincip hätte Frankreich mit 
allen Erinnerungen ſeiner Geſchichte die Tauerbarkeit wiedergeſunden, welche 
durch ſo viele Jahrhunderte ſeine Größe und feine Stärke ausgemacht hat. 
In den Stunden der Unruhe und Gefahr hätte es allen Männern von Cha: 
tafter die unmandelbare, unanfechtbare Linie der Pflicht vorgezeichnet: fich 
nämlich um den König zu ſchaaren. Eine folche Regierung, m. H. hätte 
ich meinem Baterlande gewünſcht. Wir haben auch verfucht, fie wieber her: 
uftellen,; es ift uns aber nicht gelungen. Schon bamala wollte ich eine 
Bollmacht in Ihre Hände zurüdlegen, die fortan ein Anderer viel beſſer 
verfehen hätte, ala ich Aber die Verhältniſſe waren ernſt und die erſte 
aller Pflichten iſt die Pflicht gegen das Vaterland. Da man Frankreich den 
inneren und äußeren Stühßpunkt einer Monarchie nicht gewähren konnte, 
mußte man wenigſtens feiner militäriichen Reorganifation die nöthige Reihe 
von Jahren, ferner die Einheit dee Oberbefehls und der Leitung I den 
Tall einer unvorbergefehenen Gefahr ſichern. Aus diefer Nüdficht habe ich 
mich dem Botum angeichloffen, welches den Marſchall Mac Mahon auf fieben 
Jahre zum Präfidenten der Republit wählte. Indem man da® geachtete 
Oberhaupt der großen Heeresfamilie, in der jedes Haus einen Sohn oder 
einen Verwandten zählt, zur oberften Gewalt erhob, vertraute man in Wahr: 
heit die Nothregierung, die man fchuf, dem Patriotiamus der Armee an, 
bexen Rolle in dem Maße, ala unfer Unglück fich häuft, immer bedeutender 
wird, weil fie, für den Lärm der Politik taub, inmitten unferer Entziweiungen 
der Rettungsanfer — bleibt. Unter dem Befehl ihres hierarchiſchen 
Oberhauptes follte fie die Ordnung vermöge ihrer Einheit aufrecht erhalten 
und der Fels fein, an welchem bie N der Parteien ſich ohnmächtig bräche. 
Nachdem wir auf biefe Weije die fiebenjährige Dauer der Regierung des Mar: 
ſchalls gegen jede gewaltfame Umwälzung gewahrt hatten, jchühten wir fie 
aud auf gefeglichem Wege gegen eine parlamentariiche Umwälzung, indem 
wir zwei rein legislative Kammern einführten und fo die Gefahr eines über 
turz oder lang undermeiblicden und dann nur mit Gewalt zu Iöfenden Eon: 
flict3 zwiſchen dem Präfidenten und einer einzigen, wie er, fouderänen Lande: 
vertretung befeitigen. Dies, m. H., ift in Slürze der Rechenſchaftsbericht über 
die Art, wie ich ba8 von Ihnen empfangene Mandat verjtanden und big 
and Ende audgeübt habe. Er fei heut mein Iehter Att ala Volksvertreter; 
denn y: gedenke keine Kandidatur für die bevorftehenden Wahlen anzunehmen. 
Laflen Sie mich Ihnen ſchließlich meinen innigften Dant für dag Vertrauen 
außfprechen, twelches Sie mir in der kritifchen Zeit meiner Wahl betviejen 
haben. Hoffen wir, daß bieje fchlimmen Tage nicht mehr wieberlehren! Wenn 
die® aber der Yall fein, wenn Frankrei Keinen u in ber Welt wieder 
gewinnen foll, jo bedarf es bazu des Zuſammenwirkens aller Derjefigen, 
* ben Patriotismus über ihre beſonderen Neigungen ſtellen. Franz von 
tieang.” 


30. Dezember. Nat.»Berfammlung: fett den 16. Januar 1876 
für die Wahl der Gemeinderatha=-Delegirten zu den Senatöwahlen, 
den 30. Januar für die Senatorenwahlen jelbft, den 20. Yebruar 
für die Wahlen zur neuen Deputirtenfammer und den 8. März für 
den Zufammentritt beider Kammern fell. 


31. Dezeniber. Nat.-Berfammlung: wählt die Permanenzcom= 
miffion bis zum Zufammentritt der neuen Kammern und beftellt 
diefelbe aus 13 Mitgliedern der Linken und 12 Mitgliedern der 

25 
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Rechten. Der Präſident, Herzog v. Audriffet-Pasquier, ſchließt die 
Nat.Verſammlung mit einer Anſprache: 

„Sehen Sie und geben Sie dem Lande das Mandat zurüd, welches 
Ihnen unter Verhältniffen anvertraut worden, in denen für Sie mit ber 
Gefagr die Ehre wuchs. Das waren der fremde Feind im Lande und bie 
Kommune in Paris. In einem thöricht unternonmmenen Kriege verrieth 
uns das Blüd; aber das Ausland kann würdigen, was noch diefem unjerem 
ebrenhaften und arbeitinmen Lande geblieben ift. Die Nationalverfammlun 
hat ihre Aufgabe erfüllt. Alle Neberzeugungen und Hoffnungen orbneten fi 
der Baterlanbgliebe unter. Das corftitutionelle Werk kann unvolllommen 
fein, aber ohne basjelbe würde Anarchie oder Tespotismus fein. Vertrauen 
Sie der Loyalität Mac Mahon’s, der Weisheit Ihrer Nachfolger und dem 
Lande, das diejenigen Lügen en wird, welche behaupten, es jei der Frei⸗ 
heit nicht werth! Seinem Urtheil unterwerfen Sie ſich vertrauensvoll! Neber⸗ 
geben Sie ihm unverjehrt feine Fahne und feine Freiheiten!“ 

Die Nationalverfammlung geht definitiv auseinander, Die Linke 
unter dem Rufe: „Es Iebe die Republik!“, Die Rechte unter dem⸗ 


jenigen: „Es lebe frankreich!“ 


5. Italien. 


19. Januar. Die italienische Regierung kündigt Frankreich 
den beftehenden Handelsvertrag und richtet an Defterreich und die 
Echweiz die Anfrage, ob fie nicht geneigt wären, fchon jett, noch 
vor dem Ablaufe ihrer Handelsverträge mit Italien, eine Revifion 
berjelben einzugehen, um bejahenden Falls zu einer gleichzeitigen 
Revifion aller drei Verträge zu fchreiten. 

21. Januar. II. Kammer: Mingbetti gibt derjelben ein Er« 
pofe über die finanzielle Lage und ſchlägt zur Dedung der außer- 
ordentlichen Ausgaben eine Reorganifirung der Tabak-Tarife vor; 
auch jtellt er eine Reform der Conſumtionsſteuer in Ausſicht und 
fpricht dabei die Hoffnung aus, daß hierdurch und durch die Ein- 
nahmen, die fich in Folge der Revilion der Handelsverträge ergeben 
würden, eine Mehreinnahme von mindeſtens 20 Millionen erzielt 
werben könne. Cine Verbeſſerung der beftehenden Steuern fei dabei 
noch gar nicht in Anfchlag gebracht. Ferner wird vom Finanz⸗ 
minifter ſowohl für die Ausfuhr- wie für die Einfuhrzölle die Gold- 
zahlung vorgefchlagen und darauf bingewiefen, daB die Herftellung 
des Gleichgewichts im Staatshaushalte im Kaufe der jetzigen Seſſion 
um fo nothwendiger fei, al® zu Ende diefes Jahres nur noch 60 
Millionen Papiergeld als letzte Hilfäquelle verblieben. 

25. Januar. II. Kammer: Garibaldi, am Tage zuvor in 
Rom angelommen, tritt als neugewähltes Mitglied derjelben (für 
die Stadt Rom) ein und leiftet ohne Anjtand den vorgejchriebenen 
Eid. Es zeigt fi) bald, daß die Befürchtung, er möchte der Regie 
rung jehr unbequem werben, zunächit wenigften® völlig ungegründet 
war. Derfelbe will vielmehr jo viel wie möglich und ausgefprochener 
Maßen die Parteipolitit ruhen laſſen, ausſchließlich mit dem von 
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ihm ausgedachten großartigen Plane einer Bebauung ber Campagna 
und der Regulirung der Tiber beichäjtigt. 


31. Januar. Der König nimmt die Ereditive des ſpaniſchen 
Gefandten mit der Notification der ZThronbefteigung des Königs 
Alfons entgegen. 


6. Februar. Eonzogno, der Redacteur der revolutionären rö⸗ 
mijchen Zeitung „La Capitale“, einer der gefährlichiten Feinde des 
italienifchen Königthumg, wird ermordet. Es zeigt fich durch die 
fofort eingeleitete Unterfuchung, daß der intellektuelle Urheber des 
Mordes einer feiner eigenen Parteigenofjen war. 


12. Februar. Ein Erlaß des Juſtizminiſters Vigliani an den 
Generalprocurator in Rom verlangt eine Jchärfere Aufficht der römi- 
ſchen Juſtizbehörden bezüglich der Ausjchreitungen einer Anzahl von 
Prieftern in ihren Predigten und in den clericalen Blättern, den 
Drganen des Vaticaus, und fchnelle gerichtliche Beſtrafung derfelben. 
Bezüglich der Beauflichtigung päpftlicher Reden und Erlaſſe heißt 
ea in dem Aktenſtück: 


„Die jo oe dem Hl. Stuhle gewährten Garantien können nicht 
ohne Schaden, jobald fie die gejeglichen Grenzen überjchreiten, der Controle 
de3 Staates entbehren. Die Unverleplichkeit des Papftes für feine Reden, 
mögen diejelben fein, wie fie immer wollen, und die ihm zuerkannte Freiheit, 
an ben Pforten der römiſchen Kirche die Verkündigungen feines getftlichen 
Amtes anfchlagen zu laffen, ſchließen nicht die DVerantwortlichteit derer anz, 
bie durch Die Prefſe oder auf andere Weile dieſe Exlafie weiter verbreiten, 
fobald diefelben eine Verlegung der Einrichtungen und Gejehe bes Staates 
enthalten.” 

25. Februar. Senat: Berathung eines neuen einheitlichen 
Strafgejegbuches: mit 73 gegen 36 Stimmen wird die principielle 
Beibehaltung der Todesſtrafe befchloffen, die demnach in Toscana, 
wo fie ſeit Jahren abgejchafft ift, wieder eingeführt werden müßte. 
„sn ESicilien Tann ohne Aufrechthaltung der Todesstrafe die Öffent- 
liche Berwaltung nicht garantirt werben”, das ift das Motiv des 
Beſchlufſes. 


Anf. März. Die Öffentlichen Blätter wollen wiſſen, daß der 
deutfche Reichskanzler in Folge der päpftlichen Bulle vom 5. Febr., 
die fich erdreiftet Hat, in aller Form erlaflene Gefebe eines deutſchen 
Bundesftaats für „null und nichtig” zu erklären, an die italienische 
Regierung gewiſſe Zumuthungen bezüglich der Handhabung des fog. 
Garantiegefehes (bez. der Firchlichen Unabhängigkeit des Papſtes) ge- 
jtellt habe. Die italienifche Preſſe fpricht fich jedoch von vornherein 
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ganz und gar nicht geneigt dafür aus, dem Verlangen Deutſchlands 
in diefer Beziehung zu ent|prechen. 

— März. In Grotte, einer Stadt von etwa 8000 Eeelen 
in der Provinz Girgenti in Eicilien, fagen fi) 25 Priefter von der 
Autorität des Biſchofs von Girgenti, des Er-Sefuiten Turano, los. 


ünf unter den fünfundzwanzig Prieflern in Grotte find neulich von 
dem Biſchof Turano mit dem Juterdict belegt worben, weil fie fich wider: 
ſeßlich gezeigt hatten in der Annahme ber Grundfäge bed Syllabus unb der 
päpftlicden Unfehlbarkeit. Bei der Ankündigung diefer Maßregel hielt ber 
übrige Klerus von Grotte eine Berfammlung und benachrichtigte den Biſchof 
Khriftlic davon, daß fie jeine Tirchliche Autorität nicht mehr anerkennten 
und von jetzt an jede Verbindung mit der römifchen Curie abbrechen wür- 
den; vom nächlten Sonntag an würden fie den Gottesdienſt im „altkatho: 
lichen” Ritus feiern. Die Bevölkerung tritt einmüthig auf die Seite ihrer 
Geiſtlichen; in allen Kirchen von Grotte feiert man zugleih ein Te Deum 
und erklärt den „altfatholiicden" Ritus eingeführt. 


9. März. II. Kammer; Der Ausſchußbericht über den fchon 
zu Ende 1872 der Kammer vorgelegten Geſetzesvorſchlag zur Rekru⸗ 
tirungäreform wird endlich von dem Berichterftatter Giudict vorgelegt. 


Ser Ausſchuß Hat wenig am minifteriellen Entwurfe zu änbern ge: 
habt, defien Hauptzwed es ift, die allgemeine Dienftpflicht, die bis jet nur 
auf dem Papier beftand, wirklich durchzuführen. In der That war es bis 
jet immer möglich, mittelft Zufchlag® einer Summe Geldes von der erften 
Kategorie (3 Jahre Dienftzeit) in die zweite Stategorie oder milizia mobile, 
eine Art Landivehr, die 40 Tage Dienſtzeit haben follte, aber nicht hat, vers 
feßt zu werden. Der Art. 10 des neuen Geſehes hebt bieje Möglichkeit ein 
für allemal auf, und biefer Artikel, der die Hauptbeftimmung ber ganzen 
Borlage enthält, ift vom Ausſchuß unverändert angenommen worden. Wichtig 
ijt auch die Derfügung, daß die zur ziweiten oder dritten Kategorie (milizia 
territoriale oder Landſturm) DBerufenen, d. 5. virtuell des Dienftes Enthos 
benen, eine Steuer zu zahlen haben. Tamit wäre auch bie letzte Ungleich- 
heit ausgetilgt, welche dad Loos noch übrig läßt. Auch die Einjährig⸗Frei⸗ 
willigen zahlen eine beftimmte Steuer, wogegen die Militärverwaltung ihre 
Verſorgung übernimmt. Die Seminariſten können ihren einjährigen Frei⸗ 
willigendienft im Sanitätscorps leijten ; find fie fchon ordinirt, jo dienen fie 
als Caplane oder Krankenwärter in ihrer reſpektiven Kategorie. Das Gejek 
bat Leine rüdwirtende Kraft. Alles zufammenfaffend, würde demnach das 

v beftchen: aus einer 1. Kategorie, oder esercito di prima linea, mit 
12 Jahren aktivem Dienſt, wovon 3 (reſp. 5 Jahre für die Gavallerie) unter 
den Fahnen; aus einer 2. Kategorie oder milizia mobile, beftimmt, ala Res 
ſerve im SKriegafall verwendet zu werden, und mit kurzer Inſtruktion; end⸗ 
fi aus einer 3. Kategorie, milizia territoriale, ohne Zienftverpflichtung im 
Frieden, in SKriegazeiten zum Feſtungs- und Beſatzungsdienft beflimmt. Letz⸗ 
tere wird gebildet aus den ausgedienten Leuten ber beiden erſten Kategorien 
und aus allen Zurüdgeftellten. Die Dienftzeit geht vom 20. bis zum abs 
elaufenen 39. Lebensjahre. Tas permanente Heer wird beftehen aus 640,000 

ann (500,000 erfter Kategorie und 140,000 zweiter Stategorie) , die Land: 
wehr aus 260,000 Mann (200,000 erfter und 60,000 zweiter Kategorie). 
Der Landfturm würde etwa 1 Million Leute zählen. Die Durchſchnittszahl 
der jährlichen effektiven Aushebung für die erſte Kategorie erreicht bis jet 
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etwa 50,000 Mann und müßte auf etwa 60,000 Mann fleigen, wenn bie 
500,000 Mann, die biefe Kategorie zum permanenten Heere zu liefern beftimmt 
iſt, herauskommen follten. Bei den Fahnen find im der jekigen Friedenszeit 
etwa 200,000 Mann diejer Kategorie. Wie die Sa jest factifch ſtehen, 
und jolang eben das beiprochene neue Geſetz, welches die Aushebung erhöhen 
jo, nicht votirt ift, würde, wenn morgen ein Krieg ausbräde, Italien 
400,000 Mann wohl inftruirte Soldaten in's Feld fiellen können. Es hängt 
von der Sammer ab, ob fie auch wohl bewaffnet fein tverden; denn ein an= 
berer Geſetzvorſchlag des Minifters, betr. die Anichaffung von Geſchũtzen und 
Gewehren neuen Modelles, Liegt ebenfalld ber Kammer zur Entſcheidung vor. 


15. März. II. Kammer: Der Minifterpräfident und Yinanz- 
ninifter Minghetti bringt ben Finangbericht für 1874 und das end- 
gültige Budget für 1875, fowie den VBoranfchlag für 1876 ein. Da— 
nach wird das 1874er Deficit von 102 Millionen durch die Aus— 
gabe von 40 Millionen Papiergeld, ſowie aus Mitteln des Staats— 
ſchatzes im Betrag von 62 Millionen gededt. Die Finanzlage vom 
Sahre 1874 ftellte fich fchließlich noch um 43 Millionen befler, als 
die Voranjchläge ergeben Hatten. Das rectificirte Budget für 1875 
ergibt einen Ausfall von etwa 80 Millionen, der durch bereite Mittel 
des Staatsſchatzes gededt wird, jo daß fpecielle Maßnahmen nicht 
erforderlich find und ſelbſt von der Ausführung einer Yinanzope- 
ration betreff3 der Tabakobligationen für das laufende Jahr ab= 
gejehen werden fanı. Das Budget für 1876 ergibt einen Ausfall 
von 24 Millionen; burch die Genehmigung der von dem Minifter 
vorgeichlagenen Einnahmen würde das Gleichgewicht vollitändig her⸗ 
geftellt jein. Der Minifter empfiehlt deßhalb dringend die fchleunige 
Berathung feiner Vorlagen. 

18. März. II. Kammer: genehmigt fait einjtinnmig die Re— 
Arutirungsreform und zwar mit einer von Crispi (Linfe) eingebrach- 
ten Berfchärfung, wonach jede Art von Privilegium für die Geilt- 
lichen bez. der Erfüllung ihrer Militärpflicht abgefchafft ift. 

Die erfte (minifterie i 
geiflichen Stande fi — (Seninaciler) vom einsährigen reine 
igendienſt difpenfiren tollen, wofern fie vor der Ziehung die vorgeichriebene 
Summe hinterlegt Hätten. Der Ausſchuß veränderte den Artikel dahin, daß 
die angehenden Geiftlichen wohl ihre Jahr zu dienen hätten, aber im Sani⸗ 
tät3corp8, und die ſchon Orbdinirten ala Feldkaplane Kriegsdienſte leiften 
follten. Die Kammer will auch von biejer — nichts wiſſen und 
ſtellt die zukünftigen Geiſtlichen den übrigen Dienſtpflichtigen ganz gleich. 

24. März. Die kirchliche Frage tritt trotz aller Vertuſchungs- 
verſuche der Regierung immer mehr in den Vordergrund. Das be— 
leidigte Nationalgefühl beginnt ſich ſelbſt unter den Langmüthigſten 
zu regen. Je näher man der Löfung der finanziellen Aufgabe kommt, 
beito unabweisbarer zeigt ſich die Tirchliche Aufgabe am Horizont. 
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i Die 25 altlatholifchen Priefter von Grotte bleiben feit, und aud bie 
Angelegenheit der mantuanijchen Pfarrer kommt immer wieder auf die Ober: 
fläche, diesmal durch ben blinden Eifer der Gegner jelber, die fie dor bie 
Gerichte bringen und ihr fo immer mehr Echo geben. In einer ber Ort: 
Ichaften de Mantuaniſchen nämlich, S. Giacome delle Segnate, ftarb ein 
Bäuerlein. Der Pfarrer aber lag trank zu Bette. Was thut die Gemeinde? 
Sie ruft den exrcommunicirten Mfarrer der interdicirten Gemeinde S. Gio⸗ 
vanni del Doſſo Herbei, und Die Kirche wird durch den Frevler entmweiht. 
Mehr als das: die Gemeinde findet Gefallen an dem Geächteten und bittet 
ihn, auch in ber Charwoche und auf Oftern in ihrer Kirche au offlciiren. 
Das kann nun natürlich der heißblütige Bifchof von Mantua nicht erlauben. 
Seine Blitzſtrahlen, ja ſogar die ber heiligen Congregation des Concils, find 
aber unmächtig gewejen. Nun till man’ mit ben weltlichen Gerichten ver: 
ſuchen. Ein einflußreicher Gutsbefiber des Bezirkes, Marcheſe Cavriana, nebft 
47 andern Getreuen, machen eine Klage anhängig bei dem Mantuaner Tri 
bunal gegen Don Lonardı, den unerſchrockenen Pfarrer von S. Giovanni bel 
Doffa, nicht allein, um ihn zu verhindern, in ben benachbarten Sprengel 
einzubringen, fondern auch, um ihn aus Seinem eigenen Sprengel, in bem 
ihn die Gemeindeglieder fat einftimmig erwählt, zu verbrängen. Der Prozeß 
ift vom Gerichte auf den 5. April angeießt. Endlich muB denn doch die Res 
gierung, ſpeciell der Eultugminifter eine Enticheidung treffen. Das königl. 
Delonomat, das bie Beneflcien verwaltet, hat dem erwählten Pfarrer zwar 
600 Lire jährlich bewilligt (1,75 täglich!), aber das .ift nicht die Hälfte 
befien, was ihm zulommt, und es ijt ihm ala milde Unterftügung bewilligt, 
nicht ala Net. Die Frage muß doch einmal geklärt werben. Es find in 
Italien etwa 100 Biſchöfe, welche jelbft nicht die Komödie der Ausftellung 
ihrer Ernennungsbulle in ber Sacriftei zu machen gerubt haben, folglich 
von ber kgl. Regierung nicht anerfannt find und die Temporalien nicht bes 
ziehen. Diele fahren Sort, Pfarrer zu ernennen, denen die Regierung das 
Placet ertheilt und folglich auch die Beneficien, während fie beibes ben ers 
wählten Pfarrern vertweigert. 


— März. Die Regierung caffirt die Ende des vorigen Jahres 
don verfchiedenen Municipien dem General Garibaldi aus Gemeinde- 
mitteln votirten Kleinen Penfionen ala ungefehlich, und der König 
unterzeichnet die betreffenden Dekrete. Garibaldi hatte damals dieſe 
Penfionen angenommen, während er den Vorſchlag einer Staats⸗ 
dotation fofort ablehnen zu wollen erflärte. Seht ift er dazu eher 
geneigt, da er das Ungejehliche jener Anerkennung von «Seite erge- 
bener Gemeinden jelbft anerkennen muß. 


5.—7. April. Der Kaifer von Defterreich befucht den König 
von Stalien in Venedig. Der Vorfchlag, gerade Venedig zum Ort 
der Zuſammenkunft zu machen, war in großherziger Weife vom 
Kaiſer von Oeſterreich jelbft ausgegangen. Defterreich Hat offenbar 
endgültig auf Stalien verzichtet und jeden Groll wegen der früheren 
Greignifje bei Seite gelegt. Die Aufnahme in Venedig ift denn auch 
nicht bloß von Seite des Königs und der hohen Würdenträger des 
. Staates, fondern auch von Geite der Bevölkerung eine Höchft be= 
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friedigte und warme: zum erften Mal ertönt die öfterreichifche Volks- 
hymne wieder auf dem Marcusplaß und diesmal freiwillig. Der 
Kaifer Franz Joſeph ift von feinem Minifter des Auswärtigen, Graf 
Andrafiy, begleitet, der König Victor Emanuel von allen feinen ber- 
borragendften Miniftern. Dennoch ift es nicht wahrjcheinlich, daß 
irgendiwelche politifche Abmachungen oder Berftändigungen in Venedig 
erfolgt feien, auch nicht bezüglich der Haltung beider Regierungen 
gegenüber der Curie. Die hohe politifche Bedeutung der Zufammen- 
funft nicht bloß für Tefterreich und Stalien Tiegt jedoch trotzdem 
auf der Hand. Stalien Tchließt fi) mehr und mehr offen und ent= 
ſchieden der Politik des Dreikaiſerbündniſſes an. 


10. April. II. Kammer: Laporta Tündigt eine Anterpellation 
an die Regierung betr. das Verhältniß zur römifchen Curie an. 


13. April. Der Papft pricht fich gegen eine Deputation, mit 
dem öfterreichifchen Fürſten Windifchgrä an ihrer Epite, auf's Iei- 
denschaftlichfte gegen da8 der Kammer vorliegende Rekrutirungsgeſetz, 
dag auch die Fünftigen Priefter der allgemeinen Militärpflicht unter- 
wirft, au2. 

16. April. IL Kammer: Ser ZYuftizminifter legt derjelben 
einen Gefetesenttwurf betr. die Errichtung eines einzigen oberften Ge- 
richtöhofes in Rom vor, ftatt der bis jebt noch immer beftehenden 
5 höchſten Gericht&höfe aus der Zeit vor der Aufrichtung des König: 
reichs Stalien. 

17. April. U. Sammer: beftätigt, durch die Rede des Papftes 
vom 13. d. M. provocirt, ihren neulichen, in geheimer Abſtimmung 
gefaßten Beſchluß, die Cleriker der allgemeinen Militärpflicht zu 
unterwerfen, nochmals in öffentlicher Abſtimmung mit 162 gegen 
57 Stimmen. 

19. April. Der deutfche Saifer dat aus Gefundheitsrüdfichten 
den Tängft beabfichtigten Beſuch des Königs von Stalien neuerdings 
aufgeben müflen. Der deutfche Gefandte v. Keudell überreicht dem 
Könige Victor Emanuel in Neapel ein Hanbichreiben mit dem Au3- 
drud des Bedauerns des Kaiſers. Der König antivortet in einem 
ebenfall3 eigenhändigen Schreiben, in dem er feine Befriedigung 
über die angekündigte Ankunft des deutfchen Kronprinzenpaares in 
Stalien ausdrüdt, aber in freundfchaftlicher Weife in den Kaiſer 
dringt, felbft nach Stalien zu kommen, fobald e3 ihn feine Gefund- 
beit gejtatten werde. 

21. April. I. Kammer: Petrucelli della Gattina ftellt den 
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Antrag, das Karantiegefeh einfach auf die Lebenszeit Pius’ IX. zu 
befchränfen und es als ungültig für feinen Nachfolger zu erklären. 
Die Abtheilungen bejchließen, Angefichtd der Anterpellation La Porta 
vom 10. d. M., den voreiligen Antrag nicht in Betracht ziehen zu 
wollen. 


26. April. Der deutfche Kronprinz, der gewiſſermaßen als 
Erſatz für den unterbliebenen Veſuch des Kaiſers felbft mit der 
Kronprinzeſſin einen längeren Aufenthalt in Stalien macht, ftattet 
dein Könige von Stalien von Florenz aus einen Beſuch in Neapel 
ab. Das kronprinzliche Paar wird in Florenz, Venedig ıc. von der 
Bevölkerung in ganz freiwilliger Weiſe vielfach gefeiert. 


1. Mat. 11. Kammer: Behandlung der Sinterpellation Ya 
Porta über die Beziehungen zwifchen Etaat und Kirche. 


La Porta erinnert zunächſt an die Beſtimmungen des Garasıties 
gelehes, äußert fich fodann über die ganze Kirchenpolitit der Regierung miß— 
illigend und hebt namentlich hervor, daß die beftehenden Geſehe von den 
Geijtlicden und hauptſächlich von den Mitgliedern bes höheren Klerus gana 
ungeftraft verleht würden. Insbeſondere Taufe die Art und Weife, in we de 
ben Bilchöfen dad Exequatur don dem Minifterium ertheilt werde, den Ge⸗ 
feßen durchaus zuwider. Schließlich wünſcht dee Rebner zu willen, aus 
welchem Grunde das Gejek üher die Bertvaltung der Kirchengüter ber Kammer 
bis jetzt nicht vorgelegt worden fei. Der Juſtize und Cultusminiſter Vigliani 
weiſt in ſeiner Antwort darauf hin, daß in jüngſter Zeit Unbotmäßigkeiten 
des Clerus gegenüber den Staatsgeſetzen nicht vorgekommen ſeien, ſichert die 
Vorlegung des Geſetzes über die Verwaltung ber Kirchengüter zu und betont, 
daß das Verfahren der Regierung ſowohl mit den Geſetzen, wie mit den 
Intereſſen des Landes im Einklange ſtehe. Minghetti hebt hervor, daß 
Seitens der Oppoſitionspartei ein Wunſch auf Abänderung des Garantie⸗ 
geſetzes nicht ausgeſprochen worden, daß dieſelbe ſich vielmehr die Be⸗ 
hauptung beſchränkt Habe, daß nicht in Gemäßheit des Garantiegeſetzes vers 
fahren worden ſei und erklärt, daß er hierüber eine Discuſſion annehmen 
könne. Er gebe zu, daß es zwiſchen der Kirche und ben freifinnigen Ele⸗ 
menten der Gejellfchaft zu einem Eonflikte gekommen fei, aber in biefeın Con⸗ 
flitte müffe jede Nation ſich derjenigen Mittel bedienen, die ihr von ihren 
Meberlieferungen, Geſehen und Intereſſen vorgeichrieben würden. Ya Porta 
zieht Hierauf den Antrag zurüd, den er an feine Snterpellation geknüpft 
hatte. Der Teputirte Mancini erklärt jedoch, daß er über den nämlichen 
Gegenftand fofort eine weitere Iuterpellation an die Regierung richten werde. 


3.—8. Mai. II Kammer: Debatte über die neue Interpel⸗ 
lation Mancini betr. das Verhältniß zwischen Staat und Kirche. 


Mancini beantragt die Refolution: „Die Kammer fordert das Mi⸗ 
nifterium auf, die Würde der Nation und die beftehenden Geſetze unverleht 
zu bewahren, die.Rechte des Staates und die Prärogative der mit dem Geſeße 
vom 13. Mai 1871 feftgehaltenen Givilgewalt zu jchügen und fo bald wie 
möglich die nöthigen Vorſichtsmaßregeln für Ordnung des kirchlichen Eigen- 
thums be3 niedern Clerus und des Laienſtandes in kirchlichen Angelegenheiten 
auf ber Bafis der Freiheit vorzulegen, und geht zur Zagedorbnung über.” 
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Er erflärt, eine Reihe von Thatſachen feien lediglich Symptome der Berföhns 
lichkeit der Regierung. Eine Berföhnung Galte ex cben für unmöglich, wenn 
nicht etiva der Staat ſich der Kirche unterwerfen wolle. Die Art und Weife 
der Ertheilung des Erequatur an die Bilchöfe, das Verhalten ber höheren 
und niederen Geiftlichkeit gegenüber den Staatsgeſetzen verlange eine ftrikte 
Veobachtung des Garantiegejehes; er fordere die Regierung auf, eine dem 
Dedürfniffe und den Hiftoriichen Traditionen Staliena beffer entiprechende 
Politik einzufchlagen. Der Juftizminifter antwortet höchſt nichtsſagend: 
Er müſſe es beflagen, da der Interpellant dem Minifterium Gefinnungen 
beilege, welche mit ber Haltung desjelben und der von bemjelben beiwielenen 
Hingebung für das Vaterland und die Freiheit im Widerſpruch fländen. 
Die Snterpellation, welche die vom Minijterium ber Kirche gegenüber be: 
folgte Politik einer abfälligen Kritik unterziehe, fei lediglich auf Suppofi: 
tionen gegründet und enthalte grundloje Borwürfe gegen das Garantiegelet, 
das feine Probe glänzend beitanden Habe, weil es ben ſpeciellen Berbältnifien 
Italiens angepapt ſei. Er halte es für überjlüffig, fih auf die dem Mini: 
fterium gemachten Vorwürfe näher einzulaffen, daß es fich bemühe, eine Ber: 
ſöhnung herbeizuführen, welche feiner Anficht nach nicht möglich ſei. Dad 
gegentwärtige Minifterium verfolge einzig das Ziel, in Gemäßbeit ber be: 
ftehenden Gelee die Beziehungen ber beiden Gewalten fo zu ordnen, wie es 
eine gemäßigte und gerechte Politik gebiete, welche geeignet fei, Konflikte zu 
verhindern. Bigliani fucht nachzumeifen, daß in ber Art der Extheilung des 
Ereguatur an die Bifchöfe, in dem Verhalten der höheren Geiftlichkeit gegen: 
über den Organen ber a re, und den Ernennungen der Gurat: 
geiftlichen Teine Verlegung des Garantiegefeßed und ber Rechte bes Staates 
enthalten fei. Mancini erflärt dagegen, daß er die Aeußerungen bes Mi⸗ 
nifterd als genügend nicht anfehen könne und auf feinen Ausftellungen be: 
harren müffe. Mancini wird von einer Reihe von Rebnern unterftüßt, deren 
Aeußerungen feinen Ztoeifel darüber lafien, dat die Mehrheit ber Kammer 
mit der Mehrheit der öffentlichen Meinung der Ueberzeugung ift, die Regie: 
rung habe gegenüber den Biſchöfen eine Schwäche an den Tag gelegt, bie 
der Würde des Landes wenig entſpreche. Minghetti fühlt, baß wenigſtens 
etwas gethan werden müſſe; er ergreift daher das Wort und erklärt: „Wir 
fönnen und in feine Kirchenpolitit tie die deutſche hineinwerfen, weil das 
Volksgewiſſen in Italien nicht dafür ift und wir fchon deßhalb unfere Rech 
nung nicht dabei finden. Doch ich fehe, das Liberale Italien verlangt noch 
einige Bervilligungen: es will eine größere Strenge wider ben Clerus. Mir 
haben damit ſchon durch das Eircular Vigliani's den Anfang gemacht betreffs 
der Publicationen des Papftes und der Reden der Prediger, indem die Ars 
titel de3 neuen Strafgefehbucdhes gegen die Geiftlichleit beftätigt wurden; 
dann durch den Vorſchlag Vonghi's: bie noch Übrigen Freiheiten des Unter: 
richts dem Clerus zu nehmen. Wir werden noch mehr thun, und befieres, 
wenn wir die Macht dazu in Händen behalten. Wir werben ein Gele über 
die Verwaltung des geiftlichen Eigenthums geben: es foll keine bürgerliche 
Perfaffung für ben Clerus daraus werden, die anderswo die fchlechteften 
Früchte trug, jondern es ſoll etwas werden, das für unfer Land beffer paßt.“ 
Es werden allmälig nicht weniger als fünfzehn verichiebene Tagesordnungen 
beantragt, fchließlich aber diejenige de3 Abg. VBarrazzuoli, mit ber fi) die 
Regierung einverftanden erflärt, angenommen und zwar mit 219 gegen 149 
Stimmen: „Indem die Kammer von den Erklärungen bed Miniſteriums bes 
züglich feiner Kirchenpolitit Akt nimmt, hat fie dad Vertrauen, da die Ne: 
ierung die Rechte zur Wahrung der Intereſſen des Staates mit Feſtigkeit 
Enndhaben und ein dein Art. 18 de3 Sarantiegefehes entiprechendes Gejek 
der Kammer vorlegen wird, und geht zur Tagesordnung über.” 
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Aus der ganzen Verhandlung geht unzweifelhaft hervor, daß 
die italienifche Nation mit der bisherigen ſchwachen Politik der Re— 
gierung gegenüber der Kirche nicht einverftanden ift, aber auch, daß 
Minghetti zu allem bereit ift, wenn er dazu gezwungen wird. 


13.—21. Mai. II. Kammer: Berathung über die (fünf) Vor— 
Yagen des Kriegsminiſters betr. außerordentliche Ausgaben für Be— 
feftigungsarbeiten und Anjchaffung von Kriegamaterial. Die Come 
milfion empfiehlt durch ihren Referenten Gen. Viale Prela die An— 
nahme der ganzen Regierungsvorlage mit jehr unweſentlichen Mo⸗— 
dificationen und die Kammer genehmigt den Antrag mit großer 
Mehrheit. 

Der erfte der fünf Entivürfe betraf die Feſtungen. Der Minifter ver: 
Iangte 381/3 Millionen. Die Commiffion empfahl aber, nur 21,900,000 
in vier Jahren zu bewilligen:: 13,000,000 für Seltungen, 6,400,000 für 
Magazine und andere Bauten, 2,500,000 für Ausrüflung. Bon Dielen 
21,900,000 fommen 1,900,000 auf ba3 Budget von 1875, 3900,000 auf 
1876, 7,300,000 auf 1877, 8,800,000 auf 1878. Ber zweite Entwurf nimmt 
41,, Millionen für Anſchaffung von ſchwerem Geſchütz und Feldartillerie in 
Anſpruch, und zwar 100,000 2. im Budget für 1875, 2,900,000 für 1876, 
1,000,000 für 1877, 500,000 2. für 1878. Die Commilfion empfahl eine 
halbe Million 1876 weniger und eben jo viel 1878 mehr auszugeben. Der 
dritte Entwurf verlangte 21 Millionen in fünf Jahren für Gewehrfabrication, 
während die Commiſſion 16 Millionen in vier Jahren zu beivilligen vor⸗ 
Ichrägt, nämlich 1,000,000 8. in Budget von 1875, 5,000,000 in 1876, 
5,000,000 in 1877 und 5,000,000 in 1878. (Der Minifter verlangte andere 
5,000,000 für 1879.) Xer vierte Entwurf verlangte 6 Millionen für Mo» 
bilifation bed Heeres: 500,000 8. im Budget für 1875, 2,000,000 für 1876, 
2,000,000 für 1877, 1,500,000 für 1878. Der fünfte Entwurf verlangte 
zur Heritellung des Dammes und zum Bau der Befeſtigungswerke zur Ber: 
theidigung des Golfes von Spezia 500,000 8. im Budget von 1875 und je 
1,500,000 für 1876, 1877 und 1878, und 13,100,000 für bie Yolgezeit, 
nämlich 2,000,000 für 1879 u. 1. w. Die fünf Entwürfe zufammen ver: 
langen die Ausgabe von 74,992,000 %., und zwar 14,092,000 im Budget 
von 1875 und 20,000,000 in denen von 1376, 1877 und 1878. 


Nach diefen Beſchlüſſen der II. Kammer bleibt nur noch die Genehmi⸗ 
ung de3 Senat und der Krone, um die ganze bor fünf Jahren begonnene 
ea Drganiialion zu bollenden, ſoweit es dte jpärlichen Mittel des italie- 
nijchen Staates erlauben. Es brauchte all ber zähen Geduld General Ricotti's, 
um, oft gegen Collegen und Depulirte, endlich feinen Willen durchzuſetzen. 
Freilich wird e3 noch Jahre erfordern, bis bie parlamentarifchen Beſchlüſſe 
praftifch durchgeführt fein werden und Italien wirklich die Armee befitzt, Die 
e3 anftrebt. : 

Die angenommenen Geſetze betr. die Rekrutirung und Mehrpflicht 
und betr. die allgemeine Zandesvertheidigung bilden unftreitig für Italien 
eine der bedeutſamſten Thatſachen des Jahres 1375. Alle zufammen greifen 
tief in Volksleben, Eitten und in die fociale Ordnung ein. Wuch Italien, 
von feinerlei Macht bedrot, ſelbſt nicht eroberungsluftig, von Teiner ſchwe⸗ 
benden Frage direft berührt, durch den Anſchluß an das Dreifaifer-Bündniß 
in feiner Weltpofition gejchüßt, zahlt bem Geifte des eifernen Zeitalters feinen 


396 | Btalien. (Mai 13—21.) 


Tribut und Hat in dem neuen, auf Jahre hinaus die Vollskräfte ſehr in 
Anspruch nehmenden MilitärsEtat feine re vermehrt, die Blutſteuer 
anz außerordentlich erhöht. Lange genug hat der Iparfame Sinn der Staliener 
fi gegen den modern gewordenen ae Etat” gefträubt; die Aufforbe: 
rung, welche in dem Striegaunglüd von 1866 lag, beachteten die Italiener 
nur in geringem Maße; die Erfahrungen des Kriege don 1870 bis 1871 
gemahnten zwar ſehr dringend an die Durchführung der feit Langem ange: 
Tündigten Heeres-Organiſation; allein e3 blieb, gewiß mit Berüdfichtigung 
der ſchlechten Finanzverhältniffe des Königreiches, bisher nur beim guten 
— Erſt in dieſer Seſſion ſchritt man zur That. Der Gang ber De: 
batte ließ beutlich erſehen, dab ſich das Volk in Italien ſchweigend in's Un⸗ 
vermeidliche füge, daß die Maſſe die Nothwendigkeit einer kräftigen Landes⸗ 
vertheidigung, einer Neubewaffnung der Armee und der Ausdehnung der 
Wehrpflicht wohl begreift. Der opferwillige Patriotismus genehmigte für 
die Jahre 1875 bis 1878 die Summe von 75 Millionen Fres. davon faſt 
22 Millionen für Befeftigungsarbeiten, 4'/; Millionen für Anfchaffung von 
Feldgeſchützen, 16 Millionen Hr andwaffen, 6 Millionen für Mobilmachung 
der Armee und 5 Millionen für Hafenbauten in Spezia angewiefen wurden. 
Don allen Eeiten, ſowohl durch den Kriegsminifter Ricciotti, als auch durch 
Zanza und den Xerichterftatter General Bertole Biale, wurde Kervorgehoben, 
daß bie fünf Gefegentwürfe in einem innigen, untrennbaren Zufammenhang 
ftehen, daß alle dieſe Projekte fich gegenfeitig ergänzen, benfelben Zweck, die 
Dertheidigung bed Landes, im Auge haben. Wenn bie Fürſorge für die Ver: 
theidigung der Alpenübergänge, bie Errichtung von Magazinen für die rafche 
Dertheilung und Erhaltung des Kriegsmaterials, bie Herfiellung und Pe: 
ichleunigung u Eiſenbahnbauten für den Zransport der Truppen, der 
Pferde und des Kriegsbedarfs die Aufgabe hat, bie Mobilifirung der Armee 
zu unterftüßen und zu befchleunigen, ie dient die Anfchaffung guter Feuer⸗ 
waffen und Kanonen dazu, die ganze Streitfraft unter Waffen zu ſiellen. 
Dies wurde im Berlaufe der Debatten auch gewürbigt. Am Iebhafteften 
trat die Mebereinftimmung zwiſchen Kammer und Regierung bei jenen Pro: 
jetten hervor, welche anf die Vertheibigung Italiens gegen Frankreich ab- 
zielen. Je weniger geräufchvoll die Furcht vor einer franzöſiſchen Invaſion 
diesmal zum Ausdruck kam, um fo cexnfter ſchien biefe Rückſicht auf die 
Stammerbejchlüffe einzutirten. Seitdem Italien das Stammland feiner Ty: 
naftie verloren bat, die Bergfeſtung Eavoyen, fühlt es ſich in feiner Ebene 
unficher, und was ihm von natürlichen Feſtungen geblieben ift, nachdem nun 
auch der Mont⸗-Cenis feine trennende Kraft verloren hat, foll zum Schube 
de3 Landes benüßt werden. Die geographiiche Konfiguration bed Landes, 
der Umſtand, daß die Einbruchslinien von Außen nach Innen convdergiren, 
haben die Wichtigkeit ber Lefeftigung der Alpenpäffe nahegelegt; ſtarke Ver: 
theidigungswerfe jollen angelegt werden, um dem Heere Zeit zu gönnen, fich 
zu formiren und fi) auf ben ſtrategiſch befien Punkte aufzuftellen. Für 
diefe Alpenforts find Hinterladungstanonen beftimmt, ebenfo wie das zweite 
der Geſetze 400 Gußſtahl⸗Feuerſchlünde für das Jahr 1876 genehmigt. Um 
auch die neu zu organifirende Landwehr betvaffnen zu können, werden 300,000 
Gewehre angefchafft, Bon großem Intereſſe waren die im Laufe ber Tebatte 
a Belenntniffe über die Mangelhaftigkeit und Unzulänglichkeit ber 
ifenbahnen für den Kriegstransport. Man will durch dad neue Geich da? 
nöthige Material beichaffen, um 26 aktive Divifionen, in vier Armeen ges 
theilt, und außerdem 16 nicht zugetheilte Regimenter vollftändig auf den 
Kriegsfuß jehen zu können. Unter ſolchen Umftänden ift die Erklärung des 
Kriegsminiſters wohl begreiflich, daß er mit einem Normalbubget von 165 
Millionen Lire das Auskommen nicht finden Tönne, ba er für die folgenden 
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brei Jahre je 20 Millionen auberorbentlichen Etats bedarf, twobei ben Sta: 
lienern die tröſtliche Ausſicht winkt, bis 1821 die Kriegslaſt ſich ſtets Nteigern 
zu ſehen. Die tiefgreifendite, fühlbarfte Veränderung zuft dag Ki etr. 
die aa ung ber Zerritoriale und Communal:Miliz hervor. Dieſer Ge: 
ſetzentwurf hat denn auch eine viertägige Tebatte und eine nicht unbedeutende 
Dppofition aushalten müſſen. Jeder italienische Bürger ift in Zukunft neun 
zehn Jahre hindurch zum Militärdienft verpflichtet, jo daß alle Leute ber 
erſten Gategorie, nachdem fie acht Jahre dem aktiven Heere und vier Jahre 
ber Landwehr (Milizia mobile) angehört haben, noch fieben Jahre in ber 
Zerritorial: Miliz dienen müffen, während die Mannichaft der zweiten Gate: 
gorie nach fünf Tienftjahren im aktiven Heere und vier Jahren in der Lands 
wehr zehn Jahre der Territorial⸗Miliz angehören wird. Dazu kommen alle 
aus Familienrückſichten Befreiten (jede Aushebung ergibt deren 65,000), bie 
anf neunzehn Jahre ber TerritorialsMiliz eingereiht werden. In jeder Ge: 
meinde bilden bie Tienftpflichtigen der Zerritorial-Miliz zugleidy die Gomu- 
nal:Miliz. Cie bildet einen integrivenden Beitandtheil des Heeres und iſt 
befien Iehte Referve. Die allgemeine Wehrpflicht iſt mit dieſen Geſetzen, 
fowie fie in Kraft treten, auch über Italien ausgedehnt, das diejer Art bon 
Volksheer wenig Sympathieen entgegenbringt, fie aber als eine harte Noth⸗ 
wendigkeit aunimmt. Was wollte-auch bie Oppofition beginnen, wenn der 
Kriegsminiſter auf ihre ſchüchternen Einwürfe entgegnete: „Wir haben gegen: 
wärtig nur 175,000 Mann unter der Fahne; nach dem in Deutſchland gil⸗ 
tigen Maßſtabe müßten wir um 90,000, nach dem franzöfiichen gar um 
135,000 Mann mehr im aktiven Dienſte haben.” Mit ben neuen Kriegs⸗ 
— verſchwindet un ein Italien eigenthümliches Inftitut, eine der 
Traditionen der franzöfiichen Revolution und des Jahres 1843: die National« 
garde. Tiefelbe fol demnächſt ihre Fahnen den Gemeinden übergeben, fich 
in bie Xiften der Gommunal:Milizen eintragen und ihre Zieuftlerftung, die 
fie biöher von der Erlaubniß ihrer Syrauen, vom Wetter und ihren Geſchäften 
abhängig machten, zur Kriegadienftpflicht, mit allen Straflanctionen der Mili: 
tärgeleße, vertwanbelt ſehen. Es ift noch gar nicht abzufehen, wie die allge: 
meine Wehrpflicht ſich mit bem italienischen Volkscharakter in Verhältniß 
jeßen wird; fie wird, wie überall, großen Einfluß auf Heer und Bolt aus⸗ 
üben. Rur Eines erſcheint auffallend, daß in Italien, im Gegenjahe zu Deutſch⸗ 
fand und Defterreich, die Frage der allgemeinen Wehrpflicht jo ganz und gar 
ohne Zufammenhang mit dem Vollsunterricht discutirt wird, ohne deſſen 
vollfländige Verbreitung fie ſegensreich wirkend gar nicht gedacht werden Tann. 
Der obligatoriiche Bollafchulunterricht und die verbreitetfte allgemeine Vildung 
find unumgängliche Vorausſehungen ber Wirkſamkeit der allgemeinen Wehr: 
pflicht. Die Heeres:Reorganifationen haben — in Frankreich, Italien, 
ja ſogar in Rußland das von Preußen gegebene Beiſpiel adoptirt. Allein 
— Correlat der Volksbildung ſcheint außer Acht gelaſſen zu 
werden. 


26. Mai. Senat: Berathung des Rekrutirungsgeſetzes: Die 
bisherige Exemtion der Geiſtlichen und der Theologie Studirenden 
wird auch vom Senate definitiv befeitigt. Doch fpricht der Senat 
dabei mildernd die Ueberzeugung aus, daß Priefter aller Gulte, 
wenn fie unter die Waffen einberufen werben, vorzugsweiſe ala 
Nichteombattanten (für den Sanitätädienft ꝛc.) verwendet werden 
würden. 

Die italienifche Preſſe hebt die politifche Bedeutung des nunmehr 
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befinitiv beichlofienen Princips hervor: bie Kirche foll in allem, was bie 
Zinge diefer Welt betrifft, nicht umabhängig auper, jondern in veip. unter 
dem Staate ftehen. Zugleich wird dadurch verhütet, daß bie geiftliche Carriere 
ci au einmal vurd die Ausſicht auf Befreiung vom Kriegsdienſt über: 
üflt werde. ü 


II. Kammer: bejchließt, da8 Projekt Garibaldi’3 betr. Regu— 
lirung der Tiber in Betracht zu ziehen. 

Der ——— mehr ein Ausdruck der Hochachtung für den General, 
als von praktiſcher utung. Wenigſtens um das Werk in der großartigen 
Weiſe, wie es ſich Garibaldi ausgedacht, durchzuführen, dazu fehlen dem ita⸗ 
lieniſchen Staate vorerſt die Mittel. 


30. Mai. Ein tgl. Dekret erklärt in Folge der nunmehr be= 
fchlofjenen Heeresreform die Nationalgarde für aufgelöft. 


3.—11. Juni. II. Kammer: Generaldebatte über den ihr von 
der Regierung fchon zu Ende des vorigen Jahres vorgelegten Geſetz⸗ 
entwurf betr. die Öffentliche Sicherheit. Derjelbe it, ohne daß es 
ausgeſprochen wird, hauptjächlich für Eigilien berechnet und ertheilt 
der Regierung Vollmacht zu Ausnahmemaßregeln, um die dortigen 
Zuftände, deren die Regierung mit den gewöhnlichen Mitteln und 
den bisherigen gejetlichen Beitimmungen nicht Herr zu werden ver= 
mag, endlich der ftaatlichen Ordnung zu unterwerfen. 


Die Regierung Hatte ſich von — an darüber Leinen Sr ei 
hingegeben, daß es ſchwer halten würde, dieſes Se in der Kammer durch⸗ 
zubringen. Sie Wahl der zur Vorberathung derjelben —— Com⸗ 
miſſion fiel denn auch gegen fie aus. Die Mehrheit derſelben (Verichterſtatter 
Depretis, einer der Führer der Linken) trägt darauf an, die Vorlage rund» 
weg abzulehnen, die Minderheit bringt ein aus 30 Artikeln beftehendes Gegen: 
projelt ein. Minghetti hatte darauf fofort die regierungsfreundlicdden Depu⸗ 
tirten zufammenberufen und benjelben erklärt, daß ex weder den Antrag der 
Mehrheit des Ausſchuſſes annehmen Töne, weil Ausnahmsmaßregeln zur 
ellung der öffentlichen Sicherheit in einzelnen Provinzen unumgänglich 
nothwendig geworben feien, noch jenen ber Minderheit, weil feine Zeit mehr 
vorhanden ſei, um 30 lange Artikel während diejer Seilion zu gr 
Er ſchlug daher feinen freunden der ſchleunigen Erledigung wegen vor, das 
Gegenprojekt in folgenden einzigen Artikel ammanulafen: „&3 wird ber 
Regierung während ber Ferien des Parlaments die Ermächtigung extheilt, 
Räuber und der Räuberei verdächtige Individuen fofort einzukerkern, ben: 
jelben die Wohlthat ber proviforischen Freiheit zu beriveigern, fie ben Juſtiz⸗ 
behörden zu überliefern ober ihnen mitteld einfachen Minifterialerlafies einen 
Zwangsaufenthalt anzuweiſen.“ 


Die Debatte geftaltet ſich alsbald zu einer überaus heftigen, 
zumal ala der Abg. Zajani, der früher ſelbſt ala Staatsanwalt auf 
Sizilien fungirt bat, mit einer Reihe von Enthüllungen auftritt, 
wonach felbjt Organe der Regierung mit der ſog. Maffia vielfach 
gemeinfame Sache gemacht hätten. 
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11. uni. Der König janctionirt das von beiden Kammern 
genehmigte Dekret, twelches Garibaldi eine Nationalbelobnung von 
jährlich 100,000 Fr., von denen die Hälfte auf feine Erben über- 
geben ſoll, ausſetzt. Eine Rente von 50,000 Fr. wird auf den Na— 
men de3 General in das große Buch der öffentlichen Echulb ein 
getragen, auszubezahlen vom 1. Januar 1875 an; nebenher erhält 
er 50,000 Fr. jährlich, ebenfalls fällig vom 1. Januar 1875 an. 
Dieje Rente erhält er, wie das Geſetz fagt, „zum Zeugniß der Dank» 
barkeit der italienifchen Nation für feine ruhmreiche Mitwirkung am 
Merle der Einigkeit und Unabhängigkeit“. Garibaldi nimmt die 
Nationalbelohnung ſchließlich doch an. 


15.—16. Juni. I. Sammer: Specialdebatte über das Eicher- 
heitsgeſetz. Minghetti erklärt fi mit der, in Folge der Enthüllun- 
gen Zajani’3 unausweichbar gewordenen Enquete über die öffent: 
lichen Sicherheitsverhältnifle in Sizilien einverjtanden, tritt aber 
den Anträgen, welche die Sufpendirung der Berathung des Geſetzes 
verlangen, entgegen, da der Aufichub der Berathung einen üblen 
Eindrud machen werde. Die Kammer geht darauf bei namentlicher 
Abftimmung mit 220 gegen 203 Stimmen zur einfachen Tagesord⸗ 
nung über, mit ber fih auch das Minifterium einverftanden erklärt 
hatte. Die Vorlage der Regierung wird darauf mit 220 gegen 203 
Stimmen mit einigen Modificationen, die fich die Regierung gefallen 
laflen muß, angenommen "und bejchlojlen, eine gerichtliche Unter: 
ſuchung der von Tajani gegen die Öffentliche Verwaltung Sizilieng 
vorgebrachten Thatfachen einzuleiten, fowie ferner die Präfidenten 
des Senats und der Deputirtenfammer zu ermächtigen, eine Com⸗ 
miffion zur Prüfung des Zuſtandes der Öffentlichen Sicherheit in 
Sicilien zu ernennen. Die Regierung hat damit zwar formell ge= 
fiegt, aber mit fo geringer Mebrbeit und unter jolchen Umftänden, 
daß fie an durchgreifende Maßregeln, um der Unordnung und Un= 
ficherheit in Sizilien mit Gewalt ein Ende zu machen, doch nicht 
denken kann. Bon praktifcher Bedeutung ift daher das ohnehin ab- 
geſchwächte Geſetz nicht. 

18. Juni. II. Kammer: ſchließt die Seffion thatſächlich. Die 
Frage der füditalienifchen Eifenbahnen bleibt unerledigt. Doch wird 
noch in aller Eile ein Gejfehesentwurf eingebracht und angenommen, 
welcher wenigftens der Faillite der römifchen Bahnen für den Au⸗ 
genblid vorbeugt und die Yortfeßung der begonnenen Bauten für 
dieſes Jahr fichert. | 
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30. Juni. Senat: genehmigt ſeinerſeits das Sicherheitsgeſeh 
in der Yaflung der II. Kanınier mit 66 gegen 29 Stimmen. 


1. Juli. Urtheil des Etadtgerichtshof3 von Mantua in der 
Angelegenheit der Gemeinde Et. Giovanni del Doſſo, die fich ihren 
Pfarrer felbjt gewählt hat und darin dem Bilchof von Mantua 
muthig widerfteht (ſ. 24. März). 


Tas Urtheil erklärt, daß weder ber Biichof von Mantua, Migr. Rota, 
ala foldder, da er das Erequatur nicht nachgeſucht hat und daher von ber 
Regierung nicht anerkannt tft, noch Marcheſe Cavriana, weil nicht dom Ya: 
miliencath feines Neffen und Mündels zur Klage autorifirt, als tigte 
Kläger anzufehen find. Auch gehören nur zivei der 45 Stläger, in deren 
Namen Marcheie Cavriana aufgetreten, der Gemeinde an. Außer dem po⸗ 
litifcden Intereſſe, das diefer Prozeß und feine Verhandlung bietet, iſt der: 
ſelbe auch vom juriftifcden Standpunkt aus höchſt beachtenswerth. Politifch 
wichtig iſt, daß das direkte Organ der Regierung, ber Staatsanwalt, ſich in 
feiner langen und forgfältig fludirten Rede entihieden zu Gunjten ber Ge: 
meinden ausgelprochen und daß die Richter einen nicht mit dem Exequatur 
verjehenen Bifchof jede officielle Berechtigung abjtreiten. Juriſtiſch bedeutend 
ift, daß das Zribunal ſich für compelent erklärt Hat, indem es fich auf den 
Art. 17 des Garantiegeſetzes beruft, welcher die bürgerlichen Wirkungen lirch⸗ 
licher Handlungen den bürgerlichen Gerichten überweist; weiter, daß das 
Gericht ben erften Artikel der Derfaffung, demzufolge die römiſch-katholiſche 
Religion die Staatäreligion ift, twegargumentirt oder boch einſchränkt, in- 
dem es auf die gleichfalls gewährleiitete Gewifiensfreiheit hinweist und am 
Ende jenem berufenen Artikel implicite die franzöfiiche Faffung („die katho⸗ 
liſche Religion ift die Religion der Mehrheit der Franzoſen“) unterſchiebt; 
endlich dab es erklärt: Die Pfarre gehöre der Gemeinde; dieſe allein habe 
alſo darüber zu beftimmen. : 


— Juli. Nach einem officiellen Berichte find feit 1867 bie 
Ende Juni 1875 in ganz Stalien Kirchengüter im Betrage von 480 
Millionen verfauft und in Staatsrente umgewandelt iworben, in 
Rom, wo da& betreffende Gefeß erſt feit 1873 in Kraft getreten ift, 
erft für 7 Millionen. 


Die Operation wird noch eine Reihe von Jahren dauern, da bie Re: 
gierung nicht durch ein allzu großes und gleichzeitiged Angebot ben Preis 
r Grundftüde herabdrüden will. Sobald fie aber vollendet fein wird, fo 
ertlärt die Regierung jchon jegt, Tollen auch die Güter ber mwohlthätigen 
Stiftungen derſelben Zwangsconverſion unterivorfen werden: „Nach den Un: 
terſuchungen, welche Seitens des Minifteriums des Innern angeftellt worden 
find, ergeben die Befigtihümer ber mohlthätigen Stiftungen (opere pie) einen 
geringeren Ertrag, ala unter gleichen Bedingungen bie privaten. Ihre Um: 
wandlung in Staatörente würde den Stiftungen einen höheren Ertrag fichern 
und ihre Verwaltung vereinfachen. Der Fiscus würde dabei feinen direkten 
Bortheil Haben, aber wohl den indirekten, eine große Anleihe a Störung 
des Marktes unterzubringen, Ein Theil des Fair ni der jährlichen Ein« 
nahmen, twie die Umwandlung benfelben herbeiführen würde, müßte kapita⸗ 
Yifirt werden und würde den tim Laufe ber Zeit fteigenden Werth de? Grund⸗ 
befitzes barftellen.“ 
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2. Juli. Der Kronprinz Humbert geht zum Leichenbegängniß 
des verftorbenen Kaiſers Ferdinand nach Wien. Unter den ihn bier 
am Bahnhofe. empfangenden Mitgliedern des Kaiferhaufes befindet 
fih auch der Erzherzog Johann von Toscana. 

— Ali. Die Oppofition macht in mehrfachen Parteiverfamm- 
ungen Verſuche, fich der bisherigen unpraftifchen Bolitit durch Auf- 
jtellung eines bejtimmten Programms zu entledigen und fich jo mo 
möglich zu e’ner regierungsfähigen Partei umzugeſtalten. Borerft 
mißlingt der Verſuch aber noch. 

— Juli. In Folge des Eindruds der Snterpellationen Man—⸗ 
cini=Laporta und der damals von Minghetti gegebenen Zuficherung 
beginnt die Regierung endlich energifcher gegen Diejenigen Bifchöfe 
vorzugehen, welche fich weigern, das Erequatur bei der Regierung 
nachzujuchen, troßdem aber eigenmächtig von den bifchöflichen Pa- 
Läften Belig genommen haben. Ginige räumen diejelben auf erhal- 
tene Aufforderung freiwillig, andere müſſen gewaltfam ermittirt 
werden. Einigen Bilchöfen erlaubt der Papit das Erequatur nach⸗ 
zuſuchen, anderen verweigert er die Erlaubniß dazu. 


— Ali. Die Gemeinderwahlen fallen nicht nur auf dem 
Lande, fondern auch in einer Reihe von größeren Städten, nament⸗ 
lich in Venedig, Verona und Genua, clerical aud. Die Ultramon- 
tanen fallen darauf gejtüßt neuen Muth und neue Hoffnungen. Der 
Grundjaß nd elettori nè eletti geräth in's Wanten. 


— Juli. In einem Dorfe bei Bologna beruft der Marchefe 
Pepoli, dem als Patron das Beſetzungsrecht der Pfarrſtelle zufteht, 
die FZamilienhäupter der Gemeinde zu einer Verfammlung und läßt 
durch fie den neuen Pfarrer wählen. 


— Auguft. Die Regierung verftändigt fi) mit den meijten 
‚Städten über eine Erhöhung der Verzehrungfteuerpacht. Nur Neapel 
weigert fich, der Regierung zu entſprechen; die Regierung nimmt 
daher dort die Erhebung der Steuer in ihre Hand. 

Der Staat belegt nämlid alle in Städte eingeführten Artikel mit 
einer Steuer, Verzehrungäfteuer oder dazio consumo genannt. Die Verwal⸗ 
tung und Eintreibung bderjelben wurde pachtweiſe den ftäbtiichen Gcmeinden 
für eine gemeinfam vereinbarte Jährliche Summe überlafien. Wie nad fünf 
jähriger Praris fich herausgeſtelit hat, Haben Beinahe alle Städte Hieber ein 

anz vorzügliches Geichäft gemacht. Tie Stadt Neapel —— netto durch⸗ 
— 1’ Millionen jaͤhrlich. Auf Grundlage dieſer Reſultate erhöhte 
die Regierung nach Ablauf der alten Verträge no aber in 
einer Weife, daß den Städten immer noch ein Gewinn in Ausficht fand. 
Alle großen Städte acceptirten nach einigem Hin: und Herhandeln die mini« 
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—— Vorſchläge, nur bie neapolitaniſchen Clericalen und Rabicalen lehnten 
ieſelben ab und die Stadt Neapel verliert dadurch die halbe Million. welche 
die Gemeinde auch nach der Einführung des erhöhten Pachtſchillings immer 
noch gewonnen bätte. 


12. Sept. Großartige Michel-Angelostyeier in Florenz. 

22.25. Eept. Zweiter italienifcher Katholiten-Eongreß in 
Florenz. Die Situngen find nicht öffentlih. Die Verhandlungen 
beziehen fich hauptfächlich auf zwei Punkte, die fogen. Freiheit des 
Unterricht? bezüglich der Univerfitäten, wie fie von den Glericalen 
in Frankreich erobert worden ift, auch in Italien durchzufeßen und 
dann, fih immer mehr an den Gemeindewahlen zu betheiligen, um 
bier nach und nach feiten Fuß gegen die Regierung zu gewinnen. 
Der vorjährige erfte Congreß in Venedig wurde in Italien von den 
Liberalen vielfach nur befpöttelt, der jebige zweite fängt an, fie 
nachdenklich zu machen. Ein Breve des Papftes an die Verſamm⸗ 
Yung Hatte fie übrigen? gewarnt, etwaige Verſöhnungsideen den li⸗ 
beralen Katholiken gegenüber in ihrem Echooße auflommen zu Taffen. 


Anf. Oktober. Der endlich wirklich bevorftehende Bejuch des 
deutfchen Kaiſers in Mailand drängt momentan alle anderen nter« 
effen in den Hintergrund. Die Bedeutung der neuen Zufammenkunft 
zwifchen dem Saifer und dem Könige von Stalien wird von ber 
Öffentlichen Meinung in Stalien nicht nur vollfommen erlannt, fon- 
bern nachgerade auch ganz unumwunden außgejprochen. 

Selhft die fonft jo vorfichtige „Opinione”, das älteſte, verbreitetfte 
und wohl auch einflußreichlte der Regierungsblätter jagt darüber in einem 
„Kaifer Wilhelm in Stalien“ überjchriebenen Leitartikel: „Die clericalen 
Blätter Tönnen ihren Aerger über bie — Reife des Kaiſers nicht 
verbergen. Sie fürchten, daß fie nicht ohne Einfluß auf die Kirchenpolitik 
ber italieniſchen Regierung bleiben wird. Wenn die Kaiſerreiſe, die und uur 
als ein Austauſch von Höflichleiten und als ein Zeichen aufrichtiger Freund⸗ 
j erichien, wirklich ein großes politifches Ereigniß werden follte, wie bie 
clericalen Blätter behaupten, jo hat Italien eben jo viel Grund, ſich barüber 
zu freuen, wie fich die Glericalen deshalb ärgern. Sollte ihre Angft und 
Unruhe kein böfes Gewiflen verrathen, da3 ihnen wegen ihres Verhaltens 
gegen das Baterland Vorwürfe macht? Die Elericalen können ih nun ein: 
mal nicht von dem Mittelalter Iosreißen. Vaterland, Freiheit, Unabhängig: 
teit, Bolt und Liberale Inſtitutionen fcheinen für fie gar nicht zu eriftiten. 
Der Kampf zwilchen Priefterthum und Saiferreich ift heftiger wieder ent: 
brannt als je. Er hat zwar andere Formen angenommen, in feinem Weſen 
ift er aber immer ber re Die Kirche will den Staat beherrichen und 
ihn wie einen Blinden führe. Die Zeiten haben fich aber geändert, Das 
Kaiferreih ſtrebt nicht mehr nach der Univerfalmonardjie, fondern will die 
Freiheit feiner Bürger gegen die Anmaßungen einer Macht beſchützen, welche 
unter dem Mantel ber Religion ihre politiichen Ideen einfchnuggeln will 
und das Bolt in eine Vergangenheit zurlidzuführen fucht, welche traurige 
Erinnerungen an Berfolgungen, Unduldfamteit, Fanatismus, Unwiſſenheit, 
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Unterbrüduug der Völker utıd DVerfagung jeglicher Freiheit zurlicigelafien hat. 
Bon dem Tage, an welchen bie Regierung und die Aſſemblée in Verſailles 
ber ruhmreichen franzöfiicden Meberlreferung: in Europa an der Spike ber 
Civiliſation — untreu wurde und in's Lager der Clericalen 
überging, hat ganz Europa ſeine Augen auf Deutſchland gerichtet, betrachtet 
den Kampf dezielben gegen die Clericalen wie feine eigene Angelegenheit und 
folgt den verichiedenen Wechſelfällen mit Elopfendem Herzen, indem es dem 
Reiche den Sieg wünfcht. Indem der ehrwürbdige Monarch in Mailand dem 
Könige Biltor Emanuel von Neuem die Hand brüdt, bekräftigt er den Bund 
der Givilmächte gegen den Realtionägeift, dev vom Batilan ausgeht. Jeder 
Staat hat die Verpflichtung, die Waffen zu ergreifen, welche bein Charakter 
feine Volkes am meiften entiprechen, aber alle müffen nach demfelben Ziele 
Streben, die nationalen Inſtitutionen auf breiter Bafis bürgerlicher, politifcher 
und religiöfer Freiheit zu befeftigen. Wer fich weigert, an biefem Kampfe 
Theil zu nehmen, jagt fich von ber liberalen Bewegung los und verzichtet 
barauf, einen mwohlthätigen Einfluß auf die europäithe PVolitit auszuüben. 
Und da gibt es Leinen Mittelweg, da heit es nur: entweder mit ben Cleri⸗ 
calen oder mit dem Staate, entweder Allianz mit dem Batican oder mit dem 
deutfchen Reiche. In diefem Kampfe kann feine Macht neutral bleiben, weil 
bie höchſten Intereſſen aller Völker auf dem Spiele ftehen.” 

Der König und die Stadt Mailand und mit ihnen ganz 
Italien bereiten fich vor, den mächtigen Fürſten, den erften deut« 
chen Kaiſer, der die alte Lombardenhauptftabt ala Freund und Ver⸗ 
bündeter Stalieng betritt, würdig zu empfangen. 

Der Gemeinderatd von Mailand beichliekt einflimmig: „Der Ge: 
meinderath ſchätzt fich glüdlich, daß der erfte deutiche Kaiſer nach Mailand 
tommt, um dem erften Könige von Jtalien die Hand zu brüden; er beauf: 
tragt den Synbikus, dielen Gefühlen Ausdruck zu verleihen.” Doch gibt 
nit nur Mailand ben Gefühlen des Landes Ausdrud. Auch der Gemeinde: 
rath von Rom beichließt einftimmig und unter lauten Beifallbezeugungen, 
folgendes Telegramm an den Minifterpräfidenten Minghetti zu richten: „Das 
Municipium don Rom erjucht Ew. Ercellenz, Ihren Majeftäten dem mäch: 
tigften Kaifer von Deutichland und unjerem großmüthigen Könige die Ges 
be der Freude, der Ergebenheit und Dankbarkeit auszubrüden, die es über 

3 due Ereigni empfindet, welches die edle und treue Freundſchaft 
der beiden Nationen befiegelt.e Auch wünſcht es dabei den Gedanten zum 
Ausdrud zu bringen, daß Rom im Tyalle der Möglichkeit froh und ftolz 
geweien wäre, den eriten Kaiſer von Deutichland gaftlidy in feinen geſchicht⸗ 
lichen Mauern zu empfangen.“ An ben Gemeinderat) von Rom ſchließt 
fo auch die Provincialdeputation der Provinz Rom an, indem fie befchlickt, 

n Minifterpräfidenten telegraphiich zu * auch ihrerſeits dem Kaiſer 
die Huldigung Provinz Rom darzubringen. 


18.—23. Oktober. Beſuch des deutſchen Kaiſers in Mailand. 
Der König Victor Emanuel empfängt ihn, von der ganzen königl. 
Familie und allen feinen Miniſtern umgeben. Der Kaiſer iſt von 
Moltke und einem großen und glänzenden Gefolge umgeben; dagegen 
hat der Reichskanzler ihn wegen Krankheit nicht begleiten können. 
Der Einzug des Kaiſers in Mailand gleicht einem wahren Triumph⸗ 
zuge. (Vgl. unterDeutichland.) 
26* 
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Unter den Tyeftlichleiten zu Ehren des Kaiſers ift namentlich auch 
eine große Revue, ın der der König feinem Gafte einen außerlefenen Theil 
feines Heeres vorführt. Der diejelbe commandirende General Petitti erläßt am 
Tage darauf folgenden Corpsbefehl: „Offiziere, Unteroffiziere, Corporale und 
Soldaten! Se. Majeftät unfer ee bat geruht, mich damit zu beauf⸗ 
tragen, den Truppen insgefammt feine hohe und volle Befriedigung über die 
geftrige Revue auszudrüden und ihnen befannt zu machen, da ıhre Ordnung 
ıhre Fisciplin, ihr gutes Ausſehen und ihre militärifche Haltung in ber 
jchmeichelhafteften Weife von Sr. Majeftät dem deutſchen Kaiſer aner: 
tannt und gelobt worden find. Mit Recht ftolz darauf, daß ich den Truppen 
bes Armeecorps und ber Cavaleriediviſion, welche die Ehre gehabt Haben, 
von Ihren Majeftäten inipicirt zu werden, die obigen Beweiſe der Aner- 
fennung, welche der ganzen Armee zum Lobe gereichen, mittheilen darf, bin 
ich überzeugt, daß diejelben für Alle ein Sporn dazu fein werden, mit allen 
Kräften danach zu ftreben, dab das italienilche Heer ftet3 mehr in der Achtung 
des Landes und bed Auslandes fteige, bamit e3, wie das feine Aufgabe ift, zu 
einem feften Bollwerke ber ruhmreichen regierenden Dynaſtie und unjeres ge: 
liebten DBaterlandes werde.” Und eine Correſp. aus Mailand hält ſich zu der 
Remerkung beretigt: „Nicht nur Kaifer Wilhelm, Feldmarſchall Moltte und 

r. d. Bülow, auch die Herren, meift Militärs, vom Gefolge des Kaiſers 
In auf die Italiener den Eindrud durchaus verftändiger. ruhiger, frieb: 
iebender Männer gemacht, wo man fich auf hochmüthige Säbelraßler gefaßt 
gemacht hatte. Namentlich war ben höheren italienischen Offizieren der Ver⸗ 
fehr mit ihren deutichen Kameraden höchſt angenehm und wohlthuend, wenn 
fie denjelben mit dem protegirend-berablaffenden Ton ihrer Befreier von 1859 
verglichen, twelche nie in ihrem Benehmen gegen bie italienischen Heerführer 
eine leife Ironie zu unterbrüden vermochten. Nach diejen acht Tagen aber 
ift in Mailand dag ganze fehr zahlreiche italienische Offizierscorps, das dort 
zugegen war, von ber Ueberzeugung durchdrungen worden, daß fie es Hier 
wirklich mit Leuten zu thun Haben, die wohl bereit find, jeden Augenblid 
D den Schuß ihres Vaterlandes — ja auch für den Schub eines treuen 

erbündeten — das Schwert zu ziehen, welche aber ficherlich nicht aufgelegt 
find, aus Raufluft oder Eroberungsſucht Händel zu ſuchen. Eine 14 
Ueberzeugung in der italieniſchen Armee iſt aber doppelt werthvoll; weil in 
dieſer Armee, weit mehr als in ben politiſch⸗journaliſtiſch⸗literariſchen Kreiſen, 
das Herz der Nation pulſirt, weil in den Reihen der Armee, weit mehr als 
auf den Schulbänken, in der Preſſe oder dem Parlament, die Bildung fich 
vollzieht, deren Stalien noch bedarf, um das politifch-moralifche Ziel zu er: 
reichen, das ihm einft Maſſimo d’Azeglio vorgeitedt; weil die Armee für das 
heutige Stalien das ift, was fie für Preußen im Anfang diejes Jahrhunderts 
war, die Schule der Zucht und Pflicht, der Herd des Nationalgeiftes und 
nationalen Selbftgefühlse. Es ift nicht der geringite Gewinn ber Mailänder 
Tage, daß die Bande zwiſchen beiden Armeen fich enger gefnüpft, und daß 
fih auf dem friedlichen Paradefelde die Anfänge einer Waffenbrüberfchaft 
angefeßt haben, welche merkwürdiger Weife die getheilten Gefahren ber Schlacht: 
felder der Tichernaia und Solferino’3 nicht im Stande waren, zwiſchen ben 
Offiziercorpg der damals verbündeten beiden Heere herbeizuführen.” 


Bon politiichden Abmachungen war von Anfang an feine Rebe. 
Die Zufammenkunft war und blieb eine perfönliche der beiden Fürſten, 
wenn auch die eminent politifche Bedeutung derjelben nirgends ver- 
- fannıt werben konnte und auch nirgends verfannt worden ift. Denn 
foviel ift Elar und Liegt in den Verhältniſſen ſelbſt, daß Italien fich 
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nicht binden will und nichi binden kann und daß es troß aller 
Hinneigung zu Deutjchland dennoch gefonnen ijt, fich feine „freie 
Hand” zu wahren, fogar für den Fall, wo dag deutſche Reich ohne 
Herausforderung von jeiner Eeite angegriffen werden follte, wäh. 
rend Italien weiß, daß es auf den mächtigen Schub Deutſchlands 
zählen könnte, wenn es feinerfeit$ angegriffen werden jollte. 

30. Citober. Der Minifterpräfident Minghetti entwickelt feinen 
Wählern in Bologna das nächte Programm des Minifteriumsg. 

Zunädft conftatirt derſelbe Hinfichtlich der Finanzlage: das urs 
ſprünglich mit 22 Millionen berechnet geweſene Deficit für 1876 erde nur 
16 Millionen beiragen. Das Gleichgewicht de2 Budget? werde hergeftellt 
fein, wenn die Abgeordnetenkammer die Aufbringung eines Kapitals im Be: 
trage von 27 Millionen für Bahn-Neubauten beichliege und hiefür im Budget 
nur die Zinfen einftelle. Trotzdem werde die Finanzlage wegen ber ſchwe⸗ 
benden Schuld und des Zwangscurſes 19% eine ſchwierige ſein. Der Minilter 
weist den Vorwurf ſchußzöllneriſcher Tendenz bei ben Abichlüffen der Han: 
delsverträge zurüc und kündigt die Abichaffung der ftatiftifchen Steuer und 
die Abänderung der Eergebühren an. Schließlich ſpricht er die Hoffnung 
aus, daß der Getreide-Einfuhr: und Wein: Ausfuhr Zoll aufgehoben werden 
könne. Hinfichtlich der politiichen Lage bemerkt Minghetti: Die Herftellung 
der Einheit Italiens veranlakte die zwiefache Beſorgniß für den europäifchen 
Frieden und die Freiheit des Papſtthums. Dieje Befürchtungen ftellten ſich 
im Laufe der Ereigniſſe als ganz unbegründet heraus. Die Beſuche bes 
Kaiſers von Defterreich und des Deutichen Kaiſers bewieſen, daß die Regies 
rungen und die Völker Europa’ dieſe Anfchauungen teilen. Vielfach ei 
behauptet tworden: der Beſuch des Deutichen Kaiſers könnte eine Aenderung 
der italieniſchen Kirchenpolitit veranlaffen, was ein Irrthum fei. Die 
Kirchenpolitit Italiens beruhe auf dem Princip ber Trennung der Kirche 
vom Staat. Die erreichten Refultate zeigten feinen Grund zur Aenderung 
diefer Politit, Italien müſſe jeboch Vorſorge treffen, den niedern Clerus 
dor der Unterdrückung durch die hohe Geiftlichkeit zu ſchützen und die Mits 
wirkung des Laienelement3 bei der Gemeindeverwaltung zu fihern. Die Res 
gierung werde im Parlament einen bezüglichen Gejegentwurf gemäß Art. 18 
e3 Garantiegeſetzes einbringen. 

Anf. November. Der Präfelt von Neapel, Mordini, läßt da- 
ſelbſt mehrere neneingefleidete Nonnen aus ben KHlöftern des Ecce 
Homo und Grumo Nevano wegführen, 
ba die Aufnahme unthätiger Novizen in gemeinnüßige Körperichaften 
ebenfowohl wie die Ablegung neuer Gelübde in den auf den Ausſterbe⸗Etat 

eſetzten Klöſtern unterjagt ilt. Diejer energiichen Maßregel folgt auf dem 
Fu ein Runbdjchreiben desjelben Präfecten an alle Ortsobern, um fie an 
ihre Pflichten und das — zu erinnern und ihnen im Wiederholungsfalle 
mit der Äuflöſung zu drohen. Dieſe Inſtitute ſeien zu wohlthätigen und 
Erziehungsziveden gegründet und nur darum vom Gtaate anerfannt und ge: 
buldet. Die Aufnahme und Einkleidung neuer Schweftern, welche in dem 
geiftlichen Habit nur unthätiger veligiöfer Beichaulichkeit lebten, könne durch 
aus nicht geftattet werden. 

13. November. Ende des großen Prozeſſes gegen die Mörder 


des radicalen römiſchen Publiciſten Sonzogno. 
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Mitte November. Die Abtei St. Barbara bei Mantua wis 
derſteht, auf ihr verbrieftes Recht geftübt, muthig der Willlür des 
Papſtes. 

Nah ihren vom Papfle 1643 beſtätigten Privilegien iſt die Abtei 
von ber Gewalt des Biſchofes von Mantua erimirt und befitzt dad Recht, 
beim Tode eines Abtes feinen proviforiichen Etellvertreter jelbft zu wählen; 
ben befinitiven Abt febt ihr der König als Patron, der Papft aber Hat ihn 
nur zu beftätigen. Wie nun der bisherige Abt ftirbt, 5 der Ra 
über diefe Rechte und Privilegien hinweg und befiehlt in ſeiner Machtvoll⸗ 
fommenheit bem Biſchof von Dlantua, der Abtei einen neuen Abt zu feken. 
Die Abtei läßt es fich jedoch nicht gefallen und wendet fi an bie Staats: 
gewalt um Echub ihres und bed Königs Recht. Der Papft muß ſchließlich 
nachgeben: die Abtei hält den von ib gewählten proviloriichen Borftand 
feft, der König wählt den neuen Abt und dem Papft bleibt nicht? anderes 
übrig, ala ihn zu beflätigen. Die ultramontanen Blätter find inzwifchen 
außer fich über dies „enorme“ Unterfangen der Abtei, jelbft dem Papfte fich 
nicht zu fügen, der doch nach dem Baticanum bad Recht habe, Biichöfe nach 
Belieben ein: und abzufegen, wie viel mehr noch bloße Aebte. 

18. November. Der geweſene Finanzminifter Sella ſchließt im 
Auftrage der Regierung in Bafel einen Vertrag über den Anfauf 
der oberitalienifchen Bahnen (Rotbichild), vorbehaltlich der Ratifi⸗ 
cation des Parlaments, ab. Der Kaufpreis beträgt ca. 800 Mill. 
Fr. die don Stalien in italienischen Schuldtiteln bezahlt werden 
follen. | 


24. November. II. Kammer: Die Regierung flellt in Folge 
des Bejuches des deutjchen Kaiſers den Antrag, die Gefandtichaft in 
Berlin zu einer Botfchaft zu erheben. Die Kammer erklärt fi) ba= 
mit einverftanden. 


25. November. Der Erzbifchof von Palermo, der, weil er ſich 
beharrlich weigerte, das ftaatliche Erequatur nachzufuchen und deß—⸗ 
halb bereits den erzbifchöflichen Palaft hat räumen müſſen, troßden 
die Verwaltung der vielen frommen Stiftungen und reichen Wohl: 
thätigfeitsanftalten in Anspruch nimmt, was ihm jedoch von der 
Regierung und der Provincialdeputation beftritten wird, wird vom 
Appellhof von Palernıo mit feiner Klage abgewieſen und in die 
Kojten verurtbeilt. 


Anf. Dezember. Auch dag Kapitel der Cathedrale von Siena 
wagt e8, fich die neue Machtvolltommenbeit des Papftes nicht ge= 
fallen zu Yaflen und ſetzt feinen Willen durch. 


Auch Hier wie in St. Barbara bei Mantua Hatte das Kapitel ſeit 
Jahrhunderten das Necht ausgeübt, fich feinen Propft felber zu wählen. Wie 
nun der Propft ftirbt, trägt der Papfi dem Biichof auf, dem Kapitel einen 
neuen Propft zu ſetzen. Das Kapitel beharrt jedoch auf feinem Recht, ihn 
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felber zu wählen unb geſteht dem Papſt nur das Recht zu, benfelben zu be: 
ftätigen, wozu ſich der Papſt jchließlich aud) bequemen muß. 

6. Dezember. Wiederum wird ein Bifchof, der von Bovino, 
gewaltfam aus feinem Palaft ausgewieſen, da er fich weigert, das 
Staatliche Erequatur nachzufuchen. Die Biſchöfe beftürmen nachge- 
rade den Papft mit Gefuchen, einen Weg ausfindig zu machen, wie 
Sie in ben Befiß der Temporalien gelangen können. 

7. Dezember. Der Herzog v. Galliera fchenft der Stadt Genua 
für die Erweiterung ihres Hafen? die Summe von 20 Mill. Fr. 
Der König ehrt ihn dafür durch die Ueberreichung feines höchften, 
des Annunciatenordeng. 

15. Dezember. II. Kanımer: Die Regierung beantragt bei der⸗ 
elben, die Tiberregulirung nach dem Projekt Garibaldi's wenigftens 
beiltweife in Angriff zu nehmen, dafür 9 Millionen auszuſetzen und 
er Civilliſe — zum Theil in Folge des außerordentlichen Auf- 
andes für den Empfang des Kaiſers don Deflerreich in Venedig 
nd des deutfchen Kaiſers in Mailand — 1,161,000 Fr. zu bewil- 
igen, wovon 500,000 Fr. noch in das diesjährige Budget eingeftellt 
erben follen. 

20. Dezember. II. Kammer: bejchließt, fih bis zum 20. Ja⸗ 
nuar 1876 zu vertagen. Die Regierung ift darüber jehr unzufrieden, 
da fie gehofft Hatte, noch vor Nenjahr die beiden Vorlagen vom 
15. d. M. durchzudrüden. 


Die papſtliche Curie. 


18. Januar. Der Papſt empfängt einige in Rom ſeßhafte 
Deutſche in einer Privataudienz, antwortet auf eine lateiniſche An— 
ſprache derſelben, daß er die Zuverficht hege, noch den Triumph des 
katholiſchen Deutſchland zu erleben, und vergleicht den deutſchen 
Reichskanzler mit der alten Schlange, die aber nicht ſo ſtark ſei, als 
man ſie verrufe. 


Anf. Februar. In einer Antwort an die Pfarrgeiſtlichkeit der 
Stadt Rom iſt dem Papſte der Proteſtantismus ſchlimmer als das 
Heidenthum, 

indem er ſich ſelbſt mit Petrus vergleicht: wie dieſer, ſo befinde auch 
er ſich in Rom heidniſchen Tempeln und heidniſcher Gefinnung gegenüber. 
„Aber das will noch nichts ſagen“, fährt er fort, „ed find auch proteſtan⸗ 
tiſche Kirchen hier. Diefelben find zwar nicht jo gefährlich, bilden aber einen 
Grund zu großer Betrübniß. In Rom, welches von Gott zum Haupte der 
großen katholiſchen Familie erwählt ift, in Rom, weldes mit dem Blute 
der Martyrer geihmüdt ift und den Namen der Lehrerin der Wahrheit trägt, 
muß es Schmerz erregen, wenn man innerhalb berfelben Dlauern, wo fich 
die majeftätiichen Tempel ber chriftlichen Religion erheben, an ihrer Seite 
auch ſolche Säle und Berfammlungen entitehen fieht, wo man den Anſpruch 
erhebt, Gott mit gen Dienſte zu verehrten, der doch nicht? als eine 
Rebellion gegen Gott felbft ift“ u. |. w. : 

5. Februar. Der Papft fchleudert eine Encyclica an die Erz: 
biſchöfe und Bifchöfe Preußens, in der er „ganz offen Allen, welche 
es angeht”, d. h. zunächſt den Kath. preußiichen Staatsunterthanen, 
erklärt, daB die dafelbft in vollkommen gültiger Weife verfafjungs» 
mäßig zu Stande gelommenen Gefeße, die jog. Maigefete, ungültig 
(irritas) feien, alfo wohl, wenn auch nicht ausbrüdlich doch implicite, 
die fatholifchen Unterthanen Preußens von der Pflicht des Gehor- 
ſams gegen diefelben entbindet. 

Encyelica des BPapftes an die Erzbifchöfe und Bifchöfe 
Preußens: „Chrwürdige Brüder, Gruß und apoftolifcden Segen! Was 
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wir im Andenken an die Beftimmungen, welche von dieſem apoftolifchen 
Stuhle gemeinfam mit der oberſten Regirungsgewalt Preußen? im 21. 
Jahre des laufenden Jahrhunderts für das Wohl und das Gedeihen ber fa: 
tholiſchen Sache getroffen wurden, niemals für möglich erachtet hätten, das 
hat fi) gegenwärtig, ehrwürdige Brüder, in euren Gegenden auf die befla: 
enswertheſte Weije ereignet, indem auf die Ruhe und den Frieden, deſſen 
ha bie Kicche Gottes bei euch erfreute, ein fchiverer und unertvarteter Sturm 
ge olgt ift. Zenn zu den Gejegen, welche man vor Kurzem gegen die Rechte 
r Kirche erlafien hatte, und durch die jchon viele treue nund gewiſſenhafte 
Diener bderjelben ſowohl im Elerus als im gläubigen Volke getroffen waren, 
find neue hinzugefügt, welche die göttliche Verfafjung der Kirche vollitändig 
umftürzen und die Heiligen Gerechtſame ber Bi höfe gänzlich zu Grunde 
richten. — Zenn in diefen Geſetzen wurde Richtern aus dem Laienftande die 
Macht beigelegt, die Biichöfe und andere geiftliche Vorgefekte ihrer Würde 
und ihrer Amtsgewalt zu entkleiden. Durch diefe Gefebe wurden vielfache 
und große Hinderniffe denjenigen gelegt, twelche bei Abweſenheit ber Ober: 
hirten deren rechtmäßige Jurisdicion auszuüben berufen find. Durch Diele 
Gejege wurde den Kapiteln der Kathedralticchen zugemuthet, gegen die Ca» 
nones Kapitelsvicare zu wählen, während ber bifchöfliche Stuhl noch nicht 
bacant ift. Zur biete Geſetze wurde, um Anderes zu übergehen, den Ober: 
Präfidenten die Befugniß beigelegt, ſogar atatholiihe Männer an Stelle 
ber Bilchöfe und ala diefen gleichberechtigt in den Diöcefen mit der Vers 
waltung ber geiftlichen Güter, Foto ber für kirchliche Perfonen als für die 
Unterhaltung von Gotteshäufern beftimmten, zu betrauen. Nur zu gut wiſſet 
ihr, ehriwürdige Brüder, wie viel Schaden und wie vielfache Beläftigungen 
und Mißhandlungen aus dieſen Ge'ehen und ihrer fo harten Ausführung 
folgten. Abfichtlich fchtveigen wir hievon, um den allgemeinen Schmerz nicht 
durch die Ecwähnung all des Traurigen zu erhöhen. Aber ſchweigen können 
wir nicht über dag Mißgeſchick, welches die Tiöcefen Gneſen und Poſen und 
die Didceſe Paberborn getroffen hat. Denn nachdem unfere ehrwürdigen 
Brüder Miecislaus, Erzbiichof don Gneſen und Pofen, und Konrad, Biſchof 
von Paderborn, ind Gefängniß geiworfen und über fie das Urtheil gefällt 
war, wodurch fie ihres bifchöflichen Sitzes und ihrer Amtögewalt mit dem 
größten Unrechte für verluftig erklärt wurden, find diefe Didcefen der ſegens⸗ 
reichen Leitung ihrer auögezeichneten — beraubt und in einen Abgrund 
bon Beſchwerniß und von um elend geftürzt worden. Freilich glauben wir 
unfere vorbezeichneten ehrw. Brüder nicht beflagen, Tondern vielmehr — 
preiſen zu müſſen, da fie — eingedenk des Wortes des Herrn: „Selig ſei 
ihr, wenn euch die Menſchen hafſen und wenn ſie euch ausſchließen, ſchmähen 
und euren Namen als böfe verwerfen um des Menſchenſohnes willen” (Luc. 
6, 23), nicht blos nicht erichrafen vor ber einbrechenden Gefahr und vor der 
von ben Geſetzen verhängten Strafe, nicht abließen, ihrem wichtigen Amte 
gemäß für bie kirchlichen Rechte und Satzungen einzuftehen, fondern vielmehr 
e3 fih zur Ehre und zum Ruhme rechneten, gleich den anderen ausgezeich⸗ 
neten Oberhirten jenes Landes unverdiente Verurtheilung und die Strafen 
der Schuldigen um der Gerechtigkeit willen auf fich zu nehmen, zum gläns 
genden Zugendbeifpiele und zur Erbauung für die ganze Kirche. Aber wenn 
ihnen auch eher glänzende Zobfprüche ala Thränen des Mitleids gebühren, 
fo fordern doch die Erniebrigung der bijchöflicden Würde, die Verlehung der 
Freiheit und der Rechte der Kirche, die Berfolgungen, wovon nicht blos bie 
genannten, fondern auch die anderen Diöcejen * na gedrückt werden, von 
uns, daß wir, dem uns, wenn auch ohne unſere Verdienſte von Gott über⸗ 
tragenen apoſtoliſchen Amte gemäß, klagend die Stimme erheben gegen jene 
Gefehe, welche die Quelle jener bereits bewirkten und vieler noch zu bes 
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fürchtender Uebelthaten find, und daß wir für die durch gotilofe Gewalt 
niedergetreteue kirchliche — mit aller Entſchiedenheit und mit der Au⸗ 
torität des göttlichen Rechtes auftreten. Um dieſe Pflicht unſeres Amtes zu 
erfüllen, erklären wir durch dieſes Schreiben ganz offen Allen, 
welche es angeht, und dem ganzen Latholiichen Erdkreiſe, daß jene Geſetze 
ungültig find, da fie der göttlichen Einrichtung der Kirche ganz und gar 
widerftreiten. Denn nicht die Mächtigen der Erde hat ber den Bis 
ichöfen feiner Kirche et in ben Zingen, welche den Heiligen Dienſt be: 
treffen, jondern den heil. Petrus, dem er nicht blos feine Lämmer, fondern 
er feine Schafe zu meiden übertrug (Joh. 21, 16, 17), und darum können 
auch von feiner noch fo hochſtehenden weltlichen Macht diejenigen ihres bis 
ſchöflichen Amtes entjegt werden, welche der heilige Geiſt zu Bilchöfen gejeit 
hat, um die Kirche zu regieren (Apoft. 20, 28). — Hiezu fommt ferner fol: 
enber, eines eblen Volkes unwürdige Umftand, der auch, wie wir meinen, 
bit von unparteiiichen Alatholiten verworfen werden muß. Die Geſetze 
nämlich, welche in ihren ftrengen Strafbeitimmungen mit harten Ahndungen 
die nicht Gehorchenden bedrohen und zur Ausführung diefer Strafen die bes 
waffnete Macht bereit Halten, bringen friedliche und unbewaffnete Bürger, 
welche um des Gewiſſens willen, wie bie Geſetzgeber ſelbſt wohl willen Tonnten 
und nicht unbeachtet laſſen durften, mit Recht ben Gejeben abgeneigt find, 
oft faft in die unglückliche und bedrängte Lage von Menſchen, welche, von 
der Mebermacht niedergebalten, fich derjelben nicht eriwehren. Zaher will es 
icheinen, ala ob jene Gelehe nicht freien Bürgern gegeben, um einen ber: 
nünftigen Gehorfam zu fordern, jondern Sklaven aufgelegt feien, um den 
Gehorfam durch des Schrediend Gewalt zu erzwingen. Das foll jedoch nicht 
jo verftanden werden, ald wenn wir glaubten, daß jene in gerechter Weile 
entfchuldigt feien, welche aus Furcht den Menfchen Lieber gehorchen wollten, 
ala Gott; noch viel weniger jo, ala ob die gottlofen Menjchen, wenn es 
deren gibt, ungeftraft vom göttlichen Richter bleiben würden, welche, allein 
geftüßt auf ben Schuß ber bürgerlichen Gewalt, verwegen Pfarrkirchen in 
Befib genommen und den Heiligen Dienſt in denfelben auszuüben gewagt 
Haben. Im Gegentheil erklären wir, daß jene Gottlofen und Alle, twelde 
in Zukunft ſich durch ein ähnliches Verbrechen in bie Regierung der Kirchen 
eingedrängt haben, gemäß den heiligen Kanone? rechtlich und thatfäch— 
Lich der größeren Ercommunication verfallen find und verfal: 
len; und wir ermahnen die frommen Gläubigen, baß fie fi} von dem Gottes« 
dient berjelben fernhalten, von ihnen die Sakramente nicht empfangen und 
fo fi borfichtig des Umgang? und Verkehrs mit tenfelben enthalten, damit 
nicht der böfe Sauerteig die gute Maſſe verberbe. In dieſen ne len 
hat eure Unerfchrodenheit und Standhaftigkeit unferem er Linderun 

gebracht, welcher in der That, ehrwürdige Brüder, der übrige Elerus um 

die Gläubigen mit einander in der Mebernahme des Karten Streite® nad): 
geeifert haben. Zenn jo groß war ihre fyeitigfeit in der Wahrung ber Ta: 
tholifchen Rechte und Pflichten, fo lobenswerth da8 Verhalten Jedes in feinem 
Kreife, daß fie die Augen Aller, auch der Fernſtehendſten, auf fich gezogen 
und ihre Bewunderung erregt haben. E3 konnte auch nicht anders ſein; 
benn wie groß das Verderben ift zum Falle der Nachfolgenden, wenn der 
Vorgeſetzte gefallen it, jo groß ift der Nußen zum Heile, wenn fich ber 
Biſchof im feften Glauben ben Brüdern ala Vorbild darftellt. — Könnten 
wir euch doch in biefen Bebrängniffen einige Erleichterung gewähren! In⸗ 
beffen wird euch, indem wir diejen unferen Deoteft gegen alles das, was ber 
iD — Kirche und ihren Geſetzen zuwider iſt, ſowie au 

gen bie Gewalt, welche euch ungerechteriveife angethan wird, erneuern un 


e 
efräftigen, ſicher unſer Rath und unjere den Umftänden entiprechende Bes 
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lehrung nicht fehlen. Jene aber, welche euch feindlich gefinnt find, mögen 
wiſſen, daß ihr, indem ihr dem Kaiſer zu geben veriveigert, was Gottes iſt, 
der königlichen Autorität fein Unrecht zufügen und ihr nichts entziehen werdet. 
Denn geichrieben fteht: „Man muß Gott mehr gehorchen als den Menfchen.“ 
Zugleich auch mögen fie wiffen, daß ein jeder von euch bereit ift, dem Kaiſer 
Abgaben zu geben und Gehoriam zu leilten, nicht aus Zwang, fondern um 
bes Gewiſſens willen in alle dem, was ber bürgerlichen Herrſchaft und Ge: 
walt unterftieht. Indem ihr fo beide Pflichten in xechter Weiſe erfüllt und 
den Anordnungen Gottes gehorcht, ſeid freudigen Muthes und fahret fort, 
wie ihr angefangen habet. Denn nicht gering iſt euer Verdienſt, weil ihr 
Geduld Habt und ertrugt um des Namen? Jeſu willen und nicht müde ge: 
worden jeid. Schaut auf ben hin, der euch in Härteren Leiden vorangegangen 
ift und „ber Strafe eines ſchmachvollen Todes ſich unterzogen hat, damit 
feine Glieder nämlich lernten, die Gunft der Welt zu fliehen, die Schreckniſſe 
gar nicht zu fürchten, um dee Wahrheit willen das Widermwärtige zu Lieben, 
das Angenehme zu fürchten und zu meiden“. Eben der, welcher euch in 
biefe Kampfeslinie geftellt bat, wird euch die zum Streite außreichenden Kräfte 
verleihen. Auf ihm ruht unfere Hoffnung, ihm wollen wir uns unterwerfen 
und feine Barmherzigkeit erflehen. Schon ift, ihre jeht es, das eingetroffen, 
was er vorher angelündigt hat; darum vertraut, er wirb unzweifelhaft on 
ba3 verleihen, iwa8 ex verheißen Hat. „in der Welt werdet ihr Bedrängni 

haben, doch feid getroft, ich habe befiegt die Welt.” — Auf diefen Sieg nun 
vertrauend, erflchen ‚wir euch unterdeſſen demüthig Friede und Gnade vom 
heiligen Geifte, und ala Zeichen unferer beſonderen Liebe ertheilen wir eud), 
dem ganzen Clerus und den eurer Obhut anvertrauten Gläubigen aus ganzem 
Herzen den apoftolifchen Segen.“ 


11. Februar. Der Papſt anerfennt den neuen König Alfons 
XI. von Spanien und ernennt den Mfgr. Simeoni zu feinem Nun⸗ 
tius in Madrid. 


15. März. Der Papit ernennt 6 neue Gardinäle: den Erz- 
biſchof Gionelli, den Erzbiſchof Ledochowsky von Poſen, den Erz» 
biſchof Closkey von Newport, den Erzbifchof Manning von Weit: 
minfter, den Erzbiſchof Dechamps von Mecheln und den Migr. Bar: 
tolini, und verbindet damit eine Allocution wider Italien und 
Deutichland. Fünf andere Cardinalgernennungen, welche er in Form 
eines Codicills feinem Teftamente beigefügt habe, behält er in petto. 
Diefen geheim Ernannten, wie e3 heißt, jfämmtlich Italiener, wird 
es dadurch ermöglicht, fich im Falle feines Ableben? an dem Wahl: 
aft eines künftigen Papftes zu betheiligen. 


22. April. Ein Dekret der Congregatio rituum gibt fund, 
daß der Papſt fich entfchloffen babe, am nächlten 16. Juni, dem 
200Ren Jahrestag der Viſion der franzöfifchen Nonne Marie Ala- 
coque und am ZOfen Sahrestag feiner eigenen Erhebung auf den 
päpftlichen Etuhl, die ganze Welt dem HI. Herzen Jeſu zu weihen. 

Marie Alacoque war eine Nonne des franzöfiichen Kloſters Paray:le: 
Monial. Dieſelbe will zwei Jahre nach ihrer Profeß von Ehriftus in menſch⸗ 
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licher Geftalt befucht worden fein. Sanft Habe er, erzählt fie, fein mn euf 
ihrer Bruft ruhen laffen, und ihre zum erjtenmale die unausfprecdhlicden Ge⸗ 
heimniffe feines göttlichen Herzens entdedt, hierauf ihr eigenes Herz gefordert 
und es in das feinige gelegt. Turch die Seitentwunde fah fie dad Herz bes 
lee einem brennenden Schmelzofen gleich, worin ihr Herz wie ein 
leined Atom erſchien. Ehriftus aber habe dann basfelbe flammend twieder 
in ihre Seite gelegt und fie zur Erbin feines Herzen? für Zeit und Ewigfeit 
eingelegt und ihr erlaubt, über die Schätze de3 feinigen zu Gunſten Derjenigen, 
die zu folder Gnade dieponirt wären, nach Gutdünken zu verfügen. Weiter 
berichtet die Nonne, daß ihr auch die Heiligen und Engel, bie Jungfrau 
und bie drei Perfonen der Trinität erichienen feien, und daß fie Ehriftus 
beauftragt Habe, die Andacht zu feinem Herzen zu begründen und ihren 
Reichtvater La Colombiere davon zu unterrichten. Der Cultus de3 Heiligen 
Herzens ift der Specialcultus der Yeluiten und unter dieſen wieder fpeciell 
der franzöfifchen Jeſuiten. Die deutichfeindlichen Demonftrationen in Frank⸗ 
teih wurden bekanntlich von den Glericalen unter Abfingung eines Liedes 
betrieben, worin das Heilige Herz zur gleichzeitigen Rettung Frankreichs und 
des Papfted angerufen wurde. Der ganze Cultus des heiligen Herzens bat 
zweifellos eine Spike gegen Deutichland erhalten und die Gongregationen, 
die auf diefen Namen gegründet worden find, ftellen die bereitete Streits 
macht der Yejuiten dar. 


Anfang Mai. Der Papft empfängt eine Anzahl römischer 
Damen. 

Die Audienz, über welche die Voce della veritä, eine? der Organe 
des Vaticuns berichtet, gibt Kunde davon, in welchem Style der Papſt 
nachgerade mit fich verfehren läht. In der Üüberreichten Adreffe der Damen 
heißt ed: „Zur Stunde, Heiligfter Bater, ift der Batican nicht allein ein 
Gefängniß, fondern ein Galvarienberg, und es ift Jeſus, welcher von Neuem 
feine Paffion in Eurer Perfon ala der feined Stellvertreter? durchleidet. ES 
ift daher auch Pflicht, dab die Tamen bei Ihnen erjcheinen, und jo fommen 
wir gleihjiam im Namen berjenigen. deren Erwählter Sie find, nämlich der 
Jungfrau Maria.” Auf diefen Wahnwitz, den das PD Blatt eble 
Smpfindungen nennt, antwortet der Papft mit „Liebreichen Worten.” Die 
„Deutſche Preffe” meint, wenn der Größenmwahn, der Pius IX. befallen habe, 
ihn Schließlich Über die ganze Welt zu Gunften des „heiligen Herzens“ 
verfügen laffe, jo trügen biejenigen einen Theil der Verantworklichkeit, 
Ei ihm mit folcden tollen Schmeicheleien den Kopf vollftändig wirbeln 
madlen. ä 


13. Mai. Der Papft feiert fein 84ſtes Geburtsfeſt. 


12. Juni. Der Papft feiert fein 30jähriges Regierung3-Ju= 
biläumn. ° 

Anf. September. Der Papft Hält an eine Anzahl franzö— 
filcher Pilger aus dem Bisthum Laval, die ihm eine Adreſſe, eine 
filberne Statue der Madona von Pontmain und "eine Baarfumme 
von 80,000 Fr. überreichen, eine Rede, in der er den gedrüdten 
Zuftand der Kirche über den ganzen Erbdfreis bin beleuchtet und 
dabei feinem Heiligen Grimme wieder einmal Luft macht; nur Yranf- 
reich ift geeignet, ihm Troſt zu gewähren. 
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Zunächſt gibt er ein Bild, wie ſich in feinem Geifte der gegenmärtige 
Zuftand des Königreichs Ytalien jpiegelt: ſehr jchmeichelhaft ift diefeg Bild 
nicyt entworfen, doch Hat ber Papit diesmal: hier faum einen neuen Zug 
einzuflechten gewußt. „Dieſes traurige Rild“, jo fährt der Papft fort, „wie - 
ich e3 in furzen Zügen entworfen, verdunfelt fich immer mehr, wenn man 
bie Berlaffenheit betrachtet, in welche die Kirche Jeſu Ehrifti verſetzt ift; 
Niemand ift, der fie tröftet, aber fchlimmer noch, fie ift angefallen, befämpft 
von mächtigen Feinden. Werft einen Blick auf die verichiedenen Punkte des 
Erdfreijes und bemerkt die Yeindfeligkeiten, gegen welche fich zu verteidigen 
die Kirche gezwungen ift. Im Norden ift ein mächtiges Kaiſerreich, welches 
fih im jtarken Gegenfab gegen die Wahrheit das „orthodore“ nennt; mit 
Feſtigkeit und Beitändigkeit ift e3 feit vielen Jahren zum großen Unglück 
bemüht, alle Mittel in Thätigkeit zu fegen, welche fchließlich zur Zerftörung 
bes Katholizismus in dem Weiten Reiche führen. Tas andere Kaiſer— 
reich, ein neuerdings aufgetretenee, das ſich offen ein „proteſtantiſches“ nennt, 
zielt dahin, die fatHolifche Religion nicht allein aus feinen Grenzen, fondern 
don der ganzen Oberfläche ber Erde verichwinden zu machen, und um diejen 
Zweck zu erreichen, Net e3 alle Mittel in Bewegung, und gerade die gewalt: 
jamften, Härteften und ungerechteften, die ein unfinniger Fanatismus eins 
geben fann, nur um die gewünfchte Zerftörung zu vollenden! In einer Re: 
publik, welde die der Kantone genannt wird, gibt es auch eine oder bie 
anbere Regierung, die ala treuloje Nachahmerin der deutſchen Berfolgungen 
ericheint. Wenn dieſes Schaufpiel die Herzen bedrüdt und erbittert und 
man ben Blick nach anderer Seite wenden will, wenn wir jenjeits des 
Oceans bliden, um Erleichterung zu finden, was werden wir fehen? Neue 
Beranlaffung zu Echmerz und Thränen. Wir werden fehen, daß dort, wo 
Spanien und Portugal das Kreuz Jeſu CHrifti Sg ar die Bijchöfe 
und Geiftliden in dumpfen Kerkern ſchmachten, Opfer, die dem freimaure: 
rifhen Zorn geichlachtet find, der überall ben fatholiichen Einfluß aus: 
ſchließt“ Tann behauptet der PBapft, daß der Präfident der einen Republik 
(Ecuador), der fich durch eine unerſchütterliche Treue auägegeichnet hätte, in 
ben lebten Tagen von fühnen Ketzern wegen feiner Hingebung an die Tatho: 
liſche Stirche umgebracht worden ſei. „Selbft der Mufelmann, jo vervoll: 
ftändigt der Papſt feine Meberficht, der fich im den legten Jahren den Ans 
ſchein von Toleranz gegeben hat, macht ſich jetzt davon frei und hat fich zum 
Beichüber der neuen Schismatiker aufgemorfen, damit jeine alte antichriftliche 
Muth erneuernd.“ ALS ein Lichtblick erjcheint dem Papſt nur das, was in 
Frantreich vorgeht: „Gott — jo äußert er fich hierüber — Hat in Frankreich 
dje eriten Anftxengungen zur Einheitlichleit beichügt, jo daß daraus die re 
de3 Unterricht hervorgegangen iſt; möge diefer Triumph immer mehr diefe 
ausgezeichnete und tatbolifche Nation in der Einheit de Glauben? mit bem 
hi. Stuhle befeftigen.“ Als nachahmenswerthes Beifpiel wird fchließlich Daniel 
D’Connell aufgeführt, deifen verehrte Gedächtnig im vergangenen Monat in 
Irland feierlich begangen worden fei: „Er verfäumte niemals, im Volke jenen 
Geiſt des Proteſtirens aufrecht zu erhalten, und feine Unermübdlichkeit wurde 
durch den erwünichten Triumph gekrönt, der fein Baterland beinahe frei ge: 
madt bat... . Auf die Anrufung des oberften —— auf die großherzige 
Beſtändigkeit und vor Allem auf das Gebet und die Intervention der unbe⸗ 
fleckten Jungfrau und der Heiligen wird Gott von ſeinem Schlummer 
erwachen und unſere Bitten erhören.“ 

Die Deutſche Preſſe kann die letzte Bemerkung: Iddio si desterà 
dal suo sonno nicht einfach hingehen laſſen. „Alſo: Gott wird von feinem 
Schlummer erwachen. .. In bem Buch der Könige gibt ber Prophet Elias 
den 50 Baalöpriejtern höhniſch den Rath, nur recht laut zu fchreien. „Euer 
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— Eeptember. Differenzen mit der neuen ſpaniſchen Regie- 
rung in Madrid. Diefe will wenigften® die jeit 1868 beftehende, 
übrigen® ſehr beſchränkte, Glaubenzfreiheit aufrecht erhalten und 
deßhalb das Concordat mit Rom vom Sabre 1851 nur mit ge- 
wiſſen Modificationen wieder herftellen. Die römifche Curie will 
jedoch von Glaubenzfreiheit, wie geartet fie immer fein mag, nichts 
wifien und beharrt auf der fogen. Fatholifchen Glaubenseinheit für 
Spanien. (f. Spanien.) 


2. Oktober. Die „Civilta cattolica“, das ausdrüdlich aner- 
fannte Organ der Curie, läßt über die ultramontane Doctrin, wie 
fie der Vatican verftanden willen will, faum mehr einen Zweifel 
übrig. In dem an diefem Tage ausgegebenen (607.) Heft erklärt fie: 


„Jeſus Chriſtus ift nicht andersimo ala bei dem Papfte und im Bapfte. 
Der Papft ift EHriftus auf Erden, und durch die Hingebung an Chriſtus 
auf Erden müſſen wir die Hingebung an Chriſtus im Himmel bemeijen.“ 
Um ein guter Katholik zu fein, heißt es an einer anderen Stelle, müffe man 
1) an die Unfehlbarkeit des Papftes glauben, 2) den Syllabus „nicht nur 
in ber Theorie annehmen, jondern. auch ald Norm des öffentlichen und pri⸗ 
vaten, des bürgerlichen und häuslichen Lebens“, 3) ſoviel wie möglich die 
Nothwendigkeit der weltlichen Herrſchaft des Papftes behaupten und ver: 
theidigen. Die Bedeutung des Syllabus wird näher noch folgender: 
maßen ins Licht geftellt: „Der jog. katholische Liberaliamus fucht fich jett da⸗ 
durch zu retten, daß er die dogmatiſche Autorität des Syllabus Herabjegt 
und ihn ala ein anonymes Altenftüd oder ala ein — von Theſen 
für theologiſche Erdrterungen darſtellt. Der Syllabus iſt aber a. ficher und 
notoriſch ein päpftlicher Akt, welcher als ſolcher von dem hl. Vater in andern 
amtlicden Aftenftüden —— wird; er enthält b. eine doctrinelle Regel in 
Sachen der Sitten und bes Glaubens; ex ift c. auf Befehl bes Papftes von 
dem Sardinal:Staatzfecretär mit einem Rundfchreiben allen katholiſchen Bis 
ſchöfen überfandt worden; d. der ganze Episcopat hat den Syllabus als ein 
von dem Papfte ala dem Oberhaupte der Kirche ausgehendes boctrinelles 
Aktenftü angenommen und als folchee den Gläubigen verfündigt und er: 
Härt; e. alle wahren Gläubigen haben ihn mit religiöjfem Glauben ange: 
nommen und ihn nad) dem Borgange und der Lehre der lad und des 
Clerus ald eine Erklärung des hl. Stuhles angejehen. Wenn diefe That: 
lachen unbeftreitbar richtig find, twad verlangt man dann noch mehr, um 
ben Syllabu3 ala an fih authentiſch, autoritativ und die Katho— 
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liten zur Unterwerfung verpflichtend anzuerkennen? Nimmt man 
vielleicht Anftoß an dem Mungel irgend einer der gewöhnlidyen Formalitäten, 
welche der Hl. Vater Pius 1X. bei der Allen nis dieſes Aktenſtückes nicht 
für nöthig gehalten hat? Aber dieſe Formalitäten würden nur dann ber: 
mißt werben, wenn ihr Fehlen die Authentizität bes Aktenſtückes zweifelhaft 
machen könnte. Das iſt aber hier gar nicht ber Fall. Bas gleichlautende 
und namentliche Schreiben, mit welchem der Cardinal⸗-Staatsſekretär auf Bes 
fehl des Papftes allen Biichöfen ber Kirche den Syllabus überfandt hat, be: 
weist feinen authentifchen Urſprung; denn befanntlich ift der Cardinal⸗Staats⸗ 
fecretär eines der Organe, deren fich der hl. Stuhl auch bei rein kirchlichen 
Angelegenheiten bedient.“ An einer dritten Stelle heißt ed: „Tem Bapite 
gebügtt unbegrenzter Gehorſam, nicht blos bezüglich des Handelns, fonbern 
auch bezüglich bed Wollen und Dentens.“ An einer vierten Stelle wird 
ausdrüdlich hervorgehoben, man müſſe nicht blos bezüglich ber Glaubens⸗ 
lehren, jondern in Allem, was das rechte Denken und Handeln betrifft, ber 
Leitung des Papftes folgen. „Wer ihn hört, der hört Gott; wer ihn 
verachtet, der verachtet Gott." Endlich fehlt auch nicht die Drohung mit ber 
Revolution: „Die geiftige Herrſchaft ber Kirche und ihr focialer Einfluß 
kann nie aufhören, und wenn die Regierungen denjelben zurückweiſen, wird 
er unmittelbar auf die Völker ausgeübt werden. Der Abfall der Regierungen 
. von der ae fann nicht? anderes bedeuten, ala ihre nahe bevorftehenbe Zer⸗ 

ftörung durch eine jener focialen Sataftrophen, denen fich die göttliche Vor: 
ſehung zu Zeiten bedient, um das Angeficht der Erde zu verändern.“ 


20. November. Die ultramontanen franzdfifchen Blätter be- 
richten: Es ift pofitiv, daß eine Nonne vom HI. Herzen Jeſu durch 
den päpftliefen Segen von einer Lähmung des rechten Arms geheilt 
worden if. Damit wäre denn die erfte Unterlage gewonnen, um 
Pius IX. feiner Zeit Heilig ſprechen zu können. 


.6. Die Schweiz. 


6. Januar. (Genf.) Gr. Rath: befchließt mit großer Mehr⸗ 
heit die endliche Ausführung des Gejetes vom 2. November 1850, 
wonach auch für die bisher noch römijch-fatholifch gebliebene Kirche 
Notre-Dame zu Genf ein Kirchenverwaltunggrath ernannt werden 
fol. Der Staatsrath hatte mit 4 gegen 3 Etimmen den Zeitpunkt 
dafür noch Hinausfchieben wollen, um neue Streitigleiten mit den 
Römifch-Katholifchen zu vermeiden. Muthmaßlich fällt die Wahl 
des Verwaltungsrathes zu Gunjten der Altkatholifen aus und dann 
wird die Kirche beiden Theilen, den Römifch-Katholifchen und den 
Alt-Fatholifchen, zu gemeinfamer Benüßung eingeräumt werden. 

Kraft jenes Geſetzes vom 2. November 1850 beſitzen nämlich bie Ka⸗ 
tHolifen in u eine Kirche, für welche das Terrain vom Staate geichentt, 
die Baukoften aber mittels Colleften zum größten Theil vom Auslande auf: 
ebracht wurden. Tiefe Kirche, welche den Namen Notre-Dame“ erhielt, 
Poffte geſetzmäßig durch die fatholifchen Bürger der Stadt Genf verwaltet 
werden, zu welchem Zwecke eine Commiſſion von 5 Mitgliedern zu ernennen 
ilt, was jedoch feit Erbauung der Kirche nur ein einziges Mal geichah. Jetzt 
aber verlangten die Liberalen Tatholifchen Bürger Genfs, welche gegenüber 
den römifch-fatholifchen die Mehrheit ausmachen, die Notre: Tame-Slirche auch 
für fi und nach dem Gefehe die Ernennung einer Verwaltungscommiſſion, 
um dadurch zur Benützung der Kirche, nicht ausschließlich, Tondern immerhin 
.yur neben den Römifch-Fatholifchen, zu gelangen. 

15. Januar. (Bern) Der Bundesrath weist eine Bejchiverde 
von 18 ultramontanen Mitgliedern des Berner Großen Rathes gegen . 
dag Dekret der Berner Regierung vom Juni v. J., durch welches 
die Pfarrgemeinde-Bezirfe im bernifchen Jura von 79 auf 42 re= 
ducirt worden waren, ab mit der Begründung: 

„dab die Beichwerbeführung fich ausſchließlich auf gewiſſe Veſtim⸗ 
mungen ber Dereinigungs: Urkunde des berniichen Juras mit dem alten 
Canton vom 14/23. November 1815 ftüßt; daß aber dieſe Beſtimmungen 
unter der Herrſchaft der Bundesverfafjung vom 29. Mai 1874 fein bejon- 


dere? Recht zu Gunften der Bewohner des bernifchen Juras, noch eine Au3: 
nahme vom öffentlichen Rechte der Eidgenofjenjchaft begründen können.“ 
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Uebrigens Haben von ben meugebilbeten 42 juxaffiichen Gemeinden bereitz 
33 auf Grund der neuen Kirchengefege Kirchengemeinderäthe gewählt und 
fich in den Befig der Kirchengüter geſetzt und find 25 mit fländigen Seel⸗ 
jorgern verjehen, welche faft alle definitiv angeftellt find. Die Berner Re 
gierung kann demnach mit dem Gange ber Dinge im Jura zufrieden fein. 

25. Januar. (Genf.) Die bisher noch röm.katholiſch geblie= 
bene Gemeinde Compezidres verweigert einem ihrer Bürger die Bor 
nahme einer Taufe nach altkatholifchem Ritus, was derjelbe auf 
das Geſetz geſtützt verlangt hatte, und verhindert die Taufe mit 
Gewalt. Der Staatsrath läßt die Gemeinde militäriſch beſetzen, 
die Taufe vornehmen und überbürdet die Koften der renitenten Ge⸗ 
meinde. 

31. Januar. (Genf.) Gr. Rath: beſchließt mit 69 gegen 17 
Stimmen die Abfchaffung der jog. quorum (!/s aller Stimmberech- 
tigten) für die Wahl eines Pfarrer in den Fatholifchen Gemeinden . 
bes Kantons. Damit ift der Heinjten Minderheit der Stimmberech- 
tigten die Möglichkeit in die Hand gegeben, ben bisherigen römifch- 
fatholifchen Gottesdienſt durch den altkatholifchen zu erjeßen, wofern 
nämlich, wie vorauszuſehen, die Römifch-Katholiichen fi an ber 
Mahl grundfäßlich nicht betheiligen. 


1. Februar. (Neuenburg) Das Volk verwirft in allge- 
meiner Abftimmung mit 10,358 gegen 3267 Stimmen den vom 
Gr. Rath. befchlofienen Rüdtauf der Eifenbahn des ſog. Jura in- 
dustriel für den Staat. 

7. Februar. (Schaffhaufen.) Das Volk verwirft die neue, 
vom Berfafjungsrath außgearbeitete Verfaflung in allgemeiner Ab- 
ſtimmung. 

7. Februar. (Genf.) Wahl des Verwaltungsraths für die 
katholiſche Gemeinde Notre-Dame in Genf: die Liberalen Katholiken 
fiegen dabei über die NRömifch-Katholifchen mit 790 gegen 610 
Stimmen. 

Mitte Februar. Das Gentral-Comite des fchweizerifchen Ver—⸗ 
eins freifinniger Katholifen erfucht in einer Zufchrift die ſchweizeri— 
chen Regierungen, der Verfaſſung der „Chriſtkatholiſchen Kirche der 
Schweiz” ihre Genehmigung zu ertheilen und fi) darüber auszufpre= 
chen, in welcher Weife fie bei der allfälligen Wahl eines chriftfatho- 
liſchen Biſchofs und deffen Dotirung fich zu betheiligen wünſchen, 
Zugleich erfucht es dieſelben, zur Mitwirkung bei der Aufftellung 
einer mehreren Kantonen gemeinfamen Präfungscommiffton für Can⸗ 
bidaten ber katholischen Theologie ihre Geneigtheit auszufprechen. — 
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In einem Gircular an die Gemeinden und Vereine werben dieſelben 
aufgefordert, jpäteftens big 1. April d. J. ihre Abgeordneten in die 
Synode zu bezeichnen. 

18. Februar. (Genf.) Der neue Berwaltungsrath der, katho⸗ 
lichen Gemeinde Rotre-Dame in Genf beichliekt, den Römiſch-Ka⸗ 
tholiſchen betr. die Benützung der Kirche folgende Anerbietungen zu 
machen: er läßt ihnen die gewöhnliche Benübung der Kirche und 
verlangt nur für die Liberalen das Recht, Taufen, Ehen und Be— 
erdigungen darin zu celebriren, allerdings? mit dem Vorbehalte, Wei⸗ 
tere zu verlangen, falls es für nöthig erachtet werden follte. Die 
Römisch-Katholifchen weiſen jedoch jedes Arrangement zurüd. Die 
proteftantifche Münftergemeinde räumt ihnen die franzöfifche Kirche 
für Abhaltung ihres Gottesdienfteg ein, wobei jedoch ber Kirchen» 
gemeinderath erklärt: 

„daß wir der Unduldſamkeit ihrer Kirche die Duldſamkeit der unfrigen 
entgegenſetzen jollen, und daß fie ala Mitgenoſſen unferes Gemeinweſens einen 
Anſpruch an unfer Entgegenlommen haben, und fchließlich, daß er mit der 
Bewilligung der Feanzöhi Kirche durchaus Feine Partei für die Römifch 
Katholi gegen die Altfatholiten genommen habe; aber er glaube, wie 
er gern bereit gewelen wäre, ben Altfatholiten auf ihr Verlangen die fran: 
zoͤfiſche . zu Öffnen, fie auch den im Berlegenheit ſich befindenden Rö- 
miſch⸗Katholiſchen aus Billigkeitzrüdfichten nicht verichließen zu ſollen.“ 

20. Februar. (Genf) Gr. Rath: bewilligt 10,000 Fr. für 
die Bedürfniffe des altfatholifchen Gottesdienftes. 

21. Februar. (Teffin.) Allgemeine Erneuerung des Großen 
Rathes: die Ultramontanen erringen einen entjchiedenen Sieg: die- 
jelben werden in dem neuen Gr. Rathe 67, die Xiberalen nur 47 
Stimmen zählen. 

22. Februar. (Bern.) Die Altlatholifen, welche die große 
Mebrbeit der katholiſchen Gemeinde in Bern ausmachen, verlangen 
die Mitbenüßung der Tatholifchen Kirche für ihren Gottesdienft. Der 
römifch-fatholifche Pfarrer Perroulaz verweigert jedoch die Auslie— 
ferung der Schlüffel und muß erft von der Regierung dazu gezwun- 
gen werden. Die Römiſch-Katholiſchen verzichten hierauf ganz auf 
den Gebrauch der Kirche. 

25. Februar. (Wallis) Das Volk verwirft in allgemeiner 
Abftimmung ein vom Gr. Rath befchloffened, von der Regierung 
durch eine eindringliche Proclamation unterftüßtes und fogar dom 
Bilchof empfohlenes neues Steuergefeß mit 9273 gegen 8532 Stim- 
men. Die meiften Annehmenden weist das ultramontane Oberwallig, 
die meiſten Ablehnenden das Liberale Unterwallig auf. 
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26, Februar. (Bafeljtadt.) Gr. Rath: nimmt bei Bera> 
thung feines neuen Verfafjungsentwurfs bezüglich des Verhältniſſes 
zwilchen Staat und Kirche auf den Antrag des Prof. Hagenbach 
mit 75 gegen 45 Stimmen folgende Yaflung an: | 

„Zer Staat gibt der reformirten und der Tatholiichen Kirche durch 
Geſetz die Außere Organifation, nach welcher Diefelben unter feiner Ober: 
aufficht die inneren confejfionellen Angelegenheiten felbftfländig ordnen; ex 
forgt ferner auf feine Koften für ihre Eultusbebürfniffe, wober ſowohl die 
beiden Kirchen ala ihre —— durch die Organifation anerkannten 
Gemeinden entſprechend ihrer Seelenzahl zu berückfichtigen find. Bei dieſen 
Kirchen Steht Zutritt und Austritt jedem Staatdangehörigen bedingungslos 
offen; die Geiftlichen und Vertreter werden nach Anleitung bed Gejehed von 
den zu jeder Gemeinde gehörenden Schweizerbürgern —*88— 


28. Februar. (Kuzern.) Das Volk genehmigt in allgemei⸗ 
ner Abſtimmung mit 13,109 (ultramontanen) gegen 5022 (liberale) 
Stimmen die vom Gr. Rathe revidirte Verfaſſung des Kantons. 


1. März. (Bern) Das Volk genehmigt in allgemeiner Ab- 
ftimmung die ihm vom Gr. Rathe vorgelegte Eifenbahn-Subvention 
im Betrage von 16 Mill. Fr. mit 36,000 gegen 22,000 Stimmen. 

2. März. Berner, Basler, Zürcher und Genfer Confervative 
beginnen eine Agitation behufs Verwerfung der neuen Bundesgefeße 
betr. Eivilftand und Ehe und betr. Stimmberechtigung der Schweizer⸗ 
Bürger in Gemeindeangelegenheiten, indem fie einen Aufruf behufs 
Sammlung der 30,000 Unterfchriften erlaflen, welche nothwendig 
find, um eine allgemeine Bollgabjtimmung über ein Bundesgeſetz 
herbeizuführen. 

8. März. BZujammentritt der Räthe behufs Yortfegung der 
ordentlichen Winterfejfion der Bundesverfammlung. 

11. März. (Genf.) Die Regierung erflärt fich ihrerſeits zu 
Betheiligung an der Dotirung eines ſchweiz. altkatholijchen Biſchofs 
geneigt. | 

12. März. Bundesrath: weist den Biſchof Lachat mit feinem 
Recurfe gegen die von der Mehrheit der Diöcefantontone befchloffene 
Auflöfung des Bisſthums Solothurn ab. 

12. März. (Bern.) Die Regierung beichließt auf die An 
zeige des Tatholifchen Kirchengemeinderatha von Bern, daß Pfarrer 
Perroulaz jeine Yunctionen in der katholiſchen Kirche eingeftellt habe 
und fich weigere, diefelben eher wieder aufzunehmen, als bis ber 
Rirchengemeinberath feine Beichlüffe betr. Mitbenügung der Kirche 
ſeitens der Altkatbolifen aufgehoben haben werde: 


„Da Herr Perroulaz der vom Staate ——— und beſoldete uns 
der Tatholifchen Kirchgemeinde Bern it, und da ferner der Tatholifche Kirch: 
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gemeinderath ihm nicht etwa aus der Kirche verdrängt, ſondern alle ihm 
zu Gebote ftehenden Mittel angewandt hat, um Hrn. Perroulay zu bewegen, 
feinen Pflichten ald Pfarrer nachzukommen, die daherigen Vorkehren aber 
ohne Erfolg geblieben find, fo wird ber Regierungsftatthalter angewieſen, 
Hm. Perronlaz aufzufordern, feine pfarramtlichen Functionen ſofort wieder 
aufzunehmen, und ihm eine daherige beftimmte Erklärung abzuverlangen. 
Zugleich Toll ihm bemerkt werden, daß, wenn er die mit feiner Stelle vers 
bundenen Pflichten nicht erfüllen wolle, er feine Entlafjung zu nehmen habe, 
anfonft der Regierungsrath in die Nothwendigkeit verfeßt würde, beim Gericht 
auf feine Abberufung anzutragen.” 


14. März. (Bern) Wahlen zur Tatholifchen Synode für den 
Sura. Damit ift die Organifation der juraffifchen fatholifchen Kirche 
gemäß dem neuen Kirchengeſetze vollendet. 

16. März. Nationalrath: weist fämmtliche gegen die Abſetzung 
des Biſchofs Lachat von Solothurn bei ihm eingelaufenen Recurje 
mit 80 gegen 20 Stimmen ab. 


17. März. Nationalrath: befchließt mit 74 gegen 27 Stim— 
men, auf die Recurje' aus dem Jura gegen die Berner Regierungs- 
beſchlüſſe betr. den Gottesdienſt in den katholiſchen Gemeinden vom 
6. Dezember 1873 und die Ausweiſung der renitenten katholiſchen 
Geiftlichen aus den juraffiichen Bezirten vom 30. Januar 1874 
vorerst nicht einzutreten. 

In Betreff ber beiden Rekurje hatte der Bundesrath nach Vernehmung 
der Berner Regierung ſchon unter bem 26. März v. J. Abweifung beichlofien. 
Geſtützt auf die Thatjache, dab feither zwei neue. Rekurſe von der gleichen 
Seite in der gleichen Angelegenheit an ben Bundesrath gerichtet worden find, 
welche an ihn das Begehren ftellen, daß er in gyolge der in der neuen Bundes: 
verfafjung über Glaubens: und Gewifienzfreiheit und freie Ausübung bes 
Gottesdienstes enthaltenen Beftimmungen jene Bejchlüffe ala nicht mehr gülti 
erklären möge, beantragte die Commilfion des Nationalrath3, agent 
auf die Materie nicht einzutreten, jondern abzuwarten, bis ber Bundesrat 
über die neuen Rekurſe a gefaßt und Bericht erftattet haben werde. 
Regierungrath Zeufcher von ergriff im Namen der Berner Regierung 
das Wort. Gegen den Nichteintretungsantrag der Commilfion wolle er zwar 
nicht opponiren; dagegen müſſe er Berwahrung einlegen, daß ber Rechtäfrage 
duch feine Annahme in nichts präjubdizirt ſei. Wie unter der alten, fo fei 
der Kanton Bern auch unter der neuen Bunbdesverfaffung zu ben von ihm 

im Jura getroffenen Mabregeln vollftändig berechtigt. 

19. März. Ständerath: tritt den Beichlüffen des National⸗ 

rathes vom 16. und 17. d. M. feinerjeits bei. 


19. März. Da man willen will, die Mehrheit des Bundes- 
rathes ſei entjchloffen, die neuen Necurfe aus dem bernifchen Jura 
gegen Die Befchlüffe der Berner Regierung bett. Ausweifung ber res 
nitenten römifch-tatholifchen Geiftlichen jenes Landestheil® gut zu 
beißen und die Berner Regierung auf Grund der neuen Bundes⸗ 
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verfaffung zu fofortiger Aufhebung diefer Augweifung zu zwingen, 
‚treten 44 liberale Mitglieder der Bundesverfammlung zufammen und 
befchließen einftimmig, für diefen Fall die Einberufung einer außer- 
ordentlichen Bundesverfammlung zu fordern. 
20. März. Schluß der Seſſion der Bundesverfammlung. 
23. März. Der Papſt erläßt an die Biſchöfe, die Geiftlichen 
und die Gläubigen der Schweiz eine Enchelica wider die Altkatholiken. 


Derſelbe nennt darin die Altfatholiten, Schiömatifer und Häretifer, 
welche ſchismatiſche — benutzend, Öffentlich die Religionsfreiheit der Ka: 
tholifen ın ber Diöcefe Bafel und andern Theilen des Landes unterbrüden, 
unter dem Schutze der Civilbehörde den Gottesdienft ihrer verbammten Sefte 
ausüben, gewaltfam durch abtrünnige Priejter die Kirchſpiele und Kirchen 
einnehmen lafien und weder Trug noch Kiften fparen, um die Kinder ber 
fatholiichen Kirche auf elende Weiſe in das Schisma zu verloden. Tiefe 
ſoll man fliehen und meiden und „verabfcheuen wie Fremde und Räuber, 
die nur kommen, um zu ftehlen, zu morden und zu verderben.” Im Weitern 
. jagt der Papft: „Wir willen auch, daß in dieſen Gegenden die Eivilbehörbe, 
nicht zufrieden damit, verfchiedene Geſetze im Widerſpruch mit der göttlichen 
Verfaſſung und Autorität der Kirche erlaffen zu haben, auch folche erlaffen Hat, 
welche im Widerfpruche mit den canonilchen Vorſchriften über die chriftliche 
Ehe ftehen und die geiftliche Autorität und Jurisdicetion gänzlich verſchwinden 
laffen. Darum ermahnen Wir Euch auf das Lebhaftefte, ehrwürdige Brüder, 
Euren Gläubigen durch gelegentlichen Unterricht die katholiſche Doctrin über 
bie chriftliche Ehe zu erflären und fie daran zu erinnern, was Wir oft über 
dieſes Saframent in Unfern Schreiben und Unfern apoftolifchen Allocutionen, 
befonder3 in denen vom 9. und 27. September 1852, gejagt haben. Auf 
diefe Weife werben fie beſſer die Heiligkeit und den — dieſes Sakra⸗ 
mentes —— und, indem ſie ſich — Weiſe nach den ann jenen 
Geſetzen über diefen Gegenftand richten, werden fie die Nebel vermeiden, welche 
die Syamilie und die menschliche Gejellichaft in Wolge der Verachtung der 
Heiligkeit der Ehe befallen.” Im Debrigen ermahnt der Papft die Priefter, 
treu zu ihren VBilchöfen, und die Gläubigen, zu ihren Prieftern zu halten 
und immer die Worte vor Augen haben: „Wer nicht mit mir ift, ber ift 
gegen mich.“ 

27. März. Der Bundesrath befchließt bezüglich der Auswei— 
fung der juraffiichen römifch-fatholifchen Geiftlichen durch die Berner 
Regierung aus den Bezirken des Berner Jura und auf deren Recur: 


„Die Regierung von Bern ift eingeladen, bem Bunbesrathe mit mög» 
lichſter Beförderung darüber Bericht zu erftatten, ob fie ihrerſeits beabfichtige, 
die durch den Beichluß vom 30. Januar 1874 — Entfernung von 
römiſch⸗katholiſchen Prieſtern aus den juraſſiſchen Amisbezirken noch länger 
fortbeſtehen zu lafſſen, und, wenn Dies ber * ſein ſollte, ſich einläßlich 
über die Gründe auszuſprechen, welche nach ihrer Anſicht die er der 
(2 lien ausnahmaweifen Maßregel nothivendig machen. ch — 

ieh Berichtes und allfällig Weiterer le der Derhältniffe wir 
ber Bundesrath von fi) aus die angemeffenen Berfügungen treffen.“ 


. 41. April. Der im vorigen Jahre abgefchlofjene Weltpoftver: 
‚trag ift von allen an demſelben betheiligten 20 Staaten ratificirt 
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worden, auch Frankreich hat feinen Beitritt unter einigen Vorbe⸗ 
halten augefichert. Der förmliche Austaufch der Katification fol 
am 3. Mai jtattfinden. 


1. April, (Bern.) Gr. Rath: Debatte Über die eingegangenen 
Necurfe betr. die Augweifung der renitenten Tatholifchen Geiftlichen 
des Jura und den Beichluß des Bundesraths vom 27. d. M. Die 
Regierung fcheint der Anficht zu fein, daß der Bundezrath auf ein 
nachdrüdliches Einfchreiten gegen die Fortdauer jener Maßregel ver- 
zichtet babe, und der Gr. Rath unterjtäht ihn darin mit großer 
Mehrheit und fcheint geneigt, die Aufhebung der Verbannung auf 
die lange Bank zu jchieben. 


Kicchendireftor Teufcher erftattet einen längeren Bericht über Das, 
was bis jeht in biefer Angelegenheit geichehen fei, hebt hervor, daß ber 
ai Di feinen Erwägungen zum Beichlufle vom 27. März die Com: 
petenz der Berner Regierung zu den angeordnieten Mahregeln anerlannt habe, 
ftellt für nächite Seſfion die Vorlage eine® Geſetzes für dergleichen Tyälle in 
Ausficht, wobei dann aber noch nicht gejagt fei, daß nach deſſen Annahme 
das Verweiſungsdecret aufgehoben werde. Die Regierung werde ben biöher 
eingenommenen Standpuntt nicht verlaffen, babe a feit der Einladung 
des Bundesrathes noch feine Zeit gefunden, die neue Phafe der Angelegen: 
heit in eingehender Weife zu erörtern oder Weiteres zu beichließen. Für⸗ 
ſprech Hofer jchlägt —— die Reſolution vor, der Große Rath möge be⸗ 
ſchließen, »er nehme mit Befriedigung Alt von der Anerkennung der Bes 
Tugnib ber Regierung zu den von ihr getroffenen Verfügungen und er ſpreche 

ie Erwartung aus, daß fie bie ftaatlichen Hoheitsrechte in getreuer Aus⸗ 
führung ber verfaffungsmäßigen Beflimmungen auch fernerhin feithalten 
werde.” Ber Juraffier Xaver Kohler warnt dagegen davor, neues Del in? 
Feuer zu gießen und dabei ne weiter zu gehen, ala die Regierung biöher 
gegangen. Er ſchlägt in erfter Linie vor, in die Sadje gar nicht weiter ein= 
zutreten, in ziweiter bringt er folgenden Antrag: „Der Große Rath de Hans 
tons Bern jpricht dem Regierungsrath die Ertvartung aus, daß er den bes“ 
jtehenden Conflikt in ben Schranten der eidgenöffiichen und kantonalen Ber: 
faffung demnächſt zu erledigen fi) bemühen werde.“ Ohne weitere Debatte 
wird unter Namensaufruf mit 153 gegen 20 Stimmen der Antrag Hofer? 
angenommen. 


4. April. (Bafelland.) Das Bolt verwirft in allgemeiner 
Abſtimmung die vom Landrath beichloffene Verfaffungsrevifion, troß 
der Befürwortung derjelben durch die gefammte Prefie und die Volks— 
vereine, mit 2837 gegen 2805 Stimmen. 


6. April. (Genf) Da die Römifch-Katholijchen den vom 
Gemeinde» Berwaltunggrath ihnen vorgefchlagenen Compromiß be= 
barrlich ablehnen, fo läßt der Tebtere die Kirche Notre-Dame behörd⸗ 
lich ſchließen und verfiegeln, nachdem den Römiſch-Katholiſchen vorher 
die Herausnahme der Monſtranz geftattet worden war. Der römifch- 
fatholifche Pfarrer Demoyer und Gen. Leiten bei den Gerichten eine - 
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Eigenthumsklage ein, um die Intervention ausländifcher Donatoren 
der Kirche zu provociren. 

7. April. Da für das Begehren einer Bollsabftimmung über 
die neuen Bundesgeſetze betr. Eivilftand und Ehe und betr. politifche 
Stimmberechtigung ‚über 100,000 Unterfchriften eingegangen find, 
ordnet der Bundesrath Diejelbe auf den 23. Mai an. 

7. April. (Solothurn.) Die Regierung ertheilt der „chrift« 
katholiſchen Kirche der Schweiz“, wie ſolche durch die von dem 
Verein jchiweiz. freifinniger Katholiken aufgeftellte Kirchenverfaflung 
vom 14. Juni und 21. September 1874 ing Leben gerufen werden 
fol, die ftantliche Genehmigung und erflärt fich geneigt, einen chriſt⸗ 
fatholifchen ſchweiz. Biſchof anzuerkennen, wofern die Synode der 
Regierung das Recht zuerkenne, die Wahl zu genehmigen. 

20. April. (Schaffhaufen) Das Volk verwirft die revi⸗ 
dirte Verfaſſung, obgleich fie ihm diesmal gruppenteife vorgelegt 
wird, neuerdings, da die Zahl der Annehmenden, wenn auch gegen 
die Veriverfenden in Mehrheit, doch nicht das abjolute Mehr der 
jtimmberechtigten Bürger erreicht, wie dies in der Verfaflung vor⸗ 
gefchrieben iſt. 

21. April. (Bafeljtadt) Gr. Rath: nimmt die revibirte 
Berfaflung ala Ganzes mit 98 gegen 11 Stimmen an. 

21. April. (Bafelland.) Landrath: erflärt bez. der Volks» 
abftimmung über die Verfaffungsrevifion, daß die Frage als ver- 
neint zu betrachten und deßhalb troß der geringen Mehrheit feine 
zweite Abjtimmung anzuordnen fei. | 

26. April. (Appenzell A.:Rh.) Die Landsgemeinde befchließt 
eine Revifion der Verfaſſung. 

29. April. Der Centralausſchuß der ſchweiz. Vollsvereine er⸗ 
läßt Angeficht® der bevorftehenden Volksabſtimmung über die neuen 
Bundesgeſetze betr. Givilftand und Ehe und betr. politifche Stimm- 
berechtigung einen fehr warmen Aufruf für diefelben und namentlich 
für dag Civilehegeſetz: 

„Eine Beriverfung biejer 5 würde gleichbedeutend ſein mit einer 
Abſchwächung der Exrrungenſchaften der neuen Bundesverfaffung von 1874, 
welche mit aller Kraft feitzuhalten wir alle Uxfache Haben. Sie würbe die 
Gegner der Bundesverfaffung und des Fortſchritis überhaupt ermuthigen. 
Es ziemt fi daß wir den Ernſt ber Lage gehörig ind Auge fallen, 
und angemeffen handeln. Die Agitation gegen die beiden Bundesgeſetze hat 
Dimenfionen angenommen, die ung jehr deutlich erfennen laſſen, daß wir es 


genau mit demfelben, ja mit einem nicht ganz unerheblich ſtärkeren Gegner 
ala im vorigen Sabre, zu thun Haben.“ 
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— April. Die vom Bundesrath ausgegangene Anregung zu 
Herbeiführung eines allgemeinen internationalen Eiſenbahntransport⸗ 
recht3 fcheint an Frankreich fcheitern zu follen. Die Regierung des 
beutfchen Reichs Hat fich dagegen bem Projekt principiell geneigt ge= 
zeigt und demfelben ihre Unterſtützung angedeiben laſſen. 

2. Mai. (Zürich) Die Neuwahl der Regierung erfolgt 
durchaus nach der Liſte der demofratifchen Partei, die demnach vor⸗ 
erft das Heft in den Händen behält. 

2. Mai. (Luzern) Erneuerungswahlen zum Gr. Rathe. 
Die Liberalen verlieren vier Sike un neuen Gr. Rathe. Derfelbe 
wird aus 88 Ultramontanen und 48 Liberalen zufammengefept fein. 


2. Mai. (Graubünden.) Erneuerungswahlen des Gr. Raths. 

Die Liberalen behaupten ihr bisherige Uebergewicht: e8 werben 48 
Liberale gegen 26 Ultramontane gewählt. 

3. Mai. Austaufch der Ratificationen des Weltpoſtvertrags. 

Die Bedingungen, unter welchen Frankreich beigetreten ift und die 

von fämmtlichen Bevollmächtigten der übrigen Bertragaftaaten ge- 

genehmigt wurden, Tauten: 

„) Sie Ratification der franzöfiichen Nationalverfammlung wird vor: 
behalten; 2) Frankreich Tann dem Poftverein erft auf 1. Januar 1876, ftatt 
auf 1. Kuli 1875, beitreten; 3) die Tranfittaren werden nach der wirklich 
burchlaufenen Strede ge Gegenſatz zu ber geraden Linie) bemeilen, immer: 
hin in dem Sinne, daß die Zaren ſeibſt u dem Bertrage vom 9. Oktober 
1874 feftgefeßt bleiben; 4) die durch ben Poftvereinzvertrag vom 9. Oktober 
1874 aufgeftellten Tarife önnen nur auf einftimmigen Beichluß der am Eon: 
grefle vertretenen Staaten ann werden.“ Der ganze Unterjchieb zwiſchen 
‚dem Beitritt Frankreichs und dem der übrigen Staaten befteht demnach bloß 
darin, daß dasſelbe erſt nachträglich die Ratification der Nationalverjamms 
lung einholt und den Vertrag ſechs Monate fpäter vollzieht ala diefe Staaten. 


4.—5. Mai. (Bern) GSeffion der erjten Tatholifchen (alt= 
fatholifchen) Synode des Jura in Delsberg. Bon 88 gewählten 
Mitgliedern finden fi) 80 zur Seſſion ein. Die Berfammlung 
nimmt das von einer proviforifchen Commiffion vorgelegte Regle- 
ment mit geringen Modificationen an, beftellt den Synodalrath als 
die oberſte Tirchliche Behörde für die Dauer von 4 Jahren mit 
4 Geiftlicden und 5 Laien und nimmt einftimmig den Anfchluß an 
die in Olten beichlofjene chriftlatholiiche Nationalfynode an. Die 
Öffentliche Meinung fpricht fich über den durchaus befonnenen und 
einträchtigen Geift, der auf der Synode zu Tage getreten ift, fehr 
befriedigt aus. 


In der Rebe, mit welcher Regierungsrath Froſſard die Verhandlungen 
der Synode eröffnet, zeichnet derſelbe bie Stellung, welche die Regierung in 
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Zukunft ber Tatholifchen Kirche gegenüber einnehmen werde mit folgenden 
Morten: „Am 18. Januar 1874 hat da8 Berner Bolt mit der Annahme 
be3 Kirchengeſetzes auf immer die Hoffnung aller derjenigen gebrochen, welche 
una die römiſchen Lehren aufdringen tollen. Gegenüber der Suprematie 
eines Einzigen hat es ben Willen aller proclamirt, den hierarchiſchen Inſti⸗ 
tutionen eine democratijche Berfaffung der katholiſchen Kirche entgegengeftellt. 
Die Regierung, die während diefer ſchweren Hebergangsperiode die religidfen 
Sintereflen ber Bevölkerung zu wahren hatte, Iegt heut in die Hände ber 
Synobe ihre Gewalt. Sie wird in Zukunft nur dann eingreifen, wenn es 
gilt, Nechte zu wahren, über die Öffentliche Ordnung zu wachen und ben 
Frieden unter ben Confeſſionen aufrecht zu erhalten.“ 

6. Mai. (Glarus.) Die Landsgemeinde verwirft nach jtür- 
mifcher Debatte die vom Landrath revidirte Verfafjung beinahe ein» 
ſtimmig. 

6. Mai. Eine Verſammlung von Katholiken und Proteſtanten 
in Olten beſchließt die Gründung eines conſervativen „eidgenöfſiſchen 
Vereins“, erwählt ein Centralcomité und erläßt einen Aufruf zum 
Beitritt. 

Nach den angenommenen Statuten iſt der Hauptzweck des Vereins: 
„Kräftiges Eintreten für die Grundſätze der Gewiſſens⸗, Cultus- Glaubens⸗ 
und Lehrfretheit, für die Unabhängigfeit ber Kantone innerhalb ihrer Compe⸗ 
tenzen, jowie für die berechtigte Freiheit der Bürger, ber Gemeinden und ber 
genoſſenſchaftlichen Snftitutionen, welche gemeinnüßige Zwecke verfolgen, gegen: 
über bem Beftreben nach jchrantenlojer Ausdehnung der Staatsgewalt.“ Zur 
Erreichung dieſes Zweckes follen Berfammlungen veranfialtet werden zur Bes 
Iprehung und Verftändigung über die verjchiedenen mit Dem Vereindprogramm 
in Verbindung ftehenden fragen. Auch für Bertretung ber Vereinszwecke 
durch die Preffe und möglichfte ln Berbreitung der auf dieſem 
Boden ftehenden Zeitungen foll gejorgt werden. 


7. Mai. (Bern) Ber Bundesrath erneuert feine Anfrage 
vom 27. März bei ber bernifchen Regierung betr. die Aufhebung der 
Ausweifung der renitenten Tatholifchen Geiftlichen aus den juraffi- 
chen Amtsbezirken. Die Regierung antwortet, daß ihr eine definitive 
Antwort erft möglich fein werde, wenn ber Berner Große Rath den 
von ihr ausgearbeiteten Gefeßentiwurf über Ausübung des Privat- 
cultus religiöſer Genoflenjchaften, welcher ihm die Mittel, ferneren 
Anmaßungen und Uebergriffen des römijchen Clerus energijch ent= 
gegenzutreten, in die Hand geben wird, durchberathen und angenom= 
men haben werde. 

10. Mai. (Bern) Gr. Rath: Die Regierung theilt dem= 
jelben mit, daß fie ein Geſetz gegen Uebergriffe der Geiftlichfeit aus⸗ 
arbeite, welches wohl im Auguft dem Gr. Rath zur Berathung vor- 
gelegt werden könne; indefien fei es fehr mwünfchenswerth, daß die 
vorberathende Commiſſion ſchon jett bezeichnet werde, was denn 
auch geſchieht. 
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10. Mai. (Solothurn) Die Wahl des BVerfaffungsrathes 
durch dad Volt ergibt einen überrafchenden Sieg der Liberalen: es 
werden 98 Liberale und nur 16 Ultramontane gewählt; von den 
10 Amtäbezirten wählen 8 liberal, nur 2 ultramontan. 

18. Mai. (Zeffin) Der neue, in feiner Mehrheit ultra- 
montane Gr. Rath befchließt die Wiedereröffnung eine Kapuziner- 
flofter2. 

18. Mai. (Bern) Die evangelifch-reformirte Synode des 
Kantons beſchließt auf Antrag des Synodalrathes: 


1) Sie Einführung von Bezirkiynoden ift wünſchbar. 2) Meber Cir⸗ 
cumfeription, Organifation, Gejchäftsfreis ꝛc. derfelben tollen im Laufe bes 
Sommerd mit zu dieſem Zweck zu wählenden Gemeinbeabgeorbneten vorbe⸗ 
rathende Verhandlungen gepflogen werden, deren Beichlüjfe ald Anträge vor 
die ordentliche Herbitignode gelangen. 3) Die Abgeordneten treten nach ben 
bisherigen Synodalbezirken zuſammen, und werden, im Berbhältniß der bis: 
herigen Bevölkerungszahl der einzelnen Gemeinden, entweder vom Kirchge⸗ 
meinderath oder von der Kirchgemeinde ſelbſt gewählt. 4) Jede Gemeinde 
fendet wenigſtens zwei Abgeordnete, Gemeinden von 2--4000 Einwohnern 
ſenden brei, Gemeinden von mehr ala 4000 Einwohnern vier Abgeordnete. 
Außerdem fteht die Theilnahme mit berathender Stimme Jedem frei, der ſich 
für kirchliche Angelegenheiten intereffixt. 

19. Mai. (Luzern) Zufammentritt des neugewählten Gr. 
Rathes. Mehrere Großräthe erklären bei der Eidezleiftung, daß fie 
den Paſſus der Eidesformel „die römifch-Tatholifche Religion zu be- 


ſchützen“ nicht beſchwören könnten. 


22. Mai. (Waadt.) Gr. Rath: Die zur Prüfung des ſtaats— 
räthlichen Bericht? über die eidgenöffilchen Angelegenheiten nieder- 
geſetzte Commiſſion gibt ihrer Anfiht dahin Auadrud, daß das 
Stimmrechtsgeſetz ſowohl conftitutionell fei, als für viele Kantone 
Fortſchritte realifire, ohne den Kanton Waadt zu einem Rüdfchritt 
zu nöthigen, daß dagegen das Ehegeſetz in formellem Widerſpruch 
mit Artikel 53 alinea 3 der Bundesverfaflung fich befinde. Der Gr. 
Gath jchließt fih mit 104 gegen 27 Stimmen den Anjchauungen 
der Commiſſion an. 

23. Mai. Von den der allgemeinen Volksabſtimmung unter= 
tworfenen neuen Bundesgefegen wird bazjenige betr. Civilſtand und 
Che mit 211,500 gegen 201,733 Stimmen angenoinmen, das ans 
dere dagegen betr. politijche Stimmberechtigung mit 205,408 gegen 
201,733 Stimmen verworfen. 


26. Mai. (Bern) Die Regierung richtet an den Bundes= 
rath eine Denkſchrift über den Zuftand des Jura, um die Verzögerung 
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in der frage der Aufhebung der Ausweifung der römiſch-⸗katholi⸗ 
fchen Geiftlichen aus demselben zu rechtfertigen. 


28. Mai. (Zeffin) Gr. Rath: beräth eine Revifion der 
Derfaffung und gibt dabei dem Schulartifel folgende Faſſung: 

„Die Freiheit des Privatunterricht? ift innerhalb ben Echranten ber 
Bundesverfaflung garantirt. Das Geſetz tritt dem Mißbrauch derfelben ent: 
gegen. Die Keitung und Beauffihtigung der öffentliden Echulen fteht dem 
Staate zu.” Ein Antrag auf Einführung des Syſtems ber Bevölkerungs⸗ 
zahl bei den Großrathawahlen an Stelle des Syſtems ber Kreiſe (Circeli), 
welche biöger ohne Rüdficht auf ihre Bevölferung je 3 Mitglieder gewählt 
haben, wird von der Mehrheit abgelehnt. welche ſich auch tveigert, dieje wichtige 
Abftimmung unter Namensaufruf vorzunehmen. 

29. Mai. (Genf) Gr. Rath: tritt mit 53 gegen 20 Stim= 
men in die Frage der Kirche Notre-Dame auf Eeite des Tiberalen 
Verwaltungsrathes der Kirche, indem er beichließt: „Die Commiſſion 
bat durch ihre Beſchlüſſe vom 15. Februar letzthin und durch die 
darauffolgenden Akte in keiner Weife ihre Kompetenz überfchritten ; 
im Gegentheil hat fie von den ihr zuftehenden Befugniffen einen jehr 
mäßigen Gebrauch gemacht.” 

Auf den erften Blick fcheint die Tragweite diefer Motion nicht groß. 
Sie gewinnt aber an Bedeutung, wenn man erwägt, welches die „der Auf: 
ſichtscommiffion bereitete Lage iſt“ und in welchem Berhältniffe der Große 
Rath zu den Stiftungen ſteht. Die angerufenen Geſetzes⸗ und Berfafjungs- 
beftimmungen verfügen, daß Stiftungen und juriftifche Perfonen en 
nur mit Genehmigung bed Großen Rathes gegründet werben können, feiner 
periodiſchen Peitätigung unterliegen und daß ex zu jeder Zeit die Autoris 
fation zurüdziehen Tann, wenn eine Geſellſchaft oder Stiftung von ihren 
Statuten oder von ihren Zwecken abweicht. Ba nun in dem von Dünoyer 
und Gonforten angehobenen Prozefje die Eriftenz der Eorporation felbft an: 
gegriffen und folche dein richterlichen Ermeſſen anheim zu ftellen verfucht 
wird, fo vindizirt jich der Große Rath durch feinen Beichluß das Recht, über 
dem Geſchicke der von ihm geftifteten juriftifchen Perfon zu wachen und ans 
zudeuten, wo das Gebiet ber Gerichte aufhöre und dasjenige des Großen 
Rathes anfange. | 

31. Mai. (Bern) Der Bundesrath jtellt der Regierung von 
Bern für die Aufhebung des Befchluffes betr. Ausweifung der rö= 
mifch-tatholifchen Geiftlichen aus den Amtsbezirken des Jura eine 


Friſt von 2 Monaten. 


2. Juni. (Bern) Bundesrath: weist die Römiſch-Katho— 
Iifchen des bernifchen Jura mit ihrem Proteft gegen die nach dem 
neuen Berner Gultusgefeß organifirte fatholifche Synode ab. 


3. Juni. (Bern.) Die Regierung beruft den Gr. Rath auf 
den 11. Juni ein, um von demſelben Vollmacht zur Einreichung 
des Recurſes gegen den Bundesrathsbeſchluß betreffs der Aufhelying 
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der Ausweiſung der Tatholifchen Geiftlicden mit dem Echlußantrag 
zu verlangen, daß die gejtellte zweimonatliche Friſt entfprechend ben 
Beltimmungen ber Berner Berfaffung betr. Gefeteserlaffungen ver- 
längert werde. 

4. Juni. (Genf) Der neue Kirchen-Berwaltungdrath von 
Notre-Dame ergreift nad) Wegnahme der Siegel und Aufnahme 
eines Inventars, welches jedoch nur noch die Kanzel und die Orgel, 
fowwie einige Bänke und Etühle zum Gegenftand Hatte, Befit von 
der Kirche. Die Römijchen Tegen dagegen Proteft ein. Die zahl: 
reich verfammelte Menge bleibt gleichgültig. 

7. Zuni. Zufammentritt der Bundesverfammlung zu ihrer 
ordentlichen Sommerjeffion. In beiden Räthen werden, übungs- 
gemäß, die bisherigen Vicepräfidenten ohne Wahlkampf zu Präfi- 
denten gewählt, im Nationalrat Stämpfli von Bern mit 60 von 
74 Stimmen, im Ständerath Ringier aus Aargau einftimnig. Da= 
gegen entfpinnt fich bei der Wahl der Virepräfidenten ein heftiger 
Wahllampf, namentlich im Ständerath, wo dem Liberalen Numa 
Droz aus Neuenburg der Ultramontane Schaller von Freiburg ent- 
gegengejtellt twird, der jedoch troß aller Anftrengung feiner von eis 
nigen proteftantifchen Confervativen unterftüßten Parteigenofien im 
achten Wahlgang mit 14 gegen 16 Etimmen unterliegt. Nach diefer 
Wahl zu jchließen, ift auch die Mehrheit des Ständeraths zu Con— 
ceffionen gegen die Ultramontanen nicht geneigt. 

Der Bundesrath theilt der Bundesverſammlung mit, daß die 
Berner Regierung ihm den Recurs gegen die von ihm verfügte Auf: 
bebung der Austweifung der renitenten katholiſchen Geiftlichen aus den 
jucaffiichen Amtsbezirken angekündigt und den Antrag geftellt habe: 
1) Es fei der betreffende Bundesrathsbeſchluß zu caffiren: 2) jeden- 
fall3 feine Bollgiehung zu fuspendiren, biß die Bundesverfanmlung 
entjchieden haben werde. 

9. Juni. (Genf.) Gr. Rath: George Fazy bringt neuer- 
dings einen Geſetzesvorſchlag über Trennung von Kirche und Staat 
ein, dahin gehend, daß jeder Cultus fich nach dem Vereinsrechte frei 
organifiren kann, bie Gemeinden über die Kirchen wie über anderes 
Gemeindegut verfügen und fie der Mehrheit eines Cultus zutheilen 
fönnen. Die Berweifung des Vorſchlages an eine Commijfion wird 
jedoch mit 61 gegen 26 Stimmen verworfen und nach langer Dis- 
euffion über Verfchiebung auf die nächſte Sikung mit 44 gegen 12 
Stimmen unbeftimmte Berjchiebung beſchloſſen. 
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11.—12. Juni. (Bern.) Gr. Rath: Die Regierung Yegt dem- 
jelben einen Gejeesentwurf betr. Störung des religiöfen Friedens 
vor, um darauf geftüßt die Ausweiſung der katholiſchen Geiftlichen 
de3 Jura nach der Forderung bes Bundesrathg wieder aufheben zu 
fönnen. Der Gr. Rath beichließt mit 176 gegen 29 Etimmen, in 
die Digcuffion desfelben einzutreten, und genehmigt ihn fchließlich 
mit einigen Modificationen mit 183 gegen 24 Stimmen (f. d. Wort⸗ 
laut 13. Sept.). Dem von der Regierung gegen. die Sommation des 
Bundesraths vom 31. Mai an die Bundesverfammlung eingereichten 
Recurs wird mit 177 gegen 24 Stinunen beigepflichtet. 


Kirchendirektor — erklärt Namens der Regierung, daß noch heute 
im Jura dieſelben Uebelſtände, dieſelbe Renitenz Seitens Derjenigen herrſche, 
N fih und ihre Partei fortwährend ala die VBerfolgten bezeichneten. Daß 
der Staat deßhalb zum Erlaß eines derartigen Gejetzes competent jei, werde 
wohl Niemand bezweifeln. Wenn die Regierung auch den Grundſatz ber 
Glaubens: und Gewiflenzfreiheit hoch Veh io jei die Eultugfreiheit doch 
an gewiffe Grenzen geknüpft, ben ber Mißbrauch bed Vereinsrechts müßte 
eben auch beitraft werden. Dann jucht er nachzumeijen, daß der in neuerer 
Zeit ber Regierung don Bern gemachte Vorwurf, als babe die Regierung 
die Vorlage des Geſetzes verjäumt, ein unrichtiger ſei. Sie habe in erſter 
Linie eine Drdonnanz erlafien betreffend den Eultus privater Religionsge: 
noffenfchaften und ala fie eben gefunden, daß eine 2 Ordonnanz nicht 
genüge, habe fie den vorliegenden Gejehesentwurf er erathen, und dürfe 
mit aller Entichiedenheit den Vorwurf, als hätte fie die Angelegenheit zu 
verjchleppen gejucht, von fich weilen. Bis jet Habe die Regierung geglaubt, 
ben herrichenden Nebelftänden auf dem Adminiftrativiwege begegnen zu Lönnen, 
allein dabei habe man nur einzelne Fälle getroffen und die Strafen ſeien 
nicht wirkſam genug geweſen. Verſchiedene Staaten hätten längft denfelben 
Weg der Strafgejebgebung eingeichlagen, jo enthalten der franzöfiiche Code 
penal, die Stzafgefegbücher von Genf, Jtalien und Deutichland beit geraumer 
Zeit ähnliche Beitimmungen. 

14. Juni. Delegirten -Berfammlung der altkatholifchen Ge- 
meinden und Vereine der Schweiz (erſte Synode derjelben) in Olten. 
Diefelbe nimmt den ihr vorgelegten „Entwurf einer Verfafjung der 
chriftfatholifchen Kirche in der Schweiz“ mit großer Mehrheit an, 
beftellt den Synodalrath aus 4 Geiftlichen und 5 Laien mit dem 
aargauischen Zandammann Keller ala Präfidenten und befchließt, die 
Wahl eines Biſchofs fowie die Berathung einer Anzahl Reform« 
anträge von Baſel auf die Herbftfynode zu verjchieben. 

Die Basler Anträge gehen dahin: 1) Bis dahin, daß die Synode 
eine beftimmte Cultuskleidung für die Geiftlichen angeordnet haben wird, 
fteht den Gemeinden frei, unter ben verfchiedenen bei Tixchlichen en 
in ber fatholifchen Kirche gebräuchlichen Kleidungen für ihren Gottesdienſt 
die einfachite und würdigſte zu wählen. 2) Es if ben Gemeinden auch vor 


der Einführung der revidirten Liturgie geftattet, bei ihrem Gottesdienft den 
Wortlaut der bisherigen Meßgebete und Meßgeſänge in die Volksſprache über: 
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ER zu gebrauchen. 3) Zie öffentliche Bußfeier, beftehend in der Gewifſens⸗ 
orſchung, dem allgemeinen Eündenbelenntniß, dem Renegebet und der Los⸗ 
ſprechung, ift zur Vorbereitung auf die hl. Communion genügend. 4) Tas 
Recht in die Ehe zu treten, fieht dem Beiftlichen als ſolchem unveränßerlich frei. 

— uni. (St. Gallen.) Gr. Rath: fchließt feine Berathungen 
einer Revifion der Berfaffung. Die Artikel über das Verhältniß des 
Staates zur Kirche und über die Echule werden ſehr präcis im 
Einne vollftändiger Staatshoheit auch über die Kirche bezüglich 
“ihrer äußeren Berhältniffe gefaßt troß der Oppofition der Ultra= 
montanen. Am beftigften indeß befämpfen diefe den Artikel, welcher 
den Gemeinden da& Recht einräumt, ihre Pfarrer felbft zu wählen 
und auch abzufeßen. 

16. Juni. Ständerath: genehmigt feinerjeit3 die neue Luzerner 
Berfafjung, aber auf den Antrag ber vorberathenden Kommilfton 
mit dem Zujaß: 

„sn Erwägung, dab laut Art. 27 der Bundesverfaffung, die Staats⸗ 
behörde jedes Kantons berechtigt und verpflichtet ift, ſowohl ben privaten als 
ben Öffentlichen Primarunterricht, der obligatorifch ift und genügend fein ſoll, 
zu leiten, mıt dem einzigen Unterjchiede, daß dieſer Unterricht in den öffent: 
lichen Schulen unentgeltlich und nichteonfelfionell extheilt tverden muß, wäh: 
rend dieſe beiden Bedingungen dem Privatunterrichte nicht auferlegt find; 
daß jomit ber Art. 3 der Luzerner Verfaffung rig die Wirkung haben kann, 


in irgend welcher Weiſe dieſes Recht und dieſe Pflicht der Staatsbehörde zu 
beſchraͤnken.“ 


17. Juni. Nationalrath: Debatte über die Garantie der neuen 
Luzerner Verfaſſung: es wird mit 64 gegen 28 Stimmen beſchloſſen, 
den Zuſatz zu der Garantie noch etwas ſchärfer zu faſſen, womit fich 
der Ständerath einverjtanden erflärt. 


Die ultramontane Mehrheit des Luzerner Gr. Rathes hatte dem Ar: 
titel 3 dee neuen Verfaſſung eine Fafſung gegeben, welche die Staatshoheit 
gegenüber ben Privatichulen zu Gunften der auf ein Minimum bes 
ſchränkte. Sie räumte nämlich gegenüber privaten Primarjehulen ven Staat2: 
behörden nur die Terechtigung ein, fi) darüber zu vergewilfern, bat auch in 
den Primarjchulen das Lehrziel der öffentlichen Schulen erreicht werde. In 
dieſer Beſchränkung der Rechte des Staates auf dem Gebiete des Volksſchul⸗ 
weſens erblidte man eine Verlegung des Art. 27 der neuen Bundesverfaflung, 
welcher —F Die Kantone ſorgen für genügenden Primarunterricht, welcher 
ausſchließlich unter ſtaatlicher Leitung ſtehen ſoll; derſelbe iſt obligatoriſch 
und in den öffentlichen un unentgeltlich; die öffentlichen Schulen follen 
von den Angehörigen aller Belenntniffe ohne Beeinträ tigung ihrer Glauben?» 
und Gereiffenäfreiheit befucht werben Tönnen. Es lag nunmehr die Frage 
vor, ob die Tefinirung des Verhältniſſes des Staates zur Privatſchule in 
ber Verfaſſung von Luzern im Einklang ftehe mit der entjprechenden Beſtim⸗ 
mung des Art. 27 der Bundesverfaſſung, oder ob dies nicht der Fall fei. 
Der Bundesrath bejahte dieje frage, von der Anficht ausgehend, daß ber 
Staat der privaten Primarjchule gegenüber wirklich kein weiteres Recht zu 
beanipruchen habe, als das Recht zur Conftatirung dex Erreichung des Lehr⸗ 
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zieled ber öffentlichen Echulen. Im Schooße ber beiden Räthe der Bundes: 
verfammluug gelangte man aber an ber ganı des MWortlautes der einjchlä- 
gigen Sl ungsbeftimmung zu andern Anſchauungen als der Bundesrath. 
Ser Ständeratd nahm in feinem eriten Entſcheide in die Motivirung des 
Garantiebeichluffes betreffend die Luzerner Yerfaflung eine Interpretation des 
Art. 27 der Bunbdesverfaflung auf, nach welcher die Staatsbehörde jedes 
Kantons berechtigt und verpflichtet ift, ſowohl den privaten, ala den öffent: 
lichen Primarunterricht, der obligatorifch ift und genügend fein foll, zu Leiten, 
wobei ber private Unterricht fi dom öffentlichen nur dadurch unterfcheidet, 
daß ex nicht, wie diejer, unentgeltlich und nichteonfeifionell extheilt werden 
muß. Der Nationalrat ſeinerſeits faßte dieſe etwas über den in Frage 
liegenden Gegenſtand hinausreichende, obſchon wohl an ſich ganz richtige 
Sefinition zujammen in den Eat, daß nach Art. 27 der Bundesverfaffung 
ber gefammte Primarunterricht ausſchließlich unter ftaatlicher Zeitung ſtehen 
müfle. Der Stänberath hinwieder trat nachträglich der Motivirung des Gas 
rantiebefchluffes betreffend die Luzerner Derfaftung: durch den Nationalrath 
bei und Art. 27 der Bundesverfafjung ift demnach durch Bundesbeſchluß 
authentiſch dahin interpretirt, daß der geſammte Primarunterricht in der 
Schweiz ausſchließlich unter ftaatlicher Leitung ftehen fol. Der Zujah lautet 
nunmehr: Zie Garantie wirb ausgeiprochen „in Erwägung: daß laut Ar: 
titel 27 der Bundesverfaflung der —— Primarunterricht unter ſtaatlicher 
Leitung ſtehen ſoll, ſomit der Art. 3 der Luzerner Verfaſſung nicht die Wir⸗ 
fung haben Tann, jene a, in irgend einer Weife einzufchränten; daß 
Art. 96, zweiter nn diefer Verfaſſung, die durch Art 49 der Bundesver: 
fafjung gewährleiftete Glaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit in keiner Weije beein: 
ae fann; daß dieſe Berfaffung im Uebrigen nicht3 enthält, was den 
Vorſchriften der Bundesverfafjung zuwider wäre; daß diejelbe die Ausübung 
ber politifchen Rechte nach republikaniſchen Formen fichert; daß fie von dem 
Volke des Kanton? Luzern angenommen worden ift und auf Begehren der 
abfoluten Mehrheit der Bürger revidirt werben kann.” 


28.29. Juni. Nationalrath: Debatte über den Recurs der 
Berner Regierung gegen den Bejchluß des Bundesraths vom 31. 
Mai betr. Aufhebung der Ausweilung der Tatholifchen Pfarrer des 
Sura. Die Commiſſion beantragt, dem Berlangen der Berner Re= 
gierung zu entfprechen und die der Berner Regierung geftellte zwei⸗ 
monatliche Frift big Mitte November zu verlängern, da das von 
ihr dem Gr. Rathe dieſes Kantons vorgelegte Gejek gegen Störung 
des religidfen Friedens nad) den Vorſchriften der Berner VBerfaffung 
nicht vor Ende Oktober? gültig zu Stande kommen könne. Die 
Hoffnung der Ultramontanen auf eine Spaltung der liberalen Ma—⸗ 
jorität und einen Bruch zwiſchen dem Bundesrath und der Regie- 
rung von Bern werden vereitelt. Der Nationalrath tritt mit 96 
gegen 29 (ultramontane) Stimmen dem Antrag der Commiſſion 
bei und die Mehrheit des Bundesrathg erklärt ſich damit einver- 
ftanden. 


1. Zuli. Stänberath: tritt dem Befchluffe des Nationalraths 
vom 29. Juni betr. Bern mit 24 gegen 16 Stimmen bei. 
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10. Juli. (Bern.) Das Obergericht fett den römijch-fatho- 
liſchen Pfarrer Perroulaz in Bern, der fich weigert, ſeine Functionen 
in der auch den Altkatholifen für ihren Gottezdienft eingeräumten 
Kirche auszuüben, einftimmig ab. 

28. Juli. (Uri.) Bei 2000 (italienische) Arbeiter am Gott= 
hard» Tunnel ftellen ihre Arbeit ein und verlangen freie Gelbjternäh- 
rung und Lohnerhöhung und verhindern bewaffnet den Zugang zum 
Tunnel. Die Regierung von Uri bietet eine Compagnie Milizen 
auf. Es Tommt zu einem Zufammenftoß, die Milizen geben Teuer 
und mehrere Arbeiter bleiben todt auf dem Plate, mehrere werden 
verwundet, worauf wieder Rube eintritt und die Arbeiten im Tunnel 
fortgefeßt werden können. 


17. Auguft. Schaffhausen.) Nachdem die vom Berfaffungz- 
rathe revidirte Verfaffung vom Volke in allgemeiner Abftimmung 
jweimal verworfen tworden ift, beichließt der Gr. Rath die Abberu- 
fung des Verfaffungsrathes. 

23. Auguft. (Genf.) Gr. Rath: beichließt die Aufhebung 
einer Reihe von Niederlaffungen der barmherzigen Scheitern, die 
ſich nicht nur mit der Krankenpflege abgegeben, ſondern namentlich 
auch ſog. Orphelinate gegründet hatten und denen die Tendenz, den 
religiöſen Frieden der Familien zu trüben, zum Vorwurf gemacht 
wird, mit 64 gegen 7 Stimmen (5 Proteſtanten und nur 2 Ka⸗— 
tholifen). 

25. Auguft. (Genf.) Gr. Rath: bejchließt mit großer Mehr⸗ 
beit folgendes Geſetz betr. den äußeren Cultus: 


Art. 1. Jede Eultusfeier, Proceifion ober religidje Geremonie, welcher 
Art fie fein mag, ift bei Strafe von — bis 15 Tagen Polizeihaft und Geld⸗ 
buße von 10 bis 50 Franken auf Öffentlicher Straße unterfagt. Art. 2. Der 
gleichen Strafe verfallen die Urheber und Theilnehmer von Provocationen 
oder Unordnungen, welche durch eine Cultusfeier auf einem Privateigentyum 
veranlaßt worden find. Art. 3. Dad Tragen einer jeden geiftlichen Tracht 
oder ber eines religidjen Ordens auf öffentlicher Straße ift ben länger ala 
einen Monat im Kanton Genf ſich aufhaltenden Perſonen unterfagt. 

29. Auguft. (Thurgau.) Das Volk nimmt ein vom Gr. 
Rathe bejchloffenes Unterrichtsgeſetz, obgleich dasfelbe ben Gemeinden 
beträchtliche neue Laſten auflegt,. doch in allgemeiner Abftimmung 
mit 8290 gegen 5419 Stimmen an. 


1.—2. September. Der Synodalrath der hriftfathlifchen Kirche 
der Schweiz befchließt in einer Berfammlung in Olten: Erlaffung 
einer Zufchrift an die Kantone behufg Feftftellung eines gemeinfamen 
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Prüfungsmodus für die altkatholifchen Geiftlichen ; Einfegung einer 
Commiſſion für die Entwerfung eines Rituale und eines Miffale 
auf Grundlage ber Hirfcher’ichen und einer folchen für das Ver- 
halten der altfatholifchen Geiftlichen gegenüber dem neuen eidgendf- 
ſiſchen Givilftandagefege, welche ziwei Commiſſionen fofort ernannt 
werden. Bezüglich der Anträge der Kirchgemeinde Bafel wird dahin 
entjchieden: 


„Bis die Synode eine beftimmte Gultusfleidung für bie Geiftlichen 
angeordnet hat, fteht den Gemeinden frei, unter den verſchiedenen Kleidungen, 
welche bei ben kirchlichen Functionen ber katholiſchen Kirche gebräuchlich find, 
die ihnen am pafjendften jcheinende zu wählen. Principiell wird anerkannt, 
daß die Anwendung der Landesiprache den Gemeinden auch vor Einführung 
der neuen Liturgie geftattet fei; von einer obligatoriichen Einführung ber: 
jelben wird abgejehen, da dieß nur durch eine vollftändbige Aenderung der 
Liturgie erreicht werden kann. Die erft im Jahre 1216 von der abendlän- 
dijchen vierten Lateranjynode eingeführte Verpflichtung, wenigſtens einmal bes 
Jahres zu beichten, ift nicht obligatoriſch. Ein Jeder hat nach gewiſſenhafter 
Sclbftprüfung darüber zu entjcheiden, ob für ihn der Empfang der Buß: 
ſakramente nothiwendig ober rathfam fei. Die Fähigkeit zur Bekleidung geift 
licher Amtsſtellen ift nicht davon abhängig, ob der Priefter verheirathet 
oder unverheirathet ei.“ 


12. September. (St. Gallen.) Die vom Gr. Rath. beichlo]> 
fene revidirte Berfafjung wird vom Volke in allgemeiner (gruppen 
weifer) Abftimmung verworfen und zwar der Schulartifel mit 19,880 
gegen 14,555, der Erziehungsartitel mit 20,508 gegen 14,016 Stim=- 
men. Das facultative Referendum erhält eine Mehrheit von 1600 


Etimmen. 

13. September. (Bern.) Gr. Rath: genehmigt auch ‚in zweiter 
Berathung das ihm behufs Zurüdnahme des Ausweiſungs⸗Dekretes 
gegen die venitenten jurafftichen Geiftlichen vorgelegte Eultuspolizei- 
geſetz (Geſetz betr. Störung des religiöfen Friedens) : 

„Art 1. Wer in einer den öffentlichen Beer gefährbenden Weife 
Angehörige einer Confeifion ober Religionzgenofienichaft zu Fyeindjeligkeiten 
gegen Angehörige einer anderen anzeizt, wird mit Buße biß zu 1000 Frkn. 
oder mit Gefängniß bis zu einem Sabre beitraft. Art. 2. Ein Geiftlicher 
oder anderer Religionddiener, welcher in Ausübung oder bei Anlaß der Aus: 
übung gottesdienftlicher oder ſeelſorgeriſcher Handlungen politijche oder bür- 
gerliche Angelegenheiten, Staatzeinrichtungen oder Erlaſſe der Staatöbehörden 
in einer ben öffentlichen Frieden oder bie öffentliche Ordnung gefährbenden 
Weiſe zum Gegenftand einer Verkündigung ober Erörterung macht, wird mit 
Gelbbnge bis zu 1000 Franken oder mit Gefängnik bis zu einem Jahre 
beftraft. Art. 3. Geiftlichen oder andern Religionsbienern, welche nit an 
einer ftaatlich anerkannten Kirchengemeinde angeftellt find, ift die Ausübung 
geiftlicher nal en bei einer Religionsgenofienichaft und jede Wirkſam⸗ 
eit an ber Schule (öffentliche und private) unterfagt: 1) wenn ber effende 
einem ftaatlich verbotenen religidfen Orden angehört; 2) wenn ex erwieſener 
Mapen fich öffentlich den Stantseinrichtungen und den Erlaſſen der Staats» 
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behörden widerjekt Hat, auf fo lange ala dieje Widerſetzlichkeit fortdauert. 
Wer entgegen diefen Vorjchriften getftliche Verrichtungen anzübt, wird mit 
Geldbuße bis zu 1000 Franken oder mit Gefängniß bis zu einem Jahre 
beftraft. Art. 4. Zur Vornahme von Pontificalhandlungen (bifchöflichen 
Kurisdictiongacten) im Kantonsgebiet von Eeiten eine? auswärtigen, jtaatlich 
nicht anerkannten kirchlichen Obern ift die Bewilligung des Negierungsrathes 
erforderlich. Diefe Bewilligung ift nur auf Zeit uud nur Fir bejtimmte, 
fpeciell zu bezeichnende Handlungen zu ertheilen und darf an feinen Telegaten 
auf berniſchem Cantonsgebiet übertragen werden. Mer ohne eine ſolche Be: 
willigung oder in Meberjchreitung der in derſelben gejekten Grenzen Ponti: 
ficalhandlungen im Canton ausübt, wird mit Geldbuße bis zu 2000 Frkn. 
oder mit Selängnik bis zu zwei Jahren befiraft. Art. 5. Außerhalb von 
Kirchen, Capellen, Bethäufern- Nrivatgebäuden, Sterbehäufern oder anderen 
efchlofjenen Räumen bürfen Leine öffentlichen kirchlichen Procelfionen oder 
onfti e kirchliche Ceremonien ftattfinden. Vorbehalten bleiben: 1) der Feld⸗ 
gottesdienft gemäß den näheren Vorfchriften der Militärgefepe ımd den An 
ordnungen ber militärischen Oberen; 2) die firchliche Begräbnißfeier nach den 
hierüber aufzuftellenden befonderen Beftimmungen; 3) religiöſe Vorträge, Ge: 
bete und Gefänge, die keinen demonftrativen, ftaatögefährlichen Charakter 
OH Zuwiderhandlungen werden mit Geldbuße bis zu 200 Fr. oder mit 

efängniß bis zu 60 Tagen beftraft. Art. 6. Verfammlungen oder Zufam: 
menkünfte von Religionzgenoffenjchaften, bei denen die öffentliche Oxrdrrung 
geftört oder der Sittlichkeit zumidergehandelt wird, fei e8 von Theilnehmern 
ober dritten Perfonen, können von Polizei wegen aufgehoben werden. Die 
Fehlbaren werden mit Geldbuße bis zu 200 Fr. oder mit Gefängniß bis zu 
60 Tagen beitraft.“ Art. 7 beftimmt, daß in allen durch biejes Gefch be⸗ 
ftimmten Fällen erftinftanzlich der Gerichtspräfident als Polizeirichter urtheilt 
und von deſſen Urtheilen die Weiterziehung an die Polizeikammer des Up: 
pellationd- und Gaflationshofes Statt findet. Tas Gefek tritt jofort nach 
eine Annahme durch das Volk in Kraft, tvorauf dann die Aufhebung der 

usweiſung der renitenten fatholifchen Beiftlichen aus den juraffischen Amts: 
bezitfen erfolgen wird. Selbitverftändlich dürfen diejelben nur ala Bürger 
und nicht ala Geiftliche zurüdlehren. Erſt wenn fie erklärt, den Staatäge: 
fegen fi) fügen zu wollen, ift ihnen erlaubt, ala folcde wieder zu func⸗ 
tioniren. 


21. September. (Teffin.) In Lugano erfolgt anläßlich einer 
Liberalen Volksverſammlung behufs Aufjtellung von Gandidaten für 
die bevorjtehende Neuwahl des Nationalrathes ein blutiger Zuſam— 
menftoß zwiſchen Ultranontanen und Liberalen; doch kann die Ruhe 
alsbald wieder Hergejtellt werden, ohne daß der Bundesrath ein- 
fchreiten muß. 


Anf. Oftober. Ein allgemeiner Freimanrer-Gongreß, der im 
Lanfe des Monats September während nahezu drei Wochen in Laus 
fanne getagt bat, erläßt in franzöfifcher Sprache folgendes Manifeſt: 

„Schon jeit jeher und namentlich in ber legten Zeit wird Die Frei⸗ 
maurerei zum Gegenitande der ehrenrührigften Angriffe. In dem Augenblide, 
two der Congreß nach aufmerffamfter Prüfung der alten Berfafjungen, des 
alten und angenommenen ſchottiſchen Ritus und unter Wahrung pietätnoller 
Achtung der in dieſem Ritus ruhenden weiſen Verfügungen bie fie 
aller überflüffigen Feſſeln eutkleidet und fie von dem unfer Beitalter be 
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zur allgemeinen Abftimmung vorgelegt werden foll, folgende Procla- 
mation, in welcher dagfelbe des Näheren erläutert und zur Annahme 
empfohlen wird: 
„... Belannilich erhob filh vor Kurzem zwiſchen ben Kerne 
Bernd und dem Hohen fchiweizeriichen Bundesrathe eine Meinungsdifferenz 
in Betreff ber Frage, ob unter der neuen Bundesverfaſſung die Berweilung 
ber juraſſiſchen Geiftlichen länger fortdauern dürfe. Der daherige Recurs 
Bern an bie Bundesverfammlung fand, Tank gegenfeitigen Entgegenfom: 
mens, feine Löfung in dem Sinne, daß zivar die Tegiweifungsmapnahme 
zurüdzunehmen, aber Bern hiezu eine ausreichende Frift his 15. November 
nächſtkünftig einzuräumen fei, Damit es mittlerweile feine fichernden Vorkeh— 
rungen fen fönne. So ftehen wir nun vor der Ausficht, daß vom 19. 
November hinweg bie renitenten juraffilchen Geiftlichen bie betreffenden Amts⸗ 
bezirfe wieder beireten bürfen. Sie werben zurüdiehren als die ausgeſpro⸗ 
henen Feinde der ftaatlichen Kirchen-Organifation und ber Staat&behörben, 
benn fie haben bis jeßt nicht das geringfte Zeichen der Nachgiebigkeit an 
ben Tag gelegt. Ihr wühleriſches Verhalten von der franzöfiichen Grenze 
ans läßt darauf fchließen, daß fie auch nach ihrer Rückkehr unjer Kirchen: 
gejeße nicht anerkennen und ben Kampf mit der Staatsgewalt wieder auf: 
nehmen werben. Ihr werbet leicht erjehen, Mitbürger, daß bei ſolcher Sach⸗ 
lage ein Geſetz, wie das vorliegende, geradezu als eine Nothwendigkeit, als 
eine Waffe der Nothwehr bed Staates fich darftellt. Dieſes — richtet ſeine 
Spitze allerdings gegen jenen rebelliſchen Clerus, der deſſen Erlafſung zunaächſt 
veranlaßt hat. Soll jedoch das Geſetz als ein gerechtes und nicht als ein 
Ausnahmegeſetz daſtehen, ſo müſſen ſeine Beſtimmungen für Alle Sr 
elten, für Proteflanten wie für Katholiken, für Landeslirchliche wie für 
— Das Geſetz tritt übrigens nicht im entfernteſten dem Grund⸗ 
abe der Glaubens- und Cultusfreiheit, den wir Alle heilig halten, zu nabe, 
fondern e3 verpönt nur unerlaubte Meberjchreitungen, bei denen es ſich nicht 
mehr um Glauben und freie Retigionsübung, fondern um etwas ganz Ans 
deres: um Eingriffe in das Staatsgebiet, um Ordnungs⸗ und Friedesſtörun⸗ 
en Handelt. Nur dein Glaubenshaß, dem Fanatismus, nicht dem Glauben 
Pf und der friedlidyen Ausübung derjelben tritt das Geſetz entgegen; es 
verdient infofern den Titel eines Toleranzgeſetzes. ... Mitbürger! Tas vor: 
liegende Geſetz ſtrebt den Frieden des Etaates mit der Kirche und den Frieden 
ber Religions:Genoffenichaften unter fi an. So lange aber von gewiſſer 
Erite der Anſpruch erhoben wird, e8 folle in diefem Lande der Papft und 
nicht der Staat herrichen, ift ein Friedensſchluß nicht möglich. Ob eine ſolche 
Anmaßung hingenommen werden Tönne, darauf wird das Berner Volk bie 
Antwort nicht —* bleiben.” 


3. Oktober. Der Centralausſchuß des (Liberalen) allgemeinen 
ſchweizeriſchen Volksvereins befchließt in einer Delegirtenverfamme 
lung bezüglich) der am 30. d. M. bevorftehenden allgemeinen Er— 
neuerungswahl des Nationalratha folgende Reſolutionen: 

41) Es ift Aufgabe des Volksvereins, mit allen rechtlichen Mitteln 
dahin zu wirken, daß die Principien der neuen Bundesverfaffung von 1874 
gegenüber den Ultramontanen mit aller Umfiht und Energie gewahrt und 
bertheibigt werden; 2) daß bei den Wahlen in die Bundesbehörden von ben 
Breifinnigen nur ſolche Gandidaten aufgeftellt werben, welche abfolute Ga» 


zantie bieten: daß weder in der oberften Exekutivbehoörde, os in der Bun⸗ 
beöverfammlung Enticheide gefaßt werden, die mit obigen Grundjägen im 
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Widerſpruch ftehen; 3) es ſeien, foweit thunlich, nur folche Aürger in bie 
eidgenöffiichen Näthe zu wählen, die ſowohl im —— egen Rom unbe: 
dingt auf Seite des Staats fiehen, al3 auch in focialer Et tung fich zu 
benjenigen Grundjägen befennen, die im projektirten eidgenöffiichen Fabrit⸗ 
geieg und im jüngftdin verworfenen eidgenöffifchen Stimmrechtägefeß niebers 
gelegt find.“ 

Mitte -Oftober. Die Heißfporne der ultramontanen Breffe 
(Kaplanprefie wie in Deutichland) fprechen fich fehr unzufrieden aus 
über die Führerſchaft der Partei im Nationalrathe durch ben Lu—⸗ 
zerner v. Segeſſer, der bei allem Feſthalten an der römifch-fatholi- 
hen Kirche auch nach dem Vaticanum doch „das Vaterland über 
alles“ jtellt und erklären wörtlih: „Wir wollen einen Führer, der 
nicht die Kirche Fritifirt und fommandirt, fondern einen, der mit 
Windthorft demüthig den Katechismus auffagt und ſich von feinen 
Biſchöfen korrigiren läßt.“ 


15. Oktober. GBern.) Die katholiſche (reſp. altkatholiſche) 
Synode des Jura beſchließt in ihrer zweiten Seſſion, den von dem 
abgejegten Bifchof Lachat eingeführten Katechismus und das Lehrbuch 
ber bibliichen Geſchichte abzufchaffen und neue auf Grundlage ber 
von dem früheren Solothurnijchen Biſchof Salzmann eingeführte 
außarbeiten zu laſſen. Ferner bejchließt derfelbe die Abfchaffung der 
Soutane und nach lebhafter Debatte bezüglich des Cölibats mit 
großer Mehrheit: 

„Die Aufnahme in ben Priefterftand und die Ausübung geiſuicher 
un follen nicht abhängig gemacht werden von der frage, ob ber 

etreffende verheirathet fei oder nicht.” Etwa ein Dutzend itglieder ent: 
bielten fich der Abftimmung. Auch die Öffentliche Meinung ift mit dem Bes 
ſchluſſe einverftanden, indem fie findet: „Mit ganz befonderem Takt vermeidet 
biefer Beichluß ber juraſſiſchen Synode, einem alten kirchlichen Verbot eine 
neue kirchliche Erlaubniß entgegenzuftellen, und in Folge hievon wird nun 
dieſe bisher jo laute Kirchenſache zur ftillen Privatangelegenheit: denn an 
einem gleichlautenden Beichluß ber allgemeinen altkatholiſchen Synode ift 
nad) bielem Vorgang nicht mehr zu ziveifeln.” Im Ferneren gibt die Beidhte 
zu intereffanten Debatten Anlaß. Schließlich dreht fi), da dem Beicht⸗ 
aan feine BertHeidiger erwachſen wollen, der Enticheidb um bie frage, ob 
er Beichlußfag ohne Eonfideranden oder mit Zufäßen angenommen werden 
fol, wobei die erfte Anficht mit großer Mehrheit durchdringt. Der Sat 
lautet folgendermaßen: „Die Ohrenbeichte ift nicht obligatoriich.” Profefior 

irichwälder Hatte den Zuſatz vorgeichlagen: „gemäß den Doctrinen der fa- 
tholiſchen Stirche über das Bußſakrament“, nachdem fein erfter Zuſatz; „bes 
Schließt in Nebereinftimmung mit der erſten beutichen Altkatholikenverſamm⸗ 
a Bonn” verivorfen worden war, troß ber ihm vom Herzog gewordenen 
nterftüßung, welcher betont hatte, man müffe fo viel ala mögli ne, 
mit den andern Altlatholiten behalten und be dem Vorwurf nicht außjeßen, 
man gebe bier der Gründung einer neuen Sekte entgegen. 


16. Oktober. (Aargau.) Die Ortsbürgergemeinde Baden be= 


“ 
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ichließt mit 75 gegen 25 Stimmen ala Eigenthümerin des Chorberrn= 
ftiftes der Stadt auf den einftimmigen Antrag des Gemeinderathes, 
des Ortsbürgergemeinderaths und der Fathelifchen Kirchenpflege die 
Aufhebung desfelben und die Verwendung feines Vermdgens zur 
Dotation von vier katholiſchen Seelſorgerſtellen und zu einer Reihe 
anderer kirchlicher oder gemeinnütziger Zwecke. 

17. Oktober. (Quzern.) Die Kirchgemeinde der Stadt Luzern 
genehmigt die Uebernahme der Collaturrechte an der Franzisfaner- 
firche und der Peterskapelle und ferner mit 696 Yiberalen gegen 598 
. ultramontane Stimmen den ihr vorgelegten Entwurf einer neuen 
Drganifation der Kirchgemeinde der Stadt. 

22. Oktober. (Genf.) Der Staatsrath ergreift Befit von den 
Kirchen und Pfarrhäufern derjenigen Tatholiichen Gemeinden, deren 
Pfarrer und Gemeinderäthe Türzlih und zwar im Sinne dei Alt- 
katholicismus neu gewählt worden find, zum Theil unter Anwen⸗ 
bung von Gewalt. Bei der Inventarifirung werben die Kirchen bis 
auf die nadten Wände geleert gefunden. 

24. Oftober. (Solothurn) Die Regierung ftellt einen ka— 
tholifchen Pfarrer, der eine nach ben bejtehenden Solothumer Ge⸗ 
fegen geichloflene Ehe für ungültig erklärt, der Frau die Sterbfatra- 
mente verweigert und am Sfranfenbette eine neue Copulation vor⸗ 
genommen batte, in feinem Amte ein und trägt beim Gr. Rathe 
auf Abberufung desſelben an. 

80. Oktober. Neuwahl des Nationalrathes. Der Kampf dreht 
fih faft ausfchließlich um den Gegenſatz zwiſchen Kiberaliamus und 
Ultramontanismus. Die Ultramontanen gewinnen den Sieg im 
Kanton Teſſin und in einem bisher Liberalen Wahlkreife bes Kan— 
tons St. Gallen, unterliegen dagegen im Tatholifchen Aura des Kan- 
tons Bern einer anfehnlichen Majorität (8500 gegen 11,000). Die 
große Majorität des neuen NRationalrathes bleibt wie bisher ent- 
Ichieden antiultramontan. 

30. Oltober. (Bern) Das neue Cultuspolizeigeſetz (Geſetz 
betr. Störung des religiöfen Friedens) wird vom Volle des Kantons 
in allgemeiner Abſtimmung mit 36,071 gegen 17,934 Stimmen an= 
genommen, und ebenjo ein Geſetz betr. Erhöhung der Primarlehr- 
beſoldung mit 31,280 gegen 21,682 Stimmen. 


6. November. (Bern) Die Regierung erläßt bezüglich der 
bevorftehenden Rückkehr der ausgewieſenen katholiſchen Geiftlichen in 
den Jura an die Regierungaftatthalter folgende Weifung: 


⸗ 
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„1) Es it una mitgetheilt worden, daß an einigen Orten beabfichtigt 
werde, bei der Rückkehr der Geiftlichen Kungebungen zu veranftalten. Solchen 
Kundgebungen ift in feiner Weiſe entgegenzutreten, Kiez dadurch die öffent: 
lie Ruhe und Ordnung nicht geftört wird. Andernfalls ift nad) Maßgabe 
der allgemeinen Polizeivorjchriften dagegen einzufchreiten. 2) Nach Art. 3 
be3 in Rechtskraft erwachſenen Geſetzes betr. Störung des religiöfen Friedens 
ift ſowohl den durch gerichtliche Urtheil abberufenen Pfarrern, ala ben: 
jenigen Geiftlichen, welche den Protejt vom Februar 1873 unterzeichnet haben, 
die Ausübung ——— Verrichtungen bei einer Religions-Genoſſenſchaft 
(Privatcultus) und jede Wirkſamkeit an öffentlichen und privaten Schulen 
auf fo fange unterfagt, als ihre Widerjeglichleit fortdauert, d. h. bis fie eine 
Erklärung abgegeben haben, daß fie ſich den Staatdeinrichtungen und beit 
Stantabebörben unterziehen wollen. Zen genannten Geiftlichen find alle und 
jede gottesdienftlichen Functionen ſowohl in öffentlicher Kirche, ala in Privat: 
Iofalen unterjagt, fo lange fie nicht eine entiprechende Erklärung in obigem 
Sinne abgegeben haben. Auf diefe Vorſchrift wollen Sie genau At geben und 
Miderhandlungen dagegen, ſobald fie zu Ihrer Kenntnik gelangen, unnach⸗ 
ſichtlich und ungeſäumt dem Polizeigerichte zur Beurtheilung überweiſen. 
3) Da es — vorkommen kann, das einzelne der zurückkehrenden 
Geiſtlichen den Verſuch machen werden, ihren Wohnfik in den noch leer 
ftehenden Pfarchäufern aufzufchlagen, jo ertheilen wir Ihnen die Weiſung, 
folche etwaige Verſuche ſofort zu vereiteln, ba die Pfarrhäufer, ala öffentliche 
Gebäude, nur den vom Staate anerfannten Geiftlichen zur Sr fteben. 
Im Debrigen verweilen wir Sie auf bie Vorfchriften des Kirchengeſetzes ꝛc.“ 


12. November. (Solothurn.) Berfaffungsrath: nimmt den 
betr. Artikel der revidirten Berfaffung mit 75 gegen 15 Stimmen 
in folgender Faflung an: 2 

„Die Gefeggebung behält ſich vor, über bie Außere Organifation ber 


kirchlichen Genoffenichaften, forwie beren Bermögensverwaltung Beftimmungen 
aufzuftellen.” 

im Weiteren wird der Sat aufgeftellt, daß die Errichtung 
geiftlicher Corporationen unterfagt fei. Die Volksſchule und das 
Unterrichtsweſen überhaupt find der Leitung des Staats unterworfen. 

14. November. (Zug) Die vom Gr. Rathe revidirte Ver— 
fafjung des Kantons wird vom Volke in allgemeiner Abftimmung 
nicht angenommen, da fich zur Abſtimmung nur eine Minderheit 
der Stinnmberechtigten einfindet. Die Liberale Minderheit ift überall 
ganz weggeblieben. 

15. November. (Züri) Der Kirchenrath jchlägt der Sy⸗ 
node vor, mit Rüdficht auf den Art. 27 der neuen Bundesverfafjung 
zu bejchließen: 

‚)) Ein altfällig vom Staate einzuführender Religions: oder Moral: 
unterricht wird, wie der kirchliche, feinen obligatoriichen — aben 
können. 2) Die Beſchränkung auf einen von religiöſer Grundlage abgelöften 
Moralunterricht ift zu veriverfen. 3) Als das Richtige erjcheint die Einfüh: 
zung eines geſchichtlich⸗religiöſen Unterrichtes, welcher auf ber Stufe ber 
Alliagsſchule von der Schule organifirt und ertheilt, auf den höheren Stufen 
dagegen der Kirche, reſp. ben religiöſen Genoſſenſchaften, überlafien würde. 
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4) Sollte dies nicht zu erreichen fein, fo ift Die gänzliche Befeitigung bes 
Religionsunterrichts aus ber Schule anzuftreben. &3 wäre dann Aufgabe 
ber Kirche, reip. der religiöfen Genofienfchaften, den Religionsunterricht von 
unten auf zu ertheilen. 5) Soweit für ben Religiondunterricht andere Or⸗ 
gane als die Schule einzutreten haben, ift zu hoffen, daß dies von ber letz⸗ 
teren burch Gewährung von Raum und Zeit innerhalb billiger Grenzen er⸗ 
möglicht werde.” 


15. November. (Aargau) Die vom Gr. Rath neuerdings 
beichloffene Erhöhung der Lehrerbefoldungen wird vom Volke in all- 
gemeiner Abftimmung mit 17,523 gegen 15,610 Stimmen wiederum 
verworfen. Eine Reihe von Gemeinden erhöht indeß jene Befoldun- 
gen freiwillig von ſich aus. 

15. November. (Genf.) Die Neuwahl des Staatsraths durch 
das Volk ergibt 5 radicalsliberale und 2 confervative Mitglieder. 
Die Wahl wird als der Mare Ausdrud des Volkswillens angefehen, 
baß der Kampf gegen den Ultramontanismus mit aller Energie zu 
Ende geführt werde. 

16. November. (Bern) Die außgewiefenenen katholiſchen 
Geijtlichen Lehren an Einem Zage, dem vom Bundesrath für Die 
Aufhebung des Augweifungsbejchluffes feſtgeſetzten Termine, in den 
Sura zurüd. An mehreren Orten wird ihnen von ihren Anhän— 
gerft ein feierlicher Empfang bereitet, welchem die Behörden, da 
feine Ruheſtörungen ftattfinden, nach den Weiſungen der Regierung 
freien Lauf laſſen. 

19. November. Der Bundesrath ernennt eine Commiſſion für 
Prüfung des von Prof. Fick in Zürich in ſeinem Auftrage außge- 
arbeiteten Entwurfs eines internationalen Vertrags über gleichmäßige 
gefetliche Beftimmungen betr. die VBeranttwortlichkeit der Eifenbahnen 
beim Waarentransport. Sobald die Commilfion ihre Berathungen 
vollendet haben wird, Jollen die Einladungen an die betreffenden 
Staaten zn dem abzubaltenden internationalen Congreſſe erlaffen 
werden. Die erfte Idee zu diefem Vertrage ging von den zwei Com- 
miffiongmitgliedern, de Seigneur von Genf und Chrift von Bafel, 
aus. Die Anregung der Schweiz beabfichtigt eine Anwendung des 
im Weltpoftvertrage bereit zur Geltung gekommenen Principg auch 
auf dag Eiſenbahnweſen. 

» 23. November. (Teſſin.) Der Bundesrath befchließt,; an die 
Regierung des Kantons Teffin die Einladung zu erlaffen, 


den dortigen Großen Rath zur Einftellung der von ihm bereits bes 
gonnenen zweiten Verfaffungsreviſionsberathung aufzufordern, weil gegen bie 
in Art. 32 der beftehenden Berfaffung enthaltene Beftimmung, daß — * der 
Teſſiner 38 Wahlkreiſe, ohne Rückſicht auf die Bevöllerungszahl, drei Abs 
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georbnete in den Großen Rath zu wählen hat, Einſprache bei ihm erhoben 
worden fei, und er der Aundesverfammlung dieje Frage in ihrer nächiten 
Seifion zur Entſcheidung vorlegen werde. Sedenfall® Halte er es für rath: 
fam, wenn ber Teffiner Große Rath diefe Entfcheidung vor jedem weiteren 
Vorgehen in ber Verfaffungsrevifion abwarte, Damit er fi) nicht der Gefahr 
außfege, falls fein Reviſionswerk nicht in Webereinftimmung mit derſelben 
ausfällt, die Bundesgarantie ihm verweigert zu fehen. Ta das eidgenöffifche 
Juſtiz⸗ und Polizei:Departement ſchon vor dem bunbesräthlicden Beichluffe 
bem Zeifiner Großen Rath mohlmeinend eine ähnliche Bemerkung Hat zu: 
gehen laſſen, ohne daß feine ultramontane Mehrheit fich in der Fortberathung 
ber Verfaſſungsreviſion ftören Tieß, ſcheint e8, als ob dieſelbe vor einer ſolchen 
Gefahr nicht zurückſcheue. 

24. November. (Bern) Gr. Rath: Berathung de Budget? 
für 1876: Bei dem Abſchnitt „Kirchenweſen“ ftellt der ultramontane 
Juraſſier Folletete den Antrag, 

den Anfa von 110,000 Fr. für Bejoldung der Geiftlichen der Tas 
tholiſchen Kirche auf 90,000 Fr. herabzujegen und Die Regierungen einzu: 
laden, Borjchläge für Subventionirung auch bes vömifdistatholiichen Cultus 
vorzulegen, worauf Regierungsrath Bodenheimer erwiedert, es ſei ſelbſtver⸗ 
ſtaͤndlich, daß, wenn 19 bi Römifch-Katholiichen ben — unter⸗ 
werfen, dieſelben glei n Chriſtkatholiſchen ebenfalls der Staatsſubvention 
theilhaftig ſeien; eine beſondere Subvention für die römiſche Kirche könne 
der Staat nicht zugeben. Das Budget unterſcheide bloß zwei Culte im All⸗ 
gemeinen, die proteſtantiſche und die katholiſche Kirche, und mache bei der 
erſten auch keinen Unterſchied zwiſchen den beiden Richtungen, den Ortho⸗ 
doxen und ben Reformern. Mit groher Mehrheit wird der Antrag Folletète's 
verworfen. 

26.27. November. (Teffin.) Gr. Rath: lehnt bei Fortſetzung 
feiner Berathungen über die Revifion der Verfaſſung den Antrag, 
den 38 Wahlfreifen nach den Forderungen der Bundeaverfaflung und 
des Bundesraths eine proportionelle Vertretung im Gr. Gathe zu 
gewähren, mit 49 gegen 26 Stimmen ab, Am folgenden ‘Tage be= 
finnt fich die ultramontane Mehrheit doch wenigſtens halb und Halb 
eines Beſſern und befchließt mit Diehrheit, neben der Berfaflungd« 
revifion ein beſonderes Projekt einer proportionalen Volksvertretung 


im Gr. Rathe der Vollgabftimmung zu unterbreiten. 


29. November. (Genf) Bei der Inftallation des neuen 
Staatsraths erflärt der bisherige Staatsratha-Präfident Garteret, 
er habe die Wahl angenommen, um gegen Rom zu kämpfen; die 
neue Regierung werde dag begonnene Werk fortfeßen und der ultra= 
montanen Agitation auf dem Lande, die von dem vertriebenen Bi- 
ſchof Mermillod von Frankreich aus angeftiftet ſei und geleitet werde, 
mit allen Kräften entgegenarbeiten. 


7. Dezember. Zufammentritt der Bundesverfammlung. Der 
neue Nationalrath wählt mit 84 gegen 20 Stimmen den Oberfil. 
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Frej, Redacteur der „Basler Nachrichten”, zu feinem Präfidenten, 
den Landammann Aepli von St. Gallen zu feinem Bicepräfidenten. 


9. Dezember. (Genf.) 52 Bürger und Bürgerinnen der ka⸗ 
tholiichen Gemeinde Meinier proteftiren gegen die Rebe Carteret’3 
vom 29. dv. M., und ebenfo erlafjen die Ulttamontaneh ber Stadt 
bagegen eine Art Manifeft durch Maueranfchlag. 

Der Proteft erklärt rund Heraus, daß die Unterzeichner beöfelben feine 
Geſetze achten würden, die nicht mit den Geſetzen Gottes (d. h. des Papftes) 
übereinftimmten. Der Maueranichlag erklärt ebenfo: „Tie Reden und Pros 
clamationen des Staatsrathes, welche bei Anlaß der Beeidigung diefer Be: 
hörbe offentundig wurden, beweilen, daß bie proteftantiiche Coalition einen 
Religionskrieg fortjepen will, der unferes Jahrhunderts unwürdig ift. Die 
Mehrheit will ung ihren Glauben aufdrängen und zwingen, Renegaten zu 
wählen ꝛc. Wenn der Präfident des Staatsrathes erklärt, wir haben und dieſen 
Geſetzen zu beugen, fo erllären wir: Nein!“, worauf die abiolute Ungültigs 
feit und Unverbindlichkeit der Staatsgeſetze gegen die römiſche Kirche ent- 
twidelt und fchlieglich der entichloffenite Widerftand gegen alle derartigen 
Beſchlüſſe und Verfügungen der Staatsbehörden angelündigt wird. 

10. Dezember. Die vereinigte Bundesverfammlung wählt den 
neuen Bunbesrath. Mehrere der bisherigen Bundesräthe werden 
durch neue Kräfte erjebt, worunter der bisherige ſchweiz. Gejanbte 
am Hofe von Berlin, Oberft Hammter, und der Landammann Heer 
von Glarus. Zum Präfidenten des Bundesrathg wird Welti (Aar⸗ 


gau), zum Bicepräfidenten Heer (Glarus) gewählt. 


12. Dezember. (Obwalben.) Der Kantonsrath beſchließt ein 
für die Verhältniffe dieſes Kleinen und katholiſchen Bergländcheng 
fehr anerkennenswerthes Schulgeſetz. Die Hanptbeftimmungen des— 
ſelben find: 

Sechs Jahreskurſe, Primarſchule mit wöchentlich mindeſtens 20 Stun⸗ 
ben, nicht inbegriffen den Religionsunterricht; ſodann zwei Jahre Fortbil⸗ 
dungafchule, obligatorijch, mindeftens 120 Stunden auf das Jahr, mit ziems 
lich ausgedehnten Fächerplan; endlich Repetitionzjchule, mindeſtens 40 Stun 
ben, für die männliche Jugend, bevor fie in das militärpflichtige Alter tritt. 
Ferner werden Beloldungdminima’s für das Lehrerperfonal feſigeſetzt. 

12. Dezember. (Solothurn.) Die revidirte Verfafſung des 
Kantons wird in allgemeiner Volksabſtimmung troß der angeftreng- 
teften Bemühungen der Ultramontanen mit einer Mehrheit von 


2082 Stimmen angenommen. 

20. Dezember. Beide Räthe der Bundesverfammlung haben 
fih über ein Banknotengeſetz geeinigt, das wenigſtens einem Theile 
ber bisherigen Webelftände abbelfen foll. 

24. Dezember. Nationalrath: befchließt, den Art. 32 der Ver- 
fafjung des Kantons Teffin vom Jahre 1874 ala außer Kraft zu 
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erklären und den Bundesrath zu beauftragen, in Vollziehung dieſes 
Beſchluſſes den Kanton Teſſin zur Vornahme der bezüglichen geſetz⸗ 





7. Belgien. 


19. Januar. IT. Kammer: befchließt mit 81 Stimmen gegen 
2 Enthaltungen: 

„Die Kammer ſpricht den Wunſch aus: die Anwendung des Schieds⸗ 
ſpruches zwiſchen den civilifirten Völkern auf alle für eine jchiedsrichterliche 
Enticheidung gearteten Streitigkeiten auszudehnen. Sie ladet die Regierung 
ein, bei vorkommender Gelegenheit zur Teltitellung der Veſtimmungen des 
Berfahrens für die Bildung und Thätigkeit internationaler Schtedögerichte 
mitzuwirken. Die a A wird fich, "o weit fie es ohne Unzuträglichkeit 
thun Tann, bemühen, beim Abjchluffe von Verträgen auf die Einräumung 
zu dringen : daß die Streitigkeiten, welche fich in Bezug auf ihre Vollziehung 
erheben können, einer fchiedsrichterlichen Enticheibung unterzogen werben.“ 

3. Februar. Der deutjche Gefandte in Brüffel, Graf Ber- 
poncher, richtet eine Note an die belgilche Regierung bez. des Falls 
Duchesne (dev an den Erzbifchof von Paris das Anerbieten gerichtet 
hatte, den Fürften Bismard für eine beitimmte Summe zu ermorden) 
und verlangt, da auch bez. diefes Falles wie ſchon früher bez. ber 
Kundgebungen belgischer Biſchöfe an den deutſchen Epiſcopat das 
rechtsverftändige Gutachten dahin ausgefallen fei, daß, was Duchesne 
gethan oder beabfichtigt, durch die belgischen Geſetze feinen Anlaß 
zum Einfchreiten gebe, Belgien diefe Lücke in feiner Geſetzgebung aus 
fülle, um „ben innern Frieden und die Sicherheit der Perfonen in 
befreundeten Nachbarftaaten gegen Beeinträchtigungen durch belgifche 
Unterthanen ficherzuftellen.“ 

16. Februar. Senat: ſchließt fich dem Befchluffe der IL. Kam⸗ 
mer vom 19. Januar bez. Ausdehnung der internationalen Schieds⸗ 
gerichte an. 

26. Februar. Belgien lehnt in feiner Antwort auf die deutjche 
Note vom 3. Februar das darin dargelegte Begehren Deutichlandg, 
die Lücken in feiner Geſetzgebung, namentlich auch bez. des Falls 
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Duchesne, auszufüllen, ab und wäre dazu nur allenfalls - bereit, 
wenn andere europäifche Staaten darin ihm vorangingen: 

„0. . Die belgiſche Geiebgebung fteht, wa® den Berfuch oder bie 
Mitſchuld eines Verbrechens oder Vergehens betrifft, im Einklange mit den 
modernen Gejepgebungen, mit den Foriſchritten der Wiſſenſchaft, mit den 
Grundjägen des Naturrecht3 (raison naturelle) und mit den Sitten unjerer 
Zeit. Der Berfuch ift nur dann ftrafbar, wenn ex fi durch äußere Hand» 
lungen tunbgibt, welche den Beginn der Ausführung des Verbrechens bilden. 
Der einfache Gedanke allein fteht außerhalb des AN Ter Unter: 
eichnete Tennt kein Gejeh, das heutzutage noch in irgendwelchen Lande wirt: 
* wäre, demgemäß das, was Duchesne⸗Poncelet gethan, ala Verbrechen 
oder Vergehen qualificirt werden könnte. Indefſen wenn die Mehrzahl der 
europäifchen Nationen ober doch einige derſelben ihre Strafgeſetze in dem 
Einn ändern wollten, daß die durch Wort oder Schrift kundgegebene Abficht, 
einen ale zu einem in Ansficht genommenen Berbrechen oder Vergehen 
u finden, ſelbſt in dem alle fteafbar ift, wenn diefe Abficht, weit entfernt, 
** aufgenommen worden zu ſein, mit Entrüſtung zurückgewieſen wor⸗ 
en iſt, dann würde Belgien allerdings dieſes ernſte Problem des Strafrechts 
zu prüfen haben und twahrjcheinlich einer Bewegung folgen, zu welcher ihm 
allerdings, wie es jcheint, die Initiative nicht auftelen kann ... " 


27. Tebruar. II. Kammer: genehmigt nach fünftägigen De- 
batten ein Geſetz betr. Remuneration des Militärdienftee. 

Tas Princip der Einrichtung iſt ein bis jebt dem belgifchen Staat 
allein eigenthümliches. Bon dem durch das Stellvertretungsjyfteın gerecht: 
fertigten Grundſatz ausgehend, daß bem — d. h. durchs 
Loos und die Unmöglichkeit der en zum Militärdienft berufenen 
Staatsbürger „für die Veräußerung feiner Freiheit“ eine Entichäbigung ge: 
bühre, Hatte das Liberale Gabinet Frère-Orban 1870, vor feinem Sturze, ein 
von Minifter Pirmez ausgebachtes Remunerationsgefeß dDurchgebracht, wornach 
dem außgedienten Soldaten nach zurüctgelegtem 5öften Lebensjahr eine Leib: 
xente von etwa 150.fyr. feltgelebt wurde. ZTroß feiner Mängel fand das 
Gejek damals in beiden Kammern faft einhellige Annahıne Bellen unge: 
achtet Hielt es die jegige Derwaltung für zweckmäßig, ihm ein anderes ent⸗ 
gegenzuftellen, und flatt der Zeibrente, in deren Befih ja doch nach den Sterb- 
lichfeitätafeln nur etwa ſechs Zehntel ber Berechtigten gelangen könnten, das 
Prineip einer unmittelbaren Entſchädigung, aber nicht zu Gunften des Dienit: 
mannes ſelbſt, fondern zu Gunſten feiner Familie, geltend zu Tec Auch 
dieſes Syſtem bietet in ſeiner Ausführung mannigfache Nebelſtände, welche 
von Frère und feinen Parteigenoſſen aufs eindringlichſte hervorgehoben wur: 
den und verſchiedene Amendemenis hervorriefen; aber die Oppoſition ber Li⸗ 
beralen wird, wie vorauszuſehen, überſtimmt, und die Malou'ſche Vorlage in 
ihren Grundzügen angenommen. Nach dem neuen Geſet erhält die Familie 
des im Dientte befindlichen Milizmannes eine monatliche Entihädigung von 
10 Fr.; flirbt nun während feiner Dienftzeit, jo wird diefe Summe bis 
um normalen Abjchlufß derſelben verabreicht; ift er Waife, fo wird fie für 
ihn auf der Sparcafje niedergelegt und ihm bei feiner Entlaffung eingehän- 
digt. Ausgeſchlofſen find ſolche Familien, welche mehr ala 50 Fr. Staats: 
fteuern bezahlen. 


.15. April. Der deutſche Gefandte in Brüffel richtet eine zweite 
Note bez. des Falla Duchesne an die belgifche Regierung, in der 
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Deutichland auf dem Verlangen, daß Belgien bie biesfällige Lücke 
in feiner Gefeßgebung ausfüllen möge, ohne daß es darım der 
Celbfländigfeit Belgiens im mindeſten zu nahe treten will, beharrt 
und damit die Anzeige verbindet, daß der beutfche Reichskanzler 
feinerjeits bereit? bie Einleitungen getroffen habe, eine ähnliche Lücke 
in der Strafgefeßgebung des Deutfchen Reichs auszufüllen. 

23. April. II. Kammer: bejchließt troß des Widerſpruchs der 
Dppofition mit 57 gegen 43 Stimmen, die (meift liberalen) Handels⸗ 
fammern abzuschaffen. 

30. April. Die belgifche Regierung beantivortet die zweite 
deutſche Note vom 15. d. M. in augweichendem inne, indem fie 


verfichert, daß 

„Belgien entichloffen ſei, feinen Pflichten ala neutraler Staat in freund» 
ſchaftlichem Geifte und in der ihnen vom un angewiejenen Ausdeh⸗ 
nung zu entiprechen, dab es bem ausgezeichneten Beziehungen, die ed mit 
Deutichland zu unterhalten nie ei babe, einen hohen Werth beilege 
und auch den aufrichtigen Willen betheuere, alles, was in feinen Kräften 
ftehe, zur dauernden Bewahrung dieſer Beziehungen zu thun.” 


71.8. Mai. U. Kammer: Tebatte über den Notenmwechfel 
und die Differenzen mit Deutichland. Die Linke zwingt die Negie- 
rung, bie Augfchreitungen ihrer eigenen, der clericalen Partei, zu 
bedauern und bringt es fogar dahin, daß dieſes Bedauern in ber 
Tagesordnung ausdrüdlich conftatirt wird. 


Ter Führer der Linken, FrereDrban ftellt dem Gabinetächef Hrn. 
Aules Malou, das Dilemma, entweder feine auswärtige Politit oder bie 
Politik feiner Partei und des Epifcopat3 zu verläugnen und da Hr. Malou 
junäont verjucht, dem Dilemma zu entgehen, gelingt es Hrn. Orts (Linke), 
inifter zum Stehen zu bringen und ihm endlich” das Geftändnik zu 
entreißen, dab er fowol die Sprache des Biſchofs von Namur (dev den 
deutſchen Kaijer mit Nero und Tiocletian verglichen) als die Ausfchreitungen 
ber clericalen Preſſe bedauere.. Aber damit gibt fich die Linke A ae 
rt. Ort will im Interefſe des Landes, daß nicht nur das clerilale Cabinet 
& und feinen Urfprung, fondern daß auch die freie clericale Majorität bie 
ultramontaner Grundjäte officiell verleugne. Er jchlägt eine motivirte Tages: 
ordnung dor, welche das don der Regierung ausgeiprochene Bedauern cons 
Kur und demjelben beiftimmt. Das ift den Ultramontanen zu »iel. Herr 
acob3 von der Außerften Rechten protejtirt gegen eine Zumuthung, bie, wie 
er behauptet, die Würde des Landes preisgäbe. Es genüge volllommen, dap 
die Kammer die Erklärungen billige, twelcde die Regierung abgegeben, um 
nicht in bejonderer Weife bad von der Regierung formulirte Bedauern noch 
beftätige. Die Line befteht aber auf ihrem Verlangen. Selbft bie Rede 
des Herrn Jacobs wird zur Waffe gegen die Elericalen, und man beitürmt 
drmlich die Minifterbant, um dem Herın Jules Malou zu Gemüthe zu. 
übten, er dürfe nicht auf halbem Wege fiehen bleiben, wolle er geftärkt aus 
e Debatte hervorgehen, jo müfle die Kammer feine Politik gutheihen. Und 
wirklich erhebt fich zuletzt der Gabinets:Chef und beſchwört feine Parteis 
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freunde, im Intereſſe des Landes die vorgeichlagene Tagesordnung gutzuheißen. 
Lauter Beifall der Linken folgt diefem winijteriellen Aufruf; Herr Jacobs 
verfucht es, feinen Rückzug zu decken, unb einjtimmig mit 99 Stimmen ex: 
folgt das Botum folgender Tagesordnung: „Tie Kammer billigt die Er: 
‚Härungen des Gabinets, pflichtet dem von ihm ausgejprochenen Bedauern 
bei und geht zur Tagesorduung über.” Rauſchender Beifall, in den auch 
die Tribünen einflimmen, folgt der Proclamation dieſes Votums. Was Herr 
Froͤre⸗Orban verlangte, ift geichehen, ja noch weit mehr. Die Regierung und 
ihre Majorität haben den Epiftopat und die ultramontane Politik verleugnet. 


17. Mai. Die ZJubiläumgprocejfionen, die von den Ultra- 
montanen vielfach in geradezu berauzfordernder Weile abgehalten 
werben, geben an mehreren Orten, namentlich in Gent, zu argen Er- 
cellen Anlaß. In Folge davon werden fie in Brüffel, Lüttich xc. 
von den Bürgermeiftern biefer Städte verboten. 


21. Mai. Der Gerichtshof von Lüttich befchließt, den Anträgen 
des Öffentlichen Minifteriums entfprechend, die weitere Verfolgung 
der Unterfuchung gegen Duchesne einzuftellen. 


23. Mai. Die Regierung übermacht die Acten der Unter 
ſuchung Duchesne derjenigen des deutſchen Reich? und erflärt endlich, 
dem Begehren derjelben entjprechen zu wollen: 


u... Ohne abzuwarten, daß andere Nationen ihre Strafgejeke ab: 
ändern und ohne ihre Beichlüffe der Bedingung der Gegenjeiligfeit unterzu⸗ 
orbnen, hat die Regierung des Königs, über das, was fie verſprochen hat, 
hinausgehend, fich entichieden, der Geſetzgebung baldigft eine Dispoſition dor: 
aulegen, nach welcher die nicht angenommenen Anerbieten oder Borjchläge, gegen 
eine Perſon ein ſchweres Attentat zu begehen, in gleicher Weiſe wie die 
Drohung mit einer ftrengen Correctionsſtrafe beftraft werden follen ... * 


25. Mai. Cenat: fchließt ſich einjtimmig dem Votum der 
II. Kammer vom 8. d. Mts. an: 


In der dießfälligen Debatte KHlieht fih der ehemalige (ultramontane) 
Minister des Auswärtigen Baron dAnethan den bezüglichen vom Finanz: 
miniſter Malou in der Zeputirtenlammer abgegebenen Erklärungen ar. 
Gleichzeitig jucht ex den belgiſchen Epiffopat gegen bie Beichuldigungen zu 
rechtfertigen, daß es derielbe an patriotiidem Sinne fehlen laffe, und ver: 
langt Aufklärung über die Hinderniffe, welche die Tyreiheit des Cultus in 
Folge der jüng bedauer — Vorkommniſſe bei Abhaltung von Pro: 
ceifionen erfahren habe. Dolez (von ber Linken) bedauert Die don ben 
Bilchöfen geführte Sprache und tadelt beſonders Iebhaft den Hirtenbrief bes 
Biſchofs von Ramur, gibt jedoch zu, daß die Sprache des Klerus in Folge 
de3 von ber Regierung auögeübten Einflufjes eine weniger aggreifive gewor⸗ 
den jei. Redner proteftirt mit aller Beitimmtbeit gegen die Behauptung, 
bat Belgien mehr Sympathie für Frankreich als für Deutichland habe. 
Dolez und d'Anethan beantragen alddann eine Tagesordnung, wornach der 
Senat unter völliger Billigung ber von ber eins gegebenen Aus⸗ 
füßrungen und im se Be das entſprechende Votum ber ziveiten Kam: 
mer zur — übergeht. Der Finanzminiſter Malon kündigt 
darauf ben Geiepentwurf an, wornach das Auerbieten oder ber Vorſchlag 
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zu ſchwerem Attentat ftraffällig fein jo und äußert im weitern Verlauf ber 
Tebatte: Belgien müſſe die Rebefreiheit bei fi) durchaus aufrecht erhalten, 
aber es jei nothwendig, daß alle Meinungen in folchen Fallen, wo es fidh 
um Borgänge in andern Ländern handle, in weiler und maßvoller Form 
zum Ausdrud gelangten. Die von Dolez und d'Anethan eingebrachte Tages: 
ordnung wird fchließlich einftimmig angenommen. 


6. Juni. Belgien beantwortet die Eröffnungen Rußlands be= 
treff3 der Folge, welche der vorjährigen Brüffeler Conferenz über 
das Kriegsvölkerrecht zu geben fei, worin es feine Abficht etwas mo- 
dificirt oder wenigſtens näher begränzt, dahin, 


baß er Act nimmt von den neuerlichen Erklärungen Rublands, und 
vor allem davon, daß es fi nicht um eine fürmlicde internationale Con⸗ 
ferenz handelt. Die belgiſche Regierung hält die Vorbehalte aufrecht, welche 
ihe Telegirter zur Zeit der erften Brüffeler Eonferenz in Bezug auf das 
von den mittleren (secondaires) Staaten angerufene Recht der Bertheidis 
gung des Gebietes gemacht hat und ftellt eine Frage hinſichtlich ber Gegen: 
feitigfeit: „Einer ber Sriegführenden erklärt, daß er fi) an die von ber 
Gonterenz grundgelegten Beftimmungen halten werde; geichieht diek nicht 
bloß unter der Bedingung, daß der andere SKriegführende biefelbe Erklärung 
abgebe? Es ift anzunehmen, daß dieje Frage auf der St. Peteräburger Con: 
ferenz im gerechter Weije erörtert und gelöst werde.“ 


8. Juni. I. Kammer: die Regierung legt derjelben nunmehr 
wirklich einen Gejeßentwurf vor, burch welchen die Lücke in der 
Geſetzgebung bez. de alles Duchesne ergänzt werden foll und dem 
Begehren Deutſchlands ent|prochen wird. 


23. Juni. II. Kammer: genehmigt mit einigen von der Com⸗ 
milfion beantragten Modificationen den Gejetentwurf Duchesne mit 
75 gegen 6 Stimmen. 


30. Juni. Senat: nimmt den Gejeßentwurf Duchesne Jeiner- 
jeit3 ohne Debatte an. Derfelbe lautet nunmehr: 


„Art. 1. Jeder, welcher direct angeboten oder vorgeichlagen Hat, ein 
mit Todesſtrafe oder Zwangsarbeit bedrohtes Verbrechen zu begehen oder 
an einem folchen Verbrechen theilzunehmen; jeder, ber ein folches Anerbieten 
oder folchen Borjchlag angenommen hat, wird mit Gefängniß von 8 Mo: 
naten bis zu 5 Jahren und mit einer Geldbuße von 50—500 Fr. beftraft, 
vorbehaltlich der Anwendung des Art. 85 bes Code penal, wenn betreffen 
Umftände obwalten. Der Schuldige Tann überdieg mit Unterfagung ber 
bürgerlichen Rechte, entiprechend Art. 33 des Code penal beftraft und wäh- 
zend der Dauer don mindeftend 5 Jahren und — 10 Jahren unter 
polizeiliche Aufſicht geſtellt werden. Indeß ſollen bloß mündliche Anerbie⸗ 
tungen oder Vorſchläge nicht beſtraft werden, wenn ſie nicht von Geſchenken 
oder Verſprechungen begleitet oder an Geſchenke und prechungen geknüpft 
ſind, ebenſowenig die Annahme eines ähnlichen Anerbietens oder Vorſchlages. 
Art. 2. Folgende Beſtimmung wird der Nummer 9 des Art. 1 des Ge: 
\epe3 vom 15. März 1874 über die Auslieferung Hinzugefügt: „Wegen Anz: 
erbietungen und Vorfchlägen, ein Verbrechen zu begehen oder daran fich zu 
betheiligen, oder wegen Annahme befagter Anerbietungen oder Borfchläge.” 
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— uni. Die liberale Partei fucht ſich durch Verbindung 
der verfchiedenen Liberalen Vereine des Landes unter den Namen 
Federation liberale eine feitere Organifation zu geben, feßt einen 
vollziebenden Ausſchuß nieder und wählt Hrn. Bara zu beffen 
Präfidenten. 


Mitte September. In Brüffel bildet fih ein ultramontaner 
Derein zu „wiflenfchaftlicher” Vertheidigung der päpftlichen Unfehl- 
barfeit. 


10. October. Eine vom Papfte in den lebten Tagen an bel- 
gifche Pilger gehaltene Anfprache, worin er fie aufforderte, in ihrem 
Lande zu beantragen und zu verlangen, daß die firchliche Trauung 
dem bürgerlichen Acte vorhergehe, und dieß geradezu für die Pflicht 
jedes Katholiken erklärte, erregt in der Liberalen Preffe einen wahren 
Sturm des Unwillens, da das Berlangen bed Papftes einer aus⸗ 
drüdlichen Beftimmung der belgischen Verfafſung widerfpricht. 

23. October. Nach langjähriger SInftruction ergeht endlich 
der gerichtliche Verhaftbefehl gegen den (längft flüchtigen) Gründer 
der vielgenannten fogenannten katholiſchen Bank Langrand-Dumon- 
ceau, der feiner Zeit vom Papfte für feine Verdienfte um die katho— 
liſche Sache in den Srafenftand erhoben worden war. Die gericht- 
liche Verfolgung wegen Betrug und Fälfchung defjelben zieht natürlich 
auch diejenige jämmtlicher Verwaltungsräthe nach fi), von denen 
mehrere im Senat und in der Deputirtenfanımer fitzen und zu den 
Koryphäen ber ultramontanen ‘Partei gehören. 

26. October. Die Erneuerungdwahlen der Hälfte der Ge⸗ 
meinderäthe des Landes fallen an mehreren Orten nad) einem äußerft 
lebhaften Wahlfampfe zu Gunften der Liberalen aus. Die Pro- 
vinzen Quzemburg und Namur werden faft ausnahmslos von den 
Liberalen wieder gewonnen. Diejelben fiegen auch in Antwerpen 
und im ganzen Wahlfreife, jelbft auf dem platten Lande und ſelbſt 
in Löwen, dem Sitze der katholiſchen Univerfität. Ueberhaupt fiegen 
in den großen Städten und meift auch ba, wo die Bevölkerung vor⸗ 
wiegend wallonifch ift, bie Kiberalen, in ben flandrifchen Orten da⸗ 
gegen, wie Brügge, Mecheln, Oubenarbe zc. meift bie Ultramontanen. 


9. November. Eröffnung der Kammern ohne Thronrede, da 
das ultramontane Minifterium feiner eigenen Partei gegenüber zu= 
nächſt mehr ober weniger zu laviren gendthigt ift. 

29 
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21. Rovember. In Gent, der Hauptflabt von Flandern, wird 
an bie Stelle des verftorbenen clericalen Deputirten Baets der dor⸗ 
tige liberale Bürgermeifter de Kerchove de Denterghem in die IL. Kam- 
mer gewählt. Das zeitherige Meberwiegen der clericalen Partei ſcheint 
langſam aber allmälig wieder umfchlagen zu wollen. 


1. Dezember. II. Kammer: Die Regierung wird über die 
Aeußerung des Papftes gegen die für Belgien durch die Berfaffung 
gewährleiftete Civilehe interpellirt und der Gabinetzchef und Finanz⸗ 
minifter Malou fieht fich genöthigt, die fefte Abficht der Regierung 
zu befräftigen, jede Antaftung ber in der Berfaffung niedergelegten 
Principien zurückzuweiſen. 

20. Dezember. Der clericale Präfident des Gerichtes erfter 
Anftanz zu Mons verfügt über einen feiner Gerichtfchreiber eine 
zeitweilige Suspenfion, weil derſelbe bei feiner Trauung mit einer 
Proteftantin fi) mit der Givilehe begnügt Hatte. Die Thatfache 
macht folches Auffehen, daß der clericale Juſtizminiſter fich genöthigt 
fiebt, den Gerichtspräfidenten felber dem Gerichte zu überweifen, das 
ihn wegen Amtsmißbrauch mit einmonatlicyer Suspenfion beitraft. 
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8. Kolland. 


8. Februar. Drittes Säcularfeſt der Univerſität Leiden. Das⸗ 
ſelbe iſt für Holland kein bloßes Gelehrtenfeſt, ſondern ein Feſt des 


Landes und Volkes und ein Ehrenfeſt des Hauſes Oranien. Am 


3. Oktober 1574 war die Stadt entſetzt, im Dezember beantragte 
der große Wilhelm die Gründung einer nationalen Univerfität in 
derfelben, am 2. Januar ift das Geſetz fertig und ſchon am 8. Fe— 
bruar wird die Hochfchule eröffnet. Diefe Thatfachen find in Holland 
allen gegenwärtig und die öffentliche Meinung ift hoch erfreut, einen 
folcden Anklang für das Felt in gang Europa zu finden. Die Uni» 
verfitäten aller Länder desſelben, namentlich diejenigen Deutſchlands, 
aber auch fogar Petersburg, Rom und Coimbra find dabei vertreten. 


— März. Die unabhängigen Blätter find augenblidlich voll 
don düftern Schilderungen über die Zuftände in den Tathol. Landes⸗ 
theilen: 

Biſchofe und Geiftlichkeit regieren dort ganz unumjchräntt: fie er⸗ 
nennen Abgeordnete zur Sammer, zu den Provincialftaaten, IF die Gemeinde: 
räthe u. ſ. w. Die Jugenderziehung und ber Unterricht find vollfländig in 
ihren Händen, und fie haben jelbft die neutralen Staatsjchulen nach ihrem 
Zwecke ein;urichten gewußt. Alles, was im Unterrichte dem Clerus nicht 
efällt, toird geftrichen, Senn das welt will, daß ber Lehrer nichts lehren 
„was mit ber Achtung dor der Ueberzeugung Anderer ſtreitet. Den 
Nltramontanen ift aber 3. B. die Reformation, der Kampf gegen Spanien 
u. dgl., ein Sräuel; alfo darf der Jugend davon nichts gelnat werden. Die 
großen Thaten der Vorfahren werden verfchtviegen und se, ein großer 

heil des Rationalgefühls unterdrüdt. Dagegen werden bie kathol. Feier⸗ 
tage gewiffenhaft gehalten. Der Staat hat feine Macht, um ba beftimmend 
in feinen eigenen Schulen aufzutreten, denn der Gemeinderath hat die Be: 
fugniß, zu beftimmen, was Andersdenkenden anftößig ift, oder wann und 
twie lange ferien eintreten follen. Der Gemeinderath iſt aber nur das Wert: 
zeug der Geifllichen, welche in biefer Weije die Staatsſchulen Leiten und fogar 
in manchen Orten katholiſche Gebräuche in denfelben a ai Sin ben von 
dem Glerus errichteten Schulen wird natürlich auch „Tatholiiche" Geſchichte 
gelehrt, bie Reformation als ein Werk des Teufels, der große Oranier als ein 
gottvergeffener Aufrührer geichildert u. |. w. * 
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22. April. II. Kammer: Die Regierung legt derfelben einen 
Geſetzesentwurf vor, nach welchem bis zum 1. Juli d. 3. die Gold⸗ 
währung neben ber beftehenden Silberwährung eingeführt und die 
Ausmünzung von Silber beſchränkt werden ſoll. 

4. Juni. I. und I. Kammer: haben dem neuen Münzgefebe 
zugeftimmt. 

— uni. Das Refultat der Erneuerungswahlen für bie Hälfte 
der II. Kammer ergibt für diefe folgendes Parteiverhältniß: 42 Li⸗ 
berale, 10 Confervative, 12 ſog. Anti-Revolutionaire und 16 Ultra= 
montane. 

Tie Liberalen fiegen diesmal in Amſterdam, erleiden bagegen in ans 
beren Wahlbezirten Einbuße. Die Ultramontanen haben 3 ei geivonnen. 
Das Minifterium Hemskerk hat durch das Rejultat jedenfalls nicht getvonnen. 
In ſehr vielen Wahlfreijen war die Brage Für oder gegen Rom? entichies 
den maßgebend. Im Allgemeinen aber laßt ſich nicht verfennen, daß bie 
Kiberalen den Kampf gegen Rom augenjcheinlich fürchten. 

— Juli. Der katholiſche Biſchof von Roermond, Paredis, er= 
Märt durch ein bifchöfliches Manifeft, daß zwei abtretende Gemeinde- 
rath3-Mitglieder, welche gegen eine ftädtifche Subvention für fein 
bifchöfliches Collegium geftimmt und fi) dadurch nur einer Geſetz⸗ 
übertretung des Gemeinderathes wiberjeßt hatten, nicht wieder ge- 
wählt werden bürften, und feßt feinen Willen auch durch. 


10.—17. Auguft. Außerordentliche Seffion der Generalftaaten. 
Diejelbe ift vom Minifterium Hemskerk unter dem Vorwande von 
Gifenbahnvorlagen, in Wahrheit aber wegen eines Gefehentwurfes 
betr. Bildung von 3 neuen Wahlbezirten, durch welche feine Partei 
um 3 Mitglieder verftärkt werben foll, einberufen worden, ſchließt 
jedoch ihre Berathungen. ohne weder die eine noch die andere Frage 
entfchieden zu haben. 

25.—28. Auguſt. Zufammentritt des in Brüfiel gegründeten 
Institut du droit international diesmal im Haag unter dem Bor- 
fie Bluntſchli's. Dasſelbe beräth und befchließt eine Reihe von 
Rejolutionen über die wejentlichften Punkte des von Rußland redi- 
girten Declarationg-Entwurfs. In der Schlußfihung erftattet ber 
Generalfetretär den Jahresbericht und referiren die Berichterftatter 
der einzelnen Commiffionen des Inſtituts über die Verhandlungen 
und Beſchlußfafſungen derfelben. 


20. September. Der König eröffnet die neue Legislaturperiode 
mit einer ziemlich farblofen Thronrede. Diefelbe gefteht indeß, daß 
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es noch energifcher Thaten bebürfe, um ben atfchinefiichen König auf 
Sumatra zu einem für Holland befriedigenden Ende zu führen. 


9. Oktober. Differenzen mit der Regierung von Venezuela. 
Der Geſandte ftellt der holländiſchen Regierung für gewiſſe Forde⸗ 
rungen einen Termin, nach deſſen fruchtloſem Ablauf er feine Päfle 
verlangt und Brüflel verläßt. 


— November. Unter Führung des früheren Kriegsminiſters 
Graf Lymburg-Styrum bildet fih ein Verein für Einführung ber 
allgemeinen Wehrpflicht und conftituirt ſich fofort in den vornehm- 
ften Städten des Landes. Demfelben waren von vorneherein gegen 
5000 Mitglieder beigetreten. 


2. Dezember. II. Kammer: Bei Gelegenheit bes Budgets des 
Departement? des Auswärtigen fommt die in belgiichen und Hol« 
ländiſchen Handelskreiſen angeregte Agitation für Erzielung eines 
Zollvereines zwifchen Belgien und ben Niederlanden zur Sprache. 
Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten anerkennt, daß Die 
Anregung diefer Sache Beachtuug (belang stelling) verdiene, gibt 
jedoch dem Wunſche Ausdruck, nicht gedrängt zu werden, ſich jebt 
näher hierüber auszuſprechen. 

17. Dezember. II. Kammer: verwirft mit 37 gegen 36 Stim- 
men da8 Budget für Befeftigungen, welches einen Theil des Kriegs⸗ 
budget3 bildet. Der Kriegsminifter erklärt, unter diefen Umftänden 
das Budget nicht ausführen zu können und verlangt feine Entlaffung. 


9. Dänemark. 


20. Januar. Follething: Das Minifterium Fonnesbech Tegt 
bemfelben feine Pläne für Ausführung außerordentlicher Befefti- 
gungaanlagen vor, für welche 13 Mill. fl. (20 Mill. Kronen) gefordert 
werden. Diefelben finden von Eeite der Cppofition feine fehr gün- 
ftige Aufnahme. Vorläufig werben fie an eine Commiffion gewiefen. 


Die Debatte läßt fofort bie verfchiedenen Auffaſſungen der Parteien 
hinfichtlich der Stellung Tänemarks zu Deutichland zu-Zage treten. Es iſt 
namentlich bie Linke, welche bei der erften Leſung die Anficht vertritt, daß 
Deutichland die Eriftenz Dänemarks nicht bedrohe und daher gewiß fein Bes 
dürfniß für derartige koftipielige Anlagen vorhanden fei. In diefem Einne 
fprechen fich Führer der Oppofition, wie Boyfen und Berg, aus, indem 
fie zugleich betonen, daß das Minifterium doch wenigftend über die Stellung 
zum Auslande nähere Auskunft geben müßte, wenn es mit ſolchen Anfprü- 
chen an bie Volfsvertretung herantrete, damit biefelbe fich von der Nothwen⸗ 
digkeit folcher pefuniären Opfer überzeugen könnte, zumal aus ber Motivi- 
zung der Vorlagen Seitens der Minifter für Kriea und Marine hervorgehe, 
daß die verlangten 20 Mil. Kronen nur die Einleitung zu ferneren, noch 
größeren Forderungen bildeten. Winter (Linke) meint, daß die nordichless 
wigiſche Sache dadurch nicht gefördert würde, daß man der Macht, die Schles⸗ 
wig befite, jozufagen die Zähne zeige. Kjaer (Xinfe) erklärt ganz offen, 
daß die Regierung, wenn fie den von Boylen gezeigten Weg nicht betrete, 
von dem jetzigen Folething weder Feltungen noch Marine-Stationen erhalte. 
Der Krieggminifter Steinmann verjucht in Bezug auf den Hinweis auf 
Teutichland und bie dieſem Lande gegenüber richtige Politik ſich diplomatifch 
aus der Affaire zu ziehen, ift aber unglüdlich in ber Wahl feiner Worte. 
Er erklärt freilich, daß auch er den Wunſch Hege, mit den füdlichen Nach: 
barn auf gutem Fuße zu ſtehen; dies aber jchlöffe nicht aus, bei Ordnung 
ber Bertheibigung die Eventualität vor — zu haben, daß zu einer an: 
dern Zeit nicht gegenfeitigeg Wohlwollen die Streitfragen in Europa entſcheide. 


23. Februar. Folkething: Zweite Berathung des Budgets für 
1875. Das Thing lehnt mit 47 gegen 42 Stimmen die vom Ma— 
rineminifter geforderte Anjchaffung eines größeren Panzerſchiffes ab, 
obgleich derjelbe vorher mit feinem Rücktritt gedroht und der Con 
feilpräfident erklärt Hatte, dag Minifterium werde feinen Collegen 


i jeben. — eht die Abficht da 
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nicht im Stiche Laflen, fondern vielmehr das. Thing auflöfen, wenn 
es dem Berlangen nicht entipreche. 


19. März. Folkething: Der Ausſchuß für das Landesverthei« 
digungsweſen erjtattet feinen Bericht über die Regierungsvorlage; 
derſelbe hat fich in eine Mehrheit von 8 und in eine Minderheit 
von 7 Stimmen gefpalten. | 


Die Minderheit ſchließt ir) in der Befeftigungsfrage ganz an bie Vor⸗ 
Ichläge der Regierung an und will nur in zwei unbedeutenden Punkten eine 
Abänderung. Die Mehrheit aber, aus Mitgliedern der Oppofition beſtehend, 
bat ein vollftändig neues Programm ausgearbeitet, welches allerdings durch 
feine Großartigteit und Neichhaltigkeit in mehr als einer Beziehung Er: 
Kanne erregt. Sämmtlicde Koften für die Entwiclung der Flotte und für 
ie Befeftigungsanlagen find zu 30 Mill. Kronen (ungefähr 34 Mil. Reich» 
mark) berechnet worden — eine Summe, welche die von ben Miniftern zu 
bemjelben Zweck geforderte um die Hälfte übertrifft. Auf eine Befeftigung 
Kopenhagens will bie Mehrheit bes Ausſchuſſes fich nicht einlafien, ja fie jähe 
es am Liebften, wenn ed vollftändig eine offene Stabt werben könnte. Weil 
dieß aber kaum durchzufegen wäre, will man fich mit den vorhandenen Fe⸗ 
ftungswerlen begnügen und dieſelben durch ſchwimmende Forts ergänzen. 
Auf die Entwidlung ber Flotte ſoll großes Gericht gelegt werden, einmal 
um ben Feind am Eindringen in bie däniſchen Gewäſſer zu verhindern, und 
zweitens, um Lanbungsverjuche de3 Feindes abzumehren. Die Anichaffun 
größerer Panzerichiffe findet die Ausſchußmehrheit nicht xäthlich, will fi 
aber, wenn dieſelbe alljeitig für ee extannt wird, dem nicht wibders 
in, dag Minifterium, welches im 

er Deriveigerung des verlangten naerjchiii? mit der —— der zweiten 
Kammer gedroht hat, zu entwaffnen. Ueberhaupt ſcheint die —— 
Mehrheit des Ausſchuſſes es darauf angelegt zu haben, einmal dem Lande 
u zeigen, wie unrecht bie Preßorgane der a ar Zpartei und auch biele 
Teroh ben, wenn fie bex Linken voriverfen, dab ihr das BVertheidigungss 
mei bes Vaterlandes nicht am Herzen Tiege. Dieſe Taktik iſt gut berechnet, 
und e3 ift jehr die Frage, ob dad Minifterrum unter dieſen Umftänden noch 
an bie Auflöfung ber zweiten Kammer denken wird, follte biejelbe auch dad 
Geld für das Panzerfchiff diesmal wirklich nicht bewilligen. 

23. März. Landsthing: Berathung des Budgets für 1875. 
Mit 42 gegen 8 Stimmen wird bejchloffen, eine Commiſſion nieder- 
zuſetzen, um gegenüber den Beſchlüſſen des Volksthings feine ver⸗ 
faffungamäßige Stellung zu wahren. 
Der Eonfeilspräfident erklärt gegenüber ben Führern der Linken: der 
jekige Gonflitt berühre die Machtſtellung der — deßhalb ver⸗ 
pflichtet ſei, gegen die ganze Tendenz ber Folkethings-Mehrheit aufzutreten; 
vielleicht werde die Oppofition noch denjenigen danken, welche bie von ihre 
hervorgerufenen Strömungen zu überwältigen fuchten, vor Denen bie re 
fitton ſelbſt erſchrecken werde. Dad Minifterium Fomnesbech nimmt boch 
Anftand, feine Drohung auszuführen und das Follething —7 er zu 
ſchicken, zumal bie Neuwahlen kaum ein ihm günſtiges Rejultat erzielen 
würden, und fcheint einfach zu ber Taktik des Miniſteriums Holftein zurück⸗ 
tehren zu tollen, das Folkething durch dad Landsthing lahm zu legen, felbft 
auf die Gefahr Hin, day das Fyinanzgeie für 1875 gar nicht zu Stande komme. 


” 


456 Dänemark. (April 28.) 


28. April. Folkething: es vollzieht fich in demfelben ein Um- 
ſchwung, wie er in ſolchem Umfang und mit folcher Entfchiedenheit 
nur felten ift und fi} nur durch das bald drohende, bald wieder 
wankelmüthige Verhalten der Regierung erflären läßt. Zwiſchen der 
Dppofition ber vereinigten Linken und der Gentrumspartei (welche 
zufammen vier Fünftheile des Things augmachen) wird eine Ueber⸗ 
einkunſt gefchlofien, wonach die Kammer dag Budget in der Form 
annehmen will, in ber fie dasſelbe einmal feftgeftellt Hat, d. h. da⸗ 
mals gegen die Centrumspartei und die unbedingten Anhänger der 
Regierung. Der Gentrumzpartei wird von der Linken nur- die Con= 
cejfion gemacht, daß die für den Anfang des Baues eines Panzer- 
ſchiffes angefegten Summen und einige andere minder wichtige 
Forderungen der Regierung bewilligt werden follen, in den übrigen 
Punkten aber der frühere Standpunkt des Things feitgehalten wer- 
ben fol. Bon einer Auflöfung des Things kann nunmehr keine Rede 
mehr fein. 

Die Barteiverhältniffe der beiden Thinge find folgende: Im Folk e⸗ 
thing zählt die mächtigfte Partei, Die Linke, zuſammengeſetzt aus den Bauern» 

nden und den Grundtvigianern, mit dem Präfidenten 58 Stimmen; die 
nn folgende Partei des Gentrumd, 25 Mann ftark, gieng biöher in den 
meiften Fällen mit der Regierung, ohne im Grunde mit ' zu ſympathi⸗ 
firen und hauptſächlich nur, um der Linken möglichft Abbruch zu tbun. 
Endlich find im Folkething noch 19 Männer, welche man gewöhnlih als 
bie Nationalliberalen bezeichnet. Bon dieſen eriftiren eigentlich nur noch 
gms wenige mehr, und es ıft faſt bloß der Enriofität wegen, dag man biefe 
ezeihnung überhaupt noch anwendet, benn eine Bedeutung bat fie ſchon 
längft nicht mehr. Biel richtiger ift es, fie ala die unbedingt minifterielle 
Partei zu a benn fie enthält, außer den jekigen und früheren Mis 
niftern, welche Mitglieder des Folkethings find, faft nur noch Offiziere und 
Beamte, die ſchon wegen ihrer Stellung nicht gegen bad Minifterium ſtimmen 
lönnen. Das Centrum und diefe Männer zufammen konnte man Ale als 
die Regierungspartei bezeichnen. Bezeichnend für die däniſchen VBerhältniffe 
war eö bisher, daß bei allen Abjtimmungen, welche nicht ganz unmejentliche 
Dinge betrafen, ſich faft ausnahmslos dielelßen Mehrheiten und Minderheiten 
ergaben, was allerding® von einer jehr guten Disciplin innerhalb der Par: 
teien zeugt, aber auch den Beweis liefert, daß man oftmala mehr Rüdficht 
auf bie * als en die Sache, um bie es fich handelte, nahm. — Im 
Landsthing machen ſich eigentlich nur zwei Parteien geltend; bie eine, 
welche dort ſtets den Ton angab, beiteht aus etwa 50 von den 66 Mitglie- 
dern ber erften Sammer und a in ihren Reiben alles, was an ber Res 
gierung eine Stüße findet oder fie zu ftügen Anlaß. hat, darunter ein Reft 
ationalliberaler, Beamte und namentlich Großgrundbefiker. Die übri 
Mitglieder verfechten die don ber vereinigten Linken im Folkething aufge⸗ 
ftellten Principien. — Was das Mintfterium Fonnes bech betrifft, fo 
war basjelbe kurz vor der im Oftober 1874 begonnenen Reichstagsſeſfion 
an’d Ruder gelommen. Es war an und für fi ein großer Mikgriff, daß 
dies et Das frühere Holftein’sche Minifterium mußte wegen feines rück⸗ 
ſichtsloſen Auftretens gegen das Folkething, und weil es ſich namentlich durch 
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Veroffentlichung eines den. andſchreibens eine arge Blöße gegeben 
ka ih zurüdziehen. Es wä 13 ein völliger Syſtem ie anges 
Seisern: ftatt befien ale nk bem alten Minifterium die Mitglieder 
— — worunter zwei ber bedeutendſten — in's neue hinüber, und zur 
— wurden drei Dlänner genommen, bie ſich ihrem Poften wenig ge: 
wachſen zeigen, fo daß bad neue Minifterium nur ald eine Fortſetzung bes 
alten erfoeint. 

2. Mai. Landsthing: Berathung Über das Budget für 1875. 
Das Minifterium erflärt, daß die Eonceffionen bes Folkethings ihm 
nicht genügten und fordert das Thing auf, feine Würde gegenüber 
dem andern Thing zu wahren und auf feinen früheren Befchlüffen 
zu beharren. Das Thing gibt nach und ftellt alle früheren Po- 
fitionen im Budget nach den Forderungen der Regierung ber. 

6. Mai. Beide Thinge wählen in Folge der Vorgänge im 
Folkething und der dadurch gefchaffenen neuen Lage einen gemein 
famen Ausſchuß, um fich über dag Finanzgeſetz für 1875 wo mög» 
lich zu verftändigen. 

13. Mai. Der gemeinfame Ausſchuß beider Thinge einigt fich 
mit 16 gegen 2 Stimmen über das Budget für 1875 nicht ganz 
nach den Beichlüffen des FYolfethings, aber noch weniger nach ben 
Horderungen der Regierung. Der Minifterpräfident Fonnesbech fieht 
fih zu der Erflärung gendthigt, das Minifterium würde nicht an= 
ftehen, vom König feine Entlaffung zu verlangen, ſobald ein von 
beiden Thingen angenommenes Finanzgeſetz in dem beabfichtigten 
Einn wirklich zu Stande komme. 

13. Mai. Folkething: Die Centrumspartei ſagt fich, da ſfich 
das Miniſterium zum Rücktritt bereit erklärt hat, von der Ueberein⸗ 
funft mit der Linken wieder 108, um dem von ber gemeinfamen 
Commiffion beider Thinge vorgeichlagenen Compromiß beizutreten. 

24. Mai. Landething: nimmt den Compromißvorjchlag bes 
gemeinfamen Ausfchuffes bez. des Budget? einftimmig, das Folke⸗ 
thing mit 72 gegen 22 Stimmen (der äußerften Linken) an. Zwi⸗ 
Ichen den Fractionen der bisher vereinigten Linken fcheint eine tiefe 
Spaltung eingetreten zu fein. Schluß der Selfion des Reichstags. 

19. Mai. Das ganze Minifterium Fonnesbech reicht dem 
König feine Entlaffung ein. Der König nimmt diefelbe an. 

11. Juni. Nicht ohne große Schwierigkeiten kommt endlich 
ein neues Ministerium zu Stande. Dasſelbe iſt ausſchließlich der 
rechten Seite des Landsthings entnommen und folgendermaßen zu⸗ 
ſammengeſetzt: 
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Eitrup MRinifterpräfident und Finanzminiſter, Graf 
Minifter des Auswärtigen, Kammerberr Steel Minifter bes Innern. General 
Haffner Kriege» und Marineminifter, Rellemann Inftigminifter, Fiſcher Cul⸗ 
tusminifter. 

— uni. Cine Rundreife des Königs im füdlichen Jütland 
gibt wieder zu allerlei Demonftrationen bezüglich Nordſchleswigs 
Veranlafſung. Der König äußert fih damit einverftanden ; die Un- 
terfagung einer Feier der Schlacht von Idſtedt für die dänifchen 
Zruppen im Uebungslager bei Hald zeigt indeß, daB die dänifche 
Regierung aufrichtig bemüht ift, alle zu vermeiden, was in Deutfch- 
land Anftoß erregen könnte. 


16. Auguftl. Der Führer des linken Flügels der vereinigten 
Linken im Folkething, Hanjen, tritt den Socialdenofraten ziemlich 
ſcharf gegenüber, indem er in feinem Organ „Almuevennen“ erklärt: 

„Here Pio (Führer der däniſchen Socialdemofraten und gegenwärtig 
Redacteur des Organs derjelben) hat nie die Partei gekannt, welche fich Hier 
zu Lande „Linte" nennt, wenn er glaubt, daß fie ſtets von fich felber be= 
hauptet Habe, fie repräfentire den Radicalismus in Dänemark. Sic Hat im 
Gegentheil ftet3 dagegen proteftirt, radical zu fein. Sie ift nicht radical und 
will es nicht fein. Sie Linke arbeitet und will ferner arbeiten für eine Ber: 
befferung der Lage der niedriger geftellten, aber fleibigen und ordentlichen 
Arbeiter, aber fie will nicht dem Communismus in die Hände arbeiten. Die 
Linke hat gearbeitet und will ferner arbeiten für eine gerechte Regelung der 
Arbeiterverhältnifie in ber Weife, daß eine aufgeflärte und gutfituirte Arbeiter⸗ 
bevölferung geichaffen wird. Sie will das Ihrige dazu beitragen, daß Ges 
rechtigkeit, Billigkeit, bürgerliche freiheit und Gleichheit Allen, den Riedrigen 
jowohl wie den Höheren, zu Theil werde, aber fie will die Verhältniſſe nicht 
auf den Kopf ftellen, nicht Recht und Gejeh und Ordnung umftürgen, fie 
will fich nicht Tuftigen Träumereien und leeren Bicngelpinnfien — e 
will die Rathlofen nicht —— noch rathloſer machen, daß ſie ihnen ſchwär⸗ 
meriſche und gefährliche Vorſtellungen beibringt.“ 


4. Oktober. Eröffnung des Reichstags. Derſelbe wird jedoch 
unmittelbar nach der Präfidentenwahl durch Tal. Botichaft biz zum 
29. November vertagt, da fich die Regierung und der neue Kriegs— 
minifter General Haffner über dag dem Neichstag wieder vorzule= 
gende Gele betr. das Landesvertheidigungsweſen noch nicht haben 
ſchlüſſig machen können. 


6. Oktober. Die vereinigte Linke des Folkethings, die ſich in 
der letzten Seſſion gelegentlich des Budgets geſpalten hatte, einigt 
fi, über die in der fofortigen Vertagung liegende Rückſichtslofigkeit 
Seitens der Regierung erbittert, wieder und erläßt gemeinfam fol= 
gendes Manifeft an ihre Wähler: 


„Wähler! Die Regierung hat gegen die Erwartung ben Reichdtag 
fofort nad) feinem Zufammentritt vertagt. Der 4. Oltober, welcher und zu 
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unferer Reichsſtagsarbeit zufammenführen follte, Hat una nur ala Zuhörer 
einer Bosichaft wegen der Vertagung geliehen. Gleichzeitig hat derſelbe ung 
jedoch auf unferem Plaß in ber vereinigten Linken wiedergefunden. Bei ben 
Aoftimmungen über das Staatsbubget am 13. Mai biefes Jahres Hatte fich 
ein Unterjchied in ber era der damaligen Stellung arzcigt. Da wir 
indefſen gegenfeitig nicht beitreiten, vap jeber von und damals nad) feiner 
Beurtheilung ber vorliegenden Verhältniffe für die Durchführung des Zieles 
ber vereinigten Linken gewirkt hat, ift es ung möglich, unter der gemeinfchafts 
Bon ei Fahne zu verbleiben, gleichwie es una den Troſt eined zukünftigen 
guten Zuſammenwirkens gibt. — ein ſolches iſt auch ein Bedürfniß! Das 
Big Minifterium, welches lediglich aus Mitgliedern der Rechten bes 
andsthings befteht, und befien erfte Handlung, bie Vertagung bed Reiche» 
tages ohne bie Vorlegung des Staatsbudgets und ohne vorherige Ankündi« 
gung, ſowohl dem Grundgeſetze wiberfpricht, wie es rückſichtslos gegen die 

itglieber de Reichdtages ift, — gibt uns keinerlei Ankaß, etwas Gutes 
von demfelben für die Sache des Volles zu erwarten. Was wir für diefes 
erreichen, kann nur durch eine Träftige Arbeit erreicht werden. Wann bas 
Bolt die Früchte von berfelben erhält, hängt einerjeits von ber Stärke des 
MWiderftandes, welchem unfere Gegner begegnen, andererjeit3 von Eurem wirt: 
famen Beiftande ab.“ 


— Dftober. (Island.) Beide Abtheilungen des isländifchen 
Althings erlaffen Adreſſen an den König bez. der der Inſel von ihm 
erteilten neuen Berfaffung: 

Die „untere Abtheilung” des Althings jagt in ihrer Adrefſe: „Falls 
es ſich zeigen follte, daß die al einer Derbeflerung bebarf, dann er: 
warten wir mit Beftimmtheit, daß Ew. Majeftät im Derein mit unjerem 
Thing diefelbe vornehmen werden. Wir Halten es für das NRichtigfte, daß 
unfere a, fo aufmerkſam wie möglich geprüft wird, bevor wir bie 
Aenderung einzelner Paragraphen, 3. B. derjenigen, welche bie Verfügung 
über die finanzen und bie VBerantivortlichkeit der Kandesverwaltung betreffen, 
vornehmen. Ganz beſonders bedenklich aber ericheint uns die Einrichtung zu 
fein, dab ber Minifter, welchen Ew. Majeftät an die Spihe der isländiſchen 
Angelegenheiten ftellen, feinen Plaß verlaffen muß, teil er nicht diefelben Ans 
figten über dänifche, Island nicht betreffende, Angelegenheiten wie die Mehrs 
zahl der bänifchen Volfsvertreter hat, während andererfeit3 der Minifter ſo⸗ 
wohl dad Vertrauen Ew. Majeftät wie das des Volkes und der Volksver⸗ 
tretung Islands in allen isländischen Angelegenheiten befibt.” Der „obere 
Theil” des Althings drückt fich in der Adreffe nicht vollftändig fo ſcharf aus, 
ſagt aber im Weſentlichen das Nämliche. 


29. November. Der Reichstag nimmt feine Sitzungen wieder 
auf. Der Finanzminiſter legt das Budget vor und erklärt: die 
Finanzlage ſei eine gute, ſo daß die außerordentlichen Ausgaben für 
das Heer, die Flotte und die Vertheidigungswerke ohne neue Steuer⸗ 
auflagen beftreitbar feien. Die Budgetvorlage weist fo wenig Neues 
auf, daß die Negierung hofft, die Erledigung der Discuffion über 
das Budget innerhalb des durch das Grundgeſetz vorgefchriebenen 
Termins zu erreichen. 


30. November. Folkething: Ter Kriegs⸗ und der Dlarine- 
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minifter legen demjelben ein neues Projelt betr. die Erweiterung 
des Landesvertheidigungsweſens vor. 

Seit dem Jahre 1872 ift es das brittemal, daß ſolche Projerte im 
Reichstag aufgeftellt wurden, und zwar jedesmal unter einer weſentlich andern 
Form. Die diesjährigen Vorſchläge zeichnen Ale durch ihre Sroßartigkeit aus, 
indem für diefelben nicht weniger ala 57'/ Millionen Reichsmark beaniprucht 
werben. Die Arbeiten follen in einem Zeitraum von 10—11 Jahren auss 

eführt werden. Die wichtigeren Werke follen jedoch im Laufe von 5—7 
Jahren vollendet werben, und dafür, jowie für den Bau von brei großen 
anzerichiffen wird die Summe von 37 Millionen Markt gefordert. Als 
uptgrunbjäße für die Lanbesvertheidigung werden aufgeftellt: die Befefti- 
gung der Hauptftadt, bie Anlegung einer fylettenftation an der feeländiichen 
Meftfüfte und die Anlegung einiger Batterien am großen Belt, um, wie e3 
heißt, „bie Verbindung zwiſchen den Landestheilen“ zu fichern. Vorerſt ſoll 
ie Seebefeftigung Kopenhagen? in Angriff genommen werden, und man 
meint diejelbe in einer Weife Herftellen zu können, daß die Möglichkeit eines 
Bombardements der Hauptftabt durch feindliche Schiffe völlig ausgeichloffen 
bleibt. Zu dieſem Ende jollen nicht nur die En — allerding® ungenüs 
genden — Forts verftärkt, fondern es jollen auch zwei neue ungemein Harte 
Werke auf der Kopenhager Rhede angelegt, und außerdem mehrere Küſten⸗ 
batterien erbaut werden. Mit der Befeitigung von der Lanbdfeite ſoll noch 
einige Zeit gewartet werben; fie würde nd dem Entwurf auch nur geringe 
Bedeutung Haben, ba fie nur dazu dienen ſoll, einen feindlichen Son ftreich 
u verhüten, würde aber immerhin ca 14 Mil. Kronen koſten. an dent 
ih nämlich die Möglichkeit, dab ein feindliches Detachement den Moment 
— fönnte, wo das Dänifche Heer auf irgendeinem Punkt von Seeland 
damit beichäftigt wäre, einer feindlichen Landung entgegenzutreten, um bie 
unbefeftigte, von aller Garniſon entblößte Hauptitadt zu überfallen. Der 
ala) will Fütland und Fühnen ganz aufgeben, und er unterſcheidet 
fih darin gänzlich namentlich von den früher aufgeftellten Projekten, wonach 
alle ZandestHeile nachdrüdlich vertheidigt werden follten. Die Flotte ſoll 
berhältnigmäßig ſehr ſtark entwickelt werden, jedoch muß eine Seemacht, bie 
nur drei Panzerfregatten zählt, immer noch als — unbedeutend auge⸗ 
ſehen werden. Darum ſoll auch eine Anzahl ſehr ſtark armirter Kanonen⸗ 
boote angeſchafft werden. 


16. Dezember. Folkething: ſetzt einen Ausſchuß zu Vorbera⸗ 
thung der Vorlage betr. das Landesvertheidigungsweſen ein. Aus 
der allgemeinen Debatte geht aber bereits hervor, daß die Majorität 
bes Things die neue Vorlage jo wenig als die beiden früheren an= 
zunehmen geneigt ift, jebenfall® nur, wenn bie Regierung auf das 
Prineip einer Einfommenfteuer eingehen würde, wodurch die außer» 
ordentlichen Rüftungen zu bejtreiten wären. Der Ertrag einer folchen 
Einfommenfteuer wurde im vorigen Jahre auf ca. 34 Mill. ME. 
berechnet, womit freilich kaum die Hälfte der vom Miniflerium auf 
geftellten neuen Pläne ausgeführt werden Tönnte. 
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10. Schweden und Norwegen. 


18. Januar. (Schweden.) Eröffnung des Reichſtags. Thron⸗ 
rede des Königs: 

u, ‚ Etwas mehr ala ein und ein halbes Jahr ift ee ſeit⸗ 
dem Sie den Wunſch geäußert, daß das Vertheidigungsweſſen bes 
Keiched in Zufammenhang mit der Abichaffung der Grundfteuern auf den 
Grund der allgemeinen Wehrpflicht umgefchaffen und aufgebaut werben möge. 
Indem ich auf Ihre ernfihafte Mitwirkung zur Erhaltung einer in ber Wirt: 
lichkeit zufriedenftellenden Heeresordnung rechne, habe 2 ohne Verzug bie 
Arbeiten vornehmen Iafjen, welche zur Entwidlung. der beiden, Ihren Wins 
ſchen zufolge, vereinigten Tragen unumgänglich erforderlich find; diefe Ars 
beiten find auch feitbem ohne Abbruch fortgegangen. Verſchiedene Vorjchläge 
zu einer neuen Ordnung ſowohl für die Lands und Seevertheidigung als 
auch für neue Geſetze über die allgemeine Wehrpflicht find jett entworfen 
und von fachlundigen Männern jorgfältig geprüft. Ein auf meinen Befehl 
befanntgemachted Gutachten über Abkhaffung der Grundſteuern ift nach grund⸗ 
geiegti er immung dem betreffenden Amte = Bereitung überliefert, aber 

ie in hohem Grade verwidelte Beichaffenheit des tigptigen Stoffes hat noch 
ae den Abichluß dieſer Bereitung zugegeben. Ta Sie indeflen ſelbſt die 
Ab Saflung er Grundfteuern von einer befriedigenden Löfung ber Tyrage 
über das Umbilben de Vertheidigungsweſens abhängig gemacht haben, und 
in allen Faͤllen ber ieh! vorliegende Vorſchlag zu letztgenanntem Zwecke nicht 
berüdfichtigt ift, zur ae gebracht zu werden, ehe die Frage über 
bie Grundſieuern abgemacht ift, ' trage ich fein Bedenken, Ihnen jchon beim 
gegenwärtigen NReichätage die vollendeten Theile biefer — An⸗ 
egenheit vorzulegen. Mit vollem Vertrauen zu Ihren vaterländiſchen Ges 
nnungen und Ihrem aufrichtigen Willen, die Vertheidigung unſeres Vater⸗ 
landes zu ſichern, erwarte ich den Ausgang Ihrer Ueberlegungen. Ein neuer 
Kernen des großen Unternehmens, welches vor 20 Jahren eingeleitet wurde, 
it vor Kurzem mit der Eröffnung ber dftliden Stammbahn vollendet wor⸗ 
den, und bie bedeutenden Staatszuſchüſſe, welche ich zur Beförderung bes 
Verkehrs auf den Staatsbahnen von Ahnen verlangen werde, find eine 
Folge des vermehrten Geſchäftsverkehrs. Mit dem Bedarf des Stantes find 
auch die Mittel zur Erfüllung gewachſen und ber ganze Betrag der Staats⸗ 
—— — letztverfloſſenen Jahres überſchießt bebeutend die von Ihnen 

e Summe.” 

Nach der Rebe treten nacheinander die Sprecher ber beiden Kammern 
— und beantworten bie Anſprache des Könige. Der Sprecher der erſten 

ammer verbreitet fi) ausſchließich über die Eifenbahnen und über die glück 
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liche Entwidlung bes Aderbaues und ber Gewerbe; wenn man auch berem 
ungeflörten Fortgang nicht erwarten könnte, jo würde doch bie ſchwediſche 
Staatzgejellichaft ut bem unerfchütterlicden Grunde der Gottesfurdht unb 
ber gefeglichen Fpreiheit und unter dem Schupe des Bundes zwiſchen Königs⸗ 
recht und Volksfreiheit feititehen. Der Sprecher der zweiten Sammer erörtert 
bie Nothiwendigteit, daß jedes friedliebende Bolf, um mit den Segnungen 
bes Friedens fich feine Unabhängigkeit zu bewahren, mehr als früher feine 
Aufmerkiamteit auf die Zukunft richte und fich die „Rüftung der Zeit” zu 
eigen mache; er begrüße daher die umfafienden Borichläge Königs zur 
Ordnung des Vertheidigungsweſens und Befeitigung der Grundfteuern und 
le e n — itwirkung der zweiten Kammer zur Ausführung 
ieſer Vorhaben. 

Aus dem vorgelegten Budget erhellt, daß Einnahmen und Ra zu 
79,554,919 Kronen (8 Kronen find gleich 3 preuß. Thlen.) berechnet find. Unter 
den Einnahmen find die vom Zoll und von der Branntmweinproduction, wel 
ich zufammen auf 33 Millionen belaufen, weitaus die bedeutendfien; die 

ireeten Einnahmen ftellen fi) auf 25,917,000 Kronen, und von der oft: 
verwaltung erwartet man einen Ueberſchuß von 3,850,000 Kr. Die ordent- 
lichen Einkünfte belaufen ſich zuſammen auf 64,790,000 Kronen, fo daß ein 
Deficit von 14,800,000 Kr. zu deden bleibt. Davon übernimmt das Reichs⸗ 
ichuldencomptoir 12 Millionen, und der Reft foll durch eine außerordentliche 
Steuer (allgemeine Bewilligung genannt) aufgebracht werden. Was die Aus- 
gaben betrifft, fo werden für das Heer 18,490,000 Kr. und für die fylotte 
8,710,000 Kr. beanfprudt. Tiefe Summen betragen über 34 Procent bes 
gefammten Ausgabebudgetd. Wenn man nun bedenkt, daß bad Heer benz 
Zand außerdem — noch wenigſtens 5 Millionen Kronen koſtet, welche 
direct aus der Taſche der Bauern demſelben zufließen, und ferner in Er⸗ 
wägung zieht, daß der militäriſche Werth der Armee in ihrer 75— For⸗ 
mation ein äußerſt geringer iſt, ſo iſt wohl der Ausſpruch gerechtfertigt, daß 
Schweden ſeine Wehrkraft etwas zu theuer bezahlt. Sollte es aber wirklich 

einmal zu der projectirten Reorganiſation des — kommen — was frei⸗ 
lich wenig wahrſcheinlich iſt — ſo würde das Armeebudget noch um einige 
Millionen Dan und Schweden würde dann ben wenig beneibensiwerthen 
Borzug haben, die theuerfte Armee in Europa zu befiten. 


3. Februar. Norwegen.) Eröffnung des Storthings. Die 
Thronrede fchlägt demjelben den Beitritt zu der ſchwediſch-däniſchen 
Münzconvention fowie die Einführung des metrifchen Maß- und 
Gewichtsſyſtems vor. 


4. Februar. (Schweden.) Reichstag: Die Regierung legt 
bemjelben einen Gejetentwurf über die neue Wehrordnung fowie den” 
damit in Verbindung ftehenden Antrag auf Abänderung bes 8 80 
der Berfaflung betr. die „eingetheilte Armee” (Indelmingovaerket). 
Beide Kammern befchließen, dafür befondere Augsfchüfie niederzufeßen. 

Die vorgeichlagene Abänderung bes F 80 des Staatsgrundgeſetzes ſoll 
lauten: "Findet D König und der Reichstag es erforderlich, in ——— 
mit einer Abänderung oder Aufhebung des Eintheilungsweſens (dev jesigen 
Zandiwehrorganijation) neue on in Betreff der Drganifation der 
Wehrkraft zu treffen, fo follen dieſe Beftimmungen jowie die zu ihrer Durch: 
führung nothwendigen Bewilligungen durch Gejeß feftgeftellt werden, wel 
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nicht ohne übereinftimmenden Beſchluß bes Königs und des Reichstags 
le xt oder aufgehoben werden Lönnmen." Der Antrag auf Abänderung 
dieſes Artikels 80 iſt jedoch bereit? von bem vorigen Reichdtage gabelehnt 
— — in demſelben eine Beſchränkung ſeines Geldbewilligungs⸗ 
rechtes erblidt. 

Die Hauptpunkte der Vorlage gehen dahin: Die Wehrpflicht ſoll 
mit dem achtzehnten re beginnen. Die Aushebung zum aktiven Dienft 
erfolgt mit dem 21. Jahre. Die wirkliche Präjenz dauert nur 10! Mos 
nate, doch gehört ber Ausgehobene ſechs „Jahre der Linie, dann ſechs Sabre 
der Landwehr und bis zum 40. Jahre dem Landſturm an. Das Budget 
für Heer und Marine foll vom Reichdtage und der Regierung gemeinfchaftlich, 
ftatt, wie gegenwärtig auf Grund des 8 80 ber jchwebilchen Berfaffung, vom 
Reichstage allein feftgeftellt werden. Der Kriegsminiſter erflärt, daß er abs 
treten werde, falls jein Antrag nicht angenommen würde. Wie indeilen aus 
den Staatsratha-Protofollen hervorgeht, hat eine Minorität im Minifterium 
den Gejeßentwürfen nicht augeftimmt. Ber Zweck der Vorlage ift offenbar bie 
Erlangung eined Normal: MilitärsBudgets. Die Regierung befürchtet, daß, 
wenn auch die Koften der neuen Heeregordnung für jet bewilligt würden, 
die dann unvermeidlichen alljährlichen größeren Geldbebürfniffe heftigen Ans 
feindungen een eien. Nicht ein einziger Abgeordneter tritt indeh für 
die Vorlage anf, während fid mehrere in den ſchärfſten Angriffen dagegen 
ergehen. Das Recht der Sel na ei das jo hochgepriejene Bollwerk der 
alten jchwedilchen <yreiheit, würde injofern allerdings einen harten Stoß er: 
leiden, ala der Reichstag in guten und jchlechten Seiten Rath zur Dedung 
der ——— chaffen müßte und jede Reducirung derſelben lediglich dem 
guten Willen der Regierung anheimgegeben wäre. Faſt einſtimmig wird 
deßhalb die Hoffnung ausgeſprochen, daß ber Reichsſstag nie und nimmer feine 
Zuftimmung zu biefer Vorlage geben möge. 

24. Yebruar. (Schweden.) Erſte gemeinfame Abjtimmung 
I. und II. Kammer. Es ergibt fich, daß die fog. Bauernpartei bei 
folcder Abftimmung über die Mehrheit verfügt. 

Es Handelt ſich um die Frage, ob den Beamten, deren Jahresgehalt 
den Betrag von 5000 Kronen überiteigt, eine Zulage zu gewähren fei oder 
nicht. Die Entſcheidung ee Frage ıft an und für rn ohne Bedeutung, 
aber die Abſtimmung bot injofern ein beſonderes Intereſſe, als fie die Stärke 
der Parteien erkennen läht. Die Zulage wird mit 155 gegen 141 Stimmen 
verworfen; die Bauernpartei bat jomit eine Majorität von 14 Stimmen. 
Don ben 155 Stimmen gehörten 131 der Zweiten und 24 der a Kam⸗ 
mer an. Der alte oppofitionelle Kern von 16 bis 17 Mitgliedern der Erfien 
Kammer, verftärkt durch die neuen Wahlen, gibt ben Auslhlag, 


3. März. (Schweden.) II. Kammer: verwirft den von der 
Regierung vorgefchlagenen Zufat zu 8 80 des Staatögrundgefehes 
bezüglich dag Militärwefen in der neuen Yaflung, nimmt dagegen den 
Antrag in der vorjährigen Faſſung neuerdings einftimmig an und 
die I. Kammer tritt dem Beichluß dießmal mit 75 gegen 38 Stim- 
men bei. 


Dieſe vorjä ige ung hatte gelautet: „Wird durch ſpecielles Geſetz 
unter Aufgebung es Par zwerkes ein neuer Grund se t für bie 
Ordnung der Kriegsmacht zu Wahler und zu Bande, ſo darf keine Aenderung 
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an einem kr Geſeh vorgenommen werben, es ſei denn durch ben Köni 
und den Reichstag im Verein.“ Die Sache war fo jelbit rar da 
bie fonft ſtets zur Oppofition geneigte ziweite Kammer den Bor damals 
ohne jede Discuſſion einftimmig annahm. Nicht jo im Herrenhauſe. Hier 
war ınan geiwohnt, ed anders zu machen als in ber zweiten Sammer, und 
darum vertvarf man den Vorſchlag der Regierung mit 64 gegen 34 Stim: 
men. Als Motiv dafür wurde angeführt, daß jene Beſtimmung zur Sidhe- 
zung einer neuen Heeresordnung richt genüge end jei, weßhalb man größere 

und feitere Sarantieen dafür anfftellen mü Es gieng die Sa en 
an ben Gonftitutiongausichuß zurüd, damit diefer eine neue Fa 
Vorſchlags beantragen könne. Der Ausſchuß Iegte der erſten falle; den 
Vorſchlag wieder ganz ebenjo vor wie das erftemal, und num erklärten fich 
43 Mitglieder dafür, nur 46 dagegen. Zwar war ber Vorſchlag damit ver: 
worfen, es war aber anzunehmen, daß, wenn man zum brittenmal mit bem= 
jelben an die Kammer käme, dieje ihn dann genehmigen würde. Riemand 
hätte ein — — der Regierung erwartet. Dieſe ſchlug aber den⸗ 

ee Weg ein. Sie brachte nämlich beim Reichstag in diefem 
Sabre den ——— Vorſchlag ein, der ein ganz neues Moment in die 
Sache Den nämlich bie — eines —— die ei 
außgaben. — ſolches auch noch fo richtig und zwedmähig fein, dem 
Grundſatz der bitbefteuerung des ſchwediſchen Bolten, wie "hiefelde ein 
Glaubensartitel bei demſelben geworden ift, entiprach eine jolche Forderung 
entichieden nicht. 


9. März. (Schweden.) Neichetag: nimmt den Antrag der 
Commilfion, welcher ziemlich gleichlautend mit der Regierungsvorlage 
ift und wonach die Offiziere und Unterofficiere der eingetheilten Ar— 
mee fünftig baar bezahlt werden follen, an. Der Gefammtgrund- 
befiß und alle Einnahmen, die bisher zur Lohnbeſchaffung dienten, 
ſollen dem Staate zufallen. Diefer Beſchluß ift immerhin der erfte 
Schritt zur Abichaffung des Indelta⸗Syſtems. 

9. März. Norwegen.) Storthing: genehmigt mit 82 gegen 
28 Stimmen den Anfchluß Norwegen? an die däniſch⸗ſchwediſche 
Münzconvention. 

15. März. (Schweden.) II. Kammer: Der Ausfhuß für 
die Militärfrage bejchließt, darauf anzutragen, daß die Augbildungs- 
zeit für die Soldaten, die der Kriegaminifter in feinem Reformplan 
auf 10-18 Monate angefett hatte, auf 3 Monate herabgejebt werde. 
Damit würde das fchwediiche Heer ein reineg Milizheer werben. 
Der Kriegsminifter gibt feine Entlaffung ein. 

18. März, Morwegen.) Storthing: lehnt den Regierungs- 
antrag auf Erhöhung der Beamtengehalte mit 69 gegen 39 Stim= 
men ab. Die Majorität will die Zulage nur für Gehalte bis zu 
1000 Speciesthalern gewähren. 


7. April. (Schweden) Reichstag: legt den fogenannten 
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conftitutionellen Dechargerapport nd acta, die I. Kammer ohne Ab- 
fliimmung, die II. Kammer mit 99 gegen 76 Stimmen unter aud- 
drüdlicher Billigung des in dem Rapport ausgefprochenen Tadels 
gegen die Regierung. 

10. April. (Schweden.) Reichstag: Beide Kammern neh- 
men ben Antrag Wallenberg, betr. die Neuorganifation des Staats⸗ 
raths und Errichtung einer Confeilspräfidentichaft, an. Der Antrag 
involvirt eine Verfaffungsänderung, und wird deßhalb dem nächften 
Reichstage zur definitiven Genehmigung nochmals vorgelegt werben. 

17. April. Norwegen.) Storthing: lehnt mit überwie— 
gender Majorität die jammtlichen Anträge auf Abänderung der 
Grundgefegbeftimmungen in Betreff des politifchen Stimmrecht? ab 
und bejchließt mit 87 gegen 24 Stimmen, einen aus 15 Mitgliedern 
beftehenden Ausſchuß niederzujeßen, der einen neuen Antrag in Be⸗ 
treff des Stimmrecht? ausarbeiten und dem nächſten Storthing vor⸗ 
legen ſoll. 


Don ber Rechten bes Storthings wird wiederholt darauf hingewieien, 
bat das allgemeine Stimmrecht in Dänemark eine Partei zu Tage gefördert 
babe, welche nicht mit beſonders großer Achtung betrachtet werde. Sver⸗ 
drup, ber Führer der Linken, erwidert auf dieſe gegen die däniſchen Gefin- 
—— en Pape Angeifte daß die Borftellungen, welche man fich 
in Norwegen über die Linke des dänischen Folkethings mache, durch bie fa: 
natiſche Prefie Kopenhagens, welche das achte Gebot bergefjen zu baben 
cheine, hervorgerufen wären. Die Linke, welche auf dem Boden der Der: 
aſſung ftehe, Habe fich große Verdienfte um Zänemarf, ja um ben ganzen 

orden erworben. Redner wünjchte, daß feine Worte in Dänemark gehört 
würden und daß die bortige Linke einen brüberlichen Gruß von Jemandem 
en möge, ber wifle, was e3 heiße, für eine Sache zu leiden, bie man 

Ite. 


21. April. (Schweden.) I. Kammer: ſpricht ſich auf einen 
aus ihrer Mitte geftellten Antrag für Einführung des metrifchen 
Maf- und Gewichtsſyſtems auch in Schweden aus. 

22. April. (Norwegen) Storthing: genehmigt die Vor—⸗ 
lage der Regierung betr. Einführung des metrifchen Maß⸗ und Ge- 
wichtsſyſtems. 


1. Mai. Morwegen.) Storthing: lehnt mit Stimmen- 
mehrheit alle Vorfchläge ab, welche wegen Einführung der obliga= 
torifchen oder facultativen ober wenigftens bei Glaubensverſchiedenheit 
der Verlobten zuläffigen Eivilehe eingebracht worden find. 


11. Mai. (Schweden) Mobdification des Minifteriums: 


de Geer wird zum Yuftigminifter ernannt. 
30 » 
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12. Mai. (Norwegen) Schluß des Storthings. 

Derielbe Hat dießmal ziemlich geräuſchlos gearbeitet. Um jo wichtiger 
war bie Seifion für dad materielle ot des Landes dur) die Annahme 
ber daniſch⸗ſchwediſchen Münzconvention, bie Einführung des metriſchen Maß—⸗ 
und ei hl und durch ziemlich großartige Betvilligungen zur Ans 
lage von —— Ba Aa Ara rk die in den lebten Jahren 
Anlaß zum Zwieſpalt ziwij eihötag und ber Regierung gegeben 
hatte, die frage wegen ber Zulaffung der Minifter zu den Gtorthings- 
figungen, iſt dießmal im Storthing gar nicht zur Verhandlung gekommen, 
weil fie, ben geieglichen Beftimmungen gemäß, eine „ruhende” if. Sie wird 
alfo erſt im nächften Jahre vorgenommen werden und dann allerdings, allem 
Anfchein nach, zum Nachiheil der Regierung enden, d. 5. es wird beichloffen 
werben, daß die Minifter den Sitzungen des Storthing beiwohnen follen, 
und weil ein folcder Beichlub dann dreimal gefaßt worden ift, Tann die Re: 
gierung nicht weiter Einſpruch bagegen erheben, wie dieß bisher gefchehen 
ft. Allem Anichein nach wird dich aber auf die Exiſtenz des Miniſteriums 
Stang weiter feinen ſchädlichen Einfluß üben, da es fchon zu wiederholten: 
malen die eclatanteften Niederlagen erlitten bat und ihm mehrere jehr ent- 
ſchiedene Mißtrauensvota zugefloffen find, ohne daß es filh viel daraus 
macht Hätte. Im übrigen haben die Norweger alle Urjadde, mit dem Bi: 
nifterium, welches eine tüchtige Verwaltung rt zufrieden zu fein. 


15. Mai — 2. Juni. König Oscar bejucht den beutfchen 
Kaifer in Berlin und auf dem Wege dahin den König von Däne- 
mark in Kopenhagen. Der König it von feinem feiner Minifter 
begleitet; der Befuch ift wefentlich ein bloß perjönlicher. Die poli= 
tiiche Bedeutung defielben ift troßdem außer Zweifel: König Oscar 
neigt in feinen perjönlicden Sympathien entfchieden zu Deutjchland, 
während fein Vorgänger entchieden zu Frankreich hielt und Deutich- 
land feindlich gefinnt war. 


12. Mai. (Schweden) Schluß der Seifion des Reichstags. 
Die Frage der Reorganifation der Armee ift auch in dieſem Jahr 
wiederum nicht einen a ber Löfung näher gerückt, wenn man nicht eine 
ie barin fehen will: daß es jeht ziemlich ent ſtehen bürfte, daß eine be⸗ 
iedigende Löſung dieſer Freße überhaupt weder ftattfinden kann noch wird, 
a Schweden nicht die Mittel dazu befigt. Entweder wird alſo alles beim 
Alten bleiben, vielleicht mit einigen unweſentlichen Abänderungen, oder 
Schweden wirb mit der Zeit ein reines Milizheer, etwa nach ſchweizeriſchem 
Mufter, erhalten, was übrigens dem Charakter feines Volkes und ben drt« 
lichen Verhältnifien des Landes am beften entiprechen bürfte. 


6.—19. Juli. Der König befucht Rußland und den ruffifchen 
Hof in St. Petersburg. Es iſt Har, daß König Oscar fich dem 
Dreikaiſerbündiſſe thatfächlich und perjönlich To weit anfchließt, ala 
die Verhältniffe eg nur immer erlauben. 


26. Auguft. Zuſammenkunft des fcandimavifchen Suriftentages 
in Stodholm. 


—- — — — — + — u- 
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— Geptember. (Schweben.) ZTotalerneuerung ber II. Kam= 
mer und Partialerneuerung der I. Kammer. 


Man hatte für diegmal eine ganz bedeutende Verftärkung der Land» 
mannpartei in ber zweiten Sammer für wahrfcheinlich gehalten, j jedo in 
diefer Annahme getäufcht, denn ftatt einer Vergrößerung hat die Partei eine 
Berminderun loben. Wohl ift biefelbe nur gering, denn während man 
die Partei früher zu 138 Mitglieder (von 216, woraus die zweite Sammer 
befteht) anfchlug, berechnet man fie u Ai legten Wahlen nur zu 132, 
Dahingegen ift die Landmannpartei in erften Kammer nicht unerheblich 
verſtaͤrkt worden; früher zählte fie nır etwa zehn Stimmen, während fie jept 
auf die doppelte Anzahl angewachſen ifl. Das — ſämmtlicher 
Wahlen iſt alſo, 4 der Einfluß der Bauernpartei in den drei nächſien 
Jahren im Reichstag ganz derſelbe fein wird wie in ber vorigen Wahl⸗ 
periode. Bei den gemetnfhaftlichen and beider Kammern — welche 
ftattfinden, wenn es ſich um Bewilligung von Geldfummen handelt, worüber 
zwiichen beiben Kammern keine Uebereinitimmung zu erzielen war — wird 
die Bauernpartei aljo nad) wie vor das Mebergewicht haben, und fie wird 
dadurch alle Maßregeln ber Regierung, welche nicht in ihrem Sinne gehalten 
find, vereiteln. Es ift daher auch jeßt wiederum nicht die mindefte Ausſicht 
dazu vorhanden, daß die Ichwebenden großen Fragen, die Reorganifation ber 
Armee und die Ablöfung der Grundfteuern, in der nächiten Zeit ihre endliche 
Zdfung erhalten werden. 


— October. (Norwegen) Nachdem der Storthing die 
Anträge betr. Erweiterung des Stimmrecht? abgelehnt hat, greift 
die democratifche Partei zu einem einfachen Mittel, um ihren Anz 
bängern jchon zu den im nächlten Jahre bevorftehenden Neuwahlen 
zum Storthing das Wahlrecht zu verjchaffen. 

Während nämlich nach 3 50 ber Verfaffung nur biejenigen Stabts 
bewohner, welche Grund und Boben im Werthe von wenigſtens 300 Species 
befiten, ftimmberechtigt find, verlangt derfelbe Paragraph don den rg 
des platten Landes nur, daß fie „Land befitzen“ oder wenigſtens fünf abe 
matriculirten Boden a gehabt Haben, um ftimmberechtigt zu fein. it 
Bezugnahme auf diefe Verfafjungsbeftimmung foflen nın überall im Lanbe 
unter ben a Leuten Dereine gebildet und dur Zahlung kleiner 
Beiträge die Mittel zulammengebracht werden, um fo viel Land ankaufen 
au — daß jedes Mitglied wenigſtens ein Stück erhält, um ſtimmberech⸗ 

gt zu ſein. 
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11. Rußland. 


7. Januar. Die Regierung legt dem Reicharath das Budget 
für 1875 vor. Die Einnahmen find auf 559,300,000, die Ausgaben 
auf 552,100,000 Rubel angefchlagen. Das Budget ergibt aljo einen 
Ueberſchuß von etwas mehr ald 7 Millionen Rubel. Gegen 1874 
find die Einnahmen um 19's, die Ausgaben um 18’: Mill. Höber 
angefekt. 

20. Januar. Die englifche Regierung Iehnt in einer Depelche 
des Grafen Derby an ben englifchen Gefandten in St. Peter&burg 
feine weitere Betheiligung an den Berathungen der Brüfleler Con— 
ferenz über die Feitjtellung des internationalen Kriegsrechtes defini- 
tiv ab (f. England). 

— Sanuar. Die unirten Katholiten der Chelmer Diöcefe 
treten in ihrem lebten Reft, mehr gezwungen als freiwillig, zur 
orthodoren Kirche über. Die urfprünglich) mehrere Millionen zäh— 
lende griechifch-unirte Bevölkerung der ehemaligen Litthauifchen Gou= 
vernements, welche da3 jetzige Generalgouvernement Nordweſt-Ruß⸗ 
land (Wilna) bilden, ift damit gänzlich wieder von Rom losgerifſen 
und mit der griechifchen Kirche vereinigt. 

Die erfte und zahlreichte Belehrung erfolgte befanntlich unter Kaiſer 
Nikolaus. Später Tamen bie römiſch⸗katholiſchen Weißruſſen an bie Reihe, 
welche auf dieſelbe Meile. in kurzer Zeit befehrt wurden. Es blicben nur 
noch die gegen 300,000 Seelen zählenden Unten in den Gouvernements 
Siedlec und Lublin übrig, welche bie Ehelmer Diöceſe bilden. Dieſe ſtand 
früher unter dem Metropoliten von Lemberg, wurde aber in neueiter Zeit 
Rom direkt re 63 war der Regierung des Kaiſers Alexander II. 
vorbehalten, auch dieſe, die noch in 250 Kirchipiele verteilt waren, in ben 
Schooß der griechiichen Kirche zurüczuführen und zwar namentlich durch die 
Thätigfeit des Unterrichtsminiſters Grafen Tolatoi und des aus Galizien bes 
zufenen Biſchofs Popiel von Chelm. Die meiften dieſer Unirten traten noch 


im Jahre 1874 über. Viele, die erfannten, was ihnen bevorſtehe, ee 
Die einflußreichften Leute wurden nach Sibirien, nad) Archangelsk und nad 
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dem Kaukaſus internict, ebenjo wie bie unirte Geiftlichkeil, von ber bloß 
26 Köpfe übrig blieben. Sie wurden jebt zugleich mit 50,000 Seelen, bem 
Reſte der tohlbabenben Nnirten:Bevdlferung, ber feinen lebten Befib retten 
will, von ben Warſchauer Erzbiihof Joannicius feierlich befehrt. 

30. Januar. Rußland anerkennt, mit dem beutfchen Reich 
und Oelterreich, den neuen König von Spanien, Alfons XII. 


5. Februar. Der ruffiiche Reichskanzler, Fürſt Gortichatoff, 
beantwortet die englifche Depejche vom 20. San. betr. die Brüffeler 
Gonferenz ebenfo eingehend als verbindlich im Wefentlichen dahin: 

daß bisher allgemein anerkannte und fefte Normen für die civilifirte 
Kriegsführung nicht beftanden haben und daß die Vorjchläge der ruffiichen 
Regierung, weit entfernt, das Vertheidigungsſyſtem ber Tleineren Staaten zu 
lähmen, dem mächtigeren Gegner die eietfichtalofe Ausbentung feiner Weber: 
macht unmöglich machen follen. 

Der officielle „rufl. Reichganzeiger” hebt dazu noch befonders hervor, 
daß die Leiden des Krieges zu mildern, nicht austchlieh ich rufſiſch fei und 
nicht eigentlich vuffifche Zwecke verfolge. Der Artikel erinnert an die bereits 
früher von privater Seite gemachte — Beſtrebung, zu deren Wieder⸗ 
aufnahme der Kaiſer durch die während ſeiner zwanzigjährigen Regierung 
bewieſene Friedfertigkeit und Menſchenliebe — t ſei. Rußland wünſche 
nur eine ruhige wohlwollende Beurtheilung der de und tverde gerne Allem 
zuftimmen, was dem Menfchenwohle entipricht, und jede gewwifienhafte Mei: 
nung, jeden loyalen Einwand beachten. Bedauernswerth würde nur bie Nicht- 
theilnahme einer großen Nation fein, welche diefelbe der Möglichkeit beraubte, 
ihre Stimme bei den Verhandlungen zu erheben. 


— Febr... Eine Depefche des nordamerifanifchen Gefandten in 
St. Petersburg, Schuyler, welche von Grant in die Sammlung ber= 
jenigen diplomatifchen Attenjtüde aufgenommen wird, bie den Con» 
- greßmitgliedern alljährlich vorgelegt werden, unterzieht die ruffifche 
Wirthſchaft in Mittelafien einer ſehr einläßlichen und fehr fcharfen 
Kritit. Die früher auffallend freundlichen Beziehungen zwiſchen ber 
amerifanifchen und der ruffifchen Regierung Haben in neuerer Zeit 
Start gelitten; die Depefche macht in St. Petersburg neuerdings 
böfeg Blut. 


Anf. März. Die ruffiihe Regierung veriveigert dem päpft« 
lichen Jubiläumserlaß das Placet. 

21. März. Die allgemeine Wehrpflicht wird auch auf Yinn- 
land ausgedehnt. 


Mitte April. Abhaltung eines erjten ruffiichen Juriſtentages. 


7. Mai. Japan tritt die Inſel Sachalin an Rußland ab. 

20. Mai. Rußland richtet ein Rundfchreiben an die mittleren 
und Heineren Staaten Europa's, die an den Brüffeler Conferenzen 
Theil genommen haben, um diefelben an ihre Dleinungsäußerungen 
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über die Refultate jener Eonferenzen, mit denen mehrere wie 3. DB. 
Belgien noch im Nüdftand find, zu mahnen. Rußland bat die wei- 
tere Verfolgung feiner Abfichten offenbar noch keineswegs aufgegeben, 
ftellt vielmehr die Einladung zu Yortfegung der Conferenzen nach 
ben Eintreffen aller Antworten in Ausſicht. 


5. Juni. Der Minifter der Vollsaufflärung erläßt an bie 
Euratoren der verfchiedenen Lehrbezirke ein ſehr eindringliches Rund⸗ 
fchreiben gegen die unter ber ruffifchen Schuljugend um fich greifende 
revolutionäre Propaganda. 

6. uni. Belgien gibt in einer Depeſche an feinen Gefanbten 
in ©t. Petersburg feine Meinungsäußerung über dad Refultat der 
Brüffeler Conferenzen ab. Dasfelbe beharrt auf feinen von Anfang 
an den ruffiichen Vorſchlägen gegenüber geäußerten Bedenken. 

— Juni. General Jomini, ber die vorjährigen Brüffeler 
Gonferenzen leitete und zur Zeit als Stellvertreter des Reichskanz⸗ 
lers fungirt, antwortet auf eine Zufchrift der in der Schweiz tagen- 
den fog. Friedensliga. 

Diefelbe Hatte an ihn das Berlangen geftellt, daß er auf die Tages- 
ordnung ber neuen Konferenz, deren Abhaltung in Petersburg geplant wird, 
folgende drei Punkte fege: 1) zu erklären, Daß jeder Krieg verwerflich jet 
und die internationale Ordnung fchädige; 2) alle Regierungen find zur Grün 
dung eines Schiedsgerichts einzuladen, beiten Spruch fie I in ftreitigen 
Fallen zur Vermeidung des Krieges a 3) zu unterjuchen, welchen 
Theilen Europa’3 na Hk on dad Zuſtimmung ihrer Bewohner die 
Wohlthat ber Neutralität zugumenden fei. — Darauf antiwortet nun der 
General: „Bon ganzem Herzen theile ich Ihr Beſtreben. Es ift ein abſo⸗ 
Iuter Mangel an Logik in dem Wideripruche zwiſchen ber auf die Berbefle- 
ung bes moraliſchen und materiellen Zuftandes der Bölfer Hinarbeitenden 
Givilifation und zwifchen dem Striege, welcher alles zerſtört, was das Men⸗ 
Ichengefchlecht Hervorbringt. Es ift alfo nothwendig, daß diefer Widerſpruch 
im Namen der Logik, der Ichließlich doch das letzte Wort gehört, verſchwinde. 
Aber man darf die Früchte nicht pflücen, bevor fie veit ind. Wenn wir 
die Sachen vermengen, jo gelangen wir zu nichts. Die Einrichtung eines 
internationalen Schiedagerichtes wurde auf dem Parifer Gongrefje vom Fahre 
1856 erörtert. Alle datelbft vertretenen Regierungen ftimmten ıhr im Prin⸗ 
cipe zu, das hat aber nicht gehindert, daß ber a ber mertlanifche, 
ber te und der beutjch-franzöfifche Krieg ausbrach. Es 
ift eben nicht genug, ein Princip in ber Theorie aufzuftellen. Es muß fi 
in beſtimmte Borftellungen, in Gefühle, Gewohnheiten und Thaten umfehen. 
DaB ıft ein langfamer und allmäliger Weg, den man nur Schritt für Schritt 
zurüdlegen kann. Das Princip wurde verfündet, man hat e8 getwiffen fpeciellen 
Berhältnifien angepaßt. Die Aufgabe der politiſchen Moraliften ift e8, dasſelbe 
in das Öffentliche Gewiſſen einzufügen, damit bie moralifche Kraft, welche 
ihm innewohnt, den Regierungen ımponire. Das ift Ihre Aufgabe, und 
zwar ift fie ehrendvoll und verbürgt Ihnen die Sympathie aller wohlgefinnten 
Männer. Aber bevor Sie die Frucht zur Reife bringen, wird ber Krieg 
fortbeftehen unb mit ihm all das Elend, das er im Gefolge hat. &3 wäre 
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alfo ſchon ein ungeheures Verbienft, dasſelbe zu vermindern durch bie Rer 
gulirung des Krieges. .. Das ift die nächte Aufgabe. Sie fällt den Diplo- 
maten zu, den praftifchen Leuten, welche das Mögliche unter den gegebenen 
Verhältnifien erftreben. Gehen Sie auf diefem nd und Boden der Dis 
plomatie voran, erhellen Sie ben Weg, geben Sie ihr eine beftimmte Unter⸗ 
lage, und fie wird Ihnen folgen, joweit e8 ihr die Geſetze geftatten. Aber 
fordern Sie von ihr nicht, daß Sie mit ihnen gehe, denn das wäre für fie 
eine Unmöglichkeit und würde zu nichts führen. Wenn die Gonferenz fih 
vor Neuem verfammeln follte, fo kann fie allgemeine Wünſche für die Zus 
kunft ausſprechen; aber man darf den Delziveig nicht mißbrauchen; genug, 
wenn es ihr gelingt, ihr engbegrenztes Werk zu vollenden. . . Gegenwärtig 
würde ganz — Volker und Regierungen, ohne Zweifel gegen einen 
neuen Krieg proteftiren. Diefe Proteftation ſtellt ſchon an fich eine moras 
liſche zu Gunſten des Friedens dar. Es ift die Pflicht ber Diplo⸗ 
matie, diefe Handhabe zu befeftigen. Wenn ihe dies gelingt, jo wird dies 
ein vorbereitendes Korn zu ber Sant fein, welche Sie zu fäen ftxeben. Die 
Einigkeit Curopa's würde ſchon ein Schritt fein zu einem Schiebögerichte. 
Arbeiten Sie alfo muthig fort, um bie Früchte dieſer guten Saat einzus 
beimfen. Die ruffiiche Diplomatie wird Ihnen nad Möglichkeit beiftehen, 
da bie vitalften Intereſſen Rußlands bie Erhaltung bes Frieden? fordern.” 

10. Juni. Der Kaifer verweilt, vom Fürften Gortfchafoff be 
gleitet, auf dem Wege nach Ems in Berlin und macht den Be- 
fürchtungen für Aufrechthaltung des Friedens in Wefteuropa, welche 
feit Wochen die öffentliche Meinung Deutſchlands und Frankreichs 
fowie die Prefie diefer Länder in Athem gehalten hat, ein Ende (f. 
Deutichland). 

— uni. Längere Unterhandlungen mit Rom über eine Ber 
beflerung bes thatfächlichen modus vivendi haben fchließlich zu kei⸗ 
nem irgend nennenswerthen Refultate geführt. 

10. uni. Der Kaifer richtet ein Refeript an den Minifter 
bes Innern, in welchem er demſelben dankt für die Verdienfte, welche 
er fich erworben durch Erleichterung der Wiedervereinigung ber letzten 
200,000 unirten Griechen Weftrußlands mit der orthodoren Kirche. 
Der Kaifer drüdt feine hohe Genugthung Über dieje Beendigung des 
Schismas aus, das fat 300 Jahre gedauert, und fchreibt dieſelbe 
ber aufrichtigen Meberzeugung und Thätigleit des Clerus und ber 
vorzüglichen Beihälfe der Kaien zu. 

1.—19. Juli. Die diegmal in St. Petersburg verfammelie 
internationale Zelegraphenconferenz faßt eine Reihe von Beichlüflen 
für Hebung dieſes Verkehrsmittels. 

1. Augufl. Rußland Hat fich mit Defterreich und dem deut⸗ 
fchen Reiche verbunden, die Inſurrection in der Herzegowina und 
Bosnien nicht zum Wiedererwachen der orientalifchen Frage ſich 
auswachſen zu Yaffen und zu biefem Ende bin durch gemeinfame 
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Schritte ſowohl bei der Pforte ala gegenüber den Infurgenten und 
ben türkiſchen VBafallenflaaten Serbien und Diontenegro die Ange 
Vegenheit zu localifiren und fo auf eine Pacification hinzuwirken 
Rußland überläßt dabei die leitende Rolle Cefterreich. 

— Auguft. Aufftand in Koland gegen Chudajar⸗Chan, ir 
es mit Rußland hält. Derjelbe wird unter Anführung Abderrahmun 
Autobatſchiis vertrieben und Khan⸗Sade an feine Stelle gefekt; die 
ruſſiſche Geſandtſchaft muß Kokand eilig verlaffen und erreicht wer 
folgt nur mit Mühe das ruffifche Chodfchend. Der neue Chan Inäpft 
mit den Ruffen Unterhandlungen an, die fid) jedoch zerichlagen: bie 
Kokander erflären den heil. Krieg gegen die Ruflen, fallen in ftar: 
fen Maflen auf mehreren Punkten in das ruffiiche Gebiet ein und 
belagern das fefte Chodfchend. General Golobatſcheff ſammelt alle 
ruſſiſchen Truppentheile diefer Gegenden und eg gelingt ihm, in einer 
überaus blutigen Schlacht am 28. und 29. Auguft 5000 Karakol⸗ 
palten (Kolander) vollftändig auf's Haupt zu ſchlagen und über bir 
ruffiiche Grenze zurüdzuwerfen. 

4. September. Die Ruffen unter General Kauffmann räden 
in das Gebiet von Kokand ein, General Golobatjcheff nimmt bie 
flark verſchanzte Feſte Machram mit Sturm und fchlägt gegen 30,000 
Kolander vollftändig auf's Haupt. General Kauffmann jeßt feinen 
Marſch auf Kokand fort. Die ruffifche Breffe ift darüber einig, daß 
nicht3 anderes übrig bleiben werde, ala Kokand und dag mit dem: 
felben verbündete Kafchgar zu annectiren. 

20. September. Der neue Chan von Kokand, Naffyr-Ebdin, 
ftellt fich und feine Hauptftadt der Gnade des Kaiſers von Rußland 
anheim. General Kauffmann Hält mit feinen Truppen feinen Ein 
zug in Kokand und befeßt ben ganzen Welten des Chanats. Unter 
Anerkennung Nafſyr⸗Eddins ala Chans von Kokand wird derjenige 
Theil des Landes, der im Weften von ber Station Ab⸗i⸗Churek nad 
Dften Hin bis zum Narin-Fluß fich erftredtt und ohnehin ſchon bisher 
von beiden Seiten zwifchen ruffifche Befigungen eingefeilt war, mil 
dem Hauptorte Namengan für Rußland annectirt. 

22. Eeptember. Die erften Vermittlungsverfuche der Mächte 
des Dreifaiferbündniffes, zwijchen der Pforte und den Inſurgenten 
in ber Herzogowina und Bosnien zu vermitteln, find gefcheitert. 


2, Oktober. Um die Kiptfchafen und die Kara=flirgifen, die 


friegerifcheften Stämme Kokand's, zu züchtigen, —— die Ruſſen 
den Haupiſitz der erſteren, Endiſcham. 
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21. Dftober. In Kokand bricht ein neuer Aufftand aus und 
Nafiyr-Eddin muß fich, gerade wie früher fein Bater Chudojar-Chan, 
nach Kodſchend unter ruffiichen Schuß flüchten. Der fanatijche Abder⸗ 
rahman Autobatſchi ergreift die Zügel der Regierung unb predigt 
den beil. Krieg gegen die Ruflen. 


3. November. General Kauffmann Tehrt nach Chodſchend zurück. 
Kokand bleibt vorerft in der Gewalt des Feindes. 


12. November. General Stobeljeff bringt ben Kofandern bei 
Balyktichi eine totale Niederlage bei. 


16. November. Der officielle „Regierung? = Anzeiger“ Tpricht 
fih auffallend wohlwollender ala bisher für die Beſchwerden der 
Herzegowina und Bosniens aus. Die drei Mächte jollen troßdem 
noch immer bezüglich dieler Frage völlig einig gehen, wenn auch 
Rußland fi} gewiſſermaßen dagegen vertwahrt, daß e8, um die orien- 
talifche Yrage zur Zeit nicht wieder aufleben zu laſſen, allen Mik- 
bräuchen der türkischen Wirtbfchaft ruhig zuzufehen geneigt fei. Die 
Mächte unterhandeln darum über neue, fehr präcife Forderungen 
an die Pforte. 

25. November. Die Staatsrechnung von 1874 ergibt einen 
Ueberſchuß von 15’: Mill. R. 

— November. General Kauffmann wird von Chobjchend nach 
St. Petersburg berufen. 


8. Dezember. Der Kaifer feiert, wie alljährlich, dag ©t. 
Georgsfeſt mit befonderem Glanze und legt bei dieler Gelegenheit 
neuerdings Zeugniß ab für die Feſtigkeit des Dreikaiferbündniffes. 

15. Dezember. Der Generalgouverneur von Warfchau, Graf 
Kobebue, erläßt drei Referipte in Bezug auf Firchliche Angelegen- 
beiten, -die der Adminiftrator der Erzdidcefe Warſchau, Prälat Zwo— 
lenski, der ihm untergebenen Geiftlichkeit mittel3 Gircularverfügung 
zur ftrengften Nachachtung bekannt macht. 

Das erſte Reſcript unterfagt den römiſch⸗-katholiſchen Beiftlichen bei 
ſchwerer Verantwortung die Verrichtung der Taufe an Kindern aus gemiſch⸗ 
ten Ehen zwiſchen Ratholiten und zum orthodoren Glauben übergetretenen 
Unirten und überhaupt alle kirchlichen Handlungen in Bezug auf Unirte, 
mögen fie zum orthodoren Glauben übergetreten fein oder nicht. Das zweite 
Reſcript verbietet ebenfall3 bei fchwerer Verantwortung die Beranftaltung 
von Wallfahrten mit Fahnen und Bildern nach benachbarten Abläffen. Das 
dritte endlich macht den Geiftlicden zur firengen Pflicht, bei außerordent⸗ 
lihen Ereigniſſen in der kaiſerlichen Familie obald fie von einem folchen 
durch die Staatsbehörde benachrichtigt find, den entiprechenden Gottesdienſt 
abzuhalten, ohne exft bie Weifung des Gonfiftoriums abzuwarten. 
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31. Dezember. Die drei Kaifermächte haben, von ber Reform- 
Irade bes Sultans vom 14. Dezember keineswegs befriebigt, ſich 
ſchließlich über eine von Defterreich (Andraffy) entworfene Rote ge 
einigt, welche ſpecielle Forderungen bezüglich der Herzegowina md _ 
Bosniens formulirt und die nunmehr den andern drei Großmächten | 
mitgetheilt wird, mit der Einladung, jene Yorberungen durch ie 
Gefandten in Konftantinopel angemeſſen zu unterftüßen. 


— — Ei ô 20: 





12. Die ottomannifhe forte. 


18.--21. Januar. (Montenegro) Fürft Nikolaus erdfinet 
die aus 159 Vertretern, meift den Stammeßälteften der verfchiedenen 
montenegrinifchen Plemenas (Stämmen), gebildete große National- 
Skupſchtina. Der Fürft erfcheint in Begleitung des Metropoliten 
von Gettinje und der Senatoren in der Berfammlung und Hält eine 
Rede, in ber er feine Thätigkeit feit 1868 bis zur Gegenwart darlegt. 


Er ſchildert vor allem bie damaligen Berhältnife des Landes und - 
geh ht dann auf’ die Reformen über, die er unternommen hat, um feinem Bande 
ie Möglichleit zu einem raſcheren Dort oxtfegritt zu geben. Damals gab es im 
Lande ſechs Volksſchulen, — m jebt bereits über fünfzig, und mehr 
beftehen, bie von jungen in dieſem Fach ausgebildeten Lehrern geleitet werden. 
Auch ift feither das große Mäb en nftonat in Getinje enifenben. eine Res 
organifation ber Regierung wu urchgeführt, die Gerichtsbarkeit von der 
Regierungsgewalt getrennt und die eritere dem Senat übertragen, bie leßtere 
hingegen ben einzelnen Departementschefs eingeräumt, bie gleichlam eine ver⸗ 
antwortliche Regierung zu, bilden haben. Endlich erinnert der Yürft an bie 
Eintheilung des Landes in Kreiſe und Bezirke, an die Errichtung der Bes 
zielöe und Streiögerichte, an den Bau ber neuen Straße bon Gattaro über 
ur e Rieft, an bie Schliegung einer Pofts und Zelegraphenconvention 
mit fer ‚ und geht dann zur Stellung en zu ben übrigen 
europäiichen Staaten über. Bor allem betont Yürft Nikolaus das gute Eine 
————— das zwiſchen Montenegro und Rußland herrſche und benützt auch 
dieſe Gelegenheit, um ſeiner und ſeines Volkes Dankbarkeit gegenüber den 
wohlwollenden ie des Kaiſers Alerander von Rubland Ausdrud zu 
eben. Weiter ſ rſt über ben Herzlichen Empfang, beffen er auf 
He Reife in —— theilhaftig geworden, und von den Sympathien, welche 
man am ine Hofe für das Volt von Montenegro an den Tag gelegt. 
Der guten = —55 zu Oeſterreich gedenkend, bemerkte der Fürſt: „Und 
fo kann ich die ung geben, duß wir in Dein — a 
allen Erden &uropas, m t Ausnahme nur eines einzi —— 
vernehmen ſtehen. ran bes Berbältnifieß zu den — 
mänien und Serbien, ſei ex in ber Lage, nur das —— ſagen zu im. 
„Ich babe gehört, hei ih den ge nn zum ürften ala treuen 
freund betrachten Dan wüniche, daß bie eh —* — in 
negro und Serbien alten Heike und hoffe, ba der, 
Haufe zurüdgelehtt, a "Tehen werbet, ba e unferem nit di bie PR 
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fü unfjer Vaterland Serbien nie und niemals erfterben.” Indem ber Fürch 
noch der Geburt feines Sohnes gedacht und, ber gegentoärti 
nung tragend, mit einigen Worten aud des montenegrinifd-türfiihen Cou⸗ 
fliltö Erwähnung gethan, jchließt er feine Rebe mit dem Wunſche: bie 
Skupſchtina möge Über Die gegenwärtige Lage und einige Mabregeln, bie 
noch zu treffen find, eingehend berathen, und ıhm die ar ee Borkchläge 
machen, die ex ſogleich gu berüdfichtigen gewillt jei. Die des Fürften 
wird mit raufchendem Beifall aufgenommen. 
ierauf erftattet der Senatöpräfident Bozo Petropvi einen ausführ⸗ 
lichen Bericht über die neue Landesorganijation, bei welcher Gelegenheit er 
die alten Landesinftitutionen, die er für ungzeitgemäß erklärt, einer ſtrengen 
Kritik unterzieht und gleichzeitig die Bortheile dev nunmehr ins Leben ge- 
zufenen neuen auf modernen Grundlagen ruhenden Gerichte: und Verwaltimgs- 
organifation der Skupſchtina Elarzulegen fucht. Nach ihm referirt ber Chef 
des Unterrichtsdepartements, Hr. Stanko Radovich, der im weſentlichen alles 
dasjenige twieberholt, worüber ſich der Fürft in feiner Eröffnungsrede bereits 
geäußert. Die —— daß die Regierung beichlofien habe, in Danilov⸗ 
grad eine landwirthichaftlid;e Lehranftalt zu errichten und diesbezüglich bie 
erſten Schritte bereit? gethan Habe, wird von der Efupichtina mit Beifall 
begrüßt. Dex Bericht des Leiter ber innern Angelegenheiten, Hrn. Mafa 
Vrbica, befagt: Die Öffentliche Ruhe und Orbnung wurde feit einer Reihe 
von Fahren in Montenegro nirgends geftört; die Bevölferung ift mit den 
Beamten zufrieden, die Beamten wieder jeien im Stande nur das erfreulichte 
darüber zu berichten, mit welcher Bereitwilligkeit die Bevölkerung allen ihren _ 
ftantsbürgerlichen Pflichten nachtomme. ZTodtichläge kamen ſeit einer Reihe 
von Jahren gar nicht mehr vor und wurde daher auch die Todesitrafe ſchon 
feit langem nicht in ren gebracht. Montenegro hat bereit? mehrere 
gut gebaute Brüden, jo die zu Ehren bed Woiwoden Mirko in ber Zeta er- 
aute ſteinerne Brüde, die den Verkehr mit —— (heute der wichtigſte 
ndelspuntt in Montenegro) erleichtern, In Cetinje wurde eine beträcht⸗ 
liche Anzahl von Neubauten auf Staatskoften ausgeführt, jo der neue Palaft 
des Fürften, dad große Krankenhaus (errichtet gelegentlich der Geburt bes 
Thronfolgers), die Patronenfabrit und die höhere Mädchenbildungsanſtalt. 
Auherbem wurden im Lande 40 ueue Schulgebäude, und zwar auf Koſten 
der betreffenden Gemeinden und unter ber Leitung der Aufficht der Staates 
verwaltung erbaut. Die neue Fahrſtraße von Gattaro nad Danilovgrad 
wird bald beendet fein, während die aus dem Rovacer Walde nad) Morara 
gezogene Straße ſchon längft dem Verkehr übergeben ift. Der Finanzleiter, 
Gjuro Gerovich, entrollt ein vollftändiges Bild der montenegrinifchen Fi⸗ 
nanzen. 1868 wurde die fürftliche Privatlaffe von ber Staatälaffe getrennt 
und jede derfelben unter eigene Leitung geftellt. Die Einkünfte der Staats 
kaſſe find: die direkte Steuer, die Salziteuer, die Fiſcherei nnd bie Einkünfte 
aus Rußland. Durch die Mebernahme bes a und Zelegrapbenbetriches 
werden von nun an ber Staatäfafje auch von diefer Seite Einkünfte zuflieken, 
wietvohl diefe, mit Rückſicht auf ben verhältnißmäßig geringeren Ders 
kehr, nicht bedeutend fein können. Die Staatsausgaben find bedeutend und 
nehmen don Jahr zu Jahr zu, doch läßt fich andererſeits das Gleiche auch 
von ben Einnahmen jagen. Das Kriegs⸗ und Unterrichtäwefen find im Bud⸗ 
get am Bee bedacht. Die Anichaffung von Kriegamaterial ift jehr be 
dDeutend, und in dieſer Hinficht war Chef des Kriegsdepartements, Hr. 
Ilija Plamenac, redlich beftrebt, alles au thun, um Montenegro für gewifſe 
Eventualitäten in ben gehörigen Stand zu feken. Das Referat des Herrn 
Plamenac, das an Deutlichkeit und Nusführlichkeit nichts zu wünſchen übrig 
läßt, wird von der Skupſchtina mit aufrichtiger Freude begrüßt. Nach Ent- 
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gegennahme aller biefer Referate rg die Stupichtina über einige Regie 
rungsvorlagen und, nachdem fie der fürftlichen Regierung ihre Vertrauen 
votirt und dem Yürften felbit ihre Dankbarkeit und Ergebenheit ausge⸗ 
ſprochen Hat, wird fie in feierlicher Weiſe geichlofien. Der ürft veripricht, 
recht bald wieder die Skupſchtina — u wollen, ba es ihm ein Be: 
bürfniß fei, fi) vor einer endgültigen Ent 7 ung in den wichtigften ragen 
des Landes mit den Dertretern feines Volkes ing Einvernehmen zu ſetzen. 
Auch ſtellt Fürſt Nikolaus die Publicirung des neuen von Dr. Bogiſich vers 
faßten montenegrinifchen Geſetzbuches in baldige Ausſicht. 

26. Januar. (Montenegro.) Die h. Pforte und Monte- 
negro verftändigen fich im Weſentlichen über eine beide Theile be= 
friedigende Beilegung ber Podgoricza-Affaire (f. vorigen Jahrg. des 
Geſch.⸗Kal.). Beide Theile entlaffen die deßhalb an der Grenze zu⸗ 
Tammengezogenen Truppen. 

30. Januar. (Serbien,) Differenz der Regierung mit dem 
beutfchen Generalconful, weil jene den mit dem Titel „diplomatische 
Agenten” ausgejtatteten Conjuln, namentlich Frankreich, einen Vor⸗ 
zug einräumen will, was Deutjchland nicht anerkennt. Der deutfche 
Generalconjul verläßt Belgrad. Serbien gibt, da die europäifchen 
Regierungen in der Frage auf die Ceite Deutfchlands treten, nad), 
worauf der deutjche Seneralconful nach Belgrad zurückkehrt. 


Ant. Februar. (Hegypten.) Die Eröffnung der neuen aus 
Europäern und Eingebornen gemifchten Gerichtshöfe hat verfchoben 
werden müfjen, weil Frankreich fich vorerft nicht entjchließen kann, 
dem Berjuche des Khedive jeine Zuftimmung zu ertheilen und auf 
der Beibehaltung feiner bisherigen Conſular⸗-Gerichtsbarkeit beharrt. 
Die Übrigen europäifchen Regierungen haben dagegen dem Vor⸗ 
Ichlage Aegyptens ſämmtlich ihre Genehmigung ertheilt. 

3. Februar. (Serbien) Das aus Eonfervativen und Na⸗ 
tionalen zufammengefeßte Minifterium Zumitich gibt in Folge in= 
nerer Differenzen feine Entlaffung. Fürſt Milam beauftragt den 
Senator Gruitſch, eines der Häupter der nationalen Partei, mit der 
Bildung einer neuen Regierung, kann fich aber fchlieklich mit dem⸗ 
jelben nicht verftändigen und ernennt vorläufig ein bloßes Beamten⸗ 
Minifterium unter dem Präfibium von Stephanowitih. Die na⸗ 
tionale Bartei bat in der Stupfchtina entjchieden das Uebergewicht, 
während die Vertreter der Mächte fortwährend in den Fürſten drin⸗ 
gen, fich von der nationalen Strömung nicht fortreißen zu laffen 
und vielmehr eine confervative, friedliche Politik feſtzuhalten. 

4. Februar. (Aegypten) Die Familie des im Kampfe 
gegen die Wegypter gefallenen Sultans von Darfur unterwirft fich 
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dem Khedive, fo daß die Annexion des großen Landes an Aegypten 
nunmehr eine vollendete Thatſache ift. 

14. Februar. (Rumänien) I. Kammer: votirt dem Mi- 
nifterium flatt des von ber Cppofition beantragten Tadelsvotums 
vielmehr mit 83 gegen 44 Stimmen ein Bertrauensvotum. 

17. Februar. Differenzen ber Pforte mit der ottomannifchen 
Bank. Die Pforte möchte fi) den läftigen Bedingungen ihres letzten 
Anlehens gern wieder entziehen. 

Ser Bertrag dv. 7. Juni 1874, welcher das 40 Millionen-Anleben 
bes Sadyk Paſcha ermöglicht, ftipulirt in feinem 13. Art: „Die Banque 
Dttomane wird den Dienſt der confolidirten Schuld (d. h. die Zinfen und 
bie Amortifation) dadurch fihern, daß fie von ben jämmtlichen Staatzeins 
nahmen bie dazu erforderlidden Summen abjondert.” Als die erfte Ifte 
be3 Anlehens zur Zeichnung aufgelegt wurde, ließ die Vank biefen Artikel 
ber betreffenden Anzeige hinzufügen, und als im September dv. J. der Neft 
des Aulehens aufgelegt wurde, um die ſchwebende Schuld ber Pforte zur con: 
folidiren, wiederholte die Bank biefen Artikel. Zu Anfang dieſes Yahres 
legte nun bie Regierung der Banque DOttomane ein Reglement vor, damit fie 
es re zu a nicht geringen Ueberraſchung aber war der Wortlaut 
des 13. Artikels gänzlich verändert; er lautete jept: „Um die ordnungamäßige 
Zahlung ber Zinfen der conjolidirten Schuld zu ficdern, wird die Banque 
Dttomane die Ausführung der in dieſem Reglement beichlofienen Maßregeln 
beauffichtigen.” Die Tireltion der Bank hat nun bie Unterzeichnung dieſes 
Reglements verweigert und ihre a damit motivirt, daß fie im vori⸗ 
gen Jahre die Unterzeichnung des Anlehens vermittelt habe, indem fie ben 
urjprünglichen Wortlaut des betreffenden Artikels veröffentlichte und fomit 
jei fie jet durch jene Abänderung bem Publitum gegenüber in eine fchiefe 
Stellung gebracht; dadurch aber werde es ihr unmöglich, der Regierung ſo⸗ 
wohl jebt ala in Zukunft diejenigen erheblichen Dienfte zu leiften, welche 
ne no: ‚einer gewiſſenhaften ustülhrung ber Convention zu erivarten be 
rechtigt fei. 

Die Pforte muß ſchließlich nachgeben und den Artikel in feiner 
urfprünglicden Faflung beftätigen, indem der Großvezier dem Sultan 
bie finanzielle Lage des Staates augeinanderjegt und ihm das dies⸗ 
jährige Budget (d. h. das wirkliche Budget, nicht das zur Täu⸗ 
chung der europäilcheu Börfen publicirte Phantafie-Budget) vorlegt. 
Sämmtlide Einnahmen des Staates, fie mögen berrübren, woher 
fie wollen, müflen demnach der Bank abgeliefert werben, welche da= 
gegen die für die Zinfen der Staatzfchuld erforderlichen Summen 
ausfondert und die im Budget vorgefehenen Ausgaben bezahlt. Sie 
leiftet dem Staat Borjchüffe bis zum Belauf von 2,700,000 Pfd. 

Sterl.,, wofür fie Eonfolides im Nominalwertd von 7 Millionen 
Pfd. Sterl. erhält. 

17. Sebruar. (Rumänien) II. Kammer: bewilligt der Re 


gierung einen Erebit von 5 Mill. Hr. für die Bewaffnung ber Armee, 
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welcher durch Ausgabe von Rententiteln gedeckt werden fol. Damit 
fteigt die Höhe der auszugebenden Staatsrente, welche durch das 
Rentengefeß urjprünglich auf 19 Mill. bemeſſen war, nunmehr, da 
auch das Deficitt von 5 Mill. durch Rentenausgabe gedeckt werben 
fol, auf 29 Mill. an. 


17. März. (Serbien) Sfupfchtina: 62 Mitglieber bean 
tragen, die Erbfolge des ferbifchen Fürſtenthrones dahin zu regeln, 
daß ber Fürſt jeberzeit berechtigt fein foll, im Einverjtändniß mit 
der Stupfchtina für feinen Todesfall feinen Nachfolger zu bejtimmen, 
daß dagegen, falls der Fürſt fterben follte, ohne dies gethan zu 
baben, die Nation berechtigt fei, ihren Fürſten felbit frei, jedoch mit 
Ausſchluß der Familie Kara Georgiewitch, zu wählen. Das Organ 
der jungferbifchen Partei, die Zuftava, fchlägt dagegen in einem Ar- 
titel aus der Feder des befannten öfterreichifchen Serbenführers Dr. 
Miletic geradezu vor, ed verfaſſungsmäßig auszuſprechen, daß, wenn 
Milan kinderlos fterben follte, die in Montenegro berrjchende Dy⸗ 
naftie au) auf ben ferbifchen Thron berufen werben folle. Und 
diefe Idee fcheint großen Anklang zu finden. - 

19. März. (Rumänien.) IL Kammer: genehmigt das Budget 
-für 1876. Dasfelbe zeigt ein Deficit von 7 Mill. Fr. 

25. März. (Serbien.) In Yolge wahrhaft ſcandaldſen Bes 
nehmens der nationalen Majorität der Stupfchtina gegenüber dem 
Minifterium fleht der Fürft fich genöthigt, die Verſammlung auf- 
zuldjen. Bor Verlündigung des Aufldfungsdelrets gibt das Mini- 
fterium folgende Erklärung ab: 

„Die Regierung Sr. Pobeit ftellte fi der Stupichtina als eine Re 

ierung ber Verſohnung und des guten Willens bar. Dieſes aa Kerr 
Fuchte The bei jeder Gelegenheit durch Thatſachen zu erhärten. Tas Gabinet 
fand anf dem Standpunfte der Berfaflungsmäßigleit, ber Geſetzlichkeit, der 
guten Ordnung, bie allein den Fortſchritt ermöglicht. Dem Compromiß waren 
wir flet? geneigt. Wir —— jedes Extrem, das die Leidenſchaft 
waͤhli, wir ſuchten die Gegen r auszugleichen und trachteten das Wohl bes 
Baterlandes zu wahren. Die Regierung ſah aber zu ihrem Bedauern, daß 
bie Parteihepereien nur wuchſen und bie politifchen Reibungen fich vermehrten. 
In Serbien haben aber bie Den des Patriotismus, der Ordnung und 
der normalen Entwicklung mehr Recht auf —— als irgend ſonſtwo. 
Die Verhaͤltnifſe, unter welchen Serbien lebt, verlangen große Vorſicht und 
wohlüberlegte —— Darum ſtrebte die Regierung nad Ausſohnung 
und Beruhigung, aber von Seiten bes Parlaments fand fie fein Ent ⸗ 
lommen. dauerliche Parteireibungen und Parteilämpfe, ſowie fon re 
Auffaffungen des ſtaatlichen Lebens mußten ad der Skupſchtina ala ber 
Regierung ihre Aufgaben erſchweren. Das Minifterium wollte bejonnenen 
Fortichritt, die Skupſchtina einen überflürzten, den unfer Land nicht in fich 
aufzunehmen vermag. Dabei verſchwand bie gegenfeitige Achtung der Par⸗ 
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teien; ftatt Kritik zu üben, verbächtigte man alle Etantäbiener. SelbA Fyragen. 
bei denen e8 fi um Ehre und Moral handelt, welche für die Skupſchlin 
bie Grundlage alle Thuns fein follten, wurden in Parteifragen veriwanbelt 
wie ber mit bem Berichterflatter des BPetitionsausfchufftee bewiefen hat 
&o erreichte ber Parteilampf ben höchſten Gipfel und ward bie Gebulb der 
Regierung erichöpft; biefelbe Hielt es nunmehr für Pflicht, über bie Mar 
regel nachzudenten, welche dieſe verworrene Lage zu flären geeignet toir; 
ala dieſe Maßregel erſchien ihr allein die Auflöfung, die wir Er. Hoheit 
ehrfurchtsvollſt anempfahlen.” r 

— März. Die finanziellen Zuftände der Türkei erregen mehr 
und mehr das öffentliche Interefſe Europa's, namentlid auch in 
England. Ein dortiger Kenner des Landes, der Jahre im Lrient 
zubrachte, J. Lewis Farley, widmet denfelben unter dem Zitel: 
„The decline of Turkey“ eine jcharfe Beleuchtung. Derſelbe ſagt 
geradezu: 

„Eos finanzielle Suftem der Türkei ift, foweit der Staat in Frag 
tommt, eine ungeheure Schande. Bei dieſem abge DEN häufen die 
Miniftee und die an J und Stelle befindlichen Bankiers Reichthümer an, 
während die Schulden des Staates wachſen. Die öffentliche Moral wird 
ſyſtematiſch untergraben, da8 Vermögen ber Unterthanen ſyſtematiſch ae: 
plündert. Wenn die Türlei zum Untergang beftimmt ift, fo wird fie ihrr 
Zerftörung dem Mangel — Regierung an Ehre und Fähigkeit danken 
und ihr an dom Tode Aali Paſchas datiren. Die Wurzel des Uebels, 
an welchem die Türkei zu Grunde geht, ift bie — Höhe der Civil⸗ 
Lifte... Voriges Jahr, ala in Konftantinopel eine Geldkriſe Be gab 
oder lieh ber Sultan bem Staatsſchatze zwei Millionen Pfund in Gonfolides 
aus feiner Privatkaſſe. Woher nahm Se. Majeftät das Gelb! Aus ben 
Taſchen der türkiichen Staatsgläubiger. Bor einem Monate gab der Sultan 
Befegl, in Beichicktafch eine neue Moſchee, welche ungefähr eine Million 
Pfund Eoften wird, auf Koften feiner Privat:Schattulle zu erbauen. Woher 
nimmt Se. Majeftät das Geld? Aus den Zafchen ber türkiſchen Etaatk 
gläubiger.” Das regelmäßige Einkommen bed türkiſchen Reiches beträgt nad 
Farley nicht gauz hundertachtzig Millionen Gulden jährlich. Davon nimmt 
der Sultan den neunten Theil, nämlich zwanzig Millionen, für fi in Au⸗ 
ſpruch, mit denen er übrigens niemald auslangt. Hunderfünfzig Millionen 
verichlingen die Zinfen ber Staatsfchuld ſammt der jährlichen Amortilations 
Duote, jo daß für jämmtiche andere Staatsausgaben nichts, aber 
auch gar nichts übrig bleibt. Daher macht bie Pforte fortwährend 
neue Anleihen, und die Schulden wachien in riefigem ‘DMaßftabe. In den 
amangig Jahren von 1854 big 1874 hat bie Türkei dreizehn verichiedene 

nleben im Gefammtbetrage von jechzehnnhudertvierundzwanzig Millionen 
Gulden aufgenommen. Zavon fallen auf bie elf Jahre von 1854 bis 1865 
nur breihundertfiebenzig, dagegen auf die fünf Jahre von 1869 bis 1874 
volle achthundertneunzig Millionen. Seit Aali Paſchas Tod fam jedes Fahr 
ein neues Anleben, jedeamal mit tieferem Emiſſionſscurs. Im Sabre 1858 
tonnte die Türkei noch ein Anlehen mit 85 Percent emittiven. Im Sabre 
1863 ſank der Curxs auf 72 Percent, im Jahre 1873 auf 58%s 
Sir biefe riefigen Summen ift mit Ausnahme ber Eijenbahnen nichts ger 
eiftet worden, Sonbern das Geld verichwand. Fuad und Aali Palha ftarben 
arın, der Erſtere förmlich als Bettler, jo daß der Sultan bie Koſten bes 
Begräbniffes beftreiten mußte, Seitdem aber haben die türkiſchen Staata« 
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männer andere Beifpiele befolgt. Daud Paſcha, der nur drei Jahre Minifter 
der öffentlichen Arbeiten geweſen, Hinterließ ſeiner Familie etwa fünf Mill., 
Riza Paſchas Vermögen wird auf dreikig Millionen geſchätzt, obwohl er 
feine Laufbahn ala Ladenjunge bei einem Gewürzkrämer begonnen. Mehemed 
Ruſchdi Paſcha, der ehemalige Großvezier, der vor einigen Monaten ala 
Gouverneur des Hedſchas ftarb, Hatte Foloffale Reichthümer angefammelt. 
Man erinnert fi, daß bei Mahmud Paſchas Sturz eine Million fehlte, 
von ber bis heute Niemand erfuhr, two fie hingelommen. An der Küfte des 
Schwarzen Meeres befigt die Türkei bie prächtigften Häfen mit einem Hinter: 
lande, das an Fruchtbarkeit und Bobenreichthum feinesgleichen ſucht. Aber 
es gibt feine ordentlichen Straßen, und es ift beinahe unmöglich, bie Erzeug⸗ 
nifie des Landes an das Geftade zu bringen. So kommt ed, daß der Hans 
delsverkehr in Trapezunt, in Sanlız und den andern einft blühenden Pl 
ch von Jahr zu Jahr vermindert, während der künſtlich angelegte ruſſiſche 
Hafen in Poti in ftetem Aufſchwung begriffen ift. An der Hüfte Kleinaſiens 
wiederholt fich dieſelbe Erſcheinung; Ser Smyrna, die altberühmte — 
ſtadt mit beinahe En Geſchichte, geht fichtlich abwärts. Die 
Türkei ift fchwerkrant; fein Wunder, daß man zu ihrer Heilung auf ver: 
zweifelte Mittel finnt. Farley, ber mit Ziffern in ber Hand die — 
keit eines längeren Daſeins des türkiſchen Reiches auf feiner heutigen Grund⸗ 
lage zu beweiſen Jucht. jchlägt eine Radicalfur vor. Er meint, dem Sultan 
bleibe — übrig, als die europäiſche Türkei an Oeſterreich und Rußland 
u verkaufen. Die beiden Staaten würden ihm gewiß einen guten Preis da⸗ 
ber oegahlen, die Einwohner, felbft die Mohamedaner, wären mit bem Taufche 
zufrieden, und das türkifche Reich, auf feine Befigungen in Afien beichräntt, 
fönnte einer neuen, naturgemäßen Entwidlung entgegengeben. 

30. März. (Rumänien) Schluß der diesjährigen Kammer⸗ 
jejfton. 

Sleichzeitig hat auch bie vierjäßrige Legiälaturperiode des Abgeord⸗ 
netenhaufes ihr Ende erreicht und müſſen nach der Verfaffung neue Wahlen 
dorgenommen twerden. Es ift das erftemal, daß in Rumänien eine Abgeord: 
netenlammer vier Jahre hintereinander tagte und, ohne aufgelöft zu werden, 
ihr verfaffungsmäßiges Ende erreichte. Ebenfo ift es das eritemal, daß ein 
Minifterinm die Dauer einer Legislaturperiode überlebte. Es ift alfo in 
der Ordnung, daß der Schluß der diesjährigen Kammerfeifion ein’ beſonders 
feierlicher ift. Derjelbe wird durch den Fürſten Karl in Perſon vorgenommen, 
indem derjelbe den Abgeordneten mit warmen Worten feine Anerfennung und 
feinen Dank für ihe dem Lande fo erfpriekliched Wirken ausſpricht. 

Anf. April. (Herzegowina.) Aus ber Herzegowina und 
dem nördlichen Albanien fommen fchwere Klagen über Verfolgungen 
der Ehriften durch die eingebornen mufelmännifchen Begs, wobei die 
türfifche Regierung auf Seite der Ießteren ftehe. Eine Anzahl waffen- 
fähiger Männer flüchtet nad) Montenegro. Die Türken bejchuldigen 
Montenegro, die Unzufriedenheit jeinerjeit3 zu ſchüren. 

8.—15. April. (Rumänien) Die Neuwahl der II. Kammer 
geftaltet fich zu einem wahren Bertrauensvotum für das Minifte- 
rium Gatargiu. Die Regierung fiegt in allen drei Wahlkörpern. 
Das Gefamnttrefultat ergibt 137 mehr oder weniger regierungs⸗ 


freundliche Abgeordnete und nur 20 Oppofitionelle. 
3 
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26. April. Der Sultan ernennt Efied Paſcha zum Greh- 
vezier. 

Mitte Mai. (Aegypten.) Der Khedive ſetzt die Inftallatim 
ber neuen Gerichte auf Ende Juni und den Beginn ihrer Thätigkei 
um Frankreich Zeit zu laſſen, auf den 18. Oktober an, ſcheint aber 
entichloffen dannzumal allfällig noch weiteren franzöfiſchen Zutn 
tionen gegenüber mit aller Rüdfichtälofigfeit vorgeben zu wollen. 

— Mai. (Serbien) Eine Rundreife des Fürften Milan 
zeigt, daß die Stimmung bes Landes eine für feine Regierung kei⸗ 
neswegs ganz befriedigende ifl. Der officielle „Vidovdan“‘ beſpricht 
bie Reife beichwichtigend ganz im Sinne des großferbifchen Pro 
gramms. 

Anf. Juni. (Rumänien.) Die Regierung erläßt einen neuer 
Bolltarif, welcher den Import mehrerer, befonderß öfterreichifcher, 
Einfuhrartikel faft unmöglich” machen würde und daher wefentlid 
darauf berechnet fcheint, auf Defterreich einen Drud bezüglich dei 
Abichluffes eines Handelsvertrags auszuüben. 

8. Juni. (Aeg ypten.) Der Khedive ernennt Nubar Paſcha 
wieder zum Minifter der auswärtigen Angelegenbeiten. 

8. Juni. (Montenegro.) Das offic. montenegrinifche Blatt 
„Glas Cznogorca“ erflärt fich entichieden gegen die Idee, daß Fürfl 
Nikolaus auch auf den jerbifchen Fürſtenthron berufen werden Tönnte 
und den Ruf annehmen würbe. 


18. Juni. (Aegypten.) Yeierliche Inftallation des neuen 
internationalen, au& europäischen und mufelmännifchen Richtern zu 
fammengefeßten Gerichtshofs (ftatt der bisherigen Confulargericht® 
barkeit) durch den Khedive. 

Derfelbe Hält umgeben von den Miniftern und Großwürbenträ 
eine Anjprache, worin er ausführt, daß er durch die Unterflügung bes Sul 
tans und ber auswärtigen Mächte in den Stand geſetzt fei, die neuen Gerichte 
einzuführen. „Ic freue mich, jo viele Hervorragende Männer um mich zu 
jeden, zu denen ich das vollſte Vertrauen für die gute Verwaltung ber ef 
pflege hege; ich bin überzeugt, daß bie Sintereffen Aller durch die Weisheit 
der Richter gefichert, und die neuen Gerichte fich Gehorfam und Achtung ver 
\eaflen werden“. Der heutige Tag fei bemerkenswerth in ber Geſchichte 

egyptens und bedeute den Anfang einer neuen Aera ber Civilifation. „6 
bin überzeugt, daß mit Gottes Silte die Zukunft des heute begonnenen gro 
Werkes geficdert iſt. Das Bemühen des Khebive, zunächft wenigftens 
Streitigkeiten von Europäern unter einander und zwiſchen Europäern und 
Eingebornen ein Re en ee Gerichte .n europäifcher Art einzuführen, 
finbet in der europäijchen Preffe, Frankreich allein ausgenommen, allgemeinen 
Beifall. Die Zufammenfegung ber Gerichte ift auch in Folge der Unterhand 
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lungen be3 Khedive mit den Mächten eine br forgfältige und zufrieben« 
ftellende. Weniger ift dieß das Geſetzbuch, au dad Dim Die neueu Gerichts» 
Höfe urteilen follen. Ohne weitere Tritiiche Prüfung haben die Mächte alle 
j „Codes“ acceptirt, welche ein franzoͤfiſcher Advocat a ee. der 
aegyptiſchen Regierung en Jahresfriſt nach franzöſiſcher Schablone 
lamuicngsftehpeit bat und bie bei den neuen Zribunalen zur Anwendung 
mmen jollen, obgleich fie der wiflenichaftlicye Juriſt als legislatoriiche Mik- 
burten bezeichnen en Das Bedürfniß nach neuen, aus gemeinichaftlicyer 
thung der Mächte bervorgegangenen Geſetzbüchern wird fich bei den inter 
nationalen Gerichten wohl bald Herausftellen und zur Befriedigung drängen. 


30. Zuni. (Rumänien) I. Sammer: Die Regierung ver- 
langt von derjelben einen Credit von 60 Mill. für Ausführung einer 
mit der Berliner Gefellfchaft abgeichloffenen Convention bez. Aus⸗ 
führung des rumänischen Eiſenbahnnetzes. " 

50. Juni. (Montenegro) tritt dem Berner Weltpoftver- 
trage bei. 


8. Juli. (Aegypten.) Der Khedive verfünbigt durch Dekret 
die Einführung des gregorianifchen Kalenders für den 1. September 
1. 38. 


9. Zuli. Die Regierung veröffentlicht da8 vom Sultan ge- 
nehmigte Budget für 18”°ze nebſt der Dentichrift des Minifterraths 
zu demſelben. u 

Es ergibt fih daraus, daß die Einnahmen pi 4,776,588 Beutel, Die 
Ausgaben auf 5,785,819 Beutel, dag Deficit aljo auf 1,009,231 Beutel ver: 
anichlagt if. (1 Beutel = 5 Lire = 90 Reichmark); man jchmeichelt fich, 
dieſes Deficit durch die neu eingeführte Stempeltare, PBatentiteuer u. |. w. 
zu deden, und daß nur die außerordentlichen Unglüdgfälle der vorher: 
gehenden Jahre, die Hungerenoth, die Epizootien, die Ueberſchwemmungen 
u. |. w. dieſes Refultat herbeigeführt haben. Die dem Budget beigegebene 
Auzeinanderjegung hat offenbar feinen anderen Zwed, ala die Staatägläubiger 
über dasſelbe zu beruhigen. In der That fteht es jchlimmer denn je um 
die türkiſche Finanzwirthſchaft und drohend rüdt der Zag immer näher, an 
welchem das künſtlich aufrecht erhaltene Gebäude von permanenten Deficits 
und ſtets erneuerten Anleihen zuſammenbrechen muß. Die amtlicden Ans» 
einanderfegungen ſprechen für heuer von einem eit von etwa fünf Mill. 
türliſchen Pfund, allein wenn auch ſchon dieſe Ziffer verblüffend genug auf 
bie Befiger türkifcher Obligationen wirken wird, fo ift fie doch noch immer 
zu niedrig gegriffen. Nach den Aufzeichnungen don unparteiiſchen Sach⸗ 
verftändigen betragen vielmehr bie Einnahmen des türkiſchen Reiches 21 Mill. 
türtifche Pfund oder 472 Millionen — die Ausgaben en 28 Mill. 
türkiſche Pfund oder 657 Millionen Francs, ſo daß alio ein zweifelloſes 
Deficit von fieben und nicht von fünf Millionen ergibt. Allein auch damit 

t e8 nur in ber Theorie fein Verwenden. In ber Praxis ftellt fich bie 
noch weit unglinftiger dar, in der Praxis muß aud mit jenen Steuer 
äiffern gerechnet werben, welche eine Theil ber türkiſchen Bevöllerung noto⸗ 
ri — in jedem Jahre rüdftändig läßt und es muß heuer damit um 
jo mehr gerechnet werben, ala diejelben Unglüdsfälle, welche der jchönfärbe: 
riſche Bericht der Regierung für das Deficit überhaupt verantwortlich macht, 
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mindeſtens noch zwei oder drei Jahre lang ihre verderblichen Yolgen äuhern, 
(ähmendb auf die Steuerkraft bes Neiches einwirken und verbältnikmähig be 
deutende Steuerrüdftände hervorrufen werden. Die in Betracht gezogen, 
bürfte das Zeficit nicht einmal mit der Ziffer von acht Millionen abge 
ichlofien bleiben, ſondern höchft wahricheinlich eilf bis zwölf Mill. türkifche 
Pfund oder 250 big 275 Millionen Francs betragen. Was aber eine ſolche 
Ziffer für ben türkiſchen Staatscredit bedeutet, liegt auf ber Hand. Geil 
mehr ala zwanzig Jahren wiederholt fi) dad Deficit vegelmäßig im ber 
türlifchen Staatsrechnung, und da es Längft nicht mehr möglich geweſen iſt, 
dasſelbe anders als immer durch die Aufnahme einer neuen Anleıde ans ber 
Welt zu jchaffen, jo find bie türkiſchen Staatsſchulden nachgerade ins Inge: 
heuerliche gewachien und ſchon ift man auf bem Punkte angelangt, wo die 
regelmäßigen Einnahmen nur nod zur Roth hinreichen, bie 
Zinfen diefer Schulten allein zu deden. Zur Befriedigung ber Be- 
därfniffe bes Reiches felbft, zur Entlohnung ber Beamten und zur Befolbung 
der Armee, zur Beftreitung von Straßenbauten u. dgl. ift on feit dem 
Jahre 1866 niemals auch nur ein Piafter von den Staateinmahmen übrig 
eblieben. Wie lange kann ſich unter joldden Berhältniften noch Jemand im 
uropa finden, der dem „Eranten Mann” Gelb vorftredt und welche Sicher: 
heiten will dieſer heute noch für neue Anleihen bieten? Wirklich geht im 
Konftantinopel bereit? dad Gerücht, daß bie Regierung, außer Stande ein 
neue? Anlehen behufs Zahlung des nächiten fälligen Coupon? der Staats: 
want aufzubringen, ernftlich an eine Reduction der Zinjen derfelben 
ente. 

13. Juli. (Rumänien) Beide Kammern genehmigen fait 
einftimmig die mit Defterreich abgejchloflene Handelsconvention, fo- 
wie das Gefeh betr. die Aufnahme eines Anlehen? zum Rückkauf 
eines Theiles der rumänifchen Eiſenbahn. 

Mitte Juli. (Herzegomwina.) In der Herzegowina brechen 
in Folge der Erpreffung bei Einziehung von neuen Steuern und ber 
dabei vorgefommenen Tödtung eines Chriften Unruhen aus, welche 
Anfangs nur einen drtlichen und vorübergehenden Charakter zu ha⸗ 
ben fcheinen, allmälich jedoch Beſorgniß erregende Verhältnifſe an- 
nehinen. 

Die Bewegung gebt von den ſlaviſchen Bewohnern zweier Ortichaften an 
ber Narenta au. Die unbedeutende bier ftationirte türkifche Militärmacdht wird, 
als fie die Unruhen im Keime erftiden will, nach fünfftündigem Hartem Kampfe 
vertrieben, ihre Stellung oceupirt und bie Öfterreichiiche Fahne aufgepflanzt. 
Die eriten günftigen Erfolge gaben den angrenzenden Ortichaften das Zeichen 
zum gemeinjamen Aufftande gegen die gehaßten Mufjelmänner, und dieler 
breitet fich jchnell bis zur ee Grenze au. Es kommt alsbald 
zu neuen Zujammenftößen, namentlich bei Nevefinje, in welchen ber gemein 
fame Haß durch graufame und barbarifche etc zum Ausdrud gelangt. 
Jedes Zurückweichen der Türken vergrößert die Schaar der Infurgenten 
Weiber, Kinder und Heerden werden nad) Dalmatien und Montenegro ger 
ichafft, während die Männer fich einem ber aufſtändiſchen Corps anſchließen. 
Die türkifche Regierung, deren Truppenmacht in der binz nur eine ſehr 
ungenügende ift, die es nicht wagen darf, die nächitgelegenen Provinzen von 
Truppen zu entblößen und die mit an auf bie Finanzlage und bie 
leeren Staatskaſſen Anftand nehmen muß, Truppen aus entfernteren Pro 
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vinzen herbeizufchaffen oder gar neu auszuheben, gibt ſich ber trügerifchen 
Hoffnung Hin, die Bewegung auf friedlichen u beilegen zu fönnen, bis 
ed zu Spät ift, da ber Aufftand inzwifchen von Montenegro, Serbien und 
dem ſlaviſchen Dalmatien aus lebhaft geichärt und balb ſogar durch Frei: 
willige räftig unterftüßt wird. 

3. Juli. Ein Erlaß des Sultans beichließt, den Bau der 
Hleinafiatifchen Eifenbahnen, bejonders der Linie nach Bagdad, un⸗ 
verzüglich in Angriff zu nehmen. Die Koften übernimmt der Sultan 
angeblich aus feiner Privatchatulle. 


1. Auguft. Die durch das Dreilaiferbändniß verbundenen drei 
Oſtmächte haben fi) darüber verftänbdigt, die Infurrection in der Her- 
jegowina zu localifiren und wo immer möglich nicht zu einem Aus- 
bruch der orientalifchen Frage fi) auswachſen zu laffen. Zu diefem 
Ende Hin trifft Cefterreich die erforderlichen militärifchen Maßregeln 
in Dalmatien und Groatien, wirken alle drei in Belgrad und Get« 
tinje aufammen, um Gerbien und Montenegro von jeder Unter- 
ſtützung der Infurgenten zurüdgubalten und dringen in die Pforte, 
die Bewegung wo möglich mit überlegener Truppenmacht vafch zu 
unterdrüden. Die Pforte zögert indeß fortwährend, dem letzteren 
Anfinnen angemeflen zu entjprechen. 

1.—12. Auguft. (Serbien.) Der Fürft geht nach Wien, wo 
er mit Andrafſy über die Lage ber Dinge verhandelt und fich mit 
der Tochter eines ruffiichen Yürften verlobt. 

1. Augufl. (Rumänien) Die Regierung fowohl ala die 
Öffentliche Meinung des Landes verhalten fich den Ereigniflen in der 
Herzegowina und in Bosnien gegenüber volllommen neutral und 
ziemlich gleichgültig. | 

6. Auguft. (Herzegowina.) Trebinje wird von den Inſur⸗ 
genten eingefchloffen. Die militärifcde Schwäche der Türken in der 
Herzegowina liegt damit auf flacher Hand. 

14. Auguft. Oefterreich gefteht der Pforte die Ausichiffung von 
Truppen in Klek behufs Unterdrüdung des Aufftandes in der Her⸗ 
jegowina zu. 

16. Auguſt. Auch in Bosnien bricht der Aufftand gegen die 
Türken au2. 

16. Auguft. (Serbien.) Die Wahlen zur Stupichtina find 
gegen das confervative Minifterium Stephanowitich ausgefallen. 
Dasfelbe verlangt feine Entlafjung. 

18. Auguft. Die Gefandten der drei Dftmächte bieten der 
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Pfortenregierung ihre guten Dienfte behufs Beilegung der Infurrec- 
tion in ber Herzegowina an, verlangen aber gleichzeitig Don der- 
felben Mafregeln reſp. Gonceifionen behufs dauernder Pacificatios 
der Provinz. Die Pforte lehnt die Vermittlung ihrerſeits ab. 

20. Augufl. (Herzegomina.) Die in Klek gelandeten tür- 
kiſchen Truppen entſetzen Trebinje und erzivingen mit 3 Bataillonen 
den freien Paß nach Moftar. Der Aufftand gelangt dadurch wenig- 
ſtens zu einem augenblidlichen Stillftand. 

22. Auguft. Die Gefandten der drei Oftmächte erneuern, von 
Frankreich und Stalien darin unterftüßt, ihre Bermittlungsporfchläge 
bei der 5. Pforte, dahin gehend, 

Auffiondes a a eknanbitgen ge Grafing fer 
Wünfche nach borangegangener Suſpendirung ber Feindfeli zn, ſowie er 
zu beivegen, daß di eFeiben mit türkiſchen Gommiffären in 
— — ſollten die Conſuln den Aufftändiſchen 8 bie 
Fa x die gerechten nm ber chriftlichen Bevolkerung bei der Pforte 
ürſprache einlegen würden 

Die Pforte nimmt die Bermittlungsvorfchläge nunmehr doch arı. 

24. Augufl. (Serbien) Da fi eine Neubildung des Mi- 
nifteriums als ſchwierig herausſtellt, jo ſoll das Minifterium Gte- 
phanowitſch wenigſtens vorläufig bleiben und die Skupſchtina eröffnen. 

23. Auguft. Der bisherige Großvezier Eſſed Paſcha gibt feine 
Entlaffung. Der Sultan ernennt Mahmud Paſcha wieder an feine 
Stelle und ernennt auch Mithad und Huflein Avni Pajcha, beides 
gleichfall8 gewejene Großveziere, zu Miniftern. Server Paſcha wird 
zum Specialcommiffär der Pforte in der Herzegowina ernannt. 

27. Auguft. (Herzegowina) Zuſammenkunft der Jufur- 
gentenchef3 im Klofter Koffierovo (im Gebirge gegen die Nordweſt⸗ 
grenze von Montenegro) unter dem Borfite von Ljuvobrojic. Die 
felben faffen mehrere Beichlüffe behufs größerer Einheit und befferer 
Drganifation der verfchiedenen Infurgentenfchaaren und befchließen, 
die Borfchläge der Conſuln zwar anzuhören, aber jede definitive Er⸗ 
Märung zu vermeiden und fich darauf zu berufen, daß fie zunächſt 
Anformationen einholen müßten. 

80. Auguſt. (Rumänien) Die Berliner Gefellichaft lehnt 
die Abtretung eines Theil der rumänifchen Eifenbahnen an den 
Staat nach den Beſchlüſſen der rumänifchen Kammern ihrerfeits ab. 

— Auguft. (Herzegowina) Der Aufftand erfcheint durch 
die bisherigen Erfolge der türkiſchen Truppen von der dalmatinilchen 
Strenge wejentlicd ab und an die montenegrinifche Grenze gedrängt. 


m — — — 


mE — — — — 
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— Auguſt. Die Pforte hat ihre frühere Saumfeligfeit nach⸗ 
geholt und bedeutende Truppenmaflen nad) der Herzegowina und 
Bosnien nachgejchoben und namentlich auch in ber Nähe der Grenzen 


Serbiens concentrirt. Serbien remonftrirt in Konftantinopel umfonft 
gegen dieſe Drohung. 
1. September. Der Sultan erläßt an alle Gouverneure des 
Dilajets folgenden Ferman: 
„Es unterliegt feinem Zweifel, daß die Wohlfahrt des Landes und 
das Gedeihen jeiner Bevöllerungen zur allgemeinen Grundlage die A 
des Befipes, des Lebens und ber Ehre jedes Einzelnen haben. Diele Si 
heit fanıı nur aus ben Walten einer guten und unpaxteiifchen Gerichts: 
pflege herborgeben; bieß war der Sinn Unjeres we an Unteren erlauchten 
Großmweifier gerichteten folgendermaßen lautenden kaiſerlichen 2 „Da bie 
ute Verwallung der Angelegenheiten Unferes Reiches, die ohlfahrt des 
3 und dad Glück ber Bevölkerung der Gegenſtand all Unſerer Sorgfalt 
find, jo gebt unfer ernfter Wille dahin: dab ein wirkſamer und uns 
bedingte Gerechtigkeit allen Elafjen der Gefellichaft ohne Unterjchied zu Theil 
werde, derart, daß die Ehre und das Recht eines jeden gewahrt feien. Da 
das Minifterium ber Juſtiz eines der wichtigften Departements barftellt, jo 
ift es unerläßlich, daß dasſelbe in Uebereinſtimmung mit Unferen wohls 
wollenden Abfichten vorgehe. Wir ordnen daher an, daß biefe Abfichten ver: 
fündet werden und ihre volle Ausführung empfangen.”" Unſere Befehle und 
Unfere neuerlichen Weilungen werben heute nur erlaflen, um unter weiterer 
Darlegung Unferer erwähnten fouveränen Abfichten dieſelben zu befräftigen. 
Ihre Durchführung hängt ab von den anfrichtigen und thatkxäftigen Bes 
mübungen, welche alle, jei es dem Richterftande, jei e8 den Verwaltungsbe⸗ 
rden angebörigen, Mürbdenträger behufs ihrer ned par zu entfalten 
ben werden, wie auch von ihrem Eifer, einen Heilfamen Umfchwung in ben 
been zu bewirken. Alle Öffentlichen Beamten, und namentlich diejenigen, 
welche mit vichterlicden Functionen bei den Gerichten des Scher’i unb ben 
Givilgerichten, ſei e8 in der Haupiſtadt, fei e in der Provinz, betraut find, 
müffen all’ ihre Aufmerkſamkeit darauf verwenden, daß die Prozefje mit Un⸗ 
parteilichleit und entiprechend ben Beftimmungen des Geſetzes des Scher'i 
und ber anderen Gejege im Allgemeinen erledigt werden, damit all’ Unfere 
Unterthanen unterſchiedslos des größten Maßes don Gerechtigkeit und Sicher: 
t geniehen. Dies ift Unfer entichiedener Laiferlicher Wille. Nachdem das 


ferliden Divan erflofien, unb zu gleicher Zeit, ala in Eurer Eigens 
fer Her zugeht, werdet Ip ein Berzeichniß 

Ute erhalten, die mit Wiflen ber ganzen Welt entgegen den Geſetzen 
Meines Reiches begangen worden find. Beim Zintreffen Meines gegentvärs 
tigen kaiſerlichen Fermans werdet Ihr Euch beeilen, dieſe Verfügungen wort: 
getreu zur Kenntniß des Richterftandes ſowohl ala ber Segen ng 
und aller Unſerer Untertbanen, ſowohl in bem Hauptorte des Vilajets als 
in den an bemjelben gehörigen Bezirken, zu bringen, und Ihr werbet- über 
die pünktliche Ausführung Inferer el m. Es iſt jelbftverfiändlich, 
daß bie Beamten ihrem guten ober | ten erhalten gemäß werben bes 
handelt werben. Die hohe Pforte wird zu denjenigen Maßregeln jchreiten, 
welche ndthig find, um fich Über den Gang ber Öffentlichen Ungelegenheiten 
regelmäßig zu unterriäten. Da Ihr tie, baß bie mindefte Verlehung 
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ober Bernadhläffigung Unferer Taiferlicden Befehle eine ſchwere Verantwort⸗ 
lichkeit auf Euch la wird, fo müflet Ihr Euer Benehmen banady ein» 
—— Ihr werdet Sorge tragen, Unſerer hohen Pforte ausnahmslos alle 
Beamten anzuzeigen, we — 5 — gegenwärtigen oberherrlichen Befehlen 
zuwiderhandeln.” 

Gleichzeitig mit diefem großherrlichen Edict erfolgt ein Schrei= 
ben des erften Sefretärd des Sultan an den Großvezier. Tasfelbe 
lautet: 

„Ew. Hoheit weiß, wie ſehr Se. Taiferlide Majeftät der Sultan, 
unfer allergnädigiter Herr, beftändige Sorgfalt der Bollführung alles beffer 
wibmet, was eine Gewähr ber Rechte, der Ehre und des Lebens feiner Inter 
thanen, fowie der nt ahrt des Landes im Allgemeinen bildet. Se. Max: 
ftät Hat ganz fürzlich ſeine ee und großherzigen Abfichten in feinem 
legten kaiſerlichen Hat verkündet. Wiewohl man allen Grund bat zu ; 
baß Dank ben zu ergreifenden Mahregeln der vorgefette Zweck vollflänbig 
erreicht werden wird, fo ift es doch nicht minder wahr, da die Urjachen, 
welche Unruhe unter den friedlichen Bendlferungen verbreiten, zum großen 
Theil ber unziemlidden Haltung einiger unfähigen Würdenträger nnd 
namentlich den Bedrüdungen zuzuſchreiben find, welchen ſich geldgierige 
Pächter in Anhoffnung noch größeren Vortheils Hingeben. Es ıft ohne 
Zweifel von Wichtigkeit, daß die Einhebung der Staatseinkünfte regelmäßig 
von Statten gehe; aber es ch nicht minder weientlich, darauf Acht zu haben, 
daß dieje Pflicht der Verwa tung nicht in einen Mißbrauch audarte, derart, 
daß zu Ruheftörungen Anlaß gegeben werde, die weit beträchtlichere Schädi⸗ 

ungen nad fi ziehen, als jene Einkünfte ihr Vortheile brächten. Se. 
aiferliche Majeftät der Sultan, unfer erhabener Herr, ordnet daher an: daß 
die Generalgouverneure der Vilajet3, die Präfeeten der Departements, ſowie 
alle anderen zuftändigen Behörden formelle Weifungen erhalten, daß fie un: 
bedingt fi) der in Rebe ſtehenden Verfahrungsweiſen enthalten, ſowie auch, 
dat he die Anwendung — Strafen als fie das et vorſchreibt und 
widerrechtliche ibn nbaltungen vermeiden. Die biejen oberherrlichen 
Anordnungen Zumwiderhandelnden werden ſtreng beftraft werden.” 

1. September. (Serbien.) Die Skupſchtina ift in Kragujevak 
zufammengetreten: die Stimmung der Majorität derſelben und ber 
Bevölkerung überhaupt ift der Art, daß ber Fürft fich entfchlieken 
muß, das confervative Minifterium Stephanowitfch zu entlaflen, ein 
augzgefprochen omladinifches (nationales) Minifterium zu ernennen 
und das Haupt dieſer Partei, Riftic, an die Spite besfelben zu 
ftellen. 

3. September. (Herzegomwina.) Der Special-Commifjär ber 
Pforte, Server Paſcha, ift in Moftar, wo die Unterhandlungen mit 
den Inſurgenten durch Vermittlung der Gonfuln geführt werden 
follen, eingetroffen. Die Konfuln treffen ebenfalls ein, dagegen er- 
ſcheint kein einziger AInfurgentenführer. Den Confuln bleibt kaum 
etwas anderes übrig, als die Lebteren ihrerſeits aufzufuchen. 

9. September. (Herzegomwina.) Die Conſular⸗Commiſſion in 
Moftar fchließt ihre Verhandlungen und vereinbart die Modalitäten, 
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unter welchen die Thätigkeit der Commiſſäre zu beginnen habe. Die 
Commifſfion ſoll fih zunächft in mehrere nach verfchiedenen Orten 
gleichzeitig abgehende Gruppen theilen. Xebtere follen aus 2 ober 
3 Confular-Delegirten beftehen, welchen fi) ber Pforten-Commifjär 
Server Paſcha je nach eigenem Ermeſſen abwechſelnd anfchließen 
wird. Als einftweilige Berhandlungsrefidenzen werden Nevefinje und 
Zrebinje in Ausficht genommen. Zu der für Nevefinje defignirten 
Gruppe von Delegirten gehören die Conſuln von England, Rußland 
und Frankreich. In Zrebinje hingegen werden die Confular-Dele- 
girten Defterreich-Ungarns, Deutſchlands und Italiens ihren einſt⸗ 
weiligen Sib für die Verhandlungen nehmen. 

10. September. (Serbien.) Eröffnung der Stupfchtina in 
. Kragujevat. Thronrede des Fürften Milan: 


„... Unfer Bolt an des Baterlandes Grenzen ift aus feiner häus⸗ 

lichen Ruhe aufgelepredt Seine Aeder verlafiend, mußte ein Theil unferer 
Prüder an der Grenze mit Waffen in der Hand die Sicherheit unjered Lan: 
des überwachen und zwar fowohl auf feiner öftlichen ala auch weitlichen 
Grenze. Wie e3 Ihnen bekannt fein dürfte, haben die Ereigniffe, welche in 
Bosnien und ber Herzegowina aufgetaucht find, Serbien eine ſchwierige Lage 
bereitet. Sein Ende Kur: Leiden abjehend, Hat no das Volt in jenen * 
vinzen erhoben mit den Waffen in der Hand, um zu erwehren der Miß⸗ 
bräuche, welche es trotz ber wohlwollenden und großherzigen Abſichten Sr. 
Majeſtät des Sultans erdulden mußte. Indem die kaiſerliche Regierung 
Naßregeln ergreift, um jene Provinzen zu pacificiren, läßt fie gleichzeitig 
Zruppenmaflen in gewaltiger Anzahl an unferer Grenze concentriren. Das: 
durch wird die Lage Serbiens, an fidh Iötvierin enug, noch viel ſchwieriger. 
Während unfere Nation von ung verlangt, Maßregeln zu ihrem Schuß zu 
ergreifen, weil fie in der Aufftellung der türkilchen Armee eine Drohung 
egen Serbien fieht, überfüllen unfere Srenzgebiete die Unglüdlichen, Chriſten 
owohl ala Zürten, welche ſich vor ber verheerenden Mad des Feuers und 
des Schwertes flüchten. Dadurch werden unſerm Land unermeßliche Opfer 
auferlegt. Für die Länge der Zeit müßte dieſer Zuſtand unerträglich werben. 
Da aber die Hohe Pforte im Einvernehmen mit ben garanticenden Mächten 
dag Berföhnungswert unternommen, jo können wir von ber Weisheit Er. 
Majeftät des Sultans wie der Großmächte erwarten, daß es gelingen werde, 
einen Modus ausfindig zu machen, um die Gegenden, beren Schickſal ung 
nicht gleichgültig fein kann, —— zu pacificiren; denn es iſt evident, daß 
Serbien als unmittelbarer Nachbar dieſer Provinzen mehr als irgend ein 
anderes Land moraliſch und dkonomiſch durch die periodiſch wiederkehrenden 
Aufftände leiden muß. Daher hat aud Serbien ein Sinterefie daran, daß 
einer ſolchen Lage der Dinge ein für allemal ein Enbe gas werde. Sch 
werde demnach innerhalb der Grenzen meiner en fte dahin wirken, 
daß ein Reſultat erzielt werde, welches Zufriedenheit in jene Länder zu 
bringen geeignet twäre.. .“ 


Mitte September. (Montenegro.) Die Zahl der Flüchtlinge 
aus der Herzegowina wird auf nicht weniger ala 30,000 Köpfe an- 
gegeben. Defterreich fchidt aus Humanitätsrüdfichten Aerzte und 
Lebensmittel für diefelben nach Gettinje. 
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20. September. (Serbien.) Stupfchtina: genehmigt mit 71 
gegen 44 Stimmen eine Anttwortsabrefje auf die Thronrede, in welcher 
fie fich über die Vorgänge in der Herzegowina und Aber die Haltung 
der Pforte bezüglich Serbiens folgendermaßen ausfpricht: 

.... Die Zeit iſt ernft, aber a weniger ernft iſt, odar, der 
Wille der Nation, auf ber a ver Lage zu fein. Die Skupichtina m 
a — I Fee —5 — daß si — ſei, das Bater: 
and zu irmen, die Freiheit zu üßen und die gro zen 
bes großen Miloſch unjerer Großväter zu erhalten. Es gibt feim 
Dpfer, weldde Serbien zu dieſem Behufe auf den Heiligen Altar des Bater: 
landes zu bringen anftehen würde. Auf den Ruf Eurer Durchlaucht iſt die 
Nation bereit, wie Ein Mann zur Bertheidigung des Vaterlandes herbeizu: 
eilen. Gospodar! Die ewigen Leiden haben unfere Brüder in Bosnien und 
der Bee bewogen, mit den Waffen in der Hand aufzuftehen und 
für ihre Menſchen⸗ und Volksrechte zu Tämpfen. Das Blutvergießen unter 
unferen Brüdern verlegt unjere rüderlicden Gefühle, ihr Berzweiflungsuf 
fand ein Echo in ber civilifirten Welt. Wir können nicht, wir dürfen nicht 
glei ültig für ihr Schidfal bleiben. Die Stupichtina it von der tiefften 

nkbarleit für Eure Durchlaucht erfült für das Verſprechen, bat Sie, 

podar, an der endlichen Beruhigung und Zufriedenftellung unferer ungläd 
lichen Brüder mitwirlten. Sie fünnen, Gospodar, auch in dieſer Beziehung 
auf die Unterftüßung der Nation rechnen. Das Bolt ift bereit, Eurer Durch 
laucht zu diefem Zwecke alle nöthigen Mittel an die Hand zu geben, damıt 
die — Aufgabe erfüllt werden könne. Indem die Skupſchtina im Ramen 
der Nation deren Opferwilligkeit zur Erreichung dieſes Zieles feierlich anzeigt, 
ift fie überzeugt, daß Euer Durchlaucht wie Dero Regierung dieſes 
Merk auf eine Art und Weife leiten werden, welche Serbien geflatten werden, 
mit Ruhm und Ehre feinem Berufe zu entiprechen.” 


22. September. (Herzegomwina.) Die beiden Gruppen von 
Confular-Delegirten, welche mit den Inſurgenten verhandeln follten, 
ehren völlig unverrichteter Sache nach Moftar zuräd. Die Inſur—⸗ 
gentenchef3 hatten ala Bedingung für jede Befprechung den Abfchluß 
eines MWaffenftillftandes und den Ausſchluß irgend eines türkischen 
Vertreters gefordert, worauf die Konfuln nicht eingehen konnten. 

28. September. (Serbien.) Stupfchtina: bewilligt dem Mi- 
nifterium Riftic in geheimer Sitzung eine Art Kriegscredit. 

29. September. (Serbien.) Ein Dekret des Fürſten verlegt 
die Skupſchtina von Kragujevak nach Belgrad. 

30. September. Die Pforte ſchließt mit Oefterreicd-Ungarn 
endlich ein definitive Uebereintommen bez. des Eifenbahnanfchluffes 
äwifchen beiden Ländern nach dem dringenden Wunfche Oefterreich 
ab, welches gleichzeitig die Friften des Arbeitsbeginns und der Ar: 
beitövollendung feſtſetzt. 

30. September. (Herzegomwina.) Die Eonfuln der Mächte 
erhalten von denfelben die übereinftimmende Weiſung, troß des Fehl⸗ 
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ſchlagens ihrer bisherigen Bemühungen vorerft in Moftar zu bleiben. 
Der Speciolcommiffär der Pforte, Server Pafcha, erhält die In⸗ 
firuction, allfällige Berichte und Vorſchläge der Eonfuln einzeln- 
weile anzuhören, aber in Leine wie immer gearteten Verhandlungen 
berfelben einzutreten, welche die Regierung irgend binden Lönnten. 


— Oktober. Die Stärke der türkifchen Truppen in den auf» 
ftändifchen Provinzen und an der Grenze Serbiens wird auf nahezu 
100,000 Mann, diejenige der Aufftändifchen auf 10 bis höchſtens 
14,000 Dann angegeben. 

2. Oftober. Der Kriegsminifter Huflein Avni Pafcha, ber von 
Bermittlungsverhandlungen mit den Mächten nichts wiffen, ſondern ben 
Aufftand in der Herzegowina einfach mit Gewalt niederſchlagen will, 
wird entlaffen und durch den Marineminifter Riza Pafcha erfebt. 

Ein Taiferlicher Irade von diefem Tage verordnet, daß 

die ee der Arbeit —— Ackerbau treibende Bevolkerung 
ſofort von der jüngſt eingeführten Steuer von einem Viertel des Jebent? 
befreit jein fol. Ueberdies tritt für diefe Bevölkerung ein Nachlaß der bie 
zum Finanzjahr 1289 rüdfländigen Steuern ein. Ausgenommen von diejer 

aßregel find die Zehentpächter gegen Garantie, bie wohlhabenden Klaſſen 
und die Staatsfchuldner. Die vrliedene Gemeinden follen im Schooße 
der dern burch Perſonen, tweldde das Vertrauen ber 
Gemeinde genießen, vertreten fein. Die von biefen in ben Grenzen ber Ges 
— und der Vernunft kundgegebenen — ſollen mit Aufmerkſam⸗ 
keit aufgenommen werden. Depntationen ber jährlich abzuhaltenden General: 
verfammlungen find ermächtigt, nach Konſtantinopel zu kommen, um bajelbft 
der R Sr BR MWünfche zu unterbreiten. Ueberdies werben einige in 
ihren Gemeinden Anſehen genießende Perfonen von Zeit zu Zeit nach Kon 
Deere berufen werben. Die dergeftalt gefammelten Informationen wer⸗ 
als Baſis der mit Hinblid auf das allgemeine Wohljein und die Pros 
fperität durchzuführenden Reformen und Aenderungen dienen. a Agenten 
und Gontroleure ſollen die Vertheilung und Einhebung ber Steuern nad) 
den Geſetzen fichern. 


4. Oktober. (Serbien.) Der Fürft entledigt fi) durch eine 
Art Staatöftreich wieder des Minifteriums Riftic. 


Der Fürft begibt fih ganz unerwartet, nur von feinem Abjutanten 
q eine, welche ihre erſte Sikung in Belgrad 


begleitet, in den der 

* wollte, und zunaͤchſt in das ———— in wel ſich jaͤmmt⸗ 
iche Miniſter eingeunden ben. Zwiſchen Miniftern und dem Fürſten 
entfpinnt fi ein Wortwechſel, da der Fuͤrſt allein in die Sfupfchtina geben 


will, während fich die Minifter diefem Anfinnen twiderfehen. Der Yürft gibt 
enblich nach. Er betritt den Stupfcgtinafaal ; die Mine felgen ihm. Die 
tina exhebt fi. Ziefe Stille herrſcht im Saale; Alles fe 


ber Fü lag genommen und bie Minifter fih zu ihren Sißen begeben 

Ve Ka Her Milan unb Tpricht — 3*— Worte: „Die Minifter 

hre Entlaffung eingereicht und ich habe mich bewogen 
gefunden, * dieſelbe zu gewähren.” Bon dieſer Gewährung wußten 
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Minifter bis zu jenem Angenblid nichts, "nnd es if Har, dat Milan kein 
Diiniftex um jeden Preis unmöglich machen und fie in der Stupfchtine ſelbiũ 
zum Falle bringen wollte. Als ber Fürſt daher jene Worte ausgeſproche 
erheben ſich ſammtliche Minifter und verlaffen, ohne aud) nur ein Wort zum 
ag geiprochen zu haben, den Saal. Kaum iſt dies geichehen, als and 
ſchon Milan fi zum ' pweiten Dale echebt und, zu ei ne gewendet, 
ſpricht: „Es ift dies jedenfall ein unerhörter daß der Regent obm 


Ki Regierung vor die Stupfchtina tritt; doch 1& Ki berjelbe mit Rüdhdr 
die heutigen aufßergrbentlichen Verhältnifke erflären unb 


er finde mich bewogen, an euch folgende fragen zu richten: „Habt ihr 
frauen — ie ? Die Stupichtina, die fi von ihrem Erſtaumen kaum ned 


erholt Hat, bejaht die unter fo eigenartigen Berhältnifien geftellte * 
Hierauf Kant der Fürſt: „Seib ihr bi den Die Abgeordneten 5 


4. Dftober. (Herzegomwina.) Eine Anzahl chriftlicher Rajabi 
von Popovopolje, welche in ihr Befitzthum zurüdtehren und fich den 
Türken neuerdings unterwerfen, werden von diejen al Empörer hin- 
gerichtet. Der Aufftand erhält dadurch neue Nahrung. 

6. Oftober. Die fchon feit einiger Zeit erwartete finanzielle 
Kataftrophe tritt endlich ein: die Pforte fieht fi) gendthigt, für bir 
Zinſen ihrer Staatafchuld eine Reduction von 50 Proc. vom 1. Ja- 
nuar f. %. an zu verordnen und fich damit offen bankerott zu er 
flären. 


\ Oktober. Der türkifche Dlinifter des Auswärtigen notif- 
eirt den europäiſchen Gabineten bie von der türfifchen Regierung 
befchlofjene Zinſenreduction: 


. Die beträ —55 — zur Bezahlung des Coupons unferer inneren 
und auswärtigen Schuld nöthige Summe hat das Gleichgewicht des Bad 
get? geftört und bie gegen alle Vorausſicht eingetretene Anhäufung der Zinten 


% 
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ber verichiedenen, bis heute aufgenommenen Anleihen die nt vermehrt. 
Alle diefe Amftände und in Verbindung hiermit ber a eines X heiles 
ber Einnahmen in folge der Abſchaffung des Zehentzuichlages und ber 
Steuerrüdftände haben das Budget vom fiscaliſchen Standpuntte in emvfind- 
lichſter Weife alterirt. Die neuen Berbeflerungen werden zur natürlichen 
olge haben, daß die Staatzeinfünfte in Zukunft und im Verhältniß zur 
ntwidlung ber Hülfsquellen des Reiches in fteigender Progreffion ſich ver: 
mehren werben. Aber e3 ift nicht minder wahr, daß daß die Berlegenheit, ° 
welche von Anfang an beitand und welche Tag für Tag gewachſen ıft, ben 
Staaisſchatz außerordentlich belaftet, der einerjeit3 dor der verlodenden Per: 
Ipeltive der wachienden Vermehrung feiner Einkünfte in Folge ber bereits 
la nr und noch zu bdefretirenden Reformen fieht, andererjeitö aber ſich 
in die gebieterifche Nothwendigkeit verjegt fieht, die von ber Regierung übers 
nommenen Berpflichtungen zu erfüllen und ben Anforderungen ber gegen⸗ 
wärtigen Lage gewachſen zu fein. Die traditionelle Xoyalität der h. Pforte, 
inZbejondere mit Bezug auf die Pünktlichkeit der Erfüllung ihrer Verpflich- 
tungen gegenüber den Staatögläubigern, erſchwert mehr denn je alle ihre 
Handlungen, ihre mit Bezug auf die gebeiligten Verpflichtungen zu fafienden 
Entichliegungen. Die kaiferliche Regierung würde lieber — wir ftehen nicht 
an, dies hier zu erflären, der Wucht der drüdendften Opfer erliegen, ala fi 
auf Trandactionen einlaflen, welche geeignet wären, ihre Würde und ihren 
Ruf zu fchädigen. Bon diefen Empfindungen geleitet und mit Rüdficht auf 
die primordialen Erwägungen, welche bei der Frage ber Herftellung eines 
eenfthaften Gleichgewichts ım Budget des Staates Air und maßgebend fein 
mußten, Angefichts namentlich der fo zu jagen abfoluten Unmöglichkeit, neue 
Hülfaquellen zur Ausfülung der Lüden zu fchaffen, auf bie Gefahr bin, 
ohne praktifchen Nutzen und umfonft die ohnehin peinliche Lage aller Steuer: 
träger bed Neiches zu erſchweren, Angefichts endlich ber materiellen Zeit, 
beren es naturgemäß zur Einführung und Inkraftſetzung aller abminiftras 
tiven und vom Öffentlichen Wohl erforderten Maßregeln behufs Vermehrung 
ber Einnahmen des Staatsſchatzes bedarf, konnten wir nach reiflicher Ueber⸗ 
legung und nachdem wir alle Conſequenzen, die daraus entftehen können, 
wohl erwogen, fein anderes Mittel ausfindig machen, ala da8, in voller 
Aufrichtigkeit unfere Lage, wie wir e8 hiermit thun, auseinanderzufeen und 
eine radicale Maßregel zu ergreifen, welche allerdings für den Augenblid 
gewiſſe AIntereflen —— und ſogar eine gewiſſe Perturbation im Gourfe 
unferer Staatspapiere herbeiführen kann, welche aber Angefichts ber brän= 
enden Erwägungen des öffentlichen Wohls im osmanischen Reiche und fogar 
* —— des europäiſchen Gleichgewichts, das nach unſerer Mei⸗ 
nung hiermit weſentlich — beſtimmt iſt, eins für allemal den 
Staatscredit und die regelmäßigen Functionen der Verwaltung ficherzuftellen.“ 


7. Oktober. (Serbien.) Fürſt Milan beruft fämmtliche Mit- 
glieder der Stupfchtina in den Konak (fürftlichen Palaft) und richtet 
an die Landesvertreter die Frage: „Wer ift für den Krieg, wer nicht?” 
Hierauf nimmt er das Berzeichniß der Stupfchtina- Mitglieder zur 
Hand und verliest die Namen der einzelnen Abgeordneten. Diefe 
antworten nun je nach ihrer Anficht oder, beffer noch, je nachdem der . 
eine mehr, der andere weniger Furcht Hat, mit „Ja“ und „Nein“. 
12 Abgeordnete haben den Muth, mit „Ja“ zu antworten; fämmt-. 
liche übrige Abgeordnete ftimmen gegen den Krieg, troßdem daß fie 


% 
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eine Stunde vorber Triegerifch gefinnt waren. Hierauf richtet Milan 
an die Abgeordneten die Frage: „Wer wohl dafür fei, daß den Auf- 
fländifchen Unterftüßung gewährt werden folle!" Die Abflimmung 
geſchieht auf diefelbe Weile, und wieder erflärt fich die Mehrheit ber 
Berfammelten gegen eine Action ſelbſt nach diejer Richtung Hin. Als 
man zu Ende ift, entläßt der „conftitutionelle” Yürft die „halbſon⸗ 
deräne” Skupfchtina mit einer gnädigen Handbewegung. Inzwifchen 
ift das Land bereit? zwei Tage ohne eigentliche Regierung. Milan 
erläßt Anorbnungen mittel® Handbillet?, und die natürlicheriveite 
ohne die Sontrafignatur Irgendjemandes. 


9. Ditober. (Serbien) Fuürſt Milan ernennt doch wieber 
ein Minifterium: Kaljewitich, bisher Präfident der Stupfchtina, Mi- 
nifterpräfident, Nikolitſch Kriegaminifter, Jankowitſch Yinanzminifter, 
Paulowitich, Minifter des Aeußern. Sämmtliche Minifter find ent- 
fchiedene Omladiniften und der einzige Unterfchied zwiſchen dem frü- 
beren und dem jekigen Cabinete befteht darin, daB die neuen Mi⸗ 
nifter dem Fürſten perfönlich genehmer find als Riftitih und feine 
Collegen. 


10. Oktober. Die Pfortenregierung erläutert durch officiellen 
Anſchlag an der Börſe zu Konftantinopel ihre Bankerott-⸗Maßregel 
vom 8. d. M. folgendermaßen: 

„Ta die Erklärung der Pforte vom 6. b3. mit der dieſelbe beglei⸗ 
tenden aufflärenden Note an ber Börje nur einigen Kapitalifien und Bank: 
häufern befannt gegeben worden ift, erflärt die kaiſerliche Regierung zur 
Vermeidung jeder künftigen Zweideutigkeit und in der Abficht, ein für alle 
Mal beitimmte, endgiltige Erläuterungen abzugeben, Folgendes: 1) 6. 
Dftober d3. 58. angefangen, werden die Zinjen und die Amortifirung ber 
inneren und äußeren Staatsſchuld für die Dauer von fünf Jahren * die 
Hälfte reduzirt. 2) Die Bezahlung der Coupons erfolgt in der Weiſe, daß 
eine Hälfte baar, die andere Hälfte in Schuldtiteln, welche 5 Procent Zinfen 
tragen, bezahlt wird. Die fünfprozentigen Zinfen auf die neuen Schulbtitel 
werden gleichzeitig mit ber erſten Hälfte der Coupon? an den Be gen 
baar bezahlt. 3) Die Garantien für die unverfürzte Baarbezahlung der erften 
Couponhälfte, ſowie ber obgebachten ak aa Zinſen auf die neuen 
Schuldtitel beftehen in den gefammten Zolleinfünften, in den Einnahmen für 
Tabak und Salz, jowie in dem von Wegypten zu zahlenden Tribut. Sollten 
dieje Garantien ungenügend fein, fo werden diejelben noch durch die Hammel: 
fteuer ergänzt werden. 4) Sollte nad) Ablauf obgedadhter 5 Jahre die in 
ein 5 Procent Zinſen tragendes Kapital umgewandelte Gouponhälfte nicht 
zurückbezahlt worden fein, jo foll eine neue Fyriftverlängerung bis zur dem⸗ 
nächftigen vollftändigen Tilgung ber inneren Schuld Platz greifen, beren Ga: 
—— nen —— ee Bern un un ur Pete 

ahlung der gedachten fünfprocentigen Zinſen un mortifation der 
wendet Dede ſollen.“ 


10. Oktober. (Serbien.) Skupſchtina: Der neue Minifter- 
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präfident Kaljewitich führt dag Minifterium bei derjelben mit fol- 
gender Rede ein: 


ht. Diefe — muß — eine 


chaͤen, dem fürſtlichen Ruf zu folgen gewagt, indem wir uns einerſeits auf 
das koftbare Bertrauen des Fürſten ftüßten, andererſeits aber auch auf euere 
patriotifche Unterftügung eten. Die Bürbe, die wir auf un luden, ift 
groß; wenn Ihr aber, geehrte Vertreter, ung helfet, biefelbe zu tragen, und 
zwar mit eben folcher Entfchiedenheit, mit welcher wir fie übernahmen, dann 
tönnten wir gemeinfchaftlich Hoffen, dem Fürſten und Volke mit gehobenem 
Angefichte jagen zu können: „„Sie vertrauten ung, und wir haben Sie nicht 
beſchaͤnt. Serbien und das Serbenthuin Haben von uns Dad erhalten, waß 
twir ihnen in biefen Zeiten geben konnten.” Als Serben und aufrichtige 
Patrioten begegnen wir uns brüderlih. Laffet uns mit vereinten Kräften 
für das Hohl und Glüd der ferbiichen Nation und feines Fürſten Milan 
arbeiten. Dann kann noch mit Gottes Hilfe alles gut werben. Es lebe der 
Fürſt! Es lebe die Nation!” 

Die Skupſchtina begrüßt dieſe Anſprache mit dem Rufe: „Es 
lebe der Fürſt, es lebe die Nation!” Miniſterpräfident Kaljewitſch 
jtellt Reformen in Ausſicht: auf dem Gebiete des politifchen, dkono- 
miſchen, culturellen, finanziellen und administrativen Lebens, Ber: 
vollftändigung der militärifchen Organifation und der Organifation 
der allgemeinen Wehrkraft, ernjtliche Sicherung der perfönlichen Frei⸗ 
beit, freie Prefje, Vereins und Verſammlungsrecht und andere öffent- 
liche Freiheiten, die in anderen Xändern fchon Yängft zum Gemein- 
gut geworben find. „Man muß nicht nur für fich, ſondern auch 
für die Nachwelt arbeiten” — fügt Kaljewitfch unter allgemeinem 
Beifall Hinzu. 

Serbien hat inzwifchen fchon unter dem Minifterium Riftitich 
an der Grenze gegen Bosnien 22,000 Mann Zruppen und Milizen 
aufgeftellt und auch dag neue Minifterium Kaljewitich fährt fort, 
mit Eifer zu rüften. Die öffentliche Meinung ift entfchieden über- 
wiegend für einen Eintritt Serbiens in den Krieg gegen die Türken. 

15. Oftober. Die türkifche Regierung fieht ſich doch gendtbigt, 
zu erflären, daß ihre Bankerott-Maßregel auf die von England und 
Frankreich garantirte Anleihe von 1855 Leine Anwendung finde, 
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Für die volle und richtige Zinszahlung bezüglich diefer Anleihe foll 
vielmehr nach wie dor der ägyptiſche Tribut haften. 

Trotzdem trifft die Bankerott-Diaßregel hauptſächlich Englant 
und Frankreich, theilweife Tefterreich und, wie es heißt, namentlich 
auch den Papft, der große Summen jeines Peteröpfennigs, tbeils 
um ber hoben Zinfen willen, tbeil® um diefelben nicht den libe⸗ 
ralen Regierungen zu Gute kommen zu laffen, in Türlenloofen an 
gelegt haben foll. 

15. Oktober. (Herzegowina und Bosnien.) Der Großpezier 
erläßt geitüßt auf die Jrade deg Sultans vom 2. CH. ein Reform: 
Manifeſt, das Server Paſcha für die Herzegowina und Bosnien 
durch folgende Proclamation verkündet: 


„Zanfimat an alle Eivilbeamten im bosuiſchen Dilajet! In den Sanb- 
ſchals, Kadiluts und einzelnen Orten werben vom 1. März 1876 an fämmt: 
lie Poften der Chefs der Behörden neu beſetzt. Die Zehntfteuer wird ab 
aeichafft. Du es jedoch geichehen könnte, daß die neuen hierauf bezüglichen 
Beilimmungen nicht früher ins Leben treten würden, als in ber iten 

Ifte des nächiten Jahres, während welcher Zeit eine neue Ernte auf den 
ldern ftände, wird für diefen Fall Folgendes angeordnet: Die Steuerpächter 
ben wie bisher die — der Frucht auf dem Felde feſtzuſtellen, jedoch 
muß das mit thunlichſter Beſchleunigung geſchehen, in einzelnen Gemeinden 
binnen fünf, in Bezirken binnen zehn Tagen, anſonſt der Eigenthümer des 
Teldes das Recht Hut, unter Intervention des Borfiandes jeiner Gemeinde 
die Fechſung feiner Ernte fofort vorzunehmen ; desgleichen ift die Gonfcription 
bes Viehes behufs der Befteuerung jeded Mal im Stalle des Eigenthümert 
vorzunchmen und nicht auf der allgemeinen Hutweide, wo Irrungen leicht 
vorkommen können. Dawiderhandelnde werden unnachfichtlich beftraft. Alle 
Untertdanen des Kaiſers können ihren Cultus frei ausüben, ihren Gottes 
bienft nach ihrer Art halten, unter vollfommener Gewähr, daß fie darin nick 
geftört werden. Im Falle dennoch Störungen hier und da vorfommen follten, 
werden die Schuldigen ſtrengſtens beftraft. Die Chefs der Bezirte haben bie 
einlaufenden Einnahmen vorerft auf die Bebürfniffe des Ortes jelbft zu ver- 
wenden, namentlich für Unterrichtsgivede, und zwar find, wo feine Schulen 
beftehen, ſolche zu errichten, und wo fie in Betreff bes Raumes ber Zahl 
der Schüler nicht genügen, größere Räumlichkeiten zu beichaffen. Sehr wichtig 
find ferner die Gejehe und Beſtimmungen, die ala Richtichnur für die Verwal⸗ 
tungsorgane zu gelten haben; die Kenntniß diefer Geleke ift dem Volke eben 
jo notbwendig, wie dem Beamten felbft, diefem um jich zu orientiren und 
jenem, um ben Beamten zu controliven. Da jedoch bisher feine Geſetzaus 
gabe in ferbifcher Sprache befteht, wurben bereits Anftalten getroffen, bat ber 
efammte „Deltur“ (volftändige Sammlungen der Verordnungen für bie 
Daun der türkiichen Berwaltung, ſowie der landesgültigen Gejeke) aus bem 
Türkiſchen überfeßt und zu ſehr mäßigen Preifen bandweiſe allgemein ver: 
tauft werde, weldyen Verfauf ber jeweilige Chef der Ortsbehörde zu vermitteln 
—7— Die Richter haben Jeden in feiner Sprache zu vernehmen und in ber: 
elben Spradhe das Protocol zu führen und das Urtheil auszuftellen, bezie- 
hungsweiſe die ſerbiſche Ueberſetzung zu veranlaffen, wo Serben und Türken 
augleich vor dem Richter erjcheinen. Nichts darf mehr von der Bevölkerung 
erquirirt werden, jelbft Pferde nicht für militäriiche Transporte; gibt biete 
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Jemand freitillig ber, jo ſoll dafür cine entſprechende Entlohnung bezahlt 
werden. Auch die Zivangsremontirungen der an durch die Bevolkerung 
dürfen nicht mehr fattfinden; jeder Ort hat für feine Straßen in ber ihm 
zugehörenden Umgedung zu forgen und dazu fo viele Tage zu verivenben, 
als er für nothwendig findet. Als Gendarmen dürfen nur fi) wohlverhal: 
tende Soldaten, die in der Armee und Referve ihre Dienftzeit voll ausgedient 
Haben, verwandt werden. Sie müflen ausſchließlich und gewifienhaft bem 
Gemeinwohl dienen, Schu und Stüße ber Bevölkerung fein und Können 
daher auf feinen Fall mehr zum Einammeln der Steuern verwandt werden. 
Dafür werben eigene vertrauendwürbige Organe beftellt (Tehsildari), die am 
1. März des nächſten Jahres ihren Dienft antreten werden. Wenn Jemand 
dom Beg Boden miethet, um ihn zu bebauen, wird darüber von der Behörde 
unentgeltih ein Contract ausgeſtellt nach $ 11 bed hierauf bezüglichen Ges 
feßes vom Jahr 1276, —** die Rajahs vor Bedrückung von Seiten der 
Begs bewahrt werben. Bei der Bilajetd-Regierung wird ein großer Rath " 
beftehen, in welchem Maͤnner aus bem ganzen Lande dem Bali Bericht ers 
atten werben über den Zuftand bes Landes, und zwar ſchriftlich mit Ver⸗ 
chweigung ihrer Namen, wo es nothwendig erjcheint. Auf Grund dieſer 
Berichte wird jedes Unrecht geahndet, und wo der Rath die endgültige Ent» 
ri nicht treffen Tann, wird fie dem Bilajetör-Gericht zur Entſcheidung 
übertragen. Ferner wurbe ein fehr ehrenwertder Mann, der einem ber ber 
borragendften chriftlichen Abelageichlechter im Lande angehört, zum Ablatus 
bes Dali ernannt. Schließlich wird allgemein fund gethan, daß eine aller 
böchfte Berfügung bes Sultans ftreng verbietet, Jemanden von Sr. Majeftät 
Untertanen zu beleidigen, ihm irgend einen Schaben zuzufügen ; denn fie 
enießen alle zu jeder Zeit und an allen Orten bie gleichen Rechte, welchen 

laubens fie auch jeien. Ebenſo wird Jeder eremplarifch ſtreng beitraft, 
der gegen die Beftimmungen dieſes Tanſimats handelt.” 

16. Oktober. (Aegypten.) Ein Dekret des Khedive bringt - 
die neuen Gejeße, welche die bisherige Conſular⸗Gerichtsbarkeit ber 
verichiedenen in Aegypten vertretenen fremden Nationen erjeßen follen, 
in arabifcher, frangzöftfcher und italienifcher Sprache zur allgemeinen 
Kenntniß. Diefelben umfaflen das Eivil-, Handeld-, See, Straf- 
und Criminalrecht und follen unter Aufhebung aller bisherigen Ge= 
feßbeftimmungen am 18. Oftober in Kraft treten. Ein Rundfchreiben 
Nubar Paſcha's verfchiebt indeß den Beginn der Thätigkeit ber neuen 
Gerichtshöfe noch einmal bis zum 1. Januar 1876, um Frankreich 
Zeit zu lafſen, ſich zu erflären, doch mit dem Beifügen, der neue 


Zermin bleibe nunmehr feft, wie fi) auch Frankreich fchließlich ent- 


ſcheiden möge. 


17. Oktober. (Serbien.).Zer Fürſt feiert feine Vermählung 
mit der ruffiichen Fürſtin Morufi. Die Kaifer von Rußland und 
Defterreich lafſen fich dabei durch Specialgefandte vertreten. 

20. Oktober. Der Großvezier Mahmud Paſcha erläßt über die 
vom Sultan befchloffenen Reformen folgendes Manifeft an fämmt- 
liche Beamte des Reiches: 

„Se. Majeftät unfer allergnädigfter Sultan läßt jedem feiner treuen 
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Unterthauen Recht und Huld wieberfahren. Davon find aber alle ene aus⸗ 
enommen, welche die Bevölferung zum Treubruche ‚ihren oberfieu 
ern verleiten, ſowie jene, die fich verleiten laflen. _tyür die übrigen, die 
treu verharren in ihrer Untertbanenpfliht und bie als ruhige 
leben, eröffnet fih in Folge biejer allechöchlten Verfügung der Weg bes 
Rechtes und bad Füllhorn der Gnaden. Auf Befehl Sr. Majeftät des Sul- 
tans und unter unmittelbarer Aufficht des Großvezirs wird jofort in bem 
Ländern die Viertelſteuer abgeichafft. tyerner werden allen Landwirten umb 
anderen Steuerpflichtigen die fämmtlichen Steuerrefte nachgelafien und Jeden 
ber Steuerbogen berabtolgt, damit er ihn vernichte, was allgemein und öffent: 
lic befannt zu machen I Ausgenommen find die Begs, die Steuerpächter 
und die Reichen im Lande. Soweit dieje etwas an die Staatscafſen ſchul⸗ 
den, müflen fie ea unbedingt ei 5 Ferner wird das Boll in ben 
Bilajet3-Regierungen vertreten ſein. wird feine beflen und geachtetfien 
Männer wählen, und diefe werben neben ben türfi Gouverneuren in 
bem Berwaltungsrathe — und Stimme haben, jo daß ohne ihre Zuftim⸗ 
mung nichts Gehibebin darf. Einmal im Jahre werden dieſe Bilajet?-Regie 
zungen eine allgemeine große Berfammlung einberufen, an welcher aus jebem 
Drte im Lande ein Bertrauensmann Theil nehmen kann, um bier jeine Be 
ſchwerden vorzubringen und feine Stimme vernehmen zu Ia über des, 
was er für ziweddienlich hält zur Hebung der Wohlfahrt und des Gläckes 
ber Bevölkerung. Diele Berfammlung wird auch darüber beftimmen, was 
für Steuern und Abgaben auferlegt werden jollen; und diefe dürfen niemals 
ander? als in ber gejehlichen Weile eingezogen werden, wozu eigene Beamte 
zu beftellen find, die fich über ihre Thun und Laflen verantivorten müflen. 
Zur Velräftigung aller diejer Anordnungen ift ein kaiſerliches Irade herans⸗ 
gegeben worden, das nad) dem Willen Sr. Majeftät unſeres allergnäbigften 
Herrichers überall verfündigt und fixeng befolgt werben muß. So gebe Gott 
der Allmächtige unferem erhabenen Herricher ein langes Leben und dem Volke 


Glück und Segen, damit die ihm allechöchft betvilligten Wohltgaten zu feinem 


Gedeihen gerathen.” 

29. Dftober. (Serbien.) Stupfchtina: vertagt fi) auf vier 
Wochen, bejchließt jedoch, für die Ziwifchenzeit einen permanenten 
Ausſchuß von 17 Mitgliedern 'zurüdzulaflen, um die Regierung zu 
überwachen. Ä 

30. Oftober. Die Pforte erläßt ein Gefeß betr. die von ihr 
bejchloflene Reduction der Zinfen der Staatsfchuld. Dazfelbe be 
ſtimmt im Wefentlichen: 

‚3 werden in Höhe von 85 Millionen Pfund Titel ausgegeben, welche 
mit 5 Procent jährlich zu verzinfen find und vom 1. Januar 1887 an im 
BVerhältniß vom 9 Procent jährlich im Ziehungswege amortifirt werben 
jollen. Dieſe Zitel werden von bem Fyinanzminifter unterzeichnet und mit 
dem Viſo eines zu diefem Behuf von den Syndilaten ernannten Delegirten 
oder der Dttoman:Bank verfehen. Sie find in türkifcher, englifcher und fran: 
zöfifcher Sprache ausgeftellt und müſſen von den Staatzcafien und öffent: 
lichen Verwaltungen mit gleichem Rechte, wie die Staatzfcyuldverjchreibungen, 
als Kaution angenommen werben. Diefe 35 Mil. Pfund werden in fünf 
Serien von je 7 Millionen getheilt, deren jede einen ber vu Sabre ent: 
ſprechen foll, während welcher die Zinfen halb in Silber und halb in Papier 
geleiftet werden follen. Die Berzinjung diefer neuen Titel ift durch Diejelben 
Sarantien gededt, welche durch die baar zu zahlende Hälfte geboten find. 
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30. Oktober. (Aegypten.) Die Truppen des Khedive rücken 
in Abeffinien ein. 

Ismail Paſcha Hatte In längft und zumal feit dem ud der 
Engländer fein Auge auf Abeifinien geworfen. ng indeß noch die Ber: 
widlungen mit Darfur zc. im Gange waren, konnten nd ber Khedive und 
feine Minifter allerdings nicht ernfthaft mit diefem Plane beichäftigen, mn 
fie aber einmal durch die Anterwerfung des Königs von Darjur Freie u. 
befommen hatten, wandten fie ber Sache wieder ihre ungeichmälerte Auf: 
merkſamkeit er Bor ungefähr zwei Monaten fchidte es ſich nun fo, daß 
wieber ein Mal abeifinifche Soldaten, welche zu Haufe feinen Sold erhalten 
Hatten, einen Einfall auf mohamedanijches Gebiet unternahmen. Dad war 
war nur ein Sreigniß, wie es 2 fie feit Jahren faft in jedem Monat wieder: 
—* aber diesmal kam es ber egyptiſchen Regierung ſehr gelegen und fie 
ſchickte kopen eine größere Truppenmacht ab, um bie geichehene Unbill zu 
rächen, d. h. ein möglichft großes Stüd von Abeffinien zu erobern. Eine 
ober Sach⸗ wird es für Aegypten übrigens nicht ſein. Der „os König 
Johannes befitzt kaum einen Schatten von Macht, die verichiedenen Pro: 
vinzen bed Landes befämpfen ſich feit Jahren mit Leidenfchaftlicher Erbitte⸗ 
.rung und minbeftens ein Dutzend eingeborner —* e ringt unter einander, 
um die hoͤchſte Gewalt oder —* — um den —* itel. Der Parteis 
hader ift fo uralt, „08 jelbft dad Anrüden aegyptiſcher Truppen ihn nicht 
ſchlichten Tonnte un . aaa ed Dr En allerdings feine ee Mü 
foften, feften Fuß a a Aber eine dauernde Beſetung des⸗ 
ſelben ift bei der —— * — —— eine —X che und 
wird den Aegyptern kaum ſo bald gelingen. 


2. November. Die drei Oſtmächte haben ſeit dem Mißlin⸗ 
gen ihrer erſten DVermittlungsverfuche zwiſchen ber Pforte und ben 
Aufftändifchen in der Herzegowina unter fich weiter verhandelt, um 
durch gemeinfame Schritte den außgebrochenen Brand zu erftiden 
und einen förmlichen Wiederausbruch der orientalifchen Frage zu 
verhüten. Rußland überläßt dabei die leitende Rolle Defterreich und 
alle drei haben fich Über eine gemeinfame, aus der Feder Andrafiy’s 
ftammende Note geeinigt, welche die Forderungen der Mächte an die 
Pforte präcifirt. Diefe Note ift nunmehr bereits in den Händen der 
betreffenden Botfchafter in Konftantinopel, kann aber zunächft wegen 
plöglicher Krankheit des Großvezierd nicht übergeben werden. 

11. November. (Herzegowina.) Die Lage der Türken ift 
eine nicht? weniger als befriebigende.. Die Infurgenten haben in 
letzter Zeit über diefelben auf verfchiedenen Punkten erhebliche Vor⸗ 
theile davon getragen. Dagegen herrſcht unter den SInfurgenten 
felbft keineswegs große Eintracht: die Parteigänger Montenegro's 
und Serbiens befämpfen fich bald offen bald geheim mit großem 
Eifer und auch zwijchen den Heinen Höfen von Belgrad und Gettinje 
waltet eine entfchiedene Spannung. 

12. November. Die Pforte läßt fich endlich dazu herbei, ihre 
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an der ferbifchen Grenze angebäuften Truppen zurüdguziehen, woranf 
Serbien dagfelbe thut. Inzwiſchen hat auch Montenegro einige tau- 
end Mann Truppen auf den Beinen, angeblich um die Grenze gegen 
allfällige Verlegungen zu ſchützen. Die Pforte remonftrirt bei den 
Mächten nachdrädlich gegen die Haltung ſowohl Serbiend ala Mon- 
tenegro’3 und fo viel ift in der That außer Zweifel, daß der Kern 
ber Sinfurgenten mehr und mehr aus freiwilligen aus Montenegro 
und Serbien befteht und daß die eigentliche Gefahr darin Liegt, daR . 
beide offen in den Kampf eintreten möchten. Die Mächte geben fid 
indeß große Mühe, Montenegro und Serbien von einem folchen ver 
bängnißvollen Schritte zurüdzuhalten, während die Bendlferungen 
beider Yürftenthümer augenfcheinlich dazu geneigt uud bereit find, 
und ihre Yürften dahin zu drängen fuchen. 

24. November. Die drei Oftmächte gewähren der Pforte auf 
das dringende Erfuchen des Miniſters des Auswärtigen, Rafchid 
Paſcha, neuerdings einen Auffchub bezüglich der Webergabe ihrer 
Forderungen, um ber Pforte weiter Zeit zu laſſen, die herzegowiniſch⸗ 
bosnifche Trage wo möglich aus eigener Initiative zu Löfen. 

25. November. (Aegypten.) England kauft dem Khedive die 
noch in feinen Händen befindlichen Suezjcanal-Actien ab und legt 
dadurch deutlich an den Tag, daß es die Türkei ſeinerſeits jo ziem- 
lich aufgegeben Hat, dagegen entfchloffen ift, fi) den Seeweg nad 
Oftindien für alle Fälle zu fichern (ſ. England). 

Ende Noveniber. Die Pforten-Regierung befindet fild in den 
größten SFinanzmifere, da die zahlreichen Truppen im Norden große 
Summen verfehlingen, während von einem größeren Anlehen in Eu: 
ropa feit der Yinanzmaßregel vom 6. Oktober feine Rede mehr fein 
fann und nur noch kleinere Vorſchüfſe zu den drüdendften Bebding- 
ungen in Konftantinopel jelbjt möglich find. Die Beamten erhalten 
bereit3 größtentheild keinen Gehalt mehr, die Truppen keinen Sol, 
worunter die Digciplin der letzteren nothwendig leiden muß. 


— November. (Aegypten.) Die ägyptifchen Truppen erleiden 
in Abeffinien eine fchiwere Schlappe. Munzinger Paſcha fällt. 


14. Dezember. Um den Forderungen der drei Kaifermächte 
zuvorzukommen und denfelben die Spite abzubrechen, erläßt der 
Sultan aus eigener Snitiative eine Reform-⸗Irade nicht bloß und 
nicht fowohl für die Herzegowina und Bosnien, fondern für das 
ganze Reich. 


dieſes 
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Diefelbe beginnt mit einer kurzen philofophiichen Einleitung über bie 
— der „civilifirten Staaten Europas“, bezeichnet bie Ziele, die ber 
Sultan jeit feiner Thronbefteigung befolgt, und ie ee aus, da „um 
biefe Abfichten noch vollfländiger zu erreichen”, bexfelbe beichlofien hat, alle 
feine Unterthanen „mit Öffentlichen Tyreibeiten und Reformen zu bedenken, 
eeignet, vollftändig das d ln trauen zu berubigen.” Es follen bas 
* folgende Maßregeln zur Verhandlung kommen: Die Gerichte ſollen von 
der Einmiſchung der ——— unabhängig und bie Richter unab⸗ 
ſeßbar fein, „ausgenommen Abſfetzung aus berechtigtem Grunde.” Ins Eins 
zelne a führt nun die Irade au: — 

ie Befugnifle der Präfibentichaft bes —— — welcher über 
allen Rigamie⸗ Gerchien (civilen, corxektionellen, criminalen) ſteht, werden 
von denjenigen unſeres Juſtizminiſteriums getrennt. Die zwei Abtheilungen 

—* werden einen erſten Präfidenten und einen Vice⸗Präſidenten 
haben. Gleichzeitig werben der Appellhof und daB Handelsgericht mit Unferm 
Juſtizminiſterium vereinigt werden, was dem Hanbelaminifterium L ale 
wird, fi) ganz der Entwidlung alles beffen zu wibmen, wa Ha unb 
Anduftrie und den Aderbau intereffirt. Zu. diefem Zwecke wirb ber zu 
Unjerm hoben Juſtizhof beigezogene Appellhof alle Befugniffe des Handels: 

pellationagerichtz, wie jene des Criminalgerichts in Fi vereinigen. Er 
wird in Folge defien aus drei Kammern beitehen, welche ben correktionellen, 
bürgerliden und Handelagefchäften entipredden. Man wird die Präfidenten 
und Richter dieſes jo eingerichteten Gerichtshofes wie bed Gaflationshofes 
in ber Art von Neuem wählen, daß fie alle geſetzlich erforberlidden Beding⸗ 
ungen in fi) vereinigen. In gleicher Weile wird man die Civilgerichte 
erfter Inſtanz umändern und conftituiren. Jedem ber Mitglieder Aa Höfe 
und Gerichte, die mit gewwiffenhaftefter Me eng zu errichten find, wirb 
ein kaiſerlicher Berat zugeftellt, der es gegen bie A — außer in gel ⸗ 
lich vorgeſehenen Fällen ſchützt, und man wird in gleicher Weiſe ein Ba 
ment ausarbeiten, baB ihre — x ben Fall des Rücktritts feſtſtellen 
wird. ... In der Abficht, jede Urſa au Mißtrauen von Seite bes Bublis 
kums mit Bezug auf die Errichtung un Hrn. diefer Tribunale 
zu bejeitigen und fie gegen jede Einwirkung und Einflußnahme ber Verwal⸗ 
tung ficher zu ftellen, verordnen Wir ausdrücklich wie folgt: Alle unjere 
Unterthanen haben das Recht, felbft die Richter und mufelmännifchen unb 
— Mitglieder ſowohl der genannten Gerichte als die Ver⸗ 
waltungsräthe der Provinzen zu wählen. In Folge befien werben genaue 
Inſtruklionen in alle Provinzen des Kaiſerreichs mit Bezug auf bie Errich⸗ 
tung biefer Tribunale und Räthe und die nachfolgend Feftgefefte Art ihrer 
gulammenfepung ergeben. Die Naibe, welche ſich in ben Hauptorten der 
Vilajets befinden, werden den Poften von Präfidenten der Appelihöfe dieſer 
Hauptorte einnehmen. Die Präfidenten ber Civil⸗ und Criminalgerichte in 
den Hauptorten der Sandjald und der Cazas werden aus ben fähigften 
Perſonen gewählt werben. Die Prüfung der von ben Gerichtshöfen beö Cheri⸗ 
ben Sandjaks unb Cazas gefällten Nrtheite wirb ebenjo ben Raib3 der Haupt, 
orte der Vilajets überlaffen. Indem die Einrichtung ber Gerichtähöfe ala 
Hauptzwed Hat, bie Garantien der a für die Rechte der Perfonen 
zu centralifiren, werden bie Prozefie unjerer mujelmännif Untertdanen 
mit unſeren chriſtlichen unb anberen nicht mufelmänniichen Untertfanen eben 
fo wie bie Prozeffe unferer chriftlichen Unterthanen untereinander oder mit 
unferen Unterthanen, die anderen nicht muſelmänniſchen Glaubensbelennt: 
Dilen angehören, unb bie Prozeſſe dieſer Leßteren untereinander, ben Gerichts⸗ 
8 Nizamie — uchtpolizeis, Criminal⸗Gerichtshöfe) anheimgeſtellt. 

an ſoll bie Geſetze und das Verfahren bei dieſen Gerichtshoͤfen nach unſeren 
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——ã Decreten vervollſtandigen und in der kürzeſten Friſt ins Werl 


Nachdem die Irade noch den ad — bes bie Strafe der 
— bes eo. angem ſein und Jeder das Geſetz verlekt, 
Bein voller rung beftra — nn a, geht he m zur Steuerfrage über: 
Einer wichtigften ndprinciped, das bie Rechte 
unferer —— fichert, beſteht * Anwendung eines en Aus 
maßes in den Steuern und Zi an des Staates, ebenfo wie in inbebung 
nach einem billigen Mobus. Es ift wahr, dafı die allgemeinen Einnahmen 
bes — —— im Verhaltniß ſtehen müfſſen zu den abminiftrativen und 
militärifchen Ben und daß wan alle FRiltel ausfindig machen muß, 
bie geeignet find, Die Einnahmen nach Maßgabe ber Enttwidlung ber Reid 
thümer des Landes unb ber Öffentlichen a fahrt zu erhdheu. Aber man 
muß auch, und das iſt unfer ee Wille, au jene Zweige ber öffent: 
In Einnahmen verzichten, bie eine Duelle des Leidens für die” Benölterung 
ne sin der einen ee Dortheil zu bringen. Die 
Veridjiche Steuern und neuen Abgaben, denen nnjere Untertanen 
sic a fu — ein abnormes Regime in ber Eintreibung und Ber 
teilung ber igefährt: wir hlen Sehe einen Modus der Unification 
iefer Steuern zu ma und fofort in Kraft a feßen, fo daß ben Böltern 
u Reiches durch eine gerechte proportionale Verteilung — 
verſchafft werde, ohne daß bie legitimen Interefſen bes remain Bi 
* — Abgeſehen von der —— des jupplementären Viertel⸗ 


—* 
werde. — die Au un direft don unſeren — gezahlten 
Steuern in den Provinzen den ae — anvertraut war, und 


u. dat 
zum = ibn = EI kt u verurfachen und ben —* 
* Beſitzt hü welcher Categorie fie auch gehö 
itel aller un — ategorie fie auch gehören 
use len lich durch bie — der Archive ausge⸗ 
folgt werden. — vo at ode iii ramm wird Do dem Zwecke v 


befänbigen nn vn ne müſſen daB eben, ag Güter und die Ehre aller 
nulecer lin banen ge 


der Ball er erreicht — — —— werben die Zapties aus ben ehr 
= 


eben ! Die M In bezügli Wirkungẽkrei 
—— — — gef Et Ion : 2. 08 * = der Civili 5 
in unferem Ian Dede 
ber Reichthum eines 





Die etlomanniſche Yforte. (Dez. 14.) 503 


nn Pflicht der Behörden, unfere Unterthanen mit jedem Zwang und jebem 
Ebrauch, wie der veratoriihen Anordnung von FFrohnarbeiten, zu vers 
ſchonen, die bereit? im Princip — unterſagt iſt. Man hat daher zu 
vermeiden, aus der BVeiſtellun Leiftungen unferer Unterthanen für bie 
Öffentlichen Arbeiten eine Sache ber Beration und ber Schädigung ſowohl 
für bie Perſonen ald deren Interefien zu machen. In Folge deſſen wird 
das mangelhafte Syitem, welches in Kraft fteht, reformirt und mit vers 
mehrten Garantien umgeben werben. In Anbetracht ber Dringlichkeit, Maß: 
regeln zu treffen, welche geeignet find, die Landwirthichaft, die Induftrie und 
ben Hanbel unferes Reiches zu reformiren und zu entiwideln, verordnen wir, 
daß bezüglich dieſer Angelegenheiten —5 — und competente Leute zu Rathe 
— und ihre Beſchlüfſe unſerer kaiſerlichen Sanction unterbreitet werben. 
le Clafſen unſerer Unterthanen find in unſeren Augen und nach unſerem 
Rechtsgefühle auf dem Fuße einer vollftändigen Gleichheit. Deßhalb beftätigen 
wir auch bie Gewalten, mit denen die Patriarchen und anderen geilen 
Dberhäupter in Bezug auf die Gefchäfte ihrer reſpektiven Gemeinden befleidet 
find. In Gleichem beftätigen wir in Bezug auf die freie Ausübung ihrer 
Eulte die vorhandenen Privilegien und Immunitäten ber bejagten Glaubens⸗ 
enofienichaften. Man wird ihnen alle Erleichterungen gewähren für bie 
ründung und Erbauung ihrer Kirchen, Schulen und übrigen nationalen 
Gebäude. Alle Clafſen unferer Untertanen werden ftet? unbehinberten Zu- 
tritt zu allen Stellen und öffentlichen Aemtern haben nad ihrem Berdienfte 
und t Fahigkeit; wir beftätigen die Zulaffung unferer nichtmohamedani⸗ 
ſchen Unterthanen, deren Ehrlichkeit und Fähigkeit anerkannt ift, zu diefen 
Aemtern. Die Steuer für die Befreiung vom Militärbienfte, welcher unferer 
nichtmahomebdanifchen Untertfanen untertoorfen find, wurde eingeführt ala 
eine Sompenfation für den effettiven Militäxrdienft, zu welchem unfere mufels 
männifchen Unterthanen herbeigezogen werden. Wir orbnen an, baß bie 
Bertbeilung der befagten Steuer in der Weile vorgenommen werde, baß alle 
diejenigen von unferen Unterthanen nichtmufelmännifchen Glaubens, welche 
dad Alter von 20 Jahren noch nicht erreicht ober das Alter von 40 Jahren 
überfchritten Haben, fowie bie Kränklichen und Invaliden befreit feien von 
diefer Steuerauflage. Wan wirb darüber wachen, daß die gegenwärtig ein⸗ 
eführte Norm, welche die Steuern nach der Bevölferungaziffer abhäßt, 
Dh biefe Maßregel nicht berührt, daß die Steuer eingehoben werde nach 
ber wirklichen Bat ber Steuerpflicätigen und baf, im falle bie gebt der⸗ 
ſelben ſich vermehrt, auch bie Eingänge des Schatzes vermehrt werden; end⸗ 
lich baß bie Bedeckung nad) dem erwähnten Steuerfchlüffel fich unter Mit: 
wirkung der Stenerpflichtigen vollziehe. Ferner ſoll die gegentwärtige Abgabe 
von 100 Pfund auf den Kopf ehr Diejenigen Mufelmannen, bie von dem 
Militärdienft befreit fein wollen, nad) demſelben Grundſatze der Gleichheit 
auf 50 Pfund berabgeminbert werden. In gewiſſen Theilen unſeres Reiches 
fönnen unfere nichtmahomedanifchen Unterthanen nicht Grundeigenthümer 
werben und find beichäftigt ala Pächter. Fortan foll keinerlei Unterjchieb 
mehr beitehen zwijchen unſeren Untertbanen, ſowohl in Bezug auf, den Befitz 
freigetoordener Ländereien, welche vom Staate verfauft werden, als auf ben 
Befik von Ländereien und Liegenichaften, welche Private verkaufen. Folge⸗ 
richtig wird man den Nichtmahomedanern auf Grundlage ber vollftändigften 
Sleickeit das gejehliche Recht ber freien Verfügung über Grundeigenthum 
zugeftehen. Die teftamentarifchen — unſerer nichtmahomedaniſchen 
Unterthanen in den Provinzen werben reſpektirt werben; es wird nicht mehr 
attet fein, ſich einzumiſchen in die Bermögenzverivaltung Minberjähriger 

ucch ihre Bormünder.” 
Das Attenftüd ſchließt: „Alle biefe Verfügungen und Jmmunitäten, 
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bie unferem Zaiferlichen Willen entipringen, haben den Hauptziwed, das Wohl⸗ 
befinden der Bevolkerungen zu vermehren, welche unferem fouveränen Willen 
unterworfen find. Die Größe, ber Ruhm und die Sicherheit der Staaten 
san nur aufrecht erhalten werden burch bie Ehrlichkeit und Gerechtigkeit 
ber Erecutivgewalten, durch den Gehorfam Aller gegenüber den beftehenben 
Geſetzen und durch bie von ben und von den Kleinen gewiflenhaft 
ausgeführte Beachtung ber Gerechtſame en Einzelnen. Alle Jene, welche 
in unferen Staaten aß in Grundfäpen handeln, werden Gegenfland 
unferer faiferl. Gnade ſein, und ebenſo tverben diejenigen, welche biefen Grund⸗ 
ſatz ir n, einer gerechten Strafe entgegengehen. Demgemäß verorbnen wir 
auch, daß, nachdem ix — Sanction unterbreitet worden, eine Norm auf⸗ 
geftellt werde Br aa lcher und mit aller Gewißheit alle jene — 
und alle jene berech ten —— mitgetheilt werden, die laut werden könnten, 
um eine Verlegung dieſer unſerer ſouveräͤnen Befehle oder Uebelthaten, welche 
begangen zur Anzeige zu bringen. Wir wollen gleichzeitig, da, 
enabpängig von ben Maßregeln, welche ergriffen werben, um bie firenge Ein⸗ 
der Geſetze au erh vgen, man Reglements und Inſtruktionen vor⸗ 
a ber bie amtliche Thätigfeit ber Valis, der Muteflarifs, der Kaima⸗ 
kams unb aller Beamten, im Allgemeinen entfprechenb unferen ge 
Befehlen. Wir wollen enblidh, daß Allen befannt gemacht werde, daß 
ünftigungen, welche wir mit Gegenwärtigem oftroiren, nur Diejenigen 
thet Gaftig werben, welche ihre Pflichten ald getreue und loyale —— 
erfüllen, und daß Diejenigen, welche von —* m Wege abgewichen ——— 
fe jelbftverftändli beenubt bleiben. Ahr, der Ihr unfer erlauchter Groß» 
vezier ſeid, werbet dieſes ſouveräne Rejcript veröffentlichen und promulgiren, 
fowoHl in unferer Hauptftadt, ala in allen Provinzen unferes Reiches und 
werdet wachen darü daß alle nothwendigen Mafregeln ll werben, 
um bie ſtrenge und nachdrüdliche Ausführung ber Befehle, ed enthält, 
zu vollziehen.” 

Die Irade macht fowohl im Lande felbft ala in Europa nur 
einen fehr geringen Eindrud. Aus ihrem Wortlaut felbft erhellt, 
wie entjeßlich ſowohl die Rechtazuftände ala die Verwaltungszuftände 
in den Provinzen des Reichs thatfächlich find. Die Verfprechungen, 
ihnen durch Reformen abzubelfen, find nicht? weniger als neu, ſon⸗ 
dern vielmehr ſchon wiederholt feit dem Krimkriege und zwar in ber 
allerfeierlichiten Form gemacht, aber niemals gehalten worden. Auch 
jetzt wieder fteht ebendagfelbe zu gewärtigen und zwar um fo ficherer, 
als gerade jeht 3. B. die künftige Unabjehbarkeit der Richter vorerft 
durch da8 gerade Gegentbeil d. H. durch mafjenhafte Abfegungen 
angeblich unfähiger Richter eingeleitet und flatt der verjprochenen 
Steuererleichterung gerade jebt aus allen Provinzen über eine furcht- 
bare Erhöhung des Steuerdrudß geklagt wird, um nur die Truppen 
fendungen nach dem Norden und die Verpflegung derfelben bezahlen 
zu Können und wenigften® das erfte Mal die richtige Zahlung der 
Hälfte der Zinfen der Staatsſchuld auf den 1. Januar 1876 auf- 
jubringen. Es ift klar, daß ohne eine Garantie der Reformen ſeitens 
der Mächte diefe ganz werthlos find und thatfächlich alles im Alten 
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bleibt. Wenn aber die Mächte eine folche Garantie ihrerjeits über- 
nehmen, fo liegt e8 auf der Hand, daB damit die orientalifche Frage 
neuerdings und in aller Form auf die Tagesordnung gejeht und 
für die Türkei der Anfang des Endes eingetreten ift. 

16. Dezeniber. (Hegypten.) Der Khedive hat auch mit dem 
Sultan von Zanfibar angebunden, begnügt fi) jedoch, dem dringen 
den Verlangen Englands eutfprechend, mit einem erſten Kleinen Er- 
folge und verftändigt fi mit dem Sultan. 

18. Dezember. (Aegypten.) Die finanzielle Lage des Khe— 
dive iſt thatfächlich nicht viel beiler als diejenige des Sultans und 
der Berfauf feiner Suezcanal-Actien hat ihm nur eine momentane 
Hülfe gewährt. Unter Umftänden wäre aber vielleicht England ge= 
neigt, ihm auch weiter zu Helfen. Der Khedive verlangt daher von 
der englifchen Regierung die Abjendung eines höheren Finanzbeamten, 
um die Lage feiner Yinanzen unparteiifch zu prüfen. England ent- 
Ipriht dem Wunfche (j. England). 

20. Dezember. In Folge des Erlafjes der Reform⸗Irade vom 
14. d. M. Seiten? de3 Sultans muß die urfprüngliche, immer noch 
nicht übergebene Note der drei Kaiſermächte modificirt werden und 
biefelben find denn auch darüber bereit? in Unterhandlungen getreten. 

„20. Dezember. Ein permanenter oberfter Rath conjtituirt fich 
bei der Pforte mit der amtlichen Benennung „Ausführungs-Rath“ 
unter dem Vorfitz bes Großveziers. Derſelbe fol die Ausführung 
der neuen Reformen überwachen und beiteht aus allen Miniftern 
und verichiedenen chriftlichen und mufelmännifchen Yunctionären, 
darunter der Exrbotjchafter in Pariz, Ali Pajcha. 

20. Dezember. (Herzegowina.) Mufhtan Pafcha wird zum 
Obergeneral der türkifchen Truppen in der Herzegowina ernannt 
und gebt fogleich dahin ab. Es ift dies nun ſchon der dritte Wechjel 
im Obercommando ber türkiſchen Truppen feit dem Ausbruch der 
Inſurrektion; die Lage der Dinge bleibt jedoch im Wefentlichen in 
der Herzegowina und in Bosnien immer diefelbe, wie zu Anfang 
der Inſurrektion. 

30. Dezember. (Aegypten.) Die zweite Truppenfendung nad 
Abeffinien, 6000 Mann, langt unter dem Befehl des Prinzen Haflan 
in Maflaua an. 

30. Dezember. Die drei Kaifermächte haben ſich über ben 
mobiflcirten Wortlaut ihrer Note an die Pforte bez. der für die 
Herzegowina und Bosnien fpeciell zu fordernden Reformen geeinigt. 
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Der Entwurf des Grafen Andraſſy, wie er nunmehr von Rußland 
fowohl als von Deutichland angenommen ift und den übrigen Grob: 
mächten vorgelegt werden foll, Tautet: 


„Tiefer Zweck jchien dem allgemeinen Wunſche zu ſehr zu entſprechen 
al? daß bie anderen Gabinette auf die Einladung, ſich durch ihre Vertreter 
in Konftantinopel demſelben anzuſchließen, ſich nicht beeilt hätten, ihre An: 
firengungen mit ben unferigen zu verbinden. 

„Die Mächte haben fich ind Einvernehmen gejegt, um allen — 
Gebote ſtehenden ne zu bem Zwecke aufzubieten, den Kampf zu loralı: 
firen, fowie die Gefahren und das Elend befielben zu vermindern, indem fe 
Serbien und Montenegro verhinderten, fi) an der Bewegung zu betheiligen. 

„Ihre Spradde war um fo wirkfamer, als fie identifh tvar und du: 
ber den feiten Willen Europas befundete, feine Gefährdung allgemeinen 
Friedens durch unbefonnene Meberftürzungen zu geitatten. 

„Die Sabinette haben überdies ber türkiſchen Regierung die guten 
Dienfte ihrer Conſular⸗Agenten angeboten, um zu der Beichwichti — 
Aufſtandes mitzuwirken. In dem Verfolge dieſer Aufgabe haben fe rge 
getragen, gleichermaßen jebe Einmifchung zu vermeiden und bie Würde, die 
Rechte und die Autorität ded Souveräns zu ſchonen. 

„Die Telegirten durften fich ge als Enquete-Commilfion geberben, 
noch fi) als Advokaten ber Wünſche der aufftändiichen Bevölkerung auf: 
werfen. Ihre Aufgabe war, ber Iekteren alle Seibfttäufchungen über eim 
Unterflügung von auswärt3 zu benehmen und fie zu ermahnen, nach Der: 
legung ihrer Wünfche und Klagen fich zu zerftreuen. Die Mächte behielten 

ch nur dor, bei der türfifchen Regierung diejenigen Forderungen der Auf: 
ftändifchen zu unterflüßen, die berechtigt befunden würden. Dieſes zudor: 
fommende Berfahren der Gabinette bezeugte in genügender Weiſe Die freund: 
Beiktyer Abficht, ER fie bei Anbietung ihrer guten Dienſte geleitet hatte; 
es befundete, daß in ihren Augen eine vollftändige Solidarität in den Inter 
effen Europas, ber Pforte und ber aufftändiichen Bevölkerungen vorhander 
war, um einem verberblicden und blutigen Kampf ein Ziel zu fegen und 
durch ernfte Reformen und wirkſame Berbeflerungen, welche bie wa 
dürfnifſe des Landes mit den berechtigten forderungen der Autorität ver 
jühnen würden, eine Wiederkehr defielben zu verhüten. 

„Dies ift in wenigen Worten ber gefchichtliche Verlauf bes feit bem 
Ausbruche des Aufftandes von den Mächten eingeichlagenen Verfahren. 

„Die Cabinette haben fich bis zum heutigen Tage vornehmlich von 
dem Wunſche leiten laſſen, Alles zu vermeiden, was al3 eine verfrühte Ein: 
miſchung Europas angejehen werden Tönnte. 

„sn diefem Gedankengange Haben fich alle Cabinette darauf beichränft, 
ber Regierung des Sultans den Rath zu geben, fich nicht an bloße militö: 
riſche abergeln zu Halten, fondern darauf auszugehen, das Uebel burd 

e Mittel zu befämpfen, welche zulünftigen Rubeflörungen vorzu: 
beugen beftimmt find. 

„Die Cabinette hatten, indem fie fo hanbelten, bie Abficht, der Hoden 
Pforte die moralifche Unterſtützung, beren fie bedurfte, zu leiften und außer 
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bem bie Zeit zur Ye: ung ber Gemüther in den aufftänbifchen Provinzen 
zu gewähren, weil fie der Slem Bingaben, daß jede Gefahr einer 
weiteren Berwidlung in dieſer Weile befeiti t ſei. 

„Leider find ihre Hoffnungen getäufcht worden. Einerſeits fcheinen 
die von der Pforte en Reformet nicht die Beſchwichtigung bes 
Volkes in den anfitändiichen Provinzen ins Auge gefaßt zu haben und au 
nicht zur Erreichung be weſentlichen Zweckes zu genügen. Anbererfeits i 
e3 den türkiſchen Waffen nicht geglüdt, dem Aufitande ein Ziel zu ſetzen. 

„Unter biefen Umftänden glauben wir, bab der Augenblid für bie 
Mächte gelommen tft, fich Über einen gemeinſam zu bejchreitenden zu 
einigen, ei welchem fie verhindern können, daß die Bewegung durch längere 
Fortdauer jchlielich den Frieden Europas gefährbe. 

„Ebenfo wie die anderen Mächte Haben wir den "wohltwollenden Ab» 
fihten, welche ben jüngften Manifeften des Sultans zu Grunde Liegen, Bei: 
fall gezollt. Der Irade vom 2. Oktober und der Ferman vom 12. December 
enthalten eine Reihe von Grundſfätzen, welche in die Organifation des otto: 
manifchen Reiches ala Reformen eingeführt zu werben beftimmt find. 

Man darf annehinen, daß, wenn aicle Grundfäbe in weile en 
Gefepeäbeftimmungen übertragen worden find unb Wenn vor Allem ihre 
prakliſche Handhabung vollkommen ben hellen Geficht3puntten ihres Urſprungs 
entipricht, wirkliche Verbefſerungen in ber türkiſchen Staatäverwaltung wer⸗ 
ben erzielt werden. 

„Gleichwohl können wir uns nicht verhehlen, daß die angekündigten 
Reformen nicht aus fi allein die Wirkung haben können, bem Blutvergießen 
in der Herzegowina und in Bosnien auch nur für einen Augenblid Einhalt 
gu thun, und baf fie ebenfowenig dazu angetan find, die künftige Ruhe 

efer Theile des ottomanifchen Gebietes auf feften Unterlagen zu begründen. 

„sn der That, prüft man den Inhalt bes Irade vom 2. October 
und des Fermans vom 12. Dezember, fo kann man nicht umhin, anzuerken: 
nen, daß die Hohe Pforte fich mehr mit allgemeinen Grundjägen, welche in 
beftimmter Faffun Reichsverwaltung zur Grundlage werden dienen Fön: 
nen, als mit der Herftellung des Friedens in den heute im Aufftande be 
findlicden Provinzen beichäftigt hat. 

„Es liegt ganz beſonders im Intereſſe ber ottomanijchen Regierung, 
daß vor Allem bie "Berftellung bes Friedens gefichert werde, denn bevor 
dieſe erreicht ifl, wird es unmöglich fein, bie Reformen in? Leben treten zu 
laffen, welche bie Hohe Pforte Telöft proclamirt Bat. 

Andererfeits haben die anardhifchen Zuftände, welche die nordweſt⸗ 
lichen Frobingen ber Türkei verwüften, nicht nur Schtoierigfeiten — bie 
Hohe Pforte im Gefolge, es Liegt in ihnen auch eine ge fahr für den 
allgemeinen Frieden, und bie verfchiedenen Staaten Europas fönnen nicht 
mit Sleichgiltigkeit einen Zuftand fich ſtets wiederholen und verjchlimmern 
ſehen, ber jchon jept ſchwer auf Handel und Induftrie laftet und ber, mit 
m Tage a a® Bertrauen des Publikums in die Erhaltung des Fries 

na erfchütternd, ſtets höhere und wichtigere AIntereffen in Frage ſtellt. 
uch glauben wir eine — Pflicht zu erfüllen, indem wir 
der ernſtlichen Erwägung der ntiemächte die Nothwendigkeit anheim⸗ 
ſtellen, der Hohen Pforte anzuempfehlen, ihr Programm durch ſolche Maß⸗ 
Den zu verbollftändigen, die unabiwendbar ericheinen, um in ben — 

blicklich durch die Geißel des Bürgerkrieges verwüſteten Provinzen Fri 

und Ordnung wiederherzuſtellen. 

„Als Ergebniß eines vertraulichen Ideenaustauſches, der zwiſchen uns 
und den Cabinelten von Petersburg und Berlin ſtatigefunden hat, gelangten 
wir zu dem Schluffe, daß biefe Maßregeln in einer zweifachen Richtung ges 
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I werben müflen: erftend auf moraliſchem unb zweitens auf materiellem 
iete. 

‚In der That ift die materielle Lage ber chriftlichen Bevollerung 
Bosniens und der Herzegowina in lekter Inſtanz nur von ihrer focialen 
und moralifchen Stellung abhängig. 

‚Wenn man die Urfacdhen der — Lage, in der ſich die 
De owina und Bpönien feit jo vielen Jahren finden, einer eingehenden 

— unterwirft, jo fällt gleich von vornherein die beſonders feind⸗ 
felige und ee Gefinnung auf, von der Chriften und Mahomebaner 
gegen einander bejeelt find. Dieſes allgemeine Mißtrauen war ber haupb 
jächlichfte Grund, der ed unferen Abgejandten unmöglich machte. den auf: 
ftändifchen Chriften die Meberzeugung beizubringen, daß bie türkilchen Be 
börden den aufrichtigen Willen hätten, ihren Beihtverben Abhilfe zu ſchaffen. 
Es giebt vielleicht Leine Gegend ber europäilchen Türkei, im welcher ber 
Gegenfat zwiſchen Kreuz und Halbmond fo jchroffe Formen angenommen 
hat. Dieſer fanatifche Haß und diefes Mißlrauen müffen zum größten Theile 
der Nachbarſchaft anderer Völker defielben Stammes zugeichrieben werden, 
welche den vollen Genuß jener Religionsfreiheit befiten, deren fich bie Chriſten 
ber Herzegowina und Bosniend beraubt jehen. Die unabläffige Bergleichung 
bewirkt, daß fie den Eindrud bekommen, unter bem Joche einer wahrhaften 
Knechtichaft zu ſtehen, daß der Name Rajah fogar fie in eine moraliſch 
niedrigere Stellung zu ihren Nachbarn zu bringen ſcheint, daß fie fi mit 
Einem Worte ala Sklaven fühlen. 

‚Mehr ala Einmal hat Europa fi) mit ihren Klagen zu befchäftigen 
gehabt, fowie mit den Mitteln, denſelben En zu In en. Der Het: 
en von 1856 gehört zu den Früchten dieſer Thätigleit der M 

n ben Feſtſetzungen dieſes Actes ſelbſt aber wird die Religionsfreiheit nod 
durch Clauſeln eingefchräntt, welche zumal in ber Derzegoioing und Bosnien 
mit einer Härte zur Anwendung gebracht wurden, Die jedes Jahr neue Gon 
flicte hervorrief. Der Bau ber dem öffentlichen Gottesdienfte, ſowie bem 
Unterrichte geweihten Gebäude, der Gebrauch der Bloden, die Bildung velı 
gidier Genoffenfihaften finden fich in diefen Provinzen noch immer Kinder: 
nifjen unterworfen, welche ben Chriften als ebenjo viele Erinnerungszeicen 
an ben Eroberungskrieg ericheinen, welche fie in den Mufelmanen nur bie 
Feinde ihres Glaubens exbliden laſſen, und den Eindrud verewigen, daß fe 
unter einem Soche leben, welches abzufchütteln man nicht nur das Recht. 
fondern auch die Pflicht Habe. 

„Der lebte fyerman berührt wohl dieſen Punkt der religiöjen Freiheit 
ebenſo, wie es übrigens ſchon der Hatti:Scherif von 1839, der Hat-Humayum 
von 1856 und andere Erläſſe der Hohen Pforte gethan Hatten. Er beftätigt 
bie Gewalten, mit denen die Patriarchen und anderen BER een 
für die Angelegenheiten ihrer Sprengel und für bie freie Ausübung i 
Religionsdienfte ausgerüftet find, aber er fett ihnen bie ihnen verliehenen 
Rechte und Ermächtigungen zugleich als Grenzen. Ex veripricht auch Er 
leichterungen für den Bau von Kirchen und Schulen, ein Verſprechen, bai 
öfter ala einmal in amtlicden Urkunden niedergelegt worben ift, aber da3 
nicht zur Beruhigung beitragen Tann, weil jeine Erfüllung von den Pre 
vincial:Behörden abhängt, twelche unter dem Drucke der Stimmung der Orts 
bevölferungen basjelbe nicht ins Werk ſetzen können, wenn nicht Der Grund: 
I ausdrücklich und laut ausgeiprochen wird. Der foeben erlafiene Ferman 
ebt alfo keineswegs über das Maß der Sugeftänbuiffe des Hat-Humayum 
inaus, welcher, wie ich es oben hervorgehoben habe, die religidfe Freiheil 
mit Einfchränkungen umgibt, die im Sauke der Iehten Jahre zahlreiche Strei⸗ 
tigkeiten hervorgerufen haben. Beichräntt, wie fie find, Haben bie Zuge 
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Rändniffe, um die e3 filh Handelt, niemals genügt, um die Chriften zu bes 
friedigen. Umſoweniger wirb dies Heute der Fall fein nach den Ereignifien, 
welche das Land mit Blut benett und den Widerftreit, der die beiden Glau⸗ 
bensformen trennt, nur noch vergiftet haben. Wenn ber Aufftand erft erſtickt 
fein wird, fo wird das mahomedanifche Element, fich ala Sieger betrachtend, 
ohne Zweifel -darauf ausgeben, fid_an ben Chriften für die Verlufte zu 
rächen, bie ein fo heftiger Kampf ihnen auferlegt bat. Ein Zuftand ber 
Dinge, der da3 Nebeneinandertvohnen von Theilen der Bevölkerung, die fich 
eben noch mit fo viel Erbitterung befämpft haben, ermöglicht, kann alfo nur 
dadurch gefichert werben, daß die chriftliche Religion vor rechtswegen unb 


-tHatfählih auf den Fuß volllommenfter Gleichheit mit dem Islam geftellt 


wird, daß fie öffentlich anerlannt und geachtet nnd Nicht nur, wie noch heute, 
blos gebuldet ift. Aus biefem Gruude müffen unferer Anficht nach die Gas 
tantiemäcdhte die volle unb e religiöfe Tyreiheit nicht nur fordern, ſondern 
auch, ala das erfte und tue! ee Zugeltändniß, erlangen. 

„Die Gleichheit vor dem Geſetze iſt ein ausdrädlich in dem Hat⸗Hu⸗ 
mayum verkündeter und durch die Öejehgebung a Grundſatz. Es iſt 
dies ohne Zweifel die Urſache, weßhalb die jüngſten Erläſſe bes Sultans es 
unterlaſſen haben, feiner zu erwähnen. Aber dieſer Grundſatz, obgleich recht⸗ 
lich giltig, wird doch noch nicht allgemein im ganzen Reiche angewendet. 
Thatjächlich wird das Zeugniß don Göriften gegen Mufelmanen an ben Ge: 
richtähdfen don Konftantinopel und den meiften anderen großen Städten zu: 
& affen, aber in einigen entfernten Provinzen, wie die Herzegowina und 

osnien, weigern ſich die Richter, feine Giltigfeit anzuerkennen. Es würde 
rd darauf ankommen, praktiſche Maßregeln dafür zu ergreifen, daß bie 
ChHriften in der Zukunft nicht Juftizvertweigerungen zu befürchten hätten. 

„Ein anderer Puukt, wel ringend der Abhilfe bedarf, ift die Ver⸗ 
pachtung der Steuern. Schon der Hatti-Scherif von 1839 hat über biejes 
Syſtem das Folgende gefagt: „Ein ſchlimmer Gebrauch beſteht noch, obgleich 
derjelbe nur ver ebliche Sl en haben fann, nämlich die en Conceſ⸗ 
fionen, die mit dem Namen —*8— bezeichnet werden. Nach dieſem Syſtem 
iſt die bürgerliche und financielle Verwaltung eines Ortes der Willkür eines 
einzelnen Menſchen überliefert, d. h. manchmal der eiſernen Hand der gewalt⸗ 
famften und habgierigſten Leidenſchaften.“ 

„Und der Hat⸗eHumayum von 1856 beſagt das Folgende: „Man wird 
auf bie raſcheſten und kräftigſten Mittel bedacht ſein, um die Mißbräuche bei 
der Erhebung der Steuern, namentlich der Zehnten, abzuftellen. Das Syftem 
der birelten Erhebung joll nad) und nach und fo bald ala thunlich an bie 
Stelle der Berpachtung in allen Zweigen der Staatzeinnahmen geſetzt werben.” 

„Troß diefer bündigen Erklärungen befteht das Berpachtungsfuften 
noch in feinem ganzen Umfange. Heute ftellt die dee Pforte Reformen in 
Diefer Richtung in Ausficht, ohne ne näher darauf einzugehen. Der Yerman 
vom 12. Dec. bezeichnet von neuem das jebt in Ausübung ftehende Syftem 
der SteuersEintreibung ala nicht in ber Ordnung. Er ertheilt Weifung, 
einen Modus ber Sleihmäßigteit der aagen zu ſuchen. Er befiehlt aud, 
Maßregeln zu ergreifen, „um der Willkür bei ber Eintreibung des Zehnten 
buch Bermittlung der Pächter zu fteuern;” aber er hebt die Verpachtungs⸗ 
wirthſchaft nicht auf. Will man daher dem Aufftande einen weſentlichen und 
nie außgehenben Be a entzichen, fo ift einer der Punkte, die man 
von der Pforte verlangen muß, ber, daß fie die are und beftimmte Erflä- 
zung gebe, daß das Syftem ber Verpachtung ber Steuern nicht bloß dem 
N nad, fondern auch ea für Boönien und die Herzegowina ab: 
geſchafft ift, und es ift ndthig, daß dieſe Maßregel unverzüglich in Ausfüh—⸗ 
rung gebracht werde. 
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ß n Gelder in ber 

Provinz bleiben und ausſchließlich en Beten verwendet werden wür 
heben unb ihre Wohlfahrt zu vermehren. 

Die Ausführung diefer Beltimmung müßte unter die Ueberwachung des ges 
wählten Ausſchuſſes, * dem im Verlaufe dieſer Arbeit ſogleich die Rebe 
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befiern, ober ob es fich empfehlen möchte, den Staatsſchatz eintreten zu laſſen 
zur Erleichterung der Ausführung der Maßnahmen, welche zu biefem Behufe 
zu treffen wären, ganz jo, wie dies vor etwa zwanzig Jahren in Bulgarien 
geichehen ift, wo die Grundlaften mittelft Ausgabe von Rentenbriefen, ſoge⸗ 
nannten Sehims, abgelöft worden find. Wir fühlen, daß die Aufgabe ſchwie⸗ 
rig ift und daß ihre Löfung nicht das Werk Eines Tages fein kann: aber 
wir — daß es von Wichtigkeit iſt, daran zu arbeiten, um das Loos 
der ländlichen Bevölkerung in Bosnien und in der Herzegowina zu ver⸗ 
befiern und fo eine ber offenen Wunden ber gefellichaftlichen Zuftände biejer 
Provinzen zu fchließen. Es würde uns nicht unmöglich jcheinen, eine Com⸗ 
bination zu finden, welche den Bauern geitattet, ftufentveije unb unter wenig 
läftigen Bedingungen unbebaute Landesparcellen zu eriwerben, die ber Staat 
um Berlaufe ftellen müßte. Wenn fie dann weiter ben Wunſch haben, ala 
üchter den Grundbefitz ihrer mufelmännifchen Landsleute zu bebauen, jo 
würden fie nach und nad) bazu kommen, felber ein kleines Grundſtück zu 
befipen, dad ihnen eine gewifie Unabhängigkeit fichern und fie gegen Er» 
han ſchützen würbe. 

„Wenn man daran benlt, wie wenig Glauben bei ber — 
Bevolkerung die Verheißungen der Hohen Pforte finden, jo kann man ſich 
nicht verhehlen, daß die bekannt gemachten Weformpläne das erforderliche 
Vertrauen nur bann würden einflößen Lönnen, wenn man gleichzeitig eine 
Inſtitution fchaffen würde, welche eine fichere Bürgichaft für die ernftliche 
Durchführung dieſer Reformen böte. Begnügt man fich, Die Ausführung den 
ProvincialsRegierungen anbeimzugeben, jo würde man nicht dazu gelangen, 
das Mißtrauen, von dem ich ‘ teche, zu überwinden. Es würde alfo eine 
Commilfion von NRotabeln des Landes einzufeßen fein, beftehendb zur Hälfte 
aus Mufelmanen und zur Hälfte aus Chriften, gewählt von ben Einwoh—⸗ 
nern der Provinz, nach einem von der Hohen Pforte beſtimmten Modus. 

„Ich babe Hiemit die Punkte dargelegt, deren Anwendung in ben 
—— Provinzen erlangt werden müßte, um ſich der gegründeten 
Hoffnung auf Friedensſtiftung hingeben zu können. Dieſe pur find: Die 
volle und unverlürzte Religionsfreiheit; bie Abjchaffung der Berpachtung der 
Steuern; ein Geſeß, welches verbürgt, daß der Ertrag der direkten Steuern 
von Bosnien unb der — zum Beſten ber Provinz ſelbſt, unter 
Aufficht der in bem Geiſte des and vom 12. Dezember eingejehten Or: 
gane verwendet werde; die Einjehung eines beſonderen Ausichuffes, ber in 
gleicher Anzahl aus Mufelmanen und Chriſten befteht, um bie Ausführung 
der von den Mächten vorgeichlagenen, ſowie der in dem Irade vom 2. Ok⸗ 
tober und im Ferman vom 12, Dezember verfündigten Reformen zu über 
wachen; enblich die Verbeſſerung der wirthichaftlichen Sage ber Landesbevol⸗ 
ferung. Die Fi Punkte könnten und müßten unverzüglich durch die Hohe 
user eingeführt werden, ber fünfte fiufenweife und jo bald wie irgend 
mögli 


ch. 

„Wenn, unabhängig von den Bedingungen, welche und ala bie ine 
fentlichften erfcheinen, Bosnien und bie Herzegowina noch die folgenden Re 
formen erhalten, die in dem jüngften Ferman angedeutet find: einen Pro⸗ 
vincialrath und Gerichtähöfe, Frei gewählt durch die Einwohner, die Unab: 
etzbarkeit der Richter: die Laienjuftiz; die perjönliche Freiheit; die Bürg⸗ 
ft gegen Miphandlungen; die Umgeftaltung ber Polizei, deren Verfahren 
o viele Klagen hervorgerufen hat; das Aufhören ber —— zu welchen 
bie Leiftungen von Arbeiten zum Öffentlichen Nuhen Anlaß geben; eine ge: 
rechte Herabfegung ber Gebühren für Befreiung vom Militärdienfte; bie dem 
Eigenthumsrechte zu gebenden Bürgfchaften: wenn alle biefe Reformen, in 
Betreff deren wir uns von ber Pforte Mittheilung exrbitten, um davon feier: 
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ih Act zu nehmen, Anwendung gefunden haben in den aufftändifchen Pro⸗ 
dinzen, welche, nach dem Texte des tyermand zu urtheilen, noch nicht ſogleich 
mit benfelben bebacht werden zu follen fcheinen, jo würde man hoffen können, 
den Frieden in dieje veriwüfteten Gegenden zurückkehren zu eben. 

„sh komme zum Schluffe. Die unbeflimmten Verheißungen deö Irade 
dom 2. Oktober und des Fermans vom 12. Dezember konnten die — 
nur exaltiren, anftatt fie zu beruhigen. Andererſeits iſt feſtzuſtellen, daß e 
ben türkiſchen Waffen nicht gelungen iſt, den Aufftand zu beendigen. Ber 
Winter hat dem Aufftande einen theilweifen Stillftand geboten. Ber Früh 
ling wird ihn wieder aufleben jehen. Die Meberzeugung, daß mit dem Kommen 
bes Frühjahres neue Elemente den Aufftand verftärken, da die Bulgarei und 
Kreta die Bewegung vergrößern werden, ift unter den Ghriften der Zürle 
eine allgemeine. Wie bem auch fein mag, jedenfalls ift vorauszufehen, dab 
die 0 von Serbien und Montenegro, welche ſich bis zu Dielem 
Augenblide a ohne Mühe außerhalb der Bewegung Hielten, alsdann wick 

fein werben, ber chenden Strömung Widerftand zu 
leiften, und jet fcheinen fie fich unter dem Eindrucke der Greiguifk 
und der Öffentlichen Meinung in ihren Ländern mit bem Gebanten vertraut 
gemacht zu haben, beim Schmelzen bes Schnee: in ben Kampf einzutreten 

„Bei dieſer Sachlage geftaltet fich der Berjuc der Mächte, im u 
terefie des allgemeinen Friedens die Außerften Verwicklungen zu 
ſehr ſchwierig. Oeſterreich-Angarn unb bie beiden anderen Taiferlichen Höft 
Haben fich im Derlauf eines vertraulichen Ideen⸗Austauſches in der Leber 
grugung vereinigt, daß, wenn man fich darauf beichränten wollte, ben Erfolg 

durch den jüngften Ferman veröffentlichten Reformvorichläge abzuwarten 
— Borjchläge, welche außerbem nach den Abfichten der Pforte nicht ſofori 
auf bie aufftändifchen Landestheile angewendet werden bürften — man als 
dann ein ganz anderes Rejultat ala das erwartete erzielen werde, daß vie: 
mehr der Gonflikt gegen Enbe des Winters eine bedeutend größere Ausdeh 
nung annehmen würde. Die drei Gabinette glauben daher, daß die ei 
Maßregel, neue Verwicklungen zu vermeiden, welche Ausſicht auf Gefolg be 
in einer von deu Mächten ausgehenden Kundgebung beftehen müßte, welche 
beren ausdrüdlichen Willen Elarlegt, der Bewegung, welche ben ganzen Orient 
zu überfluthen droht, Einhalt zu thun. 

„Dieler Zweck könnte indeſſen nicht allein durch eine an bie für: 
lichen Regierungen und bie chriftlichen Unterthanen des Sultans gerichtete 
ee erreicht werden. Damit diefe in fich ſchon Aufßerft ſchwierige 
Maßregel Ausſicht auf Erfolg habe, iſt es unumgänglich nothiwendig, daß 
bie Mächte fich auf Llare, unanfechtbare und prattiiche Reformen berufen 
Tönnen, welche beſonders geeignet find, die Sage ber Herzegowina und Bor 
nien® zu verbefiern; mit einem Worte, daß ihre Bermittlung ſich auf That: 
ſachen und nicht nur auf Programme ftügen könne. Nur auf Diejem Wege 
werden die Mächte im Stande fein, ihren friedlichen Rathſchlägen ben nd 
thigen Nachdrud zu geben. 

„Es gibt noch eine andere Schiwierigfeit, und es ift bie größte, welde 
man um jeden Preis überwinden muß. Dieſe Schiwierigleit if das gränd- 
lich eingewurzelte Mißtrauen, welchem alle DVerfprechungen der Pforte bei 
den Ehriften begegnen. Ein Hauptgrund dieſes Mißtrauens ift in der Thal: 
— zu finden, daß mehr als Eine in ben legten Erlaſſen des Sultans ver: 
prochene Maßregel bereit? in den früheren Hatti⸗Scherifs proclamirt war, 
ohne daß die Sage der Ehriften eine merkliche Beflerung erfahren hätte. 

„Auch Halten die Cabinette es für durchaus nothwendig, zu Tu 
daß die Regierung des Sultans durch eine officielle Mittheilung ihre 
fichten in Beriehung auf das gejammte Reich, wie fie in dem Sonde 


mehr im Sta 
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2. Oftober und im Ferman vom 12. Dezember dargelegt find, beftätige, und. 

baß fie zugleich den Mächten ihre Annahme ber oben erwähnten Punkte no: 

a die Beruhigung der auffländiichen Provinzen zum bejonberen 
werde n. 

„Ohne Zweifel würden die Chriſten durch dieſe Mittel nicht bie Form 
ber Garantie erhalten, twelche fie augenblicklich zu verlangen ſcheinen; aber fie 
würden eine verhältnigmäßige Sicherheit in der Thatjache felbft finden, daß 
die octroyirten Reformen von ben Mächten al3 unerläßlich anerkannt werben, 
und daß die Pforte Europa gegenüber die Verpflichtung übernimmt, fie zur 
Ausführung zu bringen.“ 

„Dieſes ift die aus einem vborberigen Sdeenaustaufch zwiſchen den 
Gabinetten von Gefterreich-Ungarn, Rußland und Deutichland herborges 
gangene fefte Ueberzeugung. 

„Eure Ercellenz ift beauftragt, diefe Anficht zur Kenntniß dei .... 
zu bringen und deſſen Mitwirkung zu dem Friedenswerke zu erlangen, beflen 
Gelingen alle unfere Bemühungen anftreben. 

„Wenn, wie ich Hoffe, die Anfichten der... . Regierung ſich mit. 
den unferigen begegnen, würden wir derfelben aus Nüdficht für die Würbe 


. und Unabhängigkeit der Pforte vorfchlagen, unſere a an dieſe nicht 


in einer Collectiv-Note zu richten, fondern nur und darauf zu befchränfen, 
unfere Vertreter in SKonftantinopel aufzufordern, gemeinichaftli und in 
identifcher Weife bei ber Regierung bes Sultans in dem von und entiwidelten 
Sinne zu wirken. 

„Sie wollen gefälligft, Here Graf, die gegenwärtige Depeiche dem 
Herrn Minifter der auswärtigen Angelegenheiten vorlefen und demjelben 
eine Abjchrift davon zurüdlaffen.” 


Die von den Kaifermächten fo vereinbarte Note wird zunächſt 
den übrigen drei Großmächten, England, Frankreich und Stalien, 
zum Beitritt refp. zur Unterftüßung derjelben mitgetheilt. Die Ueber— 
gabe derfelben an die türfifche Regierung verzögert fich dadurch bis 
Ende Januar 1876. 
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13. Griechenland. 


— Januar. Das Minifterinm Bulgaris ift troß der Vor 
"gänge vom 12. und 16. Dec. v. 3. (ſ. Geſch.-Kal. für 1874) ent 
Ichlofien, am Ruder zu bleiben und beabfichtigt, die Kammer einfod 
zu fchließen und dann wieder zur Seſſion von 1875 einzuberufe. 
Eine Anleihe von 26 Mill. Fres. wird inzwifchen im Lande felit 
in kurzer Zeit vollftändig gezeichnet. Das Cabinet Bulgaris regiert 
dag Land vorerjt ohne Budget. 


6. Februar. Ein kgl. Decret erklärt den Schluß der Kammer: 
feffion von 1874. 


25. März. Die Kammer joll zur ordentlichen Seffion vor 
1875 zufammentreten. Die gefammte Oppofition bleibt jedoch aus, 
fo daß wieder nur 85 Mitglieder (die minifterielle Partei) wie am 
12. Der. dv. J. anwefend find, während es zur verfaflungsmäßigen 
Beichlußfähigkeit der Kammer deren 96 bedürfte. Diefelbe erflät 
fich troßdem für beſchlußfähig. 

3. April. Kammer: Diefelbe genehmigt den mit Deutjchland 
abgejchlofjenen Vertrag betr. Ausgrabungen in Olympia. 

6. April. Die Stimmung im ganzen Lande ift eine ſehr gr 
reizte und fogar bedrohliche. Der Jahrestag der Erhebung von 1821 
wird daher überall mit bejonderem Ernſte gefeiert. 


In Athen wird bemerkt, daß bie meiften Bewohner ber Straßen, 
durch welche der König in die Kirche fährt, die an fie von — ver: 
tHeilten Fahnen nicht aufgeftedlt haben, baf der König von nigen ge: 
grüßt, die Präfidentjchaft und die Deputation der Kammern mit Hochrufen 
‚empfangen werden. Alle ge und wifjenjchaftlichen Vereine haben 
ihre Säle ausgeſchmückt, das Bild des Königs fehlt aber überall; politiſche 
Reden werden gehalten, und überall endet das Feſt mit Hochrufen auf die 
Verfafſung. In Syra werben bie Bildniffe des Minifterpräfidenten und 
be3 Kriegsminiſters öffentlich verbrannt, worauf fchleunigit Militärmadt 
dorthin abgefchiet wird. Die Deputirten der NRegierungspartei werben, wo 
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fie fich zeigen, verhöhnt. Aus den SKaffeehäufern und Gaſtzimmern weist 
man fie aus oder man entfernt fich von ihnen. Das ganze Lanb ift in zivei 
Parteien getheilt, von welchen die eine für eine mehr ober weniger abjolute 
Monarchie, die andere für die Verfaffung kämpft. In den Provinzen hat 
indeß die lebtere weit die Oberhand; die Regierung bat dagegen die Mehr: 
zahl des Heeres für fi) und ihre ziemlich zahlreichen Greaturen. Alle Ber 
richte ftimmen darin überein, daß der König ein fehr gewagtes Spiel fpiele. 


8. April. Kammer: Die ausgebliebene Minderheit verdffent- 
ficht neuerdings einen Proteft gegen die Beſchlüſſe der Majorität, 
welche fie wegen mangelnder Bejchlußfähigkeit für illegal und darum 
für null und nichtig erflätt. Zum Schluß wird das Boll auf: 
gefordert, wachſam zu fein, da feine Freiheiten in Gefahr feien, be⸗ 
droht zu werden. 

26. April. Der König läßt den Gefandten in Paris, Kon 
duriotis, zu ſich nach Athen entbieten, um fi mit ihm über di 
Lage ber Dinge zu berathen. Der König wünſcht die Bildung eines 
fog. neutralen Minifteriums ; Konduriotig kann fich jedoch nicht ent= 
Ichließen, einen derartigen Verſuch zu machen. 

28. April. Der König janctionirt alle von der nicht bejchluß- 
fähigen Kammer gefaßten Beichlüffe. 


7. Mai. Der König entfchließt fich endlich, dag Minifterium 
Bulgari3 zu verabfchieden. Doch wählt er ein neues nicht aus ben 
Reihen der Oppofition in der Sammer, fondern aus der entichieden 
democratiſchen Partei und jtellt Trikupis als Minifterpräfident und 
Minifter des Auswärtigen an die Spibe deſſelben. 


In den legten Tagen vor feinem Rüdtritt hatte das Minifterium 
Bulgarid noch jedes Maß an Demarchen wurden abgejcht, Mus 
nicipalräthe aufgelöst, weil fie Beichlüffe gefaht Hatten, die der Regierung 
nicht genehm waren, Gerichtäperfonen verjeßt, weil fie die Juſtiz nicht dem 
Willen der Regierung untertverfen wollten, die Staatögelder blindling? ver: 
fchleudert und andererjeits die Freunde der Regierung durch Veförderungen, 
Unterftügungen, Stipendien u. |. w. —— Auf dieſe Weiſe mußte der 
Becher endlich überlaufen. Der König aber, als das neutrale Miniſterium 
nicht gelingen wollte, wendete ſich, ftatt die vereinte Oppofition an's Ruder 
zu rufen, an die Außerfte Linke und betraute Herrn Trifupis mit der Bil 
Dung de3 neuen Minifteriumd. Trikupis ift Mann, der tvegen eines 
Artikels: „Wer ift Schuld?“ in welchem er ben König für die traurige Lage 
verantwortlich machte, gefänglich eingezogen und vor Gericht geftellt, zwar 
freigeiprochen, aber ganz und gar aus der Nähe des Königs verbannt wurde. 
Und nun bildet er dag Minifterium mit Lombardos, dem erklärten Demo: - 
raten, der den Hof bei den lehten Wahlen mit aller Macht bekämpft hatte, 
mit NhHallis, den Teputirten Attika's der aus der Kammer verjagt wurde, 
und Anderen, bie fi in ähnlichen Fällen befanden. Ihre Prinzipien find 
aft dieſelben wie die der Oppofition, aber fie können bis jet nicht als 
artei betrachtet werden, ba fie vereinzelt daflehen. Und das fcheint der 
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Grund zu fein, weßwegen der König gerade fie auserleſen hat: er will eine 
neue Partei bilden, um bie alten Parteien zu zeriplittern und zu ſchwächen. 
Die öffentliche Meinung ift zwar beruhigt, aber nicht befriedigt, umd ber 
König hat nicht? geivonnen, da man den Plan durchichaut. 


8. Mai. Das neue Minifterium Trikupis veröffentlicht fein 
Programm und überjendet dafjelbe auch den griechiichen Gejandten 
im Auslande behufs feiner Mittheilung an die Mächte. 


„An das helleniſche Boll. Mitbürger! Tas Vertrauen des König: 
hat una berufen, die Regierung ded Landes zu übernehmen, damit die poli- 
tischen Grundſaͤtze, welche wir vertheidigen, praftiich zur Anwendung gebradi 
werden. Wir Haben den Auftrag im volliten Bewußtſein der Berantiwor: 
lichfeit und mit der Meberzeugung angenommen, daß uud die Ration auch 
bei ber Leitung des Staates nad) den von un? vertretenen Grund unter: 
ftüßen werde. Die Wiederberftellung der Gonftitution ihrem Sinn unt 
Wortlaut nad) wird bei der freien Ausübung ber und von Sr. Majeftä: 
übertragenen Pflichten unfer —— fein. Auf Befehl Sr. Mageftät 
werden wir zu allererft das thige eiligſt vorbereiten, damit dem Gejck 
gemäß ba? Waplıecht ber Bürger bei der Bildung einer neuen Kammer frei 
von jeder minifteriellen Kandidatur und jeder Einmiſchung der Regierung 
ausgeübt werde. Nur indem die Nation mithilft, ihre Meinung durch ihr 
rechtmäßigen DBertreter in einem frei gewählten Parlament zu äußern, kam 
der anormalen Lage des Staates, welche fo traurige Ereignifie erzeugt hat 
ein Ende gemacht werden. Damit bie folge diefer traurigen Ereignifſe bald 
befeitigt werde, muß dem beitehenden Mangel an dringenden unb unver 
meidlichen Geſetzen durch königliche Dekrete vorläufig abgeholfen werden 
welche der gejeglichen Sanktion vorgelegt werden, jobald die Kammer zu: 
fammentreten wird. Das erfte Recht, die erſte Berpflichtung der neuen 
Kammer wird darin beftehen, der Krone und dem Land ein Minifterium 
darzubieten, welches, des Vertrauens der Mehrheit der Vertreter des Wollte 
fih erfreuend, die hauptſächliche Bedingung einer conftitutionellen Re 
gierung in fich fchließt. Auf diefe Weife wird der Staat in feine Geleik 
wieder eintreten und die Befeltigung unſerer conftitutionellen Gefege erreicht 
werben, indem fich nämlich ein Barlament aus wahren Vertretern bes Boll; 
bildet, und der Sammer diejenigen Rechte, derjenige Einfluß eingeräumt wer: 
den, welche fich ber nationalen Berfammlung in conftitutionellen Staaten 
geziemen. Das Minifter-Confilium: Trikupis, Lombardos, Rhallis, Pet 
mezas, Gennatas.“ 


— Mai. Uebereinſtimmende Berichte aus Athen wollen wiſſen 
daß der König der Regierung müde ſei und feinen beſtimmten Ent: 
ſchluß erklärt habe, abzudanten, daß es jedoch dem Einfluffe Ruß— 
lands gelungen jei, ihn wieder umguftimmen und zum Ausharrer 
zu beivegen. 


28. Mai. Ein tgl. Decret löst die Kammer auf und orbne 
Neuwahlen an. 


30. Juli. Allgemeine Wahlen zur Kammer. Diefelben er 
geben folgendes Reſultat: 


Es werden gewählt: 58 Anhänger des Kumunduros, 40 Un 
bes Deligeorgis, 30 er be3 jekigen Gabinets, d. h. alſo Sri 
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30 Anhänger des Zaimis, 17 Anhänger des Bulgaris, 7 Deliyaniften, welche 
bon Theodor Seliyani, einem Sohne des ehemaligen Minifter® und Better 
des Zaimis, geführt werden, und 8 Perjonen, welche keiner beftimmten Partei 
angehören. Die frühere Oppofition hat demnach einen glänzenden Sieg er 
rungen. Bulgaris, ber in der 1 Kammer bie Mehrheit hatte, sa 
nur über 17 Stimmen gebieten. Die Dermuthung, daß die Anhänger bes 
Kumunduros in der neuen Kammer am zahlreichiten vertreten fein würden, 
hat fi vollkommen beftätigt. Der König wird baber von vorneherein kaum 
umbin Tönnen, ihn nach dem Rüdtritt des jehipen Gabinet? mit der Bilbung 
bes Minifteriums zu betrauen. Unter den drei Hauptführern ber bisherigen 
Dppofition, Kumunduros, Zaimis und Deligeorgis herricht vollkommene Ein- 
trat. Da biefelben 128 Stimmen der Kammer vereinigen, würbe das von 
ihm gebildete Minifterium eine überwiegende Mehrheit haben. Kaum wirb 
Kumunburog dem Trikupis, gegen welchen fich in den Reihen der früheren 
Oppofition Heftige Erbitterung zeigt, ein Minifterportefeuille anbieten. 


23. Auguft. Eröffnung der Kammer. Thronrede des Könige. 
Nach Berlefung der Thronrede bringt die Kammer dem König ein 
Hoch, in welches dieſes Mal die Zubörerräume volltönig einſtimmen. 
Hierauf ruft ein Deputirter „Hoch die Volksſouveränetät“, was eben- 
falls ein ftürmifches Echo findet. Damit ift die Eröffnungsfeier, die 
feit Jahren nicht mehr mit ſolchem Jubel begangen worden, zu Ende. 
Die Thronrebe ji ein vollftänbiges Programm einer Liberalscon: 
itutionellen on ie betont die von jeder minifteriellen Einmiſchung 
eie Vornahme der Wahlen, welche die Nation als ihrer Freiheiten würdig 
ericheinen ließen. Die ſtrenge Verfolgung ber mit den Wahlen zufammen: 
—— Vergehen falle der Juſtiz anheim, Sache der Kammer ſei die 
ge geſetzmäßige Prüfung der Wahlen. Wie die Rechte der Volksvertre⸗ 
tung dem Throne heilig ſeien ebenſo habe jene bie Pflicht, durch eine genau 
ausgeprägte Mehrheit ihren Willen in Bezug auf die Regierung bed Landes 
tundaugeben. er Mae folcde Mehrheit ertvarte der König jogleich nad 
Confihuiru der Hammer die Bildung eines flarfen und dauerhaften Mi— 
niſteriums. ch Betonung der —— en un en zu den aus⸗ 
wärtigen Mächten verbreitet filh die Thronrede in inzelnbeiten über bie 
nothiwendigen Reformen in allen Steigen ber Verwaltung, erinnert bie 
Kammer an bie Nothivendigleit der endlichen ven line, des durch die Eon» 
ftitution — Miniſierverantwortlichkeits⸗Geſetzes und ſtellt eine gäͤnz⸗ 
liche Umgeftaltung des Wahl- und des Steuergeſetzes eine Verbefſerung ber 
Communicationsmittel, Einführung ber allgemeinen Wehrpflicht in Fi 
Die Annahme dieſes ramms durch ben König ſoll indeß dem Mini 
rium Trikupis viele Mü rd haben und nur nad Langen Debatten 
en Al nachdem das Minifterium mit einem Entlafſungsgeſuche ge: 


— Aug. Die dffentlide Meinung bleibt gegenüber den Er- 
eigniflen in der Herzegowina ziemlich gleichgiltig und die Regierung 
völlig neutral, jo daß die Pforte keinerlei Urfache bat, fich über 
Griechenland zu befchweren. 

Anf. September. Das Minifterium befchäftigt ſich ernfthaft 
mit der Einführung eines neuen Militärſyſtems. 
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Griechen erlennt bie lichkeit, mit dem bisheri 

— nur I enügendes für is —E bes Laꝛ 
Yeiftet, ferner auszulommen. Zu dieſem Behufe wird eine Höhere Militär 

i gt, welche die Aufgabe hat, ein die Wehrkraft des Landes 
erhöhendes Organi ngögeleh auszuarbeiten. Mit dem B in biefer 
Commiffion ift der ehemalige Kriegsminiſter General Smolenzt 

21. Oktober. Kammer: wählt Komunduros mit allen gegen 
17 Stimmen (der Anhänger des geftärzten Miniftere Bulgaris) zu 
ihrem Präfidenten. Alle Parteien halten gegen Bulgaris und feine 
Anhänger zufammen. 

27. October. Der König entläßt das Minifterium Trikupis, 
das auf eine Mehrheit in ber Kammer nicht rechnen kann, und be= 
ftellt ein neues au ber nunmehrigen Majorität. Daſſelbe beftebt 
aus: Komunduros, Präfident des Confeild und Minifter des Innern, 
Kontoftavlos, Minifter für auswärtige Angelegenheiten, Karaiszakis, 
Kriegsminiſter, Sotiropulos, Yinanzminifter, Miliotiz, Kultusmtnifter, 
Papazafiropulos, Auftizminifter und Avgerinos (von der Partei 
Zaimis), Marineminifter. 

30. October. Kammer: Das neue Minifterium Komunduros 
ftellt fih ihr vor. Komunduros hält eine kurze Rede, in welcher er 
folgende Geſetzesvorſchläge als nothwendig bezeichnet: 1) über ein 
neues Steuerfuflen, 2) über den Verkauf ber SKloftergüter, deren 
Erlbs ausfchließlich für Befoldung des Klerus dienen joll, 3) über 
Bewaffnung und militärifche Ausbildung einer Klaſſe von Staatg- 
bürgern, 4) über die Aufhebung der Militärjuftiz für gemeine Ber- 
brechen, 5) über eine Anleihe zum Bau der Eifenbahn von Piräus 
nach Lamia, 6) über Minifterverantwortlichkeit, und 7) über die zum 
Staatsdienfte nöthigen Vorbedingungen. Außerdem foll burch eine 
gründliche Reform des Wahlgejehes jede Fälſchung der Wahlen in 
Zufunft vermieden werden. Das neue Minifterium betritt die Re- 
gierung mit der Zuftimmung und den Wünfchen des gefammten Volkes 
und wäre wohl geeignet, das Wohl des Landes zu fördern, wenn es 
nicht nach bißheriger Sitte durch Uneinigkeit der dafjelbe unterftügen- 
ben Parteien die Majorität in ber Kammer wieber verliert. Zunächft 
wird Zaimis, der Führer der anfehnlichflen Partei in der Kammer 
neben derjenigen des Komunduros, mit dem Präfidium der Kammer 
entjchädigt, wozu er mit 130 gegen 1 weißen Stimmzettel gewählt wirb. 

Ende October. Die Uebergriffe Roms führen auch in Griechen- 
land zu einem Iebhaften Conflict. Der Papft hat es nämlich für 
pafjend gehalten, den, vier Tatholifchen Bisthümern Syra, Naxos, 
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Tynos und Santorin ein Erzbistifum Athen hinzuzufügen. Daß 
die Hauptftadt, der Sit der orthodoren Synode, nun auch einen la- 
teiniſchen Metropolitan haben folle, erregt jedoch allgemeinen Un- 
willen. Die Preſſe verlangt in drobendem Zone, die Regierung folle 
dem fremden Erzbifchof ihre Beftätigung verfagen, und biefe läßt 
auch überall verbreiten, daß fie ganz diefer Anficht fei. 


9. November. Kammer: befchließt, 31 Beichlüffe der früheren 
Kammer aus der Zeit, da fie gefeglich nicht beichlußfähig war, zu 
annulliren und das Gabinet Bulgaris in Anklagezuftand zu jeßen. 

22. November. Die frühern Minifter (unter Bulgaris) Va⸗ 
laſſopulos und Nikolopulog werden auf das Begehren des Staats- 
anwalt3 am Athener Apellgerichtöhofe verhaftet, indem fie angeflagt 
find, daß fie fich durch anfehnliche Geldſummen bei der Ernennung 
zweier Biſchöfe Hätten beftechen lafſen. 

28. November. Kammer: genehmigt neuerdings den Vertrag 
mit Deutjchland betr. Ausgrabungen in Olympia. 


5. December. Kammer: befchließt, die beiden früheren Mi— 
nifter und drei Biſchöfe wegen Beftechung gerichtlich zu belangen, 
und wählt den außerordentlichen Gerichtähof, der über fie aburthei- 
len ſoll. 

20. December. Die Regierung verweigert bie Genehmigung 
zu der vom Papft verfuchten Errichtung eines Tatholifchen Erzbis- 
thums in Athen, da der Papft vorher wohl die Zuflimmung bes 
Könige, aber nicht diejenige der Regierung nachgefucht hat. 

80. December. Kammer: beichließt die Anklage gegen das 
gefammte Cabinet Bulgaris wegen verfaflungswidriger Ufurpirung 
ber legislativen Gewalt und Fälſchung der Protokolle der Kammer 
und wählt fofort den außerordentlichen Gerichtshof, der über bie 
Angellagten aburtheilen Toll. 


IV. 


 Außereuropäifhe Staaten. 
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4. Januar. Im Staate Loufiana bricht in Folge des Aus— 
falls der Neuwahl der Legislative des Staats ein Conflikt zwiſchen 
der republifanifchen und der demofratifchen Partei aus. 

Die letztere ſpricht die Majorität an. Der republifanifche Gouverneur 
Kellog rüdt jeboch mit Regierungstruppen in den Berfammlungsfaal und 
entfernt 5 demokratiſche Abgeordnete, deren Wahl angefochten wird, mit Ge⸗ 
walt aus demfelben. Unter dem Schuß der Waffen conjtituiren fi) nunmehr 
die Repnblilaner ala Legislative des Staats; die Demokraten proteftiren, 
ieben fich zurüd und conflituiren fich in einem andern Haus gleichfalls als 

gislative und fegen ihren Gandidaten M’Enery ala Gouverneur ein. Nun 

übernimmt General Shertdan das Commando über die Truppen in News 

Orleans und verlangt von ber Regierung in Wafhington umfafiende Voll: 

machten gegen bie weiße Liga (die Demokraten), Verhaftung und ſumma⸗ 

riſche Aburtheilung ihrer Führer durch Militärgerichte ala einziges Mittel, 

— dem Terrorismus, der Unficherheit und — 5*— gkeit in Louiſiana zu 
em. 

8. Januar. Die demofratifche Partei in Teneflee, in Arkanſas 
und Miffouri remonftrirt energifch gegen die Einmifchung der Een- 
tralgewalt in Zoufiana und beftreitet das Vorhandenfein eines Terro⸗ 
rismus Seiten? der Demokraten in den Gübftaaten. 


9. Januar. Kongreß: befchließt eine Refolution, durch welche 
Präfident Grant um Aufklärung bezüglich der militärifchen Inter⸗ 
vention in Louifiana erfucht wird. _ 

13. Januar. BPräfident Grant antwortet auf die Refolution 
des Congreſſes bezüglich der Vorgänge in Lonifiana durch eine Bot⸗ 
ſchaft, in der er erflärt: 


Die Unruhen in ben Jahren 1866 unb 1868, bie Meheleien in Gollaz 
und Gonftantina und bie Gewaltthätigleiten Enery’3 in New⸗Orleans, wo 
Kellog gewaltfam entjegt worden fei, bewieſen, daß bie jüngften — 
nicht den ng er —— ſondern einer en bie Republilaner 
wörung zuzuſchreiben feien. de bie . Kellog’3 
jum Gouverneur nicht von Ungejelichleiten frei jet, jeien boch feine Rechte, 
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biefen Poften zu befleiden, unzweifelhafter, ala das Recht Enerys. Die 
legten Maßregeln der Unterfuchungs-Commilfion ſeien völlig geleglich unub 
die Mitglieder derfelben Hätten ein Recht zur Bekleidung ihrer Stellen. Mi⸗ 
litaͤriſche Interventionen jeien zwar nicht übereinftiimmend mit den Grund⸗ 
ſatzen der Regierung, aber die Verwirrung in ber Legislative von Lonifiana 
hätten daB Vorgehen der militäriichen Befehlshaber, weldde allein ber Re 
quifition des Gouverneurs nadjlamen, ala fie durch ihre Maßregeln dem 
Geſetze ſtarke Hand geliehen, dadurch Gewaltthätigkeiten und Mordthaten 
vorgebeugt und den Plan zur pa an: und zur Empörung gegen 
bie Regierung vereitelt, tfertigt. eral Sheridan babe, unbeeinflußt 

bein x, durch die Erfahrung gewonnener Meberzen: 
gung bie Führer der Liga gelennzeichnet und die Hand zu ſummariſchen, 
rafchen, zwar unzuläffigen, aber wirkſamen ee geboten. Am Schlufte 
feiner Botichaft macht der Präfident dem Eon energiiches deln zur 
Pflicht und erklärt, er werde fi) bei Ausführung feiner M In nur 
durch den Geift unb den Buchfiaben des Geſetzes leiten und fich nicht durch 
Furcht oder Mißgunſt beirren laflen. 

14. Januar. Congreß: Beide Häufer haben ſich über einen 
Geſetzesentwurf behufs Wiederaufnahme der Baarzahlungen mit dem 
Jahr 1879 geeinigt. Der Präfident ertheilt demjelben jofort feine 
Sanction und macht in einer Botfchaft dem Kongreffe Vorlagen be- 
hufs Ergänzung und Ausführung des Geſetzes betr. bie Wiederauf- 
nahme der Baarzahlungen und zur Erhöhung der Staatseinkünfte. 

Danach Sollen die Abgaben auf Thee und Kaffee wiederhergeftellt und 
bie im Jahre 1873 beichlofiene Rebuction der Zölle auf Eifen, Stahl x. 
im — von 10 Proc. — werden. Der Prafident ſchlaͤgt 
für den Ankauf von legal-tender-Roten pro 1875 eine Prämie von 10 
gegen Golb vor; pro 1876 foll bie mie 7'/ Proc. pro 1877 5 
pro 1878 21/s Proc. betragen, jo daß biß zum Januar 1879, auf welchen 
——— die ——— der Baarzahlungen feſtgeſetzt iſt, die Green: 

cks mit Gold al pari ftehen würden. Hierdurch dürfte dem Silberabflufk 
vorgebeugt und wahrſcheinlich auch übermäßigen Nachfragen Golb be 
gegriet werben. Das Staatspapiergeld würde jo feiten Werth er 


3. Februar. Senat: lehnt den von der Regierung mit Ca⸗ 
naba abgefchloffenen Reciprocitätsvertrag einftimmig ab. 

6. Februar. Repräfentantenhaus: nimmt die von Butler ein 
gebrachte Civil⸗Rights-Bill, welche ben Farbigen neben der politi= 
chen Sleichitellung auch die bürgerliche im weiteren Sinne fichert, 
mit 153 gegen 98 Stimmen an. In der Debatte tritt der Partei- 
fanatismus in feiner fchroffften Form auf. Republikaner und De 
mofraten jchleudern die giftigften Schmähungen auf einander. Bon 
bemofratifcher Seite wird die gewaltfame Durchbringung der Bill 
als ein Berfuch angefehen, den Süden zur Verzweiflung zu treiben, 
um der Regierung einen Vorwand für die Intervention des Bundes 
zu geben und auf Grund diefer bie nächfte Präfibentenwahl zu 
Gunsten der Adminiftrationspartei zu beeinflufien. In ber ange 
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nommenen Bill ift übrigens die Beitimmung, durch welche gemifchte 
Schulen eingeführt werden follten, geftrichen. Der Senat ftimmt 
der Bill auch ſeinerſeits zu. 

7. Zebruar. In Louifiana kommt zwiſchen den beiden Par⸗ 
teien ein Compromiß zu Stande, nach welchem die Demokraten in 
der Legislative eine Mehrheit von 10 Stimmen haben follen, unter 
ber Bedingung, daß fie auf eine Unterfuchung der Handlungen bes 
republifanifchen Gouverneurs Kellog verzichten und diefer im Amte 
bleibt. Der demofratifche Gegengouverneur M’Enery zieht fich zurück. 

20. Februar. Congreß: Beide Häufer einigen fich über eine 
Erhöhung des Zolltarifs behufs Vermehrung der Staatseinnahmen. 
Zu demjelben Zwecke bejchließen beide Häufer gleichzeitig auch bie 
Erhöhung mehrerer Steuern. 

27. Februar. Die fogenannte „TForce-Bill”, welche unter dem 
barmlofen Namen eines „Geſetzes zur Beichügung der Wähler in 
Ausübung ihres Wahlrechts“ nichts Geringeres bezweckte, als für 
die nächjten zwei Jahre jede Art von Vergewaltigung der Sübdjtaaten 
dem willtürlichen Ermeſſen des Präfidenten anheimzugeben, dieſes 
Zwangsgeſetz wird im Repräfentantenhaufe noch durchgedrüdt, kommt 
aber im Eenat nicht mehr zur Behandlung und fällt alfo dahin. 


2. März. Repräfentantenhaus: befchließt mit 140 gegen 80 
Stimmen eine Refolution, welche ſich gegen eine allfällige Inter— 
vention der Bundesregierung in die Angelegenheiten von Arkanſas 
und die dortigen Streitigkeiten zwifchen Republifanern und Demo- 
raten ausſpricht. 

3. März. NRepräfentantenhaus: bejchließt die Aufnahme des 
Territoriums Colorado ala Staat, lehnt dagegen biejenige des Terri— 
toriums Neumexiko ab. 

4. März. Der Congreß ſchließt feine Seſſion. Der neue Eon 
greß wird im Repräfentantenhaufe zum erften Mal twieder eine de= 
mofratifche Mehrheit aufweifen. Da jedoch alle Vorlagen erledigt 
wurden, jo wird der Präfident nicht vor dem Dezember gendthigt 
fein, denfelben einzuberufen. 

— Mai. 3 fcheint außer Zweifel, daß Grant ernitlich 
daran benft, gegen allen bisherigen Gebrauch zum dritten Mal ala 
Candidat für die Präfidentfchaft der Union aufzutreten. Selbft die 
Mehrheit der republifanifchen Partei jcheint jedoch dem Plan nicht 
günftig zu fein. » | 


596 Yereinigte Staaten von Aerdamerike. (Anf. Sept. — Dt. 12.) 


— September. Auch in der Union macht fich nachgerade das 
Bedürfniß geltend, den ungemefjenen Anjprüchen des Ultramonta- 
nismu3 entgegen zu treten. Präfident Grant felber hält eg für an- 
gezeigt, fich gelegentlich einer Berfammlung de Sriegervereines der 
Armee von Teneflee jehr energifch gegen jene Anſprüche namentlich) 
bezüglich der Schule auszufprechen. 


„Wenn wir in naher Zukunft noch einen Kampf auszufechten haben’ 
— fo fagt er nach einer Hindeutung auf den legten Krieg — „dann wirb 
die trennende Linie nicht die Mafon: und ZirondsLinie (die frühere Grenze 
zwiſchen ben fllavenhaltenden und den freien Staaten) mehr jein, fonbern es 
wird eine folche fein, die auf der einen Seite Baterlandaliebe und Bildung, 
auf der andern Aberglauben, Ehrgeu und Untifienheit aufweiſen wird. &s 
ift Zeit, Hand anzulegen an das Merk der Hundertjährigen Jubelfeier. welches 
in der Befeftigung der Grundlage des von unjeren Vorfahren bei Leringten 
begonnenen Gebäubes beſteht. Laßt uns für bie a freien Ge 
dankens, der freien Rede, ber freien Prefie, der reinen Sitte, ungefefielten 
religidſen Gefühls, der Gleichberedhtigung aller Menſchen ohne Rüdficht auf 
Abftammung, Farbe oder Religion arbeiten; die freien Schulen fördern, dafür 
Iorgen, daß kein Tollar, der für fie bejtimmt ift, zur Unterflügung einer 
Eeltenichule verwendet werden fol, daß weder ein Staat noch die ganze 
Nation andere Anftalten unterhält, ala ie in welchen jedes Kind den 
gewöhnlichen, nicht von atheiftifchen, heidniſchen oder confeifionellen (secta- 
rian) Lehren durchſetzten. Schulunterricht erhalten kann; überlaffen wir die 
religidfe Belehrung der Familie und der Kanzel, und Halten wir Kirche und 
Staat für immer getrennt. Mit diefen Bollwerten werden, jo glaub’ ich, 
bie Schlachten, in welchen fich Die Armee von Zeneflee bewährt bat, nicht 
vergeben? gefämpft jein.” 


8. Oftober. Eine Entjcheidung des Bundes⸗Obergerichts Tpricht 
fi) gegen das Frauenftimmrecht aus. 

Das Gutachten des Oberrichterd refumirt fich dahin, daß zwar Frauen 
unter der Gonftitution der Vereinigten Staaten Bürger feien, daß aber das 
Recht, zu ftimmen, von den einzelnen Staaten verliehen wird und daß, um 
das Stimmrecht auch den Frauen zu verleifen, eine bahingehende ausdrück⸗ 
liche Geſetzerlaſſung in den einzelnen Staaten nothiwendig ſei. Ta fi nun 
in der ganzen Union ſchwerlich in irgend einem Staate eine Majorität der 
Wähler dazu veritehen wird, den frauen das Stimmrecht zu verleihen uud 
Iegtere auf Grund obiger Entſcheidung feine Hülfe von der Bundesregierung 
erwarten können, fo jcheint die Agitation der Frauenrechtler wenigftens in 
der Gegenwart hoffnungslos. 


12. Oftober. Ctaatswahlen in Obio, Jowa und Nebrasca. 
Die republilanifche Partei fiegt in allen dreien, auch in Obio, wo 
fih der Kampf Hauptjächlich um die Frage über Papier- oder Hart- 
geldwirthichaft dreht. Die erftere unterliegt und die Niederlage ifi 
um fo empfindlicher für die Demokraten, ala biefelben den Staat 
erft im vorigen Jahr, und zwar damals mit großer Majorität, der 
Herrſchaft der republifanifchen Partei entrifien hatten. 
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4. November. Staatöwahlen in mehr als zwanzig Staaten. 
Die republitanifche Partei erringt in einer großen Zahl derfelben 
namhafte Wortheilt, doch find dieſelben keineswegs genügend, um 
die bei den Wahlen des vorigen Jahrs von ihr erlittenen Verluſte 
wieder augzugleichen. In New⸗-York unterliegt die Tamany-Partei. 

5. November. Eine Depefche ber Uniongregierung an ihren 
Gejandten in Madrid drängt neuerdings und zwar in fcheinbar dro= 
bender Weife auf eine Zöjung der cubanifchen Frage (ſ. Spanien). 


4. Dezember. Zufammentritt des Congrefjes, in welchem zum 
eriten Mal feit dem Bürgerfrieg die ſog. demofratifche Partei we—⸗ 
nigften? im Repräfentantenhauje die Majorität befift, während im 
Senat allerdings die republifaniiche Partei noch überwiegt. 

7. Dezember. Präfident Grant richtet feine Jahresbotſchaft 
an den Congreß. 

Die Botichaft, welche in die Zeit des Hunbertjährigen Beſtehens ber 
Nnabhängigkeit fällt, Hält mit Necht eine Rückſchau über die Vergangenheit 
der Republil. Statt 13 Staaten find e8 gegenwärtig 38 Staaten, dazu 
fommen acht große Territorien, dag gefammte Areal erſtreckt fi) vom At⸗ 
lontifchen bi zum Stillen Ocean; während früher die Bevölkerung nur 
3 Millionen —9 iſt fie jeßt auf 40 Millionen herangewachſen; ber Acker⸗ 
bau, früher die ausſchließliche Beichäftigung, umfaßt jebt 6 Millionen Ader: 
bauer, und die damals noch unbekannten verichiedenen Manufacturen beichäf: 
tigen jet 2 Millionen Arbeiter und probuciren jährlich mehr ala 2000 Mil. 
Dollard. Die reichen Producte der Bergwerke an Gold, Silber, Zt Kupfer, 
Dlei und Eifen beleben und bereichern den ganzen Welthandel. „Mit gleichem 
Stolze“, jo fährt die Botſchaft fort, „Lönnen wir auf die Erfindungen und 
auf die Bervolltommnung in Künften und Wiſſenſchaft bliden. Nach diefer 
ergiebigen reichen Rückſchau geziemt e3 una, da wir a“ ala Nation in das 
Mannesalter eingetreten, unſere Zulunft vor allen ahren zu fichern, bie 
unfere Größe und unfer Glück irgendivie bedrohen. Unfer großes Staatsweſen 
ift eine Republik, in welcher der eine. jo gut wie ber andere vor dem Geſetz 
iſt. Zum wejentlichen Gedeihen der Republik ift aber Erziehung und Bil- 
dung das wichtigfte Erforderniß. Untiffende Menſchen können nicht ber 
Zyrannei und Unterdrädung von Seiten der Demagogen und ber herrichenden 
Priefterclaffe widerſtehen. Unfere Inftitutionen fidjern das größte Gut für 
bie größte Zahl der Bevölkerung, aber nur — allgemeine Bildung, wie 
durch volle Freiheit des Gedankens und der gan ung. Darum empfehle ich 
die Borlegung eines Amendementö unferer Bundesverfaffung, welches jebem 
Staat bie Bit auferlegt für immer — freie Volksſchulen zur Erzie⸗ 
hung aller Kinder ohne Unterichied des Gefchlecht3, der Geburt, der lies 
und der Religion zu errichten, darin aber religiöſen oder antireligidfen Unter: 
richt zu verbieten, den Schulfonde und bie Schulfteuern Lediglich zu ben 
freien Staatöjchulen zu verwenden und weder Staatshülfe no irgend eine 
Mumnicipalunterftügung ben religiöfen Sectenfchulen direlt oder indirekt zu⸗ 
tommen zu lafjen. Ein großes Uebel für unjere Republik ift die Anhäufung 
bes Kircheneigenthums, das, wenn es nicht verhindert wird, am Schlufie 
des 19. Jahrhunderts unferer Republit große Gefahren bereiten wird. Im 
Sabre 1850 betrug dieſes Kirchenvermögen 85 Millionen Dollar? ; im Jahre 
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1860 hatte es ſich verdoppelt, und im Sabre 1875 ift es zur Höhe von 
1000 Millionen Dollar geftiegen. Im Jahre 1900 wird es ficherlich 3000 
Millionen Tollars erreihen. Dieſes immenje Vermögen ſteht unter dem 
Schutze des Gouvernnements, es genießt alle Wohlthaten des Staates und 
trägt nicht das Geringfte zu den Laften und Pflichten der Stant3gefellichait 
bei. Barum empfehle ich dringend Geſetze zur gleichmäßigen Veiteuerung 
alles Eigenthums, gehöre eg den Kirchen oder anderen Gorporationen. — Under: 
Beziehungen zu den fremden Rationen find meiftentheilö zufriedenftellenden 
und freundlichen Charakters; es gereicht mir zur Freude, daß die Cortes von 
Portugal die Sclaverei in allen ihren Golonien abgeichafft Haben. Wir 
bürfen hoffen, daß bald die Zeit kommen wird, in welder fein Menſch 
unter irgend einer Form feinen Mitmenichen in Sclaverei und Unterdbrüdung 
mehr hält. Es ift die Pflicht der Republik, dazu mitzuwirken, und namen: 
lich Gejete zu erlaffen, dab fein Bürger der Vereinigten Staaten Sclaven 
- als Eigenthum in andern Ländern Hält. Spanien hat die in Folge dei 
Conflict? wegen des amerilaniichen Schiffs „Virginius“ verlangte Ent i⸗ 
ungsſumme noch vor dem Fälligkeitstermin bereitwillig abgezahlt. Der 
Bürgerkrieg auf Cuba währt nach wie vor fort: die Geſethze einer cipilifirten 
Kriegsführung werden von beiden Seiten mit frühen getreten; die Graufam: 
feiten find ein Schimpf und eine Schmach für die Humanität unferes Zeit: 
alterd, und fordern die Berurtheilung derjelben ſeitens aller civilifixten Re: 
tionen heraus. Die Handelsintereſſen aller Nationen leiden unter dieſen 
Bürgerkriege, beſonders aber fühlen ſich die Vereinigten Staaten gefchädigt. 
theils im ihren ausgedehnten Sandelöbeziehungen zu Cuba, theild in bem 
vielfachen Eigenthum, das Bürger unſerer Republit in Cuba befigen, und 
das fortwährend der Zerflörung und Verwüſtung unterliegt. Es Liegt ums 
nun die Frage zur Entſcheidung vor: ob wir die Inſurgenten als eine ım- 
abhängige Nation oder mindeſtens als eine Friegführende Macht anerfennen 
follen. Ber Bürgerkrieg währt nun fchon fieben Jahre und zeigt offenbar. 
daß Spanien nidht im Stand ift, die Inſurrection zu unterdrüden. Gleich 
wohl liegen nad) dem Böllerrechte, das uns allein ala Richtichnur dienen 
muß, nicht die Bedingungen vor, welche es rechtfertigen, die Unabhängigkeit 
ber Inſurgenten, oder — wenigſtens als kriegführende Macht anzuerkennen. 
Es beſtebt unter den Inſurgenten keine civilrechtliche Organiſation, kein ſelbſt 
fländiges Gouvernement, kein Gerichtshof, feine Verwaltung; die Inſurrection 
iſt von jeder Communication nach außen abgeſchnitten, fie Hat feinen Hafen, 
feine Schiffe, und jelbft die Form eines gelegmäßig geführten Krieges fehli. 
Nur — —— und Zerftörungen durch Feuer und grauſamen Mord find 
die Mittel der Kriegsführung. Ueberdies würde eine Anerlennung der Inſur 
penien unjererfeit3 die Republik in mannigfadde Schwierigkeiten verwideln, 
a Spanien zufolge des Vertrages von 1795 in ſolchem Falle dad Durch 
ſuchungsrecht gegen alle unfere Schiffe geltend machen würde. Allein rs 
liegt im Interefie der Humanität und der Handelsinterefien der Rationen, 
diefen raufamen Bürgerkrieg zu Ende zu bringen, und die ficheren Mittel 
find: Mediation und Intervention, welche aber nur auf Anrufen des einen 
oder andern Theils ber ftreitenden Parteien von uns mit Unparteilichkeit, 
—— und Aufrichtigkeit ausgeführt werden ſollen und können.“ 
a fte Theil der Botjchaft ift die Zinanzfrage. Die Einnahmen 
bes lebten Figcaljahres, das mit dem 30. $uni 1875 endete, betrugen 288,000,051 
Dollars, Bilanz im Bundesſchatz 150,751,694 Dollars, alſo baarer Gejammt: 
vorrath 438,731,745 Dollard. Die Ausgaben des lebten Fiscaljahres be 
trugen 274,623,293 D.; ferner an Einlöfung der Nationalichuld 19,405,936 
Dollars, alfo Gejammtausgabe 294,029,229 Dollars. „Nicht genug Gewicht 
kann auf die Wiederaufnahme der Metallgeldzaglung gelegt werden; ber Eon: 
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greß ſollte ſich aller Mittel verfichern, bis zu dem durch Geſetz beftimmten 
Zermin, bem 1. Januar 1879, die — des eldes und die 
Einführung des Hartgeldes zu erreichen. hne dieſe Mittel kann ein ges 
ſunder permanenter Finanzzuſtand des Landes in allen Induſtriezweigen nicht 
eintreten. Das Metallgeld iſt der ſichere Werthmeſſer im geſammten Belt 
verkehr. Indem wir lediglich Papiercourant unter dem Goldwerthe gebrauchen, 
ſucht das Gold, wie jede kaufmänniſche Waare, denjenigen Markt, wo Nachs 
bi e nach demſelben ift. Unſere reichen Minenproducte von Gold und Silber 
uchen daher das Ausland als beiten Markt; wir Laufen alſo alle fremden 
ee für Gold. Kine Inflation oder Vermehrung des uneinlöglichen 

apiergeldes muß unbedingt zum Ruin der Nationalehre und zur Repudias 
tion der Nationalſchuld führen. Tarum empfehle ich dem Congreß zur ern« 
ften Erwägung, geſetzlich zu beftimmen: daß dieſes Gouvernemenid-Papier: 
courant nad) dem 1. Januar 1877 nicht mehr ala gefegmähiges Zahlung? 
mittel, für Schulden, bie nach diefem Termin contrahirt werben, empfangen 
werden muß; daß ferner der Finanzminiſter ermächtigt wird, monatlich 2 
Millionen Sonvernementönoten gegen Staatsſchuldſcheine zu Doll. 3.65 jährs 
lien Zinjen und zum Betrag von 50 bis 1000 Toll. eines jeden Scheines 
umzuwechſeln; daß endlich dem Finanzminiſter die Macht gegeben wird, Gold 
jur endlichen Einlöjung der Gouvernementsnoten aufzubhäufen und dieſes 
ehtere kann ———— durch Verminderung ber Ausgaben als hauptſächlich 
durch Erhöhung der Einnahmen geſchehen; in letzterer Beziehung empfehle 
ich Die Diederberftellung des Zolls auf ben Import von Thee und Kaffee, 
der jährlich eine Revenue von 18 Millionen einbringt. Seitdem wir auf 
leßtere Artikel die Zölle aufgehoben, Haben jene Länder, von denen wir Thee 
und Kaffee ui einen Zoll des Erport? zum Beiten ihrer eigenen Caſſen 
auferlegt, jo daß unfere Gonjumenten nicht ben geringften Nuten von ber 
Hiefigen Aufhebung bes Importzolles haben. Sowie wir ben Importzoll 
wieder auflegen, find jene Länder gezwungen, ihren Exrportzoll aufzuheben, 
wenn fie nicht in dem Handel dieſer Artikel einen für fie jelbft nachtheiligen 
Stillſtand herbeiführen tollen.” Zer peinbent faßt am Schluffe die Haupt: 
punkte, welche ex dem Congreß zur dringenden Berüdfichtigung empfiehlt, 
dahin zujammen: 

1) daß die Staaten verpflichtet werden, gute, freie Volksſchulen für 
jedes Kind zugänglich zu machen; 2) daß fein religiöfer Sectenunterricht in 
irgend einer freien Stant3s oder Volksſchule, die vom Staat oder von dffent- 
lichen Steuern erhalten wird, extheilt werden darf; 3) daß der Volksunter⸗ 
richt obligatorifch fei und alle diejenigen, welche nach dem Jahr 1890 nicht 
leſen und jchreiden fönnen, ald des Stimmrecht verluftig gehen; 4) daß 
Kirche und Staat für immer getrennt und jedes frei im feiner eigenen Sphäre 
fein, das Kirchenvermögen aber befteuert werben foll; 5) daß Licenziirte Uns 
fittlichkeit, namentlich die Polygamie dev Mormonen und die Einfuhr chine⸗ 
filcher Frauenzimmer für unſittliche Zwecke, ſtreng verpönt werden ſoll; 
6) daß ſolche Geſetze erlaſſen werden, welche eine baldige Rückkehr zu einem 
geſunden Geldcourant, das die Achtung der Welt verdient, ſichern. 


12. Dez. Repräſentantenhaus: Blaine, der frühere Sprecher 
des Hauſes, einer der Führer der republikaniſchen Partei und zuge— 
ftandenermaßen einer der bedeutendften GCandidaten für die Präfi« 
bentenwahl im künftigen Jahre, ftellt den Antrag auf ein Amende« 
ment der Gonftitution, die nichts Geringeres bezwedt, als die Kirchen⸗ 
und Schulfrage, deren Regelung bis jeht Lediglich den einzelnen 
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Staaten obliegt, diefen gänzlich aus den Händen zu nehmen und 
dem Eongreß zu übertragen. Es wäre dies eine Reuerung, welche 
Thon um ihres auf Gentralifation der Bundeögewalt gerichteten 
Charakters halber von außerordentlicher Tragweite ift, ganz abge 
fehen davon, daß fie geeignet wäre, den fog. Culturfampf auch nad 
Amerila zu übertragen. 


Der Antrag wird vielfach ald ein Verſuch aufgefagt, im Mitbewerb 
um die Präfidentichaft einen noch höhern Trumpf auszuipielen, ala es be: 
bereils von Grunt in berfelben Richtung verfucht worden if. In der That 
gewinnt bie Frage einer dritten Präfidentjche N des Generais Grant fofor 
wieder neues Leben, indem eine Methodiſtenverſammlung in Boston alabalb 
beichließt, Grant thatfächlich für eine erneuerte Präfidentichaftscandidatur zu 


eınpfehlen. 

15. Dezember. Repräfentantenhaus: befchließt mit 232 gegen 
18 Stimmen eine Refolution, welche einen dritten Präfidentichafts- 
termin ausdrüdlich mißbilligt. 

22. Dezember. In AUth a trifft das dortige Bundesgericht eine 
principiell wichtige Entjcheidung, indem es ein Mitglied der dortigen 
Diormonengemeinde wegen Polygamie zu zwei Jahren an 
verurtheilt. 





Aeberſicht 
dee poliliſſien Entwicelung des Iahres 1875. 


Wenn auch nur uneigentlich gejagt werden Tonnte, daß das 
Jahr 1874 ein mehr oder weniger „Langweiliges“ geweſen fei, fo 
läßt fich doch jedenfall behaupten, daB die politifche Entwidlung 
des jahres 1875 ſowohl bezüglich der einzelnen europäiſchen Staaten 
als auch und namentlich bezüglich ihrer Verhältniſſe unter einander 
eine viel bedeutfamere und vielleicht verhängnißvollere gewefen ift. 

Sm Großen und Ganzen blieb Europa ber Frieden, wenn 
auch nicht ohne einzelne unruhige Momente, erhalten. Aber das 
Gefühl der Sicherheit vermochte doch niemals und nirgends recht 
die Oberhand zu gewinnen und felbjt eine gewiſſe Beruhigung, die 
nad und nah Raum zu greifen fchien, machte gegen das Ende des 
Jahrs durch dag plößliche Wiederaufleben der orientalifchen Frage 
ſchweren Beforgniffen Pla. Das Dreilaiferbündniß, das fich Die 
Erhaltung des Friedens in Mitteleuropa zum Ziel geſetzt Hat, trat 
und tritt in feiner Bedeutung gegen Frankreich und allfällige Rache: 
gelüfte desfelben allerdings allmälig zurüd, aber nur, um fich der 
viel fchiwierigeren Aufgabe einer gemeinfamen Löſung der orientali« 
chen Trage gegenüber geftellt zu ſehen, ohne darliber unter fich 
jelbft zu zerfallen. 

Das Verhältniß zwijchen Deutjchland und Frankreich, der 
Kampf des modernen Staates gegen die alten Anfprüche und die 
neuen Anmaßungen des römijchen Papſtes und endlich die orienta- 
liche Verwickelung waren die drei Fragen, welche während bes 
Sahres 1875 Europa ala Ganzes politifch vorzugsweiſe befchäftigten. Die 

Zunächſt und in ber erften Hälfte des Jahres fchien fich der ea 
Gegenfak zwijchen Frankreich und Deutjchland eher verfchärfen als Frage. 
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mildern zu wollen. Die Haft, mit der die franzdfifche Rational: 
verſammlung. fortwährend bemüht war, das Heeresweſen nicht nur 
zu organifiren, fondern zugleich auch auf eine mehr ala bloß achtung« 
gebietende Höhe zu vermehren, fo daß die Streitkräfte Frankreich 
für den Kriegsfall denjenigen des deutſchen Reiches wenigftens an 
Zahl nicht nur gewachſen, fondern ſogar überlegen wären, erregte 
wiederholt die Aufmerkfamteit der Regierung des beutjchen Reiches 
und erzeugte im weiteren Derlaufe eine allgemeine Beunrubigung in 
Deutichland. Zu einem Theile allerdings war diefelbe begrünbe, 
zu einem andern aber doch in bisher nicht Hinreichend aufgehelltn 
Meife künftlic und abfichtlich aufgebaufcht und legte ſich ſchließ⸗ 
lich rajch wieder unter Vermittelung Rußlands. Zunächit wenigftens 
dachte Frankreich wirklich nicht daran, den Krieg gegen Deutfchland 
zu erneuern. Seine ganze Aufmerkſamkeit war vielmehr durch de 
Entwicklung feiner innern Zuftände vollauf in Anfpruch genommen. 
Bis zu Ende be Jahres 1874 Hatten die monarchiſchen Parteien 
der Legitimiften, Orleaniften und Bonapartiften in der National: 
verfammlung die Majorität behauptet und die von Thiers und de 
vereinigten Fractionen der äußerften Linken, der gemäßigten Linken 
und des Linken Centrums angeftrebte definitive Geftaltung einer m 
publitanifchen Berfaffung verhindert. Aber diefelben monarchiſchen 
Parteien hatten fich unfähig gezeigt, fich auch nur unter einander übe 
die Monarchie, welche fie wieder einführen wollten, zu verftändigen, 
verfolgten fich vielmehr gegenfeitig mit einem Hafle, der vielleidt 
noch gründlicher war, ala der Haß, den fie gemeinfam den Anhär- 
gern einer wie immer gearteten Republit widmeten. frankreich und 
feine Nationalverfammlung boten daher Jahre lang das nichts we 
niger als erhebende Schauspiel dar, die Republik nicht einführen zu 
wollen und die Monarchie felbft beim beften Willen nicht einführen 
zu koönnen. Sogar über eine genauere Definition und Organifation 
der von ihnen jelbft auf fieben Jahre dem Marfchall Mac Mahon 
als Präfidenten der Republit übertragenen Gewalten Tonnten fi 
die monardhifchen Parteien nicht einigen. So blieb bis Ende de 
Jahres 1874 Alles im Ungewiffen und die verfaffungsmäßigen Zu⸗ 
ftände des Landes abjolut proviforifche. Den verjchiedenen monat 
chiſchen Parteien war das noch lieber, ala daß eine der andern ben 
Sieg ihres Prätendenten gegönnt oder daß fie der Republik erlaubt 
hätten, ſich als die endgültige Verfafſung des Landes feftzujegen 
Aber den Wünfchen wie den Bedilrfniffen des Landes Tonnte diele 
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Ungewißheit auf die Dauer unmöglich entfprechen, wenn fich auch 
die Prätendenten und ihre Anhänger nichts daraus machten. Es 
konnte kaum zweifelhaft erjcheinen, daß die Mehrheit der Franzoſen 
geneigt war, mit der Republif neuerdings einen ernjthaften Verfuch 
zu machen: feit dem Jahr 1871 war die große Mehrzahl der Er- 
gänzungswahlen zur Nationalverfammlung republitanifch ausgefallen, 
nur eine Minderheit derjelben twar den Bonapartiften, Teine einzige 
den Legitimiften und Feine den Orleaniften zugefallen. Es lag auf 
der Hand, daß die Zolalerneuerung der Nationalverfammlung ein 
ganz anderes Ergebniß darbieten würde, als dieß im Jahre 1871 
der Tall gewejen war. Die monarchiſche Majorität war deßhalb 
in jeder Weife bemüht, diefe Neuwahl hinauszuſchieben, um das 
Heft noch fo Lange wie möglich in den Händen zu behalten und die 
Aufrihtung der Republik wenigſtens noch auf ebenfo lange zu ver- 
hindern. Da, in den erften Tagen des Jahres 1875, erbarmte ſich 
boch eine kleine Gruppe des rechten Gentrums unter den Abgeord- 
neten Wallon und Lavergne des Landes, entichloß fi), dem Haren 
Verlangen der entjchieden übertviegenden Mehrheit der öffentlichen 
Meinung fich zu fügen und den vereinigten Fractionen der Linken 
die Hand zu bieten, um endlich jenen ernfthaften Verſuch mit der 
Republit machen zu können. Doch geichah es nur unter der Be⸗ 
dingung, daß die zu bejchließende republifanifche Staatsverfaffung 
feine radicale, fondern vielmehr eine confervative im Sinne des 
Hrn. Thiers fein würde. Die vereinigte Linke ging darauf ein und 
im Laufe des Jahres fam denn auch eine Reihe von Berfaffuings« 
gefeken zu Stande, welche die Republit als die definitive Staats⸗ 
form conftituirten, wofern wenigſtens die Neuwahlen in ihrer Mebr- 
beit im Sinne und nach ben Wünfchen der gemäßigten Republifaner 
ausfallen würden. Am lebten Tage des Jahres 1875 ſchloß endlich 
die Nationalverfammlung ihre. Arbeiten und ging auseinander; die 
Neuwahlen aber, die zu Anfang des Jahres 1876 vorgenommen 
wurden, fielen überwiegend republikaniſch aus. Die Krifis, welche 
feit dem Jahre 1871 gedauert hatte, fand damit ihre wenigſtens 
vorläufige Loſung und diefe Löfung konnte, wie die Dinge lagen, 
dem Frieden nur günftig fein. Denn da jeder der monarchijchen 
Prätendenten, wenn es durch irgend welchen Zufall irgend einem 
derſelben gelungen wäre, fi) an’® Ruder zu fohwingen und ber 
Krone zu bemächtigen, fich für feine Herrfchaft doch nur auf eine 
Minderheit und zudem noch eine mehr oder weniger nur ziemlich 
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feine Minderheit der Nation hätte ftühen Tönnen, jo wäre einem 
folchen, wie er auch hätte heißen mögen, faft nicht? anderes übrig 
geblieben, ala die Nation nach außen zu beichäftigen und die Schwä⸗ 
chen feiner Stellung wo möglich durch Triegerifche Erfolge zu decken 
oder auszufüllen. Die Republit allein Hat da8 nicht nöthig, und 
wenn fie ſich überhaupt halten und auf die Dauer in Frankreich 
feitfeßen will, bat fie im Innern vorerft mehr als genug zu thun 
und kann vernünftiger Weife nicht daran denken, den Frieden, deflen 
fie bedarf, muthwillig auf’3 Spiel zu fegen. An ein freundfchaft- 
liches Verhältniß zwifchen Deutfchland und Frankreich ift auf Jahre 
hinaus nicht zu denken und felbft die Aufrechthaltung des Friedens 
zwiſchen beiden ift bei der Ratur des franzöfiichen Volkscharakters 
niemals gefichert, aber die Spannung zwifchen beiden bat wenigſtens 
nachgelaffen und find die Beziehungen vorerft wenigſtens leibliche ge⸗ 
worden, wozu der franzöfilcde Minifter des Auswärtigen, Herzog 
Decazed, das feinige beitrug. 

Allein alsbald trat von derſelben Eeite, von Frankreich ber, 


u eine neue Gefahr für den Frieden Europa's auf den Plan. Sobalb, 


Frage. „etwa um bie Mitte des Jahres 1875, die monardjifchen oder fog. 


conjervativen Parteien der Frangöfifchen Nationalverfammlung fich 
überzeugen mußten, daß fie nicht länger im Stande feien, dem re⸗ 
publifanifchen Andrang und dem Sieg der republifanifchen Berfaf- 
fungsideen mit Erfolg zu widerſtehen, fo warfen fie fich, gewifſer⸗ 
maßen verzweifelnd, dem Ultramontanismus oder lericaliamus in 
die Arme und zwar mit um jo größerem Erfolge, als diejer auch 
auf der linfen Eeite de3 Haufes eine ganz namhafte Zahl verfteckter 
und halber Anhänger zählte und felbft eine Anzahl aufrichtiger Li- 
beraler aus mißverftandenem Doctrinarismus demfelben in die Hände 
arbeitete. Co wurde dem Ultramontanismus durch Geſetz auch das 
Univerfitätswefen Frankreichs wenigftens theilweiſe ausgeliefert, nach- 
dem es ihm bekanntlich fchon früher gelungen war, feine Hand über 
den größten Theil der Bolkzfchulen zu fchlagen und ebenfo den 
größten Theil des mittleren Unterrichtsweſens an fi) zu reifen. 
Es mar die eine furchtbare Niederlage aller wahrhaft Tiberalen 
Aufchauungen, die um fo größer war, ala fie nur das letzte Glied 
einer Kette bildete, welche die ultramontane Agitation durch ihre 
jeit dein Striege in Scene gefeßten zahlreichen Wundererfcheinungen, 
Wallfahrten und Vereine aller Art um ganz Franfreich gefchlungen 
hatte, un die moderne Weltanfchauung und den modernen Staat 
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wo möglich zu erftiden. Und kaum hatte der Ultramontanismug 
das Geſetz betr. die Freiheit des Univerfitätsunterrichts in der Na⸗ 
tionalverfjammlung glüdlich durchgefett, jo machten fi) auch bie 
Bilchöfe alabald daran, Yrankreich mit einem ganzen Neb fog. ka⸗ 
tholijcher Univerfitäten zu überziehen, durch welche die Wiflenfchaft 
und jegliche freie Forſchung wieder den Anfchauungen und ben Aus- 
ſprüchen Roms und des römiichen Papftes unterworfen und nach 
diefen umgemodelt werden follten. An den erforderlichen Gelbmitteln 
fehlte es nicht, da die Gläubigen zu diefem Zwecke in Contribution 
gelegt wurden, und ebenfo wenig fchien e8 den neuen Univerfitäten 
an Schülern fehlen zu können, wenn der Elerus die in feine Hände 
gelegten Mittel moralifchen Zwanges rückſichtslos auf die Eltern in 
Anwendung jeße. Noch vor Ende des Jahres 1875 wurden wenig⸗ 
ſtens einzelne Facultäten diefer neuen römischen Bollwerfe eröffnet : 
die ultramontane ‘Partei gab fich bereit3 den augjchweifendften Hoff 
nungen hin, ganz Frankreich demnächſt dem römiſchen Papfte und 
feinen Plänen zu Füßen legen zu können. Die Spike dieſer Pläne 
aber und die ganze Agitation war wefentlich gegen Deutichland ge= 
richtet, da an der Spibe des Kampfes gegen Rom ftand und ge= 
rade in der lebten Zeit die wuchtigften Schläge wider feine An⸗ 
maßungen geführt Hatte. Um die Mitte des Jahres 1875 ftanden 
die Ausfichten Roms einen Augenblid fehr günſtig. Während bie 
ultramontane Partei in Deutichland troß aller Niederlagen, die fie 
im Reichdtag und im preußifchen Landtag erlitt, ſcheinbar ungebrochen 
daftand und gerade damals die gewaltigiten Anftrengungen machte, 
um gelegentlich der Neuwahlen zum Landtag einen Umſchwung in 
Bayern zu Stande zu bringen und biefes Land als gefährlichen Keil 
in das Gefüge des neuen deutſchen Reiches bineinzutreiben, fchien es 
ganz und gar nicht unmöglich zu fein, die romanifchen Nationen 
nach und nad) ſammt und fonders im Intereſſe des römifchen Papfles 
um Frankreich zu fchaaren und bannzumal mit denfelben und ihrer 
vereinigten Macht -gegen Deutichland anzuftürmen. Frankreich, die 
größte romanifche Macht, fchien bereits fo viel ala gewonnen. Das 
Scheitern des Verſuchs, die legitime Monarchie unter Heinrich V. 
in Frankreich wieder aufzurichten, war im Batican allerdings ala 
eine ſchwere Riederlage gefühlt worden, da Heinrich V. ſich ohne 
Zweifel wie kein anderer ala das gefügige, willenlofe Werkzeug Roms 
betrachtet hätte, wie er fich denn auch in Frankreich bei der Schwäche 
feiner eigentlichen, ber Tegitimiftifchen, Partei, wenn überhaupt, nur 
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mit Hülfe der Kirche und der Hierarchie würde haben halten fünnen. 
Aber wenn man auch in Rom für Frankreich am liebſten bie Räüd- 
kehr zur legitimen Monarchie gefehen hätte, im Grunde ift ihm jede 
Regierungsform gleichgültig und recht, mwofern fie ſich nur feinen 
Zwecken unterorbnet. Und warum follte das nicht möglicher Weile 
auch von Seite eines republilanifchen Frankreichs zu hoffen fliehen? 
Für den Augenblick wenigftens war es wirklich der Fall, jo weit es 
die Verbältniffe nur immer erlaubten. Auf den Marſchall Mac 
Mahon glaubte man in Rom und nicht ohne Grund zuperläfke 
zählen zu können und das erfte Gabinet unter Buffet ala Borfigen- 
dem, das er fich feit dem Ueberwiegen der republilaniichen Tendenzen 
in der Nationalverfammlung gewählt hatte, war ein entfchieden cie- 
rical gefärbtes, Buffet jelbit ein Werkzeug, wie es fi) Rom nur 
wäünfchen konnte. Und Hart an der Grenze Frankreichs, in ben ſpa⸗ 
nifchen Nordprovinzen, hielt fi) der Prätendent Don Carlos tro 
aller Angriffe aufrecht, bigott und befchränft, wie der größere Theil 
der Bevdlkerung Nararra’3 und der badfifchen Provinzen, ganz ein 
Mann nach dem Herzen Ron. Daß er es dazıı bringen werde. 
fiegreih in Madrid einzuziehen und fih zum Könige von gamı 
Spanien Trönen zu laffen, war nachgerade freilich jehr zweifelhait 
geworden, aber dafür Hatte fich die Regierung des neuen Königs 
Alfons in Madrid, um fich den republitanifchen Parteien gegenüber 
halten und dazu auf die Katholiken ftügen zu können, bereit erflärt, 
das Goncordat mit Rom von 1851 wieder herzuftellen; Rom aber 
konnte nichts befleres verlangen, kaum fogar nıehr wünjchen, zumal 
die Mabrider Regierung baneben noch von ſich aus eine Reihe von 
Maßregeln in's Wert jebte, die ganz im Sinne und im Intereſſe 
der römifchen Kirche waren. Ganz ebenfo günftig für den römifchen 
Papſt Tagen die Dinge in Stalien nicht; doch war es immerhin 
etwas, daß die italienifche Regierung es neuerdings ablehnte, den 
Kampf wider die Anfprüche der Hierarchie in der energilchen Weiſe 
Deutichlands zu führen, und daß ber römifch-kirchlich gefinnte Theil 
der Nation, der fich vom politifchen Leben und Treiben bisher fern- 
gehalten Hatte, obgleich er anerlannter Maßen durch feine Zahl in 
der Lage wäre, ein fehrweres Gewicht in die Wagſchaale zu ‚werfen, 
es deutlich an ben Tag legte, daß er nur auf den Ruf des Papftes 
warte, um nunmehr thätig in die politiiche Arena einzutreten. Je—⸗ 
denfalla ſchwankt Italien zwiſchen Frankreich und Deutichlandb und 
wird von dem einen nicht minder angezogen ala von dem andern, 
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und wenn dag Papſtthum fi) dazu entfchließen könnte, auf Ron 
und feine frübere weltliche Herrfchaft, die es in der alten Weile 
boch nimmer wieder zu gewinnen vermag, freiwillig und definitiv 
zu verzichten, fo ftünde bem Frieden zwifchen Staat und Kirche in 
einer Weife, die von Deutfchland auf’3 Außerite perhorrescirt würde, 
faum irgend etwas im Wege. Aehnlich aber ift auch die Lage 
Oeſterreichs. Politifch Tiegt es Kar und deutlich im Interefſe Oeſter⸗ 
reiche, fich fo enge als möglich an das neue deutſche Reich anzu⸗ 
ftreben ; aber bezüglich des DVerhältnifies zwifchen Staat und Kirche 
folgt e8 demfelben doch nur ziemlich von ferne und faft widermillig. 
Eine große Partei, deren Macht und deren Einfluß felbft unter den 
jeßigen Berhältniffen nicht zu unterfchäßen ift, bleibt fogar Deutjch- 
land im äußerften Grade feindfelig gefinnt und es bebürfte unter 
Umftänden nur einer nicht allzugroßen Berfchiebung der beitehenden 
Zuftände, um diefelbe neuerdings an's Ruder zu bringen. Im Früh—⸗ 
jahr 1875, gelegentlich der Zufammenkunft des Kaiſers von Oeſter⸗ 
reich mit dem Könige von Stalien, ſchwirrten denn auch allerlei be= 
unrubigende Gerlichte durch die Luft von einer Annäherung Oeſter⸗ 
reichs und Italiens gegen Deutichland und feinen augenblidlich do⸗ 
minirenden Einfluß in Mitteleuropa, ſowie von einer Annäherung 
beider an Frankreich. Diefelben haben fich allerdings vorerft nicht 
beftätigt. Aber immerhin ließ fich nicht läugnen, daß Deutfchland 
in feinem Kampfe gegen Rom im Grunde ziemlich allein ftche. 
England ift und bleibt vorerft gegen die Umtriebe Roms und der 
ultramontanen Partei mehr oder weniger gleichgültig, Belgien ges 
hört zur Zeit der ultramontanen Partei an, Holland läßt fie in 
faft unbegreiflicher Weife gewähren, die fcandinavifchen Königreiche 
fühlen fich unbetheiligt und ficher: nur Rußland ftebt feſt auf Seite 
Deutfchlandd gegen Rom, aber für Rußland ift die ganze Frage 
nur von ſehr untergeordneter Bedeutung und fällt für feine Politik 
im Großen und Ganzen gar nicht in's Gewicht. Rom mochte daher 
in der zweiten Hälfte bes Jahres 1875 nicht ohne Grund fich neuen 
Hoffnungen für die Erreichung feiner Pläne Hingeben. Doch der 
Schluß des Jahres 1875 und der Anfang des Jahres 1876 haben 
alle diefe Hoffnungen wieder vernichtet. Die ultramontane Partei 
ift, neben ber fozial-democratiichen, die in Wahrheit revolutionäre 
Bartei unferer Zeit, diejenige, welche bie beftehenden Zuftände von 
Grund aus zertrüämmern möchte, um dafür andere nad) ihrem Sinne 
aufzurichten.. Die Idee de modernen Staates hat aber bereits 
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überall in Europa die Oberhand geivonnen. Selbft Spanien, Io 
fehr es auch in vielen Dingen zurüdgeblieben ift, weigerte fich ded 
entfchieden, dem Berlangen der römifchen Eurie zu entfprechen, bie 
feit der Vertreibung der Königin Iſabella beftehende Glaubenzfreitei 
abzufchaffen und dafür die römifch-tatholifche Slaubenzeinheit wieder 
einzuführen. Und zu Anfang des Jahres 1876 gelang es ber Arme 
bes jungen Königs Alfons auch, die carliftiiche Erhebung in be 
‚ Rorbprovinzen zu unterdrüden und ben Prätendenten felbft zum 
Mebertritt auf franzöfifcden Boden zu ziwingen. In Stalien ver: 
ſchärfte fih der Gegenfah bes Staates zu den Prätenfionen der 
Hierarchie wieber, die Regierung begann, die Geſetze auch gegen die 
Iehtere fefter als bisher zu Hanbhaben und fo lange der Patican 
nicht rund nnd nett, wovon er doch noch fehr weit entfernt zu fein 
fcheint, auf die Wiebergewinnung feiner früheren weltlichen Her 
fchaft verzichtet, ift an eine Ausföhnung desfelben mit dem Etoatt 
nicht zu denken. Defterreich feinerjeit3 wurde in der zweiten Hälfte 
des Jahres in fleigendem Maße von den Zuſtänden in den benad- 
barten türkifchen Provinzen in Anspruch genommen und fiebt 16 
mehr als je veranlaft, den ruffifchen Tendenzen gegenüber fich fel 
an Deutfchland anzufchließen, zumal es nicht verfennen kann, dab 
jeder Verſuch, die ultramontanen Intereſſen auch nur momentan zu 
den feinigen zu machen, geradezu feine Exiſtenz auf's Spiel ſehen 
würde. Deutfchland aber Hat den Kampf mit Rom mit ein 
Energie und zugleich mit einer fo Haren Selbftbefchräntung aufge 
nonmen, daß ein Zurüdweichen als geradezu unmöglich erjcheint, 
ohne den gauzen feit 1866 und 1870 gefchaffenen neuen Zuftand 
der Dinge in feinen Grundlagen in's Wanken zu bringen. In der 
zweiten Sälfte des Jahres 1875 fette der Ultramontaniamus alle 
feine Kräfte daran, in Bayern einen Umſchwung der Dinge it 
Stande zu bringen, fich in diefem nach Preußen mächtigften deut 
ſchen Staate neuerdings des Ruders zu bemächtigen und dann bon 
da aus einen trennenden Keil in das immer fefter werdende Gefüge 
des beutfchen Reiches hineinzutreiben. Allein auch diefe Hoffnung 
follte zu Wafler werden: der Sieg ber Ultramontanen bei den Near 
wahlen zur bayerifchen zweiten SKanımer war ein fo geringfägiget; 
daß fich damit nur wenig anfangen ließ, und brach fich im erflen 
twuchtigen Anlauf an dem entfchiedenen Willen des Koönigs, ber im 
rechten Moment immer dag Nechte zu treffen feheint. Trotzdem fit 
die ultramontane Partei im Neich fowohl als in den Einzelſtaaten 
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äußerlich noch immer ungebrochen da. Allein ob bieß auch inner- 
lich der Fall fei, ift eine andere Frage. Der härteſte Schlag jeboch 
ttaf fie in Frankreich. Es ſchien wohl in den letzten Jahren, ala 
ob der Ultramontanismus mit feinen Wallfahrten und anderen Des 
monftrationen aller Art das Land übertvuchert habe, aber es fchien 
boch. nur fo, weil die Regierung unter Thiers feinen Agitationen 
nicht energifch entgegen zu treten gewagt, nachher aber unter Mac 
Mahon, Broglie und zumal Buffet diefelben vielmehr in jeder Weile 
begünftigt hatte. Indeß wenn auch zurücdgedrängt, war der alte 
franzöfifche Geift doch nicht eingefchlafen und noch weniger fchon 
ausgerottet. Kaum war die Nationalverfammlung von 1871 endlich 
in den lebten Tagen des Jahres 1875 auseinander gegangen, fo 
zeigten jchon die Neuwahlen zur Deputirtenkammer und zum Senat, 
daß die Macht der Hierarchie und des Ultramontanismus eine viel 
geringere ſei, ala eg biöher gefchienen hatte: eigentliche, außgefprochene 
Ultramontane gelangten nur in gerabezu verjchwindender Zahl in 
beide große Staatskörper. Und kaum hatte ſich das erfte wirklich 
liberale und republitanifche Minifterium Ricard gebildet, jo beichloß 
es auch ſchon und faft vor allem Andern, ben Kammern durch den 
Unterrichtaminifter Waddington eine Vorlage zu machen, durch welche 
dem verhängnikpollen Geſetz über die fog. Freiheit des Univerfitäts- 
unterricht® wenigſtens die clericale Spike abgebrochen werben follte 
und zugleich dem Lande angefündigt wurde, daß die Regierung ent⸗ 
ſchloſſen ſei, dem Laien⸗ oder Staatsunterricht von der Volksſchule 
an bis zu ben Univerfitäten ganz anders ala bisher unter die Arme 
zu greifen und daß dafür große Summen erforderlich wären und 
auch vom Lande gefordert werden würden. Bis jebt ift diefe Vor⸗ 
lage in ben Kammern noch nicht zur Entfcheidung gefommen. An 
ihrer fchließlichen Annahme ift indeß Taum zu zweifeln und gbenfo 
wenig, daß Regierung und Kammern fich die Hände reichen werben, 
um die in den lekten Jahren üppig aufgefchofienen hierarchiſchen 
Anmaßungen und clericalen Agitationen energifch einzudämmen. Eine 
Art Eulturfampf, d. 5. ein Kampf de3 Staates gegen die Ueber- 
griffe der Kirche fteht auch für Frankreich in ziemlich ficherer Aus⸗ 
fiht. In welcher Art derjelbe ſich entfpinnen und geführt werden 
wird, fteht dahin; in der Weife Deutjchlands wird es allerdings 
faum ber Fall fein. Aber Zweierlei fteht jet fchon fehl. Die Hoff« 
nung Roms, aus Frankreich mit der Zeit den Knoten» und Angel- 
punkt einer römijch-fatholifchen Liga gegen den modernen Staat 
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und zunächlt gegen Preußen und das neue deutfche Reich machen zu 
fönnen, ift vorerft vereitelt, und wenn die Entwidelung in Frank- 
reich jo fortgeht, wie es jebt den Anfchein hat, jo wird fich in dieſen 
Dingen auf diefe oder jene Weife vielmehr ein Berührungspuntt 
zwiſchen Frankreich und Deutfchland herauswickeln, der wie fein an⸗ 
derer geeignet wäre, den Gegenſatz zwiſchen beiden zu mildern. 

Auf diefe Weife Hat die Spannung zwiſchen Deutfchland und 
Frankreich, die feit dem Kriege den Grundton der europäiſchen Po⸗ 
litit angegeben hatte, wenigftena momentan und allem Anfchein nad) 
für einige Zeit nachgelaflen, da Frankreich vollauf zu thun Hat, fich 
auf feiner neuen republifanifchen Grundlage Liberal und zugleich 
confervativ einzurichten, Deutfchland aber feinerfeit3 nicht daran 
denkt, Frankreich in diefem Bemühen irgendivie zu hindern oder auch 
nur zu beirren, und ift gleichzeitig die Gefahr, daß Frankreich ſich 
den Intereſſen der römijchen Curie dienftbar mache und daß es 
früher oder fpäter unter diefer Form zu einem neuen Zufammenftoß 
mit Deutjchland kommen Tönnte, vorerſt aus bem Wege geräumt. 
Noch mehr aber allerdings ift der Gegenfah zwijchen Frankreich und 
Deutichland in den Hintergrund gedrängt worden durch das Wieder 
aufleben der orientalifchen Frage feit der Mitte des Jahres 1875, 
durch welches die Blide Europa’ mehr und mehr vom Weften ab» 
gezogen und nach dem Oſten gelenkt worden find. 

Die Seit dem Abfchluß des fog. Dreilaiferbündniffes im Sabre 
1872, das neben Anderem wefentlich auch darauf beruhte, die orien- 
Sage. talifche Frage und die bezüglich derjelben widerftreitenden Interefſen 

Rußlands und Oeſterreichs ruhen zu laſſen, hatte die Türkei fich 
von Außen einer relativen Ruhe und Unangefochtenbeit erfreut und 
einer Frift genoffen, die fie Hätte benützen ſollen. Sie hat fie jedoch 
nicht und in feiner Weife benüßt. Statt irgend ein Regierungs⸗ 
Iyftem, hätte e8 nun fein mögen, welches e8 wollte, feitzubalten und 
confequent durchzuführen, gefiel fi) ver Sultau darin, feine Mis- 
nifter und die fämmtlichen höheren Beamten des Reichs ohne jeden 
Plan nach reiner Laune alle paar Monate zu wechſeln, fich felbit 
der unfinnigften Verſchwendung Hinzugeben und die Provinzen der 
Ausbeutung und dem Drud der Statthalter und ihrer Beamteten 
zu überlaffen. Die nächite Folge diefer geradezu unfinnigen Wirth» 
ſchaft war, daß die Finanzen, die Grundlage jedes geordneten Staat?» 
weiens, in Unordnung und mit rafender Schnelligkeit in Berfall 
geriethen. Noch zur Zeit des Krimmkrieges hatte die Türkei kaum 
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nennendwerthe Schulden aufzuweifen. In den zwanzig Jahren jeit- 
ber bäufte fie dagegen Schulden auf Schulden und brachte e8 bis 
zum Sabre 1875 glüdlich dahin, daß die gefammten Staatzeinnah- 
men nur noch gerade dafür außreichten, die Zinfen der Staatsſchuld 
und die Givillifte des Sultans zu beden, für die Bedürfniſſe der 


Staat3verwaltung aber nicht? oder fo viel wie nichts übrig blieb 


und diefe nur mit Hülfe jährlich zu machender neuer Anleihen fort: 
geführt werden fonnte. Da nun aber die Contrahirung neuer Schul: 
ben begreiflicher Weife von Jahr zu Jahr fchwieriger wurde, fo er- 
hielten die Statthalter der Provinzen fortwährende Weifungen, aus 
diefen möglichft viel und immer mehr zu erpreilen, und da alles 
zuſammen doch nicht außreichte, den Bedürfniſſen des Staatsſchatzes 


zu genügen, Tieß die Regierung den Sold der Truppen und ebenfo - 


die Bejoldungen der Beamten nach und nach um viele Monate in 
Rüditand gerathen. Die Wirthichaft war nachgerade eine fo un⸗ 
finnige und tolle, daß ber fühle Beobachter urtheilen mußte, die 
Türkei werde früber oder jpäter unaugweichlich an ihren Finanzen 
zu Grunde gehen. War die Türkei fchon jekt, mitten im Frieden 
und da fie, wie feit langer Zeit nicht mehr, fich ſelbſt überlaffen 
blieb, nicht im Stande, ihren Bebürfniffen ohne immer neue An— 
leben zu genügen, wie mochte fie im Stande fein, irgend welchen 
außerorbentlichen Verhältniflen Front zu machen, zumal da die eu« 
ropäifchen Börfen für türkifche Anlehen immer ſchwieriger wurben 
und dem europäifchen Publikum fchließlich doch die Augen aufzu« 
gehen anfingen über den Schwindel, den gewiffenloje Bankier jeit 
Sabren mit ben Zürfenloofen getrieben Hatten? Dieſe Zuftände 
aber traten um die Mitte des Jahres 1875 für die Türkei wirklich 
ein. Die Bedrüdungen, welche die türkifchen Beamteten fich in ber 
Herzegowina und zufammen mit den eingebornen Begs in Bosnien 
erlaubten, führte zu der genannten Zeit zu einer Infurrection erft 
in der Herzegowina und bald darauf auch in Bosnien. Ein offen- 
bar nicht geringer Bruchtheil der Bevölkerung verließ in Folge des 
Steuerbrudg und ber willfürlichen Behandlung von Seite der Türken 
feine Dörfer ; Greife, Weiber und Kinder flüchteten mit ihrem Vieh 
und ihren Habjeligfeiten auf öfterreichifcheg und mmontenegrinifches 
Gebiet, während die waffenfähigen Männer fih in die Schluchten 
der Gebirge zurüdzogen und von bier aus einen Tleinen Krieg gegen 
die Türken eröffneten. In Konftantinopel hielt man die Sache An⸗ 
fangs für nicht bedeutend und nicht gefährlich, und meinte, daB die 
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Inſurrection von den Truppen leicht niedergeichlagen werden könne. 
Allein es zeigte ſich bald, daß dieſe Hoffnung eine grundloje war, 
einmal, weil den Infurgenten von ihren Stanmesgenofjen in Mon 
tenegro und Serbien bald zahlreicye Freiwillige zuzogen und ihnen 
fogar aus dem dfterreichifchen Dalmatien von der ihnen gleichfalls 


ſtammverwandten Bevölkerung alle nur mögliche Unterftäßung ge 


währt wurbe, und dann, weil die Anzahl der türkifchen Truppen 
in den beiden Provinzen nur eine jehr bejchräntte war, die türkifche 
Regierung aber, eben aus finanziellen Gründen, Anjtand nahm, 
weitere Truppen aus entlegeneren Provinzen berbeizuziehen und in 
die bedrohten Gegenden nachzufchieben. Als fie fich aber dazu ent: 
ſchloß, war es bereits zu fpät, der Sache ein fchnelles Ende zu machen. 
Die Anfurgentenichaaren hatten fich inzwifchen verzehnfacht, eine 
Neihe der ſchwachen türkifchen Bejabungen angegriffen und über 
wältigt, und in den Päflen und Schluchten des Landes feite Stel- 
lungen bejeßt, aus denen fie nicht jo leicht hinaußgetrieben werden 
fonnten. Die Bewegung aber Hatte auch Serbien und Montenegro 
ergriffen. In beiden nahm die Bevölkerung laut und entichieden 
Partei für die Infurgenten und war bereit, mit aller Macht in ben 
Kampf gegen die Türken einzutreten. 

Diefe Vorgänge zogen aber nicht nur Serbien und Monte: 
negro, fondern namentlich auch Defterreih von allem Anfang an 
in Mitleidenfchaft, zumal die Flüchtlinge aus der Türkei bald 
auf viele Tauſende ftiegen und die Mildthätigkeit der Bevölferung 
Dalmatiens ſowohl als der öfterreichifchen Regierung in Anſpruch 
nahmen. Doc begnügte es ſich, zunächft einige Truppen nachzu⸗ 
ſchieben und die Grenze fchärfer ala bisher zu überwachen. Als aber 
die Inſurrection augenfcheinlihd an Beſtand gewann und eg Kar 
wurde, daß die Türkei außer Stand fei, diejelbe raſch wieder zu 
unterdrüden, auf der andern Seite aber fich die Gefahr aufthat, 
daß Serbien und Montenegro offen und mit geordneten Truppen 
den Kampf gegen bie Türken aufnehmen könnten, bejchlofjen die feit 
1872 zu Aufrechthaltung des europäischen Friedens verbündten drei 
Kaifer von Deutfchland, Tefterreih und Rußland, die Sache ihrer- 
jeit8 in die Hand zu nehmen, um fie nicht etiwa zu einem Wieder- 
aufleben der orientalifchen Trage heranwachlen zu Iaflen. In 
eriter Linie begnügten fie fich jedoch damit, der Pforte ihre Vermitt⸗ 
lung zwifchen ihr und ben Inſurgenten anzubieten. Noch wähnte 
bieje, fich felber helfen zu tönnen, und lehnte das Anerbieten ab, 
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befann fi) aber wenige Tage fpäter doch eines Beſſeren und nahm 
e8 an. Die nächſten europäifchen Conſuln wurden nunmehr beauf- 
tragt, fih mit den türkifchen Behörden in Moftar und mit den 
Snfurgentenchef3 in's Benehmen zu fegen; aber der Verſuch jcheiterte 
daran, daß zwar die Türken geneigt fehienen, auf gewiſſe Eonceffionen 
an bie unzufriedene Bevölkerung der Herzegowina einzugeben, die 
Sinfurgenten aber ihrerfeit3 erflärten, fi auf folche nur unter der 
Bedingung einlaffen zu konnen, wenn die europäifchen Mächte eine 
Garantie übernähmen, daß diefelben von den Türken auch wirklich 
gehalten würden. Darauf glaubten fich die Confuln nicht einlaffen 
zu dürfen und faben fich daher gendthigt, den Ereigniſſen ihren 
freien Lauf zu laflen. Die drei Kaifermächte aber verhandelten unter 
fi) weiter über Maßregeln, welche geeignet fein mochten, die Auf« 
ftändifchen wieder zur Rückkehr unter die Botmäßigfeit der Pforte 
zu vermögen, und thaten inzwifchen alles, was in ihren Kräften 
ftand, Serbien und Montenegro vom Eintritt in den Krieg abzu- 
halten. Das Lebtere gelang ihnen auch, obwohl nicht ohne Mühe. 
Die Infurgenten blieben auf ihre eigenen Kräfte befchränft und 
fämpften bis zum Schluffe des Jahres mit wechjelndem Erfolge 
gegen die Türken, am Schluffe desjelben Tieß fich jedoch eher eine 
Zunahme als eine Abnahme ihrer Kräfte conjtatiren. Die Ver⸗ 
handlungen aber der drei Kaifermächte über die von der Pforte be- 
hufs dauernder Pacification der Provinzen zu fordernden Maßregeln 
zogen fich bis zum Schluffe des Jahres hin, bevor fie fich alffeitig 
geeinigt hatten. 

Sinzwifchen hatte die Infurrection für die hohe Pforte noch 
eine ganz andere, viel verberblichere Folge, als bloß die, daß fie 
diefelbe vorerft nicht zu bewältigen vermochte. Als fie fich endlich 
bazu entfchloß, ihre Truppen in der Herzegowina und in Bosnien zu 
verftärken und außerdem weitere Truppen dazu beftimmte, Serbien 
und Diontenegro im Zaume zu halten, und dafür Truppen aus 
Afien herbeizufchaffen genöthigt war, mußten dazu alle nur irgeud 
vorhandenen Geldmittel verwandt werden, und mußte fie endlich 
darauf verzichten, Europa durch ein künſtlich arrangirtes Budgel, 
durch ihre angeblich unerichöpflichen Hülfsmittel und den Hinweis 
auf ihre unzweifelbafte Zahlungsfähigteit zu täufchen. Anfangs 
Oktober fah fie fich gendthigt, fich geradezu bankerott zu erklären, 
indem fie die Zinfen der Staatsſchuld auf die Hälfte herabſetzte. 
Zwar verfprach fie auf’3 beftimmtefte, die eine Hälfte der Intereſſen 
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pünktlich zu bezahlen und die andere in fünf Jahren nochzuhelen. 
Allein Riemand täuſchte fich darüber. Ta von dierfem Moment an 
ein größeres Auleben in Europa abfolut unmöglich geworben wer, 
in KRonflantinopel felbft aber ihr uur die Gomtrahirung Fleinerer 
Eummen auf kurze Zeit und gegen augenblidliche Eicherheit ge- 
währt wird, jo ftellte fi) der Banlerott unter den obwalienden 
Umftänden als ein vollftändiger dar. Die allgemeinen Berwaltungs- 
loſten des Reiche, die außerordentlichen enormen Summen, welche ihr 
der Auffiand in der Herzegowina und Bosnien und die Nothwendig 
teit, einem allfälligen Kriege mit Serbien und Montenegro geriftet 
begegnen zu können, endlich die Givillifte des Sultans verurfachen, 
verichlingen die ordentlichen und regelmäßigen Einklünfte des Reiche 
gänzlich oder doch nahezu gänzlih. Die Türkei wird ſchwerlich je 
mehr in der Lage fein, irgend welche Intereſſen ihrer Staatsſchald 
zu bezahlen. Ser Eindrud jener Thatſache und diefer Ausficht auf 
die dffentliche Meinung von Europa war ein gewaltiger und nach 
haltiger. Die Türkei verlor die Sympathie, die noch zur Zeit bes 
Krimmirieges in weiten Kreilen für fie lebendig geweſen war, ab⸗ 
geſehen von Lefterreich, faft gänzlich. Selbſt in England wurde fie 
jet von der Öffentlichen Meinung aufgegeben, und wenn auch bie 
engliſche Regierung nicht fo weit ging, jo fchloß diejelbe Doch we⸗ 


- nige Wochen jpäter mit dem Khedive von Aegypten einen Bertrag 


über die noch in feinem Befike befindlichen Suezcanal⸗Actien ab, 
der von alter Welt dahin aufgefaßt wurbe, daß England den nahen 
Zufammenbruch des ogmanijchen Reiches zum mindeften für möglich 
erachte und fich für diefen Fall den Seeweg nad Oſtindien zu 
fihern entfchlofien je. Das Jahr 1875 fchloß nach diefer Seite 
hin unter Umftänden, welche die Erhaltung des Friedens lediglich 
auf der Erhaltung des bisherigen guten Einverftändnifies unter den 
drei SKaijermächten berubend erjcheinen Lieken, genauer gejprochen 
darauf, daß es Deutjchland und dem deutſchen Reichskanzler gelinge, 
die widerftreitenden Interefien Rußlands und Oeſterreichs bezüglich 
der orientalifchen Trage zu verjöhnen. Bis jekt ift ihm das aller- 
dings gelungen; ob es aber auch weiterhin der Fall fein wird, ift 
ehr fraglich geivorden. Der zweite Verſuch der Mächte, zwiſchen 
ber Pforte und den Jnfurgenten zu vermitteln, ber darin beſtand, 
von der Pforte genau definirte Gonceffionen an die Bevolkerungen 
der Herzegowina und Bosniens zu verlangen, gelang zwar injofern, 
als ſämmtliche Großmächte, England inbegriffen, bie dießfällige 
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Note Andrafſy's unterftühten und daß bie Pforte die Forderungen 
Europa's mit einigen Mobdificationen principiell zugeftand, fcheiterte 
aber [chließlih daran, daß weber bie Pforte noch die Inſurgenten 
auf den zu Ausführung der Reformen und behufs Rückkehr der 
zahlreichen Flüchtlinge unerläßlichen Waffenftillftand eingingen, fo 
daß die Infurrection ihren Yortgang nahm, mit wechjelndem Er: 
folge wie bisher, und auch Serbien und Montenegro weiter rüjteten, 
um im geeigneten Augenblid ihrerjeit® Logbrechen zu können. Auch 
der zweite Vermittlungsverſuch der brei Kaifermächte war mißlungen. 

So fam der Mai des Jahres 1876 heran, der fich für die 
weitere Entwidelung der ganzen Frage entfchieden verhängnißvoll 
geftalten ſollte. Zu Anfang besfelben traten die Kanzler der drei 
Kaijermächte gelegentlich der Durchreife des ruffiichen Czars in 
Berlin zufammen, um ſich über einen dritten Vermittlungsverſuch 
zwifchen der Pforte und den Inſurgenten zu berathen. Sie einigten 
fid auch dießmal wieder, indeß, wie es fcheint, nicht ohne Schwie⸗ 
rigfeiten, und legten ihre Anfchauungen und Forderungen in einem 
fog. Memorandum nieder, das aber bereit nicht mehr aus ber 
Feder des Dejterreichers Andraffy, jondern aus derjenigen des Ruffen 
Gortſchakoff ftammte. Das Schriftftüd ift feinem Wortlaute nad 
nicht befannt geworden. Die Integrität der Pforte ſollte auch durch 
diefen britten Schritt der drei Kaifermächte nicht in Trage geftellt 
werben, dagegen gingen die Zumuthungen derfelben an die Pforte 
wieder um einen erheblichen Schritt weiter. Das Memorandum 
wurde den drei übrigen Großmächten mitgetheilt und follte, ſobald 
diefelben ihm ihre Zuftimmung ertheilt Haben würden, der Pforte 
von allen unterftüßt übergeben werden. Italien erklärte auch 
fofort feine Zuftimmung zu demfelben, Frankreich wenigſtens halb 
und halb, aber England, das der Note Andrafſy's noch zugeftimmt 
hatte, verweigerte dem Memorandum Gortjchatoffg feine Unterftühung. 
Und damit begnügte e8 ſich nicht. Zu derfelben Zeit, da die drei 
Kanzler in Berlin tagten, waren die Conſuln Deutfchlands und Frank⸗ 
reichs in Salonichi von fanatifchen muhamedaniſchen Volksmaſſen 
ermordet worden, und Hatten in Konſtantinopel die Softas durch. 
eine drohende Demonftration vom Sultan die Abfegung des angeb- 
lich oder wirflich ruſſiſch gefinnten Großveziers Mahmud Pafcha’s, 
fowie des Scheich-Ul-I8lam erzwungen. Beide Ereigniffe machten 
in Berlin und in Konftantinopel großen Eindrud. In Berlin be 
fhlofien die drei Mächte fofort, anfehnliche Flottengeſchwader an 
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die türkifche Küfte zu fenden und in Sonftantinopel gerieihen die 
Botſchafter der Mächte in den größten Schreclen. ald ob eine all- 
be= 


Archipel und alle vereinigten fi) dazu, von der Pforte für dem 
Mord der beiden Gonfuln eine eclatante Genugtbuung zu fordern. 
Die Pforte befand fich augenblidlic in überaus ſchwieriger Lage, 
zumal fie entjchlofien war, die Forderungen des ruffiichen Memo- 
randums ihrerfeits entichieden abzulehnen. Da trat unerwartet eine 
Wendung ein. England lehnte nicht nur die Unterflüßung bes 
Gortſchakoff'jchen Memorandums jeinerfeit3 ab, wollte fi) auch auf 
eine allfällige Modification refp. Milderung desjelben nicht einlaffen, 
fondern jchidte feine Ylotte in die Behtla-Bay, um Konflantinopel 
gegen einen möglichen Handſtreich Rußlands zu fchügen. Diefelbe 
langte bafelbft am 26. Mai 1876 an und fchon vier Tage nachher 
erfolgte eine Palaft-Revolution in der türkiſchen Hauptitadt, durch 
welche der Sultan Abdul-Aziz auf einen einftimmigen Beichluß bes 
Minifterratb3 Hin und unter Zuftimmung des Scheid-ül-Ielam 
des Throne entjeht und fein Reffe Murad als Murad V. ſtatt 
feiner auf denſelben geſetzt wurde. Der enttthronte Eultan ftarb 
wenige Tage nachher, wie officiell behauptet wird, durch Selbſtmord 
im Wahnfinn, wie es jedoch faſt wahrfcheinlicher ift, eines gewaltfamen 
Todes. Die ganze Umwälzung war im Uebrigen eine durchaus um= 
blutige: die Regierung, die Truppen und die öffentlide Meinung 
der Hauptfladt waren darüber einverftanden, daß Abdul Aziz ge 
radezu unmöglich geworden fei, wenn das Reich nicht mit fchnellen 
Schritten zu Grunde gehen folle. Bon dem noch ziemlich jungen 
neuen Sultan, ber eine gewifle europäifche Bildung befiten fol, 
wurde allfeitig das Beſte gehofft, obgleich berjelbe im Harem er- 
zogen und feither von jeinem Obeim forgfältig von ben Öffentlichen 
Geichäften entfernt gehalten worden war. 

Das entjchiedene Auftreten Englands für die Türkei und gegen 
Rußland und die Thronumwälzung in Konftantinopel veränderten, 
wenigftens für einen Augenblid, die Situation wie mit Ginem 
Schlage. Die Türken Hatten fich felber geholfen und fchienen Vielen 
nun doch wieder lebenskräftiger zu fein, als fie gemeint hatten. Bon 
dem neuen Sultan verfprach man fich goldene Berge: Sparfamteit, 
Ordnung der Finanzen und tief greifenbe Reformen zu Gunften ber 
Türken felber wie der Rajahs, ja ſogar eine Art Verfaffung mit 
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_ einer Notablenverfammlung, two nicht gar einem türkifchen Parla⸗ 


ment, das ein fefter Damm fein würde, um nicht wieder in die alte 
Willkür und Zerrüttung zurüdzufinfen. Die Rußland feindfeligen Ele 
mente in ganz Europa, namentlich aber in Wien, machten die gewal⸗ 
tigften Anftrengungen, um die Oberhand zu gewinnen. Die Türken, 
behaupteten fie, feien noch vollkommen lebensfähig, wenn man ihnen 
nur freie Hand laſſe gegen die Handvoll Infurgenten und ihre Be— 
fhüßer und Zeit, ihre Staatsweſen felber neu zu ordnen; Rußland 
allein fei der Störenfried, der die ganze Infurrection in ber Her 
jegowina und Bosnien angerichtet habe, der feine fchübende Hand 
über Serbien und Montenegro ausftrede, fie nach Belieben bald 
antreibe, bald wieder zurüdhalte, der feine alten Pläne offenbar 
nur in anderer Form wieder aufgenommen habe, um dießmal, ohne 
ſelbſt in's Feld zu rücken, die Türkei zu Tode zu heben. Diefe ganze 
türlenfreundliche und rufjenfeindlicde Strömung flammerte fich enge 
an England an: an England follten fi) Frankreich und Stalien an« 
ſchließen, von ihnen Oefterreih für eine entfchiedene Politit gegen 
Rußland gewonnen und durch diefe neue Duadrupelallianz die Tripel« 
allianz ber drei Kaiferreiche gefprengt, Rußland aber volllommen 
ifolirt werden, da Deutfchland zugeftandermaßen im Orient feine 
direkten Intereſſen zu verfolgen Habe und ficher nicht geneigt fein 
werde, für Rußland bie Kaftanien aus dem Yeuer zu holen. 

Der Plan hat doch nur fehr geringe Ausſicht auf Verwirk⸗ 
lichung und erfcheint Lediglich ala ein Kind des Augenblide. Eng⸗ 
Yand mag wohl entjchloffen fein, Rußland eine energifche Warnung 
ertheilen zu wollen, aber baß es geneigt und bereit fei, Rußland 
zum Kriege gerabezu herauszufordern, ift mehr als unwahrſchein⸗ 
lich ; Frankreich ſcheint zwar dahin zu fireben, die alleinige Rege⸗ 
[ung der orientalifchen Frage, wie fie jeßt Tiegt, den brei Kaiſer⸗ 
mächten aus den Händen zu nehmen und wo möglich auf eine Con⸗ 
ferenz aller Mächte zu übertragen, dagegen paßt eine Eoalition gegen 
Rußland keineswegs zu feinen biaherigen Anſchauungen und Hoffnun- 
gen bezüglich Rußlands und fo ſchwankt es vorerft unficher zwiſchen 
England und den Oftmächten; Oefterreich aber bürfte fich zweimal 
befinnen, bevor es fich von feinen bisherigen Verbündeten trennt, um 
ben Krieg, den es um jeden Preis vermeiden will, erſt recht und 
gewwiffermaßen gewaltfam herbeizuführen. Au der Anerkennung des 
neuen Sultans Seitens aller Mächte, Rußland nicht ausgenommen, 
ift nicht zu zweifeln, und ebenjo ift die Meberreichung des Gortſcha⸗ 

55 * 


548 Hebericht der pelitifdgen Sutwihriung des Bahres 1875. 


off’ ſchen Memorandum? an die Pforte vorerft jelbfiverfländlich ſiſtirt 
worben. Aber daß fich die Sachlage wejentlich geändert habe, lann 
nicht zugeftanden werden. Die Lage der Türkei mag fich durch bie 
Ummwälzung in Konflantinopel in gewiffen Beziehungen gebeflert 
baben, in andern dagegen dürfte fie nur ſchwieriger umd für fe 
felber gefährlicher geworden fein. 

Es Tann zugegeben werden, daß Rußland auf feine alten 
Pläne bezüglich der europäifchen Türkei nicht verzichtet hat, daß es 
fowohl in der Herzegowina und in Bosnien als in Serbien und 
Montenegro feine Hand im Spiele hat, und dab es in Konflanti- 
nopel jelbft durch Sjanatieff ein doppeltes Spiel fpielt. Aber man 
muß unterfcheiden zwifchen dem, was es offen und offiziell verlangt, 
und dem, was es im Geheimen anftreben mag. Was Rußland offen 
verlangt und was es offen mit Hülfe der beiden andern Kaifer: 
mächte zu erreichen fucht, ift ein menſchenwürdigeres Dafein für 
feine Slaubens- und Stammesgenofien in ber Türkei, und biefes 
Begehren ift ein berechtigte. Es ift wahr, die Infurgenten in der 
Herzegowina und in Bosnien find Halbbarbaren wie die Türken 
und ftehen an Eharaktereigenfchaften nicht über, fondern unter den⸗ 
felben: aber bie Zulunft, darüber Tann fein Zweifel fein, gehört 
früher oder ſpäter doch ihnen, während die Türkei fich wenigftens in 
Europa entichieden überlebt Hat. Die Dreikaiſerallianz ift noch 
keineswegs gejprengt. Die drei Mächte werden vorerft zufehen und 
ruhig zuwarten, bis, vielleicht ſchon in fehr kurzer Zeit, das Stroh⸗ 
feuer zu Sunften der Türkei verraucht fein und die augenblicklich 
offenbar über das Biel hinausſchießende Strömung wider Rußland 
fih gelegt Haben wird, und dann das von ihnen in die Hand ge- 
nommene Werk einfach wieder aufnehmen. 

Wo bie Ummwälzung in Konftantinopel — eine bloße Palaſt⸗ 
Revolution ift es allerdings nicht — fchlieklich hinaus will, das ift 
noch vollkommen ungewiß. Zwei Männer und zwei ſehr verfchie- 
bene Elemente, haben zur Enttbronung des Sultans Abdul Aziz 
jufammengewirtt, da8 jungtürfifche, durch Mithad Paſcha, und das 
alttürkifche, duch Huſſein Avni Pafcha repräfentirt. Beide wollten 
zuſammenwirken, um das Gortſchakoff'ſche Memorandum abzuleh- 
nen oder doch nur unter Bedingungen anzunehmen, die einer Ableh⸗ 
nung thatſächlich gleichlommen. Nunmehr aber gehen ihre Wege 
augeinander: Mithad Paſcha ift für durchgreifende Reformen, unter 
Umftänden fogar für eine gewiſſe Gleichſtellung der Chriften mit 
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den Türken, Huflein Avni dagegen will von Reformen nicht? wiſſen, 
fondern, zunächft wenigſtens den AInfurgenten und den beiden Va⸗ 
fallenftaaten gegenüber, alle auf die Spitze des Schwertes ftellen ; 
und da in den Kiften und Kaſten des entthronten Sultans zwar 
nicht die erivarteten Schähe, aber doch einiges Geld gefunden worden 
ift, fo Hat er vielleicht Ausficht, mit feiner Anficht burchzudringen. 
Beide find für „Regeneration“ der Türkei, aber auf fehr verjchie- 
denen Grundlagen, die fi) abfolut nicht vereinigen laffen. Im 
Slam ift das religidfe und dag politifche Element unmöglich 
zu trennen: der Achte Muhamedaner befehrt entweder den Anders⸗ 
gläubigen mit dem Schwerte in der Hand, oder er läßt ihn tole- 
rant gewähren, indem er e3 unter feiner Würde erachtet, fi) um 
feinen Glauben zu befümmern ; ihm aber gleiche politifche unb 
foziale Rechte mit fich felber einzuräumen, daran denkt er auch nicht 
von ferne. Einer Regeneration der Türkei auf diefer Grundlage 
kann Europa unmöglich ruhig zufehen, und wenn Huffein Apni in 
Konftantinopel die Oberhand gewinnen follte, jo wird Europa ge= 
zwungen fein, ihm gewaltfam in den Arm zu fallen. Nicht geringer 
indeß find die Schwierigkeiten, benen fi) Mithad gegenüber ſehen 
dürfte. Eine Regeneration des Türkenthums auf europäifcher Grund⸗ 
lage ift eine Contradictio in adjeeto, ein Verfuch, der nothwendig 
fcheitern muß und nur dazu führen fann, die Berrüttung, der die 
Türkei anheimgefallen ift, zu bejchleunigen. 

In beiden Fällen fcheint eine Intervention der brei Kaifer- 
mächte unaugweichlich, um den gerechten Beitrebungen Rußlands ein 
Genüge zu thun, weitergehenden Plänen desjelben aber zuborzufom- 
men ober folche Hintanzuhalten. Können fie fih dazu nicht ent- 
fchließen oder werben fie daran durch den Widerſpruch Englands 
und die Intriguen Frankreichs verhindert, fo treibt bie orientalische 
Frage nothwendig einem Kriege zwiſchen Rußland und Oeſterreich 
und damit einem allgemeinen europäifchen Kriege zu. Uns fcheint 
ed, daß der gegenwärtigen Unordnung und dem Blutvergießen in 
der Herzegowina und in Bosnien nur dadurch ein Ende gemacht 
werben und Weiterungen, die den Frieden Europa's bedrohen, nur 
daburch verbütet werden können, daß die Mächte fich zeitig genug 
zu bem allerdings tief greifenden Schritte entfchließen, die Pforte 
gewiffermaßen unter europäifche Euratel zu ftellen und die Neuord⸗ 
nung der Dinge in ben europäifchen Provinzen derſelben in ihre 
eigenen Hände nehmen. Schon bisher find die drei Kaifermächte bei 
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den drei Vermittlungsverfuchen, die fie gemacht haben, Schritt für 
Schritt in ihren Zumuthungen an bie Pforte weiter gegangen, und 
ber lebte follte bereit? der Art fein, daß er der vollen Souveränetät 
ber Pforte, wenn dieſe ftricte geachtet werden follte, in der That zu 
nabe trat. Warum follten fie nicht noch einen Schritt weiter gehen 
und die Türkei wenigfteng theilweife geradezu unter @uratel ftellen? 
Warum follte das nicht möglich fein? Die vereinigte Macht Deutich- 
lands, Tefterreich® und Rußlands ift eine fo gewaltige, daß dagegen 
die Kräfte der Türkei, .felbjt wenn der alte muhamedaniſche Fana⸗ 
tismus noch einmal auffladern follte, geradezu verſchwinden. Höchſt 
wahrfcheinlich wäre es gar nicht einmal nothiwendig, große Armeen 
in Thätigfeit zu ſetzen. Es würde genügen, wenn die Meberzeugung 
feft ftände, daß die drei Mächte einig find, daß fie nöthigenfalle 
entfchlofien und bereit wären, ihre ganze Kraft einzufegen, und daß 
das Ziel, das fie fich fegen würden, von allen Großmächten gebilligt 
wäre, dieſes Ziel aber weiter gehende Pläne Rußlands entfchieden 
ausfchlöffe. England nimmt 3. 3. allerdings eine entichiedene Son⸗ 
berftellung gegen Rußland ein. Europa Tann damit fo weit nur 
einverftanden fein: es wäre für dasjelbe fogar eine Barantie, daß 
die Intervention der Nordmächte ein gewilfes Maß nicht überfchreite. 
Gegen ein maßvolles gemeinfames Einfchreiten der letzteren würde 
England im Grunde kaum etwas einzuwenden haben, zumal die 
öffentliche ‘Meinung besfelben fich längft dahin ausgefprochen Bat, 
daß eine Pacification der infurgirten türkiſchen Provinzen kaum 
anders und jedenfalls am leichteften durch Schaffung neuer Bafallen- 
ftaaten erzielt werben könne. Daß England fi) zum Kämpen der 
vollen Souveränetät der Pforte aufiverfe und fich für diefe in einen 
Krieg einlaffe, daran iſt nicht zu denfen. Was ihm allein am Herzen 
Liegt, ift die Sicherung Konftantinopels und daß eine allfällige In= 
tervention der Mächte nicht zum ausſchließlichen VBortheil Rußlands 
ausfchlage. Dabei würden fich wohl auch frankreich und Stalien 
beruhigen, vorausgefeßt, daß die drei Kaifermächte einig bleiben. 
Das iſt und bleibt die Hauptfache, beruht aber offenbar da- 
rauf, daß es dem bdeutfchen Reich und feinem Reichskanzler gelinge, 
wie bisher zwiſchen Rußland und efterreich zu fliehen und die 
Bermittlung zwifchen beiden feit in feiner Hand zu behalten. Ohne 
Zweifel iſt das eine fchwierige, aber auch große Aufgabe und ent- 
fpricht nur derjenigen, die fi) das neue deutfche Reich von allem 
Anfang geftedt Hat, ein Hort des Friedens für ganz Europa zu fein. 


Heberfigt der yolitifgen Ontwikelung des Jahres 1875. 551 


Seine inneren Zuftände befähigen e8 dazu vollauf, jo lange Des 
die Reichsregierung im Ganzen und Großen mit dem Bundesrathe an 
und den Regierungen der Einzelftaaten und ebenjo mit der Majo- u 
rität de3 Reichstags Hand in Hand geht, zumal jett, da der Kampf 
gegen die Anmaßungen Roms einen gewilfen Abjchluß gefunden und 
es fih Far herausgeſtellt Hat, daß die ultramontane Partei nicht 
im Stande ift, die neue Ordnung der Dinge in ihren Grundlagen 
zu erjchüttern oder wenigftena einen Keil in diejelbe Hineinzutreiben. _ 

Da der Reichdtag feine Arbeiten in der Herbitfeffion des Jah⸗ 
red 1874 nicht ganz zu bewältigen vermocht Hatte, jo mußte er im 
Januar 1875 nochmals für einige Wochen zufammentreten. An 
diefe kurze Zeit drängten fich indeß noch eine Anzahl Außerft wich“ 
tiger Beſchlüſſe. Unter diefen ift namentlich das Gefeg über die 
Einführung der obligatorischen Eivilehe und der bürgerlichen Stan⸗ 
desbuchhaltung für das ganze Reich zu nennen. Die dießfällige 
Borlage des Bundesraths wurde vom Reichstag am 11. Januar in 
zweiter, am 25. Sanuar in dritter Lefung mit 207 gegen 72 (ul« 
teamontanen) Stimmen angenommen und am 4. Februar vom Bun⸗ 
besrathe genehmigt. Dadurch ward die Civilehe von Reichswegen 
auch auf Bayern ausgedehnt, wo fonft bei den eigenthümlichen Ver⸗ 
hältniffen des dortigen Landtags feine Ausficht geweſen wäre, fie 
durchhringen zu können. Auch im Reichdtage traten die bayerifchen 
Ultramontanen mit Heftigleit gegen die Maßregel auf und fuchten 
fi) dabei hinter ein angebliches bayerifches Rejervatrecht zu ver- 
ſchanzen; fie wurden aber damit vom bayerifchen Juftigminifter felbft 
ala Mitglied des Bundesrathes energiſch abgewiefen, wie denn auch 
Bayern fchließlich feine Stimme für die Sanction des Geſetzes abgab. 
Nicht minder wichtig war die Genehmigung des von ber Reichs⸗ 
regierung dem Reichstag vorgelegten Landflurmgefehes, das die Wehr- 
verfaffung Deutfchlands eigentlich erft zu ihrem völligen Abfchluß 
gebracht hat. Die Fortfchrittspartei hatte Anfangs gegen die Vor⸗ 
lage ſchwere Bedenken und ſetzte auch wirklich einige nicht unweſent⸗ 
liche Ermäßigungen berjelben durch. In der zweiten Lefung wurde 
diefelbe nur mit 174 gegen 104 Stimmen angenommen; aber in 
der dritten Lefung ftinnmte die Fortichrittspartei unter Abgabe einer 
befonderen Erklärung ſchließlich doch dafür, fo daß fie mit 207 gegen 
72 (ultramontane und focialiftifche) Stimmen durchging. Dann ge 
nehmigte der Reichstag nach Tebhaften Debatten durch Compromiß 
ein Reichsbankgeſetz, beftellte die fog. Reichsjuſtizcommiffion, welche 
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auch während der Vertagung die großen Reichsjuftizgefebgebungs- 
entwürfe vorberathen follte, und ging am 30. Januar 1875 aus- 
einander, um erft im Oktober wieder zur Herbftieffion zufammen- 
zutreten. 

Vreußen. An ſeine Stelle trat ſofort der preußiſche Landtag, der ſogar 
nach einer Beſtimmung der preußiſchen Verfaſſung ſchon vor dem 
Schluſſe des Reichſtags, am 16. Januar hatte eröffnet werden 
müſſen. Sowohl die Regierung als die öffentliche Meinung glaubten 
für denſelben einer ſehr ruhigen, geſchäftsmäßigen Seſſion entgegen 
ſehen zu dürfen. Die Hauptaufgabe desſelben ſollte nach der Thron⸗ 
rebe die Durchführung der Berwaltungs-Reorganifation in denjenigen 
Provinzen fein, in welchen fie mit der Kreisordnung bereit? erfolg- 
reich begonnen worden war. Die große Arbeit wurde auch wirklich 
fo ziemlich zu allgemeiner Zufriedenheit erledigt, doch nicht ohne 
Schwierigkeit. Im Abgeordnetenhaufe verftändigten fich zwar Re— 
gierung und Volksvertretung ziemlich leicht und die jo bedeutung» 
volle Angelegenheit fchien bereitß geborgen zu fein, ala das Herren- 
haus, deſſen Bureaumwahlen doch gleich zu Anfang ber Seffion ge- 
zeigt hatten, daß die alte feudale Partei in demſelben endgültig in 
die Minderheit gerathen -fei, dazwiſchen trat und die Vorlage, wie 
fie aus dem andern Haufe hervorgegangen war und mit der fich die 
Regierung einverftanden erflärt hatte, ſeinerſeits doch in noch confer- 
vativerem Sinne, als fie ohnehin war, umzuformen verfuchte. Das 
Zuftandefommen des Geſetzes ſchien dadurch eine Zeitlang ernftlich 
in Frage geftellt zu fein. Schließlich aber ward es durch ein Com= 
promiß zwiſchen beiden Häufern erledigt, jo daß die neue, auf dem 
Prineip der Selbftverwaltung ruhende Organifation wenigftens für 
die ſechs öftlichen Provinzen des Königreichs vollftändig in's Leben 
treten konnte. Die alsbaldige weitere Ausbehnung bderfelben auch 
auf die weltlichen Provinzen wurde im Landtage lebhaft angeregt, 
von ber Regierung aber entjchieden abgelehnt, die ſich vorerft dieß- 
falls noch freie Hand behalten wollte. Die Erledigung der Frage 
30g ſich indeß bis in den Anfang Juni hinaus, weil inzwifchen un« 

Der erwartet der Kampf gegen die Anmaßungen bes römischen Bapftes 
Yampr un der römifchen Kirche eine ganz unerwartete Wendung genommen 
“und die Seffion des preußifchen Landtags aus einer ruhigen und 
geihäftsmäßigen zu einer ber bewegteften, bie überhaupt ftattgefun- 
den, gemacht hatte. Die preußifche Regierung war bisher in ihren 
Maßregeln, den fog. Maigefegen, mit großer Mäßigung gegen Rom 





Heberfigt der politiſchen Entwikelung des Bahres 1875. 553 


dorgegangen, wenn auch die Ultramontanen in ihrer Verblendung 
darüber laut auffchrieen, und Hatte noch lange nicht alles erfchöpft, 
was in ihrer Macht lag um Rom und die römische Kirche in 
allem, was die Dinge diefer Welt betrifft, unter die Geſetze bes 
Staates zu beugen. Die römiſche Curie verfennt aber ben Geift der 
Zeit gänzlich. In feiner Verblendung erließ der Papft unter dem 
5. Februar 1875 eine Bulle an die preußifchen Bilchöfe, in der er 
die preußifchen Maigeſetze ohne alle Umfchweife für „irritas“ d. h. 
zu deutſch für „null und nichtig” erflärte und die preußifchen Bi— 
ſchöfe aufforderte, in ihrem Widerftande gegen die Staatsgewalt zu 
beharren. Die Zeiten Gregor’ VII. und Innocenz' II. find freilich 
vorbei und zwar ohne Zweifel für immer vorbei. Aber die Phrafen 
der Bulle in gute Deutfch überfeßt, wollten doch nichts anderes 
lagen, al3 daß der „unfehlbare” römische Papft die preußifchen 
Unterthanen von der Pflicht des Gehorſams gegen jene Staat8- 
geſetze Löfte, fie zum Ungehorfam gegen diejelben, alfo in Wahrheit 
zur Empörung gegen die Staatsgewalt aufforderte. Ebendasſelbe 
hatte der Papit fchon vor einigen Jahren fich gegen Defterreich her- 
ausgenommen. Die Bfterreichifche Regierung hatte fich nicht daran 
gefehrt und die Anmaßung des Papftes einfach ala nicht gefchehen 
betrachtet, ohne fi) dadurch in ihren Weberzeugungen beirren zu 
laffen, aber fich damit auch begnügt. In Preußen Yagen jedoch die 
Dinge ganz andere. Die preußifche Regierung ließ ben ihr Hinge- 
tworfenen Handſchuh nicht Liegen, fondern hob ihn auf und ant- 
wortete dem römischen Uebermuth Schlag auf Schlag mit einer 
wahrhaft verblüffenden Energie. Obgleich fie dem unerhörten Acten= 
ftüd die weitefte Verbreitung nur wünſchen Tonnte, jo belegte fie 
doch die ultramontanen Blätter, welche diefelbe zuerjt brachten, mit 
Beichlag und überwieg fie den Gerichten, dann aber brachte fie 
Ihon am 4. März beim Landtage eine Vorlage ein, durch welche 
alle bisherigen Zahlungen und Leiftungen des Staat? an die rö⸗ 
mifche Kirche vorerjt fiftirt wurden, das fog. Sperrgefet, hierauf 
am 11. April eine weitere Vorlage auf Aufhebung der Artikel 15, 
16 und 18 der Berfaffung, d. h. derjenigen Artikel, welche die Be— 
ziehungen des Staates zur Kirche betrafen und auf welche fich die 
Ultramontanen bisher geftüßt hatten, eine Vorlage, durch welche 
alle biöherigen Abmachungen Preußens mit Rom aufgehoben und 
ber Staat fi) die volle Freiheit gegenüber ber Kirche zurüdnahm, 
endlih am 1. Mai eine Vorlage behufs Aufhebung aller Kldfter 
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in Preußen binnen ſechs Monaten. Das fog. Sperrgefeg wurde 
vom Abgeordnetenhaufe am 6. April in dritter Zefung mit allen 
gegen die Stimmen der Ultramontanen und vereinzelter Anderer, 
das Gefeb betr. Aufhebung der drei Verfafjungsartifel am 19. gl. 
Monats in dritter Lefung mit 275 gegen 90 (Ulttamontane und 
Polen) Stimmen, das Kloſteraufhebungsgeſetz am 10. Mai ebenfalls 
in dritter Zefung mit 243 gegen 80, alfo alle drei mit gerabezu 
erbrüdenden Majoritäten angenommen. Ebenſo wurde vom Abge- 
ordnetenhaufe das ihm fchon vor längerer Zeit vorgelegte Geſetz 
betr. die Bermögenzverwaltung katholifcher Kirchgemeinden troß bes 
Proteftes der Bilchöfe am 1. Mai in dritter Lefung mit 278 gegen 
79 Stimmen befchlofjen. Außerdem berietb und beichloß dag Ab- 
geordnetenhaus auf den Antrag des altlaiholiichen Abg. Petri und 
unter Zuftimmung der Regierung ein Gejeh, welches den Altkatho- 
liken da, wo fie einen erheblichen Bruchtheil der Bevölkerung bildeten, 
ähnlich wie in Baden, einen verhältnißmäßigen Antheil am Tatho- 
liſchen Kirchenvermögen ficherte. Vom Abgeordnetenhaufe ftand all 
das im Grunde zu ertvarten. Weniger ficher mochte die Regierung 
des Herrenhaufes fein, wenigſtens bezüglich der größeren ober klei— 
neren Majorität, mit ber fie diefe Vorlagen durchbringen würde. 
Indeß Schon die Generaldebatte im Herrenhaufe über das Sperr- 
gefeg konnte fie beruhigen. Zwar die Verbiffenften der fog. Feu⸗ 
balen, wie der Graf zur Lippe, v. KHleift:Rekow u. A., bebarrten 
auf ihrem bisherigen, ber Regierung feindfeligen Standpunfte, aber 
die Mehrheit der Partei machte nunmehr eine entjchiedene Schwen⸗ 
fung, indem fie laut erflärte, daß die Bulle des Papſtes fie mit 
ber tiefften Entrüftung erfüllt Habe und daß fie der Anficht fei, daß 
man für die nunmehrigen Vorlagen der Regierung wider die rö- 
mifche Anmaßung gerade vom confervativem Standpunkte entichie- 
ben einftehen müſſe. Natürlich griff Fürft Bismard mit Eifer nach 
der aljo dargebotenen Hand und fo ging die Vorlage am 15. April 
im Herrenhaufe mit der unerwartet großen Majorität von 91 gegen 
bloß 29 Stimmen durch. Auch die beiden andern Vorlagen wurden 
vom Herrenhaüfe ohne Schwierigkeiten angenommen und ebenfo bag 
Geſetz betr. Bermögensverwaltung ber Tatholifchen Kirchgemeinden 
und das fog. Altkatholifengefeß ; einige Differenzen im Einzelnen zwi⸗ 
[hen ihm und dem Abgeorbnetenhaufe wurben ziemlich mühelos 
ausgeglichen. Das bebeutfamfte aller fünf Gefete, nicht für ben 
Augenblid, wohl aber für die Dauer, ift wohl dasjenige über die 
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Dermögensverwaltung fatholifcher Kirchgemeinden, da e3 geeignet ift, 
die Laienwelt allmälig von der unbedingten Herrfchaft der Hierarchie 
unabhängig zu machen und ziwar big in bie einfachiten bäuerlichen 
Gemeinden hinein. Die Hierarchie erfannte diefe Gefahr gar wohl 
und der Epifcopat hielt e8 daher für paſſend, gegen das Geſetz ala 
gegen dag Recht der Fatholifchen Kirche noch beſonders zu proteftiren. 
Als es aber perfect geivorden war und er fich nicht verbergen konnte, 
daß dasſelbe feinen Umtrieben feine Hinterthür offen Ließ, hielt er 
es für klüger, das Kleinere Uebel dem größeren vorzuziehen, fügte 
fi) wenigftens in diefem alle dem Staat und nahm das Geſetz 
an, obgleich es angeblich „gegen die Rechte der Fatholifchen Kirche” 
fein follte, indem die Hierarchie ſonſt Gefahr gelaufen wäre, wenig⸗ 
ften in diefem Punkte mit der Zeit ihren Einfluß auf die Gemein- 
ben gänzlich zu verlieren. Mit diefen 5 Geſetzen und einem weiteren 
damals noch in Berathung befindlichen über die Verwaltung des ka⸗ 
tholifchen Didcefanvermögeng hat die preußifche Geſetzgebung gegen- 
über den Anmaßungen Roms und ber römischen Hierarchie einen 
gewiffen Abfchluß erreicht. Die preußifche Regierung hatte nun hin- 
reichende Mittel in der Hand, jedem Webergriff energifch entgegen zu 
treten und jeder Beeinträchtigung der Rechte des Staates al3bald 
zu wehren. Sie felber und die Öffentliche Meinung begegneten fich 
in der Meberzeugung, daß, wenn nur die, Regierung feit auf ihrem 
Rechte beharre und in ber Anwendung der Geſetze in der bisherigen 
Weiſe rubig und ohne Leidenfchaft, aber ohne Wanfen vorwärts 
gebe, die Hierarchie früher oder fpäter gendthigt fein würde, die 
Rechte des Staates anzuerkennen, fich den Gefeen besjelben zu fügen 
und auf die alten Anfprüche einer Stellung ber Kirche ala ganz 
unabhängiger Macht neben oder gar über dem Staate definitiv zu 
verzichten, zumal da dem katholiſchen Volke nachgerade doch bie 
Angen darüber aufgehen müſſen, daß es fich in dem ganzen Streit 
um eine reine Machtfrage und ganz und gar nicht um eine Glau—⸗ 
bensfrage Handelt, indem die preußifche Regierung nicht daran denkt, 
ihre katholiſchen Unterthanen in ihrem Glauben und in ber freieften 
Bethätigung desfelben irgendwie zu behindern und zu beſchränken. 

In ihren Maßregeln aber behufs Anwendung der Gejehe gegen 
die widerjpenftige Hierarchie blieb die preußifche Regierung während 
bes ganzen Jahres 1875 feft und waltete ihres Amtes mit Nach- 
drud. Unter dem 5. Januar wurde der Bilhof Martin von Pader⸗ 
born durch den kgl. Gerichtshof für Tirchliche Angelegenheiten feines 
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. Amtes entfebt, das Didcefanvermögen in ftaatliche Verwaltung ge- 
nommen und der Bifchof felbft in Weſel internirt. Er entfloh 
Ipäter nach Holland, von wo er jedoch ausgewieſen wurde, während 
die preußifche Regierung ihn feiner Staatsangebörigkeit entfleibete, 
ſo daß ihm die Rückkehr nach Deutichland verfchloffen ift. Dasjelbe 
Schickſal ereilte auch den Fürftbifchof Förfter von Breslau. Diejer 
entwich jedoch ſchon vor Beendigung ſeines Prozeffes in ben dfter- 
reichifchen Theil feiner Didcefe. Um die Mitte des Jahres wurde 
der Prozeß auf Amtsentfegung gegen den Bilchof Brinfmann von 
Münſter eröffnet, bis zu Ende desjelben jedoch nicht mehr erledigt. 
Daneben wurden einige weitere biſchöfliche Seminare, welche den 
dazu dom Staate Bevollmächtigten den Zutritt zu ben Lehrborträgen 
verweigerten, nach dem Geſetze geſchloſſen. Echen mit dem 1. Juli 
trat das ſog. Sperrgejet in Kraft. Dasfelbe dürfte ſich allgemach 
für den Glerus doch jeher empfindlich erweifen. Der Erzbifchof von 
Köln mußte im Herbft den dem Staate gehörigen erzbifchöflichen 
Palaft räumen. Nur diejenigen Geiftlichen blieben von ber Maß: 
regel frei, welche ausdrüdlich oder thatſächlich die Erflärung ab⸗ 
gaben, daß fie den Staatägefeten gehorchen wollten. Die Zahl der- 
felben — fie ift aus guten Gründen nicht befannt geworden — ift 
fchwerlich fehr groß. Der hierarchifche Drud von oben ift noch viel 
zu groß; mit ber Zeit werden ihrer fchon mehrere werden. Der 
Weihbifchof von Gneſen wurbe wegen Anmaßung bifchöflicher Rechte 
gerichtlich zu 9 Monaten und ber endlich in der Perfon des pofen’- 
Ichen Domherrn Kurowski entdedte geheime päpftliche Delegat zu 
2 Jahren Gefängniß verurtheilt. Trotzdem blieben bie Reihen ber 
Hierarchie und des Clerus vorerft noch feſt gefchloflen und die ultra= 
montane Partei ftebt Tcheinbar unentwegt noch immer zu ihnen. Aber 
der Ruhe und Feſtigkeit gegenüber, welche die preußifche Regierung an 
den Tag legt, bürfte fie doch im Innern gebrochen fein: jedenfalls 
bat die Wucht der ultramontanen Agitation weſentlich abgenommen. 
Die Hierarchie ftüßt fi in ihren Anmaßungen wider den Staat 
im Wefentlichen doch nur auf die unteren Volksklaſſen, die nicht zu 
beurtbeilen im Stande find, um was es fich eigentlich Handelt. 
Eine Rundreife des Minifters Falk in den Rheinprovinzen Iegte es 
deutlich zu Zage, daß die gebildeten Stände entfchieden und mit 
jedem Tage mehr auf Eeite des Staat? und der Regierung ftehen. 
Der Minifter wurde in allen größeren Städten der Provinz demon⸗ 
ftrativ in einer Weife empfangen und gefeiert, wie man es niemals 


Acberſicht der politifhen Entwickelung des Bahres 1875. 557. 


erwartet hätte. Der Kampf zwilchen Staat und Kirche ift eben 
ein langwieriger und wird noch nicht fo bald gejchlichtet fein. Das 
Befte muß jedenfalls die fortfchreitende Volksbildung thun, aber 
auch dieſe wirft zwar ficher, aber doch nur ſehr langſam. 

Es ijt die große Eigenfchaft des Fürſten Bismarck, daß er Die 
ein hohes Ziel in's Auge faßt und feft im Auge behält, um es zu — 
erreichen, aber nichts überſtürzt, ſondern alle Schwierigleiten wohl * 
in Ueberlegung zieht, um die eine jo die andere anders, je nach ihrer frage. 
Eigenart, zu überwinden, oft fcheinbar zurückgeht, im rechten Augen- 
bli® aber auch diejenige Energie in's Werk fett, die allein zum 
Ziele führt. Solange er in Preußen und im beutfchen Reich an 
der Spibe ber Gefchäfte bleibt, ift nicht zu fürchten, daß im Kampf 
des Staat? gegen die Anmaßungen Roms ein übereilter, nicht der 
Sachlage entfprechender, falfcher Schritt geichehe, aber auch nicht, 
daß die Staatögewall in ruhiger, gleichmäßiger Feſtigkeit erlahme, 
oder daß früher oder fpäter ein fauler Friede erfolge. Das Ende 
des Kampfes wird er freilich nicht erleben, aber glücklicher Weiſe 
haben Trabition und Staatögrundfäße in Preußen eine Kraft, die 
man anderwärt3 meift vergeblich fucht. Er wird auch anderes, was 
er unternimmt, nicht zu Ende führen können und zufrieden fein 
müflen, aber auch können, dazu wenigſtens den Grund gelegt zu 
haben. Dahin gehört die Trage der Reichseiſenbahnen, die er 
im Laufe des Jahres 1875 zuerjt angeregt Hat. Nach der Reichs— 
verfaflung follten die deutfchen Eifenbahnen, obgleich fie im Befite 
der verichiedenen Glieder bes Reichs oder in demjenigen von Privat» 
gejellfchaften find, doch im Intereſſe des Ganzen, des Verkehrs im 
Großen wie im Kleinen, wejentlich nach benfelben Grundſätzen ge- 
leitet und verwaltet werden; und um diefe Verfafjungsbeftimmung 
nicht als einen todten Buchftaben Tiegen zu laſſen, war auf den 
Antrag des Reichstags ein Reichseiſenbahnamt gefchaffen worden. 
Allein es zeigte fi) bald, dab die neue Inſtitution gegenüber den 
Intereſſen der Mittelftaaten namentlich fo ziemlich ein todtgeborenes 
Kind war: zweimal verfuchte dag Amt, Entwürfe zu einem Reichs⸗ 
eiſenbahngeſetze, das die Rechte bes Reichs gegenüber den Staats⸗ 
ſowohl als Privatbahnen genau präcifiren und die Reichdgewalt in 
den Stand ſetzen follte, die Einheit namentlich der Tarife nöthigen- 
falla zu erzwingen, zur Annahme zu bringen; beide fcheiterten an 
jenem Widerftande. Da warf der Neichalanzler die Idee ber Er- 
werbung jämmtlicher Staats und Privatbahnen für dag Reich, 
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zuerſt nur geſprächsweiſe, in bie Öffentliche Meinung. Die Idee 
mußte, wie die Dinge lagen, zünden und hat auch gezündet. Die 
Eifenbabnen find ein fo unentbehrliches Verkehrsmittel, daß fie früher 
oder fpäter wie die Landftraßen, wie das Poſtweſen, wie die Tele- 
graphen unausweichlich fammt und ſonders in das Eigenthum des 
Staats übergehen müſſen, jei e8 des Reich oder der größeren Einzel» 
ftaaten oder einer Gombination beider, wobei felbft die Weitereriftenz 
von Privatbahnen unter gewifien Borausfegungen immerhin nicht 
ganz außgefchloffen werben müßte. Sofort ſprachen ſich denn auch 
viele Stimmen nachdrüdlich für die Idee des Reichskanzlers aus, 
während andere fie nicht minder nachdrüdlich belämpften. Nament- 
lich in den Mittelftaaten erklärten fich nicht nur die Regierungen, 
fondern auch die öffentlide Meinung übereinftimmend wider ben 
Plan und die Frage fchien einen Augenblid felbft für das Neich 
nicht zu unterſchätzende politifche Folgen heraufbeſchwören zu follen. 
Allein der Reichskanzler, fo groß auch nad) den gegebenen Zuftän- 
den jeine Rücffichten gegenüber den Einzelftaaten, zumal gegenüber 
ben größeren unter denfelben, zu fein pflegen, verzichtete nicht auf 
feine Idee. Die Frage ift jedenfall® nicht nur eine großartige, 
fondern auch eine überaus fchwierige und complicirte. Vor allem 
aus ift die fyrage einer Eriverbung bes Eigenthumßsrechtes ber Eifen- 
bahnen durch das Reich und die Frage des Betriebs derfelben aus⸗ 
einander zu halten: es Tieße fi) gar wohl benfen, daß das Reich 
Gigenthümer jämmtlicher Eifenbahnen wäre und bie oberfte Lei⸗ 
tung dieſes allerding® gewaltigen Räderwerks in feiner Hand be= 
bielte, den Betrieb aber fei e8 den Einzelftaaten ſei eg Privatgefell- 
ichaften überließe. Eine andere Frage ift, ob die Eifenbahnen zwangs⸗ 
weife oder nur freiwillig, wen und foweit e8 den bisherigen Eigen- 
thümern derfelben conveniren möchte, in das Eigenthum bes Reiches 
“übergehen follen, und ebenfo fragt es fich weiter, ob bag Weich 
fofort dahin ftreben jolle, auf diefe oder jene Weife alle oder aber 
borerft nur gewiſſe Linien in feine Gewalt zu befommen Die ganze 
Angelegenheit befindet ſich jedenfall3 noch in ihrem erften Stadium 
und ift noch lange nicht hinreichend geklärt. So viel aber hat der Reich®- 
fanzler bereits erreicht, daß die Mittelftaaten auf ihre bisherige partie 
eulariftijche Politik in diefer Frage und auf ihren früheren Widerftand 
gegen ein genügendes Neichgeifenbahngefeg To ziemlich verzichtet ha= _ 
ben dürften, daß fie froh wären, wenn fie dadurch, daß fie die Hand 
zu einem folchen aufrichtig und voll bieten, dem Reichgeifenbahn- 
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plane entgehen könnten, und daß die Öffentliche Meinung im Süden 
wie im Norden Deutjchlands darüber nachgerade einig ift, daß ein 
folches Geſetz geichaffen werden müſſe. Ob der Reichskanzler jchon 
jest in Wahrheit weiter gehen will, mag bdahingejtellt bleiben. Mit 
der Zeit freilich wird die Macht der Dinge jelber ſich damit kaum 
begnügen und bie Trage der Reichgeifenbahnen neuerdings auftauchen, 
jelbft wenn es gelingen follte, fie zunächt von der Tagesordnung 
ganz abzufegen. Die gefährliche Spite fcheint ihr —— ſchon 
jetzt abgebrochen zu ſein. 

Ohne Gegenſätze und ohne Kampf iſt keine Entwidlung mög= 
ih. Auch dem deutjchen Reich blieben fie ſchon bisher nicht erjpart 
und werben ihr auch in Zukunft nicht erjpart bleiben. Aber die 
Grundlage für eine gefunde und machtvolle Entwidlung ift gelegt 
und befeftigt fich durch einträchtiges Zuſammenwirken der Reiche- 
regierung, ber Regierungen der Einzelſtaaten und des Reichstags 
mehr und mehr. Der Ausbau erfolgt mit Ruhe und Umficht : alle, 
die dazu berufen find, haben das Ziel feſt im Auge; die Schwierig. 
feiten werden allmälig durch Beharrlichkeit überwunden werben. 

Nicht eben jo glüdlih war Frankreich. Bier Jahre ſchon Frank⸗ 
waren feit dem unglüdlichen Kriege mit Deutfchland verfloffen und "ib. 
noch befand fich das Land zu Anfang des Jahres 1875 in vollitäne 
diger Ungewißheit über die Form feiner Regierung. Als die Na- 
tionalverfammlung 1871 zufammentrat, bot ihre Phyfiognomie mehr 
negative ala pofitive Züge dar. Es trat alabald ziemlich deutlich 
zu Tage, was fie nicht wollte, während es fehr ungewiß war, was 
fie wollte. Aus den Wahlen, die auf Grundlage des allgemeinen 
Stimmrecht ftattgefunden Hatten, war kaum ein halbes Dutzend 
offener und nicht viel mehr als doppelt jo viel verjchämter Bona- 
partiften hervorgegangen; die Verſammlung hatte fich ‚denn auch be= 
eilt, faft einftimmig die Thronentjegung der napoleonifchen Dynajtie 
in aller Form audzufprechen. Vom Bonapartismug wollten das 
Land und feine nunmehrigen Vertreter offenbar und entjchieden vor= 
erft nichts mehr wiflen. Aber ebenfo zweifelhaft war es, was die 
Nationalverfammlung an feine Stelle feßen wolle. Nur jo viel 
ftand feſt, daß die Septemberregierung, die nach der entjcheidenden 
Niederlage bei Sedan aus einem Handftreich der Parifer Radicalen 
hervorgegangen war, mitfammt "der bisherigen factifchen Dictatur 
Sambetta’3 ihr ebenfo zuwider war, al® das geftürzte Regiment, 
und fie beeilte fich daher, die Demiffion berfelben anzunehmen und 
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die Regierung dem Hrn. Thiera ala Präfidenten der Republil mit 
dem Rechte, fich feine Miniſter jelber zu wählen, zu übertragen, 
Hrn. Thierd, der beiden negativen Charakterzügen der großen Majo- 
rität der Nationalverfanimlung entſprach, da er unzweifelhaft weder 
Bonapartift noch Radicaler war. Im Uebrigen wogten Xegitimiften 
und Cileaniften, gemäßigte und radicale Republifaner zunächft noch 
bunt durch einander und bei ber Wahl bes Hrn. Thiers ala Prä- 
fiventen der Republif war durch den fog. Pact von Bordeaur aus- 
drüdlich feftgefegt worden, daß damit der definitiven Form ber Re 
gierung, ob Monarchie oder Republik, nicht vorgegriffen jein folle. 
Erſt Thiers brachte in die zweifelhafte Maſſe ein ent|chiedenes Fer⸗ 
ment, ala er fich, gegen Erwartung, wider die Errichtung einer Mo- 
narchie wie für die Beibehaltung der beftehenden republitanijchen 
Staatsform und für ben definitiven Ausbau derjelben in conſerva⸗ 
tivem Sinne erflärte. Es gelang ihm auch, eine anzahl früherer 
Monardiften für feine Anſchauungen zu gewinnen und zur Republik, 
wie er fie verftand, zu befehren, aber alle feine Berfuche, dafür eine 
fette Majorität in der Nationalverfanmlung zu Stande zu bringen, 
fcheiterten an der Unentfchlofienheit der Mlittelparteien und an dem 
Miderftande der äußerften Linken wie der äußerften Rechten. Sie 
dienten im Gegentheil nur dazu, daß fich die der Republik Abge- 
neigten nach und nach enger aufammenfchloflen, bis es ihnen im 
Mai 1873 gelang, Thiers felbit, übrigens mit einer nur geringen 
Majorität, zu ſtürzen und den Marichall Mac Mahon ftatt feiner 
auf den Präſidentenſtuhl zu jegen, der als ein politifch gang unbe 
dentender Mann ein durchaus gefügiges Werkzeug für fie zu fein 
ſchien. Nun wurde die Wiederaufrichtung der Monarchie feit in's 
Auge gefaßt, die jüngere Linie der Bourbonen unterwarf fich endlich 
nach langem Zögern ber älteren: und die Majorität der National« 
verfammlung war dem Plan gefichert, als der künftige Monarch, der 
Graf von Ehambord, ſelbſt denfelben durch die Bedingungen, die er 
an feine Zuftimmung Tnüpfen wollte, vereitelte.e Damit war aber 
der Verſuch, die Monarchie in Frankreich wieder herzuftellen, über- 
haupt und definitiv gefcheitert, da fich die verfchiedenen monarchifchen 
Parteien der Legitimijten, Orleaniften und Bonapartiften feither nur 
noch mehr haften ala bisher, das Land aber feinerfeits bei den 
Nachwahlen zur Nationalverfammlung ebenfo beharrlich als deutlich 
an den Tag legte, daB es der ewigen Umwälzungen jatt fei und 
durchaus nicht wünjche, die nun einmal thatjächlich beftehenden 
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Zuftände wieder von Grund aus Über ben Haufen zu werfen, fondern 
vielmehr bereit, diefelben zu erhalten und auszubauen. Seit der erften 
Wahl der Nationalverfammlung gelang es auch nicht einem einzigen 
Zegitimiften oder Orleaniften mehr, einen Sit in derfelben zu erringen: 
alle Nachwahlen fielen durchaus republifanifch, und zwar meift ge= 
mäßigt republifanifch, ganz im Sinne des Hrn. Thierd, aus. So viel 
ließ fich nicht beftreiten, daß die Republik nach und nad) immer mehr 
Boden gewann. Die neue Majorität aber unter Führung des Her- 
3098 dv. Broglie wollte diefe Zeichen der Zeit nicht fehen und ſchloß 
ihre Augen davor Jozufagen gewwaltfam. Da nun felbft die ftrengiten 
Legitimiften fich nicht verbergen Tonnten, daß die Erhebung ihres 
Prätendenten auf den Thron feiner Väter zum mindeften für bie 
nächfte Zufunft nicht möglich fei, wenn fie auch freilich an ihrem 
Glauben, daß nur dadurch allen Schwierigkeiten Frankreichs begegnet 
werden könne, nach wie vor in jeder Weiſe fefthielten, die Orlea⸗ 
niften aber ihre Hoffnung noch weiter hinaus vertagen mußten, fo 
vereinigten fich beide zunächſt dahin, alles aufzubieten, das Auf: 
kommen der Republif um jeden Preis zu verhindern und die Ge- 
walt, die fie in Folge des Sturzes bes Hrn. Thiers nun in ben 
Händen hatten, darin auch jo lange wie möglich zu behalten, womit 
zudem auch die Bonapartijten, die für ihre Pläne gleichfalls Zeit 
brauchten, einverjtanden waren. Zu diefem Ende Hin wurde Die 
Präfidentfchaft dem Marſchall Mac Mahon gleich auf fieben Jahre 
feftgejtellt, wurde da8 Vermwaltungsperjonal von oben big unten von 
allen republifanifchen Elementen gereinigt und wurde überdieß nach 
und nach eine Reihe reactionärer Maßregeln in's Werk gefeßt, welche 
"alle dahin zielten, die Negierungsgewalt zu verftärfen und durch 
diefelbe dem weiteren Umfichgreifen republifanifcher Ideen einen 
ftarfen Damm entgegen zu feßen. Der Gewinn für die verbündeten 
Parteien der Legitimiften und Orleaniften war indeß nothwendig 
nur ein momentaner. Die Legitimiften gewannen dabei gar nichts, 
ala daß fie die ihnen fo verhaßte endgültig republitanifche Ausge⸗ 
ftaltung des Landes wenigſtens in die Ferne rüdten; die Ausfichten 
der Drleaniften wurden dadurch nicht beſſer, doch mochten dieje fich 
damit tröften, daß fie die einflußreichiten und fetteften Stellen der 
Gentralverwaltung und in der Umgebung des Präfidenten alsbald 
für fich in Anspruch nahmen; der Hauptportheil fiel den Bonapar- 
tiften zu. In der Nationalverfammlung ohne erheblichen Einfluß, 
waren dagegen fie allein im Stande, der Regierung gejchulte, nicht 
36 
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republifanifch gefinnte Berwaltimgsmänner aller Art und aller Grade 

zu liefern. Und wirklich drang auch alsbald eine große Zahl ebe- 

. maliger Bonapartiften in alle Zweige der Verwaltung ein, und faum 

hatten fie dag erreicht, jo organifirten fie ſich auch unter der darin 

geübten und erprobten Hand Rouher's und bildeten nach und nach 

ein ganzes geheimes Net über das Land hin, deſſen Mafchen fie immer 

enger anzuziehen und zu vervollftändigen mit aller Anftrengung be= 

müht waren. Daneben verfolgte jede der drei monarchiſchen Par— 

teien ihre eigenen Intereſſen, arbeitete jede für ihren befonderen Prä⸗ 

tendenten und widmete jede der anderen einen Haß, der nicht gründ= 

licher hätte fein können. Außerhalb der Nationalverfammlung hatten 

alle drei unter fi) nur wenig Berührungspunfte, in derjelben aber 

fanden fie fich alsbald zujammen, jo oft es galt, der werdenden 
Republik einen neuen Riegel vorzufchieben. 

Die Ber Inzwiſchen war das Land ohne eigentliche Verfafſung. Die 

faffuugs · Bevölkerung war, joweit man aus den Wahlen urtbeilen. Tonnte, 

— überwiegend republikaniſch geſinnt und ebenſo wünſchte die Minorität 

der Nationalverſammlung, die übrigens der Majorität bis auf we- 

nige Stimmen nahe kam, die definitive Einführung einer republifa- 

niſchen Staatsverfaflung ; die Regierung dagegen und die Majorität 

der Nationalverfammlung waren monarchiſch gefinnt, ohne doch einen 

Monarchen zu haben oder dem Lande einen ſolchen geben zu können. 

Gin derartiger Zuftand war aber auf die Dauer geradezu unbaltbar 

und wer dieß am meijten fühlte, war ber Präfident der Republif, 

Marſchall Mac Mahon, deifen Gewalt, zumal der jouveränen Na— 

tionalverfammlung gegenüber, eine ſehr unbeſtimmte und ſehr unge- 

nügende war. Immer und immer wieder forderte er daher bie Ber- 

fammlung durch bejondere Botjchaften auf’3 dringendite auf, wenig» 

ften® dieſe Lücke auszufüllen. Aber auch dazu hatte die Majorität 

nur geringe Luft. Die Legitimiften namentlich weigerten fich ent= 

Ichieden, die Hand dazu zu bieten, aus der fiebenjährigen Präfident- 

ichaft etwa eine bleibende Snftitution zu machen, da ja auch das 

doch nur wieder eine Art Republik geweſen wäre. Die Orleaniften 

wären dazu geneigter geweien, da fie ben Präfidenten in ihrer Ge- 

walt zu haben glaubten; aber gegen die Legitimiften und gegen bie 

Republikaner vermochten fie nicht durchzudringen. So verhinderte 

die Uneinigkeit der nionarchifchen oder ſog. confervativen Parteien 

nicht nur die endgültige Errichtung der Republit, jondern jtand 

fogar einer fefteren Organifirtung des Proviforiums im Wege. Ihre 
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ganze Thätigkeit fchien eine abjolut negative zu fein und fich darauf 
zu befchränfen, die Dauer der Nationalverfammlung in's Unendliche 
zu verlängern, als ob fie irgend einen Zufall erwarteten, der ihnen 
dag große 2008 der Zukunft in den Echoß werfen würde. Ein folcher 
Zuftand war eines großen Landes ganz und gar unwürdig und ein- 
zelne edlere Naturen der Majorität begannen doch zu fühlen, daß 
darin gewillermaßen ein Verrath gegen dasſelbe liege. 

Bis zu Anfang des Jahres 1875 hatte bie ſog. 30er-Gom- 
milfion endlich nach fat zweijährigen Berathungen einen Gefehes- 
entwurf betr. den Mebergang der Gewalten und einen andern betr. 
die Errichtung eines Senates ausgearbeitet und konnte die National: 
verfammlung daran gehen, die Verfaſſungsfrage wenigjtens in einigen 
Beziehungen in Angriff zu nehmen. Beide Entwürfe waren durchaus 
in reactionärem Sinne ausgedacht, jelbit das Wort Republik aus 
bemfelben jorgfältig ausgemerzt. Der Marſchall Mac Mahon und 
feine Regierung waren damit einverjtanden, da beide Entwürfe feine 
Gewalt wenigſtens einigermaßen näber definirt hätten. Im Uebrigen 
Hatten fie alles in demjelben Provijorium gelafjen wie bisher. Die 
vereinigte Rechte hätte fie daher unbedenklich annehmen können, fo 
wie fie waren; für die vereinigte Linke dagegen waren ſie abjolut 
unannehmbar. Da Löjte fi) am 30. Januar 1875 eine ganz Kleine 
Traction des rechten Gentrums unter der Führung des Profeſſors 
Mallon von ber Rechten ab und bot der vereinigten Linken die 
Hand fo weit, daß in den Geſetzesentwurf betr. den Uebergang der 
Gewalten das Wort Republif wieder Hineingebracht wurde, indem 
mit 353 gegen 352 Stimmen ein Antrag Wallon’8 angenommen 
wurde, den Ausdrud „der Marjchall» Präfident” wieder mit dem 
bisherigen „der Präfident dev Republik” zu vertaufchen. Der Sieg 
der vereinigten Linken war in Wahrheit jowohl bezüglich der Sache 
jelbft ala durch die Majorität von nur einer einzigen Stimme ein 
geradezu winziger. Dennoch betrachtete ihn fofort alle Welt als ein 
aroßes und möglicher Weije folgenſchweres Creigniß: der Bann, in 
- dem die antirepublifanifche Majorität die Nationalverfammlung und 
das Land gehalten Hatte, war gebrochen, wenn die kleine Yraction, 
bie das Zünglein der Waage in der Hand hielt und es in diefem 
einzelnen Falle nach der Linken Seite hin gewendet hatte, feſt blieb. 
Und fie blieb feſt. Wallon jtellte in den nächjten Tagen darauf 
noch eine Reihe weiterer Amendements, die Linfe ging darauf ein, 
es bildete fich eine neue, wenn auch vorerjt noch fehr Kleine Majo— 
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rität und der ganze Geſetzesentwurf erhielt fchließlich eine von ber 
urfprünglichen ganz verfchiedene Fafſung, welche den Intereſſen und 
Beitrebungen der Linken wenigjtens jo weit entjprach, ala mit dem 
Geſetz die definitive Aufrichtung der Republik zwar durchaus noch 
nicht ausgeſprochen, aber derjelben doch Teinerlei Hinderniß in den 
Meg gelegt war, diejelbe vielmehr bis auf einen gewiflen Grad fogar 
amgebahnt jchien. Mehr und mehr ftellte eg fich Heraus, daß die 
Heine Fraction Wallon fich definitiv von der Rechten getrennt Hatte 
und entſchloſſen war, der Linten zur endgültigen Aufrichtung der Re= 
publif die Hand zu bieten, aber allerdings nicht einer radicalen Re= 
publit im Sinne der Außerften Linken, jondern einer möglichit con» 
fervativem nach den Ideen bes Hrn. Thierd. Dazu aber war nicht 
bloß dag Linfe Centrum und bie jog. gemäßigte Linte bereit, ſondern 
auch die äußerſte Linke bildete bi3 auf Wenige dafür kein abfolutes 
Hinderniß mehr. Auch fie Hatte in der langen Zeit der Trübjal 
und Ohnmacht feit dem Zufanmentritt der Nationalverfammlung 
etwas gelernt. Namentlich Gambetta, ihr Führer, war nachgerade 
ein ganz anderer als früher geworben. Er hatte erfannt, daß revo⸗ 
Tutionäre Ueberrafchungen 3. 3. in Frankreich nicht mehr jo leicht 
möglich feien und, jelbft wenn fie e8 wären, boch feinen Beitand 
hätten. Ein Sohn des Südens und glühender Republikaner, hatte 
er doch einjehen gelernt, daB, wie die Dinge lagen, die Aufrichtung 
der Republit als endgültiger Verfaſſung Frantreichg nur durch Mäßi- 
gung und durch Geduld erzielt werden könne, und wußte nach und 
nach fih zu beberrfchen. Im Jahre 1871 Hatte ihn Hr. Thiers noch 
einen fou furieux genannt; jebt ftand Gambetta mit ihm auf dem 
beften Fuße und gab fich alle Mühe, mäßigend auf feine Gefinnungs- 
genofjen zu wirken und ihnen ‚die Meberzgeugung beizubringen, daß 
fie, ftatt mit dem Kopf an die Wand zu rennen, ſich vielmehr mit 
Abſchlagszahlungen begnügen müßten und daß es in ihrem Intereſſe 
Tiege, fich jede republilanifche Verfaffung, fei es auch die conſerva⸗ 
tivfte, gefallen zu laſſen, vorausgeſetzt, daß es eine republifanifche 
fei, um nur zu Neuwahlen zu gelangen und der Herrfchaft der bis⸗ 
herigen Majorität der Nationalverfjammlung, damit aber auch ber 
bisherigen Stagnation des politifchen Lebens in frankreich ein Ende 
zu machen. Seinerfeit? war er zu den äußerften Conceſſionen an 
das linke Centrum und an die Gruppe Wallon-Lavergne bereit, 
wenn e8 dadurch ermöglicht würde, ber Republit endgültig die 
Oberhand zu verjchaffen. Dazu aber waren allerdings noch große 
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Schwierigfeiten zu überwinden. Das Senatögeje namentlich war 
unläugbar noch ein ſchweres Stüd Arbeit. Es lag auf der Haud, 
dag Monarchiften und Reactionäre alle® daran jegen würden, den 
Senat jo zu organifiren, daß zwiſchen ihm und einer republifanijchen 
Deputirtenfammer von Anfang an ein unverföhnlicher Gegenjat 
beftände, der diefe unter allen Umftänden lahm lege, möglicher 
Weiſe aber bein Marjchall-Präfidenten zu einen Staatsſtreich Ver⸗ 
anlaffung gäbe, welcher ber Republik alsbald ein jähes Ende zu 
bereiten im alle wäre. Die Republikaner ihrerfeitß gaben zu, daß 
der Senat von vornherein dazu beftimmt fei, allfälligen Ueberftürz- 
ungen oder Ausſchreitungen ber Deputirtenfammer hindernd oder mäßi- 
gend einen gewiflen Damm zu ſetzen, erfannten aber, daß es ihre Auf» 
gabe fei, zu verhindern, daB von vornherein der Keim eines unver⸗ 
föhnlichen Gegenfahes zwiſchen beiden in die Inftitution jelbit gelegt 
werde. Ein Theil der Linken verlangte demnach, daß der Senat aus 
demfelben allgemeinen Stimmrecht wie die Nationalverfammlung 
bervorgehe, wenn auch mit Modificationen, die demſelben eine mehr 
conjervative Tendenz ficherten. Der Verſuch wurde gemacht, der An⸗ 
trag aber von der Nationalverfammlung verworfen, da fich hiefür 
die alte Majorität momentan iwieder zufammenfand, Nun aber 
wurbe zwifchen der Linken und ber Gruppe Wallon unterhandelt 
und bald kam auch wirklich eine Berftändigung auf einer ganz 
neuen Grundlage, die den liberalen wie den confervativen Inter⸗ 
effen gleichmäßig Rechnung zu tragen jchien, zu Stande. Nach 
demjelben follte der Senat aus 300 Mitgliedern beftehen, von denen 
75 für dießmal von der Nationalverfammlung, fpäter aber vom 
Senat jelber durch Selbftergänzung gewählt werden, 225 aber aus 
Wahlcollegien hervorgehen jollten, welche aus den Mitgliedern der 
Generalräthe jedes Departements und aus Abgeordneten der ſämmt⸗ 
lichen Gemeinderäthe desjelben zufammengejebt würden. Diejer Com⸗ 
promiß wurde am 24. Februar von der Nationalverfammlung mit 
der unerwartet großen Majorität von 448 gegen 241 Stimmen ber 
äußerften Tegitimiftiichen, der ſog. gemäßigten aber entfchiedenen 
Rechten und der Bonapartiften angenommen. So weit hatte es bie 
neue Majorität der Nationalverfjammlung binnen weniger ala einem 
Monat gebracht. Die Republit war damit thatfächlich zur Verfaſ⸗ 


fung Frankreichs gemacht. a 
Schon vor ber Annahme der beiden Gefehe Hatte das Cabinet, Tinte 


das der neuen Sachlage allerdings nicht mehr ent|prach, feine De⸗ vuffet. 


566 Heberfigt der politiſchen Ontwickelung des Bahres 1875. 


miffion gegeben. Der Marſchall verfchob indeß die Ernennung eines 
neuen bi3 nach jener Annahme und feßte es dann unter dem Bor 
fie Buffet’s, des bisherigen Präfidenten der Nationalverfammlung, 
ganz Überwiegend aus Männern zufammen, die zwar fchlieklich für 
die neuen Verfaſſungsgefetze geſtimmt, aber biß dahin entjchieden der 
alten Majorität angehört hatten und ihr im Grunde auch jet noch 
angehörten. Das ganze Cabinet Hatte überdieß eine ſtark clericale 
Färbung, was zunächft unbeachtet blieb, ſpäter aber um fo bebeut- 
famer zu Tage treten follte. Die aufrichtig republifanifche Partei 
war darin eigentlich nur durch eine Kleine Minderheit, den Juftiz- 
minifter Dufaure und den Finanzminifter Leon Say vertreten. Die- 
jelbe gab fi) indeß auch damit zufrieden, zumal als die neuen 
Minifter in ihren Umlauffchreiben innerhalb ihrer Reflorts den 
nunmehr gejeßlichen Beftand der republifanifchen Berfafiung aus» 
drüdlich anerkannten. Sie hielten auch ihr Wort in jo fern, ala 
das Cabinet nichts that, um diefe nunmehr allfeitig als gefichert 
betrachtete Grundlage wieder in Trage zu fielen. Dagegen erwies 

fih Buffet alabald als ein gründlicher Reactionär, der fih alle 
- Mühe gab, die alte Majorität auch auf der neuen Grundlage wieder 
zufammenzubringen. Sein ganzes Bemühen ging nunmehr dahin, 
in den zum nöthigften Ausbau der neuen Berfaffung noch erforbder- 
lichen Gejegen die Regierungageivalt möglichft zu ſtärken, um in ihr 
einen ſtarken Damm gegen die fünftige Deputirtenfammer zu befiben, 
und ferner dahin, die ganze Regierungsmafchinerie möglichfl in den 
Händen der reactionären Parteien, der alten Majorität, zu laffen, alle 
aufrichtig republifanifchen Elemente dagegen von der Regierung ſorg⸗ 
fältig fern zu halten, in der Hoffnung, bei den bevorftehenden Neu⸗ 
wahlen den Siegespreis den Republifanern vielleicht doch wieder ent⸗ 
winden und ber alten Majorität noch einmal das Webergewicht ver= 
fchaffen zu können. Diefes Ziel verfolgte er zwar nicht mit dem 
Zalent und der intriganten Gemwandtheit des Herzogs v. Broglie, 
aber mit größerer Zähigkeit und mit vielleicht noch größerer Rüdfichts- 
lofigfeit, als dieſer es gethan hatte. Der letzte Theil feiner Aufgabe 
gelang ihm indeß fpäter troß aller Rückſichtsloſigkeit und Zähigkeit 
doch nicht; die Neuwahlen trugen ihm vielmehr fchließlich eine fo 
eclatante perfönliche Niederlage ein, wie fie nicht größer hätte fein 
fönnen. Für feine einzelnen reactionären Maßregeln dagegen, twie 
bezüglich der Preffe und ber Vereine, bezüglich des Belagerungs- 
auftandes, für die fortdauernde Ernennung ber Maires auch außer 
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ben Gemeinderäthen und gegen den ausgefprochenen Willen derjelben, 
enblich für die Wahlen zur Deputirtenfammer nach Arrondiſſements 
und nicht durch das fog. Liltenferutinium für ganze Departements 
fand fich die alte Majorität auf feinen Antrieb wieder zufammen. 
Die republilanifchen Parteien ließen auch das alles ruhig über fich 
ergehen, um nur baldigft zur Auflöfung der jegigen Nativnalver- 
fammlung zu gelangen und zu den Neuwahlen, in denen ja doc 
die Entfcheidung für die Zukunft lag. Die alte Majorität ihrer« 
feit3, obgleich fie unter Leitung der Regierung gelegentlich immer 
wieber zufammenfloß, war politifch innerlich doch gebrochen; fie 
fchlug denn auch iwefentlich in eine vorwiegend clericale um und 
beſchwor dadurch für Frankreich und über diefes hinaus alsbald 
eine Gefahr herauf, die viel bedeutfamer war, ala Fleine reactionäre 
Maßregeln, die gegen den nunmehr gefehlich entfeffelten Strom der 
öffentlichen Meinung auf die Dauer doch nicht vorhalten Tonnten 
und auch nicht vorgehalten haben. 

Nach dem entſetzlichen Zuſammenbruch des franzöfiſchen Ehr-⸗Die jog. 
geizes und der frangöfifchen Eitelkeit in den Jahren 1870 und 1871 age 
Hatten die Franzoſen allerdings alle Urfache, ernjtlich in fich zu gehen, hoheren 
fi) vor Gott zu demüthigen und in einem erneuerten Gottezbewußt- Unter- 
fein Troft und Hülfe zu fuchen. Allein alsbald erfah auch die ta- ichts. 
tbolifche Hierarchie, daß nunmehr ihr Weizen blühe und ihr fällt 
es zur Laſt, daß das wirklich religiöfe Gefühl ſchmachvoll fofort in 
fein Gegenteil verkehrt und der Teufel der Eitelkeit nur in neuer 
Form wieder erjtand und immer weitere Kreife in feine Bande fchlug. 

Mir wollen gerne glauben, daß Viele wirklich in fich gingen und 
gerne hoffen, daß es recht Viele waren ; der Hierarchie aber fallen die 
zahlreichen angeblichen Wundererfcheinungen in Lourdes, in Paray- 
le-Monial, in Elfaß und an vielen anderen Orten, ein widerliches 
Gemiſch von Einfalt und Betrug, ihr die glänzenden, aber innerlich 
hohlen Progeffionen, ihr die zahlreichen Wallfahrten, aus denen als⸗ 
bald ein Modeartikel Acht franzöfiicher Fabrication gemacht wurde, 
zur Laft, welche Frankreich in den Augen nicht bloß aller vernünftig 
Dentenden, fondern auch aller wahrhaft religiös Fühlenden nur zur 
Schmach gereichen konnten. Die Religion war zum bloßen Wert- 
zeuge berabgefunfen, das Biel war, wie von jeher, theild übertvie- 
gend theils- augsfchließlich die Herrichaft des Clerus und feiner Hie- 
rarchie, zu defien Erreichung diefe ſich auf’3 engfte an den römischen 
Papft anfchloß, was am beutlichiten an dem flehenden Refrain all 
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der unzähligen Wallfahrten, Prozeffionen und Wundererjcheinungen 
„O Dieu, sauvez Rome et la France“ zu Tage trat. Wer die 
Dinge nur einigermaßen unbefangen anfab, Tonnte ſich nicht ver- 
behlen, noch darüber täufchen, daß er, wie übrigens in der katho— 
Yifchen Welt anderswo auch, in der clericalen Partei nicht eine wirk- 
lich religidfe, fondern einfach eine politifche Partei mit rein politi= 
fchen Zielen der Macht und Herrichaft vor fich Habe. Dieje Partei - 
aber war von allen Parteien Frankreich, die ſich nach 1871 da= 
ſelbſt um die Herrjchaft ftritten, die vermöge der Organifation der 
fatholifchen Kirche weitaus beft organifirte, mit der jede andere 
rechnen mußte, wenn fie hoffen wollte, ihr Ziel zu erreichen. Xegi- 
timiften, Orleaniften, Bonapartiften dienten ihr daher um die Wette, 
um fie für ihre Pläne zu gewinnen, und felbft tief in die republi= 
kaniſche Partei Hatte fie durch die Volksſchule und die Mittelfchulen 
- oder Gymnafien, bie der Clerus bereits überwiegend in feinen Hän⸗ 
den hatte, ihre Wurzeln gejchlagen. Nur die Univerfität mit ihrem 
Princip der freien Forſchung ftand ihr noch im Wege und Hinderte 
fie, da8 ganze Unterrichtäwefen des Landes und damit die Zukunft 
desſelben ſich vollkommen dienftbar zu machen. Auch diefer Verſuch, 
das Univerfitätäwefen für die Kirche zu erobern, follte jet gemacht 
werden und mußte es, wenn je, gerade jebt, da die Hierarchie gar 
wohl einfab, daß, wenn erft die noch beftehende traurige National» 
verfammlung der Herrfchaft der aufrichtig republikaniſchen Partei 
Pla gemacht haben follte, ein fiegreiches Durchdringen der ultra- 
montanen Partei jedenfall® viel ſchwieriger, höchſt wahrjcheinlich 
ganz unmöglich jein würde. Der ftreitbare Biſchof Dupanloup von 
Orleans, früher mehr oder weniger Gallifaner, feit dem Baticanım 
aber ein eifriges Werkzeug der römifchen Abfichten, hatte daher ſchon 
bor einiger Zeit den Antrag geftellt, unter dem beftechenden Namen 
der „Freiheit“ des höheren Unterricht? auch diefen der Einwirkung 
der Hierarchie vorerſt zu „Öffnen”, mit der Zeit völlig auszuliefern. 
Der Plan konnte aber doch nur gelingen, wenn auch ein Theil der 
Linken dazu mithalf. Und das war denn auch und mehr, ala man 
es hätte erwarten follen, der Fall. Es zeigte fich eben, wie viel 
die Phrafe, die bloße Doctrin in Frankreich noch) immer vermag. 
Dazu kam freilich auch, daß das Univerfitätsweien in Frankreich in 
neuerer Zeit ftehen geblieben oder gar zurüdgegangen ift und fidh 
3. B. mit dem deutfchen auch nicht von ferne mehr mefjen kann, wie‘ 
denn auch der Staat für dasfelbe nicht von ferne jo viel thut wie 
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in Deutichland, To daß felbft aufrichtige Liberale ſich der Anficht 
hingaben, daß demjelben nur durch eine, wenn auch gefährliche, Gon- 
currenz wieder aufgeholfen werden könne. Ein folder Mann war 
namentlich der Abg. Profeflor Laboulaye, dem es ala Berichterftatter 
der für den Antrag Dupanloup niebergejehten Commiffion haupt⸗ 
fächlich zur Laft fällt, daß derjelbe durchdrang und zwar, gegen alle 
Erwartung, je volllommen, daß der Hierarchie nicht nur gejtattet 
wurde, ganze Univerfitäten oder einzelne Facultäten in ihrem Sinne 
nach Belieben zu errichten, fondern daß der Staat ihr wenigftens 
theilweife fogar dag Recht preisgab, die ſog. alademifchen Grade zu 
ertheilen, welche in frankreich die Stelle der Staatderamen für den 
fünftigen Suriften, Verwaltungsbeamten, Arzt u. |. w. vertreten. 
Das Gefeh ging ſchließlich am 12. Auli in zweiter Berathung mit 
316 gegen 266 Stimmen, alfo mit einer Majorität von 50 Stimmen 
durch. Und kaum war es durchgegangen, jo machte fich die Hierarchie 
auch daran, die Früchte ihres Sieges ohne Verzug einzuheimfen. 
Set oder nie! war, und nicht ohne Grund, ihr Looſungswort. 
Mit Eifer traten alsbald die Bifchöfe im Süden und Norden zu- 
fammen und bejchlofien die Errichtung einer ganzen Reihe jog. fa= 
tholifcher Univerfitäten und noch war das Jahr nicht zu Ende, ala 
auch ſchon wenigftens einzelne Facultäten derjelben eröffnet werden 
fonnten. Frankreich und Deutichland fchienen einen Augenbick ge= 
radezu entgegengejebte Bahnen einzufchlagen. Während diefes bemüht 
iſt, das Unwefen der clericalen Seminarien nad) Kräften einzudäm— 
men, wo möglich ganz zu befeitigen, öffnete ihnen Frankreich Thür 
"und Thor und fehien dadurch der ruhigen und fletigen Entwidlung 
eines befieren Verhältniffes zwiſchen beiden eine Gefahr zu bereiten, 
die nicht unterfchäßt werden durfte. Glüdlicher Weife- ift dafür ge⸗ 
forgt, daß die Bäume nad dem Sprichwort nicht bis in ben 
Himmel wachlen. Die Neuwahlen zur Nationalverfammlung haben, 
wie ſchon bemerkt, gezeigt, wie ſchwach die ultramontane Bartei 
troß alles Lärmes, den fie feit fünf Jahren gemacht hat, in Frank. 
reich in Wahrheit if, und einer ber erjten Beichlüffe der neuen 
Deputirtenfammer war es, den fog. katholifchen Univerfitäten die 
Mitwirkung bei der Ertheilung der akademiſchen Grade wieder zu 
entziehen und der Gefahr damit die Spite abzubrechen, da dieſel⸗ 
ben ohne biefeg Recht nicht gedeihen fünnen und höchſt wahrſchein⸗ 
Lich eben fo fchnell verfümmern werben, wie fie aus dem Boden zu 
ſchießen fchienen. 
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Frant- Frankreich kann in der That mit Befriedigung auf das Jahr 

Zenta. 1875 zurüdbliden: der Bann, in welchem das Gleichgewicht der 

land. Parteien die innere Entwicklung des Landes bisher gehalten hatte, 
ift endlich gebrochen. Die Reftauration der Monarchie, die durch 
den Widerftreit der verfchiedenen Prätendenten für Frankreich zur 
reinen Unmöglichkeit geworden, ift befeitigt, die republifanifche Partei 
bat endgültig die Cherhand behalten und die Republik fcheint die 
bleibende Berfaffung des Landes werden zu können, wenn die Partei, 
die fie trägt und ftüßt, vorfichtig ift, wenn fie wie bisher zufammen= 
hält und zugleich die thörichten Tendenzen der äußerften Linken auf 
die-Dauer im Zaume zu halten vermag, jo wie es 3. 3. wirklich 
der Fall ift. Die Linke Hat eine lange und harte Prüfung durch“ 
machen müflen. Sie Bat ihr nicht gefchadet. Denn fie hat während 
derfelben offenbar etwas gelernt, namentlich ihr Führer Gambetta; 
aber allerdinga wird viel davon abhängen, ob gerade er in ber 
Majorität die beſſere Einficht nicht allzu fchnell wieder vergißt, die 
er in der Oppofition fich erworben hat. Obgleich Deutichland feiner- 
feits für fi mehr als je an der Monarchie fefthält und dazu feit 
der Aufrichtung des deutſchen Reiches auch allen Grund bat, fo kann 
es auf die Wendung der Dinge in frankreich doch nur mit Befriedig- 
ung hinbliden. in wenigftens leidliches Verhältniß zu Frankreich ift 
unter der Herrfchaft der Republit eher möglich, als unter irgend 
einem der verfchiedenen Prätendenten, wenn auch an eine Zuverläf- 
figleit der guten Beziehungen zwiſchen beiden noch Lange nicht zu 
benfen ift und ein plößlicher Umfchlag vielleicht noch auf Jahre hinaus 
feinen Augenblic außer dem Bereiche der Möglichkeit liegt. Zunächſt 
Liegt die Bürgfchaft eines guten DVerhältnifies zwiſchen beiden doch 
nur in der gewaltigen Macht Deutfchland, die derjenigen Frankreichs 
überlegen ift und dieß auch noch auf Jahre hinaus bleiben wird. 
Dieſe aber beruht theils auf der Fortdauer des feſten Einverftänd- 
nifſes mit Rußland und Deflerreich durch die ſog. Dreifaiferallianz, 
die übrigens ebenjo fehr im Intereſſe der beiden letzteren Liegt, ala 
in demjenigen Deutſchlands, theil® und noch mehr darauf, daß 
Deutichland bis an die Zähne gewaffnet ijt und dieß auch noch auf 
Sabre Hinaus bleibe. Es ift wahr, es ift eine furchtbare Laft, die 
ſich Deutjchland auferlegt bat, und es ift nicht zu verwundern, 
wenn die Nation darunter vielfach feufzt. Aber eben im Intereſſe 
des Friedens, den das neue deutſche Reich auf feine Fahne gefchrieben 
bat, darf e8 fie auf eine völlig unbeftimmte Zeit nicht ablegen. 5 
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Wenn die Rüftung der Nation zeitweife allzu ſchwer werden will, fo 
muß fie erwägen, daß fie immer noch leichter iſt, als die Laſten, welche 
der Hleinfle Krieg auf ihre Schultern legen würde, und wie die Dinge 
Tiegen, ift an einen Fleinen Krieg zur Zeit nicht einmal zu denken, 
fondern nur an einen folchen, ber alabalb ganz Europa in feine 
Flammen bereinziehen und alle Errungenschaften Deutſchlands, mate- 
tielle wie ibeelle, in Frage ftellen würde. Die Abrüftungstendenzen, 
für welche in neuefter Zeit namentlich von Defterreich her jo lebhaft 
agitirt wird, haben daher, fo wohlgemeint fie auch find, nicht Die 
minbefle Ausſicht auf Verwirklichung. Deutichland kann nicht ab— 
rüften, Frankreich will es nicht, Rußland hat dazu feinerlei Ver- 
anlaffung, England will feinerfeits, jo ſchwach auch feine Landmacht 
ift, um jeden Preis die erfle Eeemacht ber Welt bleiben und felbit 
Italien kann an feinem Militäraufwand nicht viel erfparen, wenn 
es nicht die Fugen feines jungen Staatsweſens in tat Weiſe 
lockern will. 

Deutſchland geht übrigens in dieſem ſog. Militarismus feineg= Kriegs 
wegs boran und wenn es feine Kriegsmacht allerdings ſtetig eher Term- 
vermehrt ala vermindert, jo wird es dazu von Frankreich gezwungen. 
Mit faft fieberbafter Haft ift diefes feit vier Jahren bemüht, nicht 
nur fein Heer zu reorganifiren, fondern fich wenigſtens an Zahl auch 
wieder zur erften Militärmacht Europas zu machen. GSelbft in den 
beftigften Verfaflungswirren hat die franzöfifche Nationalverfamm- 
lung dieſes Beftreben einen Augenblid aus den Augen gelaflen und, 
faft über alles andere uneinig, waren darüber alle Parteien jederzeit 
nur Einer Meinung. Noch im 3. 1875 beichloß fie mitten unter den 
Kämpfen um die neue Berfaffung durch ein neues Cadresgeſetz, das 
Heer für den Kriegsfall neuerdings um mehr ala 100,000 Dann 
zu vermehren. Für Deutfchland Tonnte das unmöglich gleichgül« 
tig fein und es ift daher nicht unmwahrfcheinlich, daB der Deutfche 
Reichölanzler wiederum wie fchon früher ernjte Warnungen nach 
Paris gelangen ließ und feine Beforgnifie und fein Mißtrauen wie 
feinen feften Entſchluß, daß Deutfchland fich von Frankreich jeden- 
falls nicht werbe überrafchen Yaffen, auch anderen Mächten zur 
Kenntniß brachte. Da nun gleichzeitig eine Anzahl offizidfer deutfcher 
Blätter die Unficherheit der europäifchen Alliangverhältniffe ins Licht 
zu ftellen bemüht war, fo entftand dadurch in der erften Hälfte des 
J. 1875 während mehrerer Monate eine allgemeine Beunruhigung 
in Deutjchland, als ob der Friede mit Frankreich ernfthaft in Frage 
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geftellt wäre, was hinwieder Frankreich dazu benüßte, Deutichland 
zu verdächtigen.. In Wahrheit Ingen dem Lärm feinerlei wirklich 
feindjelige oder gar Eriegerilche Abfichten weder von der einen nod) 
von der andern Seite zu Grande und es gelang daher auch zu An« 
fange Mai der ruſſiſchen Bermittlung leicht, ihn zum Echweigen 
zu bringen. Die Art freilich, wie dieß der ruſſiſche Staatsfanzler 
ber Welt ankündigte, war eine etwas fonderbare und wenig taft« 
volle und ganz geeignet, in Berlin wenigften® vorübergehend mit 
Recht einige Verſtimmung zu erweden. Wohl nicht ohne Grund 
brachte man es mit diefen Vorgängen in Verbindung, als nicht 
lange nachher und gleich zu Anfang des Wiederausbruchs der orien- 
talifchen Frage ein offigiöjes Berliner Blatt eine Note veröffentlichte, 
die man der Feder des beutichen Reichskanzlers felbft zuichrieb und 
welche die runde und nette Erklärung enthielt, daß das Verhältniß 
zwifchen Deutſchland und Rußland auf dem gegenjeitigen Intexefie 
beider beruhe und daß Deutſchland darum in feiner Weife gemeint 
und auch nicht in der Lage jei, fi) von Rußland ins Schlepptau 
nehmen zu laflen. 

Spanien. Während in Frankreich die Republik neu aufgerichtet wurde, 
verichwand fie dagegen mit dem %. 1875 in Spanien wieder vom 
Schauplatze. Als Serrano nach dem Sturze Gaftelars bie revo⸗ 
lutionäre Partei durch einen Staatäftreich daran verhinderte, neuer- 
dings die Zügel der Regierung zu ergreifen, fich ſelbſt des Staats⸗ 
ruderd bemächtigte und vorerjt ohne Gortes ala Dictator regierte, 
glaubte die Nation fich der Hoffnung hingeben zu dürfen, daß er 
ala Soldat wenigſtens im Stande fein werde, den Auffland des Don 
Carlos in den baskiſchen Provinzen zu überwältigen. Allein er 
zeigte fich dazu völlig unfähig. Don Carlos hielt fich nicht nur in 
jenen Provinzen und beberrichte fie bis auf einige fefte Plätze völlig, 
fondern er war Jogar im Stande, durch jeine Anhänger unter dem 
Befehl feines Bruder Don Alfons weite Streifzüge bis tief in den 
Süden und bis nahe vor die Thore Madrids zu unternehmen. Da 
machte in den lebten Tagen bes 5. 1874 ein allgemeines Pronuncia= 
mento der Armee dem ſchwachen Regimente Serrano’3 ein Ende, 
indem es den in England weilenden Sohn der vertriebenen Königin 
Sflabella auf den Thron berief. Die Nation war bamit einver- 
ftanden. Der junge Alfons traf zu Anfange des J. 1875 in Madrid 
ein, ließ fih ala König Alfons XII. Huldigen und ergriff die Zügel 
ber Regierung, indem er ein aus ehemaligen Unioniften (gemäßigt 


Heberfigt der yelitifgen Eniwikelung des Bahres 1875. 578 


Liberalen) und Moderados (Gonfervativen ober Neactionären) gebil= 
deteg Minifterium unter dem Präfibium des gewandten Canovas 
bel Gaftillo beftätigte. Die Umwälzung wurde fofort und ohne den 
mindeften Anftand von ſämmtlichen Mächten anerfannt. Ber junge 
König feinerjeits war von den beften Intentionen befeelt, die fchweren 
Wunden, welche eine ganze Reihe von Mißregierungen dem Lande 
feit fünfzig Jahren gefchlagen hatten, zu Heilen und endlich wieder 
eine geordnete Regierung aufzurichten, die zugleich den wirklichen 
Bedbürfniffen des Landes und den Anjprüchen der Öffentlichen Meinung 
Europas entſpräche. Als das erſte Erforderniß aber dazu fchien 
ihm und feinen Rathgebern die Herftellung der Einheit der KLEE 10 Te 
und die Unterdrüdung des carliftifchen Aufflandes zu fein. Der grieg, 
Verſuch follte daher auch auf der Stelle gemacht werden. Ein con= 
centrifcher Angriff der Nordarmee gegen die fefte Stellung des Don 
Carlos in Eftella twurde Schon zu Ende Januar und unter der perjön- 
lichen Anführung des jungen Königs unternpmmen, aber er mißlang, 
indem feine Truppen bei Zucar gejchlagen wurben, fo daß die Armee 
wieber in ihre alten Stellungen, der König felbft nach Madrid zu= 
rüdtehren mußte. Das Ziel konnte offenbar nur mit größeren Mit- 
teln und in längerer Zeit erreicht werden. Die neue Madrider Re- 
gierung verlor es indeß feinen Augenblid aus den Augen. Zuerft 
mußten die Provinzen des Südens und der Mitte von den Karliftifchen 
Banden gereinigt und der Aufftand auf Navarra und die baskiſchen 
Provinzen eingedämmt werden, bevor man mit Ausficht auf Erfolg 
daran denken Tonnte, ihn bier in feinem Ausgangspunkte durch einen 
energifchen Schlag ein Ende zu machen. Zu diefem Zwecke wurden 
die Armeen de Süden? und der Mitte verftärtt und big zum 
Herbite gelang es benfelben auch wirklich, ihre Aufgabe zu löſen: 
Don Carlos ſah fih auf Navarra und die baskiſchen Provinzen be= 
Ichränft; aber er ftand, von den Legitimiften aller Länder, namentlich 
aber Frankreichs und Englartds, reichlich mit Gelbmitteln unterftüßt, 
‚immer noch an der Spibe einer zahlreichen und ziemlich gut aus⸗ 
gerüfteten Armee und war im Beſitze einer Reihe von durch Natur 
und Kunft wohlbefeftigter, faft geradezu uneinnehmbarer Stellungen. 
Gegen Ende bes Jahres vereinigte die Mabrider Regierung alle ihre 
disponiblen Streitfräfte im Norden und jchloß vorerft einen eijernen 
Ring um den Prätendenten. Der entfcheidende Schlag fällt indeß 
nicht mehr ins Jahr 1875, fondern erfolgte etft zu Anfange bes 
folgenden: Eftella wurde genommen und Don Carlos zum Weber- 
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tritt auf franzöfifchen Boden gezwungen, wo er entwaffnet ward und 
von wo er fich nach England begab. Dem Bürgerkrieg war damit 
ein Ende gemacht und die erfte Bedingung erfüllt, um Spanien wie⸗ 
der aufzurichten. 
Spanien Die Niederlage des Don Carlos war aber nicht nur ein 
—_ Schlag für diefen, fondern auch für den unfehlbaren Papſt in Rom, 
der feit dem vaticanifchen Concil als die Eeele aller reactionären 
Tendenzen in ganz Europa angejehen werben muß und als deſſen 
Kämpen Don Carlos fich namentlich auch betrachtet hatte. Doch 
fonnte fi Rom darüber einigermaßen tröjten, da inzwiſchen aud) 
die neue Dladrider Regierung die engften Beziehungen zu der römi= 
chen Curie gejucht Hatte, um durch fie die Bilchöfe und bie clericale 
Partei Spaniens für fich zu gewinnen. Die in den lebten Jahren 
auf ein Minimum berabgejeßte Summe für den Unterhalt der Bi- 
ichöfe und des Clerus wurde mit einem Schlage aufs Zehnfache er- 
höht, eine Anzahl kaum entftandener proteftantifcher Bethäujer und 
Schulen wurden in- Madrid und in den Provinzen auf Befehl der 
Regierung gefchloffen, die Freiheit des Unterricht? den Univerfi- 
täten entzogen und wieder den Bifchöfen unterftellt; die Madrider 
Regierung ließ fogar in Rom erflären, daß fie bereit ſei, das Con⸗ 
cordat von 1851, vielleicht mit einigen geringen Modificationen, 
vollftändig wieder herzuftellen. Ser Papſt fchicte mit Vergnügen 
einen Runtius nach Madrid, um feine und der römiſchen Kirche 
SIntereflen zu wahren. Aber in jeinen legten Abfichten jah er fich 
doch getäufcht. Der junge König war zwar ganz bereit, Rom und 
der römifchen Curie möglichit entgegenzulommen, aber fich ihr als 
"willenlofes Werkzeug zu Füßen zu legen, wie e8 Rom erwartet 
hatte, dazu konnte er ſich doch nicht entichließen, hatte ihm doch der 
ultramontane Eifer feiner mobderatiftiichen Minifter die anfänglichen 
Sympathieen Europas fchon merklich entfremdet und die Hoffnungen 
auf ihn bereit? erheblich herabgeſtimmt. Als daher der Papit die 
Miederberitellung der ſog. kath. Slaubenzeinheit und die Wieder: 
abſchaffung der feit 1869 auch in Spanien anertannten Slauben?- 
freiheit verlangte, verweigerte dieß die Regierung und blieb auf 
diefer ihrer Weigerung feſt beftehen. Um die Mitte des Jahres er- 
Härte fich die Regierung auch für die Wiederherftellung einer Ver⸗ 
fafjung und die Einberufung von Cortes. Zu diefem Ende hin trat 
eine Notabelmverjammlung zufammen, welche fie vorbereitete und, 
einen der hauptfächlichjten Streitpunkte, jchließlich auch die Aufrecht- 
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haltung der Slaubenzfreiheit mit anjehnlicher Majorität beichloß. 
Die wirkliche Einberufung der Cortes fällt indeß erft ins J. 1876 
und ebenfo die Berathung und Annahme einer Verfaſſung. Doch 
müfjen wir joviel voriwegnehmen, daß es der Regierung gelang, bie 
Aufrechthaltung der Slaubenzfreiheit ſowohl in der Deputirtenfammer 
ala im Senate durchzufegen. Auch Spanien will jo weit möglich, 
ein moderner Staat fein und weigert fich beharrlich, den Anmaßungen 
Roms unbedingt fich zu fügen. Das Land ift indeß noch weit da= 
von entfernt, ein moderner Staat wirklich zu fein und wird es erft 
ſehr allmälig werden. Das Zuſammenwirken des politifchen und 
tirchlichen Abfolutismus feit dem Anfange des 16. Jahrhunderts 
war ed, was Spanien fo tief beruntergebracht Hat. Der politifche 
Abſolutismus darf grundfäglich ala überwunden betrachtet werden, 
der kirchliche iſt es noch lange nicht und doch ift und bleibt eg, 
wenn Spanien mit den übrigen Staaten Europas in feiner geijtigen 
und materiellen Entwidlung auch nur einigermaßen Schritt halten 
will, dag erjte und dringendfte Erforderniß, daß es fich nach und 
nad, aber feit und beharrlich der geiftigen Bande entledige, in 
welchen die römiſche Curie dasjelbe mit der ihr eigenen Zähigkeit 
fejtzuhalten bemüht if. Dazu bedarf es aber vor Allem einer 
gründlichen Reform und einer energijchen Hebung bes gefammten 
Unterrichtsweſens von der Volksſchule an bis zu den Univerfitäten 
hinauf und dazu wieder Zeit und Geld. Das Lebtere wird ſchwer 
zu beichaffen fein. Die Bürgerfriege und Parteiwirren feit fünfzig 
Jahren und die Regierungen der beiden Königinnen Chriftine und 
Iſabella, die man geradezu als Lüderliche bezeichnen muß, haben die 
Finanzen des Landes in die äußerfte Verwirrung gebracht, jo daß 
die Regierung Anfang des I. J. fich genöthigt gejehen hat, demjelben 
eine Art partiellen Staatsbankerotts ankündigen zu müſſen und fich 
damit neben den Sultan der Türkei und den Chedive von Aegypten 
zu ftellen. ebenfalls bedarf Spanien in allen nur denkbaren Be- 
ziehungen zunächſt und auf längere Zeit des Friedens und es bat 
alle Urjache, fich von den europäifchen Händeln volljitändig fern zu 
halten. Ganz von felbjt wird es für diefe nur ſehr wenig ind G&e- 
wicht fallen. Der fpanifche Stolz jteht im Wege, aber e& wäre 
ficherlich das Beſte, wenn Spanien fich jelbit Cuba's entledigen 
würde, das ihm, unmittelbar und felbjt mittelbar, viel weniger ein- 
trägt, ala es koſtet, während zu fürchten ift, daß es fich daran noch 
völlig verblute. 


Italien⸗ 
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alien ift doch in einer ganz andern Lage ala Spanien. 
Auch für Italien war das %. 1875 in mehr ala Einer Beziehung 
ein beſonders bedeutjames. Erſt mit dem Ablauf biefes Jahres ge- 
lang es ihm, das Deficit in feinem Budget, das es feit dem J. 1860 
wie eine fchwere Kette nachgelchleppt hatte, zu bejeitigen. Wenn 
auch nur allmählig und nicht ohne Schwierigkeiten und theilweife 
Rüdfälle, jo wachfen doch die einzelnen Bejtandtheile des jungen 
Königreichs fichtlich in einander und füllt dasjelbe feinen Platz als 
fechfte Großmacht Europas, ala welche es nachgerade alljeitig an= 
erfannt ift, mehr und mehr in ehrenvoller Weife aus. Mit Oefter- 
reich ſteht es bereit auf dem beiten Fuße, wie die Zufammentunft 


des Kaiſers Franz Joſeph mit dem Könige Bictor Emanuel im 


Frühjahr 1875 in Venedig unzweifelhaft bewiefen hat. Ihm folgte 
im Herbft der Beſuch des deutfchen Kaiſers in Mailand, der den 
ganzen Unterjchied zwiſchen dem alten und dem neuen deutlichen 
Reiche darzulegen geeignet war. Deutſchland begt gegen italien 
nur freundliche und wohlwollende Gefinmungen, und die Aufnahme, 
die dem mächtigen Herrſcher Deutjchlands in der alten Hauptſtadt 
der Lombarben zu Theil ward, zeigte, daß Stalien diefe Gefinnungen 
zu würdigen weiß und erwiedert. In mehr als einer Beziehung ift 
Stalien darauf angewiejen, fich feſt an Deutfchland anzulehnen, ent- 
Ichieden mehr als an das flanımverwandte Frankreich. Noch unter 
der Präfidentichaft des Herrn Thiers war dag Verhältniß zwiſchen 
beiden jogar ein überaus geſpanntes, weil Hr. Thiers feit jeher im 
Intereſſe Frankreichs ein Gegner der italienifchen Einheit war und 


‘“ blieb, wenn er auch nicht umbin konnte, die vollendete Thatfache 


anzuerkennen; und die clericale Partei in Frankreich Tonnte ſich da⸗ 
mals noch der wahnfinnigen Hoffnung Hingeben, die italienifche Ein⸗ 
beit wieder zu zertrümmtern, Lediglich) um dem Papft wieder Rom 
und den ehemaligen Kirchenftaat zurüd zu geben, obgleich die Partei 
damals noch nicht die Macht hatte, die fie fpäter zu erringen ge- 
wußt Bat. Unter Mac Mahon und dem Herzog Decazes ift das - 
Berhältnig zwiſchen beiden Regierungen troß der immer deutlicher 
zu Tage tretenden ultramontanen Tendenz aller franzöfiichen Mini- 
ferien feit Thiers ein viel befferes geworden und wird ein noch 
beflere3 werden, wenn die franzöfifche Republik fich, wie e8 den An⸗ 
fchein hat, veranlagt fieht, den ultramontanen Umtrieben und den 
zÖömifch-bierarchifchen Anmaßungen einen Damm entgegen zu ſetzen 
und die Rechte des Staats gegenüber der Kirche jchärfer ala bisher 
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zu wahren. Der Gegenfah zwiſchen Staat und Kirche wird für 
Italien wohl noch auf lange hinaus vielfach maßgebend bleiben, 
jo lange der Papft fich nicht dazu entfchliekt, auf Rom und alle 
weltliche Herrichaft endgültig zu verzichten und davon feheinen er 
und die Hierarchie und die ultramontane Partei noch weit entfernt 
- zu fein. Wenn fie ſich nur dazu entfchließen könnten, fo wäre 
Stalien geneigt, der Kirche alle nur möglichen Eonceffionen zu machen, 
theils auch Gleichgültigkeit, theild aus alter Gewohnheit, nicht zum 
wenigften aber, weil es in dem römiſchen Papſtthum das eigene 
Mittel des Einfluffes und der Macht erkennt. Und in der Hoff- 
nung, dieſes doch noch für feine Wünfche und Intereſſen zu ge- 
winnen, ging bie italienische Regierung ſchon jet bis zum Aeußerften, 
bi3 zum Preisgeben der eigenen Würde. Dan weiß nicht, ſoll 
man die Art und Weile, wie diefelbe es zuließ, daß bie vom Papft 
feit einigen Jahren neu ernannten Bifchöfe ſich gegen die ausdrück⸗ 
lichen Beſtimmungen des Gefehes der Temporalien bemächtigten, 
mehr lächerlich oder mehr fchmachvoll nennen. Es bedurfte des 
Dazwifchentretens des Parlaments, um die italienifche Regierung zu 
veranlaflen, die Zügel wenigften® hierin jchärfer anzuziehen. Es mag 
fein, daß Stalien den Kampf gegen die maßlofen und doch veralteten 
Anfprüche der römischen Kirche nicht in der Weije des deutſchen og. 
Culturkampfes führen kann; aber foviel ift ficher, daß man gegen- 
über der Hierarchie durch Nachgiebigleit niemals, fondern nur durch 
Energie und Beharrlichleit zum Ziele fommt. In anderen DBe- 
jiehungen zeigte fi) das Minijterium Minghetti feiner Aufgabe eher 
gewachlen. So gelang es ihm, die Reorganifation der Armee und 
die militärische Rüftung des Landes zu einem gewiſſen Abjchluß zu 
bringen. Auch nahm es, noch vor Dentfchland, die Frage der Er⸗ 
werbung jämmtlicher Eifenbahnen durch den Staat, freilic mehr 
durch die Verhältniffe und durch die jchlimme Lage der oberitalieni- 
ichen, der römifchen und der fühitalienifchen Eiſenbahngeſellſchaften 
gezwungen al& freiwillig, wenigften® in die Hand, obne fie indeß 
vorerft durchführen zu können. Das aus einer zufälligen Coalition 
verfchiedener Fractionen hervorgegangene Minifterium Minghetti ver- 
mochte fich überhaupt während de Jahres 1875 wiederholt nur 
mit Mühe zu halten und zu Anfang des laufenden Jahres unter 
lag e8 gelegentlich der Gifenbahnfrage einer neuen Goalition ver- 
fchiedener Fracionen und mußte einem Minifterium der reinen 
Linten Pla machen, die damit zum erften Mal an’d Ruder gelom- 
37 
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men iſt. Ob fie ſich daran wird erhalten können und welchen Ein⸗ 
fluß der Vorgang auf die weitere Geftaltung der Parteien möglicher 
Weile gewinnen wird, ſteht vorerft dahin. Das politiiche Partei= 
weſen ift im italienischen Parlament noch ein ſehr unbefriedigendes : 
auf der Linken wie auf der Rechten und im Gentrum fehen wir 
mehr perjönliche ECotereien als grundfäßliche politifche Parteien, und 
diejenigen mögen Recht Haben, welche eine Beflerung erft dann er- 
warten, wenn die clericale Partei in einer ihrer wirklichen Stärfe 
angemefjenen Zahl in’ Parlament eintreten und dadurch auch die 
Anderen zwingen würde, fi) enger zufammenzufchließen und ihre 
Grundſätze fchärfer ala bisher zu formuliren. Bis jebt ift die cle- 
ricale Partei im Parlament nur durch einige wenige Mitglieder ver- 
treten, die ohne allen Einfluß find, während man annimmt, daß 
das Verhältniß eigentlich das von zwei zu brei Fünfteln fein follte. 
Die diepfällige Entſcheidung Hängt Tediglich von einem Wink der 
römifchen Curie ab. Ceit 1860 ihr Heil nur von großen europäi- 
fchen &ombinationen erwartend, hielt diefe either für Stalien an 
dem Srundfaß ne elettori ne eletti feft, d. H. daran, daß ihre An⸗ 
bänger weder ala Wähler an den politifchen Wahlen Theil nehmen, 
noch fich wählen lafſen dürften. Die Combinationen der Curie haben 
fih jedoch bis jetzt als ohnmächtige, ihre Hoffnungen ala trügerilche 
erwwiefen. Allem Anfchein nach wird dieß auch fernerhin, vielleicht 
jogar in verftärttem Maße, der Fall fein und diefelbe wird fich ge= 
nöthigt fehen, auf ihr Lediglich ablehnendes und verneinendes Ver- 
halten gegenüber den gefammten neuen Zuftänden Italiens zu ver- 
zichten. Im Jahre 1875 Hat fie denn auch bereit auf ihr bishe- 
rige® Syſtem bezüglich der Gemeindewahlen verzichtet, und da der 
Erfolg ein für fie befriedigender war, wird fie wohl über nicht lange 
ſich entjchließen, völlig in die politifche Arena hinabzufteigen. Hier 
wird und muß fie da® moberne Stalien zum letzten entjcheidenden 
Kampfe erwarten. 

Der Ausgang des Kampfes dürfte nicht zweifelhaft fein, wohl 
aber wird e8 gerade in alien noch großer Anftrengungen bedürfen, 
um bie Kirche endgültig in ihre Schranken zurückzuweiſen, und muß 
man fi) wohl auch auf allerlei Wechjelfälle gefaßt machen. In 

Schweiz. der benachbarten Schweiz dagegen fcheint der Kampf im Wefentlichen 
entfchieden zu fein. Die inneren Berglantone mit Zuzern, Freiburg 
und Wallis, bie ehemaligen Sonderbundskantone alfo, bleiben römifch- 
katholiſch; die ganze ebenere Schweiz dagegen von Genf bis zum 
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Bodenſee iſt durch den übereinſtimmenden Willen der Kantons⸗Re⸗ 
gierungen und der Mehrheit der öffentlichen Meinung für Rom bereits 
jo viel ala verloren; der Bundesrath aber und die Majorität beider 
Räthe der Bundesverfammlung find entichieden antiultramontan 
gefinnt und werden ſchon dafür forgen, daß die römijche Agita- 
tion die Grenzen jener fieben Kantone nicht überfchreitet und felbft 
dort gewifle Schranken beobachtet. Im Uebrigen waren die beiden 
Räthe der Bundesverfammlung im Jahre 1875 berhüht, die Conſe⸗ 
quenzen ber revidirten Bundesverfaflung von 1874 in einer Reihe 
von Specialgejeten zu ziehen, und die großen Räthe der Kantone, ihre 
Berfaffungen eben derjelben anzupaflen. Beide waren bemüht, bei 
diefer Gelegenheit gewiſſe Tyortichritte, die ihnen wünſchbar erjchienen, 
in's Leben zu führen. Beide mußten aber die Erfahrung machen, 
dab das Volk unreifen Verfuchen und einem übereilten Fortſchritt 
nicht? weniger ala Hold ifl. Mehrere von der Bundesverfammlung 
in beiben Räthen mit großen Mebrbeiten beichloffene Gejege und eine 
Reihe revidirter Kantonsverfafjungen wurden in allgemeiner Volks⸗ 
abftimmung verworfen und die berrichende Partei wird fortan vor⸗ 
fichtiger zu Werke gehen müflen, wenn fie nicht Gefahr laufen will, 
einen Durchgreifenden Umſchlag in der Öffentlichen Meinung hervor- 
zurufen. Selbjt die Ausführung der durch die repidirte Bundesver⸗ 
fafjung wejentlich vervollkommneten Wtilitärorganifation der Schweiz 
ſcheint gefährdet zu fein, wenn die von der Bundesverfammlung be= 
ſchloſſene jog. Militärpflicht-Erfaßfteuer vom Volke verworfen wer⸗ 
den ſollte. 

Und doch Hat gerade biefe Seite des fchweizeriichen Staatg- *ie 
weſens eine Bedeutung weit über die Grenzen des Landes hinaus. ee 
Durch den ungeheuren Auffchivung der Kriegswiflenichaft und des und bie 
Militärweſens in den lebten Jahrzehnten ift es den mittleren und !leine 
kleineren Staaten geradezu unmöglich geworden, mit den Großmächtengsaten. 
in dieſer Beziehung Schritt zu halten. Die Erhaltung ftehender Heere 
ift für fie materiell fajt zur Unmöglichkeit geworden. Im Kriege 
tönnen fie feine jelbjtändige active Rolle mehr jpielen, fie find fortan 
darauf angewigfen, entweder neutral zu bleiben oder fich, wenn fie 
dag nicht wollen oder nicht fünnen, an eine der Großmächte, aller- 
dings in mehr untergeordueter Weife, anzujchließen. Auch die Neu- 
tralität jedoch wird von ihnen in der Regel mit bewaffneter Hand 
verteidigt werden müflen, wenn fie geachtet werden foll. Dazu aber 
wird es faft nothwendig der Aufbietung ber gefammten Volksmacht 
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bedürfen, um mit ihr vielleicht einen Erfolg zu erzielen, der einem 
Heinen ftehenden Heere jedenfall ganz unmöglich wäre. Bi auf 
einen gewwiflen Grad ift daher die Schweiz mit ihrem Milizſyſteme 
auch für eine Reihe anderer Staaten geradezu muftergültig geworden. 

Denn in demjelben Falle wie die Schweiz befinden fich auch 
Belgien und Holland, Dänemark, Schweden und Norwegen, Portugal 
und Griechenland; in gewiflem Sinne dürfte man felbft Spanien 
dazu zählen. Wie die Dinge gegenwärtig liegen, Tann keiner diefer 
Staaten mehr daran denken, eine jelbftändige kriegeriſche Rolle in 
irgend welcher europäifchen Berwidelung zu Tpielen. Sie müflen bie 
Entfcheidung nothwendig gänzlich den Großmächten überlafien und 
fi) darauf beichränten, ihre Selbftändigfeit gegen wen immer zu 
wahren. Die meiften derjelben befiten zur Zeit zwar noch ſtehende 
Heere, find aber auch zu der Einficht gelangt, daß diefelben in ihrem 
gegenwärtigen Beitande und ihrer gegenwärtigen Organifation den 
fo gewaltig gefteigerten Anforderungen der modernen Kriegswiſſen⸗ 
Ichaft nicht mehr entfprechden. Die Trage einer Reorganifation des 
Militärweſens ift daher in Belgien und Holland, in Dänemart, 
Schweden und Norwegen ſchon jeit Jahren auf der Tagesordnung, 
ohne daß fie big jett Hätte erledigt werden fünnen, aus dem ein- 
fachen Grunde, weil die Regierungen überall noch an dem bisherigen 
Princip fefthalten, die Vollsvertretungen aber überall Teine Luft 
haben, gewaltige Geldſummen zu bewilligen, ohne ficher zu fein, den 
beabfichtigten Zweck damit auch nur annähernd erreichen zu Tönnen. 
rüber oder fpäter werben ficherlich alle diefe Staaten gendtbigt 
fein, nicht in der Form, aber doch im Princip zu dem Miliziyftern, 
wie es in der Echtweiz befteht, überzugehen und auf ftehende Heere 
wenigfteng von irgendeinem erheblichen Belange gänzlich zu verzichten. 

In Belgien wird fi) die Frage aus derjenigen über die Ein- 
führung des Grundfates der allgemeinen Wehrpflicht entiwideln. 
Für diefe haben fich in den letzten Jahren wiederholt der König, 
bie einfichligften Militärs ohne Ausnahme und die liberale Partei 
ausgeſprochen. Aber die clericale Partei ihrerfeits will davon nichts 
wiſſen und diefe Partei hielt fich. während des ganzen Jahres 1875 
am Ruder. Belgien war denn auch der einzige Staat Europa’s, der 
fih im yltramontanen Fahrwaſſer beivegte, doch nicht ohne Mühe 
fowohl gegenüber dem Auslande ala gegenüber der liberalen Oppo- 
fition in beiden Kammern. Den Reclamationen Deutfchlands mußte 
das Cabinet Malou nach längerem Sperren jchließlich nachgeben 
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und felbft in den beiden Kammern feßte die Liberafe Partei gegen 
Ende des Jahres eine Rejolution durch, durch welche die ultramon⸗ 
tanen Umtriebe unzweideutig verläugnet wurden und mit ber ſich 
das Minifterium, gern oder ungern, einverftanden erflären mußte. 
Die clericale Hochfluth ift in Belgien offenbar im Rückgang be- 
griffen, aber fo lange die Doctrinairs die Leitung der liberalen Partei 
in den Händen haben, ift e8 mehr als zweifelhaft, ob dieje jo bald 
wieder im Stande fein werde, die Oberhand zu gewinnen, und ob, 
felbft wenn es der Fall wäre, damit viel getvonnen jein würde. 
Und nicht viel ander ijt e8 in Holland. Auch bier entbehrt dievolland. 
Yiberale Partei eines feften Zuſammenhalis und vielfach auch feiter 
Grundſätze ſowohl gegenüber der augenblidlih am Ruder befind- 
lichen confervativen Partei, als auch und noch mehr gegenüber den 
Ansprüchen und Eigenmächtigkeiten der katholiſchen Hierarchie uud der 
katholiſchen Zandestheile. Daneben fpielt auch in Holland fchon feit 
mehreren Jahren die Militärfrage eine hervorragende Rolle und fcheitert 
in ben Generalftaaten ein Sriegaminifter nach dem andern mit feinen 
Vorlagen betr. die Reorganifation der Armee und betr. die allge- 
meinen Anjtalten zur Vertheidigung des Landes. Dabei ift es fehr 
Mar, was die GSeneralftaaten nicht wollen, d. i. eine ſehr erhebliche 
Erhöhung des Militärbudgets, nicht aber, was fie eigentlich wollen. 
Wird es fchiwierig fein, dag Princip der allgemeinen Wehrpflicht in 
Belgien zur Geltung zu bringen, fo ift dieß bezüglich Hollands noch 
viel mehr der Fall. Doch hat fich dajelbft im Jahre 1875 ein 
ziemlich zahlreicher Verein gebildet, um für die Idee vorläufig we⸗ 
nigftena Propaganda zu machen. 

Einigermaßen anders Liegen die Dinge in Dänemark. Zwar Täne«- 
waltet auch bier ſchon feit mehreren Jahren ein Streit zwifchen der mark. 
Regierung und der Majorität des Folkethings über die Frage der 
Zanbesvertheidigung und Landesbefeftigung. Aber in Wahrheit greift 
der Gegenfat viel tiefer. Im Kampfe mit Deutfchland um Schleswig⸗ 
Holftein war in Dänemark die fog. national=liberale Partei empor- 
gefommen ; der unglüdliche Ausgang besjelben brach aber ihre Kraft 
und ihr Anſehen, fie ift feitdem beftändig zurückgegangen und fieht 
fi) zur Zeit faft nur auf die Hauptftadt Kopenhagen beichräntt. 
Ihr gegenüber fteht nunmehr bie fogen. Bauernpartei, die indeß 
durchaus nicht bloß aus Bauern befteht, die von der beabfichtigten 
überaus Loftfpieligen Befeftigung von Kopenhagen entfchieden nichts 
. willen will und die entjchiedene Majorität im Folkething befitt. 


Schwe⸗ 
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Aber fie befämpft die Regierung nicht bloß in der Frage der Lanz 
beöbefeftigung, ſondern auch in allen möglichen anderen Fragen; 
denn was fie in Wahrheit verlangt, ift nicht mehr und nicht we⸗ 
niger, als überhaupt an’s Ruder zu fommen und die Gefchäfte in 
ihrem Sinne zu führen. Bislang hat fich jedoch der König, auf bie 
Majorität des Landathings geftäßt, nicht dazu entfchließen Tönnen, 
das Minifterium den Reiben der Bauernpartei zu entnehmen, ob⸗ 
gleich die Angelegenheiten des Landes darunter fichtlich Leiden. Allem 
Anfchein nach wird indeß das Sträuben bes Könige nicht lange 
mebr anhalten und dann dürfte in der Entwidelung Dänemarks 
überhaupt ein neuer Abjchnitt beginnen. Aehnlich, nur noch bedeu⸗ 
tung®voller, verhält es fich in Schweden. Was fi in Dänemark 
Bauernpartei nennt, heißt in Schweden Landmannpartei und dieſe 
befitt, ganz wie in Dänemark, die Majorität in der zweiten und 
eine flarfe Minorität in der erſten Kammer des Reichstag. An 
ihr jcheiterten bisher und ebenfo auch wieder im Jahre 1875 bie 
Vorlagen der Regierung bezüglich einer zeitgemäßen Reorganifirung 
des Heerweſens. Was dabei aber am bedeutjamften erjcheint, ift, 


- daR die Majorität der zweiten Kammer in Schweden bewußt auf 


Deut⸗ 
ſches 
Reich. 


die Einführung des Milizſyſtems an der Stelle des bisherigen fte- 
benden Heeres Loszufteuern fcheint. Seht fie es früher oder jpäter 
durch, fo. dürfte die Frage zugleich auch für Norwegen und Däne- 
mark entjchieben fein. Und es ift nicht unmwahrfcheinlich, daß fe 
ihren Willen binnen wenigen Jahren wirklich durchfeßen werde, da 
die Trage nicht allzu lange mehr in ber: Schwebe bleiben Tann. 
Unterdeflen trat in Deutjchland am 27. Oktober der Reiche» 
tag zu feiner Herbitjelfion in Berlin zufammen. Diefelbe begann 
unter nichts weniger ala günftigen Anzeichen. Schon im Sommer 
hatte die preußifche Regierung dem Bundesrath eine Novelle zum 
Strafgefegbuche vorgelegt, welche zunächlt einer Reihe allgemeiner 


und gegründeter Beichwerden abbelfen, gleichzeitig aber auch ber 


Regierung der ultramontanen und ber fozialiftiichen Agitation gegen» 
über jehr erweiterte Befugnifie ertheilen follte, von welchen bie über- 
wiegende Öffentliche Meinung fofort und ziemlich einftimmig erklärte, 
baß fie für den Reichstag geradezu unannehmbar wären. Der Bun- 
desrath genehmigte fie trogdem mit nur geringen Ermäßigungen als 
Borlage für den Reichstag. fyerner hatte der Bundesrath, um eine 
Erhöhung der fog. Matricularbeiträge zu vermeiden, die Erhöhung 
ber Braumalzfteuer und die Einführung einer Börfenfteuer befchlofien, 
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obgleich er auch damit nur fehr wenig Hoffnung hegen fonnte, beim 
Reichatage durchzudringen. Endlich hieß es, daß der Reichskanzler 
mit der. Majorität des Reichstages, auf die er fich bisher geftükt 
hatte, fehr unzufrieden fei, daß er daher ernfthaft mit dem Plane 
umgehe, die. nationalliberale Partei, den Kern jener Majorität, 
zu fprengen, um fi) aus ihren Trümmern in Verbindung mit 
ben conjervativen Fractionen und anderen erſt beranzuziehenden 
Elementen eine neue gefügigere Majorität zu fchaffen. Zu diefem 
Zwede, jo hieß es, laſſe er nicht nur die neue Partei der fog. 
Agrarier gewähren und fehe ihren Beftrebungen zum minbeften nicht 
ungerne zu, fondern begünftige auch und zwar durch den verhäßten 
ehemaligen Geh. Rath Wagener die Partei der Schußzöllner, welche 
feit einigen Monaten eine lebhafte Agitation in’ Werk geſetzt hatte, 
um zunächſt die jchon bejchloffene Herabſetzung der Eifenzölle wieder 
rüdgängig zu machen und überhaupt das Syſtem angeblich gemäßig- 
Schubzölle wieder an die Stelle des feit einigen Jahren zur Herrichaft 
gelangten Freihandelsprincips zu fegen. Alle diefe Thatſachen und 
Gerüchte erzeugten eine gewille Beunrubigung ber öffentlichen ‘Dei- 
nung und nicht nur im Reichätage, fondern in den weitelten Kreifen 
eine in der That fehr unbehaglide Stimmung. Der ganze Plan 
war dennoch ziemlich unwahrfcheinlich. Die nationalliberale Partei 
zu fprengen mochte jo leicht doch nicht fein und noch fchwerer, eine 
neue conjervative oder auch nur confervativere Majorität im Reich?» 
tag jebt ober jpäter bei den Neuwahlen zufammenzubringen, wofern 
der Reichöfanzler nicht die ultramontane Partei dazu beranziehen, 
reſp. fih ihr in die Arme werfen wollte, wovon doch ganz und gar 
feine Rede fein Eonnte. Auch lautete das Gerücht von feiner er- 
neuerten Verbindung mit Wagener und den Schubzöllnern nicht jehr 
glaublich, da fein nächjter College im preußifchen Staatsminifterium 
und ber DVicepräfident desfelben, der Finanzminiſter Camphaufen, 
entfchiedener Tyreihändler war und ebenfo feine rechte Hand in der 
Neichsregierung, der Präfident des Reichskanzleramtes, Delbrüd. 
Freilich hieß es Jofort, daß beider Stellung gefährdet fei und ebenjo 
war e8 immerhin auffallend, daß die offiziöfen oder doch für offizids 
gehaltenen Berliner Blätter den Gerüchten und der allgemeinen Be- 
unruhigung nicht entgegentraten, fondern vielmehr gerade fie es 
waren, welche diejelben veranlaßt hatten und nährten, der Kanzler 
felbft aber vollkommenes Stillfchweigen beobachtete. Dennoch fcheint 
die Beunrubigung zureichender Gründe wirklich ermangelt zu haben. 


Defter- 
rei. 
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Wenigſtens erhob Bismard Teinerlei Widerſpruch, ala der Reichstag 
die fchußzöllnerifchen Petitionen durch einfache Tagesordnung befei- 
tigte, anerkannte er ausdrücklich und ohne alle Beſchränkung das 
Necht des Reichstags, die beiden Steuergefeße, wenn er damit nicht 
einverftanden fei, zu verwerfen und vertheidigte zwar die beftrittenen 
Artikel der Strafgefehnovelle, begnügte fich jedoch, dein Reichstag 
die moralifche Verantivortlichkeitt zu überbürden, wenn er für gut 
finde, fie zu verwerfen, was gleichfalls geſchah. Der Reichstag ſetzte 
fomit feinen Willen auf der ganzen Linie dur) und der Reichs- 
kanzler gab ftatt der ſchwarzen Pläne, die man ihm zufchrieb, im 
Gegentheil und wider feine fonftige Natur das Beifpiel eines con⸗ 
ftitutionellen Miniſters, der fi dem Parlament innerhalb feiner 
Competenz vollftändig fügt. Trotzdem ſchwand die allgemeine Beun- 
ruhigung nicht, was hauptſächlich der für offizids gehaltenen Prefie 
zuzumeſſen ift, die unbeirrt fortfährt, für den erneuerten Webergang 
zu Schubzöllen einzuftehen und für die Bildung einer neuen con⸗ 
fervativeren Majorität des Reichstags zu agitiren. 

Die erneuerte Agitation für Wiedereinführung von Schub- 
zöllen fand ihre natürliche Erklärung in der allgemeinen Gejchäfte- 
ftofung, die nun fchon feit mehreren Jahren ſchwer auf dem größten 
Theile von Europa laftete. Litt auch Deutichland ſtark genug dar- 
unter, jo war dieß doch noch in weit höherem Grade der Fall 
bezüglich Defterreichd. Hier traten denn auch die Schutzzollner ſo⸗ 
wohl im Reichsrathe als in den Landtagen mit viel größerem Nach» 
drude auf. Im Abgeordnetenhaufe des Reichsraths war ſogar die 
Majorität fichtlich geneigt, den Schußzöllnern fofort die Hand zu 
bieten, doch wußte die Regierung den erſten Anfturm derſelben 
glücklich abzuwenden und die Bewegung wenigftens in geordnete 
Bahnen zu lenken. Immerhin ſcheint ein theilweiſes Verlafſen der 
bisherigen Bahn in wirtbfchaftlichen Dingen für Oefterreich faft un⸗ 
ausweichlich geworden zu fein, da der allgemeine Notbftand nicht 
nur anhält, fondern fi) auch ftätig auf immer weitere Kreiſe aus⸗ 
dehnt. Die Aufmerſamkeit der Öffentlichen Meinung wurde inzwiſchen 
balb von Defterreich einigermaßen ab und auf Ungarn gelenkt, wo 
mit dem Sabre 1875 ein Umfchwung eintrat, der auch Oeſterreich 
unmdglich gleichgültig Laflen Tonnte. In Ungarn Hatte feit dem 
im Sabre 1867 von dem großen Patrioten Deat geplanten und durch⸗ 
geführten Ausgleich mit Defterreich die nach ihm benannte Partei das 
Staatäruber geführt. Der Ausgleich gewährte Ungarn im Innern 
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eine faft vollftändige Tyreiheit und Unabhängigkeit und verband die 
beiben Hälften der Monarchie nur jo weit, ala es nad) Außen ab- 
ſolut unerläßlich war, wenn nicht die Stellung derfelben in Europa 
ſchwer gefährdet werben follte. In Defterreich war man von An- 
fang an über den Ausgleich nichts weniger ala entzüdt, mußte doch 
Defterreih mehr als die Hälfte der gemeinfamen Laſt auf feine 
Schultern nehmen, während Ungarn nicht nur die volle Hälfte, 
fondern womöglich fogar einen überwiegenden Antheil an der Leitung 
der gemeinfamen Angelegenheiten in Anfpruch nahm, der Schwer: 
punft der Monarchie auch vielfach wirklich von Wien nach Peſt 
übergegangen zu fein fchien. Dennoch war Anfangs felbft in Ungarn 
eine große Partei mit dem Ausgleich nicht zufrieden geweſen und 
blieb bei dem.Berlangen fiehen, daß für Ungarn nach wie vor die 
volle Selbftändigfeit auch nach außen und zu diefem Ende bin die 
reine Perfonalunion mit Oefterreich angeftrebt werben müſſe. All⸗ 
mälig aber brach fi) doch auch in biefen Kreifen die Einficht Bahn, ' 
daß Deak ganz richtig gerechnet habe, daß der Ausgleich von 1867 
für Ungarn meit vortheilhafter war ala für Oefterreih und daß 
Ungarn durch eine vollftändige Trennung von diefem mehr verlieren 
als gewinnen würde. Zuletzt ſahen dieß auch die Führer der Linken 
im ungarifchen Unterhaufe, Tisza und Ghiczy, ein. Zuerſt verzich- 
tete Ghiczy auf die weitere Verfolgung der Perfonalunion, verftän- 
digte fi mit der berrjchenden Deakpartei und übernahm fogar das 
Finanzminiſterium für diefelbe, doch gelang es ihm nicht, die Partei 
felbft hinüberzuziehen. Als aber ber Leichtfinn, mit dem fämmtliche 
Regierungen Ungarns feit dem Abfchluffe des Ausgleichs mit den 
Finanzen de Landes gewirthfchaftet hatten, zu einem Defizit im 
jährlichen Budget führte, vor dem die Deakpartei und ihre Regierung 
bei dem nothwendig befchräntten Eredite Ungarns rathlos daſtand, 
und als dadurch die ganze Deakpartei ins Schwanken gerieth, er- 
kannte Tisza, daß feine Zeit gekommen fei. Ohne geradezu auf 
feine früheren Anſichten zu verzichten, anerfannte er, um fich regie- 
rungefähig zu machen, nunmehr den Ausgleich ala zu Recht be- 
ftehend an und bald ſah ſich die deafiftifche Regierung und Partei 
durch die finanziellen Schwierigkeiten genäthigt, mit ihm und feiner 
Partei zu pactiren. Das bealiftiiche Minifterium Bitto gab feine 
Entloffung ein, die Deakpartei felbft verfehmolz fi) mit ber bis- 
berigen Linken und Tisca übernahm die Leitung ber neuen Regie- 
rung und der vereinigten nunmehr ſog. liberalen Partei. Ungarn 


586 Heberiht der politiſchen Entwihelung des Bahres 1875. 


hatte feine Urfache mit diefer Zufammenfaffung feiner Parteikräfte 
unzufrieden zu fein, vorausgejeßt, daß es Tisza gelingen würde, die 
zerrütteten Tyinangen wieder in Ordnung zu bringen. Allein gerade 
das Hatte feine großen Schwierigleiten und der Rüdfchlag aller diefer 
Vorgänge auf Tefterreich blieb daher nicht Yange aus. Nach den 
Beitimmungen des Ausgleich von 1867 mußte demnächſt das Zoll« 
und Handelsbündniß zwilchen Defterreich und Ungarn, fpäter auch 
jener jelbjt erneuert werden. Diefe Gelegenheit ergriff nun Tisza, 
um Uugarn auf die leichteite Weife zu entlaften und Lefterreich 
neuerdings wieder um etwas mehr zu belaften. Er knüpfte fogleich 
Unterhandlungen mit Oeſterreich an, ftieß aber bier ſowohl von 
Seite der Regierung als der öffentlichen Meinung auf den ent- 
ſchloſſenſten Widerftand. Denn num erhoben fich auch hier gewichtige 
Stimmen mit der Erklärung, daß es am Ende für Oeſterreich befler 
wäre, fich ganz von Ungarn zu trennen, als nachgerade die Laſt 
einer gemeinjamen Regierung allein tragen, dieſe felbjt aber ben 
Ungarn ganz oder doch überwiegend überlaffen zu müfſen. Da 
Ungarn indeß feſt blieb, feine Anſprüche im Gegenteil eher noch 
fteigerte, jo fam eine Berftänbigung bis zum Schluffe des Jahres 
1875 nicht zu Stande und ſchien auch da noch in weiten Felde zu 
fein. Die fortdauernde wirthichaftlicde Roth und diefe Ungewißheit 
des ganzen zukünftigen Verhältnifjes zwiſchen den beiden Hälften ber 
Monarchie laſteten Ende 1875 ſchwer auf Cefterreih. Und das war 
noch nicht alles. Der Ausbruch ber Snfurrection in der benac)- 
barten Herzegowina und in Bosnien zog durch die zahlreichen Flücht⸗ 
linge Defterreich alabald in eine ziemlich unliebfame Mitleidenchaft 
und das Wiederaufleben der orientalifchen Trage jtellte demjelben 


ſchwere Gefahren in Augficht, wie ſchon erörtert worden ift. Dieſe Ge- 


fahren waren dadurch nicht bejeitigt und nicht einmal gemindert, daß 
Rußland die Leitung der Vermittlungsverfuche der drei Kaiſermächte, 
fcheinbar ſelbſtlos, Sefterreih und dein Grafen Andrafiy überließ. 

Es Stand dennoch feft, daß eine ununterbrochene Kette von ge⸗ 
heimen, zufammentwirtenden Kräften von der Herzegowina und von 
Bosnien über Belgrad und Gettinje bis nach St. Petersburg und 


Ind. nis in das ruffiiche Botfchaftshotel in Konftantinopel lief. Rußland 


hatte fich in den letztern Jahren von ben wefteuropäifchen Händeln 
fcheinbar wejentlich abgewendet und fich ganz feiner Aufgabe in 
Mittelafien und den turkeftanifchen Chanaten Hingegeben. Noch im 
Jahre 1875 machte ihm ein Aufftand in demjenigen von Kofand 
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viel zu fchaffen, fo daß es ihn erft zu Anfange 1876 ganz zu be- 
wältigen vermochte. Aber offenbar unterließ es darum nicht, ein 
wachfames Auge auf die Pforte zu halten, um feine Plane wider 
biefelbe früher ober fpäter, in diefer oder jener Weife doch wieder 
aufzunehmen. Eine directe Bedrohung derfelben freilich war unter 
den gegenwärtigen Umjtänden nicht wohl möglich, aber eine indirecte 
fonnte, wenn auch langſamer, ebenfo gut zum Ziele führen und es ift 
allerdings nicht unmwahrfcheinlich, daß die Infurrection in der Herze- 
gowina, wenn auch nicht geradezu auf fein Anftiften, doch nicht 
ohne ſein Mitwiffen ausgebrochen fei, wie die türkifchen Bafallen- 
ftaaten Eerbien und Montenegro ebenfo gut als rufſiſche Vafallen- 
ftaaten bezeichnet werben können und es vielleicht mehr find als 
türfifche. Dennoch Hätte Rußland wohl nicht daran gebacdht, Die 
Sintegrität der Türkei neuerdings in Frage zu Stellen, wenn nicht die 
wahnfinnige Herrfchaft in Konftantinopel es dazu geradezu eingeladen 
und die chriftlichen Unterthanen in der Türkei, Rußlands Stanımes- 
und Glaubensgenoſſen, nicht in der That unter einem faft unerträg- 
lichen Drude feufzten. Die raſche Selbftauflöfung des türkiſchen 
Staatsweſens und die geheimen Pläne Rußlands find daher zwei 
Momente, mit denen Europa gleichmäßig rechnen muß. 

Die Selbftauflöfung des türkifchen Staatsweſens Liegt jo Mar 
zu Tage, daß felbft England fich darüber feine Illuſionen mehr 
machen Tonnte. Augenblidlich aber war England mehr als feit 
Langen in der Lage, diefen Dingen feine Aufmerkſamkeit zuwenden 
zu können. Das Emporlommen der Partei der Tories und des 
Cabinets Disraelic-Derby bezeichnete für England eine Paufe in der 
innern Entwidelung des Landes und follte fie nach dem ziemlich 
deutlich ausgefprochenen Willen der öffentlichen Meinung desfelben 
bezeichnen. Diefer aber ging ausgeſprochener Maßen bahın, bie 
inneren fragen und die heimiſchen Parteifämpfe vorerft möglichft 
ruhen zu lafſſen, dagegen das jeit einer Reihe von Jahren ſtark zu- 
rüdgegangene Anfehen Englands und feinen Einfluß in den euro- 
päifchen Dingen wieder zu heben. Die Parlamentzfeffion von 1875 
gehörte denn auch zu den an Refultaten unbebeutendfien feit Jahren. 
Aber auch die türkifchen Wirren boten zunächft England keine ge- 
nügende Gelegenbeit, fich in biefelben einzumifchen. Es begnügte 
fih daher, zu denfelben nur in fo weit Stellung zu nehmen, daß 
es durch einen raſchen Entfchluß dem Khedive von Aegypten feine 
Suezkanalaktien ablaufte und damit Europa in ziemlich unzwei⸗ 


Eng 
land. 
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deutiger Weife die Erklärung zugehen ließ, daß für den Fall eines 
Zuſammenbruchs der Türkei fein Entichluß gefaßt fei: fih unter 
allen Umftänden den Seeweg nach Oſtindien zu fichern, nöthigenfalls 
feine Hand über Aegypten zu fchlagen. 

Die Für den Augenblid ging England nicht weiter. In den lebten 
"ug. Tagen des Jahres 1875 gab es fogar nach der von ben drei Kaifer- 
Srage. mächten bejchloffenen Andrafiyfchen Note an die Pforte mit ihren 

genau formulirten Forderungen zur Pacification der Herzegowina 
und Bosnien jeine Zuftimmung und unterftüßte dieſelbe durch 
feinen Gefandten in Konftantinopel. Bie finanziell und politifch 
bedrängte und fich fichtlich immer fchwieriger gejtaltende Lage der 
Pforte Hatte jedoch offenbar fein Mißtrauen gegen Rußland nach 
diefer Seite im höchſten Grade wach gerufen. In Aften war das 
ohnehin der Yall, da Rußland dort durch feine Fortfchritte in Tur⸗ 
feftan, indem es ein turfeftantiches Chanat nach dem andern theils 
_ mittelbar theils unmittelbar feinem Einfluß und feiner Herrichaft 
unterwarf und jo nicht nur Perſien, fondern auch Afgbaniftan und 
damit dem oftindifchen Reiche Englands immer näher rüdte. England 
war nicht in der Lage, dieß zu verhindern und mußte notbgebrungen 
dazu fehweigen. Sezüglich der Pforte Tagen dagegen die Dinge 
andere. Sobald daher im Mai 1876 die Berliner Conferenz der 
drei Kaifermächte gegenüber der Pforte noch einen Schritt weiter 
ging und Rußland jtatt Tefterreich de Vertretung derſelben über- 
nahm, hielt England e3 an der Zeit, Rußland einen deutlichen Wink 
zu geben, daß es vorerft der Türkei noch nicht zu nahe treten lafſe 
und daß es jedenfalls ein wachlames Auge auf den Bosporus halte. 
Es verweigerte demnach dem ruffifchen Memorandum der drei Kaifer- 
mächte feine Zuftimmung und ſchickte eine ſtarke Flotte in die Nähe 
Konftantinopels, ala ob ein Handftreich Rußlands gegen diejeg vom 
ſchwarzen Meere aus zu fürchten wäre. England machte ſich da= 
durch mit einem Schritt zum Mittelpunfte aller antiruffiichen und 
türfenfreundlichen Beftrebungen in Europa. Die drei Kaifermächte 
famen für den Augenblid offenbar in eine ziemlich ſchwierige Lage. 
Die gleich darauf folgende getvaltfame Entthronung des Sultans und 
da8 Emporkommen einer neuen Regierung in ber Türkei, welche die 
weiteſt gehenden Reformen für Muhamedaner und Rajahs auf ihre 
Fahne fchrieb, befreite fie wieder daraus. Es wurde von ihnen be= 
fchloffen, das ruffifhe Memorandum der vollftändig neuen Sachlage 
gegenüber vorerft ad acta zu legen und ber Pforte Zeit und freie 
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Hand zu laffen, die Pacification ihrer infurgirten Provinzen felbft 
zu verfuchen. Damit ift in der ganzen Angelegenheit ein Stilljtand 
und zwar allem Anfchein nach ein längerer Stillftand eingetreten. 
Es iſt ſogar möglich, daß Rußland von feinen beiden Alliirten ver- 
anlaßt wird, der Pforte nicht nur gegenüber den Inſurgenten, ſon⸗ 
bern auch gegenüber ben beiden VBajallenftaaten, Serbien und Mon- 
tenegro, freie Hand zu gewähren, wie dieß England feinerjeit? zu 
verlangen ſcheint. Es wird fich dann zeigen, ob die Pforte ihrer 
vollftändig Herr zu werben und die Ruhe bis an die Donau und 
big in die ſchwarzen Berge wieder Herzuftellen vermag oder aber 
nit. Wir unfrerfeits erlauben ung, es zu bezweifeln. Es wird fich 
ebenfo zeigen, ob die Pforte im Stande ift, lebensfähige burch- 
greifende Reformen aus fich felber Hervorzubringen, welche Türken 
und Chriſten gleichmäßig befriedigen, und wir erlauben uns, auch 
das und zwar noch mehr zu bezweifeln. Wir haben in unferen euro- 
päilchen Staaten hinreichende Erfahrung gemacht, wie fchwierig der 
Mebergang vom Abfolutismus zu freieren volksthümlichen Inſtitu⸗ 
tionen ijt und willen, von welchen Tangjährigen Convulfionen der- 
jelbe begleitet war. Und doch war die Aufgabe in jenen ein Kinder⸗ 
ſpiel gegen die Schwierigkeiten der Türkei, wenn fie die Gegenſätze, 
die fie in ihrem Schooße birgt, verjühnen und fich zu einer irgend- 
wie gearteten Verfaffung hindurch zu arbeiten verſuchen will, da ihr 
auch nur die allermindeiten Anfäbe dazu fehlen. Der Idealismus 
eines Midhat Paſcha genügt dazu nicht und die Entthronung des 
Sultans Abdul Aziz könnte Yeicht nicht ſowohl der Anfang einer 
neuen Aera für die Türkei, fondern vielmehr der Anfang des Endes 
fein. &8 mag ganz am Plabe gewejen jein, daß den Planen Rup- 
lands und den Intriguen Ignatieffs durch England eine energifche 
und jehr verjtändliche Warnung geworben ijt. Aber um den innern 
Derfall der Osmanenherrſchaft in Europa aufzuhalten, dazu reicht 
jelbjt die gewwaltigfte Demonftration Englands nicht Hin und ebenjo 
wenig vermag fie es wegzuwiſchen, daß die Forderungen Ruß- 
lands für feine Stammesgenoffen in der Türkei an fich berechtigt 
find. Das Dreilaiferbündniß, wenn es auch vielleicht einen Augen- 
blick in Frage geftellt worden fein jollte, hat fein Gleichgewicht wieder 
gefunden. Es beruht nicht fowohl auf dem allerdings vorüber- 
gehenden perfönlichen Einverftändniß der drei Kaifer, fondern auf ben 
bleibenden Intereſſen ihrer Staaten. Es bürfte nur flug fein, wenn 
bie drei Mächte vorerft und möglichſt lange gänzlich zurädtreten 
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umd die Pforte, wo augenblidlich der englifche Einfluß maßgebend 
ift, gewähren lafien. Erjt wenn eg, wie wir glauben, und wie es 
vielleicht früher, ala viele meinen, auf ber Hand liegen wird, daß 
die Pforte unfähig ift, die infurgirten Provinzen zu pacificiren, dieſe 
und die ſog. Bafallenftaaten gewaltfam zu unterdrüden und fich 
ſelbſt gründlich zu reformiren, ift ihre Zeit wieder gelommen. Dann 
aber wird e8 ihre Aufgabe fein, von fich aus, aber Hand in Hand 
mit den übrigen Großmächten gründliche Ordnung zu fchaffen und 
die orientalifche Frage nicht auf einmal, jondern Stüd für Stüd, 
wie es in der Sache felbft und im Intereſſe Europas Tiegt, zu Löfen, 
nicht allerdings nach den Wünfchen Rußlands allein oder auch nur 
vorwiegend, jondern im Sinne des Friedens und nach den gemein- 
famen Sntereffen des gefammten Europa. Dann aber wird kaum 
Etwas anderes übrig bleiben, als die Türkei unter die Controle, ge= 
wiſſermaßen unter die Bormundfchaft Europas zu ftellen. Es wird 
fi) zeigen, ob die Dreifaiferalliang feft genug zufammenhält und 
dazu die nöthige Energie zu entwideln im Stande ift. 

Die Stellung Oefterreich® in der orientalifchen Frage ift, das 
kann nicht geläugnet werden, eine überaus ſchwierige. Allein durch 
bloßes Gejchehenlaflen wird dieſe Schwierigkeit jedenfalls nicht über- 
wunden werden. Cie kann ed nur durch maßvolles, aber actives 
Eingreifen. Oeſterreich muß fich fefter ala je, muß fich faft unbe» 
dingt an Deutfchland anjchließen, um eine Löfung zu erzielen, die 
ihm noch am wenigjten nachtheilig fein wird. Deutichland, das an 
ber orientaliichen Trage nicht unmittelbar und weniger als irgend 
eine andere der europäilchen Sroßmächte beteiligt ift, fällt dann 
bie Aufgabe zu, Rußland im Zügel zu halten und Defterreich zu 
Ihirnen. Es wäre vermeflen, ohne Weiteres anzunehmen, daß 
Deutichland im Stande fei, diefe große Aufgabe im Intereſſe des 
gefammten Europa zu erfüllen, aber feine äußeren und inneren Ber- 
haältniſſe lafſen es wenigſtens nicht als unmöglich erfcheinen. Kommt 
es jedoch gar nicht dazu oder ſollte es daran ſcheitern, ſo treibt die 
orientaliſche Frage allerdings langſam aber unausweichlich einem 
europäiſchen Kriege zu und die blinden Türkenfreunde in Oeſterreich 
und anderswo, welche ein verrottetes Staatsweſen, das nicht mehr 
zu halten iſt und vor unſeren Augen zuſammenbricht, immer noch 
ſtützen wollen, werden daran nicht minder die Schuld tragen als die 
offenbaren Plane und die geheimen Umtriebe Rußlands. 


Geſchrieben Anf. Juni 1876. 
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Reben ber Seitenzahl find bie Monate mit römiſchen, die Monatetage mit arabiſchen 
Ziffern bezeichnet. 


Alttatholicismus, deutſcher: S. 35--215: I 27 (Bifchof Reinkens), V 19 
(zweite Synode), VII 15 (Brief Löllingers), 24 — für Ver⸗ 
ftändigung der Confeſſionen), 12—16 (Nnionsconferenz in Bonn). 


Beben: ©. 35— 215: II 1 nelblage ber ebangelifchen Kirche), 11 (Bifchof 
— IV 17 6Biſchof Kübel), V 29 (derſelbe), VI 7 (Subiläumss 
proceffionen), X 15 (Wahlen zur II. Kammer), XI 23 (Eröffnung des 
Landtags, Thronreder, 30 (Anttvortändrefie). 


Bayern 


a a mat ne Ei a aan en 
24 (Gemeindevahlen), XII 1 (Givifehe), 11 (Gemildste Boltsidulen), 
12 (Streit Luß-Seneftrey), 25 (Kulturlampf), 31 (Givilebe). 

Actenftüde: I 20 (Adrefie der Biſchöfe an den Papft), VII 17 (Maßrege: 
lung de Domcapitulars Hohn dur den Biſchof von Würzburg), 
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= 13 (Adrefſe der II. Kammer an ben König), 19 (Antwort bez 
m —— 31 — ber Biſchoͤfe an den König), XII 12 (der Streit 
Lug Seneftrey). 


Belgien: S. 444450. 
Aectenftüde: II 26 (Rote an Deutichland), VI 30 (Geſetz Duchesne). 
Eurie, päpftlide: S. 408—415. 
—— 5 (Enchelica des Au ab wider die preußifchen Daigeieße), 
1 (Rebe bes fte8 tiber Lage ber Stiche), X 2 die ulira= 
ara Doctrin). 


Dänemark: S. 454460. 


— eich: ©. 35 215: I 1 — * —— 5 ge 
en) (Banhfierm 


18 — mit — (Rei — 20 — 
indt . 


30 — 31 (der — Beſu ee we 
: II 1 (Reidsjuftigamt), 3 (Note an * 4 (Eivileh Y 
{Mn öfe, betr. a 


6 (db. Radomwig), 10 (Proteft der deutſchen Bi 
ln 13 —ã — 19 (Differenz mit ala 26 (Antwort 
elgien®) 

IT ı (Derlangen an Italien bez. liches — — 
erg nn. 2 (Breve de Papftes an bie Bilchdfe), 4 

09. rrgeſe — 7 —— 12 (Differenz mit 
en 1 (dev Oberpräfident von Elſaß⸗Lothringen), 22 (Geburts⸗ 
tag bes Kaiſers). 

IV 5 (Allarmartifel ber 8. 3.), 6 (Kaiferbefucdh in Jtalien wieder 
verſchoben), 8 (Neuer Allarmartitel), 10 (die Allarmartikel) 12 (Kron⸗ 
prinz nad Stalien), 15 (Reue Note an Belgien), 17 (Differenz mit 
un (die Allarmartitel), 18 (der Streit mit Belgien), 19 (bev 

Kaiſerbeſuch in Stalien), 26 (Kronprinz in Stalien), 30 — 
EUER) 30 (Oberkirchenrath), 30 (Antwort Belgien?) ( 


N 4 (Deputation an den Papft), 5 (Berhältnik zu —* 
6 (Rußland) (Allarmartikel), 9 (dev Allarm), 10—13 uifif 
Kaiſer in Berlin), 11 — 15 —— io ie Matris 
fularbeiträge), 23—26 (Socialdemocraten), 23 (Bel RE nad), 
28--VI 2 (Beluch bes Königs von Schweden), 29 ( ıpolte ge). 
VI 4 (Bismard) —— 6 — 8 
democraten), 10 GFrag — ——— 11 Neal; ag 
fion), 17 (Rote an Belgien 20 (Berbäl u Vefterreich 
Ge (io ahngejeh), 24 (Graf Arnim), 28 tion. > 
Kronprinz nah Wien), 10 (Reichajuftigeommiffion), 15 


(Kaijer in oh. 
Vai I 3 Schü Stuttgart) (Militä 
3 Bifeef don a en er Welfenkbun) 9 el 
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Leipzig), 15—16 (Hermannabentmal), 15 (ulttam. Demonftration), 
21-25 (Yournaliftentag), 26 -28 (Juriftentag), 26—28 (Guſtav⸗ 
Adolf:Berein), 29 (Genoſſenſchaftsweſen). 

IX 1 (GReichsjuſtizcommiſſion) (Schußzollagitation), 2 (Sebdanfeier) 
(Kathol. Vereine), 2 (Kronprinz in Württemberg und Bayern), 6 
(Eifenbahnwefen), 7 (Ultramontanes), 13 (Bunbesrath), 17 (Marine), 
18 (Kaiferbefuh in Italien), 22 (Mainzer Katholilenverein), 23 
(Stellung zu Rußland), 25 (Freihändleriiches), 27 (Proteftantentag). 

X 1 (Novelle zum Strafgeſetzbuch), 2 (diefelbe), 16 (Reichsjuſtiz⸗ 

erbeſuch in Mailand), 18 (Fyreihänbleriiches), 
teue Gteuergejehe, 22 (Schußzöllnerif 8), 
23 (Reichstag), 29 (Reichejuftizeommilfion), 


(Reichzeifenbahnfrage) (Treihändleriiches), 
en des Er:Hurfürften von Heſſen), 5 (ge: 
(Hall Majunke), 8 (Univ. Straßburg), 18 
trafgeſetznovelle), 19—20 (Reichstag über 
2 ‚haufen, 20 (Bismard), 22 (Budget, Rede 
Bismarcks), 24 (Univ. Straßburg, Reichdeifenbadnfrage), 24 (bie 
Steuervorlagen), 30 (Diätenfrage). | 
XI 1 (Strafgefeßnovelle), 3 (diefelbe, Rede Bismarcks) —X 
7 (Schußzollfrage), 9 (Fall Majunke), 11 (Budget für Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen), 12 (Etatsrecht) (Eiſenbahnweſen), 14 (Strafgejegnovelle), 16 
CBudaet), 18 (Urheberrecht, Budget), 22 (Prov.:Forr. gegen mers 
ing), 25 (Generalpoftmeifter Stephan), 31 (Bundesrat) 
Actenftüde: I 11 (Landfturmgefeh), TI 10 (Proteft der deutſchen Bifchöfe 
bez. der Papſtwahl), V 23—26 (Programm und Organifation ber 
Sorialdemocraten), IX 2 (Refolutionen ber General-:Berfammlung der 
fatholifchen Vereine in Freiburg). 


Elſaß⸗Lothriugen: S. 35—215: II 1 (Bifchof von Mek), 9 (Biſchof von 
Etraßburg), III 31 (Recrutirung), 1V 5 (Wahlen), 22 (geiftl. Semi: 
narien), VI 17 (Zandesausfchuß), VII 17 (Landesausſchuß), ZU 31 


(Prekverhältnifie). 


Fraukreich: S. 303—386. 

Actenſtücke: 16 (Botſchaft Mac Mahons betr. Verfaffungsfrage), I 21 
(Geſetzesgentwurf ber 30er Commiſſion betr. die Organiſation der Ge⸗ 
walten), II 24 (Geje betr. die Organiſation der Gewalten und betr. 

‚ die Errichtung eined Senated) (Proteft der Rechten dagegen), II 25 
Bericht Savary Über die Organifation der bonapartiftiichen Partei), 
DI 12 (Programm de3 Miniflerium Buffet), III 20 (Programm ber 
Linten), 21 (Bericht Laboulaye über den Gefeh-Entivurf betr. die 
Beziehungen der Abbe Gewalten unter einander), VII 7 GGeſetz 
betr. die Beziehungen der Öffentlichen Gewalten unter einander), 
VI 8 (Geſetz betr. Syreigebung bes höhern Unterrichts), VIII 2 N 
betr. die Wahl bed Senates), IX 20 (Statut ber erſten katholiſchen 
Univerfität), X 16 (Programm der Bonapartiften), X 17 (Rede Thiers 
über die Lage), X 25 (Programm Gambettas), XII 11 (Erflärung 
pi er en La Rochette), XII 26 (Erklärungen ber Prinzen von 

rleans). 

Freimanrertsugreß: X 1 (Erklärung) ©. 484. 


nlaud: ©. 514—519. 
Großbritienien: S. 230—302. 
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Actenſtücke: J 20 (Depeſche Derby's betr. Ablehnung weiterer Betheiligung 
an den Brüffeler Conferenzen), II 4 (Thronrede), IH 8 (Declaration 
der Biſchöfe gegen den ſog. Ritualiamus). 


Helen: S. 35— 215: I 2 (Kirchengefebe), II 1 (Hirtenbrief Keiteler), III 22 
Rirdiengeiche) IV 8 (Kirchengeſetze), V 5 (Mainz), 21 (Schluß bes 
andtag?), 6 (die Altlutheraner), 13 (Wablagitation), VII 1 

(Kirchengeſetze), 15 (Wahlen zur II. Kammer), X 2 (Eonfeifionelle 
Doltsfchulen), 7 (Landtag). 

Actenftüde: IV 8 (bie heffilchen Kirchengeſetze). 

Heſfland: S. 451 —453. 


Italien: S. 3837—407. 
Actenftüde: X 30 (Programm des Minifterd Minghetti). 


Lippe Detmold: S. 85—215: I 1 Glottwell entlaflen), XII 8 (Fürft +, 
Antrittsproclamation des neuen Fürſten). 


Bedlenburg: S. 35 — 215: II 10 (Berfaffungsfrage), 17 (Berfafiungäfrage), 
26 Berfaffungsfrage), DI 1 (Ablöfung ber Stolgebühren), 9 (Der: 
faflun: Fe 10 (dieſ.), 13 (dief.), 15 (Stolgebühren), 18 (Land: 
ag ied). 


Deſterreich⸗ Ungarnu: S. 216— 252. 

Actenftüde: IV 9 (Erklärung ber Wälſchtyroler beim Eintritt in ben 
Tyroler Landtag), IX 18 (Adreffe des ungar. Unterhaufes), IX 22 
(Antprache des Staiferd an die Delegationen), IX 28 (Bericht der un: 
garifchen Delegation über die Berwidelungen in der Türkei). 


Pforte, otiomanniſche: S. 475—513. 

Actenftüde: I 18 (Thronrede des Yürften von Montenegro), II 25 (Er: 
Härung bes ſerbiſchen Minifteriume), IX 1 (Ferman bes Sultans) 
(der Sultan an ben Sroßvezier), IX 10 (Serbildde Thronrede), IX 20 
(Antwort3adreffe ber jerbiichen Stupfchtina), X 7 (Zürkifche Banterott- 
ertlärung), X 10 (Erläuterung derfelben), X 15 (Reformmanifeft für 
die Herzegowina und Bosnien), X 20 (Reformmanifeft bed Groß: 
beziers), XII 14 (Reform-Irade des Sultans), XII 30 (Note Andrafiy). 

Vortugal: ©. 253. 

Preußen: S. 35 — 215: I 1 (Maßregel gegen ben Erzbiſchof von Köln) 
(Wahlen zu ben Provinzial-Synoden), 5 (Bilchof von Paderborn ab: 
gefeßt), 7 (Ex⸗Kurfürſt don Heften +), 14 (Leichenbegängnik bed Ex⸗ 
Kurfürſten von Heffen) (Biſchof von Paderborn), 15 (Ultramontane 
Zrohung), 16 (Eröffnung des Landtags, Thronrede) (Parteiftellun 
im Herrenhaufe), 18 (Regierung gegen Bisthum Fulda und Bildot 
bon Paderborn, Erzbisthum Pofen), 22 (Provinzialordnung), 26 —II 3 
(Provinzial-Synobden), 27 (Bermögensverwaltung ber kathol. Kirch: 
gemeinden), 31 (Kurheffen). | 

11 2 (Kulturfampf), 4 (Budget), 5 (Encyelica des Papfted gegen 

bie Maigeiehe) 9-12 (Propinzialordnung), 10 (Kulturlampf), 14 
Religionzunterricht in ber Volksſchule), 16, 17 (Vermögensverwaltung 
katholiſcher Kirchgemeinden), 18 (die Enchclica des a e8) (Geſchafts⸗ 
behandlung im Staatsminifterium) (Proceffionsieien), 20 (Mainzer 
Katholifenverein), 22 (Altkatholifengefeh, Bubget), 24 (Meihbiichof 
bon Pofen), 25 (Bifchof von Münfter), 26 (Kulturkampf). 
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II 1 (Kulturlampf), 4 (Pferdeausfuhrverbot), 10 (Altkatholiken⸗ 
geſetz) (Vermögensverwaltung fathol. Stirchgemeinden), 11 (Budget), 
13 (basf.), (Kulturlampf), 14 (berf.), 15 (Budget), (Kulturlampf), 
16 (Sperzgeieh) 17 (Bermögensverwaltung tathol, Kirchgemeinden), 
18—19 (Sperrgeieß, Rede Bismard’s), 18 (Biſchof don Münfter), 
19 (Kulturlampf), 20 (Provinzialortnung), 23 (Religionsunterricht 
in den Bolfsichulen), 29 (Fürſtbiſchof von Breslau), 3I—IV 2 (Bis 
ſchofsconferenz in Fulda). 

IV 5 (Provinzialordnung), 6 (Sperrgeſetz, Rebe Gneiſt's) 8—10 
(Provinzialordnung), ı1 (Borlage bez. ei - don 3 Berfaffung?» 
ae (Kulturtampf), 13—15 er eb, Rede Bismard’s), 16 
(Aufhebung der 3 Berfaffungsartikel, Reden Falk's, Bismard’3 und 
Virchow's), 17 (Provinzialordnung) (Schleswig-Holftein) —— 
18 (Klofteraufhebungsfrage), 19 (Aufhebung ber 3 Berfaffungsartitel), 
20— 22 (Provin — 22 (Kloſteraufhebungsfrage), 22 (Weih⸗ 
biſchof von Sneen) 23 (Biſchof von Raberborn), 24—27 (Vermo⸗ 
gensverwaltung fathol. Kirchgemeinden, Commiſſionsbericht Gneiſt), 
26 (Oberkicchenrath), 28 (Fürftbiihof von Breslau), 29 (Kulturs 
tampf), 30 (Stlofteraufhebungsfrage) (Provinzialordnung) (Alların der 
Preſſe) (Erzbisthum Poſen). 

V 1E—perrgeſetz) (Kloſteraufhebungsvorlage), 3 (Fürſtbiſchof von 
Breslau) (Kulturkampf) (Altkatholiken⸗Geſetzſ, 5 (Proceſſionsweſen) 
(Klofteraufhebungageleh), 6 (dasſ.), 7—8 (dasſ.) Oitktathoitengefep), 
8 (Kloftgejeß), 10 (dasſ.), 11 (Aufhebung der 3 Verfaſſungsartikel), 
12 (die Bermögensverwaltung des Ex—⸗Kurfürſten von Heſſen), 15 (die 
Klöfter), 20 (die 3 Berfaffungsartikel), 21 (Bisthum Münfter) (Ber: 
mögendberwaltung fathol. Kirchgemeinden), 22 (Der ——— 
25 (Provinzialordnung) (Kloſteraufhebung), 28 (Biſchof von Münfter), 
Ale ine Bei 31 (Klofteraufhebung) (Sperrgejeh) 

oftergüiter). 

VI 1 (Vermögen bes Ex⸗ſturfürſten v. Hefien), 1—2 (Provinzials 
ordnung), 2 J——— kath. Kirchgemeinden) (Provinzial⸗ 
ordnung), 4 (die Biſchofe in part. infid.), 7 (Provinzialordnung), 
8 (dief.), 10 (Camphauſen) (Altkatholitengejet) (Furſtbiſchof v. Bres⸗ 
lan), 11 (jüdifcher NReligionsunterricht) (Dermögensverwaltung kath. 
Kirchgemeinden), 12 (Provinzialordnung), 14 (Aufhebung der 3 Ders 
faflungsartifel) (Provinzialordnung), 15 (Schluß bed Landtags, Rück⸗ 
blide) (Kulturlampf), 18 (Fehrbellin), 20 (Kulturlampf), 25 - VII 6 
(Rundreife Falk), 26 (Kath. Vereine), 28 (Köln), 30 (Kulturlampf). 

VII 1 (Sperrgefeh), 4 (Altlatholitengefeh), 8 (Biſchof v. ne 
15 GBiſchof von Yeberbon) 15 (Hannov. Landesſynode), 20 (Bifchd 
Keen fi dem Gejeb betr. Vermögensverwaltung kath. Kirchgemein⸗ 
en), 24 (Geiftliches Collectiren). 

VII 14 (Kulturlampf), 25 (derf.), 26 (Biſchof von Paderborn). 

IX 2 (Kulturlampf), 7 (Erzbiſchof von Köln), 8 (Lutheriiche Con⸗ 
ferenz), 10 (Militärifches), 13 (Falk in Schleswig: Holftein), 16 
(Polen und Deutiche), 18 (Hannov. Stäbtetag), 19 (Militärtiches, 
Flottenrevue). 

X 1 GBiſchof von Trier) (Kulturkampf) (Oberſter Verwaltungs⸗ 
— — v. — 6 (Fürſtbiſchof v. Bres⸗ 
au 5 (Welfiſches) (Kulturkampf), 16 (Erzbiſchof von Köln), 
20 (Nordſchleswig), 24 (Erſatzwahlen zum Landtag), 26 (Stein⸗Denk⸗ 
mal), 27 (Strousberg), 31 (Generalſynodal⸗Ordnung). 
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XI Geiſtliche Collecten) (Rordſchleswig) (Kulturlampf), 5 (Fürſt⸗ 
biſchof von Breslau), 9 ( Provinziallandtage) (Fürſtbiſthum Breslau), 
10 (Kulturkampf), 13 (derſ.), ————— 24 (dieſ.), 28 (Polen 
und ln). 30 (Nordichles es 

XII 14 (Generalſynode), 18 (dief.), 25 (Bilchof von Paderborn), 
29 (der Kulturfampf), 30 (dexf.). 

Actenftüde: I 5 (Motivirung des Antrags auf eg bes Biſchofs 
von Paberborm), II 6 (Thronzebe), III 4 (dad fog. & eſetz gegen 
die Tatholifche Kirche und bie Motive dazu), III 31 ( ge 
Staatsminiſteriums an bie Bifchöfe), IV 11 (Motivirung der Vor: 
pr e betr. Aufbebung dreier Berfafjungsartitel), IV 22 (Klofterauf: 

ng8-Gefeßvorlage), V 31 (Kloftera ufbebungsgele P. 31 (Altkatho⸗ 
eg 8 (Refolutionen d. luth. Conferenz), X 27 (Thronrede). 


Aubland: S. 468—474. 
Actenftüde: VI 6 (Jomini über bie Brüffeler Conferenz). 


Sachſen: S. 35-215: I 8 (Bilchof Forwerck }), IV 21 (confervativer Lan 
en), IX 18 (Wahlen zur II. Kammer), X 14 (Landtag, Thron: 


Sachſen⸗Weimar: S. 35—215: IX 3 Ra Non Dentenf), 

Sqchweden und Norwegen: S. 461—46 

Actenftüde: I 18 (Thronrede). 

: S. 416—443. 

Actenftüde: III 28 (Encyelica de3 Papftes wider die Altfatholiten), IX 13 

(Bernifches Sultuspoligeigejeh) X 83 (Proclamation der Berner Res 
ierung betr. dasſelbe), XI 6 (Weifung berjelben betr. die roͤmiſch⸗ 
5 — Pfarrer des Jura). 

Spanien: S. 254—279 

Actenftäde: 12 lteomontanes Rundichreiben des neuen Juſtizminifters), 
1 3 (Circular der neuen Regierung an die Mächte), I 5 (Depeche 
des neuen Könige an feine Regierung), I 6 (Proclamation des Don 
Earlos), I 22 (Manifeft de3 Königs an die Aufſtändiſchen) (Proclas 
mation deöjelben an feine Armee), II 5 (Zagsbefehl des Ton Carlos), 
II 9 (Decret zur ——— ber Civilehe), Il 25 (Eingabe des Bi⸗ 
ſchofs von Jaen für Wiederheritellung der Slaubenzeinheit), III 2 
(Aus dem Strafge eu. des Don Carlos), VII 23 —— 
wurf betr. Glaubensfreiheit), VIII 12 (Bericht der Regierung über 
Die Lage gegen Don Carlos), VIII 25 (Eircular des Nuntius für 
tatholijche Glaubenzeinheit), X 1 ı König Alfons über das Unterrichts⸗ 
weſen), XI 11 (Depeiche der rim. Curie für Glaubenzeinheit), XI 17 
(Bon Carlos an König Alfons über Cuba). 


Vereinigte Staaten von Norbamerifa: S. 523—530. 
Actenftüde: IX 1 (Rede Grant's gegen ben Ulttamontanismus). 


MBeltpoflverein: V 3 (Beitritt Frankreichs) S. 424. 
Württemberg: S. 35-215: I 1 (BDeutiches Boltabfatt), III 8 Markrech⸗ 
nung), 15 (Eröffnu — ——— 18 (Parteiverhaͤltniſſe), 26 (Bis 
ſcho iR: Hefele), IV 1 (Kulturlampf), 23 (Mitramontanes), 29 ren 
Io MA “= 4 (Kulturkampf), 20 (dev Prinz:Thronfolger), VI 10 


Die wichtigften neueren 


Rircenfiaatsredtliden Befebe 
Deutſchlands, 
Geſterreichs, der Schweiz und Italiens 


geſammelt und mit Einleitung verſehen 


von 


Dr. Philipp Zorn, 


a. o. Prof. d. Rechte zu Bern. 


Bördlingen. 
Driud und Berlag ber C. H. Beck'ſchen Buchhandlung. 
1876. 
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Durch akademiſche Vorträge über Kirchenrecht wurde ich auf 
den ſehr fühlbaren Mangel einer Sammlung der neueren kirchen⸗ 
ſtaatsrechtlichen Geſetze, die beſonders auch das Nothwendigſte 
aus der ſchweizeriſchen Geſetzgebung enthalte, hingewieſen. Zwar 
bietet die Zeitſchrift für Kirchenrecht von Bone und Fried— 
berg den größten Theil des geſetzlichen Materiales, doch der 
Natur der Sache nad) zerftreut in den verfchiedenen Bänden, 
jo daß das Aufſuchen immer mit Zeitverluft verfnüpft ift und 
eine Weberfichtlichteit doch nicht erreicht werden lann. Weber bie 
ſchweizeriſche Gejebgebung enthält die Zeitfchrift nur einzelne zer 
fireute Notizen. 

Zu diefer eigenen akademiſchen Erfahrung kamen mehrfadge 
Anregungen von anderer Seite, bejonderd aus dem praltifchen 
AYuriftenftande, aus melden mir gleichfall3 hervorgieng, daB eine 
überfitlihe Sammlung der neueren lirchenſtaatsrechtlichen Ges 
feßgebung einem in weiten Kreiſen gefühlten Bedürfniſſe entgegen- 
fomme. 

Daraufhin unternahm ich die Zufammenflellung des betreffen. 
den geſetzlichen Materiales für Deutſchland, ſowohl Reich wie 
Einzelftaaten, Oefterreih, Schweiz, formohl Bund wie Kantone, 
wozu das in neuefter Zeit fo lebhaft discutirte italienifche Garantien» 
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geſetz und die preußiſche Generalſynodal⸗Ordnung gefügt wurden. 
Die Gründe, welche mir für den Ausſchluß anderer Synodal⸗ 
gefege maßgebend waren ſ. S. 175. Ich war mir wohl bewußt, 
daß abfolute Vollftändigkeit einer ſolchen Sammlung fi nicht 
erzielen laſſe, da die Geſetzgebung über die verjchiedenften Materien 
auf das Verhältniß von Staat und Kirche Einfluß hat. Meinem 
Zweck genügte es, diejenigen Geſetze zu ſammeln, welche ex pro- 
fesso einen Theil der actio finium regundorum zwiſchen Staat 
und Kirche zu löſen beftimmt find. 

Wenn fomit au die Sammlung nur auf relative Voll⸗ 
ftändigfeit Anjpruh machen kann und will, fo glaube ich doch, 
dur ihre Beranftaltung nichts ganz Unnükes unternommen 
zu haben. Ich hoffe, daß allen, welche in amtlicher oder außer⸗ 
amtlicher Stellung mit den „Kirchengeſetzen“ zu thun haben, die 
Sammlung nit unwilllonmen fein wird. Die Hiflorifche Ein- 
leitung fol einerfeit3 allgemein den Gang der Dinge feit der 
Zertrümmerung der Reichskirche bis zu den heutigen Zuftänden, 
im Bejondern die Entftehungsgefchichte der Geſetze in den einzel- 
nen Ländern kurz ftizziren; die Literatur, ſowohl die hiſtoriſche 
als die commentatorifche, wurde nachgewieſen, ſoweit dies noth- 
wendig erichien. 

Zum Schluſſe möge noch ein bejonderer Hinweis auf die 
Mitteilungen aus der ſchweizeriſchen kirchenſtaatsrechtlichen Ge⸗ 
jeßgebung geftattet jein. Wenn e& auch nur Gejebesterte find, die 
geboten werden, fo find diejelben doch in Teutjchland ſehr jchiver 
und theilweiſe ſelbſt hier in der Schweiz nicht ganz leicht zu be= 
fommen. inc bereitS vorhandene Zujammenftellung diefer Ge— 
jeße ift mir nicht befannt. Die Mittheilungen aus der Schweiz 
beſchränken ſich auf die befonder3 wichtigen und befonders dharac- 
teriſtiſchen Gejebe, vor allem die einfhlägigen Sätze der Bundes- 
verfaflung, fodann die vielumftrittenen Sirchenorganifationsgefeße 
von Neuenburg, bejonder3 aber von Bern und Genf, endlich 
einige Specialgefeße. Bei den heftigen kirchenpolitiſchen Kämpfen, 
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welche in einigen Theilen der Schweiz entbrannt ſind, dürfte eine 
Einſicht in das dieſen Kämpfen zu Grunde liegende geſetzliche 
Material beſonders willlonımen fein. Einleitungsweiſe ift eine 
Neberficht über den außerordentlih ungeordneten firchenrechtlichen 
Zufland der Schweiz gegeben, in melden einen Haren Einblid 
zu gewinnen nur mit den größten Schiwierigleiten möglich ift, da 
jede wiſſenſchaftliche Vorarbeit nach diefer Richtung fehlt. 


Bern, 1. Auguft 1876. 


Der Berfafler. 
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I. Abſchnitt. 
Kiſtoriſtie Einlertung.') 


| 51. 

Der Reichadeputationzhauptfchluß von 1803 Hatte die Selb» 
ftändigfeit der deutjchen Tatholifchen Kirche vernichtet; die nach Zahl 
und Umfang des Gebietes große Maſſe der felbftändigen geiftlichen 
Territorien war in die weltlichen Landesherrſchaften aufgelöst wor» 
den und Hatte als Entjchädigungsobject für die durch den Luneviller 
Frieden verurfachten Territorialverlufte weltlicher Fürſten gedient. 
Auch Regensburg, kurze Zeit zu Gunften der Fürftprimas Dalberg 
von der Säcularifation verfchont (R.D. H.Schl. 8 25), verfiel bald 
dem Schidfal der übrigen geiftlichen Gebiete. Die katholiſche Kirche 
war durch dieſe Säcularifation jeglicher materiellen Baſis ihrer Eri- 
ſtenz beraubt worden und gebieterifch trat an die deutichen Staaten 
die Aufgabe heran, die Verhältniffe derjelben in ihren Gebieten neu 


1) Literatur: Das Hauptwerk für die Kenntniß ber Hiftorifchen Ent⸗ 
widelung des Berhältniffes von Staat und Kirche in Deutichland im 19. 
Jahrhundert ift: Otto Mejer: zur Gefchichte der römiſch⸗deutſchen Frage 
(Roftod 1871—1874), bis jeßt erichienen Bd. I. IL, 1. 2. II, 1. Ferner: 
€. Friedberg: die Gränzen zwifchen Staat und Kirche und bie Garantieen 
gegen beren Berlekung (Tübingen 1872); derfelbe: ber Staat und bie 
Biſchofswahlen in Deutichlandb (Leipzig 1874). 2 Bde. Außerdem ift ber: 
vorzuheben: Richter: Done, Lehrb. d. Kirchenrechts, 7. Aufl., in den ein» 
Ilägigen Paragraphen von Dove faft durchaus neu bearbeitet. Denfelben 
Gegenftand nach verfchiedenen Richtungen bin behandeln ferner mehrere Der: 
fafler von Abhandlungen in ber Zeitjchrift |. Kirchenrecht von Dove und 
Friedberg, befonderd bie beiden Herausgeber felbft (bis jebt erichienen 
12 Bde., vom 13. Heft 1-3. ®b. 1 u. 2, Berlin 1861—1862, die übrigen 
Tübingen 1868— 1876). Bon Specialbearbeitungen ift Hier vorzüglich zu nen» 
nen: dv. Sicherer, Staat und Kirche in Bayern 1799--1821 (München 1874). 

Zorn, Sammlung b. n. Kirchengejeke ıc. 1 











2 Hiſtoriſche Einleitung. 


zu ordnen. Dieſe Neuordnung war auch im R.D.H.Schl. bereits 
vorgeſehen. 

In Folge der politiſchen Wirren, von welchen ganz Europa 
und insbeſondere Deutſchland zu jener Zeit heimgeſucht waren, in 
Folge der völligen Zerfiörung der päpſilichen Curie durch Napoleon I., 
in Folge der Berwaifung der meiften bifchöflichen Sitze in Deutjch- 
land dauerte e8 mehrere Jahrzehnte, bis die nothiwendig gewordene 
Reuordnung der Tatholifchen Kirchenorganifation Deutſchlands durch- 
geführt werben fonnte. Daß diejelbe nur auf dem Wege der Ber: 
handlung und Vereinbarung der Staaten mit dem Oberhaupte der 
römiſchen Kirche ftattfinden könne, war fejtitehender, von keiner Seite 
beitrittener Grundſatz; höchſtens — jo nahm man an — dürfe man 
von Staatswegen, falls die römische Curie unbeugjam auf einzelnen 
für den Staat unannehmbaren Sätzen beftehe, diefelben durch Aus⸗ 
führungsgeſetze modificiren und unſchädlich machen. Napoleon I. hatte 
hiefür in den zum frangöfiichen Eoncordate erlaflenen jog. organiſchen 
Artikeln (1801), bie in gleicher Weife 1804 für die italienifche Re: 
publit nachgeahmt worden waren, das Beifpiel gegeben. 

Bald nach dem Neichödeputationshauptichluffe begannen die 
Verhandlungen deutſcher Staaten mit Rom, über ein Jahrzehnt aber 
ohne allen Erfolg. Die Urfache diefer Erfolglofigkeit lag hauptläch- 
lich in dem dominirenden Einfluffe Napoleons und feines Günſtlings, 
des Fürſtprimas Dalberg. Letzterer, aufgewachſen in den Anſchauun⸗ 
gen und erfüllt von den Erinnerungen des früheren geiftlichen Reichs— 
fürſtenthums, ſowie andrerjeit3 den febronianijch » epigcopaliftifchen 
Ideen ergeben, vertrat die dee einer ganz Deutichland umfaſſenden 
Reichskirche mit felbftändigem Primas. Wie jehr diefer Gedanke den 
römifchen Intereſſen twiderftritt, Liegt auf der Hand und die römiſche 
Curie war natürlich für das Project einer Dalberg’fchen Reichskirche 
nicht zu gewinnen. Vielmehr ſchickte Papft Pius VII. den damali= 
gen Runtius della Genga, fpäteren Papft Leo XII. zur Antnüpfung 
von Verhandlungen nach Deutfchland. Der Nuntius führte in der 
Ihat eine Zeit lang Verhandlungen mit Bayern und Württernberg'), 
diejelben führten jedoch zu feinem Nefultate und mußten nach kurzer 
Zeit auf augdrüdlichen Befehl Napoleons abgebrochen werden. Einige 
Zeit lang ruhten darauf die Verhandlungen vollftändig, während 

.)) Dal. bierüber fpeciel DO. Mejer, bie GAMES BDET ARD RTE 
Württembergs i. J. 1807. 
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wilde Kriegsſtürme die Welt wieder durchtobten. Auch das völlige 
unbeilbare Zerwürfniß zwilchen Napoleon und Pius VII, das zur 
Abführung des lehteren nach Frankreich führte, konnte natürlich nicht 
‚ fördernd auf die Verhandlungen über die Neuordnung ber Tatholi- 
Ichen Kirchennerhältnifle in Deutichland einwirken. 

Erjt nach dem Sturze Napoleons, auf dem Wiener Congreſſe, 
traten kirchliche und Firchenpolitifche Fragen wieder in den Vorder⸗ 
grund, Zwei Fragen waren es insbeſondere, deren Entjicheidung dem 
Gongreffe oblag: 1. die MWiederaufrichtung der päpftlichen Curie, 
2. die Ordnung der Verſaſſung und Dotation der Fatholischen Kirche 
in Deutfchland. Die Vertreter des Papjtes auf dem Congreſſe, be⸗ 
ſonders Gardinalftaatzfecretär Conſalvi, verlangten vollftändige Wie- 
berberftellung bes Zuftandes vor der Säcularifation, insbeſondere 
Wiederaufrichtung der jelbftändigen geiftlichen Fürſtenthümer. Dem 
gegenüber vertrat Weflenberg, Coadjutor Dalbergs in Conſtanz, den 
Gedanken der nationalen Reichskirche mit jelbjtändigem Primas. 
Beide Theile vermochten ihr Ziel nicht zu erreichen, worauf Con= 
falvi einen von Pius VII. bejtätigten Proteſt gegen den Kongreß ein- 
legte. Dieſer letztere hatte die Kirchlichen Verhältnifje dann nur in- 
foweit geordnet, als er die Rechte der Katholiken unter den Schuß und 
die Garantie des deutjchen Bundes jtellte, die dev Evangelifchen zwar 
anerkannte, aber in Folge des Widerfpruches von Bayern ihnen die 
gleiche Garantie des Bundes wie den Statholifen verweigerte. 

Berhältnigmäßig raſch und leicht vollzog ſich die Wiederher⸗ 
ftellung der römiſchen Curie. Sie geſchah im Sinne der jchroffiten 
Reaction. Die franzöfilche Partei unter den Cardinälen verlor ihren 
früher maßgebenden Einfluß vollftändig zu Gunften derjenigen Partei, 
welche entjchieden an den Forderungen des Fanonifchen Rechtes feſt⸗ 
haltend von keinerlei Eoncejfionen an die Staaten willen wollte. 
Pius VII. folgte gänzlich diefer Partei und auch Confalvi, perjön- 
lich nicht von gleich ftrenger Gefinnung wie die Zelanti und geneigt, 
der Opportunität Rechnung zu tragen, konnte fich dem herrſchenden 
Einfluffe jener Partei nicht entziehen. 

Um fo weniger war man in Deutfchland geneigt, jenen cu=- 
tialen Torderungen in ihrer vollen Strenge zu willfahren. Noch 
lebte in der niederen Geiftlichleit die febronianiſche Tradition fort 
und die leitenden Staatgmänner waren durchaus von joſefiniſch⸗terri⸗ 
torrialiftiicden Prineipien erfüllt. Der Typus diefer Staatsweisheit 
ift der bayerische Minifter Montgelas, er repräjentirte in ausgeſpro⸗ 

1* 


4 Hiftorifche Einleitung. 


chenfter Weile die Idee des ommipotenten Staates, aber bei aller 
Rüädfichtslofigkeit, ja Gewaltſamkeit in der Durchführung feiner Maß⸗ 
nahmen war Montgelas für dag früher rein Tatholifche Bayern 
doch der Begründer einer neueren befferen Zeit. Bayern ſowol wie 
faft alle übrigen deutſchen Staaten hatten durch die Gebietsveränder⸗ 
ungen ber napoleonifchen Zeit große Striche Landes mit confeifionell 
gemijchter Bevölkerung befommen und überall ſah man fich in Folge 
defien der unabweislichen Aufgabe gegenübergeftellt, die bürgerlichen 
und politifchen Rechte der Staatsbürger möglichft unabhängig von 
jedem religiöfen Belenntnifie, wenigſtens zunächſt in gleicher Weiſe 
für Katholiten und Proteftanten zu ordnen. Die volle Verwirk⸗ 
lichung dieſes größten Gedanken? der franzöfiicden Revolution ift 
heute noch nicht erreicht. Die hierauf gerichtete Arbeit der Staaten 
dauert jeboch ſchon feit Anfang dieſes Jahrhundert. Man war 
allerwärts entjchloffen, das Princip der Emancipation des Staates 
von jeder Firchlichen, Tatholifchen wie proteftantifchen Bedingtheit feft- 
zubalten und gegenüber den Anjprüchen der römifchen Curie aufs 
entfchiedenfte zu vertreten. So ftanden fi) die Gegenfähe unver» 
mittelt gegenüber, ala die Verhandlungen deutfcher Staaten mit Rom 
neuerdings begannen. Derjenige deutiche Staat, welcher zuerft in Ver⸗ 
bandlungen mit Rom trat, war Bayern'); der Dertreter dieſes 
Staates, Häffelin, Biſchof i. p., war zur Wahrung der jlaatlichen 
Intereſſen jo ungeeignet als möglich; altersſchwach und ala Biſchof 
von vorne berein in der ungünftigften Lage gegenüber den römijchen 
Unterhändlern, gab der unfähige Greis den lehteren alles preis; nach 
langen Winlelzügen zwifchen München und Rom fchloß endlich Graf 
Xaver Nechberg, ebenfalls Kleriter und Bruder des nach Montgelas’ 
Sturz ernannten bayerifchen Minifterpräfidenten, mit Rom ab. Rech⸗ 
berg war in unmittelbarem Auftrage des Königs nad Rom gelom= 
men und vertrat den Grundſatz, man könne Rom jehr wol in feinen 
Horderungen feheinbar nachgeben und die Staatshoheitsrechte dann 
durch einfeitige jtaatliche Ausführungsgefeße wahren. Daß man dieß 
thun werde, darüber ließ man Rom bei Abichluß des Concorbates 
nicht in Zweifel; der Wortlaut dieſes letzteren aber enthielt einen 
vollen Sieg der curialen Anfprüche”). Die Art. I. XII. XVI-XVII 


ı) Erichöpfend ift diefe merkwürdige Verhandlung nunmehr aus offis 
ciellen Alten bargeftellt von v. Sicherer im angef. Werke. 
3) Oft gedruckt, vgl. 3.3. den Text bei Nuffi, Conventiones p. 146 ff. 
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bes bayer. Concordates find mit einem gefunden von Firchlicher Be⸗ 
dingtbeit freien Staatswefen unvereinbar. Das Eoncordat als folches 
wurde zwar alabalb in Rom Urbi et Orbi, nicht aber in Bayern von 
Staatöwegen publicirt. Hier wurde dafjelbe vielmehr erſt im folgenden 
Jahre (1818) als Beftandtheil der bayerifchen Staatsverfaffung, 
fpeciel als Anhang zum IL ſog. Religiongedicte!) mit gefeßlicher 
Geltung ausgeftattet; letzteres wahrt zwar nicht außreichend aber 
doch mit einer für jene Zeit anerkennenswerthen Entfchiedenheit die 
Rechte des Staates gegenüber ber Kirche. 

Dies ift der Rechtäguftand in Bayern auch heute noch, das 
Soncordat gilt zwar als Verfaſſungsgeſetz, aber nur in dem ihm 
durch 8 103 des Rel.Ed. gezogenen engen Rahmen, nämlich für die= 
jenigen inneren Angelegenheiten der Tatholifchen Kirche, über welche 
das Religionsedict Feine Beitimmungen trifft; die beflagenswerthen 
parlamentarifchen Berhältniffe Bayerns machen eine Reform des 
für die jeßige Zeit völlig ungenügenden bayer. Staatsfirchenrechtes, 
insbeſondere eine gefebliche Regelung der Verhältniffe der Altkatho- 
liken, auf lange hinaus zur Unmöglichkeit’). Eine Anzahl beutfcher 
Reichsgeſetze haben jenen Rechtszuftand allerdings in mittelbarer Weife 
erheblich verändert. 

Die preußische Verhandluug führte Niebuhr zu einem ver« 
bältnigmäßig raſchen und günftigen Ende. Niebuhrs Beſtreben war 
von vorne herein nur auf Erreichung des Möglichen gerichtet; er 
verlangte von Rom nichts, wovon er zudor überzeugt fein mußte, 
daß e8 niemals werde zugeflanden werden. Er dachte nicht an eine 
umfaflende Vereinbarung über das Verhältnid von Staat und Kirche 
zwifchen Preußen und Rom, fondern wollte nur eine Einigung vor 
allem über die Sircumfeription, Dotation und die anderweitigen für 
den Staat wichtigen Beziehungen ber Bisthlimer erreichen. Die dar- 
auf gerichtete Verhandlung führte Niebuhr mit großer ſtaatsmänni⸗ 
fcher Weisheit') und fo wurbe 1821 zwiſchen Preußen und Rom 


ı) Den Zert ſ. bei Brater, bayer. Verf. Urk. ©. 42 ff. 

2) Dol. Rechtsgutachten über die Anerkennung des altlatbolifchen 
Biſchofs in Bayern (von dv. Poezl). München 1874. 

8) Ungerecht ift das Urtheil von Friedrich über Riebuhr (Meilen: 
berg in badiichen Biogr. S. 20). In feinem Eifer, Weflenberg gegen das 
wol ebenfall3 zu harte Urtheil von D. Mejer zu ſchützen, uxtheilt Friedrich 
über Niebuhr ala die Quelle dieſes Urtheils über Weflenberg in einer durch⸗ 
aus unbilligen Weife. Vieles in ben Anfchauungen Niebuhrs ericheint uns 
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die Circumferiptionabulle De salute animarum!) ſowie fpeciell in Bezug 
auf die Bifchofawahlen — urfprünglich nur für die Didcefen Breslau, 
Trier, Köln, Mürfter, Paderborn, feit 1841 anch auf die übrigen 
Didcefen des Königreich® ausgedehnt?) — das Breve Quod de fide- 
liums) vereinbart. Erſtere Bulle wurde durch Lönigliche Cabinets- 
ordre unter ausdrücklicher Verwahrung der ftadtlichen Hobeitsrechte 
und der Rechte der Evangelifchen publicirt‘). Alle betbeiligten Fac⸗ 
toren twaren burch diefen Abjichluß in hohem Grade befriedigt; be— 
züglich der nicht vereinbarten Punkte galten die Tandrechtlichen 
Beftimmungen weiter, welche den Intereſſen des Staates volle Rech— 
nung trugen. Das Beharren auf diefem Rechtszuftande würde faum 
fehr ſchwere Unzuträglichleiten für den preußifchen Staat zur Folge 
gehabt haben. Ceit dem Beginn der vierziger Jahre kam jedoch 
an maßgebender Stelle eine Richtung zum Durchbruch, welche den 
preußifchen Staat in ſchwere Gefahren bringen mußte; man begün= 
ftigte in unzuläffiger Weile bag, was die Curie als „eyreiheit der 
Kirche” forderte und kam den die Rube und Sicherheit des Staats- 
weſens gefährdenden Anfprüchen Roms freiwillig entgegen. Vorzüg- 
ih die Biſchofswahlen“) und die gemifchten Ehen waren ragen, 
in denen man Rom in gefährlichiter Weile nachgab. Dazu kam 
noch die Freiheitsbewegung des Jahres 1848 und die der in der 
Verf. Urk. von 1851 enthaltenen Garantie der „Selbftändigkeit“ der 
Kirche zum Schaden des Staates Eeiten? der höchften Staatebehör- 
den gegebene Sinterpretation®), um Preußen allmählich zu einem El= 
dorado der Firchlichen „Freiheit“ zu machen, über die der Papſt zwar 
wiederholt fein Wohlgefallen ausſprach, die aber durch das Ueber— 
wuchern von Klöftern und Orden, durch den wachienden Reichthum 


Pre — 





heute freilich naiv, aber es darf nicht vergeſſen werben, daß Niebuhr in jener 
Zeit, die einen anderen Meg zur Regelung katholiſcher Kirchenverhältnifie 
als den der Verhandlung mit Rom nicht für möglich hielt, allein fich fähig 
zeigte, eine folcde Verhandlung mit Rom zu führen, ohne bie Snterefien des 
Staates in bedenklicher Weife preiszugeben. 

!) Zert bei Nuffi a. a. O. p. 188 ff. 

2) Zert bei Friedberg Staat u. Biſchofswahlen II, 244 ff. 

3) Friedberg a. a. O. ©. 28 (Note des Cardinal — u. 
des preuß. Geſandten Grafen Brühl). 

4) Mejer a. a. O. III, 177 ff. (Geſetzſammlung von 1821 Rr. 12). 

°) Friedberg a. a. O. J, 287 ff. E 

°) Friedberg Staat u. Kirche ©. 426 Fi. 
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der kirchlichen Stiftungen, durch das gänzlich von ſtaatlichen Schran⸗ 
ien befreite bifchdfliche Regiment immer mehr zu einer ſchweren Ge⸗ 
fahr für das Staatweien wurde. Nachdem das vatifanifche Concil 
noch in elfter Stunde den preußifchen Etaatgmännern die Augen 
geöffnet und .die dem modernen Staate durch den römifchen Katho- 
licismus drohende Gefahr in ihrer vollen Größe gezeigt hatte, be= 
gann eine neue Aera für das Berhältniß von Staat und Kirche in 
Preußen. Ahr Eintritt iſt bezeichnet durch den Sturz des langjäh— 
rigen Cultusminiſters Mühler und deſſen Erfegung durch Falk. 
Letzterer repräfentirt den von der Wiſſenſchaft!) bereits feit mehr als 
einem Jahrzehnt mit lebhaften Eifer vertretenen Sab, daß der Staat 
feine Hoheitsrechte nicht an die Kirche preisgeben, ſondern dieſelben 
wieder an fih nehmen müſſe, falls er nicht in ernftliche Gefahren 
durch den römischen Katholicismus geftürzt werden ſolle. Dadurch 
war eine Neuregelung der Verhältniſſe der katholiſchen Kirche in 
Preußen unbedingt geboten. Man war aber in Theorie und Praris 
darüber einig, daß der moderne Staat eine folche Neuordnung nicht 
abhängig machen könne von einer Vereinbarung mit dem Cherhaupt 
der römifchen Kirche, jondern daß der Staat alle Verhältnifie feiner 
Untherthanen, foweit fie für dag Gemeinwefen von Belang, alſo 
auch die Firchlichen in diefem Umfange jelbftändig und nur aus eige- 
ner Machtvollfommenbeit zu ordnen, wo aber das jtaatliche Intereſſe 
nicht beteiligt jei, diefe Ordnung den Gliedern der Kirche frei zu 
geben habe. 

Auf Grund diefes Principe ergiengen i. J. 1873 mehrere 
Gejeße zur Regelung der Verhältnifje der katholifchen Kirche; zugleich 
wurden die Vorarbeiten für eine jelbftändige Geftaltung des evan⸗ 
geliichen Kirchenweſens mit Energie in Angriff genommen; die Oberen 
und der größte Theil de niederen katholiſchen Klerus fehten den 
Geſetzen d. J. 1873 einen bis aufs Außerfte getriebenen Ungehorfam 
entgegen, der in kurzer Zeit zur Abſetzung ber meiften Bilchöfe und 
weitgehender Deftruction der katholiſchen Kirchenorganifation führte; 
theils in Rüdficht auf die hiedurch geichaffene Rotblage, theils in 
Ergänzung der organifatorischen Geſetzgebung von 1873 ergiengen in 
den en 1874—1876 weitere Tirchenftaatsrechtliche Geſetze; als 


— (un — 


1) Bol. bie Note 4 auf S. 81 bei Bering Lehrbuch (?) des Kirchen: 
rechts (?), wo nur die Verbienfte Otto Mejers ms biefer Richtung merk⸗ 
würdiger Weife unerwähnt bleiben. 
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Papſt Pius IX. durch die Encyclika v. 5. Februar 1875, gerichtet 
an den preußifchen Episcopat, die jämmtlichen das Verhaltniß der 
fatholifchen Kirche in Preußen neu ordnenden Geſetze für nichtig er⸗ 
Härt hatte, wurde durch Gef. v. 22. April deif. J. betr. bie Ein⸗ 
ftelung der Leiftungen aus Staatsmitteln für die römiſch-katholiſchen 
Bisthümer und Geiftlicden der Rechtäzuftand, wie er durch die Bulle 
De salute animarum be3. Impensa Romanorum, Provida sollersque 
und Ad dominiei gregis custodiam gefchaffen war, gänzlich aufge- 
hoben. Die Crganifation der evangelifchen Kirche, an welcher der 
König als summus episcopus, eine conftituirende Generalfynode und 
der preußifche Landtag mitzuarbeiten hatten, wurde i. J. 1876 zum 
Abfchluffe gebracht, ein Verdienft, in welches der Eultusminifter Falt 
und ber Präfident des Oberkirchenrathes Herrmann fich Heilen. So⸗ 
weit im Berfolg der preußifchen Firchenftaatsrechtlichen Gejehgebung 
Materien zu berühren waren, welche zur Competenz des Reiches gebd- 
ren, wurde die Reichögefeggebung thätig; fchon früher war diejelbe auf 
Anregung Bayerns gegen den Amtsmißbrauch bes Klerus durch eine 
biegbezügliche Ergänzung des Strafgefeßbuches eingefchritten. Diefe 
Ergänzung erwies fich jedoch ala unzureichend, fo daß bei der großen 
Revifion des R.St.G.B. i. J. 1876 neuerdingd eine Erweiterung 
jener Beftimmung aufgenommen werden mußte. — 

Hannover ordnete die Verhältniffe der katholiſchen Kirche nach 
langwierigen, einmal abgebrochenen Verhandlungen, welche zuerft 
Ompteda und Leift, ſpäter Reden führten, ebenfalls durch eine Ber- 
einbarung mit Rom, welche der preußifchen weſentlich gleichartig 
war. Auf Grund derfelben ergieng i. J. 1824 die Bulle Impensa 
Romanorum Pontificum!), welche die beiden Bisthlimer O&nabrüd 
und Hildesheim cireumferibirte. Hinfichtlich der Biſchofswahlen er= 
gieng ein Breve, wie das für Preußen erlaflene Quod de fidelium 
nicht. Der Rechtszuftand blieb auf Grund jener Bulle bie 1866 
ziemlich unverändert beftehen; ſeitdem tbeilt Hannover die Kirchen» 
ftaatörechtliche Gejehgebung Preußens bez. des deutſchen Reiches. 

Bon anderen deutfchen Staaten führten Württemberg, Baben, 
die beiden Helfen und Naſſau gemeinfam ihre Verhandlung mit Rom. 
Die Staaten werden zuſammengefaßt ala oberrheinifche Kirchen- 
provbinz. Ehe die Verhandlungen mit Rom begannen, batten fich 
Vertreter diefer Staaten in Frankfurt a. M. verfammelt und fich 


!) Text bei Nuffi p. 222 ff. 
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® 
in wiederholten Sibungsperioden über beſtimmte Grundfäße ver- 
einigt, welche Rom gegenüber unbedingt vertreten werden follten. 
Diefe Grundfäte waren durchaus jofefinifch-territorialiftifcher Natur 
und der Wahn, daß man troß fo vieler belehrender Vorgänge in 
früheren Verhandlungen einzelner Staaten mit Rom von der Eurie 
eine Anerkennung jener Grundfähe erreichen zu können glaubte, machte 
die Verhandlung der oberrheinifchen Staaten mit Rom zu einer be= 
ſonders unerquidlichen und refultatlofen. Die flantlichen Vertreter 
jener Grundfäße, Schmig-Grollendburg (Württemberg) und Türfheim 
(Baden) mußten fi) von Confalvi eine ähnliche Abfertigung ge= 
fallen Lafjen'), wie fie ſchon früher den hannöverfchen Gefandten zu 
Theil geworden war’), Als daraufhin der Abbruch) der Verhand⸗ 
lungen erfolgte, regelte der Papft von fich aus durch die Circumſcrip⸗ 
tionsbulle Provida sollersque®) (1821) die Didcefanverhältnifie jener 
" Staaten, indem er vier Bisthümer (Rottenburg Mainz, Fulda, 
Limburg) und ein Erzbisthum (freiburg i. Br.) nad) den LZandes- 
grenzen der einzelnen Staaten aufrichtete. - Diefer einfeitige Akt des 
Papfteg wurde von den Staaten anerkannt und die Bulle angenom- 
men. Diejelbe erhielt eine Ergänzung durch die fpätere Bulle Ad 
dominici gregis custodiam*) (1827), deren Inhalt, ſowie der bez 
die Biſchofswahlen fpeciell regelnden Breve Re Sacra‘), von ben 
Staaten mit Rom vereinbart worden war. Publicirt wurden die 
Bullen mit einer für ſämmtliche Staaten gleichlautenden die Staats⸗ 
boheitsrechte wahrenden Verordnung vom 30. Januar 1830 zugleich 
mit den flaatlichen Fundationsurkunden für die neu circumferibirten 
Dideefen. 

Inſoweit waren die Staaten theil® mit theils ohne Rom ge⸗ 
meinfam vorgegangen. Späterhin aber, ſeit 1851, fchlugen fie je 
ihre eigenen Wege ein. In Kurheflen und Raffau wurde der in 
obiger Weife bergeftellte Rechtszuſtand bis zur Einverleibung dieſer 
Länder in Preußen nicht wefentlich verändert; heute gelten auch für 
biefe neuen Provinzen des preußifchen Staates (Dideeſen Fulda und 


1) Die befannte Espopizione dei sentimenti, vgl. Mejera. a. O. 
II, 23 ff. Text bei Friedberg, Staat und Bilchofäwahlen II, p. 94 ff. 

3) Abgedrudt bei Mejer a. a. D. II, 2 S. 301 ff. Friedberg 
0.0.9. DI, 45. 

s) Tert bei Ruifi a. a. O. 209 ff. 

4) Text bei Nuſſi a. a. O. 289 ff. 

5) Text bei Friedberg a. a. DO. UI, 244 ff. 
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Zimburg) die preußifchen bez deutſchen Gefebe über bie Orbnung 
der katholiſchen Stirchenverhältnifle. 

Die Treiheitgbewegung d. J. 1848 Hatte auch für die Staaten 
der oberrheinifchen Kirchenprovinz wichtige fyolgen'). Es ift befannt, 
wie jehr der deutjche Episcopat jene Freiheitsbewegung für fich zu 
benutzen verftand und die von den Bilchöfen geforberte „Freiheit der 
Kirche" fand im Taumel der Tyreiheitsträume jener Zeit troß ein- 
“ zelner warnender Stimmen willige Unterftühung Seiten der libe⸗ 
ralen Partei. Der oberrheiniiche Episcopat jpeciell formulirte feine 
Treiheitsforderungen in mehreren den Regierungen eingereichten Dent- 
ichriften. Die Regierungen kamen den bifchöflichen Forderungen theil- 
weife entgegen, theiltweife aber verhielten fie fich ablebnend; die Bifchöfe 
ihrerſeits ftanden nicht an, ſofort Gonflicte mit ihren Regierungen 
zu provociren. jedenfalls war klar, daß der frühere Rechtezuftand 
unter den veränderten Berhältniffen nicht mehr haltbar war. Man 
verjuchte, die beftehenden Gonflicte auf dem Wege bed Concorbates 
zu löfen. Zuerft ſchloß Württemberg mit Rom ein Concordat ab?) 
(1857), ziemlich conform dem dfterreichifchen von 1855. Die Volks⸗ 
vertretung aber wies jene Vereinbarung mit Entjchiedenheit zurüd, 
das Goncordat wurde durch kgl. Reſcript (1860) für unverbindlich 
erklärt und dem Willen der Kammern gemäß die Regelung ber ka⸗ 
tholifchen SKtirchenverhältnifie auf dem Weg des Staatögefehes in 
Angriff genommen. Nach Tängeren Berhandlungen kam das Gefek 
vom 30. Januar 1862 zu Stande, auf welchem der Rechtszuftend 
der Fatholifchen Kirche in Württemberg Heute beruht. Kirchlicher 
Seits wurde ftillfchweigende Unterwerfung einem dauernden Gonflicte 
vorgezogen. 

Auch Baden ſah ſich nach dem Vorgange Württembergs auf 
den Weg des Concordates gedrängt, um den ſchroffen Conflict mit 
dem Freiburger Erzbiſchof zu einem friedlichen Ende zu führen. Am 
28. Juni 1859 wurde ein dem württembergiſchen conformes Con⸗ 
cordat für Baden abgefchlojlen?), aber ebenfalls alsbald von der 


ı) Bel. Friedberg Staat u. Kirche ©. 440 ff. 

2) Zert bei Nuffi a. a. O. p. 321 ff. mit bem Zufag: „haud exe- 
cutioni mandata‘. Gefchichte bei Friedberg Staat u. Bilchofäwahlen I 
S. 323 ff. 

°) Text bei Nuſſi a. a. DO. p. 330 ff. mit bem gleichen Zufag wie 
bei bem württembergiſchen Concordat. Geſchichte bei Friedberg a. a. C. 
316 ff. 2 
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Volksvertretung energifch zurückgewieſen und daraufhin der Weg des 
Geſetzes eingefchlagen. So kam dag Gele vom 9. Oktober 1860 
zu Stande, auf welchem der heutige Rechtszuſtand der Tatholifchen 
Stirche in Baden beruht. Das Gele wurde durch eine Reihe weiter 
exlaffener Geſetze und Verordnungen ausgeführt und vervollftändigt. 
Die Freiburger Eurie unterwarf fi) in der Hauptjache nicht. Nach 
dem Tode Vicaris kam eine giltige Wahl für den erzbifchöflichen 
Stuhl zu Freiburg, nicht zu Stande, da die Regierung und das 
Domcapitel fich über die Interpretation de Breve Re Sacra nicht 
einigten, indem das Domcapitel eine nach der Gefchichte der Ver⸗ 
handlungen unrichtige und den Rechten de3 Staates nachtheilige 
Deutung jenes Breve feitbielt, die von der Regierung niemals an⸗ 
erfannt wurde). 

Heflen-Darnıftadt trat nicht in neuerliche Eoncordatsverhand- 
lungen mit Rom ein, die Regierung ſchloß vielmhrordit dem Bifchof 
von Mainz eine Eeparatconvention (1854) ab, welche den curialen 
Gelüſten vollftändig entgegenfam?). Ein Geſetz über Ordnung ber 
fatholifchen Kirchenverhältniſſe, über welches die Kammern 1862 
derhandelten, fam nicht zu Stande; 1866 wurde die Convention 
Seitens der Regierung für aufgehoben erflärt:) und 1875 wurden 
die DVerbältniffe der katholiſchen Kirche gejehlich, im Wejentlichen 
wie in Preußen, geordnet; auf diefen Geſetzen beruht der heutige 
Rechtszuftand der Tatholifchen Kirche in Heflen-Darmftabt. 

In den übrigen deutjchen, meift überwiegend proteftantifchen 
Staaten fand neuerdings eine gejetliche Regulirung der Verhältnijje 
ber katholifchen Kirche nicht ftatt. Im Königreich Sachſen liegt der⸗ 
malen ein Gejepentwurf, der die Wahrung der Staatshoheit gegen- 
über der Tatholifchen Kirche bezivedt, den Kammern vor. 

Die episcopaliftifche Richtung in der Tatholifchen Kirche, welche 
fih in Folge des vaticanifchen Concils von der römifchen getrennt 
hatte, organifirte fich als felbftändige Kirche, beftellte ihren Bifchof, 
der von Preußen, Baden und Heflen-Tarınftadt anerfannt wurbe:); 


— 





1) Friedberg Staat u. Biſchofswahlen I S. 341-345. Daſelbft 
auch die Angabe ber reichen Literatur, welche über die Rechtöfrage ber Inter 
pretation des Breve erwuchs. 

2) Text in Dove Ztſchr. fe K. N. I, S. 188 ff. - 

2) Bgl. Friedberg a. a. O. I, 334 ff. 

) Friedberg a. a. ©. I, 445, ff; bie bezüglichen Aktenſtücke LI, 
252 ff. Derſelbe, Actenftüde zur alttath. Bewegung ©. 373 ff. 
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in den beiden erfteren Staaten wurden ferner die Rechtsverhältnifie 
der Altkatholifen durch eigene Geſetze geregelt. 

Auch Defterreich ſah fich durch den Reichs⸗Dep.⸗H.⸗Schl. v. 
1803 in die Rothwendigkeit einer Neuregelung feiner katholiſch⸗kirch⸗ 
lichen Berbältnifie verfett. Das ſchwierige Werk wurde jeboch ſtets 
verfchoben und man lebte nach den Traditionen des Ende bes vori« 
gen Jahrhunderis in Defterreich aufgerichteten jofefiniichen Syftems 
weiter. Erft das Jahr 1848 führte auch in Defterreich zur Inangriff⸗ 
nahme der Neuorganifation der kirchlichen Zuftände. Die Verfaſ⸗ 
fungen von 1848 und 1849 garantirten volle Gewiſſensfreiheit; da⸗ 
gegen richtete fih alsbald Die Firchliche Agitation und die Bilchöfe 
erzielten weitgehende Annahme ihrer forderungen nach „tyreibeit” 
von Seiten ber Regierung‘). Den Echlußftein diefer Reuorganifation 
bildete das Concordat von 1855°), welches die curialen Forderungen 
in weitgehendinde Mt den Staat höchft bedenklichem Maße erfüllte. 
Das Concordat zerrüttete die ftaatlicden Berhältniffe Defterreichs 
mehr und mehr und erft nach dem tiefen Falle i. 3. 1866 kehrte 
man zurüd zu gefunden Staatsprincipien. Vie Staatsgrundgeſehe 
von 1867 und 1868 hoben die gefährlichen Beitimmungen bes Eon- 
corbates auf und ficherten die Gewiſſens- und Eultusfreiheit inner- 
halb des Öfterreichiichen Staates. Zwar wurden diefelben durch eine 
in maßlos heftiger Sprache abgefaßte päpftliche Allocution für nichtig 
erflärt, bie päpftlichen Flüche aber verhallten wirkungslos und nach dem 
vaticanifchen Eoncile erklärte die Regierung das Concordat von 1855 
überhaupt für gänzlich dahingefallen und begann das Verhältniß 
von Staat und Kirche auf dem Wege des Geſetzes zu regeln. Diele 
geleßgeberifche Arbeit ift theilweiſe bereit? zum Abſchluß gelangt, 
tbeilweife noch in Vorbereitung. Schroffe Eonflicte zwiſchen Staats- 
vegierung und Episcopat haben ſich daraus bis jekt nicht ergeben. 

Der ftantsrechtliche Stand ber heutigen Eidgenofienfchaft be» 
rubt auf den Beichlüffen des Wiener Congreſſes. Die Mehrzahl der 
“ den heutigen ſchweizeriſchen Bunbesftaat bildenden deutfchen Cantone 
gehörte früher zum Bisthum Conftanz’). Diefes Bisthum wurde 


1) Friedberg Staat u. Kirche 403 ff. 

2) Text bei Nuffia. a. DO. p. 310 ff. 

2) Die nachfolgende Skizze bed Rechtszuſtandes ber ſchweizeriſchen 
Disceſen iſt in ber Hauptfache bem überaus reichhaltigen und intereffanten 
Materiale entnommen, welches Prof. Dr. Gareis, früher in Bern, jept in 
Gießen, zu einer umfafienden Darftellung bes Tirchenrechtlichen Zuſtandes in 
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nach der Sächlarifation nicht wieder bergeftellt und nach Weflen- 
berg’8 Tode völlig aufgehoben. In Folge deſſen ergab fich die Noth- 
wendigfeit einer Neuordnung ber ſchweizeriſchen Didcefanverhältnifie. 
Die heute unbeftritten zu Recht beitehenden ſchweizeriſchen Diöceſen 
find: St. Gallen, Ehur, Bafel (für die Cantone Luzern und Zug), 
Freiburg, Sitten. In völliger Ordnung befindet fich von biejen 
Bisthümern nur die Heine Didceſe Sitten für den Canton Wallis 
und einen Bezirk von Waadt. Außerdem kommen in Betracht: als 
ftaatärechtlich dermalen nicht mehr beftehend der Bisthumsverband 
von Bafel für die Kantone Bern, Solothurn, Aargau, Bafel, Thur⸗ 
gau; ftantsrechtlich niemals anerfannt der Bisthumsverband des⸗ 
jelben Bisthums für Schaffhauſen. Staatsrechtlich ebenfalls nicht 
anerlannt das neu errichtete apoftolifche Vicariat Genf. Staats⸗ 
rechtlich gelöft der Verband bes Cantons Zürich mit Chur. Staat?- 
rechtlich verboten, aber factifch beitehend, die Unterordnung des Can⸗ 
tons Teffin unter das Bisthum Como und zum Tleineren Theile 
unter das Erzbistum Mailand. Staatzrechtlic” niemals definitiv 
geordnet wurde der Bisthumsverband ber ſpecifiſch Tatholifchen Can⸗ 
tone: Uri, beide Unterwalben ; ebenjo Glarus und beide Appenzell, 
fowie Neuenburg. Staatsrechtlich anerfannt find fomit: 1. Bisthum 
St. Gallen für den gleichnamigen Canton; 2. Bisthum Bafel für 
Luzern und Zug; 3. Bistyum Laufanne-Freiburg für die 
Gantone Freiburg, Waadt und Genf; 4. Bistbum Chur für 
Graubündten und Schwyz (Iehterer Canton wurde aber unter 
dem heute noch nicht aufgegebenen Widerfpruche Graubündtens für 
die Didcefe Chur circumſcribirt); 5. Bistdum Sitten für Wallis 
und den waabdtländijchen Bezirt Aigle. Die Curie dagegen be⸗ 
hauptet folgenden Rechtazuftand‘): 1. Bisthum St. Gallen für 
St. Gallen, die beiden Appenzell; 2. Bistbum Baſel für Aar- 
gau, Thurgau, Bern, Solothurn, beide Bajel, Schaff- 
baufen, Zuzern, Zug; 3. Bisthum Freiburg für Yreiburg 
und Diftricte von Waadt und Neuenburg; 4. Bisthun Chur 
für Graubündten, Zürich, Uri, Schwyz, beide Unterwalben, 


der Echweiz jammelte und nad jeinem Abgange nach Gießen zur weiteren 
Bearbeitung dem Berf. gütigft überließ. Binnen Jahresfriſt Hoffe ich dieje 
Bearbeitung vollenden zu können. Vgl. aud Gareis Irrlehren über den 
Eulturfampf ©. 48 ff. 

1) Diejelbe geht aus den mir für bad Jahr 1875 vorliegenden bis 
ſchoflichen Ordines divini officii hervor. 
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Glarus; 5. Sitten für Wallis und den waadtländifchen Bezirk 
Aigle; 6. Genf für Genf und einen Theil von Waadt (Bevey?); 
7. Como für den größeren Theil von Teſſin; 8. Mailand für 
einige Diftricte von Teſſin. Sämmtliche ſchweizeriſche Diöceſen 
ftehen direct unter Rom (ausgenommen natürlich das Erzbisthum 
Mailand und das in den Metropolitanverband des letzteren ge: 
hörende Bisthum Como); biß vor Kurzem vertrat ein ftändiger 
Nuntius bei der Eidgenoflenjchaft mit dem Sik zu Luzern die Stelle 
eines jchweizeriichen Metropoliten'). 

Aus der obigen Weberficht ergibt ſich die grenzenloje Berwir: 
rung, weldde in Bezug auf die fchweizerifchen Didcefanverbältnifie 
herrſcht. Alle Verſuche, eine Ordnung in diejelben au bringen, 
find bis jet vergeblich geiwejen. Auf Concordaten beruht der Recht? 
ftand der Bistbümer Chur, St. Gallen und Baſel; diejer Rechtszu⸗ 
ftand aber ift in Hinficht des Bisſthums Bafel vollftändig durd- 
brochen. Auf einfeitiger päpftlicher, auch kanoniſch nicht rechtägiltiger‘) 
Berfügung beruht die Errichtung des apoſtoliſchen Vicariates Genf in 
Dismembration der Didcefe Laufanne-Freiburg. Sitten ift in Ordnung. 

Neuere Kirchenorganifationagefege haben erlafjen: Bern, Reuen- 
burg, Genf; befondere Sejeße gegen Mißbrauch der geiftlichen Amts 
gewalt: Bern, St. Gallen, Genf. Die altkatholifche Kirchengemein- 
Ichaft zählt Gemeinden in ben meiften Cantonen, bat eine flaail®- 
rechtliche Organifation in Bern und Genf und ift eben im Begriffe, 
durch Wahl eines Biſchofs fich definitiv zu conftituiren.e) Die 
eidgendffiiche Bundesverfaffung von 1874 enthält eine Anzahl auf 
die firchlichen Berhältnifie bezüglicher Beitimmungen‘); in Ausfüh- 
rung der Berfaflung ift inzwifchen auch das eidg. Bundesgeſetz über 
Civilſtand und Ehe ergangen; andere hieher gehörige Geſetze find in 
Vorbereitung. — 


1) Die Conflicte zwiſchen ber eibgenöfficden Bundesregierung und der 
römiſchen Eurie über das einjeitig vom Papft errichtete apoftolifche Vicariat 
Genf und ben „apoftoliichen Vicar“ Mermillod führten zur Entfernung be? 
Nuntius und definitiven Aufhebung ber Nuntiatur, ſowie zu der, nach ber neuen 
Bundesverfaffung übrigens rechtlich unzuläffigen, Augweifung Mermillod's. 

2) Meil ohne Anfrage u. Zuftimmung des Freiburger Biſchofs geſchehen. 

3) Tiefe Gonftitution iſt durch bie inzwifchen (am 9. Juni) voll: 
zogene Biſchofswahl erfolgt. 

4) Bal. Zorn, über einige Grundfragen b. Kirchenrecht u. d. Kirchen⸗ 
politit Abſch. IV. Samuely, Art. 50 d. fchweizeriichen Bundesverfaflung. 








II. Abſchnitt. 


Die nenere Kichenpolitifde Gelehgebung. 
8 2. 
Ginleitende Bemerkungen. 

Die nachfolgende Sammlung von Geſetzen hat zum Zweck, 
ben heutigen Stand der Trage des Verhältniſſes von Staat und 
Kirche in Zeutfchland, Oeſterreich und der Schweiz, wie er fich auf 
Grund der neueren Tirchenftaatsrechtlichen Geſetzgebung ergibt, klar 
zu ftellen. Nur durch Vergleichung der in verichiedenen Ländern in 
Bezug auf jene große Streitfrage erlaffenen Geſetze läßt fich ein rich“ 
tiges Bild bes status causae et controversiae gewinnen. Nur fo 
läßt fich ernieflen, inwieweit die Iegislatorifche Arbeit der Regelung 
des Berbältnifies von Staat und Kirche nach den Principien des 
modernen Staates bereits gethan ift und was noch zu geſchehen bat. 
Nur fo endlich läßt fich zu einer Klarheit darüber gelangen, mit 
welchem Rechte man dem Episcopat zum Theil vorwirft, er unter- 
werfe fich Geſetzen in einem Lande, während er Geſetzen desfelben 
Inhalts in einem anderen Lande den Gehorfan aus Gründen des 
Gewiſſens verweigern zu müflen behauptet. 

Die neuere kirchenpolitifche Gefeßgebung regelt das Verhältniß 
von Staat und Kirche nach drei verjchiedenen Richtungen: 1) fie 
grenzt die bürgerliche Sphäre völlig von der kirchlichen ab; 2) fie . 
trifft Hinfichtlich der einzelnen Kiechengefellfchaften organifatorifche 
Maßnahmen zur Regelung der Rechtsftellung der Kirchen im Staate; 
nach dieſer Richtung wird immer die Kirche felbft die Hauptfache 
zu thun, der Staat aber nur infoweit einzugreifen haben, als feine 
Sinterefien in Frage fommen ; 3) fie trifft Beftimmungen über das 
Staatliche Oberauffichtärecht in Kirchenfachen. Für die fyftematifche 
Ordnung ber Gefehgebung wäre es am erwünjchteften, jene Drei 
Richtungen volltommen jondern zu können; dies ift aber vor allem 
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deshalb nicht möglich, weil befonders die sub 2 und 3 bezeichneten 
Richtungen in einzelnen Geſetzen zufammentreffen. Es empfahl ſich 
deshalb, in Mittheilung der Geſetze eine rein chronologifche Ordnung 
einzuhalten und nur bei Deutjchland und der Echweiz die Bundei- 
geſetze den Partikulargefegen voranzuitellen. 

Abfolute Bollftändigkeit diefer Sammlung ließ ſich nidt er 
zielen; einerſeits konnte es fich nicht empfehlen, die fänmmtlichen 
Drönungen der evangelifchen Kirche in Deutichland mitzutbeilen; 
diefelben Tiegen zum größten Theil bereits in einer trefflichen, von 
Dove veranftalteten Sammlung (Tübingen bei Laupp) vor, eine 
Sammlung, deren Revifion und Weiterführung durch den Verfaſſer 
dringend wünſchenswerth ift; andrerjeits findet fich binfichtlich der 
Abgrenzung der bürgerlichen Sphäre von der Kirchlichen vieles zer 
freut in den verfchiedenartigften Geſetzen, deſſen Mittbeilung die 
nachfolgende Sammlung zu umfangreich geftaltet und viel zu weit 
geführt Hätte. Die Sammlung mußte fich demnach beſchränken auf 
Wiedergabe des Tertes der wichtigften einfchlägigen neuen Geſehe, 
um dem oben angegebenen Zwecke gerecht zu werben. 


83. 
I. Die Rirdenfiaatsrehtlihe Geſetzgebung des 
dentſchen Reiches. 

Bei Begründung des deutſchen Bundesſtaates wurden die 
firchenftaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe unmittelbar von der Competenj 
des Reiches ausgefchloffen, nur mittelbar war das Reich wieberholt 
veranlaßt, ſich mit Eirchenftaatsrechtlichen Fragen zu befchäftigen, 10 
auf Grund feiner ftrafrechtlichen, civilrechtlichen und heimatsrecht⸗ 
lichen Gompetenz. Als allgemeinen Grundſatz nahın das Reich nut 
aus ber Geſetzgebung des norddeutſchen Bundes die völlige Unab- 
bängigfeit der bürgerlichen und politifchen Rechte von jedem Glauben* 
befenntniffe herüber. 

Die von der Reichögefebgebung erlafjenen geſehlichen Maß⸗ 
ee in Bezug auf bag Verhältni von — und Kirche find: 


1. Geſetz, beireffend Die Gleichberechtigung der Konfeſſionen in bürger⸗ 

licher und ſtaatzbürgerlicher Be ng.) Dom 3. Juli 1869. 
Einziger Artikel. Alle noch befiehenden, aus der Verſchiedenheit 
bes veligidfen % efenntniffes hergeleiteten Beichränkungen der bürgerlichen und 





1) BGBi. 1809 6. 292. 
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ſtaatsbürgerlichen Rechte werben hiedurch — Insbeſondere ſoll die 
Befähigung zur Theilnahme an ber Gemeinde⸗ und Landesvertretung und 
zur Belleidung Öffentlicher Aemter vom religiöfen Belenntniß unabhängig fein. 


Dazu die fpecielle Beftimmung in 8 1 Abf. 3 des Gef. über 
bie Freizügigkeit v. 1. November 1867: 


Keinem Bundesangehörigen darf um des Glaubenzbelenntnifies willen 
ober wegen fehlender Landes: ober Wemeindeangehörigleit der Aufenthalt, 
die Niederlafjung, dev Gewerbebetrieb oder ber Erwerb von Grundeigenthum 
verweigert iwerben?). 


2. Das dentſche Straftzeſetzbuch Hat ebenfalls hieher gehörige 
Beftimmungen. Ginerjeitö geben die SS 166 u. 167 (XI. Abfchnitt: 
„Vergehen, welche fi) auf die Religion beziehen”) dem bejonderen 
Schußverhältnifie Ausdruck, mit welchem der deutjche Staat einzelne 
Kicchengejellfchaften auszeichnen wollte, andererſeits richtet fich ing» 
befondere $ 1803 gegen Störung der Öffentlichen Ordnung durch 
Amtsmißbrauch der Geiftlichen. Erftere Beftimmungen wurben bei 
Erlaß des R.St.G.B. nach lebhaften Debatten und gegen ben Wider- 
ſpruch einer erheblichen Minderheit genehmigt; fie find in der That 
in ihrer dermaligen Faſſung ein Anachronismus unfere® Straf» 
rechtes ; derjenige Staat, der auf der Baſis voller Sleichberechtigung 
feiner Angehörigen unabhängig von jedem religiöfen Belenntniß ſteht, 
kann es nicht für feine Aufgabe erachten, Gott durch das Straf- 
geſetz vor Läfterung zu ſchützen. — 8 130 wurde zuerft vor Bayern 
i. J. 1871 angeregt”), um eine Handhabe gegen die maßlojen Elerifalen 
MWühlereien zu befommen; die Wahlbirtenbriefe bayer. Bilchöfe i. J. 
1875 führten zu einer weiteren Verſchärfung des Artikels. Diele 
Ergänzung des beutfchen Strafrechtes war durchaus nothiwendig und 
findet ihre Rechtfertigung beſonders in ähnlichen Strafgefegen, welche 
in den meiften Staaten, bejonders ftreng in Frankreich?) beftehen. 

Die betreffenden Beitimmungen lauten: 


a. 8 166. Wer dadurch, ab ex Öffentlich in beichimpfenden Aeußer⸗ 
ungen Gott läftert, ein Aergerniß gibt oder wer öffentlich eine der chriftlichen 
Kirchen oder eine andere mit Gorporationsrechten innerhalb des Bundeäge- 
biets beftehende Religionägejellichaft oder ihre Einrichtungen oder Gebräuche 
beſchimpft, — wer in einer Kirche oder in einem anderen zu religidſen 
Verfammlungen beftimmten Orte beichimpfenden Unfug verübt, wird mit 
Gefängniß bis zu drei Jahren beftraft. - 

167. Wer durch eine Thätlichkeit ober Drohung Jemanden hindert, 
den Gottesdienft einer im Staate befiehenden Keligionagefell haft auszuüben, 


ı) 8.8.8. 1867 ©. 55. 
2) Bol. Hirth Annalen 1872 ©. 983 ff. 
3) Code penal a. 201—-205. Codigo penal (Spanien) a. 279. Bgl. 
ferner Hirth a. a. D. 987 ff. 
Zorn, Sammlung d. m. Kirchengeſetze x. 2 
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ingleichen wer in einer Kirche oder in einem anderen zu veligidfeu Der: 
jfammlungen beftimmten Orte durch Erregung von Lärm oder Unordnung 
den Gottesbienft oder einzelne gottesdienftliche Gerrichtungen einer im Staate 
beitehenden Religionsgeiellichaft voriäglich verhindert oder ftört, wird mit 
Gefängniß bis zu drei Jahren beitraft. 

b. 81808. Ein Geiftlicder oder anderer Religionzdiener, welcher in 
Ausübung oder in Beranlafjung der Ausübung feines Berufs Öffentlich vor 
einer Menſchenmenge, oder welcher in einer .. oder an einem anderen zu 
religidjen Berfammlungen beftimmten Orte vor Mebreren Angelegenheiten bes 
Staats in einer den Öffentlichen Frieden gefährdenden Weife zum Gegenftand 
einer Bertündigung oder Erörterung macht, wird mit Gefängnik oder Feft⸗ 
ungshaft bis zu zwei Jahren beftrat. Gleiche Strafe trifft denjenigen Geift⸗ 
lichen oder andern Religionsdiener, welcher in Ausübung oder in Ber: 
anlaffung ber Ausübung feinesBerufs Schriftftüde ausgibt ober verbreitet, 
in weldden Angelegenheiten des Etaat3 in einer den Öffentlichen Frieden 
gefährbenden Weile zum Gegenfland einer Verlündigung oder Erörterung ge= 
macht find. 

3. In Folge einer großen Anzahl von Petitionen gegen den 
Sejuitenorden und deſſen Wirkſamkeit ergieng ferner das Geſetz, be= 
treffend den Orden der Gefellichaft Jeſu, v. 4. Juli 1872). Die 
Berathung deſſelben führte zu Höchft intereffanten und erhigten De- 
batten. : Maßgebend mußte für die verbündeten Regierungen der 
Umftand fein, daß der Zweck des Jeſuitenordens, nämlich die Be— 
kämpfung des Proteftantiamus mit allen Mitteln und allen Waffen, 
ein ben Frieden des Staates unter aller Umftänden gefährdenber 
ift, daß aber ebenfo in der Organifation der Gejellichaft Jeſu ein 
die Ordnung im Etaate ſchädigendes Moment vorliegt; nahm man 
biezu noch die hiſtoriſchen Erfahrungen über den Orden, jo konnte 
fein Zweifel fein, daß ein Verbot des Jeſuitenordens für die innere 
Ruhe des beutichen Reiches von hohem Werthe fein mußte. Das 
Geſetz wurde auch mit überwiegender Mehrheit angenommen. Die 
Gompetenz bes Reiche® war begründet durch Art. 4 3. 13 u. 16 
des Reicha- Verf. 

Das Gefeh?) lautet: 

Geſetz, beireffend Den Orden Der Geſellſchaſt Jeſn. Vom 4. Juli 1872. 

81. Der Orden der Gefellichaft Jeſu und die ihm verwandten 
Orden und orbenzähnlicdden Gongregationen find vom Gebiet des deutſchen 
Reichs ausgeſchloſſen. Die Errichtung von Nieberlaffungen betjelben ift 
unterfagt. Die zur Zeit beftehenden Niederlaffungen find binnen einer vom 
Bundesrath zu beftimmenden Friſt, welche ſechs Donate nicht überfteigen 
darf, aufzulöfen 


1) Die Geſchichte feiner Ent ie wichti 
) Die Gehfiäte feiner Guiieung und bie wichtictten Aienfinde | 


bei Hir e 
2) R.G. Bl. 1872 ©. 253. 


. Ausübung einer Ordensthätigleit, insbeſondere in Si 
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8 2. Die Angehörigen des Ordens ber Geſellſchaft Jeſu oder ber 
ihm verwandten Orden oder ordensähnlichen Eongregationen können, wenn 
fe Ausländer find, aus dem Bundesgebiet ausgewieſen werden; wenn fie Ins 

länder find, klann ihnen der — in beſtimmten vezirien oder Orten 
verſagt oder angewieſen werden. 

88 Die zur Ausführung und zur Sicherftellung des Vollzugs 
dieſes Gejehes erforderlichen Anordnungen werden vom Bundesrathe elafen. 


Dazu ergieng fofort folgende 


Belanuntmedung:), betreffend Die Musführung des Geſetzes über Den 
— der Geſellſchaft Jein. Dom 5. li 1872. 

Auf Grund ber Beftimmung im 8 3 des Geſetzes, betreffend den 
Orden ber Gejellichaft Jeſu, vom 4. ds. Mis. (Reiche: fe blatt ©. 253) 
hat der Bundesrath befchlofien: 1) Ta der Orden ber Gejellichaft Jeſu vom 
beutichen Reiche ausgeſchlofſen ift, jo iſt den ee — — die 

un ule, ſowie 
die Abhaltung von Miſſionen nicht zu geſtatten. 2) Niederlafſungen des 
Orden? der Geſellſchaft zehn find jpäteftend binnen ſechs Monaten vom Tage 
der Wirkſamkeit des Geſetzes an, aufzulöfen. 3) Tie zur Vollziehung des 
Geſetzes in deu einzelnen en zu treffenden Anordnungen werden von ben 
Landes» PolizeisBehörden verfügt. 


Weiter ergieng in Ausführung des Seluitengejeßes unterm 
20. Mai 1873 folgende wichtige Bekanntmachung?): 


a eg betreffend Die Ansführung des Geſetzeß Über Den 
Orden der Geſellſchaft Zein, Vom 20. Mai 1878. 

Auf Grund z Beſtimmungen in 8 3 bes Gejehes, —— den 

Orden * Geſellſchaft den 4. Zuli 1872 (Reichs Geſetzbl. S. 258), 


* der Vundesrat B behufs weiterer Ausführung dieſes Ge⸗ 
In ——— Genoſſen ar bie Gongregation ber Redemptoriften 
ongregatio Sacerdotum sub titulo Sanctissimi Redemptoris), die Congre⸗ 


— der Lazariſten (Congregatio Missionis), die Congregation der Prieſter 
dom — Geifte (Congregatio Sancti Spiritus sub tutola? immaculati 
cordis Boatae Virginis Mariae), die Geſellſchaft vom — Herzen Jeſu 
(Societe du Bid € coeur de Jesus), als im Sinne des ten Reichsge⸗ 
jede? mit dem Orden der Geſellſchaft Jeſu verwandt Aa are feien und 
zufolge die in ber Belanntmacdhung vom 5. Juli 1872, betre a die 
Ausführung des Ber a über den Orden der —*5 Jeſu Ai EL 
©. ne —— riften — auf die — —* 
mit der abe ra ung zu fi ee dieſer 
— en ſpäteſtens binnen — — vom Tage der Bekannt⸗ 
machung bieſes Beſchluſſes an aufzuldſen find. 


4. Im Verfolg der kirchenſtaatsrechtlichen Geſetzgebung für 
Preußen ſah ſich dieſer Staat i. J. 1874 gendthigt, die Hilfe der 
Reichsgeſetzgebung in Anfpruch zu nehmen’). Der ſyſtematiſche Un⸗ 
gehorfam, welchen der Klerus mit wenigen Ausnahmen den kirchen⸗ 


) N.G.Bl. 1872 ©. 254. 
2) R. G. Bl. 1873 ©. 109. 
wie, die preuß. —— — der Jahre 1874 u. 1874 x. 
Berlin 1875 „ Commentar ©. 1 
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ftaatsrechtlichen Geſetzen d. %. 1873 entgegenfehte, konnte durch die 
in dieſen Geſetzen vorgefehenen Geld» und Freiheitsſtrafen nicht ge 
brochen werben; vielmehr führten die Rückkehr beitrafter Priefter aus 
der Haft oder die wiederholt nothivendig gewordenen Pfändungen 
nicht jelten zu einer craflen Verhöhnung ber ftaatlichen Straf⸗ 
gewalt Seitens fanatifcher Bevölkerungstheile; ingbefondere übten 
ferner abgejeßte oder im Widerfpruch mit den Staatsgeſetzen ange 
ftellte Geiftliche unbefümmert um die vollzogenen ober drohenden 
Beitrafungen confequent amtlice Functionen und Cultushandlun⸗ 
gen aus. Die preußifche Regierung ſah fich in Folge deſſen ge: 
zwungen, zum äußerſten Mittel zu greifen, nämlich fich die Mög: 
lichleit zu verfchaffen, derartigen Verhöhnungen der Staatsgewalt 
durch Ausweiſung ber jchuldigen Priefter zu begegnen. Bu diejem 
Zwede war eine Abänderung der Reichsgeſetze über die Freizügigleit 
(v. 1. November 1867) und über die Staat3angebörigfeit (v. 1. Juni 
1870) nothwendig. Durch Gef. v. 4. Mai 1874, betr. die Verhin⸗ 
derung der unbefugten Ausübung von Kirchenämtern wurde dieſe 
Abänderung Seitens der gejeßgebenden Factoren des Reiches geneh⸗ 
migt. Das Geſetz Tautet: 

Geleh, betreffend Die Verhinderung Der unbeiugten WUusübung ven 

Rirgenämtern. Vom 4. Me 1874. > 

8 1. Einem Geiftlichen oder anderen Neligionsdiener, welcher durch 
gerichtlicdes Urtheil aus feinem Amte entlaflen worden ift und Hierauf eine 
Handlung vornimmt, aus welcher hervorgeht, daß er die Fortdauer des ihm 
entzogenen Amtes beanfprucht, kann durch Verfügung ber Banbespolizeibe 
börde ber Aufenthalt in beftimmten Bezirken oder Orten verfagt oder ange 
wielen werden. Beſteht die Handlung befielben in der ausdrüdlichen Ans 
maßung des Amtes, oder in der thatlächlichen Ausübung deffelben oder 
Handelt er der gegen ihn ergangenen DBerfügung ber Lanbespolizeibehörbe 
zuwider, fo fann ex feiner ge durch ang Der Gentral» 
behörde ſeines Heimathaftants verluftig erllärt und aus dem Bunbesgebiee 
ausgewieſen werden. 

8 2. Die Vorichriften bes 5 1 finden auch auf diejenigen Perjonen 
Anwendung, welche wegen Bornahme von Amtshandlungen in einem Kirchen: 
amte, da® den Borjchriften der Staatsgeſetze zumider ihnen übertragen, ober 
von ihnen übernommen ift, vechtöfräftig zu Strafe verurtheilt worden find. 

88. In der Berfügung (8 1, 2) find die Gründe der angeordneten 
Maßregel anzugeben. Behaupiet der Betroffene, ba er bie ihm zur Kalt 
gelegten Handlungen nicht begangen habe, ober daß diefelben den im & 1 

zeichneten Thatbeftand nicht enthalten, fo fteht ihm binnen acht Tagen nad) 
Zuftellung ber Verfügung die Berufung auf richterliches Gehör offen. — 
ftändig iſt in denjenigen Bundesſtaaten, in welchen ein aus ſtändigen Mit: 
gliedern zufammengefeßter beſonderer Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten 


1) R.EBL. 1874 ©. 43. 44, 
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beſteht, dieſer Gerichtshof; in den übrigen Bundesſtaaten das höchſte Gericht 
für Strafſachen. Das Gericht entſcheidet, ob ber Berufende eine der im 81 
bezeichneten Handlungen begangen hat. Wird feftgeftellt, da feine Handlung 
vorliegt, auf Grund deren dieſes Gejeh die angefochtene Verfügung für zus 
läſſig erklärt, fo ift die letztere durch die anordnende Behörde aufzuheben. 
Die Berufung muß von dem Berufenden in gerichtlich” oder notariell bes 
laubigter Som unterzeichnet und dem zufländigen Gericht eingereicht wer⸗ 
en. Für das Verfahren kommen die bei dem zuftändigen Gericht geltenden 
ee zur Anwendung. Erforderliche Abänderungen und Ergänzungen 
berfelben werden bis zur gejeklichen Regelung durch das Gericht ef eftellt. 
Die für ben Fortgang bed Verfahrens geichlich vorgejchriebenen Friſten 
können nach Ermeſſen des Gericht? abgekürzt werben. Die Berufung hält 
bie Vollſtreckung der angefochtenen Verfügung nur dann auf, wenn bie le 
tere den Berluft der Staatdangehörigkeit ausgeſprochen hat. In diefem in e 
kann dem Berufenden bis zur richterlichen Entſcheidung ber Aufenthalt in 
beftimmten Bezirken oder Orten verſagt oder angewieſen werben. 

8 4. Perfonen, welche nach ben Borfchriften dieſes Geſetzes ihrer 
——— in einem Bundesftaate verluftig erflärt- worden find, 
verlieren Diejelbe auch in jedem anderen Bundesftaate und Lönnen ohne Ges 
nehmigung des Bundesraths in einem Bundesſtaate die Staatsangehörigkeit 
don neuem eriverben. j 

—* Perſonen, welche wegen Vornahme von Amtshandlungen in 
einem Kirchenamte, das den ut zuwider ihnen übertragen oder 
don ihnen übernommen ift, zur Unterfuchung gezogen werden, Tann nad 
Eröffnung der gerichtlichen Unterfuchung durch Verfügung der Landespolizeis 
bebörbe bis zur rechtöfräftigen Beendigung des Verfahren! der Aufenthalt in 
beftimmten Bezirken oder Orten verfagt werben. 


5. Endlich hat die Reichagefebgebung noch das Ehefchließungs- 
recht geregelt. Schon durch Gef. v. 4. Mai 1868 waren für das beutfche 
Reich die mannigfachen bis dahin beftandenen polizeilichen Beſchränk⸗ 
ungen des Eheſchließungsrechtes aufgehoben'), ſowie durch Gef. vom 4. 
Mai 1870 die Beurkundung des Perfonenftandes von Bundesangehö- 
rigen im Auslande geregelt worden. Im übrigen beftand binfichtlich 
der Ehefchließung und Beurkundung des Perfonenftandes in den ver= 
ſchiedenen deutſchen Staaten ein höchft verfchiedener Rechtazuftand?); 
faft allenthalben Tagen diefe Yunctionen in den Händen der Kirche und 
nur nothdürftig war gefeßliche Fürforge für folche Perfonen ge 
troffen, welche feiner Kirche angehörten. Daraus ergaben fich nach 
verichiedenen Richtungen hin bedenkliche Nothftände, jo befonders in 


’) Jetzt 8 39 des Gef. v. 5. Februar 1875. Für Bayern beftehen na 
diefer Richtung beiondere Beitimmungen in bem Gel. v. 16. April 1868 
über Heimat, Derehelihung und Aufenthalt a. 82—37. Dal. dazu Bölt 
Comm. ©. 104 ff. Riedel Comm. 3. d. alleg. bayer. Gel. S. 175 ff. Diele 
bayeriichen Specialbeftimmungen find durch & 39 des Reichsgeſ. nicht berührt. 

2) Bol. die intereffante von Dove mitgetheilte Neberfiht in Tove 
u. Friedberg Zeitſchr. f. Kirchenrecht XI. S. 311—338. 
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einzelnen Gebieten des Reiches für die Altkatholiken) und in Folge 
der Nichtunterwwerfung des preußifchen Klerus unter die firdhen- 
ftaatsrechtliche Gefehgebung für einen großen Theil der Katholiken 
in Preußen?). Schon bei Gelegenheit des Jeſuitengeſetzes hatte des- 
halb der Reichdtagaabgeorbnete Dr. Böll aus Bayern eine Refolution 
des Reichätages an den Reichskanzler in Hinficht auf eine für das 
Gefammtgebiet des Reiches gemeinjame bürgerlicde Regelung ber 
Eheſchließung und Beurkundung des Perfonenftandes in Anregung 
gebracht, welche der Reichstag mit großer Mehrheit annahm’). Die 
Abg. Bölt und v. Bonin brachten daraufhin in der nächften Eeffion 
des Reichstages bezügliche Geſetzentwürfe ein, welche jeboch nicht zur 
Erledigung famen. Die preußifche Regierung ſah fich jedoch veran⸗ 
laßt, Angefichts der durch die Sperre vieler Geiftlicher geichaffenen 
Nothlage ber Tatholifchen Bevölkerung jelbftändig vorzugehen; ein 
weſentlich auf berfelben Srundlage wie der Entwurf des Abgeorb- 
neten Völk berubender Gefeßentwurf wurde von der preußifchen 
Regierung ben Kammern vorgelegt, von diefen angenommen und 
unter dem 9. März 1874 Geſetz für die preußifchen Staaten‘). Als- 
bald wurde bie Sache nun wieder vor dem Reichdtage in Anregung 
gebracht und ein von den Abg. Völk und Hinſchius vorgelegter Geſetz⸗ 
entwurf, ber dem preußifchen Gefete wefentlich gleich war, berathen 
und angenommen. Da ber Bundesrath jedoch in wichtigen Punkten 
diefem Entwurf nicht beitreten zn können glaubte, wurde Seitens 
der verbündeten Regierungen dem Reichdtage ein neuer Entwurf vor⸗ 
gelegt, der, in einzelnen Punkten befonder® durch die eriprießliche 
Mitwirkung des Abg. Prof. v. Schulte an den Berathungen ver- 
beflert, unterm 6. Februar 1875 Geſetz für dag deutjche Reich wurde?). 


Das Geſetz lautet: 


Geſetz, beir. Die Beurkundung bed onenftaudes und Die € iefung. 
Dom 6. Februar 1875. — Em 


I. Abfcpnitt. Allgemeine Beſtimmungen. 81. Zie Beurkun- 
dung ber Geburten, Heitathen und Sterbefälle erfolgt ausſchließlich durch 
die vom Staate beftellten Stanbesbenmten mittels Gintragung in die dazu 
beftimmten Regifter. 


) Völk a. a. O. S. 10 f. 

2) Vöolt a. a. O. S. 11f. 

3) Ihr Wortlaut bei Hirth a. a. O. S. 1185, vgl. auch S. 1229. 
Vor⸗Geſchichte des Gejehes bei Böll a. a. D. S. 3—4. 

) Commentirt von Hinſchius (Berlin. Guttentag). 

) R.G. Bl. 18575 ©. 23—40. 


I. Die lirchen ſtaatsrechtliche Gejehgebung des deutſchen Reiches. 23 


8 2. Die Bildung der Standesamtsbezirke erfolgt durch die höhere 
Berwaltungsbehörbde. Die Standesamtöbezirke können aus einer oder meh: 
* — gebildet, größere Gemeinden in mehrere Standesamtsbezirke 
getheilt werden. 

88. Für jeden Standesamtöbezirk ift ein Standesbeamter nnd mins 
deftend ein Stellvertreter zu beftellen. Für den all vorlübergehenber Bes 
hinderung oder gleichzeitiger Erledigung des Amtes bes Stanbesbeamten und 
der Stellvertreter ift die nächte Auffichtsbehörbe ermächtigt, die einftweilige 
Beurkundung bed Perionenftandes einem benachbarten Standesbeamten oder 
Stellvertreter zu übertragen. Die Beftellung erfolgt, foweit nicht im 8 4 
ein Anberes beftimmt ift, durch die höhere Verwaltungsbehörde. ———— 
und anderen Religionsdienern darf das Amt eines Standesbeamten oder die 
Stellvertretung eines folchen nicht übertragen werben. 

84 In den ——— welche den Bezirk einer Gemeinde 
nicht überſchreiten, hat ber —— x? Gemeinde (Bürgermeifter, Schultheiß, 
Ortsvorſteher oder deren vi icher Stellvertreter) die Gefchäfte des Standes⸗ 
beamten wahrzunehmen, foferne durch die höhere Verwaliungsbehörde nicht 
ein bejonderer Beamter für diefelben beftellt if. Der Borfteher ift jedoch 
befugt, dieſe Geichäfte mit Genehmigung der höheren — 
anderen Gemeindebeamten are zu übertragen. Die Gemeindebehörde 
kann die Anftellung beſonderer Standbesbeamten beichließen. Die Ernennung 
der Standesbeamten erfolgt in diefem Falle durch den Gemeindevorftand unter 
Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. In der gleichen Weiſe erfolgt 
die Beftellung ber Stellvertreter. Die durch den Gemeindevorftand ernannten 
befonderen Standesbeamten und deren Stellvertreter find Gemeindebeamie. 

85. Die durch die höhere Derwaltungsbehörde erfolgte Beftellung 
und Genehmigung zur Beitellung ift jederzeil wiberruflich. 

6. Zt ein Standesamtsbezirk aus mehreren Gemeinden gebildet, 
fo werden ber Stanbesbeamte und beifen Stellvertreter ftet? von der höheren 
Berwaltungsbehörde beitellt. Ein jeder Vorfteher oder andere Beamte einer 
diefer Gemeinden ift verpflichtet, dad Amt des Standesbeamten ober des Stell⸗ 
vertreterd zu libernehmen. Die landesgeſetzlichen Borfchriften, nach wel 
den Vorſtehern der aus mehreren Gemeinden gebildeten Verbände die gleiche 
Verpflichtung obliegt, werden hiedurch nicht berührt. 

8 7. Die eltva erforderliche Entichädigung der nad 8 4 von ben 
Gemeinden beftellten Standesbeamten fällt der Gemeinde zur Laſt. Die in 
8 6 Abi. 2 und 3 bezeichneten Beamten find —— für Wahrnehmung 
der Geichäfte des Standesbeamten von den zum Bezirke ihres Hauptamtes 
nicht gehörigen Gemeinden eine in allen Fällen ala Paufchquantum feftzus 
jeende Entfhädigung zu — Die Feſtſetzung erfolgt durch die 
untere Verwaltungsbehorde. Ueber Beſchwerden entſcheidet endgiltig bie hö⸗ 
here Verwaltungsbehörde. Beſtellt die höhere Verwaltungsbehdrde andere 
Perionen zu Standesbeamten oder zu Stellvertretern, jo fällt die etiva zu 
gewährende Entichädinung der Staatskaſſe zur Lafl. 

Die nalen Koften werden in allen fällen von den Ge: 
meinden getragen; die Regifter und Formulare En allen Regifterauszügen 
werben jedoch den Gemeinden von ber Gentralbehörbe des Bundesflaats 
toftenfrei geliefert. 

89. In Stanbesamtebezirfen, welche aus mehreren Gemeinden ge: 
bildet find, wird die den Standesbeamten oder den Stellvertretern zu ges 
wäbrende Nahe a und ber Betrag der fächlichen Koften auf die eins 
zelnen beiheiligten Gemeinden nach bem Maßſtabe ber Seelenzahl vertheilt. 

8 10. Den Gemeinden im Sinne biefes Gefehes werben bie außer 
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bald der Gemeinden ftehenden Gutsbezirke, den Gemeindeporfichern bie Bor: 
fteher dieſer Bezirke gleich geachtet. 
8 11. Die Aufficht über die Amtöführung der Standesbeamten wirb 
⸗von ber unteren Verwaltungsbehörbe, in höherer Inflanz von der höheren 
Derwaltungsbehörde geübt, inſoweit die Landesgeſetze nicht andere Auffichts⸗ 
behörden beftimmen. Die Auffichtöbehörde ift befugt, gegen den Standes 
beamten Warnungen, Verweiſe und Gelditrafen zu verhängen. — Letztere 
dürfen für jeden einzelnen all den Betrag von einhundert Mark nicht übers 
fteigen. Lehnt der Standesbeamte die Dornahme einer Amtshandlung ab, 
fo fann er dazu auf Antrag der Betheiligten durch das Gericht angewieſen 
werden. Zuftändig ift das Gericht erflev Inſtanz, in befien Bezirk der Standes: 
beamte feinen Amtsfitz hat. Das Verfahren und die Beichwerdeführung 
regelt fi, infoweit die Landesgeſetze nicht ein Anderes beitimmen, nad) ben 
Vorfchriften, welche in Sadyın ber nichtftreitigen Gerichtöbarfeit gelten. 
8 12. Bon jedem Stanbeöbeamten find drei Standesregifter unter 
ber Bezeichnung Geburtäregifter, Heiratharegifter, Sterberegifter zu führen. 
8 18. Die Eintragungen in die Standesregifter erfolgen unter fort⸗ 
laufenden Nummern und ohne Abkürzungen. Unvermeidliche Zwiſchenräume 
find durch Striche auszufüllen, die weſentlichen Zahlenangaben mit Buch— 
ftaben zu fchreiben. Die auf mündliche Anzeige oder Erklärung erfolgenden 
Eintragungen follen enthalten: 1) ben Ort und Tag ber Eintragung, 2) bie 
Bezeichnung der Erichienenen, 2) en Bermert des Standesbeamten, daß unb 
auf welche Weile er fich die Heberzeugung von der Perjönlichkeit ber Er: 
ſchienenen verſchafft Hat, 4) den Vermerk, da bie Eintragung den — 
nenen vorgeleſen und von denſelben genehmigt iſt. 5) die Unterſchrift "der 
Erichienenen und, falls fie fchreibensuntundig oder zu fchreiben verhindert 
find, ihre Handzeichen oder die Angabe des Grundes, aus welddem fie dieſes 
nicht beifügen Tonnten, 6) die Unterfchrift des Standesbeamten. Tie auf 
Schriftliche Anzeige erfolgenden Eintragungen find unter Angabe von Ort 
und Tag ber Eintragung zu bewirken und durch die Unterfchrift des Stanbea= 
beamten zu vollziehen. Zufätze,“ Löſchungen oder Abänderungen find am 
Rande zu vermerken und, gleich ber Gintragung felbit, beſonders zu vollziehen. 


8 14. Bon jeder Eintragung in da3 Negifter ift von dem Standes⸗ 
beamten an bemfelben Zage eine von ihm zu beglaubigende Abfchrift in ein 
Nebenregifter einzutragen. Nach Ablauf des Kalenderjahres hat der Standes» 
beamte jede Haupt: und jedes a unter Vermerkung ber Zah der 
darin enthaltenen Eintragungen abzuichließen und das Nebenzegifter der Auf: 
fichtsbehörde einzureichen; die letztere hat dasſelbe nach Ada Sr Prüfung 
dem Gerichte erfter Inſtanz zur Aufbewahrung zuzuftellen. Cintragungen, 
‘ welche nad) Einreichung des Nebenregifterd in dem Hauptregiſter gemadyt 

werben, find gleichzeitig der Auffichtsbehörbe in an ter Abſchrift mit⸗ 
zutheilen. Die letztere hat zu veranlaſſen, daß dieſe Eintragungen dem 
Nebenregiſter beigeſchrieben werden. 

8 15. Die ordnungsmäßig geführten Standesregiſter (12—14) be⸗ 
weiſen diejenigen Thatſachen, zu deren Veurkundung ſie beſtimmt und welche 
in ihnen eingetragen find, bis der Nachweis der Fälſchung, ber unrichtigen 
Eintragung oder ber Unrichtigleit ber Anzeigen und ur auf Grund 
deren die Eintragung flattgehunden bat, erbracht iſt. Diejelbe Beweiskraft 
haben die Auszüge, welche ala gleichlautendb mit dem Haupt⸗ oder Neben⸗ 
regiſter beftätigt und mit der ——— und dem Dienſtſfiegel des Standes⸗ 
beamten oder des zuftändigen Gerichtsbeamten veriehen find. Inwiefern durch 
Derftöße gegen die Vorichriften Diefes Gefehes über Art und Form der Ein: 
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tragungen bie Beweiskraft aufgehoben oder geſchwächt wird, ift nach freiem 
richterlichem Ermeſſen zu beurtbeiien. 

8 16. Die Führung der Standesregiſter und bie darauf bezüglichen 
Derhandlungen erfolgen koſten⸗ und ftempelfrei. Gegen Zahlung der nach 
dem angehängten Zarife zuläffigen a müflen die Standesregifter 
Jedermann zur Einficht vorgelegt, ſowie beglaubigte Auszüge (8 15) aus 
denfelben ertheilt werden. In amtlichem Interefſe und bei Unvermögen ber 
Betheiligten ift die Einficht der Regiſter und die Ertheilung ber Auszüge 
gebührenfrei zu gewähren. Jeder ae ch Eintragung muß auch die 
zu derjelben gehörigen Ergänzungen und Berichtigungen enthalten. 

I. Abjchnitt. Beurkundung der Geburten. 8 17. Jede Ge: 
burt eines Kindes ift innerhalb einer a dem Stanbesbeamten des Be: 
zirka, in welchem die Niederfunft flattgefunden hat, anzuzeigen. 

8 18. Zur Anzeige find verpflichtet: 1) der ebeliche Vater, 2) die 
bei der Niederfunft zugegen geweſene Hebamme, 3) ber dabei zugegen ges 
wejene Arzt, 4) jede anbere dabei zugegen geweſene Perfon, 5) die Mutter, 
fobald fie dazu im Stande ift. Jedoch tritt die Verpflichtung der in der 
vorftehenden Reihenfolge ipäter genannten Perfonen nur dann ein, wenn ein 
früher genannter Berpflichteter nicht vorhanden oder derjelbe an der Erſtat⸗ 
tung der Anzeige verhindert ift. 

& 19. Die Anzeige ift mündlich von dem Derpflichteten jelbft oder 
durch eine andere aus eigener Wiſſenſchaft unterrichtete Perſon zu machen. 

5 W. Bei Geburten, welche fi) in öffentlichen Entbindungss, Heb⸗ 
ammen-, Kranken⸗, Gefangen: und ähnlichen Anftalten, jowie in Kaſernen 
ereignen, trifft die Verpflichtung zur Anzeige ausſchließlich den Vorſteher 
der Anftalt ober den von der zuftändigen Behörde ermädtigten Beamten. 
63 genügt eine fchriftliche Anzeige in amtlicher fyorm. 

3 21. Der Standesbeamte ift verpflichtet, fi don ber Richtigfeit 
der Anzig (38 17—20), wenn er dieſelbe zu bezweifeln Anlaß hat, in ges 
eigneter Weije ——— zu verſchaffen. 

8 22. Die Eintragung des Geburtsfalles ſoll enthalten: 1) Vor⸗ 
und Familiennamen, Stand oder Gewerbe und Wohnort des Anzeigenden, 
2) Ort, Tag und Stunde der Geburt, 3) Geſchlecht des Kindes, 2) Vor⸗ 
namen bes Kindes, 5) Vor⸗ und Familiennamen, Religion, Stand oder Ge: 
werbe und Wohnort der Eltern. Bei Zwillingds oder ARTE ENTER ift bie 
‚Eintragung für jedes Kind befonderd und fo genau zu bewirken, baß bie 
Zeitfolge der verichiedenen Geburten erfichtlich ift. Standen bie Vornamen 
des Kindes zur Zeit der Anzeige noch nicht feſt, fo find dieſelben nachträg- 
lich und Iängftens binnen zwei Monaten nach der Geburt anzuzeigen. Ihre 
Sag er! t am Rande ber erften Eintragung. 
$ 28. nn ein Kind todt geboren oder in ber Geburt verftorben 
ift, jo muß die Anzeige fpäteftens am nächftfolgenden Tage geichehen. Die 
Eintragung ift alsdann mit dem in F 22 unter Nr. 1—3 und 5 angegebes 
nen Inhalte nur im Sterberegifter zu machen. 

8 24. Wer ein neugeborenes Kind findet, ift verpflichtet, hiervon 
jpäteflend am nächftfolgenden Tage Anzeige bei der Ortöpolizeibehörbe zu 
machen. Die letztere Hat die erforderlichen Ermittelungen vorzunehmen und 
dem Standesbeamten des Bezirks von deren Ergebniß behufs Eintragung in 
dad Geburtöregifter Anzeige zu machen. Zie Eintragung foll enthalten bie 
zei den Ort und die Umftände des Auffindeng, bie Bel enheit und bie 

ennzeichen ber bei dem Kinde vorgefundenen Kleider und fonftigen et 
ftände, die Lörperlichen Merlmale des Kindes, fein vermuthliches Alter, fein 
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Geichlecht, die Behörde, Anftalt ober Perſon, bei welcher das Kind unterge: 
bracht worden, und die Namen, welche ihm beigelegt werden. 

8 25. Die Anerkennung eines unehelichen Kindes barf in das Ge 
burtsregiſter nur dann eingetragen iverben, wenn diejelbe vor bem Staudes⸗ 
reg oder in einer gerichtlich oder notariell aufgenommenen Urkunde ex- 

ärt ift. 

826. Wenn die Feſtſtellung der Abftammung eines Kindes erſt 
nad Eintragung des Geburtsfalleg erfolgt oder die Standesrechte durch Les 
gitimation, Aunahme an Sindesftatt oder in anderer Weile eine DBeränber: 
ung erleiden, fo ift diefer Vorgang foferne er durch öffentliche Nrfunden 
nachgewieſen wird, auf Antrag eines Beteiligten am Rande der über den 
Geburtsfall nn Eintragung zu vermerken. 

8 27. enn die Anzeige eines Geburtsfalles über drei Monate ver 
zögert wird, jo darf die Eintragung nur mit Genehmigung der Auffichtsbe⸗ 
hörde nach Ermittelung de3 Sachverhaltes erfolgen. Die Koften diefer Er⸗ 
J—— von demjenigen einzuziehen, welcher die rechtzeitige Anzeige 
verſaͤumt hat. 

11. Abſchnitt. Erforderniffe der Eheſchließung. 8 28. Zur 
Eheſchließung ift die Einwilligung und die Ehemündigfeit der Eheſchließen⸗ 
den erforderli. Die Ehemündigkeit des männlichen Gefchlechtes tritt mit 
dem vollendeten ziwanzigiten Lebensjahre, die des weiblichen Geichlechtes mit 
dem vollendeten —— Lebensjahre ein. Dispenſation ift zuläſſig. 

$ 29. Eheliche Kinder bedürfen zur Eheſchließung, fo lange ber 
Sohn das fünfundzwanzigfte, die Tochter das vierundzwanzigite Lebensjahr 
nicht vollendet Hat, der Einwilligung des Daterd, nach dem Tode dei Baters 
ber Einwillung der Mutter und, wenn fie minderjährig find, auch des Vor⸗ 
munded. Sind beide Eltern verftorben, jo bedürfen Minderjährige der 
Einwilligung des Vormundes. Dem Tode bed Vaters oder der Mutter fteht 
e3 gleich, wenn diefelben zur Abgabe einer Erklärung dauernd anker Stande 
u oder ihr Aufenthalt dauernd unbelannt if. Eine Einwilligung des 

ormundes ift für diejenigen Minderjährigen nicht erforderlich, welche nady 
Landesrecht einer VBormundfchaft nicht unterliegen. Inwiefern die Wirkſam⸗ 
teit einer Bormundichaftsbehörde oder eines Familienrathes ftattfindet, be⸗ 
ftimmt fi) nach Landesredht. 

8 80. Auf unebeliche Kinder finden die im vorhergehenden Para⸗ 
graphen für vaterlofe eheliche Kinder gegebenen Beſtimmungen Anwendung. 

8 81. Bei — Kindern tritt an Stelle des Vaters (% 29) 
derjenige, welcher an Kindeaftatt angenommen Kat. Ziele Beftimmung findet 
in denjenigen Theilen des Bundesgebiet? feine Anwendung, in 
durch eine Annahme an Kindesftatt die Rechte ber väterlichen Gewalt nicht 
begründet werben können. 

5 82. Im alle der Verfagung der Einwilligung zur Eheichliegung 
fteht großjährigen Kindern die Klage auf richterlicdde Ergänzung zu. 

5 33. Die Ehe ifl verboten: 1) zwiſchen Berwandten in auf: und ab» 
fteigender Linie, 2) zwiſchen voll- und halbbürtigen Geichwiftern, 3) zwiſchen 
Stiefeltern und Stieftindern, Schtviegerelteen und Schwiegerkindern jeden 
Grades, ohne Unterſchied, ob das Verwandtſchafts⸗ oder Schwaͤgerſchaftsver⸗ 
hältnig auf ebelicher ober außerehelicher Geburt beruht unb ob die Ehe, 
durch welche die Stief: oder Schwiegerverbindung begründet wird, moch bes 
fteht oder nicht, 4) zwiſchen Perfonen, deren eine die andere an Kindesſtatt 
angenommen bat, fo lange dieſes Rechtäverhältnik beſteht, 5) zwiſchen einem 
wegen Ehebruchs Gefchiebenen und feinem Mitſchuldigen. Im Falle der 
Ar. 5 ift Dispenjation zuläffig. 
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5 84. Niemand darf eine neue Che ſchließen, bevor feine frühere 
Ehe aufgelöf, für ungiltig oder für nichtig erklaͤrt ift. 


8 35. Frauen bürjen erſt nach Ablauf des zehnten Monats feit 
ET ber früheren Ehe eine weitere Ehe jchließen. Dispenſation ift 


a. 
infichtlich der rechtlichen Tolgen einer gegen die Beſtimm⸗ 
n De ag 22.—35 geichlofienen Ehe HR die Dorichriften des Landesrechts 
anohgrbenb. Dasſelbe gilt von dem Einfluffe des Zwangs, Irrthums und 
Betruge auf die Giltigkeit der Ehe. 


8 37. Die Eheichliegung eines Pflegebefohlenen mit feinem Bor: 
mund oder deſſen Kindern ift während der Zauer der Bormundichaft unzus 
läffid. Iſt die Ehe ——— geſchloſſen, ſo kann dieſelbe als ungiltig 
nicht angefochten werben. 


8 88. Die Vorjchriften, welche die Ehe der Militäxperfonen, ber 
Landesbeamten und der Ausländer von einer Erlaubniß abhängig el: 
werden nicht berührt, Auf bie Ginfuh, Sn ei der geichloflenen Ehe ift der 
Mangel biefex Erlaubniß o a Einfluß in Gleiches gilt von den Vor⸗ 
fchriften, welche vor der Eheichliekung eine Nachweifung, Auseinanderjegung 
oder Sicherftellung des Vermögens aloe 

$ 89. Alle Vorſchriften, welche das Recht zur abriegns weiter 
beſchraͤnken, als es durch dieſes Geſetz geſchieht, werden aufgehoben 

$ 40. Die ln niß zur Zispenfation von Ehehinderniffen. fteht nur 
dem Sihate zu. Meber die Ausübung diefer Befugnig Haben die Landesre⸗ 
gierungen . beſtimmen. 

Abſchnitt. Form und Beurkundung der Eheſchließ— 
ung Ai. — des Gebietes des deutſchen Rei . fann eine 
Ce re tagittig nur vor dem Standesbeamten gefchlofjen wer 

Zuftändig ift der Standesbeamte, in deſſen Berit einer der 
Werlobten einen Wohnſiß Hat oder ſich gewöhnlich aufhält. Unter meh: 
reren zufländigen Standeabenmten haben die Verlobten bie Wahl. Eine 
nach den Borjchriften dieſes Geſetzes geſchloſſene Ehe kann nicht aus dem 
Grunde ——— werden, weil ber Standesbeamte nicht ber zuſtändige 


geweſen 
gia . Auf ſchriftliche Ermächtigung des zuftändigen Standesbeamten 
——— die Shefchliehung auch vor dem Standesbenmten eines anderen Ortes 
attfinde 
8 "4. Der shelhliehun joll ein Aufgebot vorhergehen. Für Die 
Anordnung beffelben ift tandesbeamte zuftändig, vor welchem nad) 
8 42 au, 1 bie Ehe —J — werden kann. 
45. Vor Anordnung des Aufgebot? find dem Standesbeamten 
5 3 44) Sie zur. Eheichließung geſetzlich nothwendigen Exforderniffe als vor⸗ 
nden na Due en. Insbeſondere Haben die Verlobten in beglaubigter 
Form pm ringen : 1) ihre Geburtsurkunden, 2) die zuſtimmende Erllärung 
derjenigen, deren Gintwilligung nach bem Geſetze erforderlich ifl. Ter Beamte 
kann die Beibringung biefer Urkunden erlaſſen, wenn ihm bie Thatſachen, 
welche durch dieſelben feitgeftellt werden follen, perjönlich bekannt oder Ki 
glaubhaft nachgewiefen find. Auch Tann er von unbebeutenden Abwei 
ungen in ben Urkunden, beiſpielsweiſe von einer verichiedenen Schreibart ber 
Namen oder einer Verichiedenheit ber Vornamen, abjehen, wenn in anderer 
Meile die Perjönlichleit der Betheiligten If wird, Der Beamte i 
berechtigt, den Berlobten die eidesftattliche Verſicherung über die Richtigkeit 
der Thatfachen abzunehmen, welche durch bie vorliegenden Urkunden ober 
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Nie ‚fonft beigebradhten Beweismittel ihm nicht ala hinreichend feftgeftellt er⸗ 
inen. 

8 46. Das Aufgebot ift befannt zu machen: 1) in der Gemeinde 
oder in den Gemeinden, woſelbſt bie Berlobten ihren Wohnfig haben, 
2) wenn einer der Verlobten feinen gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb feines 
gegenwärtigen Wohnſitzes bat, auch in der Gemeinde feines j pioen Aufent: 
balts, 3) wenn einer ber Verlobten feinen N ianerhe b der letzten 
ſechs Monate gewechjelt hat, andy in der Gemeinde feines früheren Wohn: 
ſitzes. Die Bekanntmachung Hat die Bor: und Familiennamen, den Stand 
oder da3 Gewerbe und den Wohnort der Verlobten und ihrer Eltern zu ent: 
halten. Sie ift während ziveier Mochen an dem Raths⸗ oder Bemeindebanfe 
oder an der fonftigen, zu Bekanntmachungen ber Gemeindebehörde beftimmten 
Etelle auszuhängen. 

8 47. Iſt einer der Orte, an welchem nach 8 46 das Aufgebot be: 
fannt zu machen ift, im Auslande belegen, fo ift an Stelle des an dieſen 
Orte zu bewirtenden Aushanges die Belanntmahung auf Koften de Ans 
tragfteller3 einmal in ein Blatt einzurüden, wel an dem ausländiſchen 
Orte erfcheint oder verbreitet ift. Die Eheichließung ift nicht vor Ablauf 
zweier Wochen nach dem Tage der Auagabe ber betreffenden Nummer de3 
Dlattes zuläffig._ Es bedarf diefer Einrüdung nicht, wenn eine Beicheinig- 
ung ber betreffenden augländiichen Drtäbehörde dahin beigebracht wird, bat 
ihr von dem Beitehen eines Ehehinderniſſes nichts befannt ſei. 

8 48. Kommen Ehehinderniffe zur Kenntniß des Standesbeamten, fo 
bat ex die Eheichließuug abzulehnen. 

8 49. Soll die Ehe vor einem anderen Standbesbeamten als dem⸗ 
augen geichloffen werden, welcher dad Aufgebot angeordnet hat, fo hat ber 
egtere eine Beicheinigung dahin auszuftellen, daß und waın das Aufgebot 
vorſchriftsmäßig erfolgt ift, und daß Ehehinderniffe nicht zu feiner Kenntniß 
gelommen find. 

8 50. Die Befugniß zur Tispenfation von dem Aufgebot flieht nur 
dem Staate zu. Ueber die Ausübuug dieſer ch niß haben die Landesre⸗ 
nierungen zu beflimmen. Wird eine lebensge äßrliche Krankheit, welche 
einen Aufſchub der Eheichließung nicht geftattet, ärztlich beicheinigt, fo kann 
der en (5 42 Abſ. 1) auch ohne Aufgebot die Ehefchliegung 
vornehmen. 

8 51. Das Aufgebot verliert feine Kraft, wenn feit befien Voll: 
aiebung ig Monate verftricden find, ohne daß die Che geichloften 
worden ift. 

Ss 52. Die Eheichliekung erfolgt in Gegenwart von zwei Zeugen 
durch die an die Verlobten einzeln und nacheinander gerichtete Frage 
Standesbeamten: ob fie erflären, daß fie die Ehe mit einander eingehen 
wollen, durch die beja Antwort ber Verlobten und den hierauf erfol» 
enben Ausſpruch des Standesbeamten, daß er fie nunmehr kraft des Geſetzes 

r rechtmäßig verbundene Eheleute erkläre. 

8 58. Als Zeugen follen nur Großjährige zugezogen twerden. Ber: 
wandtſchaft und Schwägerjchaft zwiſchen den Betheiligten und den —— 
oder zwiſchen den Zeugen unter einander ſteht deren Zuziehung nicht ent⸗ 


gegen. 

8 54. Die Eintragung in das Heirathsregiſter fol enthalten: 1) Vor⸗ 
und Familiennamen, Religion, Alter, Stand oder Gewerbe, Geburtd: und 
Wohnort der Eheichließenden, 2) Bor: und Familiennamen, Stand oder Ge: 
werbe und Wohnort der Eltern, 3) Vor: und Familiennamen, Alter, Stand 
oder Gewerbe und Wohnort der zugezogenen Zeugen, 4) die Erklärung ber 
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Ehef —— 9 den Ausſpruch des Standesbeamten. Ueber die erfolgte 
Eheſchließung iſt den Eheleuten ſofort eine Beicheinigung auszuſtellen. 

8 55. Iſt eine Ehe für aufgelöſt, ungiltig oder nichtig erklaͤrt wor⸗ 
den, fo ift die am Rande ber über die Eheichliegung beivirkten Eintragung 
zu vermerlen. Die landesgeſetzlichen Vorichriften, nach welchen e8 zur Tren⸗ 
nung einer Ehe einer bejonderen Erflärung und Beurkundung vor dem 
Standesbeamten bedarf, werden hierdurch nicht berührt. 

V. Abſchnitt. Beurkundung der Sterbefälle $ 56. jeder 
Sterbefall ift jpäteftend am nächitfolgenden Wochentage dem Standesbeamten 
des Bezirks, in welchem ber Tod erfolgt ift, anzuzeigen. 

8 57. Zu der Anzeige verpflichtet ift das Syamilienhaupt, und wenn 
ein jolches nicht vorhanden oder an der Anzeige behindert ift, derjenige, in 
beffen Wohnung oder Behaufung der Sterbefall fich ereignet hat. 

8 58. Die 83 19--21 kommen auch in Beziehung auf die Anzeige 
ber Sterbefälle zur Anwendung. Findet eine amtliche Ermittelung über den 
Todesfall ftatt, fo erfolgt die Eintragung auf Grund ber fchriftlichen Mit: 
tHeilung ber zuftändigen Behörde. 

59. Die Eintragung bes Sterbefalles ſoll enthalten: 1) Bor: und 
Hamiliennamen, Stand oder Gewerbe und Wohnort des Auzeigenden, 2) Ort, 
Zag und Stunde des erfolgten Tobes, 3) Vor⸗ und Familiennamen, Relis 
gion, Alter, Stand oder Gewerbe, Wohnort und Geburtsort bed Verftorbenen, 
4) Bor: und Familiennamen feines Ehegatten, ober Vermerk, daß der Vers 
ftorbene ledig geweſen jei, 5) Vor⸗ und Familiennamen, Stand oder Gewerbe 
und Wohnort der Eltern des VBerftorbenen. Soweit diefe Verhältnifie unbes 
fannt find, ift dies bei der Eintragung zu vermerfen. 

80. Ohne Genehmigung der Ortspolizeibehörbe darf feine Beerbi« 

n. dor der Eintragung des Sterbefalles in dad Sterberegifter ftattfinden. 
In ie enuze diefer Vorſchrift entgegen geichehen, jo darf die Eintra⸗ 
gung des Sterbefalled nur mit Genehmigung der Auffichtsbehörde nad Er: 
mittelung des Sachverhaltes erfolgen. 

VI Abſchnitt. Beurkundung des Perſonenſtandes der auf 
See en Perjonen. 8 61. Geburten und Sterbefälle, welche 
fi) auf Seejchiffen während der Reife ereignen, find nach ben — 
dieſes Gejepes ſpaͤteſtens am nächitfolgenden Tage nach der Geburt oder dem 
Todesfall von dem Schiffer, unter Zuziehung don zwei iffaofficieren 
oder anderen glaubhaften Perjonen, in dem Tagebuch zu beurfunden. Bei 
Sterbefällen & zugleich die muthmaßliche Urſache des Todes zu vermerken. 

8 62. Der iffer Hat zwei don ihm beglaubigte Abjchriften ber 
Urkunden demjenigen Seemannsamte, bei dem es zuerft geicheben kann, zu 
übergeben. Kine dieſer Abjchriften ijt bei bem Seemannsamte aufzubewahren, 
die andere ift — en Standesbeamten, in deſſen Bezirk die Eltern des 
Kindes, bezw. der erttorbene ihren Wohnſitz Haben oder zulegt gehabt haben, 
behufs der Eintragung in das ifter zugufertigen. 

8 68. Iſt der Schiffer veritorben oder verhindert, fo hat der Steuer: 
il die in den 8 61 und 62 dem Schiffer auferlegten ichtungen zu 
erfüllen. 

8 64. Sobald das Schiff in den inländiſchen Hafen eingelaufen ift, 
in welchem e3 feine Fahrt beendet, iſt das Tagebuch der für den Siandes⸗ 
beamten bed Hafenoris zuſtardiger Auffichtsbehörde vorzulegen. Dieſe hat 
beglaubigte Abſchrift der in das — Standesurkunde dem 
Standesbeamten, in deſſen Regiſter der Fall gehört (ß 62), behufs Contro⸗ 
lirung der Eintragungen zuzuſiellen. 

VII. Abſchnitt. Berichtigung der Standesregiſter. 8 65. Die 
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Berichtigung einer Eintragung in bem Stanbesregifter faun nur auf Grund 
gerichtlicher Anordnung erfolgen. Sie geichieht durch Beilchreibung eines 
Vermerks am Rande der zu berichtigenden Eintragung. 

8 66. Für das Berichtigungsverfahren gelten, infoweit die Landesge⸗ 
fee nicht ein Anderes beftimmen, die nachftehenden Borichriften. Die Auf 
i töbehörde hat, wenn ein Antrag auf Berichtigung geftellt wirb, oder wenn 
ie eine jolcde von Amtswegen für erforderlich erachtet, die Betheiligten zu 
hören und geeignetenfalld eine Aufforderung durch cin öffentliches Blatt zu 
erlaffen. Die abgeichlofienen Berbandlungen hat fie demnächft dem Gerichte 
erfter Inſtanz vorzulegen. Dieſes kann noch weitere thatfächliche Aufklär⸗ 
ungen veranlaffen und geeignetenfalla den Antragfteller auf den Proceßweg 
deriveifen. Im Uebrigen finden die für Sachen nichtftreitigen Gerichts⸗ 
barkeit geltenden Borjchriften Anwendung. 

VIII. Abſchnitt. Schlußbeſtimmungen. 8 67. in Geiftlicher 
oder anderer Religionsdiener, welcher zu ben religiöfen Feierlichkeiten einer 
Eheſchließung jchreitet, bevor ihm nachgewiejen worden ift, daß die Ehe vor 
dem Standbesbeamten gejchloffen jei, wird mit Geldftrafe bis zu dreihundert 
Mark ober mit Gefängnig bis zu drei Monaten beftraft. 

8608. Wer den in den 88 17—20, 22- -24, 56—58 borgeichriebenen 
Anzeigepflichten nicht nachlommt, wird mit Geldftrafe bis zu einhundert: 
fünfzig Mark oder mit Haft beſtraft. Die Strafverfolgung tritt nicht eim, 
wenn die Anzeige, obwohl nicht von den zunächit Verpflichteten, =. ar 
zeitig gemacht worden it. Die bezeichnete Strafe trifft auch den Schi 
oder Steuermann, welcher den Vorſchriften der 35 61—64 zuwiderhandelt. Die 
Standesbeamten find außerdem befugt, die zu Anzeigen oder zu jonfligen 
Handlungen auf Grund diejes Geſetzes Verpflichteten hierzu durch Ge 
anzuhalten, welche für jeden einzelnen all den Betrag von fünfzehn Mark 
nicht überfteigen bürfen. } 

8 69. Ein Standesbeamter, welcher unter Außerachtlaffung der im 
diefem Geſetze gegebenen Vorfchriften eine Eheichließung vollzieht, wird mit 
Geldftrafe bis zu ſechshundert Mark t. HERE 

70. Gebühren und Gelbftxafen, welche in Gemäßheit biejes Gefſetzes 
zur Erhebung gelangen, fließen, injoweit die Landesgeſetze nicht ein Anderes 
beftimmen, ben Gemeinden zu, welche die jächlichen Koften der Standegämter 
(8 8, 9) zu tragen haben. - 

71. In weldder Weile die Verrichtungen der Standesbeamten in 
Bezug auf ſolche Militärperfonen wahrzunehmen find, welde ige Stanb- 
quartier nicht innerhaub des Teutichen Reiche, oder daffelbe nach eingetretener 
Mobilmachung verlaffen haben, oder welche ſich auf den in Dienft geitellten 
Schiffen oder anderen Fahrzeugen der Marine befinden, wird durch Kaiſer⸗ 
liche Verordnung beitimmt. 

8 72. Für die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlichen 
Familien, jowie ber Fürftlicden Familie Hohenzollern erfolgt die Ernennung 
des Standesbeamten unb die Beitimmung über die Art der Führung und 
Aufbewahrung der Standesregifter durch Anordnung bed Landes . 3 
Betreff ber Stellvertretung ber Verlobten und in Betreff des Aufgebots ent⸗ 
ſcheidet bie Obſervanz. I -Uebrigen werben in Anfehung der Mitglieder 
dieſer Häufer bie auf en oder Obſervanz beruhenden Beftinmungen 
— Bere Eheſchließung und über die Gerichtäbarkeit in Ehe⸗ 
a ni 

5 8. Den mit ber Führung der Standesregifter oder Kirchenbücher 
bisher betraut gewejenen Behörden und Beamten verbleibt die Berechtigung 
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und Verpflichtung, über bie bis zur Wirkſamkeit dieſes Gelee? eingetragenen 
Geburten, — und Sterbefälle Zeugniſſe zu ertheilen. 

8 74. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorjchriften, welche 
1) —— und Kirchendienern aus Anlaß der Einführung der bürgerli⸗ 
chen Standesregiſter und der bürgerlichen Form der Eheſchließung einen Ans 
ſpruch auf Entiyädigung gewähren; 2) beitimmten Perſonen die Pflicht zu 
Anzeigen von Geburts: und Todesfällen auferlegen. Wo die Zuläifigkeit der 
Ehe nach den beftehenden — von einem Aufgebote abhängig iſt, 
welches durch andere bürgerliche Beamte als die Standbesbeamten vollzogen wird, 
vertritt dieſes bie Stelle des von den Standesbeamten anzuordnenben Aufgebot3. 

75. Innerhalb ſolcher Grenzpfarreien, deren Bezirk fi in das 
Ausland ecitredt, bleibt das en Recht für die Beurkundung ber: 
jenigen Geburten und Eterbefälle, jowie für die Form und Beurkundung 
derjenigen EHefichließungen maßgebend, für welche ein Standesbeamter nad) 
den Borfchriften diejes Geſetzes nicht zuftändig, dagegen nad) dem beftehenden 
Recht die Zuftändigkeit des Geiftlichen begründet if. Im I 
des Preußiſchen Geſees vom 9. März 1874 ift unter bem beftehenden Recht 
dasjenige Recht zu vderftehen, welches vor dem Inkraftreten jenes Geſetzes 
—— war. 

8 76. In ſtreitigen Ehe⸗ und Verlobnißſachen find die bürgerlichen 
Gerichte ausſchließlich ang Eine geiftlicde oder eine durch die Zuges 
ke zu einem (nubenöbefenntnik bedingte Gerichtsbarkeit Findet 
nicht Statt. 

8 77. Wenn nad dem biöherigen Rechte auf beftändige Trennung 
ber Ehegatten von Zifch und Bett zu erkennen fein würde, ift fortan bie 
Auflöjung des Bandes der Ehe auszufprechen. Iſt vor dem Tage, an wel: 
chem dieſes Gejeg in Kraft tritt, auf befländige Trennung von Tiſch und 
Bett erkannt worden, jo kann, wenn eine Wiedervereinigung der getrennten 
Ehegatten nicht ftattgefunden Hat, jeder derjelben auf Grund des ergangenen 
— die Aufloſung bes Bandes der Ehe im ordentlichen Proceßverfahren 

eantragen. 

8 78. Cheftreitigfeiten, welche in Bayern vor dem Tage, an welchem 
diefes Geſetz bafelbft in Kraft tritt, durch Zuftellung des Beichlufies über 
Zuläffinkeit der Klage anhängig geworden find, werden von bem mit der 
Sache befaßten Gericht bis zur rechtskraͤftigen Entjcheidung nach Maßgabe 
der a geltenden Geſetze durchgeführt. Daſelbſt kann die Auflöfung der 
Ehe auf Grund eines die beftändige Trennung von Tiſch und Bett verfügen: 
den Urtheils geltend gemacht werden, nachdem das Gericht auf Anrufen eines 
Ehegatten in dem nach Art. 675 Abſaß 1 und 2 ber Procekorbnung in 
bürgerlicden Rechtäftreitigleiten vom 29. April 1869 vorgeſehenen Verfahren 
bie Auflöfung des Bandes der Ehe ausgelbeotben hat. Das Verfahren in 
ftreitigen Eheſachen richtet fi in Bayern in den rechtörheinifchen Gebiets: 
theilen nach den Beftimmungen bes Hauptftüdes XXVI der genannten Pro» 
ceBordnung, in ber Pfalz nach den immungen des Artikels 69 be Ger 
jeßes über bie Hk rung biejer Proceßorbnung. 

8 79. Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Sonnar 1876 in Kraft. Es 
bleibt den Landesregierungen überlafien, das ganze Geſetz ober auch ben 
dritten Abſchnitt und $ 77 im Verordnungswege früher einzuführen. 

80. Die vor dem Tage, an welchem dieſes Gejeh in Kraft tritt, 
Ha hen des bisherigen Recht? ergangenen Aufgebote behalten 
i irkſamkeit. 

8 81. Auf Geburts⸗ und Sterbefälle, welche fich vor dem Tage, an 

welchem dieſes Gejek in Kraft tritt, ereignet haben, an biefem Tage aber 
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noch nicht eingetragen find, findet das gegenwärtige Belek mit ber Maßgabe 
Anwendung, daß der Lauf der vorgejchriebenen Anzeigefriften mit dem Tage 
beginnt, an welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt. Ein Gleiches gilt für den 
Tall, daß auch nur die Vornamen eines Kindes an dieſem Tage noch nicht 
eingetragen find. 

8 82. Die kirchlichen Verpflichtungen in Beziehung anf Zaufe und 
Trauung werden durch diejes Belek nicht berührt. 

8 88. Die zur Ausführung dieſes Geſetzzes erforderlichen Beftim: 
mungen werden, foweit biefelben nicht durch eine vom Bundesrath erlafiene 
—— getroffen werben, von den einzelnen Landesregier 
ungen erlaften. 

8 84. Welche Behörden in jebem Bundesſtaate unter ber Bezeid: 
nung: höhere Berwaltungsbehörde, untere Berwaltungsbehörde, Gemeinde: 
behörde, Gemeindevorſtand, Bericht erfter Inftanz zu verftehen find, wird ven 
der Gentralbehbörde des en befannt gemacht. 

8 85. Durch dieſes Geſetz werben die Beſtimmungen bes Geſehes v. 
4. Mai 1870, betreffend die Eheichliekung und die Beurkundung bes Per 
fonenftandes von Reichdangehörigen im Auslande, nicht berührt. Der Reicht 
fanzler kann einem bdiplomatifchen Bertreter oder einem Konful des Deutſchen 
Reich die allgemeine Ermächtigung zur Bornahme von Eheſchließungen und 
zur Beurkundung der Geburten, Heirathen und Sterbefälle, wie für Reicht 
angehörige, jo auch für Echuggenofien extheilen. Dieſe Vorſchrift tritt mil 
dem 1. März 1875 in Kraft. 

Gebühren:Tarif. I. en find die nad 88 49 und st 
oder zum Zwecke ber Taufe oder der Beerdigung ertheilten Beicheinigungen. 
I. Un Gebühren kommen zum Anfaß: 1) für Borlegung der Regifter zur 
Kinficht, und zwar für jeden Jahrgang eine halbe Mark, Far mehrere Jahr: 
gänge zufammen jedoch höchſtens ein und eine halbe Mark; 2) für die jchrift: 
liche Ermächtigung nach 8 43 unb für jeden beglaubigten Auszug aus den 
Regiftern mit Einjchluß der Echreibgebühren eine halbe Marl. Vezieht ſich 
ber Auszug auf mehrere Eintragungen und erfordert derjelbe das Nachſchlagen 
don mehr ala einem Jahrgange der Regifter, für jeden weiter nachzujchlagen: 
den Jahrgang noch eine halbe Mark, jedoch zufammen höchſtens zwei Marl. 


Dazu kommen ergänzend folgende weitere Reichsgeſetze: 


a. Geſetz, betreffend bie —— und Beurkundung des Perionen 
ſtandeß von Bundeßa im Unslande. Dom 4. Mai 1870) 

I. Allgemeine Beftimmungen. 8 1. Der Bunbesfanzler kam 

einem diplomaliſchen Vertreter des Bundes für das ganze Gebiet bes Staates, 
bei deffen Hofe oder Regierung derſelbe beglaubigt ift, und einem Bundes 
konſul für deſſen Amtsbezirk die allgemeine Ermächtigung ertheilen, bürger 
ich giltige Eheichließungen von Yundesangehörigen vorzunehmen, und bie 
Geburten, Heirathen und Sterbefälle von Bundesangehörigen zu beurkunden. 
82. Die zut Eheichließung und zur Beurkundung bed Perjonen: 
ftandes ermächtigten Beamten ($ 1) haben über die Beurkundung von Ge 
burten, Heirathen und Sterbefällen getrennte Regifter zu führen. Die vor 
tommenden Fälle find in protofollariicher Form unter fortlaufender Nummer 
in die Regijter einzutragen. jedes Regifter wird in zwei gleichlautenden 
Driginalien nad einem Formulare geführt, welches von dem Bundeskanzler 
vorgeichrieben wird. Tas Formular foll — alle Beamte ein übereinflim: 
mendes fein. Am Jahresichluffe hat der Beamte die Regifter abzuſchließen 


REEL. Böltea a. O. S. 221-224. 
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und das eine Exemplar berfelben dem Bundeskanzler einzufenden. Gleich» 
zeitig bat ex ben Regierungen ber einzelnen Bundesſtaaten aus den Regiftern 
einen Auszug der Fälle mitzutheilen, welche Angehörige berjelben betreffen. 
Wenn im Laufe des Jahres in ein Regifter eine Eintragung nicht erfolgt 
iſt, To Hat der Beamte eine amtliche Beicyeinigung hierüber am Jahresſchluſſe 
dem Bundeskanzler einzufenden. 

N. Eheſchließung und Beurkundung derfelben. 88. Ber 
Schliekung der Ehe muß das Aufgebot vorangehen. Bor Beginn desſelben 
find dem Beamten die zur Eingehung einer Ehe nad) den Geſetzen ber ge 
math ber Verlobten nothiwendigen Erforderniſſe als Be nachzuweiſen. 
Insbeſondere haben die Verlobten in beglaubigter Form beizubringen: 1) ihre 
Geburisurkunden; 2) die zuſtimmende Erklärung derjenigen Perſonen, deren 
Einwilligung nad) den Geſetzen ber Heimath der Verlobten erforderlich iſt. 
Der Beamte kann die Beibringung diefer Urkunden erlaffen, wenn ihm die 
Thatſachen, welche durch diejelben eftgefteit werben follen, perjönlich bekannt 
oder auf andere Weile glaubhaft ——— find. Auch kann er von uns 
bedeutenden Abweichungen in den Urkunden, beifpielaweife von einer ver: 
ſchiedenen Echreibart der Namen, ober einer Verichiedenheit der Vornamen 
abjeben, wenn in anderer Weiſe die Jdentität der Betheiligten feftgeftellt 
wird, Der Beamte ift berechtigt, den Verlobten die eidesſtattliche Verſiche⸗ 
rung über die Richtigkeit dev Thatſachen abzunehmen, welche durch die vor: 
Tiegenden Urkunden ober die font beigebrachten Beweismittel ihm nicht als 
hinreichend feitgeftellt erſcheinen. 

8 4. Tas Aufgebot gejchieht durch eine Befanntmacdhung des Beamten, 
welche die Vornamen, die Tyamiliennamen, das Alter, den Stand oder das 
Gewerbe und ben Wohnort der Verlobten und ihrer Eltern enthalten muß. 
Diefe Belanntmahung muß an der Thüre oder an einer in die Augen fals 
lenden Stelle vor oder in ber Kanzlei des Beamten eine Woche hindurch aus⸗ 

gehängt bleiben. Erjcheint an dem uk de3 Beamten eine Zeitung, fo 
ift die Belanntmachung außerdem einmal darin einzurüden, und die Ehe⸗ 
Ihliegung nicht vor Ablauf bes dritten Tage von dem Tage an zulälfig, 
an welchem das die Belanntmachung enthaltende Blatt auögegeben ift. Unter 
—X an dem bezeichneten Orte erſcheinenden Zeitungen Hat der Beamte 


ie 
8 5. Wenn eine der — Perſonen innerhalb der letzten 
ae ihren Wohnfig außerhalb des Amtsbereichs ($ 1) des Beamten 
a t bat, jo muß die — des Aufgebots auch an dem früheren 
ohnfitze nach den dort geltenden Vorſchriften erfolgen, oder ein gehörig be: 
glaubigtes zu ber Obrigkeit des früheren Wohnortes barüber beigebracht 
werden, daß daſelbſt Ehehinderniſſe in Betreff der einzugehenden Ehe nicht 
bekannt feien. 

86. Der Beamte kann aus bejonberd dringenden Gründen von bem 
Aufgebote (88 4 u. >) anz bispenfiren. 

87. Die jehung ber Ehe erfolgt in Gegenwart von zwei Zeugen 
durch die an bie Verlobten einzeln und nadeinane gerichtete feierliche Grage 
de3 Beamten: ob fie erflären, daß fie bie Ehe mit bem gegenwärtigen anderen 
Theile eingehen tollen, und burch die bejahende Antwort der Verlobten und 
durch den hierauf erfolgenden Ausſpruch bed Beamten, daß er fie nunmehr 
fraft des Gef für rechtmäßig verbundene Eheleute erkläre. 

8 8. Die Ehe erlangt mit dem Abjchluffe vor dem Beamten bürger: 
liche Gültigkeit. 

89. Die über die geichloffene Ehe in die Regiſter einzutragende 
Urkunde (Heiratha:Urkunde) muß enthalten: 1) Bors und Familiennamen, 

Zorn, Eammlung db. n. Kirchengeſetze ac. 5 
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Stantsangehörigkeit, Alter, Stand oder Gewerbe, Geburts: und Wohnort 
ber bie Ehe eingehenden Perfonen; 2) Bors und Familiennamen, Alter, Stand 
oder Gewerbe und Wohnort ihrer Eltern; 3) Vor⸗ und Yamiliennamer, 
Alter, Stand ober Gewerbe und Wohnort der zugezogenen Zeugen; 4) du 
auf Befragen bed Beamten abgegebene Erflärung der Verlobten, ſowie bie 
lade Verkündigung ihrer Verbindung; 5) die Unterfchrift der anweſenden 
onen. 

10. Die vorftehenden Beftimmungen über bie Eheichließung ($$ 3 
bis 9) finden auch Anwendung, wenn nicht beide Verlobte, ſondern nur eine 
berjelben ein Bundesangehöriger ift. 


IH. Geburt3urtunden 8 11. Die Eintragung der Geburt einei 
Kindes kann von dem Beamten nur vorgenommen werden, nachdem ſich ber 
ſelbe durch Vernehmung des Baterd des Kindes oder anderer Perfonen die 
Deberzeugung von der Richtigkeit ber einzutragenden Thatfachen verſchafft hat. 
Diefe Eintragung muß enthalten: 1) den Ort, den Tag und bie Stunde der 
Geburt; 2) das Geſchlecht bed Kindes; 3) die ihm beigelegten Bornamer; 
4) Vor: und Familiennamen, Staatsangehörigkeit, Stand oder Getverbe, je 
wie beu Wohnort der Eltern und ziveier bei ber Eintragung zuzuziehender 
Zeugen; 5) die Unterfchrift des Vaters, wenn ex anweſend ift, and der dor: 
gedachten Zeugen. 

IV. Urkunden über Sterbefälle 8 12. Die Eintragung ein! 
Todesfalls in die Regifter erfolgt auf Grund der Erklärung zweier Zeuge. 
Sie muß enthalten: 1) Bor: und Familiennamen bed Berftorbenen, deſſen 
Etaatsangebörigfeit, Alter, Stand oder Gewerbe, Wohn: und Geburtdot; 
2) Bors und Familiennamen feines Ehegatten; 3) Vor⸗ und Familiennamen 
Staatdangehörigkeit, Stand oder Gewerbe und Wohnort der Eltern bes Ber: 
ftorbenen; 4) Ort, Tag und Stunde des erfolgten Todes, foweit biefe Ber 
hältniffe befannt find; 5) Vor⸗ und Familiennamen, Alter, Stand ober & 
werbe und Wohnort der Zeugen, welche die Erklärung abgeben, und, wem 
—— bed Verſtorbenen find, den Grad ihrer Verwandtſchaft; 6) Unter: 

rift der Zeugen. 

V. Sählußbeftimmungen. & 18. Inſoweit durch bie Gelck 
eines Bunbeaftaate den diplomatischen Vertretern und Konfuln in Anjehung 
der Eheichließungen, ſowie der Beurkundung der Geburten, Heirathen um 
Sterbefälle der Angehörigen dieſes Staates von einer befonderen Ermägtt: 

ung nicht abhängige oder ausgedehntere Befugniffe, als die im gegentmärtigen 

jete beflimmten, beigelegt find oder künftig beigelegt werden, fliehen biek 
Befugnifle für die bezeichneten Angehörigen auch ben biplomatifchen Ber 
tretern de8 Bundes und den Bunbestonfuln zu. 


— ben Beamten des Bundes überwieſenen Geſchäfte und insbeſondere für 


b. 8 581 des RBB. ift erfeßt durch $ 67 bes Geſetzes vom 6. Fe 
ruar ä 

c. Verorbuung, beit. Die Beurkundung ben Gierbefällen ſolcher Mi 
Iitärperfonen, wel an Bora Der in Dienfi geflellten Shift 
— — Marine befinden. V. 4. Nov. 1875') 


1) R.G.Bl. 1875 Ar. 30, 
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d. AnstührungsVBerorbuung des Bunnesraibs zum Gel. v. 6. Februar 
en 22. —* 18751). — 


84. 
1. Sand), 

Nachdem das i. %. 1859 zwiſchen der badifchen Regierung 
und der römifchen Curie vereinbarte Concordat durch die Energie 
der Volfsvertretung befeitigt worden war, unternahm bie Regierung 
die Regelung der ftaatskirchlichen Berhältniffe auf dem Wege des 
Geſetzes. Bereits i. J. 1860 wurden den Kammern fech® Geſetzent⸗ 
würfe, welche dahin abzielten, vorgelegt. Die badifche Regierung 
bat das große Verdienft, zuerft in dieſer Beziehung den richtigen 
Meg eingeichlagen und troß aller Schwierigkeiten und Hinderniffe 
mit unbeugjamer Eonfequenz verfolgt zu haben. Der twichtiafte jener 
ſechs Geſetzentwürfe wollte die Verhältniffe der Kirchen im Staate 
genau ordnen, nicht durch vieldeutige Phrafen nach dem Mufter der 
vom Tiberaliamus i. %. 1848 empfohlenen und vom Ultramontanis- 
mus freudigft angenommenen Recepte, wie fie auch noch in ber 
preußifchen Verfaffungsurfunde Aufnahme fanden, jondern durch eine 
Reihe klarer und genauer Specialbeftimmungen. Die erwähnten 
Geſetzentwürfe, welche am 21. Mai 1860 der Ständeverfammlung 
vorgelegt wurden, betrafen folgende Materien: 1) die rechtliche Stel- 
lung der Kirchen und Tirchlichen Vereine im Staate; 2) die theil- 
weife Aufhebung bes Geſetzes vom 24. Februar 1849, den Verzicht 
der Hrn. Yürften von Fürſtenberg und von Leiningen auf die Ge- 
richtsbarkeit, Polizei und Patronatrechte betr.; 3) die bürgerliche 
Standesbeamtung in Ausnahmefällen ; 4) die Ausübung der Erzieb- 
ungdrechte in Bezug auf die Religion der Kinder; 5) die Beſtrafung 
don Amtsmißbräuchen der Geiftlichen ; 6) die Gewährung des Schutzes 
der Berfafjung für das Geſetz über die rechtliche Stellung der Kirche 
und firchlichen Vereine im Staate. 

-Den Gedanken einer „Trennung don Staat und Kirche”, wie 
fie der vulgäre Liberalismus d. J. 1848 gewollt, hatte die Regierung 
biebei vollftändig aufgegeben, zwar follte die Kirche in ihrem inneren 
Leben völlig frei und unbeengt bleiben, aber fie follte unter jeder 
Bedingung der Souveränetät des Staates untertvorfen fein und 

1) Vöolk Comm. ©. 187 ff. 

?) Ueber bie Entwidelung ber neueren Tirchenftaatörechtlichen Geſeßz⸗ 


gebung in Baden vgl. Friedberg: ber Staat u. bie Tatholifche Kirche in 
Baden. 2. Aufl. Leipzig 1874. 


3* 
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überdies follten die Berührungspunkte zwifchen Staat und Kirche 
möglichft vermindert und dadurch Reibungen zwijchen beiden Theil 
möglichft verhindert werden; der Kirche wurbe eine feſte ſtaatsrechtliche 
Stellung gegeben, anderjeit® aber wurden auch die Rechte der Staats⸗ 
gewalt mit fefter Hand ergriffen. Dies waren die Grundgedanten 
der Gejehgebung des J. 1860; die fünf erften der oben genannten 
Geſetzentwürfe wurden faft unverändert angenommen und am 9. CH. 
als Geſetze publicirt; auf ihnen beruht die jpätere Entwidlung de 
badifchen Staatskirchenrechts, obwol der Erzbifchof und auf feine An 
regung der ganze babifche Klerus gegen die-neuen Gefeße proteftirten. 

Die Durchführung der Geſetze führte zu mehrfachen ſchweren 
Conflikten mit der Freiburger erzbifchöflicden Curie; die Regierung 
aber bebarrte mit ficherer Conſequenz auf dem eingefchlagenen Bey, 
traf mit Energie die ihr nothwendig fcheinenden Maßregeln und 
ignorirte im Uebrigen die Proteftationen des Erzbiſchofs. 

Einen weiteren Schritt in Aufrichtung des neuen Tirchenflant* 
rechtlichen Syftemes in Baden bezeichnet die Einführung der obli⸗ 
gatoriſchen Civilehe. Das dritte der i. J. 1860 erlaſſenen Geſeh⸗ 
hatte die fog. Nothcivilehe eingeführt; die Standeebuchführung wur 
den Geiftlichen belafien. Das Orbinariat aber verbot den Geil: 
lichen, Notbeivilehen, welche nur „Concubinate” feien, in die Stande* 
bücher einzutragen’). Den hieraus erwachjenen Eonflicten wurde mit 
Geſetz vom 1. Februar 1870, das die obligatorifche Eivilebe ein 
führte, ein Ende gemacht. Troß der heftigſten klerikalen Agitation 
nahm das Bolt mit größter Rube die neue Injtitution an. — 

Den ſchwerſten Kampf führte die Freiburger Curie gegen dei 
Geſetz über den Elementarunterricht. Nach gejehlicher Beftimmung 
v. %. 1860 hatte der Staat das ganze öffentliche Unterrichtsweſen 
an fi) genommen, alle Unterrichtäanftalten feiner Aufficht unter: 
worfen, der Kirche aber Leitung und Aufficht des Religiongunterrichte® 
übergeben, jedoch unbefchabet der einheitlichen Oberleitung des gr 
fammten Schulwefens. Der erzbifchöflichen Forderung gegenüber, 
daß die ganze „Erziehung“ von der Kirche zu leiten jei, verhielten 
fi) Regierung und Stände ablehnend, der confeffionelle Charakter 
ber Volksſchule jollte jedoch, wie ausdrücklich betont wurde, gewahrt 
bleiben. Die Wahrnehmung der ftaatlichen Befugniffe wurde einem 
neu errichteten Cherftudienrathe übertragen. Gegen dieſe Regelung 


1) Urkunden bei Friedberg 315 ff. 
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der Schulverhältniffe richtete fich alsbald die Heftigfte Flerifale Agi⸗ 
tation, welche Seiten® der Regierung zu einer Reuorbnung der Schul- 
aufficht durch weltliche Ortsfchulräthe führte. Das betr. Geſetz er⸗ 
wuchs am 29. Yuli 1864 in Rechtskraft und am 8. März 1868 
ergieng das umfaflende Geſetz über den Elementarunterricht, welches 
diefen letzteren auf Grund der angegebenen Principien neu ordnete. 
Das Ordinariat proteftirte,. jchließlich aber gab man nad) und im 
J. 1870 erfolgte allgemein der Eintritt der Geiftlichen in die Orts⸗ 
ſchulräthe; die Kirche wirkt feit 3. Juni 1871 zur Ausführung des 
von ihr fo Hart angefochtenen Schulgefeges mit. 

Meiter ergieng ein Gejek über die Errichtung und Verwaltung 
der Stiftungen; die Regierung fand in bdiejer Frage nicht nur von 
ultramontaner Seite, fondern auch anderweitig heftige Oppofition. 
Die Verwaltung des Vermögens ber Tirchlichen Stiftungen follte der 
Kirche unter der Oberaufficht des Staates verbleiben; dagegen hin⸗ 
fichtlich der milden und Schulftiftungen wurde ein Recht der Kirche 
auf Theilnahme an der Vermögensverwaltung nicht anerkannt. 

Durch die Neugeftaltung Deutichlands und die in Folge der⸗ 
felben thätig gewordene Reichsgeſetzgebung mußte die kirchenſtaats- 
rechtliche Gefebgebung Baden? mehrfache Modificationen erleiden ; 
das Eherecht wurde größten Theil reichagefeßlich geregelt, wodurch 
bie bezüglichen badifchen Geſetze außer Kraft traten’); das Strafrecht 
gieng ebenfalls in die Competenz des Reiches Über, wodurch eine 
theilweife Aufhebung, theilweife Aenderung der badifchen Gefebgebung 
nothwendig wurde; die lebtere erfolgte Hauptfächlich durch Geſetz v. 
19. Februar 1874. Weiter wurden auch noch mehrfache Abände- 
rungen und Ergänzungen der anderen früheren Geſetze durch bie 
Zandesgefeßgebung vorgenommen. Endlich wurden noch durch Geſetz 
v. 15. Juni 1874 die Rechtsverhältnifie der Altkatholifen geordnet. 

Die badifche kirchenftaatsrechtliche Geſetzgebung, welche dermalen 
in Kraft fteht, gruppirt fich denmach folgendermafien: - 


1. ‚die Stellung Ber uns fi Vereine im 
—— » Don 9, Oktober 1860. — 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 8 1. Der vereinigten evange⸗ 


1) Durch ein Geſetz v. 9. December 1875 brachte Baben feine Landes: 
geſetzgebung mit dem Reichscivilehegeſetze in ung erſteres Geſet ift 
weſentlich nur redactioneller Natur, ſeine textgetreue Wiedergabe in dieſer 
Sammlung deshalb unterlaffen. 

) Sriedberg a. a. S. Uff. S. 238 f. Zheilweife geändert und 
ergänzt durch Gef. v. 19. Febr. 1874. S. unten Rx. 11. 
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Lifch-proteftantifchen und der römifchskatHolif Kirche ift dad Recht öffent: 
— ee mit dem Rechte der öffentlichen Gottesverehrung ge: 
währleiftet. 

8 2. Die Befugniffe der übrigen Religionsgemeinfchaften, welche bis: 
her aufgenommen oder gebuldet waren, richten fich nach den ihnen ertheilten 
beiondern Berwilligungen. i 

8 8. Die Bildung religiöfer Vereine ift geftattet. Ihre Verfaffung 
und ihre Belenntniß darf den Staatage| und der Sittlichleit nicht wider⸗ 
ſprechen. Es ſteht ihnen das Recht der freien gemeinfamen Gottesverehrung 
unter dem Schutze des Staates zu. 

5 4. Die Religionsverichiedenheit ift kein bürgerliches Ehehindernif. 
Fuür jede nach den Staatögejeken zuläffige Ehe muß eine rechtliche Form ber 
Eingehung durch das Gejek gewährt fein. 

8 5. Diejenigen, weldden nach ben bürgerlichen Geſetzen die Erzieh⸗ 
ungsrechte zuftehen, haben zu beftimmen, in welcher Religion die Kinder er: 
zogen werden follen. Die näheren Berfügungen bleiben einem befonberen 
Geſetze vorbehalten. 

8 6. Das Öffentliche Unterrichtäwejen wird dom Staate geleitet. 
Andere Unterrichts: und Erziehungsanftalten ſtehen unter der Aufficht ber 
Staatöregierung. 

II. Beſondere Beitimmungen über bie wen Stel: 
lung der vereinigten evangelifch-proteftantifgen und ber 
römiſchekat holiſchen Kirche. 8 7. Die vereinigte evangelifch-proteflan: 
tiſche und die xömiichstatholifche Kirche orönen und verwalten ihre Ange 
—— frei und ſelbſtaͤndig. Der Verkehr mit den kirchlichen Obern ıf 
ungehindert. 

8 8. Die Kirchenämter werden durch die Kirchen ſelbſt verliehen, ur 
beichadet der auf öffentlichen oder auf Privatrechtätiteln wie insbeſondere 
dem Batronate beruhenden Befugniffe. 

2 Die Kirchenämter können nur an Solche vergabt werben, welche 
bad badiſche Staat3bürgerrecht befigen oder erlangen und nicht von ber 
Gtaatöregierung unter Angabe bes Grundes als ihr in bürgerlicher ober pe 
litiſcher een Dune mipfällig erklärt werden. Die Zulaffung zu einem 
Kirchenamt ift regelmäßig durch den Nachweis einer allgemein wiftenicaft: 
lichen Borbildung bedingt. Der Umfang berjelben und die Art des 

weiſes werden durch eine Verordnung beftimmt !). Ei 

8 10. Tas Vermögen, welches kirchlichen Bebürfnifien, fei ® 
be3 ganzen Landes ober gewiffer Tiftrikte oder einzelner Orte gewidmei if, 
wird unbeichadet anderer Anordnungen durch die Stifter, unter gemeinjamer 
Leitung ber Kirche und bes Staats verwaltet. Bei ber Verwaltung dei 
kirchlichen Diſtrikis⸗ und Ortsvermögens müflen bie berechtigten &emeinden 
vertreten fein. F 

8 11. Ohne Genehmigung ber Staatsregierung Tann kein wlı 
giöfer Orden eingeführt und keine einzelne Anſtalt eines eingeführten Crben! 
errichtet worden. Dieje Genehmigung ift widerruflich?). 

8 12. Den Religionsunterricht überwachen und beforgen bie Kirchen 
für ihre Angehörigen, jedoch unbeichadet ber einheitlichen Leitung der In: 


1) Text berjelben bei Friedberg S. 270 f. Später modificiri 


S. 557. 
2) Ergängt buch) Gef. v. 2. April 1872, die Abhaltung von Wil 
onen betr. . unten Rr. 10. 
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terrichts⸗ und Erziehungsanftalten. Die Kirchen find befugt, Bildungs: 
R ig für Diejenigen, welche fi) dem geiftlidden Stande widmen, zu 
erricht 

8 18. In ihren bürgerlichen und flaatöbürgerlichen Beziehungen 
bleiben bie Kirchen, beven Anftalten und Diener den Staatsgeſetzen unter: 
worfen. Seine Kicche kann aus ihrer Berfaffung ober ihren VBerorbnungen 
Befugnifle ableiten, en mit der Hoheit bes Staat? oder mit den Staats: 
geſetzen u en eben. 

8 14. Tas den kirchlichen Bebürfnifien und Anflalten gewidmete 
Dermögen unterliegt den ir n bes Staats, insbeſondere auch jenen über 
bie Öffentlichen Abgaben und alten, 

$ 15. Seine Berorbnung ber Kirche, welche im ——— oder 
ſtaatsbürgerliche Verhältniffe eingreift, kann rechtliche Geltung in Anſpruch 
nehmen oder in Vollzug gelegt werden, bevor fie bie Genehmigung bes 
Staats erhalten hat. Ale Firclichen Berordnungen müflen gleichzeitig mit 
ber Verkündigung der Staatöregierung mitgetheilt werben. 

8 16 — ngen und Erkenntnifſe der Kirchengewalt können 
gegen di Treiheit oder das Vermögen einer Perfon tiber deren Willen 
nur don der Staatögewalt und nur unter ber Vorausſetzung vollzogen 
werben, daß fie von der zuftändigen Staatsbehörbe für vollzugsreif erflärt 
worden 2 

Schlußbeſtimmung. $ 17. Das I. Eonftitutiongedict vom 
14. Mai 1807 und alle Gefetze und Verordnungen, bie mit obigen Beſtim⸗ 
mungen nicht vereinbar find, tmerden aufgehoben. Die landesherrlichen Pas 
tronate und die Verordnung über bie Verwaltung des kirchlichen Vermögens 
bleiben in ihrer bisherigen Wirkfamteit, bis im Wege der Verordnung ihre 
Aufhebung in Bollzug gejekt wird. 


2. un. nie fheilweiſe Aufhebung Des u. bom 24. Februar 1849, 
Den Verzicht Der Herren Fürſten bon Zürflenberg und von Rei 
auf Die Gerichtsbarkeit, Polizei und Patronaisredht bes 

1), Dom 9. Oktober 1860. 


8. Geſett, die bürgerlide er in Ansuchmefällen betref⸗ 

jend. Dom 9. Oftober 1 

Nunmehr aufgehoben Ma die Beftimmungen bes Reichsge⸗ 

fees über Beurkundung des Perjonenftandes und Eheſchließung. 

4. Geſetz, Die es Der Erziehungsredgte in hai auf Die Reli⸗ 
gion Der Kinder betreffend. * m 9. Oktober 

4 1. Sn a Reli igio ion bie Kinder erzogen werben ſollen, beſtimmt 

bei ehelichen Kindern ber Vater, bei unehelichen Kindern, fie ſeien vom 

Vater anerkannt oder yo die Mutter, ift eine Beftimmung hierüber nicht 

geixoffen, fo folgen bie ehelichen Kinder der Religion des Dolers, die unehe⸗ 

lien Kinder der Religion dev Mutter. 

2. Sind die Eltern unbelannt, jo entfcheidet über die religidfe 
Erziehung de3 Kindes ber Vormund mit Zuftimmung der Staatsbehörde 
nach eingeholtem Gutachten des Ortövorgefegten und Waiſenrichters. 

5 8. Eine Aenderung in der religidfen Erziehung der ehelichen Kinder 
fieht der Mutter zu, wenn auf fie dad Recht der Erziehung übergegangen 
ift; eo kann fie diefe Aenderung nur mit Genehmigung der Staatsbehörde 


1) Tert bei Geben aa. O. ©. 238. 
3) Text bei Friedberg a. a. D. 





40 Die neuere Tirchenpolitiiche Geſetzgebung. 


nach erhobenem Gutachten bex nächften beiberjeitigen Verwandten, bes Orts 
vorgejekten und Waijenrichters vornehmen. 

4. Bei Wailen darf eine Veränderung ber Religion nur aus be 
fonber3 erheblichen Gründen mit —— ber höheren Staatsbehörbe 
und nach eingeholtem Gutachten der nächiten beiberfeitigen Berwanbten, des 
Ortsvorfteherd und Waiſenrichters eintreten. 

8 5. Jedem, ber das 16. Lebensjahre zurückgelegt hat, ſteht die Wahl 
der Religion frei. 

8 6. Die vor Verkündung dieſes Gejehes durch Vertrag beftimmte 
religiöfe Erziehung ber Kinder kann mit Zuftimmuug beider Elterntheile 
geändert werben. Ein Einjchreiten ber Stantsbehörde findet nur auf An: 
rufen eines ElterntHeila ftatt. Nach dem Tobe eines Elterntheils treten die 
Beftimmungen ber $8 1 und 3 dieſes Gejehes in Wirkſamkeit. 


5. Geſetz, bie Bellre von Amtsmißbräuchen Der Geiftlicden betr.') 
Dom 9. Dftober 1870. 
Nunmehr aufgehoben burh REtGB. 8 1308, ſowie durch bie 
Beitimmungen bed Gel. vom 19. Tyebruar 1874. 
6. ‚ vie Beurfunbungen Des 5 Standes und Bie 
— en bei ——* en Vom 5. en 
Nunmehr aufgehoben durch das Reichsgeſetz vom 5. Februat 
1875 gleichen Betreffes. 


7. Gele, Die Auffichtsbehörden für Die Vollsſchulen betreffend. Vom 
29, Juli 1864). 


8 1. Die örtliche Aufficht über die Volksſchule wird Durch den 

Ortsſchulrath beforgt. 
8 2. Der Ortsfchulcath für die confeffionellen Volksſchulen befteht 
aus: a) bem Ortöpfarrer ber betreffenden Eonfelfion. Sind mehrere Pfarrer 
diefer Eonfeffion qn einem Orte angeftellt, jo fann die Kirchenbehörde ben: 
jenigen Ortspfarrer bezeichnen, welcher zum Gintritt berechtigt iſt; b) dem 
Bürgermeifter oder einem von bem Gemeinberath aus feiner Mitte zu be 
eichnenden Stellvertreter; c) dem Schullehrer ober, wo mehrere angefſtellt 
And, dem bon der Schulbehörbe zu bezeichnenden Schullehrer; d) drei, vier 
oder fünf gewählten Mitgliedern, je nachdem die Schulftelle erſter, zweiter 
oder dritter Klafſe ift. Eines diefer Mitglieder wird durch den Gemeinde: 
rath und Eleinen Ausſchuß, die anderen werden burch bie verheiratheten und 
verwittweten Männer der Schulgemeinde uns ben mindeſtens 25 Jahre alten 
Ortseinwohnern der betreffenden Eonfeffion gewählt. Der Pfarrer ift zum 
a. R- 2 Ortsſchulrath berechtigt, die unter b bis d Genannten find 
zu verpflichtet. 

8 8. Der Ortsſchulrath für eine gemifchte Schule befteht aus: a) den 
Ortspfarrern (8 2 a), je einem für eine beteiligte Sonfeffion; b) dem Bür- 
germeifter oder dem Stellvertreter befielben ($ 2 b); c) den Schullehrern, je 
einem für eine betheiligte Confeſſion ($ 2 c); d) aus zwei, bier oder je? 
durch die Ortseinwohner ber Schulgemeinde (3 2 d) in der Weiſe gewählten 
an daß jebe betheiligte Confeſſion durch eine gleiche Zahl ver: 
reten ift. 


1) Text bei Sehens a. a. O. S. 23. 

Text bei Friedberg a. a. O. ©. 322 ff. 

3) Friedberg a. a. O. S. 74 ff. S. 345 f. Ergänzende Verord⸗ 
nung ©. 562 ff. 
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8 4. Die Wahlen in ben Ortsfchulrath (8 2 und 3) finden für je 

ſechs Jahre ftatt. Die Verweigerung ber Annahme ber Wahl ohne einen ges 
nügenden Entſchuldigungsgrund zieht eine fir Ortsſchulzwecke zu verwendende 
. —58*— von 25 bis 50 fl. nach ſich, welche auf Antrag des Ortsſchulraths 
von der Stantsvertwaltungsbehörde ausgeiprochen wird. 

8 5. Der Vorfibende des Ortsſchulraths wird aus ber Mitte des⸗ 
jelben für je ſechs Jahre durch die Staatsregierung ernannt. Die Schullehrer 
tönnen nicht zu Vorfigenden des Ortsſchulraths ernannt werden. Auch haben 
fie den Berathungen ce anzuwohnen, wenn es f um ihre perfönlichen 
Verhältnifie handelt. en bdienftwidrigen Verhaltens tönnen einzelne 
Mitglieder des Ortsſchulraths aus bdemfelben ausgeichloffen und ber Vor⸗ 
figende von ber Vorſtandſchaft entfernt werben. 

6. Der Ortsſchulrath verwaltet da8 örtliche Schulvermögen. Bei 
— Schulen wird das confeſfionelle Schulvermögen unter Zuzug des 

ürgermeiſters oder ſeines Stellvertreters durch die betreffenden ontefkonds 
angebörigen in dem ——— verwaltet. 

87. Zur Beauffichtigung einer größeren Anzahl von Schulen wer: 
ben Kreisfchulräthe ernannt. Diejelben jollen zugleich den bienftlichen Ders 
fehr der Ortsſchulräthe und der Lehrer mit der Oberſchulbehörde vermitteln 
und ein erſprießliches Zuſammenwirken zwifchen ber Schulbehörde und ben 
Kreiöverfammlungen für Kreizfchulanftalten, Waifenhäufer und Rettungs⸗ 
anftalten (Geſetz über die Organifation der inneren Verwaltung vom 
5. Oftober 1863, 8 41, 3) Herftellen. Die Oberjchulbehörde iſt bevechtigt, 
auch andere ſachkundige Männer mit der Prüfung von Volksſchulen aus: 
Hilfsweife zu beauftragen. 

8. Jede Kirche Tann für die Ueberwachung bes Religionsunters 
richts ihrer Angehörigen in ber Zul ihre eigenen Auffichtsbeauten 
ernennen und durch diefelben Prüfungen des Religionsunterricht3 vornehmen 
und ſich Bericht erftatten laſſen. Die Anberaumnng biefer Prüfungen und 
bie an die Schullehrer gerichtete Verbeſcheidung berielben, ſowie überhaupt 
bie V ungen der Kirchen in Betreff des Religionsunterricht? in ben 
Volksſchulen geichehen durch Vermittlung der oberen Schulbehörden, welche 
biefelben, fofern fie nicht? mit ben allgemeinen Echulordnungen Unverein⸗ 
bares enthalten, zur —— 

89 Das Miniſterium des Innern iſt mit dem Vollzuge dieſes Ge: 
ſehes beauftragt. F 
8. Geſetz, den Elementaruuterricht betreffend. Dom 8. März 1868 '). 


Dur Geſetz dv. 2. April 1872 erhielt 8 109 bes alleg. Gel. den 
Zufag: „Mitgliedern eined veligiöfen Ordens oder einer ordensähnlichen 
religidien Eongregation ift jede Lehrwirkſamkeit an Lehr: und Erziehungs: 
auftalten im Großherzogthum unterlagt. Die Staatsregierung ift ermächtigt, 
für — Perſonen in widerruflicher Weiſe Nachſicht von dieſem Verbot 
zu ilen.“ 


9. Geſetz, Die Rechtsverhältniſſe und Die Verwaltung von Stiftun 
betreffend. Vom 5. Mai 1870.) i Pr 





1) Der Tert dieſes Geſetzes ift zur Aufnahme in diefe Sammlung zu 
3 und gehört zum — Theile nicht unmittelbar in dieſel 
Dal. Bad. G. Bl. dv. 8. März 1868. Friedberg S. 74 ff. 403 ff. 415 ff. 
420 fi. = re — EN — a L Die früher 

2) Friedberg ©. 138 ff. 4 . Die ergangene 
Verordnung S. 456 h. 
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I. Abſchnitt. Allgemeine Beftimmungen. 8 1. Zur Errid: 
tung neuer Stiftungen als felbfiftändiger Rechtsſubjekte iſt Staatägenehmi: 
gung erforderlich. Dieſelbe ift uur ſolchen Stiftungen zu extheilen, 
einem öffentlichen, ſei e8 Tirchlichem oder weltlichen Zwecke gewidmet, ſowie 
ben Gefjegen, den guten Sitten und dem Staatzwohle nicht zuwider find. 
Ter ſtaatlichen Genehmigung bedürfen ferner und find in ihrer vechtlichen 
Wirkſamkeit durch fie bedingt alle Schenkungen und le, twilligen Berfügungen 
zu Gunſten ſchon beftehender Stiftungen oder anderer juriftilcher Perfouen. 

8 2. Durd bie er Genehmigung erhalten die Stiftungen je 
riftifche Perfönlichleit. Ihre Verwaltung unterliegt, feien fie kirchliche oder 
weltliche Stiftungen, in allen {Fällen ber Oberauflicht der Staatsbehörden. 

$8. Bon den bei Berlündung dieſes Geſetzes vorhandenen Stiftungen 
gelten als Tirchliche 1) diejenigen, deren Dermögen zur Befriedigung fir: 
licher Bebürfniffe einer Religionggemeinichaft beftimmt ift, 2) bie Stehungen 
zum Bortheile von Bildungsanftalten, welche nach Maßgabe der Gejege von 
den Kirchen errichtet wurden, 3) diejenigen Stiftungen, namentlich aud bie 
zur Armenunterflükung oder Krankenpflege beftimmten, welche durch die Ber: 
ordnung dom 20. November 1861 8 5 lit. a J— die 
vom 28. Februar 1862 $ 6 lit. a allgemein ala kirchliche anerkannt worden 
find, 4) diejenigen Stiftungen, welche vor Verkündung dieſes Geſetzes durch 
Bereinbarung der zujtändigen ſtaatlichen und Firchlichen Auffichtsbehörden 
ausdrücklich und beionders als kirchliche anerkannt ober durch vechtäfräftig 
gewordene richterliche Entſcheidung als kirchliche erklärt worden find. Alle 
anderen bei Berlündbung biejed Gejekes vorhandenen Stiftungen find 


weltliche. 

54 Die ame Zeit ber Verkündung dieſes Geſetzes vorhandenen ge: 
mifchten d. h. teils kirchlichen, theils weltlichen Zwecken gewidmeten Shi: 
tungen bleiben in dieſer ihrer Eigenichaft unter ber jeitherigen Verwalkung 
fortbeftehben. Die weltlichen wie die Tirchlichen Auffichtsbehörden Zönnen 
jederzeit die Trennung ſolcher gemifchten Stiftungen verlangen, im welchem 
Falle das Vermögen berielben nad; Maßgabe ber von ben Stiftern über 
defien Verwendung getroffenen bejonderen Anordnungen und — wo ſolche 
nicht ——— — nad Maßgabe ber für die beiderlei Zwecke ſeither ge 
fchehenen Verwendungen auszufcheiden und ben dazu geleklich berufenen Be 

örden zur gefonderten Verwaltung zu überweiſen ift. Bid zur Trennung 
ehält jede der Auffichtäbehörben das Recht, von der Derwaltung und Ber 
— ſolcher gemiſchten Stiftungen durch Einſicht der hierauf bezüglichen 
Acten, Urkunden und Rechnungen Kenntniß zu nehmen. Die lediglich auf 
Anordnungen von Behörden beruhende gemeinſame Verwaltung ſelbſtſtändiger 
kirchlicher und weltlicher Stiftungen hat, wo ſie bis daher noch ſtatigefunden, 
mit une feßes überall aufzuhören. 

858. nftige Stiftungen find ie wenn ihr Bermögen einem 
der Zwecke gewibmet ift, welche ber 8 3 Ziffer 1 unb 2 bezeichnet. Ale 
anderen fünftigen Stiftungen gelten ala weltliche. 

8 6. nftige Berfügungen, wodurch beftehenden Stiftungen Ber 
mögenstheile mit der gänzlichen oder theilweifen Widmung für Zwecke zu 
wendet werben, welche zu den Zwecken dieſer Stiftungen jelbit außer 
ziehung ftehen, find, ſoweit Dies der fall, ala neue Stiftungen zu behandeln 
und als foldde denjenigen Behörden zur Verwaltung zuzuweiſen, welde nach 
ben Zwecken der neuen Stiftung biejelbe zu führen gejehlich ober durch Der 
— berufen find. In gleicher Weile find neue Stiftungen, welche in 
Zutunft für verfchiedenartige, eine Betheiligung verfchiebener Behörden on 
der Verwaltung bedingenbe Zwecke gemacht werden, ſofort bei ihrer Geueh⸗ 
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migung zu trennen, und hat bie zuftändige Behörde unter Berüdjichtigung 
aller Berhältnifie zu beftimmen, welche Theile derjelben der einen und welche 
ber anderen Behörde zur Verwaltung zu überiweijen find. 

8 7. Für fünftige on dürfen Anordnungen, welche dieſelben 
einer anderen ala der durch Geſetz oder Verordnung vorgeichriebenen Ders 
waltung unterftellen, von dem Stifter nur inſoweit erlafien werden, als 
gegenwaͤrtiges — dieſes ausdrücklich geftattet. 

8 8. Bor Einführung des gegenwärtigen Geſetzes getroffene derartige 
Anordnungen bleiben aufrecht erhalten. Wurde die Verwaltung einer Ste 
tung don dem Stifter einer Behörde Übertragen, von ber fie nach ben bei 
Errichtung der Stiftung in Geltung geivefenen Gefegen und Verordnungen 
ohnehin zu führen war, jo muß, — fofern die Stiftungsurfunde nicht aus⸗ 
drücklich das Gegentheil beiagt — angenommen werden, daß die Stiftung 
überhaupt durch die jeweiligen geſetzlichen Organe vertvaltet werben ſolle. 

8.9. Die mit der Berwaltung von Stiftungen betrauten Behörden 
oder Perfonen und die Aufjichtsbehörden haben darauf zu achten, daß das 
Etiftungdvermögen im Grundſtock ungejchmälert erhalten bleibe. Die Ber: 
mögenderträgniffe dürfen, vorbehaltlich des der Staatäregierung in 8 10 
dieſes Gejeged eingeräumten Rechted, zu anderen als ben ftiftungägemähen 
Zweden nur injoweit verivendet werden, ala fie nach alljeitiger Erfüllung 
der — — hiezu verwendbar bleiben. Jede derartige Verwendung 
bedarf der Zuſtimmung ber ſtaatlichen Auffichtsbehörde. 

8 10. Wenn die fernere Erfüllung ber Zwecke einer Stiftung nicht 
mehr möglich ift, oder wenn der Yortbeitand und die fernere Wirkſamkeit 
der Stiftung aus irgend welchen Gründen ala dem Staatswohle nachteilig 
angeſehen werden müſſen, jo ift die Staatsregierung berechtigt, dad Vermögen 
bevielben einem andern Öffentlichen Zwecke zu widmen, bei deſſen Beſtimmung 
fie dem urfprünglichen Willen bes Stifter8 thunliche Rüdficht tragen und 
namentlich auch bie örtlichen und Diftrictäftiftungen ben betheiligten Ge⸗ 
meinden und Zifttieten nicht entziehen wird. Cine ſolche Verfügung über 
—— Stiftungsvermögen iſt im Einverſtändniß mit ber Airden hörbe 
zu treffen. Nur wenn biejes in den deshalb einzuleitenden Berhandlungen 
nicht zu erreichen ift, bewenbet e3 bei der Verfügung ber Staatäregierung, 
die jedoch immer nur zu Gunften Tirchlicher Zwecke getroffen werben darf. 

8 11. DieLeitung des Stiftungsweſens einichlieglich der Anorbnung, 
don wem eine Stiftung zu verwalten und die Stiftungsgenüffe zu vergeben 
feien, iſt Verwaltungsſache. Eine gerichtliche Enticheidung durch den Ders 
waltungsgerichtähof kann verlangt werden: 1) über die Frage, ob Stiftungen 
kirchliche, NG oder gemijchte jeien, wenn darüber —3 ben oberften 
ftaatlichen und Tirchlichen Auffichtsbehörden im einzelnen Falle eine Ber- 
Händigung nicht erzielt wird, 2) über die beim Vollzug der Trennung ges 
mifchter Stiftungen ($3 4 und 6) zwiſchen den genannten Auffichtöbehörben 
fih ergebenden Streitigkeiten, 3) über die Rechtögiltigkeit ber von dem Stifter 
auf Grund des gegenwärtigen Gejehes (88 7 und 8) über die Berwaltung 
einer Stiftung getroffenen bejonderen Anordnungen, 4) über das Vorhanden: 
jein ber ſtiftungsgemähen Borausfegungen zur Theilnahme an Stiftungage: 
nüffen, 5) über behauptete Rechtöverlegung durch Nichtbeachtung der Beftime 
mungen, welche da3 ber Staatregierung nach $ 10 — dieſes Geſetzes 
zuſtaͤndige Verfügungsrecht beichränten, 6) über den von Un igen einer 
Gonfeifion erhobenen Antrag auf Beitellung eines befondern ——— 
wenn derſelbe von der vorgeſetzten Staatsbehörde wegen nicht gelieferten 
— einer confeffionellen Bejchränlung bed Genußrechts abgelehnt 
worden iſt (8 28), 7) über Verletzung ftiftungsmäßiger Anſprüche auf Ver⸗ 
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waltungsfunctionen, welche von ben Verwaltungsbehörden bei Ausübung bei 
in 3 40 dieſes Geſetzes ihnen eingeräumten Rechts geicheben fein toll. Etreitig: 
feiten über den die Stiftung begründenden privatrechtlichen Act, ſowie die 
aus dem bürgerlichen Rechtsverkehr einer Stiftung mit Dritten herrührenden 
Streitigkeiten unterliegen ——— der buͤrgerlichen Geri 

U. Abſchnitt. Weber 
Stiftungen. A. Ueber die Verwaltung der weltlichen Orts— 
ftiftungen. I Bon ben regelmäßigen Organen der örtlichen 
Stiftungsverwaltung 812. Sie ltung ber weltlichen, aus 
ichlieglih uur zum Bortheile von Angebörigen ober Bewohnern einzeln 
Gemeinden oder mehrerer Gemeinden eines und bdesjelben Amtsbezirks be 
ftimmten Stiftungen, mit Ausnahme derjenigen, welche bem öffentlichen Boll: 
fcyulunterrichte gewidmet find, wirb ben betheiligten Gemeinden übertragen. 
Aenderungen in ber Begrenzung eines Amtsbezirkes begründen Teine Aende 
rung in der Organilation einer Stiftung, welche einmal ala eine örtlide 
behandelt worden ift. 

8.18. Tas Vermögen dieſer Stiftungen darf mit dem Gemeindever 
mögen nicht vermifcht, jondern muß burch die dazu berufenen Organe ge 
ſondert verwaltet werden. 

8 14. Die Berivaltung beforgt in den Gemeinden Imäßig der 
Gemeinderath. Seine Stelle vertritt bei Stiftungen, deren Bortdeile fich mu 
auf die Angehörigen ober rn eines einzelnen einer Gemeinde zuge 
hörigen Ortes erftredten, der für den lebteren beftellte Ortsverwaltungsraih 
Tiefer wie ber Gemeinderath find zur Führung ber Verwaltung kraft ihres 
Gemeindeamtes verflichtet und für diefelbe ebenjo wie für ihre übrige Dienſt⸗ 
führung verantivortlidh. 

15. Die von dem Gemeinde: oder Ortisverwaltungsrath zu beſor⸗ 
gende Verwaltung exftredt fich mit folgenden Ausnahmen — die ſtif⸗ 
tungsgemaͤße Verwendung der Alle er iffe: 1) Bei Stiftungen, deren 
Erträgniffe ganz oder theilweife zur Dertheilung unter bie Ortsarmen oder 
unter bie Armen einer Confeſſion beftimmt find, gefchieht dieſe Bertheilung 
durch bie Örtliche Armenbehörde (Armenratd, — $ 26 bes Geſetzes über bie 
Armenpflege), welcher zu ſolchem Zwecke bie nach dem jährlichen Voranſchlag 
zur DVertheilung erübrigenden Stiftungserträgnifie zur Verfügung zu fiellen 
find. 2) Die zum Vortheile von Schülern an Lehranſtalten geftifteten Sti⸗ 
pendien verleihen auf den Vorſchlag des Gemeinde⸗ oder Ortsverwaltungẽ⸗ 
raths in allen Fällen bie Schulbehörden. Vie vorfiehenden Beftimmungen 
gelten auch für diejenigen Stiftungen, deren Verwaltung nad 88 20% 
einem bejonderen Stiftungsrathe übertragen iſt. 

16. Die Berwaltung der Stiftungen, an welchen me Gemein: 
ben besjelben Amtsbezirks betheiligt find, geichieht, vorbehalt in der and) 
hier zur Anwendung kommenden Beitimmungen in $ 15 Ziffer 2 durch einen 
Stiftungsrath. Derielbe befteht regelmäßig aus ſechs bis höchftens neun 
Mitgliedern, von welchen die Gemeinderäthe der an der —— betheiligten 
Gemeinden je eines aus ihrer Mitte zu ernennen haben. Iſt die Zahl der 
an einer Stiftung betheiligten Gemeinden größer als die für den Stiftungs⸗ 
rath vorgeſehene höchſte Mitgliederzahl, fo iſt von ber Auffichtöbehörde a 
bald nach erfolgter Genehmigung der Stiftung, oder — wo es ſich um eine 
ſchon beflehende Stiftung handelt — jofort nach Einführung dieſes Gefehe 
bie a der in ben Stiftungsrath zu ernennenden Mitglieder wie auch Die 
Reihen olge feftzuftellen, nach welcher bie einzelnen Gemeinden an ber Er: 
nennung desſelben zu betheiligen find. Wenn umgefehrt bie Zahl ber ber 
theiligten Gemeinden weniger ala ſechs beträgt, fo beflimmt bie Auffichtshe⸗ 
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horde, aus wie vielen Mitgliedern der Stiftungsrath beftehen und in wel: 
chem Berhältnifie die Gemeinden in demſelben vertreten fein follen. 

8 17. An Stelle de Gemeinderaths Hat in Gemeinden, melde nur 
durch einen einzelnen, von einem eigenen Ortsverwaltungsrath vertretenen 
NRebenort an der gemeinjamen Stiftung find, dieſer Ortsverwal⸗ 
tungsrath das Mitglied in den Stiftungsrath zu ernennen. 

8 18. Ten Borfik in dem Singer führt da® von dem Ge: 
meindes oder Ortsverwaltungsrath am Sitze der Berwaltung gewählte Mit: 
lied. Sind von dem Erfteren mehrere Mitglieder zu wählen ($ 16 am Ende), 
I — die vorgeſetzte Staatsbehörde, welches derſelben den Vorfizt 
ühren ſolle. 

8 19. Die ernannten Mitglieder find zur Uebernahme des Amtes 
und zu deſſen Fortführung während der geſetzlichen Dauer ihres Amtes als 
Mitglieder des Gemeinde⸗ oder Ortsverwaltungsraths verpflichtet und für 
ſolches in gleicher Weile, wie für ihre Dienftlührung ala Gemeindebeamte 
verantwortlid. Die unbegründete Ablehnung oder der unentichuldigte Aus⸗ 
tritt vor Ablauf der Dienitzeit zieht die gleichen Tyolgen nach fich, wie bie 
Ablehnung einer Wahl in den Gemeinberath. Ueber die Gründe ber Ab: 
lehnung enticheidet ber Gemeinderath, der durch das betreffende Mitglied zu 
vertretenden Gemeinde und, wenn das Mitglied durch den Ortsverwaltungs⸗ 
xath ernannt wurde, dieſer letztere. ⸗ 

II. Bon den für die örtliche Stiftungsverwaltung zu er: 
nennenden bejonderen Behörden. SO. Der Gründer einer Stiftung, 
deren —— Ertrag ſich auf mindeſtens 500 fl. beläuft, oder mit welcher 
eine ganz oder theiliweile aus den StiftungssErträgniffen zu unterhaltende 
Anftalt, — ein Spital, Armens, Waifen:, Kranken: oder Pfründnerhaus, eine 
Gewerbes oder landwirthſchaftliche Schule oder u a — verbunden ijt, 
kann bei Errichtung derjelben beitimmen, daß ihre Berwaltung an Stelle ber 
durch dieſes Geſetz berufenen Verwaltungsbehörden (88 14 und 16) einem 
bejonberen Stiftungsrathe zu übertragen bei. 

.. 821. Dieer auf Anordnung des Stifters zu beftellende befondere 
Stiftungsrath befteht regelmäßig: 1) aus dem Bürgermeifter (in Nebenorten 
dem Stabhalter oder älteften Gemeinderathe) oder dem auf beffen Antrag von 
dem Gemeinde oder Ortövertvaltungsrathe aus feiner Mitte zu ernennenden 
Stellvertreter, welcher den Vorfitz führt, und 2) je nach der Anordnung ber 
vorgefekten Staatsbehörde aus vier oder ſechs weiteren Mitgliedern, welche 
jeweils für eine jechsjährige Dienfiführung ernannt werden und don welchen 
je nad drei Jahren, das erftemal auf Grund einer vorzunehmenden Loos⸗ 
ziehung, die Hälfte austritt. Die Ernennung biefer weiteren Mitglieder ge: 
ſchieht von der Gemeindeverfammlung, beziehungsweije bem Bürgerausſchuſſe 
mittelft geheimer Stimmgebung auf Grund von Borjchlagsliften, welche 
dreimal jo viele Namen zu enthalten haben, ala Mitglieder ernannt werden 
Sollen. Es werben zivei Tolche orichlagsliften aufgeftellt, und zwar bei ber 
erften ng des Stiftungsrathes die eine dur den Stifter, die andere 
durch den Gemeinberath, bei jpäteren Exrneuerungen bie eine durch ben Ge: 
meinderath, Die andere durch ben zu erneuernden Stiftungsrath felbft. Unter: 
läßt der Stifter die Aufftellung der ihm geftatteten Vorſchlagsliſte, jo ge: 
ſchieht bie erfte Ernennung lediglich aus derjenigen Lifte, twelche ber Gemeinde» 
rath aufgeftellt Hat. In die Borichlagaliften dürfen nur Berjonen aufge: 
nommen werben, welche bad Staatsbürgerrecht befiken, das 25. Lebensjahr 
nt und in der Gemeinbe i un ben. Auch von diefen 

nd biejenigen von ber Lifte außgeichloffen, welche a. zu einer peinlichen 
Strafe, oder b. innerhalb der letzten 5 Jahre zu einer Arbeitshausſtrafe oder 
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burch richterliches Erkenntniß zur Dienftentlaffung, oder wegen Diebſtahle, 
Unterichlagung, Betrugs ober Fälſchung zu irgend einer anderen Strafe ver: 
urtbeilt wurben. 


8 22. Bei Stiftungen, welche außfchließli dem Bortheile von An: 
gehörigen einer beftimmten Eonfelfion gewidmet find, kann ber Stifter, wenn 
im Uebrigen die is u en für bie ne eines beſonderen Etil: 
tungsrathes vorhanden find, immen, daß der lettere, ſoweit ex gemäß 
8 21 Ziffer 2 zu ernennen ift, aus Angehörigen ber berechtigten Eonfeffion 
beftellt und dab demnach auch nur ſolche in die nach $ 21 aufzuftellenden 
Vorſchlagsliſten aufgenommen werden. Außerdem ift derſelbe. fofern mit 
feiner Stiftung eine aus deren Mitteln zu unterhaltende Anftalt ber in $ 20 
bezeichneten Art verbunden ift, zu der Anordnung tigt, daß ber geich: 
lichen Berwaltungsbehörde (88 14 und 16) oder dem flatt ihrer beftellter 
Stiftungsrathe ein oder zwei weitere durch ihren Beruf oder ihre Ausbildung 
für die Förderung der Zwecke der Anftalt beionderd geeignete Mitglieder bet: 
gegeben und dentelben in Hinficht auf die Verwaltung die gleichen Rede 
wie ben Übrigen Mitgliedern der Behörde eingeräumt werden. Ziele weiteren 
Mitglieder tverden, wenn fie nicht vom Stifter ſelbſt, fei es in Perfon ober 
in ber Eigenſchaft ala Vertreter beftimmter Bernföftellen, ernannt wurden 
von ber bie Stiftung verwaltenden Behörde jeweils für bie Dauer vom ſech 
Jahren berufen. Die Ichtere fann, wenn ber Stifter darüber nichts beitimmt 
hat, die Berufung folder weiteren Mitglieder auch von fi) aus bejchliehen 

5 28. In gleicher Weiſe wie die Stifter können in Hinficht ax 
Stiftungen, welche erweislich nach ber Religionstrennung der Katholiken und 
Proteftanten on vor Einführung biejes Geſetzes errichtet wurden und |" 
wohl nad) dem Willen bes Stiftere, ala auch nach beftchender Mebung nut 
dem Bortheile von Angehörigen einer beftimmten Confellion gewibmet find. 
auch die Genußberechtigten jelbft die Einſetzung eines nad) Maßgabe dei 
33 und 8 22 Abfa 1 aus Mitgliedern ber Confeſſion zu beſtellenden br: 
onderen Stiftungsrathes an Stelle der nach dem Geſetze (88 14 u. 16) berufenen 
Verwaltungsbehoͤrden befchließen, wenn zur Zeit der Einführung biefed Ge 
ſetzes a. der Jahresertrag der zu ihren Gunſten beſtehenden Stiftungen ne nl 
mindeftend 1000 fl. beläuft, oder b. mit einer derjelben eine aus deren Bil: 
teln zu unterhaltenbe Anftalt der in 820 bezeichneten Art verbunden iſt 

8 24. Zu einem ſolchen Beſchluſſe der Confeifionsangehörigen genügt 
es, daß in einer zu dieſem Ende berufenen Berfammlung aller Stimmberd‘ 
tigten bie Mehrheit der Erſchienenen ſich für denfelben ausipricht, Shmm 
beresgtigt find hierbei alle männlichen Einwohner ber betreffenden Confeſſion, 
welche Das 25. Lebensjahr zurücgelegt Haben und im Bollgenuß der Raait: 
bürgerlichen Rechte find. Die Berfammlung zum Zwecke Abftimmung 
if} von der vorgefekten Staatsbehörbe zu berufen, wenn dies von einer dei 
25. Theile der Einwohner ber betreffenden Confeifion gleichlommender Ur: 
zahl von Stimmberechtigten oder — wenn biefe Zahl eine größere — DM 
mindeftend hundert Stimmberechtigten verlangt wird. Grgibt fich bei det 
Abftimmung fein Mehrheitsbeichluß für die Einſehung eined befonderen Etiſ 
tungsrathes, fo ift dieſe als für immer abgelehnt zu betrachten und fan 
eine weitere Abſtimmung nicht mehr verlangt werden. Cine Abftimmung 
wegen MWiederaufhebung der von ber Mehrheit der Eonfeifiona-Angehörigm 
beichloffenen befonderen Verwaltung kann erft nad) Verlauf von 10 Jahren 
und auf den Grund eines nach Maaßgabe bes vorhergehenden Abſaßes ge 

ellten Antrages geſtattet werden und entſcheidet ſodann der Beſchluß det 
ehrheit der zur Abflimmung erſchienenen Stimmberechtigten über bie m 
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giltige ee biefer bejonderen Verwaltung oder deren Fortdaner auf 
0 Sabre 


weitere 1 i 

8 25. MWenn in ben bißher bezeichneten Fällen ein beſonderer Stif⸗ 
tungarath für die Verwaltung von Stiftungen zu beftellen ift, welche fich 
auf mehrere Gemeinden exftreden, fo —— die vorgeſetzte Staatsbehörde, 
in welcher Weile die einzelnen Gemeinden bei der Aufſtellung der von ber 
Bemeindebehörde 6 21 Abſatz 2) zu fertigenden Vorſchlagsliſte zu betheiligen 
find und wie viele Mitglieder jede derjelben in den Etiftungsrath zu er 
nennen ober — wenn die Zahl der betheiligten Gemeinden die für den 
Stiftungsrath vorgefehene höchſte Mitgliederzapl überfteigt — in welcher 
Reihenfolge die einzelnen Gemeinden an deren Ernennung Antheil zu nehmen 
haben. Den Vorfitz in dem für derartige Stiftungen beitellten Stiftungs⸗ 
rathe führt in allen Fällen ber Bürgermeifter der zum Eih der Verwaltung 
gewählten Gemeinde. 

8 26. Unabhängig von den Anorbnungen ber Etifter und ben Bes 
ſchlüſſen bet heiligter Gonfeffionsangehöriger kann endlich) auch der zur Ver: 
waltung des Stiftungsvermögend berufene Gemeinderath (8 14) die Einſetz⸗ 
ung eines befonderen Stiftungraths nach Vorſchrift bes 8 21 un 
1. überall da, wo der jährliche Ertrag des unter feiner Verwaltung ftehen: 
den Stiftungspermögen? die Summe von 1000 fl. erreicht oder überfteigt, 
und 2. für diejenigen von ben feiner Verwaltung unterftehenden Stiftungen, 
welche in ber im $ 20 bezeichneten Weiſe mit einer Anftalt in Verbindung 
fießen. Die von bem Gemeinberath beſchloſſene bejondere Verwaltung 
kann nur mit Genehmigung der dvorgejehten Staatsbehörde wieder aufgehoben 


werben. 

8 27. Die nah den Beltimmungen bes 8 21 Ziffer 2 ernannten 
Mitglieder bes Stiftungsraths und die in den letzteren oder in Die gejeßliche 
Berivaltungsbehörde ($ 14 und 16) nad) Maßgabe des 8 22 Abjah 2 be: 
rufenen weiteren Mitglieder find zur Annahme be3 Amtes nicht verpflichtet 
und bebürfen auch feiner ftaatlichen Beftätigung. Gegen dieſelben kann 
wegen bienftwidriger Handlung bie Entlaffung ausgeiprochen werden und 
die vorgejehte Stantsbehörde ih außerdem berechtigt, von ben nad 8 21 
Ziff. 2 ernannten Mitgliedern einzelne aus dem Stiftungsrathe zu ents 
ernen, wenn ihnen die geleplichen Bedingungen für die Aufnahme in bie 

orſchlagsliſte abgehen ober fofern fie zu andern Mitgliedern in aufs ober 
abfteigender Linie oder im zweiten oder britten Grad ber Seitenlinie ver: 
wandt find. Wird die Stelle eines Stiftungsrathsmitgliedes dur Ent: 
lafjung, Tod oder Austritt vor dem Ablaufe der gefehlichen Dienftzeit er⸗ 
ledigt, jo ift die Ergänzungswahl für die noch übrige Amtsdauer des Abge⸗ 
— nach den Far die regelmäßige Wahl geltenden Beitimmungen vor: 
zunehmen. 

8 28. Ueber dad Borhandenfein der Vorausſetzungen für die Be: 
ftellung eines bejonderen Stiftungsrathes entjcheidet, ſoweit biefelbe von 
der verwaltenden Gemeindebehörbe felbft oder von ben Angehörigen einer 
Gonfelfion beantragt wurde, die zunächſt DOrger die Staatsbehörde. Wird 
den Anträgen ber beteiligten Gonfeffionsangehörigen wegen Beltellung 
eines befonderen Stiftungsrathes von ber borgejepten Staatäbehörbe die 
— deßhalb verweigert, weil lehztere in Hinſicht auf die in Frage 
ebenden Stiftungen ben Nachweis einer confeifionellen Beichräntung bes 
Genußrechts nicht als geliefert erachtet, jo bleibt den Gonfeffionsangehörigen 
re ustrag diefer Tyrage vor dem Verwaltungsgerichtshofe dor: 

en. : 

II. Allgemeine Beftimmungen über die Verwaltungs— 
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ft 
8 81. Weitere Beitimmungen über das Formelle ber Verwaltung 
und Rechnungsführnng, über die Aufftellung und Genehmigung ber Bour 


tungen, worunter alle nicht — nur dem Vortheile von Angehoͤn 
pen oder Bewohnern einer Gemeinde o 


Stifter feine anderen nad) biefem Gejeke zuläffigen Anorbnungen getroffe 
“ 


oberfte Staatsaufſichtsbehörde geftatten, daß auch ——— die ſich nich 


waltung überlaſſen werden. 
5 88. Stiftungen, welche ausdrücklich zu Gunſten ber Angehoͤrig⸗ 
eines ber nach dem Geſetze vom 5. Oltober 1863 über die Organijation Dt 
inneren Berwaltung gebildeten Streisverbände oder eined innerhalb 
Kreiſes gebildeten Bezirköverbandes oder zu Gunſten eines dieſer korperſchaft 
lichen Berbände felbft gemacht wurben, werben von ben Organen ber legten! 
nach Maßgabe der Beftimmungen des genannten Geſetzes und unter DT 
darnad) — ſtaatlichen Aufficht verwaltet. 
g 84. Für die übrigen Stiftungen diefer Kategorie (8 32) find and 
in Zukunft, wie jeither, regelmäßig Verwaltungsräthe zu beftellen, welde 
im Namen und aus Auftrag der mit der unmittelbaren Verwaltung 


— —— — | — — — — — 


⸗ 
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Behörden die Verwaltungsführung zu beſorgen haben. Die näheren Bes 
ſtimmungen über die Art und Weile der Zuſammenſetzung diejer Verwal: 
tungsrätde und über die denjelben einzuräumenden Befugniſſe werden burch 
Berordnung erlafien werben. 


8 85. Beim Vorhandeuſein der Vorausſetzungen des 8 22 Abſaß 1 
kann auch für Stiftungen dieſer Art, wenn fie ausſchließlich dem Vortheile 
von Angeböwigen einer beftimmten Gonfelfion gewidmet find, von bem 
Stifter verfügt werden, daß bie Beftellung des mit der Derwaltungsführung 
betrauten Bertvaltungsrathes nur aus Angehörigen der betreffenden Confeſ⸗ 
fion zu geichehen habe. 

C. Ueber die Ar na einiger befonderen Arten von 
ee ber Yamilien:, Stipendien: und Ausfteuer: 
Stiftungen, den en zuftehbenden Rechte. 8 86. Die Grün⸗ 
der von — welche ausſchließlich dem Vortheile von Angehörigen 
einer oder mehrerer Familien gewidmet find, lönnen ſich ſelbſt oder einzelnen 
Mitgliedern diefer Tyamilien das Recht zur Verwaltung des Stiftungsver: 
mögen3 vorbehalten. Auch find fie befugt, zu beftimmen, welchen Ziveigen 
oder Mitgliedern der genußberechtigten Heritien das Verwaltungsrecht in 
der Folge im Wege des a aufe en jol. In ale auf die Ber: 
leihung der Stiftungsgenüfie haben biejelben bie gleichen Rechte, welche nad) 
8 87 den Grün fonftiger nicht anf Familien beichräntter Stipendien: 
oder Ausfteuerftiftungen eingeräumt find. 

5 87. Bezüglich der Stiftungen zu Stipendien oder Ausfteuergaben, 
welche nicht ausſchließlich für die Angehörigen beftimmt bezeichneter Familien 
gewidmet find, können bie Stifter 1. fich felbft oder anderen Perfonen bie 
Peaciline erleihung der Stiftungsgenüffe vorbehalten, oder 2. verfügen, 

aß und welchen inländifchen Staat3:, Kreis⸗ oder Gemeindebehördben — und 

bei ausſchließlich nur für Studirende der Theologie gewidmeten Stiftungen 
auch welchen he se — an Stelle ber durch Geſetz oder Verordnung 
berufenen Behörben biejed Recht zu übertragen jei. 


8 88, Die nach den vorftehenden Beftimmungen zur Berivaltung 
von TFamilienftiftungen oder zur Verleihung von Stiftungdgenüflen berufenen 
Perfonen müſſen, um dieſe Rechte wirklich ausüben zu können, volljährig 
und im unbejchränkten Befiße bex bürgerlichen Rechte fein. Die Berwaltung 
des Vermögens einer Tyamilienftiftung kann nebſtdem nur von ſolchen Ir 
fonen übernommen werden, welche im Lande jelbft ihren Wohnfig haben. 
Die Ausübung der — Rechte iſt denjenigen zu verſagen, welche aus 
einem der in & 21 Abſ. 4 bezeichneten Gründe von ber Aufnahme in die 
Dorichlagzlifte für die Ernennung der Mitglieder des örtlichen Stiftungss 
rathes ausgeſchlofſen wären. 

8 89. Sind beim Eintritt der Wirkfamleit einer Stiftung oder in 
der Folge feine der vom Stifter mit der Verwaltung ober der Berleihung 
der Stiftungsgenüfle beauftragten Perſonen mehr vorhanden, oder fehlt es 
den vorhandenen an ben gejeklichen — zur Ausübung dieſer 
Rechte, ſo gehen die letzteren an diejenigen Be n über, welche ohne bie 
Anordnung des Stifter? die Berwaltung zu führen oder über bie Stiftung?» 
genüffe au verfügen hätten. Das Gleiche geichiebt, wenn 1. der Gtifter 
einer Familien⸗,/ Stipendiens oder Ausfteuerjtiftung, welcher ohne weitere 
Yürforge für den Fall feines Todes fich dieſe Rechten vorbehalten, ſtirbt — 
oder wenn 2. bie mit ber Verwaltung oder mit der Verleihung der Stift- 
ungsgenüffe beauftragten jomen oder Behörden den Auftrag ablehnen. 
Die Anordnungen des Stifters treten wieder in Wirkſamkeit, wenn neuer: 


Born, Eammlung db. n. Kirchengeſetze xc. 4 
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dings — — berechtigt und in der Ausübung 
— Rechtes auch en ich — hindert find und ee and, ein 

de — entgegenſteht, zur Uebernahme der mehrgedachten 
Gemein fidy bereit erklären. 

— die Einweifung ni ng in bie ihnen vom 
Gtifter — Funktionen beſchließen Berwaltungs-Behörben. 
Wird diefelbe in Folge einer Beauſtandung ber ——— Berechtig 
ee ‚ 10 verbleibt den Beteiligten 


8 41. Die vom Stifter zur Itung einer ilienſti 
zur Verleihung von Stiftung ſſen berufenen onen oder Ben 
unterftehen in Hinficht an die — Mala nud die Verleihung der 

Etiftungagemüffe ebenfalls ber 

II. Abſchnitt. 8 42. rel ie Re ee ber 
tirhliden Stiftungen. Die Rechtsverhältni 
ber firchlidden Stiftungen werden durch die beſonderen Geiche ie bie g- 
waltung bes Kirchenvermögens — neben welchen jed ie Beſtimm⸗ 
ungen im erſten Abſchnitt des en Geſetzes auch fü tik Stift: 
ungen Anwendung fin Ins — mmen auch dieſen — 
alle Rechte rue: —8* Perſonen zu und konnen weder 


Staat, noch die Kirche, noch bie Gemeinden aus den Rechten, die ihnen bir 
fichtlich der ee Stiftungen zuftehen, privatrechtlicde Anjptüch⸗ 
an das n ableiten. 


Hebergnngöbehimman 48. Die Staatöregierung if er 
mächtigt, folche zur Zeit ber —EF dieſes Geſetzes im tze von 
kirchli n Drganen vorhandene Stiftungen t Armen» und Krankenpfleg. 
welche fich bei näherer Prüfung ebenfo, wie die in $ 3 Ziffer 4 erwähn: 
ken ——— eu als kirchliche barftellen, innerhalb Jahresfriſ 
al® jo anzuerten 

Sgtubtefimmung 8 4. Das Winifterium des Innern iR 
mit dem Bollzug dieſes Geſetzes beauftragt. 


10. Gefeh, vie Abhaltung von Wifisnen betr. Vom 2. April 1872. 


Ar. 1. Tie Abhaltung von Miffionen und bie Aushilfe in ber 
Seliueg burch — — Orden, welche im Großherzogthum nicht 
— nad) Maßgabe des 8 11 des Geſ. v. 9. Oct. 1860, "bie rechtl. Stellung x. 
betr. — mit Staatsgenehmigung eingeführt find, ift verboten 

Art. 2. Die Mebertretung diefer Berbote wird mit Haft nicht unter 
14 Zagen beftraft. 


11. Gefek, Die Aenderung einiger Beſtimmu Des Gefehes v. 9. Oft. 
1800, ie rohe © ung der Riten und und Tirdlidgen Bereint 
Dom 19. Februar 1874. 


u; ee 2 u. 3 des 5 9 bes Geſetzes dom 9. Oltober 
1860 werden durch fol Beftiimmungen erfet: Tie Zulaffung zu einem 
Kirchenamt oder zur öffentlichen Ausübung al icher Funktionen ift durch 
den Nachweis einer — rg aeg orbilbung bedingt. Fazı 
wird regelmäßig erfordert, daß ber Candidat Zeugniffe über die — im 
beftanbene Abiturienten beziehungätoeife Maturitätsprüfung und ben breijäh 
rigen Bejuch einer deutichen Univerfität vorlegt, ſowie vor au S 
> und x früheften? nach zweieinhalbjährigem Uni 

eine afentliche — in den alten Sprachen, in Phi * 
Ken te und deuticher Literatur darthut, daß er die für jeinen Bern 
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berliche aflgemein wiflenfchaftliche Bildung ertoorben habe. Vom dreijährigen 
Beſuch einer beutjchen Univerfität darf der nicht diepenfirt werden, welcher 
feine Etudien an einer Anftalt gemacht hat, an der Jeſuiten oder Mitglieder 
anderer vertvandter Orden (Reichsgejeh vom 4. Juli 1872) lehren. Tas Nähere 
wird durch NRegierungsverordnung beftimmt. Die Beftimmungen diefes ‘Pas 
ragraphen finden aud) Anwendung auf den Gapitularvicar, den General: 
bicar, die außerorbentlichen Räthe und Aſſeſſoren des Ordinariats, auf die 
Dorfteher u. Lehrer de3 Seminars. 


Art. 2. Der 8 12 Abſ. 2 des genannten Gejehes wird dahin abge: 
ändert: Die Kirchen find befugt, Anftalten zur theologiſch⸗praktiſchen Bor: 
bildung der — Geiſtlichen zu errichten. In die beſtehenden Knaben⸗ 
——— und Knabenconvicte, ſowie in die Convicte (Internate) für Stu⸗ 

irende der Theologie dürfen keine neuen Zöglinge mehr aufgenommen werden. 

Die Knabenſeminare und Knabenconvicte ſind mit Ende des — Schul⸗ 
jahrs, die Convicie für Studirende mit Ende des Sommerſemeſters 1874 zu 
—* Anſtalten, in welchen den Vorſchriften dieſes Geſetzes oder den 
Beftimmungen in 8 108 des Geſetzes vom 8. März 1868 über den Elementar⸗ 
unterricht zuwider gehandelt wird, können durch die Staatsregierung ge⸗ 
fchloffen werden. 


Art. 8. Nach 8 16 be Geſetzes werden eingeichaltet 

Strafbeftimmungen. $ 168. Wegen — der Vorſchriften 
dieſes Geſetzes wird beſtraft: 1) derjenige Geiſtliche, welcher kirchliche Funk⸗ 
tionen, bie ihm unter Verletzung der geſetzlichen Beſtimmungen übertragen 
worden find, Öffentlich ausübt, mit einer Geldftrafe von 60 bis 300 Marl, 
bei einer zweiten Wiederholung mit Gefängniß von 3 bis 6 Monaten; 2) der 
tirchliche Obere, welcher einem ae entgegen der gejehlichen Vorſchrift, 
ein Kirchenamt beziehungsweiſe kirchliche Funktionen überträgt, oder einem 
geſetzlich Unfähigen die Firchliche Einſetzung extheilt, mit einer Geldftrafe von 
300 bis 1500 Mark, bei einer ziveiten Wiederholung mit Gefängnig von 
id Monaten bis zu einem Jahr; 3) der kicchliche Obere, welcher eine kirch⸗ 
liche Verfügung oder ein Erkenutniß gegen die SFreiheil oder dad Vermögen 
einer Perfon wider deren Willen zu vollziehen fucht, oder den Vollzug wider 
deren Willen fortieht, ioferne die That nicht in ein ſchwereres Vergehen oder 
Verbrechen übergeht, mit einer Geldftrafe von 300 bis 1500 Mark oder mit 
Sefängniß bie zu ſechs Monaten. 

8 16b. Geiftliche, welche Kirchliche Straf: oder Zuchtmittel verhängen 
oder verkünden, geiftlicde Veriprechungen oder Drohungen anwenden, a. um 
zur Unterlafjung einer Handlung zu ee zu welcher die Staatsgeſetze 
oder die von ber Obrigkeit innerhalb ihrer gelehlichen Zuftändigfeit erlafje: 
nen Anordnungen verpflichten, b. um die Ausübung oder Nichtausübung 
öffentlicher Wahl: und Stimmrechte in beftimmter Richtung herbeizuführen; 
werben mit Geldftrafen von 60 bis 600 Mark, in ſchwereren oder in wieder⸗ 
holten Sen mit ————— bis zu 1500 Mark oder mit Gefäugniß bis zu 
einem Jahr beſtraft. Gleiche Strafen treffen Geiftliche, welche kirchliche 
Straf: oder Zuchtmittel verhängen oder verfünden wegen der Vornahme von 
Ba BUN. u denen die Staatsgeſetze oder Anordnungen der zuftändigen 

brigkeit verp — ober wegen der in einer beſtimmten Richtung erfolgten 
Ausübung oder Nichtausübung öffentlicher Wahl: oder Stimmrechte. 

8 16c. Geiftliche, welche aus Anlaß öffentlicher Wahlen ihre kirch⸗ 
liche Autorität anwenden, um auf die Wahlberechtigten in einer beftimme 
Ben len einzuwirten, werben an Gelb von 60 bis 600 Marl 

raft. 


4* 
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8 16d. Demjenigen @eiftlicden, welcher wegen Berlegung ber Bar: 
ſchriften dieſes Geſetzes oder ber Beflimmungen der 88 97, 110, 111, 1%, 
130a, 131, 132 des Reichsſtrafgeſetzbuches innerhalb der letzten zwei Jahre 
zweimal gerichtlich beftraft worden ıft, kann, jofern fein Verbleiben im Amte 
mit ber Öffentlichen Ordnung unverträglich erſcheint, auf Antrag de? Mini⸗ 
fteriums des Innern, die Fähigkeit zur —— Bekleidung ſeines Amtes aber: 
kannt und das damit verbundene Einkommen entzogen werden. Die Enticheid⸗ 
ung erfolgt durch collegialiſchen Beſchluß der Mitglieder des Staatsminiſte: 
riums unter Zuzug von fünf Mitgliedern der Gerichtähöfe, welche jeweili 
für zwei Jahre durch Tandesherrliche ne bezeichnet werben und 
von welchen eined den Beivortrag zu erfitatten 

8 16e. Dem Geiftlichen, welcher zufolge des $ 16d vom Amt enl: 
lafien ober zur Bekleidung eines Kirchenamtes durch gerichtliches Urtheil 
unfähig erflärt ift, (Art. 14 VII des Einführungsgeſetzes vom 31. December 
1871), ift jede Öffentliche Ausübung firchlicher Funktionen unterfagt. Tie 
Debertretung diejes Verbot? wird mit Gefängniß von ſechs Monaten bis zu 
einem jahre beftraft. 

Art. 4. Mebergangsbeflimmung. Diejenigen Geiftlichen, melde 
aut Zeit ber Verkündigung dieſes Geſetzes bereits die theologifche Prüfuss 

itanden haben, begiehungsioeile zu Prieftern geweiht find, können, injofen 
fie unter Die ou vom 6. September 1867 fallen, ein Kirchenamt 
nicht erlangen, bevor fie die Staatsprüfung über ihre allgemein twiffenichaft: 
liche Vorbilduug beftanden, oder von ber Regierung auf perfönliche Bitte 
Dispens erlangt haben; dagegen wird ihnen geftattet, bis auf Weiteres fir: 
liche Funktionen auszuüben, die Regierung aber ift ermächtigt, durch Ber 
ordnung ihnen biefe Befugniß wieder zu entziehen. 


12. Gefeh, Die Rechtsverhältniſſe Der Altlatheliken betreffend. Vor 
15. Juni 1874. 


Artikel 1. Alle bezüglich der römiich-katholifchen Kirche des Lande 
erlafſenen —— finden auch Anwendung auf denjenigen Theil der 
Katholiken, welcher den vaticaniſchen Conſtitutionen vom 18. Juli 1870, 
insbeſondere ben Lehrjägen von der „höchiten ordentlichen und unmittel: 
baren Yurisdiction und don bem unfehlbaren Lehramte” des römilcen 
Papftes die Anerkennung verweigern. Dieſelben Oi ſogenannten Altlatho 
liten) erleiden keinen Verluſt der ihnen als Katholiken zuſtehenden Rechte. 
insbeſondere bleibt den Beneficiaten, Prääbendaren und den übrigen Inhabern 
kirchlicher Aemter, ohne Rückſicht auf die Nichtanerkennung diefer Lehrfäke, 
der Genuß ihrer Pfründen und Einkünfte gefichert. 

Artikel 2. Die Yurisdiltiondgewalt der ug kirchlichen Oberen 
hat ben (Alt⸗ Katholiken gegenüber einftweilen feine Wirkfamfeit. Es fe 
biefen Katholiken behufs Einrichtung und Abhaltung eines bejonberen di: 
entlichen Gottesdienftes und Vornahme ſonſtiger kirchlicher Handlungen da⸗ 

techt zu, innerhalb ber Alpine beziehungsweife ber Gemeinden eigene 
firchliche Gemeinjchaften zu bilden. 

Artikel 3. Zur Bilbung einer ſolchen kirchlichen Gemeinſchaft iſt 
bie Genehmigung der Regierung erforderlich. Dieſe wird jedoch einer kirch 
lich konſtituirten Gemein‘ ft nicht verjagt werden, fobalb im Verhältniß 
zur Gefammtheit der Kirchſpiels- beziehungsweiſe Gemeindegenoſſen eine et’ 
hebliche Anzahl von Altkatholiten vorhanden, für die Paftoration berjelben 

ejorgt ift umd die zur Beſtreitung der Kirchlichen Vebürfniffe erforderlichen 
ittel für einige Jahre nachgewielen find. Zu den Kirchſpiels- beziehung 
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weife Gemeinbegenofien im Sinne dieſes Geſetzes werden alle volljährigen 
Katholiten männlichen Geſchlechts gerechnet, welche in dem Kixchipiel bezieh- 
ungsweile der Gemeinde ihren dauernden Aufenthalt haben und im Befitze 
der bürgerlichen Ehrenrechte find. 

Artikel 4. Nach der Ba Anerkennung einer ſolchen kirchlich 
conftituirten Gemeinfchaft werden bie Verhältniffe derjelben im Verwaltungs⸗ 
wege bi auf Weiteres, wie folgt, geordnet: 1. Zer Gemeinichaft wird die 
Mitbenügung der Kirche und der kirchlichen be ai eingeräumt. 
Deber die Art und Weile der Ausübung und ben Umfang der Mitbenübung 
teifft die Regierung die nöthigen Beltimmungen. Beftehen in einem Kirch⸗ 
ſpiel beziehungsweiſe einer Gemeinde mehrere Kirchen, Kapellen u. |. w., jo 
fann eine Gebrauchstheilung nad, beftimmten Objecten mit Rückſicht auf 
bad Zahlenverhältuig beider Theile vorgenommen werden. 2) Bei einer 
Erledigung ber Pfründe wird ihr auch diefe überwielen, wenn Die Gemein: 
Ichaft in diefem Zeitpuntte bie ——— in dieſem Kap bildet. Sinb 
mehrere Pfründen (wobei auch Beneficien, Caplancien, Präbenden, PBrädicatur: 
pfründen, Bicariate in Betracht kommen) in dem Kirchſpiele, beziehungs⸗ 
weiſe der Gemeinde vorhanden unb ift eine oder bie andere erledigt, fo kann 
eine Genußtheilung nach beftimmten Pfründen mit Rüdficht aut das Zah: 
Ienverhältniß beider Theile vorgenommen werden. 3) Hinfichtlich des übrigen 
drtliden Kirchenvermögens Tann je nach den thatſächlichen Berbältnifien 
eine Theilung de8 Genuffes angeordnet oder ber überwiegenden Mehrheit der 
volle Genuß zugetwielen iwerden. In Ichterem Kalle fteht auch die Verwalt⸗ 
ung des Vermögens bem ausſchließlich genußberechtigten Theile zu. 

Artilel 5. Vorſtehendes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündig⸗ 
ung in Wirkjamteit. 

Artilel 6. Das Minifterium des Innern ift mit dem weiteren Boll 
zuge beauftragt. 


8 5. 
Il. Württemberg. 


Sin den gegenwärtig fo heftig entbrannten Kämpfen über das 
Verhältniß von Staat und Kirche bildet das Königreich Württem⸗ 
berg eine Oaſe des Friedens!). Die Urfache hievon Liegt lediglich in 
befonderen Umftänden, nicht etwa in einer außergewöhnlich weifen 
Regelung der Tirchlichen Verhältnifle, wobei weder Kirche noch Staat 
fih zu beflagen Hätten. Vielmehr ift die in Frage kommende würt⸗ 
tembergifche Geſetzgebung burchaus lex imperfecta und Hatte nod) 
nicht Gelegenheit, ihre Feuerprobe zu beftehen. 

Württemberg hatte i. J. 1857 mit Rom ein Goncordat nad 


ı) Eine umfaſſende Darftelung fanden die ftaatsfirchenvechtlichen Ders 
ra MWürttembergs in Hiftorifcher und juriftifcher Hinficht durch den bei 
ß der derinalen in Geltung ftehenden Geſetze zunächft un ehem. 
Cultusminiſter Golther: der Staat u. die kath. Kirche i. Kge. Württem« 
berg. Stuttgart 1874, Dal. au Hauber in Dove’ Sfr. I, 387 ff. 
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dem Mufter bes öfterreichifchen abgeſchloſſen; die lebhafte Bewegung 
aber, welche die altproteftantifchen Theile des Landes ergriff, als 
jener Abſchluß bekannt tuurde, nöthigte die Regierung, den Gedanten 
an Durchführung dieſes Goncordates fallen zu laſſen und den Weg 
ber Gejehgebung zur Regelung der ſtaatskirchlichen Verhältnifle zu bes 
treten'). Die daraufhin erlaflenen Geſetze find einfeitig von Staats 
wegen und ohne irgend welche Vereinbarung mit Rom ergangen; 
die Geſetze find weit entfernt, den Forderungen des kanoniſchen Rechts 
zu entfprechen, ftehen vielmehr durchaus auf dem Boden des von 
jeder kirchlichen Bedingtheit freien, über die Kirche nur ein Ober: 
auffichtärecht wahrenden Staates; Rom Tonnte demnach principiell 
folche Gefete niemals annehmen. Gleichtwol blieb in Württemberg 
der Friede zwiſchen Staat und Kirche ungejtört, während im Nachbar: 
lande Baden fofort nach der ftaatlichen Regelung der Tirchenftaats- 
rechtlichen Berhältniffe fich ein biß heute fortdauernder Gonflikt er: 
gab. Württemberg hatte das Glüd, mehrmals nach einander Bi: 
Ichöfe von großer Mäßigung zu haben, welche nicht daran dachten, 
unmöglichen Anforderungen der römifchen Curie zu Liebe das oft: 
bare Gut des Friedens auf’3 Spiel zu feben?); wenn auch wieder: 
holt Gonflicte unvermeidlich fchienen, kamen diefelben doch niemals 
zu fchroffein Ausbruch. Dazu kam als ein Umftand von ganz be: 
fonder8 hoher Bedeutung, daß Württemberg in feiner katholiſch⸗ 
theologischen Facultät an der Landeguniverfität eine Pflanzfchule für 
junge Kleriker hatte, welche von gelehrten und gemäßigten Männern 
geleitet niemals jenen Geift finjteren Zelotismus' in den Fünftigen 
Vrieftern erziehen Tonnte, wie Died in den von den übrigen Zweigen 
der Wiſſenſchaft abgefchloffenen und Heute vom feindjeligften Geiſt 
gegen die Staaten erfüllten bifchöflichen Priefterfeminaren der Fall if. 

Der Heutige Rechtsftand der Fatholifchen Kirche in Wiürttem: 
berg beruht vorzüglich auf dem umfaflenden Gelege vom 30. Jan. 
1862 über die Regelung des Berhältniffes der Staatsgewalt zur 
katholiſchen Kirche”); daneben kommen in Betracht das Geſetz vom 
31. December 1861 über die Unabhängigkeit der ftantsbürgerlichen 
Rechte vom religiöfen Belenntniffe‘), durch welches nur das oberſte 





1) Solther ©. a bei. 190. 206. En Reicript, mitgetheilt in 
Dove a. f. a S. 505 f. Golther 451 ff. . 


\ te —* as ——— beſprochen von Golther 241 fl. 
) Golther 237 ff. 
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Princip der ſtaatskirchlichen Gefebgebung in präcifer Kürze gefeklich 
formulirt war; ferner da® nunmehr durch das Reichscivilehegeſetz 
aufgehobene Gel. v. 23. Januar 1862 Aber Dispenfation vom Ehe⸗ 
binderniß der Verwandtſchaft oder Schwägerfchaft bei Eingehung ge= 
mijchter Ehen; endlich da8 Gef. v. 9. April 1872 über die religidfen 
Diffidentenvereine. 


Daneben gelten vor allem jebt bie einfchlägigen deutfchen 
Reichsgeſetze, ferner bie ältere Gefebgebung, foweit biefelbe nicht mit 
der neueren in_Widerfpruch fteht’); letztere vegelt jedoch jedenfalls 
in Bezug auf die Hauptpunfte die Tirchenftaatsrechtlichen Verhält- 
nifle neu. 

Die württembergifche Gefehgebung weicht infoferne von der 
anderer Staaten ab, als das Hauptorganifationggejeß fih nur auf 
die fatholijche Kirche bezieht, während die Orbnung der entjprechen« 
ben Berbältnifle für die evangelifche Kirche felbftändig vorgenommen 
wurde. Bei der grundverfchiedenen Organifation der genannten bei= 
ben Kirchen und inZbefondere bei der grundverfchiedenen Auffaflung 
. des Berhältniffes zum Staate erjcheint diefe Scheidung principiell 
richtiger, ala daß man nach der Schablone der Parität beide Kirchen 
den gleichen gejeßlichen Beſtimmungen Hinfichtlich des Verhältnifſes 
zum Staate unterftellt. 

Ein anderer Punkt, welcher die württembergijche Geſetzgebung 
außzeichnet, ift der Mangel an Strafbeftimmungen?). Die Gefebe 
tragen in Folge deflen den Character von leges imperfectae, wie 
das bayerifche Religionsedict, denn jener Mangel wird in Zeiten des 
Conflictes durch keinerlei andere Mittel erfeht, von welchen man bei 
friedlicher Kage annimmt, daß fie ausreichend fein würden, die Kirche 
zum Gehorfam zu bringen. Das Beifpiel Bayerns beweist, daß 
diefe Annahme wenigſtens der römifch-katholifchen Kirche gegenüber 
gründlich falſch it?) Für Württemberg hat fich big jekt ein praf- 
tifches Bedürfniß nach Strafbeftimmungen nicht ergeben nnd gute 
Gründe mögen davon abhalten, theoretifchen Bebenfen zu Liebe bie 
Geſetze dermalen nach jener Richtung Hin zu ergänzen. Jedenfalls 
aber läßt fich nicht verfennen, daß beim Eintreten eines Conflictes 
— und ber Widerfpruch der Geſetze mit den Tanonifchen Beitim- 


) Golther 327 fi. 
2) Golther ©. 439. 
3) Dies gegen Golther a. a. D. 
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mungen läßt einen folchen bei weniger gemäßigten Bifchöfen wi 
Lipp und Hefele mit aller Beftimmtheit vorausfehen — die Geick 
eine flumpfe Waffe fein werden. 

Der württembergifche Nechtazuftand beruht fomit auf folgen: 
den Geſetzen: 

1. Geſetz über Die Unabhängigleit Der ſtaatsbürgerlichen Kethte Dem 
religiöfen Belenntniffee Vom 31. Dez. 1861. 
Formell aufgehoben durch das materiell gleiche Reichägeiek 
(f. oben S. 16 f.) 

Einziger Artilel. An die Stelle des zweiten Ab] bes 5 2i 
ber Verfaſſungs-Urkunde tritt folgende Beſtimmung: Die Haatsbürgerlicen 
Rechte find unabhängig von bem religiöfen Belenntniffe. In bem & 135 
der Verfaſſungs-Urkunde fallen die Worte: „einem der drei chriftlichen Glau⸗ 
—— angehören und” weg. 

Unfere Minifterien des Innern und bes Kirchen: und Schulmwelen 
find mit der Vollziehung dieſes Geſetzes beauflragt. 

2. Geſet über Dispenfation som GEhehinderniß Der Verwandtideit 
oder Schwägerſchaft bei Eingehung von gemifchten Ehen!) Dom 

23. Januar 1862. 
_ Aufgehoben durch die Beitimmungen bes Reichacivilchegeiche:. 

3. Das bedeutendfte und nad) feinem vollen Umfang in Kraft 
ftehende Gefeh ift das v. 30. Januar 1862, über die Regelung de 
Verhältniffes der Staatsgewalt zur Fatholifchen Kirche‘). 

Geſetz, betreffend Die Regelung des Verhältuifiee Der Staatsgewalt zut 
fatholifgen Kirde. Vom 30. Januar 1862. 

Zur näheren Regelung bed Berhältniffes zwiſchen bem Staat und 
ber katholiſchen Kirche verordnen und verfügen Wir nah Anhörung 
— Rathes und unter Zuſtimmung Unſrer getreuen Stände, 
wie folgt: 

Art. 1. Die von dem Erzbiſchof, dem Biſchof und den übrigen kirch— 
lichen Behörden ausgehenden allgemeinen Anordnungen und Kreisjchreiben 
an die Geiftlichkeit und Diöcefanen, wodurch diefelben zu etwas verbunden 
werden follen, was an ganz in dem eigenthümlichen Wirkungskreiſe det 
Kirche Liegt, ſowie auch jonftige Erlaſſe, welche in ftaatliche ober bürgerli 
Berhältniffe —— unterliegen der Genehmigung des Staates. Eol 
allgemeine — Anordnungen und öffentliche Erlaſſe dagegen, welch 
rein geiſtliche Gegenſtände —* find der Staatsbehörde gleichzeitig mil 
ber Verkündigung zur Einficht mitzutheilen. Denjelben Beftimmungen unter: 
liegen die auf Tidcefan- und Provincialiynoden gefahten Beichlüfie; ebenſo 
die päpftlichen Bullen, Breven und fonftige Erlaſſe, welche immer nur von 
bem Biſchof verkündet und angewendet werden dürfen. Die vorſtehenden 
Beftimmungen treten bezüglich ber Verordnungen der fatholifchen Kirchen: 
gewalt an die Stelle bes hierdurch unter Beobachtung ber Vorſchrift bei 
N 176 ber Berfaffungsurfunde aufgehobenen zweiten Gates der 8 72 bet 
Verfaffungsurkunde. 


Tert. bei Dove a. a. O. II, ©. 344 ff. 
— *) Motive dazu bei Golther 458 ff. Dove, ©. 71 ff. 19 ff 
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Art. 2. Das Ernennun — bes Staates zu katholiſchen ige ö 
llen ift, foweit e8 nicht auf beiondern Rechtätiteln, wie namentlich Dem 
atronat beruht, aufgehoben. Auf die Anitellnng von Geiftlichen beim Mi: 

Iıtär und an öffentlichen Anftalten findet diefe Beftimmung feine Anwendung. 

Die,vormaligen Patronatrechte der Gemeinden und Stiftungen bleiben mit 

bem Patronat der Krone vereinigt. 

Art. 8. Die Zulaffung zu einem Kirchenamte ift durch ben Befik 
tes württembergiichen Staatäbürgerrechtes, ſowie durch den Nachweis einer 
vom Staate für entfprechend erkannten wiffenfchaftlichen Borbildung bedingt. 

Art. 4. Die Kirchenämter, welche nicht von der Staatsregierung 
ſelbſt abhängen, Tönnen nur an ſolche verliehen werben, welche nicht von 
ber Staatsregierung unter Anführung von Thatfachen ald ihr in bürger: 
li oder bolitifeher Veziehung mibtäflig ertlärt werden. In Betreff der 
Beſetzung des biſchöflichen Stuhles, der Canonikate und der Tomlaplaneien 
bleibt e3 bei dem Verfahren, wie folches in der Bulle Ad dominici gregis 
custodiam vom 11. April 1827 und ın dem dazu gehörigen Erläuterung: 
Breve vom 22. März 1828 befchrieben ift, ſowie bei den Beſtimmungen de3 
föniglichen Fundations-Inſtrumentes vom 14. Mai 1828 über die Eigen» 
Ichaften der zu Wählenden. 

Art. 5. Die F 47 und 48 ber PVerfaffungsurfunde finden auf ka⸗ 
tholifche Kirchendiener bei Verfehlungen, welche dieſelben fich binfichtlich 
ihred Mandel oder der Führung ihres fir — Amtes zur Schuld 
kommen lafſen, fernerhin keine Anwendung. Ebenſo treten die Vorſchriften 
bes 6 102, Abſatz 4 des Verwaltungsedikts vom 1. März 1822 und des 
8 2, Ziffer 1 der Verordnung vom 23. Auguft 1825, betreffend den Wirt: 
ungskreis und ben Geichäftsgang der — J Oberamter, ſoweit 
dieſelben das gemeinſchaftliche Oberamt auch für die Unterſuchung von 
Vergehen der katholiſchen Kirchendiener gegen die kirchliche Disciplin und in 
18 geiftlicden Amtsführung als zuftändig erklären, hiemit außer Wirkung. 

ei gerichtlich firafbaren Dienſtvergehen der FTatholiichen Geiftlichen ° 
hat auch fünftighin, wie bisher, das gemeinjchaftliche Oberamt nach Anorb: 
nung und unter der Leitung der Staatsauffichtsbehörbe die Borunterjuchung 

Ser 448 ff. der Strafproceordnung) zu führen. Die Staatsbehörde ift bes 
ugt, einem Geiftlichen wegen Unbrauchbarfeit oder Tienftedverfehlungen bie 

ihm vermöge Gejehes oder befonderen Auftrags übertragenen ftaatlichen Ge: 

ſchäfte abzunehmen und einem Stellvertreter zu übertragen. 

Art. 6. Die Disciplinarftrafen gegen katholiſche Kixchendiener wegen 
Berfehlungen im Wandel oder in der Sihrung ihres Tirchlichen Amtes 
bürfen bon ben kirchlichen Behörden nur auf den Grund eines geordneten 
procefjualiiden Verfahren? berhängt werden. Die Dizciplinargewalt der 
kirchlichen Behörde kaun niemals durch Freiheitsentziehung geübt werben. 
Geldbußen dürfen den Betrag voh 40 fl., die Einberufung ın das Befler: 
ungshaus der Diözeſe darf die Lauer don ſechs Wochen nicht —— 
Don jedem auf eine Geldbuße von mehr als 15 fl., auf Einberufung in das 
Befferungshaus für mehr ala vierzehn Tage, ferner auf Suspenfion, Ders 
Iehung, Zurückſetzung oder Entlafjung Tautenden Straferfenntniffe ift der 
Staatsbehörde alabald Mittheilung zu machen. 

Art. 7. Berfügungen und Erlenntnifie der Kirchengewalt Tönnen 
gegen bie Perfon oder dad Vermögen eined Angehörigen der Tatholifchen 
Kirche wiber beffen Willen nur von der Staatsgewalt vollzogen werben. 
Die Staatsbehörde ift jedoch nur dann befugt, ihre Mitwirkung hiezu 
eintreten zu laſſen, wenn der Biſchof ihr zuvor über den Fall die erforder: 
lichen Aufflärungen gegeben und fie hienach bie Verfügung oder das Gr; 


— 
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fenutniß weder in formeller Hiuficht, noch auch vom flantlichen Gefichtäpunft 
in materieller Beziehung zu oe gefunden bat. Auch für bie Fin 
ung einer firchlichen Unterſuchung darf die Staatsbehörde auf Erſfuchen der 
Kichhenbehörde nur unter derjelben Borausfegung mitwirken. 

Art. 8. Tie katholiſchen Einwohner derjenigen Landestheile, ia wel: 
chen bis jet noch die ehemalige vorberöfterreichiiche Ehegeſetzgebu — 
bat, find in Zukunft in Eheſachen dem gemeinen Rechte ber iſchen 
Kirche und der biſchöflichen Gerichtsbarkeit unter den gleichen Beſtimmungen 
wie die übrigen Latholifchen Staat3angehörigen, unterwo 

Art. 9. Bei firchlich getrauten Ehen zwiſchen ei Katholiken find 
in denjenigen Fällen, in welchen die Gültigleit o ngültigfeit der Ehe 
nad) einem von dem kirchlichen Gefſetze abtveichenden Staatögejehe — 
ſteht, die in Art. 13 des Geſetzes vom 1. Mai 1855 genannten bitxgerliges 
Gerichte zuftändig. Dieſelben haben in diefen Fällen nach ben — 
beſonderen Beſtimmungen der Staatsgeſetzgebung und im Uebrigen nach 
in Art. 13 und 18 jenes Geſetzes bezeichneten Grundſätzen und Borfchrijten 
erforderlichen Falles von Amtswegen, zu verfahren. Auf eine von dem Eisil 
gerichte im MWiderfpruch mit dem kirchlichen Gefeke für gültig erklärte Ex 
finden die Art. 13, 15 bis 17 und 20 des gedachten — 

Art. 10. Disciplinarſtraf- und Eheſachen (Art. 5, 6 und 8) dü 
auch im Juſlanzenzuge nicht vor ein außerbeutſches lirchliches Gericht gr 
zogen werden. 

Art. 11. Die für die Heranbildung der Candidaten bes katholiſche— 

eiſtlichen Standes beftehenden Convikte in Tübingen, Ehingen und Rottweil 

Find in Abficht auf die dem Bifchof zulommende Leitung der religiöfen Er: 
aiehung ber Zöglinge und der Hausordnung, inſoweit He durch die Lepten 
bedingt ift, ber Oberaufficht der Staatögeivalt unterworfen. In ben übrigen 
Beziehungen ftehen diefelben unter ber unmittelbaren Leitung der Staatäb- 
hörde. Insbeſondere hängt die Aufnahme und Entlaffung der Zöglinge vor 
ber Staatsbehörde ab. 

Art. 12. Der Art. 1, Ziffer 1 des Geſetzes vom 6. Juli 1842, be 
treffend die Verhältnifie der bei den höheren und mittleren Öffentlichen Unter 
richt3anftalten u. |. w. angeftellten Diener, wird, ſoweit ex fi auf ben Bor 
ftand des MWilhelmaftiftes bezieht, hiemit außer Kraft gefept Dem Bilde! 
fteht die Ernennung ber Vorfteher ber drei Convikte aus der Zahl der un 
ihrem Sit angeftellten Profefjoren oder Kirchendiener, ſowie die Ernenuung 
ber Nepetenten an den genannten LZehranftalten zu. Wuf dieſe Ernennung 
findet dad in Art. 4, Abſ. 1 des gegentwärtigen Gejeges angeführte 
der Staatsregierung zu Ausfchliegung mißliebiger Candidaten Bere 
Die Geltendmachung diefer Rechte bleibt der Regierung auch in dem de 
vorbehalten, wenn ein Vorſtand oder Repetent nach Feiner Ernennung 12 
bürgerlicher oder politiicher Beziehung berfelben unangenehm geworden iſt. 


}) 


Art. 18. Die Leitung des Latholiichen Religiondunterrichts in den | 


Volksſchulen —F Art. 78 des Volksſchulgeſetes vom 29. Septeniber 1836), 
fowie in den jonftigen Öffentlichen und PrivatsUnterrichtsauftalten, einjchlieh: 
lich der Beftimmung ber Katechismen und Religionshandbücher, kommt dem 
suga u, — des dem Staate über alle Lehranſtalten zukommenden 
erau Zzrechts. 

ia 14. Gegen einen Lehrer an ber katholiſch⸗theo m Facultäl 
ber Univerfität, deffen Lehrborträge nach dem Urheile des Bi ER & wider bie 
rfügung nut 


Grunbfähe der katholiſchen Kirchenlehre verſtoßen, kann eine 
von ber Staatöregterung getroffen werden. 
Art. 15. Geiſiliche Orden und Congregationen Fönnen vom Bilfel 


- 
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nur mit — —— Genehmigung der Staatsregierung eingeführt werben, 
welche auch erforderlich ift. jo oft ein im Lande jchon zugelafiener Orben 
eine neue Niederlafjung gründen will. Die Staatsregierung iſt jedoch feinen: 
falls befugt, ohne befondere Ermächtigung durch Geſetz den Jeſuilenorden 
oder ihm verwandte Orden und Congregationen im Lande zuzulaſſen. Die 
—————— iſt jederzeit —— 

rt. 16. Die Gelübde der Ordensmitglieder werben von ber Staats⸗ 
gewalt nur ala widerruflicde behanbelt. 

Art. 17. Die Bildung neuer kirchlicher Gemeinden und die Abändes 
zung beftehender Firchlicder Gemeinde: und Bezirkzeintheilungen kann von 
dem Biſchof nur im Einverftändniffe it der Staatsregierung verfügt werden. 
Daſſelbe gilt von der Errichtung, Theilung und Vereinigung von Pfrünbden, 
auch wenn eine neue lirchliche Gemeindeeintheilung nicht damit verbunden ift. 

Art. 18. Das den kirchlichen Bedürfniffen und Anftalten gewidmete 
Vermögen unterliegt den allgemeinen Landesgeſetzen, inzbefondere auch jenen 
über öffentliche Laften und Abgaben, ſowie über den Beſitz von Kiegenichaften 
Durch die todte Hand. 

Art. 19. Die Vertvaltung ber vacanten Pfründen und des aus ben 
Erträgnifien von ſolchen gebildeten Intercalarfonds fteht unter der gemein: 
famen Leitung, — ber beſetzten Pfründen unter der gemeinſamen Auf: 
ficht ded3 Staats und der Kirche. Don ben Berwaltern anderen, den kirch—⸗ 
lichen Bedürfnifien und Anftalten gewidmeten Vermögens kann bie Staat# 
regierung, foweit ihr nicht weiter reichende Befugnifle in Beziehung auf das⸗ 
felbe zukommen, über die Erhaltung des Grundſtocks und die fliftungamäßige 
Verwendung feiner Erträgniffe Nachweis verlangen. 

Art. W. Der Verkehr mit den Tirchlichen Obern wird von Staats: 
wegen nicht J—— 

Art. 21. Ein unmittelbarer Verkehr mit ben Töniglicden Behörden 
* I Biſchof in der Weife zu, dab er feine Befehle oder Weifungen an 
ie erläkt. 

Art. 2. Alle mit Vorſtehendem nicht vereinbaren Beſtimmungen 
früherer Geſetze und Verordnungen treten mit der Verkündigung des gegen: 
twärtigen Geſetzes außer Kraft. 

Anden Wir mit ber Vollziehung dieſes Geſetzes Unſere Minifter der 
Juſtiz und bes Kirchen: und Schulweſens beauftragen, erklären Wir zugleich, 
daß der mit Unſerer Verordnung vom 21. Dezember 1857 bekannt ges. 
— Convention mit dem römifchen Stuhle eine rechtlich verbindende 
Kraft nicht zulommt, und fegen biemit jene Verordnung außer Wirkung. 

4. Zn Durchführung des Grundſatzes des Geſetzes sub 1 er- 
gieng ferner unterm 9. April 1872 das Gefeß über die reli- 
gidfen Diffidentenvereinet). — 

Art. 1. Die Bildung religiöſer Vereine außerhalb der vom Staat 
als Öffentliche Körperſchaften anerkannten Kirchen iſt von einer ſtaatlichen 
Genehmigung unabhängig. Es fieht diefen Vereinen das Recht der freien 
gemeinfamen NReligionsübung im häuslichen und öffentlichen Gottesdienſt, 
ſowie der ſelbſtſtändigen Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten zu. 
Diefelben dürfen a ihrem Belenntniß, ihrer Verfafſung ober ihrer 
Wirkſamkeit mit ben Geboten der Sittlichfeit oder mit ber öffentlichen Rechts: 
ordnung nicht in Widerſpruch treten. : 

) Dove u. Friedberg —3 XI, S. 333. Dazu die Abhandlung 
von Stälin ibid. ©. 398 ff. 457 ff. 
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Art. 2. Ob und unter welchen er ben Mitglieden 
foldder religidfer Vereine an Stelle bes Gibes der Gebrauch einer ander 
Bet heuerungsformel geftattet fei, ift Gegenftand der Verordnung. 
Alle mit gegenwärtigem Geſetze nicht im Einklang ftehenden, ſeilhet 
geltenden Vorſchriften find aufgehoben. 
Unfere Minifterien der Juſtiz und des Kirchen: und Schulweſens find 
mit der Vollziehung diefes Gejetes beauftragt. 


8 6. 
IV. Zreußen. 


Schon in der hiftorifchen Einleitung wurde hervorgehoben, da} 
Preußen bereits feit Beginn der Regierung Friedrich) Wilhelm IV. 
(1841) und ganz befonders feit dem Inslebentreten der Berjaffung 
den Anfprüchen ber römifchen Kirche in einer für die Staatäinter: 
effen gefährlichen Weife entgegen kam. Durch die in Art. 15 da 
BU. garantirte Selbftändigkeit- der Kirche erachtete man von Exit 
der höchſten ftaatlichen Behörden das oberfte Auffichtsrecht de 
Staates über die Kirchengefellfchaften ala befeitigt. Zwar erhob 
hiegegen die Wiflenfchaft in mehreren ihrer auägezeichnetften Ber: 
treter wiederholt warnend ihre Stimme; aber es bedurfte ber Ereig- 
nifle d. 3. 1870, um eine praftifche Aenderung in ber gegenübe 
ber römifchen Kirche befolgten Politit Hervorzurufen. Die Erfah; 
rungen dieſes Jahres waren die nächfte, wenn auch keinesweg 
einzige Veranlaffung dieſes Syftemwechfels. Es galt, dem Stadt 
bie preisgegebenen Auffichtsrechte wieder auf gejeblichem Wege zu 
gewinnen, überhaupt die ftaatsfirchenrechtliche Geſetzgebung den An: 
forderungen des modernen Staates entprechend zu geftalten. Zu⸗ 
vörderft mußte Ernft gemacht werben mit der Säcularijation 
ber bürgerlichen Sphäre; nach diefer Richtung ergingen befonder 
die Geſetze über ben Austritt aus der Kirche, über die Beurkundung 
des Perfonenftandes und bie Ehefchliegung; in Bezug auf das Schul: 
„wefen erging bisher lediglich ein Gefek zur Wahrung des ftaatlicen 
Auffichtsrechteg und ber ſchädliche Einfluß ber römischen Kirche 
wurde im Uebrigen auf dem Verwaltungswege möglichft aus dt 
Schule verbannt; ein umjfafjendes Unterrichtsgefeg fteht bevor. 
Weiter waren organifatorifche Gefeße nothiwendig, jo beſonders, um 
der evangelifchen Kirche eine Berfaffung zu geben; dieſes fehwierigt 
Werk ift dermalen dem Abfchluffe nahe‘); nicht minder mußten die 


1) Inzwiſchen abgefchloffen durch die Publication des Synodalgeſehe⸗ 
im Preuß. Staatsanzeiger (. Anhang). 
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Verbältniffe der Altkatholiten durch ein Gejeh geregelt werden, was 
1.3.1874 geſchah. Auch die übrigen Eirchenjtaatsrechtlichen Gefebe, 
welche feit d. J. 1873 ergingen, enthielten organifatorifche Beſtim⸗ 
mungen, waren jedoch in der Hauptfache dazu beſtimmt, dem Oberauf- 
fichtörecht des Staates einen Klaren gejeßlichen Ausdrud zu geben. 

Don minder wichtigen Geſetzen find Hier anzuführen; Gef. v. 
15. März 1869 über die Eide ber Juden, ') Geſetz v. 22. Yebruar 
1869 über die Aufhebung der 88 30-33 ALR. II. 1,?) Gel. v. 
27. April 1872 über die Ablöfung ber den geiftlicden und Echul- 
inftituten, fowie den frommen und milden Stiftungen zuftehenden 
Realberechtigungen,®) vom 12. Juni 1874 über die Rechtsverhält- 
niffe der Mennoniten.*) 

1) J. J. 1872 erging ferner dag wichtige Gef.. betr. die Be⸗ 
aufficgtigung des Unterrichts- und Erziehungsweſens?) 
v. 11. März 1872. 

81. Unter — aller in einzelnen Landestheilen entgegen⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen ſteht die Aufſicht über alle öffentlichen und Privat⸗ 
unterrichts⸗ und Erziehungsanſtalten dem Staate zu. Demgemäß han⸗ 
er a mit diefer Aufficht betrauten Behörden und Beamten im Auftrage 
ed Staates. 

8 2. Die Ernennung ber Lofal und Kreis: Schulinfpeltoren und 
bie — ihrer Aufſichtsbezirke gebührt dem Staate allein. Der vom 
Staate den Jnipeltoren ber Volksſchule ertheilte ———— ſofern fie dies 
Amt als Neben⸗ oder Ehrenamt verwalten, jederzeit widerruflich. Alle ent⸗ 
gegenſtehenden — aufgehoben. 

88. dieſes — bleibt die den Gemeinden und’ 
deren Organen ‚ehe —*X an der — ſowie der Artikel 
24 der Berfaffungs:Urkunde vom 31. Januar 1850. 

5 4. Der Minifter der geiftlichen, Unterrichts: und Medicinalange: 
legenheiten wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

J. J. 1873 ergingen fodann bie folgenden hochtwichtigen Ger 
fee zur umfafjenden Regelung bes ftaatlichen Oberauffichtsrechtes.*) 

2. a b. 5. April 1878, betr. Die Abänderung Der Art. 15. n. 18 
der Berf.Urf. vom 31. Januar 1850.') 
Einziger Artilel. Die Artikel 15 und 18 ber Verfafſungs⸗Ur⸗ 


funde vom 31. Januar 1850 find aufgehoben. An die Stelle berjelben 
treten folgende Beftimmungen : 


ı) Text bei en 2 Friedberg Ztiſchr. XI, ©. 99. 

2) Tert ibid. S 

*) Tert ibid. S —38— 

9 Text ibid. XIIL., ©. 2 

8) Bal. m. Br — v. 1872 S. 1029 ff. über die Ent⸗ 


ſtehung des Ge 

°), Bat. in] a Gommentar z. d. preuß. Kirchengefeen 
b. J. 1873. Ben 1 74, XLVIII. 

) Hinſchius S. XXVII. 
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Art 15. Die evangeliiche und die Römiſch-katholiſche Kirche, fowie 
jede andere Religionsgefellichaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
Velbftändig, bleibt aber den Staatsgeſetzen und der Ei 2 geordneten Auf: 
fiht des Staates unterworfen. Mit der gleichen ons bleibt jede Re: 
ligionsgeſellſchaft im Beſitz und Genuß der für ihre Gultus:, Unterrichte 
und Wohlthätigkeitszwecke beftimmten Anjtalten, Stiftungen und Fonds. 

rt. 18. Das Ernennungds:, Vorſchlags⸗, Wahl: und Beltätigung: 
recht bei Belebung Firchlicher Stellen iſt, ſoweit es dem Staat zufieht und 
nit auf dem Patronat oder beſonderen Rechtstiteln beruht, aufgehoben. 
Auf Anftelung von Geiftlichen beim Militär und an öffentlichen Anſtallen 
ed dieje Beftimmung feine Anwendung. Im Uebrigen regelt das Geſeß 

ie Befugniffe des Staates Hinfichtlich der Vorbilbung, Anftellung und Ent: 
lafjung der Geiftlichen und Religionsdiener und. ftellt die Grenzen ber fird: 
lichen Zizciplinargewalt feſt. 

8. Geſetz über die Vorbildung und Anfichung der Geiſtlichen. Von 

11. Mai 1873.) 

I. Allgemeine Beſtimmungen. $ 1. Ein geiſtliches Amt darf 
in einer ber chriftli Kitchen nur einem Deutichen übertragen werden, 
welcher jeine wiſſenſchaftliche Borbildung nad) den Vorfchriften diejes eich 
dargethan hat und gegen bdefien Anftellung fein Einſpruch von der Stact 
regierung erhoben worden ilt. 

. Die Vorſchriften bed & 1 kommen zur Anwendung, gleichvie, 
ob das Amt dauernd oder wiberruflich übertragen tverden oder nur ent 
Stellvertretung oder Hilfsleiftung in demſelben ftatthaben joll. Iſt Gefahr 
int Berzuge, jo kann eine Stellvertretung oder Hilfzleiftung einftweilen und 
vorbehaltlich des Einſpruchs der Staatsregierung angeorbnet werden. 

8 8. Die Vorfchriften des $ 1 kommen vorbehaltlich der Beſtimm— 
ungen des $ 26, auch zur Antvendung, wenn einem bereit? im Amte ($ 2) 
ftehenden Geiftlichen ein anderes geiftliches Amt übertragen ober eine wid: 
rufliche Anftellung in eine dauernde verwandelt werden foll. 

D. Borbildung aum geiftliden Amte F 4 Zur Bekleidung 
eineß geiftlichen Amtes ijt die Ablegung der Entlaffungsprüfung auf einem 
Deutſchen Gymnafium, die Zurüdlegung eines dreijährigen theologikhen 
Studiums auf einer Deutichen Staat3:Univerfität, fowie die Ablegung eine 
rege Staatd-Prüfung erforderlich. 

5. Der Minifter der geiftlicden Angelegenheiten if ermächtigt, 
mit Rückſicht auf ein vorangegangenes anderes Univerfitätzftudium, ala das de 
Theologie, oder mit Rüdfiht auf ein an einer außerdeutichen Staatz-Ini: 
verfität zurücgelegtes Studium, oder mit Rüdficht auf einen fonftigen, be 
fonderen Bildungsgang von dem vorgefchriebenen dreijährigen Studium ar 
einer Deutſchen Staat3-Univerfität einen angemefjenen Zeitraum zu erlaffer. 

86. Das theologiiche Studium kann in den bei Berfündigung 
dieſes Geſetzes in Preußen beftehenden, zur wiffenichaftlichen Vorbildung der 
Theologen beitimmten en Seminaren, zurücdgelegt werben, wenn ber 
Minifter ber geiftlichen Angelegenheiten anerkennt, daß dieſes Studium ber 
Univerfitätsftudium zu — geeignet ſei. Dieſe Vorſchrift findet jedoch 
nur auf die Seminare an denjenigen Orten Anwendung, an welchen ſich 
feine theologifche Faculät befindet und gilt nur für diejenigen Studierenden, 








ı) Hinſchins a. a. O. ©. XIX. und 100-166, wo fid} auch bie 
lee Staatsprüfung der Geiftlichen exlaffene Inſtruktion als Ir 
age 2 findet. 
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welche dem Sprengel angehören, für den das Seminar errichtet if. Die im 
erſten Abſatze erwähnte Anerkennung darf nicht veriveigert werden, wenn die 
Einrichtung ber Anftalt den Beitimmungen dieſes Geſetzes entipricht und ber 
Minifter der‘ —— Angelegenheiten den Lehrplan derſelben genehmigt. 

87. hrend des vorgeſchriebenen Univerſitätsſtudiums dürfen die 
Studierenden einem kirchlichen Seminare nicht angehören. 

$ 8. Die Staatsprüfung hat nach zurückgelegtem theologiſchen Stu⸗ 
dium ftatt. Zu berfelben darf nur zugelaffen werden, wer ben Borfchriften 
diefes Gejehes über die Symnafialbildung und theologifche Vorbildung voll: 
fändig genügt Hat. Die Prüfung ift öffentlich und wird darauf gerichtet, 
ob der Candidat fih die für feinen Beruf erforberliche aflgemeine toifjen: 
ae Bildung, insbefondere anf dem Gebiete der Boilofopbie, der Ge: 
Ichichte und ber Deutichen Literatur ertvorben habe. Der Minifter ber geift: 
lichen Angelegenheiten trifft die näheren Anordnungen über die Prüfung. 

9. Alle kirchlichen Anftalten, welche der Vorbildung der Geift: 
lichen dienen (Knabenjeminare, Elericalfeminare, Prediger: und Npriefterfemie 
nare, Convicte xe.), Neben unter Aufficht de3 Staat?. Die var nung 
und das Reglement über die Dizciplin in diefen Anftalten, der Lehrplan 
der Snabenjeminare und Knabenconvicte, ſowie derjenigen Seminare, für 
welche die im 8 6 bezeichnete Anerkennung ertheilt ift, find dem Oberprä⸗ 
fidenten der Provinz von dem Vorfteher der Anftalten vorzulegen. Lie Ans: 
ftalten —— der Revifion durch Commiſſarien, welche ber Oberpräfivent 
ernennt. 

8 10. An den im le Bean gedachten Anftalten 
darf ala Lehrer oder zur Wahrnehmung der Disciplin nur ein Deutſcher 
angeftellt twerben, welcher feine ee Befähigung nach Vorjchrift 
des & 11 dargelhan Hat und gegen deſſen Anftellung fein Einfpruch von der 
Staatöregierung erhoben worden iſt. Die Vorſchriften ber 88 2 u. 3 finden 
entiprechende Anwendung. 

11. Zur Anftellung an einem Snabenfeminare oder Knabenconvicte 
ift die Befähigung zur entiprechenden Anftellung an einem Preußifchen Gymna⸗ 
fium, zur Anftellung an einer für die theologifche wifjenichaftlicde Vorbild: 
ung beitimmten Anftalt die Befähigung erforderlich, an einer Deutichen 
StaatösUniverfität in der Disciplin zu lehren, für welche die Anftellung er: 

(gt. Clericer und Predigtamt3-Gandidaten müfjen die für Geiftliche vorge: 
chriebene Borbildung Pen Diefelbe genügt zur Anftellung an den zur 
theologiſch N Vorbildung beftimmten Anftalten. 

8 12. Für die Erhebung des Einſpruchs gegen die Anftellung 
finden die Beſtimmungen entiprechende Anmwendung, welche die Erhebung 
des Einſpruchs gegen die Anftellung von Geiftlichen regeln (68 15--17). 

8 18. tden die in ben 88 9—11 enthaltenen Vorjchriften oder 
die getroffenen Anordnungen ber Staatsbehörden nicht befolgt, jo ift der Mi- 
nifter der geiftlichen Angelegenheiten ermächtigt, bi3 zur Befolgung die ber 
Anftalt gewidmeten Staatsmittel einzubehalten oder die Anftalt zu fchließen. 
Unter der angegebenen Vorausſetzung und bis zu dem bezefchneten Zeiipunkte 
fönnen De der Knabenſeminare und Knabenconvicte von dem Beſuche 
ber Gymnafien und von ber —— ng ausgeſchlofſen und den im 
8 6 erwähnten Anftalten bie ertheilte Anerkennung entzogen werden. uk 
Anordnungen fiehen dem Minifter ber geiftlichen Angelegenheiten zu. Na 
Errichtung eines Königlichen Se für die kirchlichen J—— 
kann über die Geſetzesmäßigkeit der nach dieſem Paragraphen getroffenen 
Anordnungen und gungen innerhalb 30 Tagen bei dem gebachten Ge: 
richtshofe Berufung eingelegt werben. Durch Einlegung derſelben wird bie 
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Vollſtreckung der angefochtenen Anordnung oder Berfügung nicht aufgehalten. 
Der Gericht3hof kann jedoch beftimmen, da bis zur endgültigen Entjcheidung 
die Vollſtreckung unterbleibe. SKnabenfeminare und Snabenconvicte (3 9) 
dürfen nicht mehr errichtet und in bie bejtehenden Anftalten diefer Art neue 
ande nicht mehr aufgenommen werden. Im Fall der Aufnahme neuer 

öglinge ift der Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten zur Schließung 
der betreffenden Anftalt befugt. 

II. Anftellung der Geiſtlichen. 8 15. Die geiftlichen Oberen 
find verpflichtet, denjenigen Gandidaten, dem ein geifiliches Amt übertragen 
werben foll, dem Oberpräfidenten unter Bezeichnung des Amtes zu benennen. 
Daftelbe gilt bei Verſetzung eines Geiſtlichen in ein anderes geiftliches Aml 
oder bei Umwandlung einer widerruflichen Anftellung in eine dauernde. 
innerhalb 30 Tagen nach der Benennung Tann Ginfpruch gegen die An: 
— erhoben werden. Die Erhebung des Einſpruchs ſteht dem Oberpri- 
identen zu. 

8 16. Der Einſpruch ift auläffig: 1) wenn dem Anzuftellenden die 
geſetzlichen Erfordernifie zur Bekleidung des geiftlichen Amtes fehlen; 2) wenn 
der Anzuftellende wegen eines Verbrechens oder Vergehens, welches dei 
Deutſche Strafgeſetzbuch mit Zuchthaus oder mit dem Berlufte der bürger 
lichen Ehrenrechte oder dem Verluſte der öffentlichen Aemter bedroht, verar: 
tHeilt ift oder ſich in Unterfuchung befindet; 3) wenn gegen den Anzuftd: 
enden Thatfachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß derſelbe 
ben Stantögejegen, oder den innerhalb ihrer „gefehlichen Zuftändigteit erlo} 
fenen Anordnungen ber Obrigleit entgegenwirken oder ben öffentlichen Frie 
den ftören werden. Die Thatſachen, welche den Einſp ründen, fin) 
anzugeben. Gegen bie Einiprucheerklärung kann innerhalb dreißig Zoger 
bei dem Köni * Serichtöhofe für die kirchlichen Angelegenheiten unb, ſo 
lange befien Einjegung nicht erfolgt ift, bei dem Minifter der geifllicen 
Angelegenheiten Berufung eingelegt werden. Die Entjcheidung ift endgültig 

3 17. Die Uebertragung eines geiftlichen Amtes, weldye ber Bor: 
fchrift des $ 1 zumiderläuft, oder welche vor Ablauf der im 8 15 für die 
Erhebung des Einſpruchs gewährten FFrift erfolgt, gilt als nicht gefchehen. 

18. Jedes Pfarramt ift innerhalb eineß Jahres vom Tage ii 
Erledigung, wo gejeglich oder objervanzmäßig ein Gnadenjahr befteht, vom 
Tage der ENDUNG ber Pfründe an gerechnet, dauernd zu beſetzen. Tit 
Sch ift vom Oberpräfidenten im Falle des Bedürfnifjes auf Antrag ange: 
meflen zu verlängern. Nach Ablauf ber Friſt ift der Oberpräfident befugt, 
die Wieberbefegung ber Stelle durch Geldftrafen bis zum Betrage vor 
1000 Thlen. zu erzwingen. Die Androhung und Feſtſetzung der Strafe datl 
wiederholt werden, bis dem Gejeke genügt ift. Außerdem ift der Miniſter der 
geiftlichen Angelegenheiten ermächtigt, bis dahin Staatsmittel einzubehalten, 
welche zur Unterhaltung ber Stelle oder desjenigen geiftlichen Oberen dienen. 
ber das Pfarramt zu bejegen oder bie Beſetzung zu genehmigen hat. 

$ 19. Die Errichtung von Seeljorgeämtern, deren Inhaber unbe 
bingt abberufen werden dürfen, ift nur mit Genehmigung des Minifer: 
ber geiftlicden Angelegenheiten zuläſſig. Die Beitimmungen bes 8 18 br 
ziehen fich auch auf die fogenannten Succurſal⸗Pfarreien des Franzöfiſchen 
Rechts mit der Maßgabe, daß die in Abſatz 1 des 8 18 vorgefchriebene Friß 
dom Tage der m dieſes Geſetzes an zu laufen beginnt. 

8 20. Anordnungen oder Vereinbarungen, welche die durch bei 
Geſetz begründete Klagbarkeit der aus bein geiltlicden Amtsverhältnifie en 
ee vermögendrechtlichen Anſprüche ausſchließen oder beichränten, 

nd nur mit Genehigung ber Staatzbehörde zuläffig. 
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8 21. Tie Verurteilung zur Zuchthaußftrafe, die Aberkennung ber 
— Ehrenrechte und der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter hat die Erledigung der Stelle, die Unfähigkeit zur Ausübung des 
geiſtlichen Amtes und den Verluſt des Amtseinkommens zur Folge. 

IV. Strafbeſtimmungen. $ 22. Ein geiſtlicher Oberer, welcher 
ben $$ 1—3 zuwider ein geiftliches Amt überträgt oder die Uebertragung 
genehmigt, wird mit Gelditrafe von 200 bi3 zu 1000 Thalern beftraft. 

iefelbe Strafe trifft denjenigen, welcher der Borjchrift bes 8 19 Abſatz 1 
zuwiderhandelt. 

88. Wer geiſtliche Amtshandlungen in einem Amte vominmt, 
welches ihm ben Vorichriften ber 88 1—3 zumider übertragen worden ift, 
wird mit Gelditrafe bis zu 100 Thalern beftraft. Dieſelbe Strafe trifft 
denjenigen, der geiftliche Amtshandlungen in cinem von ihm nicht dauernd 
verwalteten Pfarramte vornimmt, nachdem er von dem Oberpräfidenten be: 
nachrichtigt worden ift, daß das Zwangsverfahren Behufs Wiederbefegung der 
Stelle in Gemäßheit der Vorſchrift in 8 18 Abſ. 2 eingeleitet fei. 

8 24. Wer geiftliche Antshandlungen vomimmt, nachdem er in 
Folge gerichtlichen Strafurtheils die Fähigkeit zur Ausübung des geiftlichen 
Amtes verloren hat (8 21), wird mit Geldftrafe bis zu 100 Thlrn. beftxaft. 

V, Debergangsd: und Schlußbeftiimmungen 8 25. Aus—⸗ 
länder, welchen vor Verkündung dieſes Geſetzes ein geiftliches Amt ($ 2) 
oder eined der im $ 10 erwähnten Aemter an kirchlichen Anftalten über: 
tragen worden ift, haben bei Bermeidung der folgen des 5 21 innerhalb 
ſechs Monaten die Reichgangehörigfeit zu erwerben. Der Minifter der geift: 
lichen Angelegenheiten kann mit Rüdficht auf die beionderen Bedürfniſſe 
des einzelnen Falles biefen Zeitraum verlängern. 

8 26. ZTie Borfchriften dieſes Geſetzes über den Nachweis len 
—— Vorbildung und Befähigung finden keine Anwendung auf Per⸗ 
onen, welche vor Verkündung dieſes Geſetzes, im geiſtlichen Amte angeftellt 
find oder die Fähigkeit zur Anſtellung im geiſtlichen Amte erlangt Daben. 
Außerdem ift der Minifter der geiftlichen nd LIE en no: den⸗ 
jenigen Perſonen, welche vor Verkündung dieſes Geſetzes in ihrer Vorbild⸗ 
ung zum geiſilichen Amte vorgeſchritten waren, ben in dieſem Geſetze 
vorgeſchriebenen Nachweis der Vorbildung ganz oder theilweiſe zu erlaſſen. 
Der Miniſter der — Angelegenheiten iſt auch ermächtigt, Ausländer 
von ben Erforderniſſen des 8 4 dieſes Geſetzes zu dispenfiren. 

8 27. Die in ben SS 4 und 8 dieſes Geſetzes vorgeſchriebene Staats⸗ 
prüfung Tann mit der theologischen Prüfung verbunden werden, infofern 
die Einrichtung diefer Ießteren Prüfung und die Bildung der Prüfungstom: 
miffionen Behörden zufteht, deren Mitglieder ſaͤmmtlich oder theilweiſe vom 
Könige ernannt werden. - 

F 28. Die Vorſchriften dieſes Geſetzes über das Einſpruchsrecht des 
Staats (88 1, 3, 10, 12, 15 und 16) finden in den Fällen feine Anwend⸗ 
ung, in welchen bie Anftelung durch Behörden erfolgt, deren Mitglieder 
ſämmtlich vom Könige ernannt werden. — 

829. Soweit die Mitwirkung bed Staats bei — geiſtlicher 
Aemter — des Patronais oder beſonderer Rechtstitel anderweit ge: 
regelt ift, behält es dabei fein Bewenden. Desgleichen werden bie beſtehenden 
Rechte des Staats bezüglich der Anftellung von Geiftlicden beim Militär 
und an Öffentlichen Anftalten durch das vorliegende Geſetz nicht berührt. 

8 80. Der Minifter ber geiftlicden Angelegenheiten ift mit der Aus⸗ 
führung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Born, Sammlung d. n. Kirchengeſetge ac. 5 





66 Die neuere kirchenpolitifche Geſetzgebung. 


3. Gefeh über Die kirchliche Disciplinargewalt und Die Erridiung de 
Dan — I tshofes für kirchliche Ungelegenheiten. Bow 
. Mai ; 

I. Allgemeine Beftimmungen 8 1. ie —** Dirci⸗ 
plinargewalt über Kirchendiener darf nur von deutſchen kirchlichen Behörden 
ausgeübt werben. 

F 2. Kirchliche Disciplinarftrafen, welche gegen die fyreiheit oder dei 
Bermögen — find, dürfen nur nach Anhörung des Veſchuldigten ver 
hängt werden. Ber Entfernung aus bem Amte (Entlafjung, Verſezung 
Eudpenfion, unfreiwillige Emeritirung u. f. w.) muß ein geordnetes progt: 
ee Berfahren vorau2geben. In allen biefen Fällen ift die Entſcheib 
ung jchriftlich unter Angabe der Grünbe zu erlafien. 

3. Die Törperliche Züchtigung ift als kirchliche Pisciplinarfirak 
oder Zuchtmittel — 

8 4. Geldſtr ürfen den Betrag von 30 Thalern, oder, er 
das einmonattliche Amtseintommen höher ift, den Betrag des letzteren nid 


überfteigen. 

A 5. Die Strafe ber Syreibeitsentzichung (8 2) darf nur in ke 
Derweilung in eine Demeriten:Anftalt beftehen. Vie ifung barf be 
Dauer von drei Monaten nicht überfleigen und bie Vollſtreckung berielben 
wiber ben Willen bes Betroffenen weder begonnen, noch — 
Die Verweiſung in eine außerdeutſche Demeritenanſtalt iſt unzulätfie. 

86. Die Demeriten⸗Anſtalten find der ſtaatlichen Aufſicht unter 
worfen. Ihre Hausordnung ift dem Oberpräfidenten der Provinz zur & 
nehmigung einzureichen. Er ift befugt, Bifitationen ber Demeriten-Anftaltı 
anzuordnen, und von ihren Einrichtungen Kenntnik zu nehmen. Bon kt 
Aufnahme eines Demeriten bat der Vorſteher der Anftalt unter Angabe br 
Behörde, welche fie verfügt, binnen 24 Stunden dem Oberpräfidenten Ir 
geige zu machen. Weber Fummtliche Temeriten ift von dem Vorſieher ci 

zeichniß zu führen, welches den Namen derjelben, bie gegen fie erfannten 
Strafen und bie Zeit der Aufnahme und Entlafjung enthält. Am Schluj 
jedes Jahres ift das Verzeichniß dem Oberpräfidenten einzureichen. 

8 7. Bon jeder kirchlichen Disciplinar-Enticheibung, welche auf ein 
Geldftrafe von mehr ala 20 Thalern, auf Verweiſung in eine Demeriten 
Anftalt für mehr ala 14 Tage, ober auf Entfernung aus dem Amte ($ 2) 
lautet, ift dem Oberpräfidenten, gleichzeitig mit der Zuftellung an ben Er 
troffenen, Mittheilung zu machen. Die Mittheilung muB die Enticheidungt 
gründe enihalten. 

8 8. Der Oberpräfibent ift befugt, die Befolgung ber in ben 88 > 
bi? 7 enthaltenen Vorichriften und der auf Grund berielben von ihm er: 
lafſenen Verfügungen durch Geldfirafen bi? zum Betrage von 1000 Thaler 
u erzwingen. Die Androhung und —1 der Strafe darf wieder 
olt werden, bis dem Geſetze genügt iſt. Außerdem kann bie Demeriten 
a ar n —E kirchlicher linar⸗Entſcheidungen i 

. Eine Bo ung kirchli Dizciplin heibungen IM 
Wege der Staatävertvaltung findet nur dann ftatt, wenn dieſelben von dem 
—— nach erfolgter Prüfung der Sache für vollſtreckbar erflär 
wo & 


U. Berufung an den Staat. $ 10. Gegen Entſcheidungen ber 
kirchlichen Behörden, welche eine Disciplinarſtrafe verhängen, er ie Be 


ı) Hinſchius S. XIV, XXIV und 37—-96. 


\ 
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rufung an bie ee (8 32) offen: 1) wenn die Enticheidung von 
einer durch die Staatsgeſetze ausgeſchloſſenen Behörbe ergangen ift; 2) wenn 
die Vorſchriften des 8 2 nicht befolgt worden find; 3) wenn die Strafe ges 
ſetzlich unzuläffig ift; 4) wenn die Strafe verhängt ift: a) wegen einer 

nblung oder Unterlaffung, zu weldjer die Staatsgeſetze oder die von der 

brigfeit innerhalb ihrer Zuftändigkeit erlafienen Anordnungen verpflichten, 
b) wegen Ausübung oder Nichtausübung eines öffentliden Wahl: und 
Stimmrechts, c) wegen Gebraudy der Berufung an die Staatsbehörde ($ 32) 
auf Grund dieſes Geſetzes. 

$ 11. Tie Berufung findet außerdem ftatt, wenn 1) bie Entfernung 
aus dem kirchlichen Amte (8 2 Abi. 2) als Dizciplinarjtrafe oder ſonſt wider 
den Willen des davon Betroffenen ausgeiprochen worden ift, uud die Ent: 
ſcheidung der Zaren thatfächlichen Lage wiberfpricht ober bie Geſetze bes 
Staates oder allgemeine Rechtsgrundſätze verletzt; 2) nach erfolgter vor: 
läufiger ——— vom Amie das weitere Verfahren ungebührlich ver⸗ 
zoͤgert wird. 

8 12. Die Berufung ſteht jedem zu, gegen welchen bie Entſcheidung 
ergangen iſt, ſobald er bie bagegen zuläjfigen Rechtsmittel bei der vorgefegten 
kirchlichen Inftanz ohne Erfolg geltend gemacht Hat. Liegt ein öffentliches 
Intereſſe vor, fo fteht Die un auch dem Dberpräfidenten zu, jedoch 
erſt dann, wenn die bei den firchlichen hörden angebrachten Rechtsmittel 
ts geblieben find, oder die Friſt zur Einlegung berjelben ver: 

äumt ift. 

8 13. Die Berufung ift bei dem kgl. Gerichtähofe für kirchliche An⸗ 
gelegenheiten fchriftlicd anzumelden. Die Friſt zur Anmeldung beträgt in 
den Fällen bes $ 10 und 8 11 Abf. 1 für den durch die Enticheidung Be: 
troffenen vier Wochen. Sie beginnt mit Ablauf des Tages, an welchem bie 
Entſcheidung mit Gründen ihm zugeftellt ift. Sn den Fällen bes 8 11 
Abſ. 2 iſt die Berufung an feine Frift gebunden. Für den Oberpräfidenten 
‚beträgt die Friſt, wenn ihm die Entſcheidung als endgültige amtlich mitge- 
tHeilt ift, drei Monate, andernfalls ift derſelbe an feine Friſt gebunden. 

s 14. Durch Einlegung der Berufung wird die Vollſtreckung ber 
angefochtenen Entſcheidung aufgehalten. Der Gerichtähof ift jedoch befugt, 
die vorläufige Vollſtreckung zu —— andernfalls kann die Einſtellung der 
Vollſtreckung von dem — e durch Geldſtrafen bis zum Betrage von 
1000 Thalern erzwungen werden (3 8 Abſ. 2). 

8 15. Die Berufung ih innerhalb 14 Tagen nach der Anmeldung 
Ichriftlich zu rechtfertigen. Diefe Friſt kann auf Antrag verlängert werden. 

8 16. Die Inmeldung und Sie Rechtfertigungsichrift wird der Kirch: 
lichen Behörde zur Abgabe einer jchriftlichen Erklärung und Einreichung 
ber Acten innerhalb vier Wochen zugefertigt. Die Einreichung ber Acten 
fann erzivungen werben, De anctenielt durch Geldſtrafen bis zum Betrage 
von 1000 Thalern (8 8 Abi. 2). 

8 17. Ber Gerichtshof trifft die zur Aufklärung der Sache erforder: 
lichen Verfügungen. Die Beweißverhandlungen find unter Zuziehung eines 
vereibeten Protofollführerd aufzunchmen. 

818. Die Eulen bung olgt auf Grund mündliche Verhandlung 
in — en . Die Oeffentlichkeit kann durch Beſchluß des Ger 
richtshofes ausgeſchloſſen oder auf bejtimmte Perſonen beichräntt werden. 

8 19. Zu ben Berhanblungen (85 17 und 18) find ber Berufende 
und bie Tirchliche Behörde zuzuziehen. Diejelben können fich durch einen 
Advolaten oder Rechtsanwalt vertreten lafſen. Im Fall i Ausbleiben? 
wird nach Lage ber Verhandlungen erkannt. Außerdem ift der Minifter der 


5* 
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einer tung beauftragen Tann. t ber Oberpräfident bie Berufung 
eingelegt, jo übernimmt der von bem Minifter bezeichnete Beamte bie Ber 
tretung des Berufenden. 

8 DM. In dem Termin zur ee Derhandlung giebt ein von 
dem Borfigenden des Gerichtöhofes aus der Zahl feiner Mitgli ernanner 
Referent eine Darftelung der Sadye, wie fie aus ben bisherigen Verbaut- 
lungen ka ierauf wird der Berufende oder deſſen Vertreter, ſowie 
ber Bertreter ficchlichen Behörde und des Minifterd der geiftlichen An 
gelegenheiten mit ihren Bor: und Anträgen gehört. 

$ 21. Dei ber Enticheibung hat der Berichtähof, ohne an pofitine 
Beweisregeln gebunden zu fein, nad) feiner freien, ans bem ganzen Jul 

tiff der Berhandlungen unb Beweife geichöpften Meberzeugung zu enticheiden. 

En dem Urtheil ift entweder die Verwerfung ber Berufung oder die Ber: 
nichtung der angefochtenen Entſcheidung auszu . Das mit Gründer 
verſehene Urtheil wird in ber Sitzung, in welcher die mündliche Verhaub 
lung beendet worden iſt, oder in einer der nächſten Sißungen verkündet und 
eine Ausfertigung beffelben beim Verufenden oder n Vertreter, fomt 
—— Behörde und dem Miniſter ber geiſtlichen Angelegenheile 
zugeftellt. 

8 22. Weber bie mündliche Verhandlung wirb ein Protokoll aufge 
nommen, welches die Namen ber Anweſenden und bie weientlichen Moment 
der Verhandlung enthalten muß. Bas Protokoll wird von dem Vorfihender 
und dem vereibeten Protofollführer unterzeichnet. 

5 38. Wird bie angefochtene Enticheibung vernichtet, jo hat hr 
kirchliche Bebörbe die Aufhebung der Vollfiredung zu veranlaflen und dr 
Wirkung ber bereitö getroffenen Mafregeln zu befeitigen. Der Oberprif 
dent ift befugt, die Befolgnng der von ihm deßhalb erlaffenen Verfügung 
durch Geldfirafen bis zum ge von 1000 Thalern zu erzwingen (8° 
Abſ. 2). en biefe gungen fteht der Tirchlichen Behörde bie ®e 
ſchwerde bei Dem @erichtähofe für die kirchlichen Angelegenheiten offen. 

II. Einſchreiten des Staat? ohne Berufung. 8 24. fir 
hendiener, welche die auf ihre Amt oder ihre geiftlichen MIDDLE 

üglidden Vorfchriften der Staatsgeſetze oder die in dieſer Hinficht von 
Obrigkeit innerhalb ihrer geſetzlichen Zuftändigleit getroffenen Anorbnunge 
fo ſchwer verlegen, dab ihr Verbleiben im Amte mit der öffentlichen Ou 
nung unerträglich erſcheint, können auf Antrag ber Staatsbehörde durd 
gerichtliches Urtheil aus ihrem Amte entlafien werden. Die Gntlaflum 
aus dem Amte hat bie rechtliche Unfähigkeit zur Ausübung bes Antei, 
den Berluft des Amtseinkommens und die Erledigung der Stelle zur Falk 
$ 25. Tem Antrage muß eine Aufforderung am Die vorgeſe 
firchliche Behörde vorausgehen, gegen den Angefchuldigten die kirchlich 
Unterfuhung auf — aus dem Amte einzuleiten. Steht ber Auge 
ſchuldigte unter keiner kirchlichen Behörde innerhalb des Deutſchen Reich. 
fo iſt derſelbe zur Niederlegung ſeines Amtes aufzufordern. Die Aufforder 
ung ah ichriftlich unter Angabe des Grunde von dem Oberpräfidentrt 

r Provinz. 

5 26. Wird der Aufforderung nicht binnen gefeter Frift ae ge 
eben, oder führt die kirchliche Unterfuchung nicht binnen gelehtrt riſt zu 
utlafſung des Angeichuldigten aus dem Amt, fo ſtellt Oberpraſident 

bei dem Gerichtshofe für kirchliche Angelegenheiten den Antrag auf Einleil 
ung des Verfahrens. 

8 27. Auf dad Erſuchen das Gerichtöhofes Hat das Gericht höhe! 


part Angelegenheiten zu ——— welcher einen Beamten mit 
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Inſtanz, in deften Bezirk der Angeichuldigte feinen amtlichen Wohnfik har, 
einen etatömäßigen Richter mit Führung ber Borunterfuhung zu beauf: 
tragen. Bei der Vorunterſuchung kommen die entfprechenden Beftimmungen 
ber Strafprogeh-Gejehe zur Anwendung. Die Berrichtungen ber Staatsan⸗ 
antwaltichaft werden durch einen von dem Minifter der geifllichen Angelegen: 
heiten ernannten Beamten wahrgenommen. 

8 28. Der Gerichtahof kann mit Rüdfiht auf den Ausfall ber 
Vorunterſuchung das Berfahren einftellen. In diefem Fall erhält der Ans 
geſchuldigte Ausfertigung des darauf bezüglichen mit Gründen auszufertie 
genden Beſchluſſes. 

8 29. Wird dad Verfahren nicht eingeftellt, fo ift der Angeſchuldigte 
unter Mitteilung der von dem Beamten der Staat3anwaltfchaft anzuferti⸗ 

enden Anf a la zur mündlichen nu vorzuladen. Ders 
—* kann ich des Beiſtandes eines Advolaten oder Rechtsanwaltes ala 
Vertheidigers bedienen. Außerdem iſt der Miniſter der geiſtlichen Ange⸗ 

legenheiten zu a ai 

. 8 80. Für dad Verfahren finden die Beftimmungen der $8 17, 
18, 20, 21, 22 finnentfprechende Anwendung. In dem Urtheil ift entiveber 
bie Freiſprechung oder die Entlafjung des Angefchuldigten aus den von ihm 
beffeideten kirchlichen Aemtern auszuſprechen. 

31. Kirchendiener, welche Amtshandlungen vornehmen, nachdem 
fie in Gemäßheit des 8 30 aus ihrem Amte en tlahlen worden find, werden 
mit —— bis zu 100 Thlrn., im Wiederholungsfalle bis zu 1000 Thlrn. 
beſtraft. 

IV. Königlicher Gerichtshof für kirchliche Angelegen— 
heiten. 32. Zur Ne En ber in den 88 10-23 und 24--30 bes 
zeichneten, jowie ber anderweitig durch Gele zugewieſenen Angelegenheiten 
wird eine Behörde errichtet, welche den Namen: „Königlichen Gerichtshof 
für kirchliche Angelegenheiten” führt und ihren Sik in Berlin hat. 

8 83. Der Gerichtshof befteht aus elf Mitgliedern. Der Präfibent 
und wenigſtens fünf andere Mitglieder müffen etatamäßig rn Richter 
fein. Die mündliche Verhandlung und Enticheidung in den einzelnen Sachen 
erfolgt durch fieben Mitglieder. Der Vorſitzende und wenigfiend brei Bei⸗ 
ſißer müflen zu ben xichterlichen Mitgliedern gehören. Die —— 
nung, insbeſondere die Befugnifſe des — und die Reihenfolge, in 
welcher die Mitglieder au den einzelnen Sitzungen Theil zu nehmen aber, 
wird — ein Regulativ geordnet, welches der Gerichtshof zu entwerfen 
und dem Staatsminiſterium zur Beſtätigung einzureichen hat. Durch Ple⸗ 
narbeſchlüſſe de? Gerichtähofes Lönnen auch die in dieſem Geſetz gegebenen 
Vorfchriften des Verfahren? ergänzt und deren AROGEmEE Anmwenbung auf 
andere durch Geſetz dem Gerichtähofe überwiefene Angelegenheiten geregelt 


werden. 

8 84. Die. Mitglieder bed Gerichtähofes werben vom Könige auf 
den Vorſchlag bed Staatsminifterium® und zwar die bereit? in einem Staats» 
amte angefiellten für die Dauer ihres Hauptamtes, die anderen Mitglieder 
auf Lebenzzeit ernannt. Für die Rechte und Pflichten der Mitglieder bes 
Gerichtshofes find die für die Mitglieder des Obertribunals beftehenden Vor: 
fchriften maßgebend. 

8 85. Der Gerichtähof entſcheidet enbgiltig mit Ausichluß jeder 
weiteren Berufung. 

8 86. Die Juſtiz⸗ und VBerwaltungsbehörben haben ben an fie er 
aehenden Erſuchen beö Gerichts Folge zu geben. Die Beichläffe und 
Entſcheidungen bes Gerichtshofes find im tungawege vollftredbar. 
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8 87. Ueber die Verpflichtung zur Zahlung ber Stoffen bes Ber: 
fahrens enticheidet der Gerichtähof nach freiem Ermeſſen. Als Koften werben 
nur baare Anzlagen in Anja gebracht. 

V. Sählußbeftimmung. 8 88. Das Erforberuik fiaatlidder Be 
ftätigung kirchlicher Pisciplinar-Entiheidungen und ber Recurs Ri 
brauchs ber firchlicden Zizciplinar-Strafgewalt an ben Staat treten, ſoweit 
folcde im bisherigen Rechte begründet find, außer Kraft. 

5. Geleß über Die en des Mei zum Gebraude lirchlicher 
Straf⸗ und Su . Bom 13. Mai 1873.') 

8 1. Kleine Kirche ober Religionsgeſellſchaft ift befugt, anbere Straf⸗ 
oder Zuchtmittel anzubrohen, zu verhängen oder zu verfünden, als ſolche, 
welche dem rein religiöfen Gebiete angehören ober die Entziehung eine inner: 
halb der Kirche oder Religiondgefeifiigaft wirkenden Recht? oder bie Aus 
ſchließung aus ber Kirchen oder Religionägejellichaft betreffen. Straf⸗ ober 
gegen Leib, DBermögen, Freiheit oder bürgerliche Ehre find un: 
zuläifig. : 

$ 2. Die nach $ 1 zuläffigen Straf oder Zuchtmittel bürfen über 
ein Mitglied einer Kirche oder Religionsgefellichaft nicht deßhalb verhängt 
ober verfündet werden: 1) weil baflelbe eine par ung borgenommen bat, 
u welcher die Stantögefeße oder bie von der Obrigfeit innerhalb i 
Tehlichen Zuftändigkeit erlaffenen Anordnungen verpflichten, 2) weil baffelbe 
öffentliche Wahl: oder Stimmrechte in einer beftimmten Kichtung ausgeübt 
oder nicht ausgeübt hat. 

5 8. Ebenſo wenig bürfen berartige Strafe ober Zuchtmittel auge: 
brobt, verhängt, oder verfünbet werden: 1) um dadurch zur Unterlaffung 
einer Handlung zu beftimmen, zu welcher die Stantsgefeße ober bie von 
ber Obrigkeit innerhalb ihrer geſetzlichen Zuftändigfeit erlaffenen Anord⸗ 
nungen verpflichten; 2) um dadurch die Ausübung oder Nichtausübung öf: 
fentlicder Wahl: und Stimmrechte in beflimmter Richtung herbeizuführen. 

8 4. Die Verhängung der nach dieſem Geſetz zuläffigen Straf» umb 
Zuchtmittel darf nicht öffentlich bekannt gemacht werden. Eine auf bie Ge: 
meindeglieder beſchränkte Mittheilung ift nicht ausgeſchloſſen. Die Bollzieh 
ung oder Verkündung derartiger Straf⸗ oder Zuchtmittel darf auch nicht in 
einer beſchimpfenden Weiſe erfolgen. 

5. Geiftlicde, Diener, Beamte oder Beauftragte einer Kirche ober 
Religionsgeſellſchaft, welche den Vorjchriften dieſes Geſetzes (LS 1—4) zuwider 
Shah: oder Zuchtmittel androßen, verhängen oder verlünden, n mit 
Geldſtrafen bis zu 200 Thalern oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu 
einem Sabre und in ſchwereren Fällen mit Geldſtrafen bis zu 500 Thalern 
ober mit Gefängniß biz zu zwei Jahren beitraft. 

6. Die bejonderen Zisciplinarbefugniffe der Kirchen⸗ ober Reli: 
rt über ihre Diener und Beamten und die darauf bezüglichen 

echte des Staats werben durch dieſes Geſetz nicht berührt. Insbeſondere 
findet das dem Staat in foldden Gefehen vorbehaltene Recht der Entlaffung 
von Kitchendienern wegen Verletzung der öffentlichen Ordnung unabhängig 
von den in $ 5 enthaltenen Strafbeflimmungen ftatt. 


6. Geſetz über Den Austritt and Der Kirche. Vom 14. Mai 1873.*) 
F 1. Der Austritt aus einer Kirche mit bürgerlicher Wirkung er: 


° 





1) Hinſchius 1—86. 
?) Hinfhius S. XVII und 167—19.. 
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folgt durch Erklärung des Audtretenden in Perfon vor dem Richter feines 
MWohnortes. Rückſichtlich des Mebertrittes von einer Kirche zur anderen 
verbleibt e8 bei dem —— Recht. Will jedoch der Mebertretende von den 
Laften feines bisherigen Verbandes befreit werden, jo iſt die in dieſem Geſetz 
vorgeſchriebene Form zu beobachten. 

8 2. Der Aufnahme der Austrittserklärung muß ein hierauf ges 
richteter Antrag vorangehen. BDerjelbe ift durch den Richter dem Borftande 
der Kirchengemeinde, twelcher der Antragfteller angehört, ohne Verzug befannt 
zu machen. Die Aufnahıne der Austrittserflärung findet nicht vor Ablauf 
von vier Wochen, und jpäteftens innerhalb ſechs Wochen nad) Eingang des 
Antraged zu gerichtlichem Protokoll ftatt. Abſchrift bes Protokolle ift dem 
Vorſtande der Kirchengemeinde zuzuftellen. ine Beicheinigung des Aus» 
tritt3 ift dem Außgetretenen auf Verlangen zu erteilen. 


8 8. Die Austrittserflärung bewirkt, daß ber Ausgetretene zu Leis 
ſtungen, welche auf der perjönlichen Kirchen: ober — meinde⸗Ange⸗ 
hörigkeit beruhen, nicht mehr verpflichtet wird. Dieſe Wirkung tritt mit 
dem Schlufſe des auf die Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres ein. 
Zu den Koften eines außeroxdentlichen Baues, deſſen Nothwendigkeit vor 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem ber Austritt aus der Kirche erflärt 
wirb, feftgeftellt if, hat der Auätretende bi? zum Ablauf des zweiten auf 
die Austrittserflärung folgenden Kalenderjahres ebenjo beizutragen, als 
wenn ex feinen Austritt aus der Kirche nicht erklärt Hätte. Leiftungen, 
welche nicht auf der perlönlichen Kirchen: ober Kicchengemeinde-Angehörigfeit 
beruhen, insbeſondere Leiftungen, welche entiveder Traft beionderen Rechts⸗ 
titel3 auf beftimmten Grunbftüden haften, ober von allen Grundftüden des 
Bezirke, oder boch von allen Grundſtücken einer gewiſſen Clafſe in dem Bes 
zirk ohne Unterfchied des Beſitzers zu entrichten find, werben durch die Aus: 
trittgerflärung nicht berüßtt. 

8 4. Perſonen, welche vor dem Inkrafttreten bes gegenwärtigen Ges 
fees ihren Austritt aus der Kirche nach ben Borfchriften ber bisherigen 
Geſetze erklärt haben, follen vom Zage ber Gefeheskraft dieſes Geſetzes ab zu 
anderen, ald den im britten Abfag des 8 3 bezeichneten Leiftungen nicht 
ferner herangezogen werden. 

85 Ein Anſpruch auf Stolgebühren und andere bei Gelegenheit 
beftimmter Amtshandlungen zu entrichtende Leiftungen kann gegen Perſonen, 
welche ber betreffenden Kirche nicht angehören, nur dann geltend gemacht 
werden, wenn die Amtahanblung ul ihr Derlangen wirklich verrichtet 


worben if. 

5 6. Als Koften des Verfahrens werden nur Abfichriftägebühren 
und baare Auslagen in Anfab a. 

87. Die in biefem Gelehe dem Richter beigelegten Derrichtungen 
werben im Bezirke des Appellationagerichtshofes zu Coln durch ben Frie⸗ 
benarichter, im Gebiete der ehemals freien Stabt frankfurt a. M. durch die 
zweite Abtheilung des Etadtgerichtö bafelbft wahrgenommen. 

88 Was in ben 88 1 bis 6 von ben Kirchen beflimmt ift, findet 
an) ar Religionagemeinschaften, welchen Corporationsrechte gewährt find, 

niwendung. 

89 Die Berpflichtung jüdifcher Grundbefiker, zur Erhaltung 
hriftlicher Kirchenfuftee beizutragen, wird mit dem Eintritt der Geſetzeskrafi 
dieſes Geſetzes auf den Umfang derjenigen Leiftungen beichräntt, welche nach 
bem dritten Abfaß des 8 3 des gegenwärtigen Geſetzes ben ans ber Kirche 
ausgetretenen Perjonen zur Laſt bleiben. 
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F 10. Alle dem gegenwärtigen Geſetze entgegenftehenden Beltian: 
ungen werben Hierdurch antgebaben. 

11. Der Juftizminifter und der Minifter der geiftlichen Angelegen: 
heiten find mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Theils in Ergänzung ber Gejeßgebung db. 3. 1873, theils in 
Hinficht auf die durch die Haltung des katholiſchen Klerus ge: 
ſchaffene Nothlage ergingen i. 3. 1874 und 1875 folgende weiten 
Gejete:') 


7. Geſetz wegen Derlaratisn und des Geiches vom 11. Wei 
en? ia —— er geialigen Don 
F ai & 


Art. 1. Das Gefek vom 11. Mai 1873 wirb dahin beflaritt, da} 
die Mebertragung eined geiftlichen Amtes, ſowie die Genehmigung einer ol: 
chen Nebertragung auch dann den Borfchriften der 88 1 bis 3 des 
zutoider find, wenn diefelben ohne bie im 8 15 daſelbſt vorgefchriebene 
nennung des Sandidaten oder vor biefer Benennung ober vor Ablauf de 
im 8 15 für die Erhebung des Einſpruchs gewährten Frift erfolgen. 

Art. 2. Tie Steak bes 8 23 bes Gefehed vom 11. Mai 1873 tifft 
einen jeden Geiftlichen, welcher Amtshandlungen vornimmt, ohne den Rad; 
weis führen zu Tönnen, daß er zn einem hierzu Kia Yo Amte oder 
zur GStellvertretung oder zur Hülfzleiftung in einem folcden Amte unter 
Beobachtung der 88 1 bis 3 des genannten Geſetzes berufen worden je. 

Art. 8. Nach Erledigung eines geiftlichen Amtes iſt der Ober-Pruf⸗ 
bent befugt, die Beichlagnahme des Vermögen ber Stelle zu verfügen, wen 
1) das erledigte Amt ben Vorſchriften dev 85 1 bis 3 des Geſetzes vom 11. 
Mai 1873 zuwider übertragen ift, oder 2) wenn Thatfachen vorliegen, welde 
die Annahme begründen, daß bie Webertragung bes Amtes nicht unter Fe 
obachtung diefer Vorfchriften erfolgen werde. Ber Beichlagnahme unterlieg 
das geſammte Vermögen ber Stelle, einfchließlich aller Nutzungen, Hebungen 
und Leiftungen. Der Ober: Präfident ernennt einen Kommiflarius, welde 
die Beſchlagnahme ausführt und bis zur gefegmähigen age dr I 
Stelle, beziehentlich bis zur geſetzmäßigen Einrichtung einer einftiweiligen 
Vertretung das Bermögen für Rechnung ber Stelle verivaltet. Zinangsmeh- 
regeln, welche zur Ausführung der Beſchlagnahme erforderlich find, werden 
im Verwaltungswege getroffen. Zer Kommifjarius übt alle vermögensrräl: 
lichen Befugniffe des berechtigten Stelleninhabers mit voller rechtlicher Wir 
Tung aus. Die Koften ber Verwaltung werben aus den Einkünften der Stelle 
entnommen. 

Ad. 4. Wenn nach Erledigung eines geiftlichen Amtes ein Geiftliche 
wegen unbefugter Vornahme von Amtshandlungen in diefem Amte in Ee 
mäheit bes 8 23 Abjah 1 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 oder dei Ar 
tifel 2 dieſes Geſetzes rechtskräftig zur Strafe verurtheilt worden ift, jo if 
derjenige, welchem auf Grund des Patronats ober eines fonftigen Recht: 
titelö das Präfentationgds (Nominationds, Vorſchlags⸗) Recht zufteht, befugt, 
= Amt wieder zu beſehen und für eine Stellvertretung in demfelben zu 
orgen. 


1) Commentar von Hinſchius: die preuß. Kirchengeſetze d. 3. 1374 
u. 1875. Berlin 1875. —* PAR Herb dieſer lau Ks vl. 
2) Hinſchius S. 19—-40 
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Art. 5. Für eine Stellvertretung in dem erledigten Amte zu forgen, 
ift der Berechtigte auch dann befugt, wenn einem Geiftlicden nach Maßgabe 
bes 8 5 des Neichögefebes vom 4. Mai 1874, betreffend die Verhinderung 
ber ımbefugten Ausübung von Kirchenämtern, der Aufenthalt in dem Bezirke 
des erledigten Amtes verſagt tworben it. 

Art. 6. Tem Berechtigten ift von dem Strafurtheil (Art. 4), jowie 
von ber Berfügung wegen Beichräntung des Aufenthalts (Art. 5) amtlich 
Kenntniß au eben. In Betreff der vor Berkündigung dieſes Geſetzes er: 
angenen eibeite und Derfügungen ift jene Mittbeilung fofort nah In⸗ 

ayırreten beffelben zu bewirken. 

Art. 7. Macht der Berechtigte von der ihm zuftehenden ug 
(Art. 4. 5) Gebrauch, jo kommen die Borjchriften des Geſetzes vom 11. Mai 
1873 zur Anwendung. Zie im 8 22, Abſ. 1 daſelbſt dem geiftlichen Oberen 
im Kalle gejeßwidriger Amtsübertragung angedrohte Strafe trifft ın gleichem 
Falle den Berechtigten. 

Art. 8. Wenn der Berechtigte innerhalb ziveier Monate vom Tage 
bes Empfanges der vorgefchriebenen Mittheilung (Artikel 6) für eine Stell: 
vertretung nicht ſorgt, oder innerhalb Jahresfriſt, von dem nämlichen Zeit: 

unkt an gerechnet, bie Stelle nicht wieder beſetzt, fo geht feine Befugniß auf 
ie Pfarr: (Filial⸗ Kapellen⸗ ıc.) Gemeinde über. Die Gemeinde hat die in 
Art. 4. 5 bezeichneten Befugnifie in allen Fällen, in welchen ein Präfen: 
tationsberechtigter nicht vorhanden ift. Die Borichriften des Art. 6 finden 
auf die Gemeinde entiprechende Anwendung. Ziefelbe ift insbeſondere davon 
in Kenntniß zu leben, daß der Präfentationsberechtigte innerhalb der geſetz⸗ 
lichen Frift von feinem Rechte Keinen Gebrauch gemacht Hat. 

Art. 9. Liegen die Borausfehungen des Art. 8 vor, fo beruft der 
Landrath (Amtmann), in Stadtkreifen der Bürgermeifter, auf den Antrag 
von mindeften® zehn großjährigen, im Befiße der bürgerlichen Ehrenrechte 
befindlichen, männlichen Gemeindemitgliedern, welche 2 einen mitwählenden 
Familienhaupte untergeordnet find, jämmtliche diefen Erforderniſſen entſpre⸗ 

ende Mitglieder der Gemeinde zur Beſchlußfafſung über die Einrichtun 
der Stellvertretung oder über die Wiederbe egung der Stelle. Zur ar er 
ber Beichlüffe ift erforderlich, daß mehr ala die Hälfte der Erichienenen dem 
Beichlufte zugeftimmt hat. Die näheren Beltimmungen über das Verfahren 
erläßt der Ober: Präfibent. 

Art. 10. Kommt eine gültige Wahl zu Stande, fo ift nah Maß» 
gabe des Artikel 9 ein Mepräfentant zu wählen, welcher die Mebertragung 
des Amtes an den gewählten Geiſtlichen auszuführen Hat. Für bad Ber: 
halten und die Verantwortung de Repräfentanten gelten die Borfchriften 
des Artikel 7. 

Ar. 11. Wird in den Fällen der Artikel 4—10 vom Ober: Präfis 
benten kein Einſpruch erhoben oder ber erhobene Einſpruch von bem Gerichts» 
hofe verworfen, > gilt der Geiftliche ala rechtägültig angeftellt. 


8. Geſetz über Die Verwaltung erledigter katheliſcher Bistbümer.!) Dom 
20. Mai 1874. 


2: In einem katholiſchen Bisthume, deſſen Stuhl erledigt iſt, 
dürfen die mit dem bifchöflichen Amte verbundenen Rechte und geiftlichen 
Verrichtungen, insgeſammt oder einzeln, ſoweit fie nicht die Güterverwaltung 


— — — — —— 


) Hinſchius S. 40- -66. 
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fich der re: Eee arte here umter at des "haha 
der lien Het 


Hi 
— dem Könige treu und gehorſam zu — = bie * 


ſetze 
8 8. Innerhalb sem Tagen nad) Empfang der en laim 
der Ober⸗Praäfident gegen die beanſpruchte Ausübung der im 8 
—S Rechte oder Verri — 5* erheben. Auf die ie Erin 
des Einſpruchs finden ee 2 16 des Geſetzes vom 11. Man 
1873 —— — 191) mit Me Re abe Anwendung, daß bie ie 
en bei dem Geriätäßefe für kirchliche Angelegenheiten nur innerhalb 
agen zuläffig if. Wenn fein Einipruch erhoben oder ber Einiprad 
Bon dem —* für kirchliche Angelegenheiten verworfen worden if, 
aut bie im $ 2 vorgeſchriebene eibliche Verpflichtung vor Ober: Pri: 
nien oder einem von demfelben ernannten Kommiffarius. 


5 4. Wer vor ber eiblidhen Verpflichtung bilchöfliche Rechte ober 
Derrihtungen ber im & 1 bezeichneten Art ausübt, wirb mit teilt bar pm 
jeh® Monaten bis zu zwei Jahren beitraft. Diefelbe Strafe trifft 
\önlichen Vertreter oder Beauftragten eines Biſchofs (Generalvilar, Offi El 
u. |. to.), welcher nach Erledigung bes biſchöflichen Stuhles fortfäßrt, biſchöſ 
Vice Rechte oder Berrichtungen auszuüben, ohne anderweit in Gemöhket 
der 88 2 und 3 die Befugniß zur Ausübung derfelben erlangt zu Haben. Die 
—— Handlungen ſind ohne rechtliche Wirkung. 


Kirchendiener, welche auf Anordnung oder im Au je 
* ist anerlannten ober in Folge gerichtlien Grfenntni 
einem Amte entlaffenen Bifchof3 oder einer Herfon, welche bifchöfliche Aber 
oder Verrichtungen den Borichriften dieſes Geſetzes zuwider ausübt, ober 
eines bon dielen Perfonen ernannten Vertreters Amtshandlungen vornehmen, 
werben mit Geldſtrafe bis zu 100 Thlr. oder mit Haft oder mit Gefängnih 
bis zu Einem Jahre und wenn auf Grund eines ſolchen Auftrags bitchäfice 
Rechte oder Verrichtungen ausgeübt find, mit Gefängniß von ſechs Monaten 
bis zwei Jahren beftraft. 

8 6. Wenn die Stelle eines Bilchofs in Folge gerichtlichen Nrikeil® 
—* worden ift, hat der Oberpraäſident das Domkapitel zur —— 
Wahl eines Bisthumsverweſers u nn) aufzufordern. 
Oberpräfident EN innerhalb zehn Tagen ——— von der zu —— 
kommenen Wahl oder erfolgt nicht binnen weileren vierzehn Tagen die eid⸗ 
liche Verpflichtung des Gewählten, ſo ernennt der Miniſter der geiſtlichen 
Angelegenheiten einen Kommiflariug, welcher das bem bijchdflichen an 
gehörige und das der Verwaltung deffelben oder des jeweiligen Bifchois 
unterliegende beweglide und unbetvegliche Vermögen in Verwahrung 
ne sellung nimmt. Pwangemafjregeln, welche erforderlich werben, um das 
DBermögen ber Verfügung bed Kommiflard d unteriverfen, trifft der Ober 
Präfident. Derſelbe ift befugt, ſchon dor Ernennung des Kommiſſars und 
felbft ſchon bei der Aufforderung an bag Domkapitel das im Bor: 
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ftebenden aa Dermögen in Berwahrung zu nehmen und bie hierzu 
erforderliden Maßregeln nöthigenfall3 zwangsweiſe zu treffen. 

87. Die Beſtimmungen des 3 6 finden gleichfalls Anwendung: 
1) wenn in einem Falle, in welchem die Stelle eined Biſchofs in Folge ges 
richtlichen Urtheils erledigt iſt, der Bisthumsverweſer aus feinem Amte aus 
ſcheidet, ohne daß die Einſetzung eines neuen ſtaatlich anerkannten Biſchofs 
ftattgefunden hat, und 2) wenn in anderen Fällen ber Erledigung eines 
bifgöflicden Stuhls biſchöfliche Rechte oder ——— von —28 aus⸗ 
geübt werden, welche den Erforderniſſen ber 88 2 und 3 nicht entſprechen. 

8 8. Die Beftimmungen bed $ 6 über die Beftellung eines Kommiſ⸗ 
fariu3 zur Verwaltung bes bort bezeichneten Vermögens, ſowie liber bie 
Beichlagnahme diejeg Vermögen? finden ferner in allen Fällen Anwendung, 
wenn ein erledigter biſchöflicher Stuhl nicht innerhalb eines Jahres nach 
der Erledigung mit einem ſtaatlich anerlannten Biſchofe wiederbefekt ift. 
ee: Minifter der geiftlicden Angelegenheiten ift ermächtigt, die Friſt zu vers 
ängern. 

8 9. Die Verwaltungsbefugniſſe des Biſchofs gehen auf ben Kom⸗ 
miſſarius über. Tie Koften der Verwaltung werden aus dem Vermögen 
boriweg entnommen. Der Kommillariud vertritt den bilchdflichen Stuhl oder 
den Biſchof als ſolchen in allen vermögensrechtlichen Beziehungen nach Aus 
ben. Er führt die dem Biſchof äuftehende obere Verwalturg und Aufficht 
über das Tirchliche Vermögen in dem bifchöflicden Sprengel, einjchließlich bes 
Pfarr, Bilarie:, Kaplanei- und Stiftungsvermögens, ſowie über das zu 
kirchlichen Zwecken beitimmte Vermögen aller Art. Der Kommiflarius wird 
Dritten gegenüber durch die mit Siegel und Unterſchrift verſehene Ernen⸗ 
nungsslirfunde auch in ben Tyällen legitimixt, in welchen die Geſetze eine 
Spezial:Bollmacht oder eine gerichtliche, notarielle oder anderweitig beglau⸗ 
bigte Vollmacht erfordern. R 

8 10. Die Berwaltung des Kommiflard endet, ſobald ein in Gemäß: 
beit der Vorjchriften dieſes Geſetzes gültig beitellter Biſthumsverweſer (Ka: 
pitelavifar) die Bisthumsverivaltung übernimmt, oder fobald die Einſetzung 
eine? ftaatlich anerkannten Biſchofs —— hat. Der Kommiſſarius iſt 
für ſeine Verwaltung nur der vorgeſetzten Behörde verantwortlich, und die 
von ihm zu legende Rechnung unterliegt der Reviſion der Königlichen Ober⸗ 
rechnungskammer in Gemäßpeit ber Borjchrift bes 8 10 Nr. 2 des Geſetzes 
vom 27. März 1872 (Geſ⸗Samml. 1872 ©. 278). Eine anberweite Vers 
antwortung oder Rechnungslegung findet nicht ſtatt. 

g 11. Der Sper-Präfident bringt die nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes erfolgte ae. des Bisthumsverweſers, ſowie die Ernennung des 
Kommiflard unter Angabe des Tages, an welchem ihre Amtsthätigleit bes 
gonnen bat, ingleichen das Exlöfchen der Amtsthätigkeit und den Tag des⸗ 
jelben durch den Stantsanzeiger, ſowie durch jämmilicde Amts» und Kreis: 
blätter, welche in dem bifchöflichen Sprengel ericheinen, zur öffentlichen 


Kenntniß. 

8 12. Die Anwendung der 88 6 bis 11 wird dadurch nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, daß das Drmtapitel für die Dauer ber Erledigung des bifchöflicden 
Stuhles einen befonderen Vermögendverwalter (Dekonomen) beftellt ober felbft 
die Verwaltung übernommen hat, oder daß eine befondere bifchöfliche Behörde 
für dieſelbe befteht. 

8 18. Während ber Tauer einer kommiſſariſchen Verwaltung in den 
Trallen der 88 6 und 7 ift derjenige, welchem auf Grund des Patronats 
oder eines ſonſtigen Rechtstitels in Betreff eines erledigten geiftlichen Amtes 
das Präfentationd: (Nominations⸗, Vorſchlags⸗) Recht zufteht, befugt, das 
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Amt im Falle der Erledigung wieder zu befegen und für eine Stellveriretung 
in demjelben zu forgen. 

14. Macht der Berechtigte von biefer Befugniß Gebrauch, jo ton: 

men bie Vorfchriften bes Geſetzes vom 11. Mai 1873 (Geſ. Samml. E. 191) 

ur Anwendung. Die im $ 22 Abſatz 1 dafelbft bem geiftlicden Oberen im 

Set geleptnibrt er Amtsübertragung angedrohte Strafe trifft in gleidem 
Ne den Beige 

8 15. nn der Berechtigte innerhalb zwei Monaten, von ber dazu 
eröffneten rechtlichen Möglichkeit an are für eine Stellvertretung nicht 
jorgt oder innerhalb Jahresfriſt die Stelle nicht wieder bejekt, To geht feine 
Befugniß auf die Pfarr: (Filial-, Kapellen u. f. w.) Gemeinde über. Die 
Gemeinde hat die im & 13 bezeichneten Befugniffe in allen fällen, in wel: 
hen ein Präfentationg tigter nicht vorhanden ift. 

8 16. Liegen die Vorausſetzungen de3 8 15 vor, jo beruft ber Land⸗ 
rath (Amtmann), in Etadtkreifen der Bürgermeifter, auf den Antrag von 
mindeſtens aehn großjährigen, im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinde 
lichen, männlichen Gemeindemitgliebern, welche nicht einem mitwählenden 
Familienhaupte untergeordnet find, jämmtliche dieſen Erfordernifien entipre 
chende Mitglieder ber Gemeinde zur Beichlußfaflung tiber die Einrichtung 
ber Stellvertretung oder über die Wiederbeſetzung der Stelle. Zur Gültig 
feit der Beſchlüſſe ift erforberlich, daß mehr ala die Hälfte der Erjchienenen 
dem Beichluffe zugeitimmt hat. Die näheren Beſtimmungen über das Ber 
fahren erläßt der Ober⸗Präſident. 

8 17. Kommt eine gültige Wahl zu Stande, fo ift nach Maßgabe 
des 8 16 ein Repräfentant zu wählen, welcher die Mebertragung bes Aid 
an den gewählten Geiftlichen auszuführen hat. Für das Verhalten und de 
Verantwortung des Repräfentanten gelten die Borjchriften des 8 14. 

8 18. Wird in ben Fällen der 88 13 bis 17 vom Oberpräfidenten 
fein Einſpruch erhoben ober der erhobene Einſpruch von bem Gerichtäheh 
für e ide Angelegenheiten verworfen, fo gilt ber Geiftliche ala vechtägältg 
angeftellt. | 

19. Wenn vor dem Tage, an welchem biefes no... Kraft teilt, 
die Stelle eined Biſchofs in Folge gerichtlichen Urtheils exlebigt worden if, 
fo finden die Vorſchriften dieſes Geſetzes ebenfalls Anwendung. 

N 20. Wo in diejem er bon einem Bifchofe, — Stuhle. 
Amte, ie u. ſ. w. oder einem Bisthume die Rebe ıft, find darunter au 
ein Erzbiſchof, Fürſtbiſchof, ſowie deren Stühle, Aemter, Site, Bisthünet 
u. |. w. zu verſtehen. Unter ben mit dem biſchöflichen Amte verbundenen 
Rechten und geiftlichen Verrichtungen im Sinne dieſes Gefehes find ſowohl 
die in dem bijchöflichen Amte als ſolchem enthaltenen, ala auch die auf Tr 
legation beruhenden Rechte und Verrichtungen begriffen. 

8 21. Der Minifter ber geiftlichen Angelegenheiten ift mit ber Ant 
führung dieſes Geſetzes beauftragt. 


9. Geſetz über Die Einflellung Der Leitungen aus Stentsmitteln für 
3. — ae Bistkümer und Geiſtlichen. :) Vom 
. Apri 


8 1. In ben Erzdidzeſen Köln, Gneſen und Bofen, ben Ziögelen 
Kulm, Ermland, Breslau, Hildesheim, Osnabrüd, Paderborn, Münfler, 
Trier, Fulda, Limburg, den Belegaturbezirken dieſer Didzeſen, ſowie in ben 


) Hinſchins ©. 66—50. 
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Preußifchen Antheilen ber Erzdiözeien Prag, Olmüb, Freiburg und der Did⸗ 
eje Mainz werden vom Zage der Berlünbung dieſes Geſetzes ab fämmtliche, 

—* die Bisthümer, die zu denſelben gehörigen Inſtitute und bie Geiftlichen 

beftimmte Leiftungen ans Staatsmitteln eingeftelt. Ausgenommen von biejer 

Maßregel bleiben die Leijtungen, welche für Anftaltageiftliche beflimmt find. 
u ben Staatsmitteln gehören auch die unter bauernder Verwaltung des 
taat3 ſtehenden bejonderen Fonds. 

8 2. Die eingeftellten Leiftungen werden für ben tg, des Sprens 
gels wieder aufgenommen, fobald der jetzt im Amte befindliche Biſchof (Erz: 
bifchof, Fürftbiichof) oder Bistyumsverweier, der Staatdregierung gegenüber 
* ſchriftliche Erklärung fi verpflichtet, Die Geſetze des Staates zu be: 
olgen. 

— 8 8. Sn den Erzdiözeſen Gneſen und Poſen, ſowie in der 
Paderborn erſolgt die Wiederaufnahme der eingeſtellten Leiſtungen für den 
Umfang des Sprengels, ſobald die Beſtellung eines Bisthumsverweſers oder 
die Einſetzung eines neuen Biſchofs in geſetzmäßiger Weile ſtattgehabt Hat. 

8 4. Tritt die Erledigung eines zur n befeßten bifchöflichen Stuhles 
ein, oder fcheibet der jepige isthumsverweſer ber Didzeje Fulda aus feinem 
Amte aus, bevor eine Wiederaufnahme ber Leiftungen auf Grund bed 8 2 
erfolgt ift, fo dauert die Einftellung berjelben für den — des Sprengels 
fort, bis die Beſtellung eines Bisthumsverweſers oder die Einſetzung eines 
neuen Biſchofs in geſetzmäßiger Weiſe ſtattgehabt hat. 

85 Wenn für den Umfang eines Sprengels die Leiſtungen aus 
Staatömitteln twieder aufgenommen find, einzelne Empfangsberechtigte aber, 
der vom Biſchof oder Bisſthumsverweſer übernommenen Berpflichtung unge: 
achtet, den Gejehen des Staates den Gehorſam verweigern, jo ift die Staats» 
vegierung ermächtigt, die für diefe Empfangsberechtigten bejtimmten Leiftungen 
wieder einzuftellen. 

$ 6. Tie Wiederaufnahme der eingeftellten Leiftungen an einzelne 
Gmpfangsberechtigte erfolgt außer den Fallen ber 88 2 bis 4, wenn ber 
Empfangsberechtigte der Staatsregierung gegenüber in der im 8 2 bezeichneten 
Weiſe fich verpflichtet, die Geſetze des Staates zu befolgen. Außerdem iſt die 
Staatsregierung ermächtigt, die eingeftellten Leiftungen einzelnen Empfangs⸗ 
berechtigten gegenüber wieder aufzunehmen, wenn fie durch Kandlungen bie 
Abfiht an den Tag legen, die Geſetze des Staates zu befolgen. Verweigern 
diejelben bemmädhft den Gelegen des Staates den Gehorjam, jo find die Leiſt⸗ 
ungen aus Staatömitteln wieder einzuftellen. 

8 7. Die Enticheidbungen ber Tirchlichen Behörden, welche eine Dis: 
ziplinarftrafe wider einen. Geittlichen verhängen, bem gegenüber die Staats⸗ 
regierung die eingeftellten Leiftungen in Gemäßheit bes $& 6 twieber aufgenom: 
men bat, können ſowohl von dem Geiftlichen ala von dem Oberpräfibenten 
im Wege der Berufung an den Königlichen Gerichtshof für kirch 7 Ange: 
legenheiten ohne die Beichränfung des 8 12 bes Geſeßes dom 12. Mai 1873 
angefochten werben. Die Berufung kann in bdiefen Fällen auf neue That: 
ide unb Beweismittel gegründet werben. 

8 8. Die Wiederaufnahme der eingeftellten Leiftungen erfolgt in allen 
Fällen vom erften Tage BERN Bierteljahres an, in welchem die geſetz⸗ 
liche Borausfegung der Wiederaufnahme eingetreten ift. 

8 9. Leber die Verwendung der während Einftellung ber Leiftungen 
aufgefammelten Beträge bleibt, ſoweit biefelben 2 nach ber ehtlicen 
Natur ihres Urſprungs zu Gunſten der allgemeinen Staatsfonds als eripart 
zu verrechnen find ober anderweit verwendbar werben, gejehliche Beſtimmung 
vorbehalten. Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ıft im Falle einer 
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tommiffariichen Verwaltung bed bilchöflichen Bermögen? auf Grund bei 
Geſetzes vom 20. Mai 1874 befugt, die Forigewährung der zur Ausfatlung 
der Bisthümer beftimmten Leiftungen inſoweit zu verfügen, als dies für 
Zwecke der tommiffariichen Verwaltung und zur Beftreitung ber Koften der: 
felben erforderlich ift. 

8 10. Die exekutiviſche Beitreibung - im Verwaltungswege findet in 

Betreff ber Abgaben und Leiftungen an die Bisthümer, die zu denſelben 
ehörigen Inſtitute und die Geiftlichen, für den geſammten Umfang eine 
Sprengelö fo lange nicht ftatt, als für denſelben die Einftellung der Leif: 
ungen aus Staatsmitteln dauert. Ten Staats⸗ und Gemeindeſteuererhebern 
ift während ber Dauer der Einftellung nicht geitattet, die vorſtehend bezeid: 
neten Abgaben zu gay: und an die Empfangsberechtigten abzuführen. 

8 11. Sind die Leiftungen aus Staatömitteln an einen Empfang“ 

tigten auf Grund bes 3 6 wieder aufgenommen, fo ift in Betreff der 
von iefem Zeitpuntte ab fällig werdenden Abgaben und Leiftungen Die Ber: 
waltungserelution wieder zu gewähren. Ein Gleiches gilt in Betreff der 
Abgaben und Leiftungen für diejenigen Geijtlichen, welche keine Leiftungen 
aus Staatsmitteln zu beziehen haben, wenn ſich diefelben durch ausdräückliche 
oder ſtillichweigende Willendäußerung (8 6 Abſatz 1 und 2) verpflichten, die 
ar bes Staates zu befolgen, jo lange fie dieſer Verpflichtung nad: 
ommen. 

8 12. Wer in den fällen ber 2 und 6 bie fchriftlich erklärte 
Verpflichtung widerruft, oder ber durch dieſelbe übernommenen Berpflichtung 
zuwider die auf fein Amt oder feine Amtöverrichtungen bezüglicyen Bor: 
ſchriften der Staatsgeſetze oder bie in diefer Hinficht von der Obrigteit inne: 
halb ihrer gejeplicden Zuftändigfeit getroffenen Anordnungen verlegt, ift durch 
gerichtliches Urtheil aus feinem Amte zu entlafien. 

$ 13. Die Entlafjung aus dem Amte bat die rechtliche — 
zur ln bes Amts, den Berluft des Amtsſseinkommens und die Erle: 
gung der Stelle zur Folge. Außerdem tritt die Einftellung der Leiftungen 
aus Staatsmitteln, ſowie der Berwaltungserefution in dem früheren Im 
fange wieder ein. Der Minifter ber geiftlicden Angelegenheiten ift ermädttigt, 
ſchon nach erfolgter Einleitung des Verfahren? die Einftellung ber Leiftungen 
zu verfügen. Endet das Berrahren mit Freiſprechung, jo find die in Folge 
der Berfügung einbehaltenen Beträge nachzuzaplen. 

$ 14. Zuftänbig aut Verhandlung und Entſcheidung ift ber Ktönig: 
liche Gerichtöhof für kirchliche Angelegenheiten. Tas Berfahren vor demmfelben 
xegelt fih nad den Beitimmungen des Abjchnitts III. des Geſetzes vom 12. 
Mai 1873 über die kirchliche Tisziplinargewalt und die Errichtung des Igl. 
Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten (Gefeg:Samml. Seite 198). 

8 15. Wer Amtöbandlungen vornimmt, nachdem er in Gemäßheit 
be3 8 12 dieſes Geſetzes aus feinem Amte entlaffen worden ift, wird mit 
Geldbuße bis zu 300 Mark, im Wiederholungsfalle bis zu 3000 Matt, 


beitraft. 
8 16. Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ift mit der Aut 
führung diejes Geſetzes beauftragt. ai — 
10. Geſetz, betr. die geiſtlichen Orden und ordenßähulichen 
tionen Der latholiſchen Kirche.) Vom 31. Mai 1875. 
8 1. Alle Orden und ordensähnlichen Kongregationen ber lkatholiſ 
Kirche find vorbehaltlich” ber Beſtimmung be8 8 2 von bein Gebiete 


) Hinſchius ©. 80—104 und Hinſchius, die Orden und Con⸗ 
gregationen der Tath. Kirche in Preußen. Berlin 1874. 
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Preußiichen Monarchie ausgeſchloſſen. Die Errichtung von Niederlafjungen 
derjelben ijt unterjagt. Die zur zeit beftehenden Itiederlafjungen re 
vom Tage der Verkündung diejed Geſetzes ab neue Mitglieder, unbeichadet 
der Borkährift de 8 2, nicht aufnehmen und find binnen ſechs Monaten 
aufzulöfen. Der Minifter ber geiftlichen en ift ermächtigt, biefe 
Drift für Niederlafjungen, welche ſich mit dem Unterricht und der Sraiehung 

Ingend beichäftigen, um für deren Erfah durch anderweite Anftalten un 
Einrichtungen Zeit zu laſſen, bis auf vier Jahre zu verlängern. Zur glei: 
chem Behute kann bderjelbe auch nach Ablauf biehes Zeitraums einzelnen 
Mitgliedern von Orden und ordensähnlichen SKongregationen die Befugniß 
gewähren, Unterricht zu ertheilen. 

6 2. Niederlaffungen ber Orden ober orbensähnlichen Kongregationen, 
welche fich ausſchließlich der Krankenpflege twibmen, bleiben fortbeftehen;; fie 
konnen jedoch jederzeit Durch Königliche Verordnung aufgehoben werden; bis 
dahin find die Minifter des Innern und ber geiftlichen Angelegenheiten er: - 
mächtigt, ihnen die Aufnahme neuer Mitglieder zu geftatten. 

8 8. Die fortbeftehenden Niederlaffungen der Orden und ordensähn⸗ 
lichen Kongregationen find der Aufficht des Staates untertvorfen. 

4. Das Bermögen der aufgelöften Niederlaffungen der Orden und 
ordensaͤhnlichen SKongregationen unterliegt nicht der Einziehung durch ben 
Staat. Die Stantsbehörben haben daffelbe einftweilen in Verwahrung und 
Derwaltung zu nehmen. Der mit ber Berivaltung beauftragte Kommiſſarius 
ift nur der vorgefeßten Behörde verantwortlid; die von ihm zu legende 
Rechnung unterliegt der Revifion der Königlichen Oberrechnungslammer in 
Gemäßheit der Borjchrift ded 8 10 Nr. 2 des Gelekes vom 27. März 1872. 
Cine anberweite Verantwortung ober Rechnungslegung findet nicht ftatt. 
Aus dem Bermögen werden bie Mitglieder der aufgelöften Riederlaffungen 
a Die weitere Verwendung bleibt gefeßlicher Beſtimmung vorbe⸗ 

en. 

‚55. Dieſes Geſetz tritt am Zage feiner Berlündbung in Kraft. Pie 
Minifter des Innern und der geiftlicden Angelegenheiten find mit ber Aus⸗ 
führung beffelben beauftragt. Diejelben haben inäbefondere die näheren 
de über die Ausübung ber Staatdaufficht im Falle des $ 3 zu 
exlaffen. 


11. Geſetz über Die Aufhebung Der Art. 15, 16 und 18 Ber Verj. Urk. 
». 31. Jannar 1850, vom 18. Juni 1875, Tautend: 
Die Art. 15, 16 und 18 der Verf. Urk. v. 31. Januar 1850 
find aufgehoben.) - 
12. Gefeb über Bie endserwal in ben katholiſchen Kirchen⸗ 
gemeinben.?) Bom 20. Juni er — 


8 1. In jeder katholiſchen Pfarrgemeinde find die kirchlichen Ver: 
mögensangelegenheiten durch einen Kirchenvorſtand und eine Gemeindevertre: 
tung nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu beforgen. 

2. Die Vorjchrift des 8 1 findet au auf Milfionspfarrgemeinden, 
wi auf foldde anderen ——— (Filial⸗ Kapellen« zc. Gemeinden) 
niwenbung, für welche befonders beftimmte kirchliche Dermögenäftüde vors 
Banden find ober deren Gemeindegliedern befonbere Leiftungen zur Beftreitung 
der kirchlichen Bebürfnifle diefer Gemeinde obliegen. 


) inſchius Com. ©. XIX. f. 
2) Hinfhius ©. 106-176, 
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1) das für Kultusbedürfniſſe beflimmte Vermögen, einſchli 

und Pfarrhausbaufonds, der zur Befoldung ber Geiftlichen umd 
Kicchendiener beftimmteh Bermögenzftüde und der Anniverjarien; 2) die u 
irgend einem fonftigen kirchlichen Zwecke oder zu mohlthätigen oder Ede 
zweden beftimmten tirchlichen Bermögensftüde; 3) die Erträge der darl 
tirchlicde Organe zu kirchlichen, wohlthätigen oder Schulzwecken des Gemeint 
bezirt3 innerhalb und anferhalb der SKtirchengebäude veranftalteten Exme: 
lungen, Kolletten xc.; 4) die zu kirchlichen, wohlthätigen oder Schulzwein 
innerhalb des Gemeindebezirtö beftimmten und unter die Berwaltung Ink 
licher Organe geftellten Stiftuugen. 

8 4. Tie dem Staate oder den bürgerlichen Gemeinden zuſiehende 
Rechte an Begräbnikplägen oder ſolchen Bermögenöftüden, welche zu lirh 
lichen Sweden beftimmt find, werben durch dieſes Belek nicht berührt. ler 
kirchlichen Bermögen im Einne dieſes Geſetzes ift dasjenige nicht begrifian. 
welches zwar zu firchlichen Zwecken beftiimmt, aber unter dauernde Berwl 
J—— oder der bürgerlichen Gemeinden und Kommunalverbind 
geftellt iſt. 

IL. Kirchenvorſtand. 8 5. Der Kirchenvorſtand befteht: 1 
Pfarrgemeinden aus dem Pfarrer, in Filial-, Kapellen: x. Gemeinden, wit 
eigene Geiftliche haben, aus dem ber Auftellung nach älteften; 2) ans ur 
reren Sirchenvorftehern, twelche durch die Gemeinde gewählt werden; 3) E 
dem Falle des 8 39 and dem dafelbit bezeichneten Berechtigten oder dem i* 
ihm ernannten Kirchen i . 

$ 6. Die Zahl der für jede Gemeinde zu wählenden Kirchennorkr 
beträgt in Gemeinden bis 500 Mitglieder vier, bei mehr ala 500 iii W 
Mitgliedern ſechs, bei mehr ala 2000 bis 5000 Mitgliedern acht, bei wi 
als 5000 Mitgliedern zehn. Eine Abänderung ber Zahl fanı durch Eeräln 
der Gemeinbevertretung bewirkl werden; bie Zahl foll jedoch wicht mehr di 
zwölf und nicht weniger als vier betragen. Mit Rüdficht auf bie Sein 
zahl oder die befonderen Berhältniffe einer Gemeinde kaun bie Zahl" 
Senehmigung bed Oberpräfidenten bi3 auf zwei herabgeſetzt werden. = 

87. Das Amt der Kirchenvorfteher ift ein Ehrenamt. Für amt 
gewöhnliche Mühewaltungen kann auf Antrag des Kirchenvorſtandes fF 
angemefiene Entichädigung durch die Gemeindevertretung bewilligt werben. 

8 8. Der Kirchenvorſtand verwaltet das kirchliche Bermögen. & 
vertritt die feiner Verwaltung unterfiehenden Dermögensmaffen und dir & 
meinde in vermögensrechtlicher Beziehung. Die Rechte ber jeweiligen F 
haber an den zur Beſoldung der Geiftlicden und anderen Stirchenbient X 
flimmten Bermögenzftüden werden hierdurch nicht berührt. 

Die Mitglieder des Kirchenvorſtandes haften für die Ser: 
eine? ordentlichen Hausvaters. 

8 10. ie Raffenverwaltung und bie Rechnungsführung if rt 
Kirchenvorſteher zu übertragen, welcher von dem Rirdienporflande gewiß: 
wird. Dur Belchfuß, des Kirchenvorſtandes kann ein bemjelben nicht ef 
lan beionderer Rendant oder Rechnungsführer angeftellt werden. ET 
N) 


8 8. Zu dem kirchlichen Vermögen im Sinne ditſes ee 
anberrz 


cher Rendant oder Rechnungsführer gehört zu ben Kirchendienern im Sim! 
8 Geſetzes vom 12. Mai 1873. 

8 11. Der Kirchenvorftand hat ein Inventar über das bon ige 
verwaltete Kirchliche Vermögen ($ 3) zu entrichten und fortzufühten © 
hat einen Voranſchlag der Jahreseinnahmen nnd Ausgaben aufzuftellen un 
einen vollftändigen Bericht über den Stand des kirchlichen Bermögens al 
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jährlich an die Gemeindevertretung zu erftatten. Am Schlufie jedes Red) 
nungsjahres Hat der Kirchenvorſtaud die Rechnung zu a: 
12. Der Kircdenvorftand wählt aus feinen im $ 5 Nr. 2 und 3 
bezeichneten Mitgliedern bei dem Eintritt der neuen Sirchenvorfteher einen 
Borfigenden und einen Stellvertreter besfelben, beibe auf drei Jahre. 

8 18. Der Kirchenvorfiand verfammelt fi) auf Einlabung bes Bor: 

figenden, jo oft e# die Erledigung ber Geſchäfte erforderlich macht. Durch 
Ihluß können regelmäßige Sigungstage feſtgeſetzt werben. 

8 14. Der Sirchenvorftand ift zu berufen, wenn bies verlangt wird: 
1) von ber bijchöflichen Behörde, 2) von bem Landrath (Amtshauptmann, 
Amtmann), in Stadtkreifen von dem Bürgermeifter, 3) von ber Hälfte der 
Mitglieder des Kirchenvorſtandes, 4) durch Beichluß ber Semeindevertretung, 
in den beiden legten Fällen fofern ein innerhalb der Zuftändigleit bes Kir⸗ 
Kenvorftandes liegender Zweck angegeben tvirb. 

8 15. Kommt ber Borfigende bem Verlangen nicht nach ober ift ein 
elle nicht vorhanden, jo fann die Berufung ſowohl durch die biſchöf⸗ 
liche Behörde, ala auch durch die im $ 14 Pr. 2 genannten Beamten er⸗ 
folgen. In diefen Fällen beitimmt bie berufende Behörde ben Borfigenden 
aus den in 8 5 Nr. 2 und 3 — Mitgliedern Perg rin 

8 16. Zu ben Sigungen find fämmtlide Mitglieder des Kirchen⸗ 
vorſtandes einzuladen, die Einladung ift, wenn ber Beichluß der Zuftimmung 
ber Gemeindevertretung bebarf, — unter Angabe des Gegenſtandes 
ſpäteſtens den Tag vor der Sitzung zuzuftellen. 

8 17.» Die Beichlüffe werden durch Stimmenmehrheit der Anweſenden 
nefaßt. Bei — entſcheidei die Stimme des Vorfitzenden, bei 
Wahlen das Loos. Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt erforderlich, daß 
mindeſtens die Hälfte ber Mit Kleber bes Kirchenvorſtandes an der Abſtim⸗ 
mung Theil genommen hat. Mitglieder, welche an dem Gegenftande ber 
Beſchlußfaffung perjönlich betheiligt find, haben fich der Abftimmung zu ent- 

Iten. Bei nit vorſchriftsmäßig erfolgter Einladung kann eine Belchlup- 
aflung nur dann ftattfinden, wenn der Kirchenvorſtand vollzählig verfammelt 
ift und ein Widerjpruch nicht erhoben wirb. 

8 18. Tie Beichlüffe find unter Angabe bes Tages und der Anwe⸗ 
fenden in ein Protokollbuch zu verzeichnen. Die Protofolle werben von bem - 
se * und mindeſtens noch einem Mitgliede des Kirchenvorſtandes 
unterſchrieben. 

$ 19. Zu jeder die Gemeinde und bie. von dem Kirchenvorſtande 
vertretenen Vermogensmaſſen verpflichtenden fchriftlichen Willenserklärung bes 
Kirchenvorſtandes bedarf es ber Unterfchrift des Borfitenden und noch zweier 
Mitglieder des Kirchenvorftandes, ſowie der Beibrüdung bes Amtäfiegels. 

ierdurch wird Eritten gegenüber bie ordnungsmäßige Fi ung be3 en 
aan ſo daß es eines Nachweiſes ber einzelnen Erforderniffe bestelben, 
insbeſondere ber erfolgten Zuflimmung der Gemeindevertretung, wo eine folche 
notwendig ift, nicht bebarf. 

Il. @emeindevertretung. $ 20. Die Zahl ber Gemeindevertreter 
ſoll drei Mal fo groß fein, wie diejenige ber gewählten Kirchenvorſteher. Mit 
Rüdficht auf die Seelenzahl ober bie Vefonberen BDerhältnifie einer Gemeinde 
fann die Zahl mit Genehmigung des Ober Präfidenten herabgeſetzt werden. 

8 21. Die Beichlüffe bes Rirchenvorftanbes bebürfen ber Zuftimmung 
der Gemeindevertretung in folgenden fällen: 1) bei bem Erwerb, ber Ber: 
äußerung ober ber dinglichen Belaftung von Grunbeigenthum, bei der Ver⸗ 
miethung ober Verpachtung befielben auf länger als zehn Jahre und bei der 

Zorn, Sammlung b. u, Kirdjengefege xx. 6 
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Vermiethung ober Verpachtung der ben Geiftlicden und anderen Kirchendie⸗ 
nern zum Gebrauch oder zur Rupung überwieſenen Grundftüce über die 
Dienftzeit des jewweiligen Indabers hinaus; 2) bei Veräußerung von Geger: 
ftänden, welche einen geichichtlithen, wiftenichaftlichen oder Kunſtwerth Haben: 
3) bei außerordentlicher Benuguug des Vermögens, welche die Subſftanz jelbit 
angreift, ſowie bei Kündigung und Einziehung von Kapitalien, fojern fie 
nicht zur zinsbaren Wieberbelegung erfolgt; 4) bei Anleihen, jofern fie nick 
blos zur vorübergehenden Aushülfe dienen und aus ben NUeberſchüfſen ber 
laufenden Einnahmen über die Ausgaben berielben Boranichlagsperiode zu: 
rüderftattet werden können; 5) bei Anftellung von Pr joweit diefelben 
nicht die Eintreibung fortlaufender Zinſen und oder die Einzieheg 
ausftehender Kapitalien, deren Zinſen rückſtändig geblieben ſind, betreffen, 
und bei Abjchliegung von leihen ; 6) bei Reubauten oder i 
Reparaturen an Banlichkeiten, ſofern nicht über die Nothwendigkeit ber Ban: 
—— bereits durch die zuſtaͤndigen Behörden endgültig entſchieden if. 
> erheblich gelten Reparaturen, deren Koftenanichlag 200 Mark überfteigt 
pad des Bebürfuiffes Tann bie Gemeindevertretung ein für alle Mal 
die Vollmacht des Kirchenvorſtandes zur Bornahme höher verankchlagter Re- 
paraturen, jeboch nicht über die Summe von 1000 Marl hinaus, erweitern: 
7) bei Beichaffung ber zu ben kirchlichen Bebürfnifien erforderlichen Geld 
mittel oder Leiftungen, foweit ſolche nicht nach bem beftehenden Rechte ani 
dem Klirchenvermögen ober von dem Patron oder von jonft befonbers Ber 
pflichteten zu gewähren find, 8) bei Tyeitiegung ber auf die Gemeindeglicher 
zu vertheilenden Umlagen und bei Beitimmung des Bertbeilimgsmaßftabes: 
legterer ift entweder nach Maßgabe ber direkten Staatäftener ober ber Kom 
munalfteuer feſtzuſetzen; 9) bei unbe, oder Beränderung von Gebühren: 
taren; 10) bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur Ausflattung neuer 
Stellen für den Dienft der Gemeinde, fowie zur dauernden Verbefferung dei 
Einkommens beitehender Stellen, und bei Umwandlung von veränderfichen 
Einnahmen der Geijtlichen und anderer Kirchendiener in feite Hebungen oder 
von Naturaleintünften in Geld, letzteres, foweit nicht die Umwandlung in 
bem durch die Staatsgeſetze geordneten Ablöjungsverfahren erfolgt; 11) bei 
einer Verwendung des Firchlichen Vermögens, welche nicht firchliche, wohl⸗ 
thätige oder Schulzwecke innerhalb der Gemeinde ſelbſt betrifft; 12) bei Feft 
ftellung des Etat? und der Vorauſchlagsperiode; 13) bei Abnahme der Jahres⸗ 
rechnung und Ertbeilung der Entlaftung. Der Etat ift nach erfolgter Feſt⸗ 
ftellung, die Jahresrechnung nach ertheilter Entlaftung auf zivei Wochen zur 
A ber Gemeindbeglieder nach vorgängiger ortzüblicher Belanntmadhung 
en 


ich auszulegen. 

8 22. Die Gemeindevertretung wählt bei dem Eintritt ber neuem 
Gemeindevertreter einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter befielben, beide 
auf drei Jahre. Sie verjammelt ſich auf Einladung des Borfikenben, fo oft 
es die Erledigung ber Geichäfte erforderlich macht. In Betreff der Berufung 
der Gemeindevertretung finden die Vorfchriften der 88 14 u. 15 finngemähe 
Anwendung, jedoch mit der Maßgabe, daß auf Verlangen eine? Drittheile 
der Mitglieder der Gemeinbevertretung die Berufung erfolgen muß. 

8 28. Der Vorfibende bes Kirchenvorſtandes oder ein von ihm ab: 
ee Kirchenvorſteher ($ 5, Nr. 2 und 3) find befugt, den Sitzungen 

Gemeinbevertretung mit berathender Stimme beizumohnen. 

8 24. Zu den Sikungen find ſämmtliche Gemeindevertreter, ſowie 
der Borfipende des Kirchenvorftandes fchriftlidh) unter Angabe bed Gegenftan- 
be jpäteltens ben Tag vor der Sikung einzuladen. Im lebrigen finden 
die Beitimmungen der 83 17 unb 18 finngemäße Anwendung, jedoch genügt 
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ur Beichlußfähigleit dev Berjammlung die Anweſenheit eines Drittheils ber 

MMitalieder Die Gemeindevertretung hat das Recht, die Deffentlichkeit ihrer 
Situngen zu beichließen. Die Beichlüffe werben dem Stirchenvorftande in 
einem von dem Vorfitzenden und zwei Gemeinbevertxeteen unterfchriebenen 
Auszuge aus dem Protofollbuche zugeftellt. 


III. Wahl der Kirchenvorfteher und der Gemeindevertreter. 
8 25. Wahlberechtigt find alle männlichen, voljährigen, felbftftänbigen Mit: 
liedex der Gemeinde, welche bereit ein Jahre in dertelben. oder wo mehrere 
Gemeinden am Orte find, an diefem Orte wohnen und zu ben Sirchenlaften 
nad) Maßgabe der dazu beftehenden Verpflichtung beitragen. Selbitftändig 
find diejenigen, tweldde einen eigenen Hausſtand haben oder ein öffentliches 
Amt befleiben oder ein eigenes Geichäft ober als Mitglied einer Familie 
beren Geſchäft führen. Als felbfiftändig find nicht anzunehmen diejenigen, 
welche unter Bormundfchaft oder Pflegſchaft ftehen oder welche im lebten 
Sabre vor der Wahl armuthähalber aus öffentlichen Mitteln Unterftügung 
erhalten oder Erlaß der kirchlichen Beiträge genofien haben. 

8 26. Bon der Ausübung des Wahlrechts find ausgeſchloſſen dieje⸗ 
nigen: 1) welche nicht im Befige der bürgerlichen Ehrenrechie fich befinden; 
2) welche wegen eines Verbrechens oder wegen eines folchen Vergehens, wel⸗ 

3 die Aberfennung ber bürgerlichen EhHrenrechte 4 ch an kann, in 
nterfuchung fich befinden; 3) welche im Konkurſe fich befinden; 4) welche 
mit der Bezahlung kirchlicher Umlagen über ein Jahr im Rüdftande find. 

8 27.. Wählbar find die wahlberechtigten Mitglieder ber Gemeinbe, 
welche das breigigfte Lebensjahr vollendet haben, fofern fie nicht nach $ 26 
von der Ausübung des Wahlrechts ausgeſchloſſen find. 

8 28. Geiſtliche und andere Kirchendiener gehöcen nicht zu den wahl» 
berechtigten und wählbaren Mitgliedern der Gemeinde. 

Niemand kann zugleich Mitglied des Kirchenvorftandes und 
der Gemeindevertretung fein. 
R 5 30. Das Wahlverfahren beftimmt fich nach der beiliegenden Wahl⸗ 
ordnung. 

8 81. Die Kirchenvorfteher und Gemeindevertreter find in ihr Amt 
einzuführen unb auf treue Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten. 

8 32. Die Gewählten können das Amt eines Kirchenvorſtehers oder 
eines Gemeinbevertreterd nur ablehnen oder nieberlegen: 1) wenn fie das 
ſechszigſte Lebensjahr vollendet, ober 2) ſchon ſechs Jahre das Amt bekleidet 
Haben, oder 3) wenn andere erhebliche Entſchuldigungsgründe vorliegen, 3.2. 
Kränklichkeit, Häufige Abweſenheit, ober Dienftverhältnifle, welche mit bem 
Amte unvereinbar find. Ueber die Erheblichkeit und thatjächliche Richtigkeit 
entjcheidet der Kirchenvorſtand umd auf eingelegte Berufung, für welche von 
Zuftellung der Enticheibung an eine Ausfchluß us don zwei Wochen läuft, 
die bifchöfliche Behörde im Einvernehmen mit dem Regierungspräfidenten 
(Landdroften). Wer ohne ſolchen Grund die Mebernahme oder die Yortfü 
rung des Amts verweigert, verliert Das durch dieſes Belek begründete kirch⸗ 
liche Wahlrecht. Dafielbe kann ihm auf fein Geſuch von dem Kirchenvor⸗ 
ftande wieder beigelegt werben. 

8 88. Das Amt der gewählten SKirchenvorfteher und der Gemeinde: 
vertreter Dauert ſechs Jahre. Bon drei zu drei “Jahren fcheibet die Hälfte 
and. Die Ausfcheidenden find wieder wählbar unb bleiben jedenfalls bis zu 
dem Giutritt — a im Amt. Der Austritt wird durch bie Diente 
zeit, dad erfte Mal durch Auslooſung beftimmt. 

8 84. Iſt dad Amt eines gewählten Slirchenvorfieherd ober eines 


6* 
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Gemeindevertreterd außer der Zeit erledigt, fo wählt bie Scmeindeverttriu: 
für die Neftzeit der Amtsdauer des Ausgeichiedenen einen Erjapmanu. 

1 2* bee Gemeindevertretung. $ 85. Sin Gemein, 
in denen bejonbere Berhältnifie, 3. B. geringes Vermögen, zerfireute Beie: 
fie x., die Bildung einer Gemeindevertretung unzweckmäßig oder unthanlid 
ericheinen Lafien, lann die bifchöfliche Behörde im Einvernehmen mit tem 
Cherpräfidenten anordnen, daß eine Gemeindevertretung wicht zu bilden, \r 
fern in einer hierzu anzuberaumenden Verſammlung der wahlberechtigtr 
Gemeindeglieber die Mehrheit derjelben nicht wideripricht. 

36. Ju dein Falle des $ 35 werden die der Gemeindevertretux; 
nad $ 7 zufichenden Befugniſſe von dem Stirchenvorftande wahrgensmnr. 
Erjagmänner werden durch die Geſammtheit der Wahlberechtigten gewählt 

V. Entlafjung und Auflöfung $ 87. Die Entlaflung ru 
Kirchenvorſtehers oder eines Gemeindevertreters erfolgt: 1) wegen Berlait 
einer zur Wählbarfeit erforderlichen Eigenichaft; 2) wegen grober Prlidt 
widrigfeit. In dem lepieren Falle kann die Wahlberechtigung dauernd ok: 
auf Zeit entzogen werden. Die Entlafjung fann jowohl von der birhöllide 
Behörde, ala auch von dem Regierungspräfidenten (Landdroſten) nad Aa 
zung des Beichuldigten und des Kirchenvorftandes verfügt werden. Gegr 
bie Entſcheidung fteht dem Beichuldigten binnen einer Ausſchlußfriſt du 
vier Wochen nach erfolgter Zuftellung die Berufung an dem Gerichtähef fr 
tixchliche Angelegenheiten zu. Die Berufung kann auf neue Thatſachen ur 
Beweife gegründet werden. Im Mebrigen finden die VBorfchriften der $$ 1: 
bis 23 des Geſetzes vom 12. Mai 1573 finngemäße Anwendung. 

38. nn ber Kirchenvorſiand oder die Gcemeindevertretung be 
harrlich die Erfüllung ihrer Pflichten vernachläfjigen ober verweigern, ot 
wiederholt Angelegenheiten, welche nicht zu ihrer Zuftändigleit gehören, pr 
Gegenſtande einer Erörterung oder Beichlubfaffung Hoden, fo können R 
ſowohl die biſchöfliche Behörde, als auch durch den Oberpräfibentr 
unter gegenleitigem (Einvernehmen, aufgelöft werden. Mit der Anfliie: 
find kofort die erforderlichen Neuwahlen anzuordnen. 

VI. Stellung ber Patrone und anderer Berechtigter. $A 
Der Patron, welchen auf Grund des Patronatd, oder ein anderer Berk 
tigter, welchen: auf Grund eines befonderen Rechtätitel bie Mitgliediget 
in dem Kirchenvorſtande oder die Berechtigung zugeftanden hat, Kirchenber 
fteher zu ernennen, zu beftellen oder zu präfentiren, ift fortan befugt, et’ 
weder jelbft in ben Kirchenvorſtand einzutreten oder einen Kirchenvortch 
zu ernennen. Der Berechtigte, welcher in ben Kirchenvorſtand eintritt, m 
der von ihm ernannte Rirdenvorfteher müſſen die in den 88 27 big 29 mr 
geichriebene Waͤhlbarkeit befißen. 

8 40. Außer ber ım 8 39 fefigeleßten Befugniß zur Wetheiliger: 
an dem Kirchenvorſtande verbleiben dem Patron da, wo derielbe Patrondi 
laften für die Tirchlichen Bebürfniffe trägt, die Aufficyt über die VBerwaltum 
der Kirchenkaſſe und das Recht der Zuftimmung zu den nach den beflehent“ 
Gefeßen feiner Genehmigung unterliegenden Gejchäften ber DBermögensirt 
waltung. Die Beichlüffe des Kirchenvorftandes und der Semeinbevertretum 
find dem Patron abichriftlich mitzutheilen. Erklärt ex fich auf dieſelbe 
nicht binnen dreißig Tagen nad) dem &mpfange, fo gilt er ala zuſtimmend 
Miderfpricht der Patron, jo ſteht dem Kirchenvorſiande die Berufung an de 
Bezirksregierung, in ber Provinz unover an das Königliche katholiſch 
Konfiftorium zu, welche den Widerſpruch verwerfen und die Zuftimmun 
bes Patron ergänzen können. Eine ſolche Ergänzung ift unzuläffig, men 
es fi um Ausgaben handelt, für welche die Kirchenkafſe bisher nicht be 
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ftimmt geweſen iſt. Kommt es für Urkunden auf die formelle Feſtſiellung 
der Zuftimmung des Patron? an und iſt bie —— wegen Verabläumung 
der dem Patron offen ftehenden Friſt für ertheilt zu erachten, jo wirb bie 
fehlende Unterfchrift durch die im Abfab 2 genannten Auffichtäbehörben 
er 


nzt. 

841. Inden Zandestheilen, in welchen die bürgerliche Gemeinde zur Auf: 
bringung von Koften für die kirchlichen Bebürfniffe der Pfarrgemeinben ges 
jchlich verpflichtet ift, muß ſowohl der Etat, ala auch die Jahresrechnung 
zugleich mit der im $ 21 angeordneten öffentlichen Auslegung dem Bürger: 
meifter abjchriftlich mitgetheilt werben. 

VI. Ausführungsbefiimmungen. 8 42. Anteifungen über 
die Geichäftsführung können dem Kirchenvorſtande oder der Gemeindevertre⸗ 
tung ſowohl von der bifchöflichen Behörde, ala auch von dem Oberpräfidenten, 
unter A Einvernehmen, ertheilt werben. 

48. acht die bifchöflicde Behörde in denjenigen Fällen, in wel: 
hen fie eine Anordnung oder Entſcheidung im Einvernehmen mit der Staats⸗ 
behörde zu treffen hat, von ihren DE niflen feinen Gebrauch, fo iſt fie zur 
Ausübung derfelben von der Staatsbehörde aufzufordern. Leiſtet fie dieſer 
Aufforderung binnen dreißig Tagen nad dem Empfange berjelben feine 
—— jo geht die Ausübung der Befugnifle auf die Staalsbehörde über. 

n denjenigen Fällen, in welchen die biſchöfliche oder die Staatsbehörde, 
jede jebody im Einvernehmen mit der andern, eine Anorbnung oder Entſchei⸗ 
dung zu treffen bat, muß die um ihre Zuflimmung angegangene Behörde 
fid binnen dreißig Tagen nach dem Empfange der Aufforderung erllären. 
Erklärt fie fich nicht, fo gilt fie ala zuftimmend. Bei erhobenem Widerſpruch 
entjcheidet in allen Syällen über Meinungsverfchiedenheiten zwiſchen der biſchöf⸗ 
lichen Behörde und bem Regierungspräfidenten (Landdroften) der Oberpräfis 
dent, über Meinungsverfchiedenheiten zwiſchen dieſen und ber bifchöflichen 
Behörde der Minifter der geiftlicden Angelegenbeiten. 

8 44. In den getroffenen Anordnungen ift erlennbar zu machen, ob 
Das Einvernehmen erreicht ober ob die Zuflimmung wegen abfäumung 
der Frift für ertheilt zu erachten oder ob die Enticheibung in folge erho: 
benen Widerjpruchs getroffen ift. 

% 45. Weigert fi) ein Stirchenvorfteher, fein Amt zu übernehmen 
oder auszuüben, fo ift eine Neuwahl anzuordnen. Weigert fild auch ber nen 
gewählte Kirchenvorſieher, fein Amt zu übernehmen oder auszuüben, fo ift 
ber Regierungspräfident (Landdroſt) befugt, den Kirchenvorſteher aus den 
wählbaren a aa ber Gemeinde zu beitellen. 

8 46. Kommt die Wahl ber Kirchenvorſteher überhaupt nicht zu 
Stande ober weigert ſich die Mehrzahl der gewählten Sirchenvorfieher, ihr 
Amt zu übernehmen oder auszuüben, oder muß der nach erfolgter Auflöfung 
neu gewählte Kirchenvorftand aufgelöft werden, To ift der Regierun 3präfident 
(Landdrofi) befugt, eine kommiſſariſche Beſorgung der kirchlichen Vermögens⸗ 
angelegenheiten unter finngemäßer Anwendung der 88 9 bis 11 bes Geſetzes 
vom 20. Mai 1874 anzuordnen. Kommt die Wahl der Gemeindevertretung 
nicht zu Stande ober weigert fih bie Mehrzahl der Gemeinbevertreter, ihr 
Amt zu übernehmen oder auszuüben, oder muß die nach erfolgter Auflöfung 
neugewählte Gemeindevertretung Aa werden, fo ifl der Regierungspraͤ⸗ 
fident (Landdroft) befugt, ſowohl die Geichäfte des Kirchenvorfiandes, ald auch 
die Gemeindevertretung kommiſſariſch beiorgen zu Lafien. 

VID. Aufſicht grechte. 8 47. Die geleplichen Verwaltungsnormen 
werben durch dieſes Gefetz nicht berührt. Die den vorgelegten Stirchenbehörs 
ben gejeglich zuftehenden Rechte ber Aufficht und der Einwilligung zu bes 
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flimmten Handlungen ber Berwwaltung werden mit ben — nachfolgenden 
er enthaltenen Einfchränfungen g 

Macht die vorgefepte Ricdentehöre von dem ihr geſetlich zu 
— Rechten der Aufficht oder der Einwilligung zu — weht 
lungen der eg feinen Gebrauch, fo ift fie zur Ausũbun 
von ber ftaatli Auffichtebehörbe anfzufordern. Leiftet As diefer 
derung binnen eihin Tagen nad dem Eupfange berfelben feine eh 
geht die Ausübung der Pe .. art bie ſtaatliche Auffichtöbehörde ge 

8 49. Gegen Berfügu vorgeſetzten Kirchenbehorde, 

welche die ang zu Kamin ui der Itung * 
wird, ſteht dem Kirchenvorſtaude die Berufung an ben Oberpräjibenten ja. 


welcher endgültig — 
har chlüffe des —— nvorftandes und der Gemeindeverttt 
tung be {fen zu ihrer Gültigkeit der —— der — — 
behörde in folgenden Fäͤllen: 1) bei bem ber Beräuferung ode 
ber ge Belaftung von Grundei en ’n bei Beräußerung der 
eg ‚ welche einen alien, wifenfhaftlichen ober Kunflieeti 
$) bei Anleihen im Sinne des 8 21 Nr. 4; 4) bei dem Bau wert. 
für den Sottesdienft, die Geiftlicden o andere "Rirchenbiener beftimuirt 
Gebäude, 5) bei der Anlegung ober veränderten Benukung von 
pläßen; 6) bei Einführung oder Veränderung von Webührentaren; 7) be 
Ausichreibung, Veranflaltung und Abhaltung von Sammlungen, Solleltenz 
) kirchliche. wohlthätige ober —— — ber Kivchengebänke: 
bei einer Verwendung des kirchlichen Vermögens, welche nicht — 
wohlthatige oder —* innerhalb der Gemeinde jelbft betrifft. Inden 
e zu 8 gilt bie Genehmigung als erteilt, wenn die ſtaatliche Aufidt* 
hörde nicht binnen 30 Tagen nach Mittheilung des Beichlufies widerſprich 
9) bei Umlagen auf die Gemeindeglieder. In dem falle zu 9 iſt bie & 
nehmigung insbefondere zu verfagen, ſofern Bedenken binfichtlich der [dr 
non smäßigfeit der Auferlegung, ber — — des Beitragsfußes Mn 
iftungsfähigteit ber ictigen beftehen. ber Schenkungen un 
ewigen eng a t es bei dem Ehre vom 283. Febr. - 
5 5 Kirchenvorſtand bedarf zur Sübrung don a ee 
— ang = Seiten einer Staats⸗ oder Kirchenbehörde. Attefle äh 
mation de3 Sirchenvorftandes zur ea don —— — 
* or a über das Borhandenfein —— Thatſachen 
er anf Koftenfreiheit begründen, können gültig nur von ber ſtaalliche 
Fe erteilt he Suffid bebörhe 8 
52. Die ftaatli uffichtsbehör — — 
Etat zu —— und di Poſten, welche den Gejepen ——— 
anftanden. Die beanflandeten Poften dürfen nicht in nn g geieht = 
5 58. Weigert ſich der Kirchenvorſtand oder bi 
Leiftungen, welche aus dem kirchlichen — zu beftreiten find, ober —— 
Pfarreingeſeſſenen ober ſonſtigen Verpfl obliegen, nn Ent y 
bringen, feflzufeßen ober zu ee — —** biſchdfliche Behor⸗ 
als auch die ſtaatliche Auffichtähe de, unter gegenfeitigem Ginvernchen 
befugt, die Eintragung in nn ge zu bewirken und bie weiter erf 
Anordnungen nu treffen. Unter berfelben Vorausſetzung find biefe be 
befugt, bie a Q Bun: enge le von Anjprüchen der Kirche 
nde unb ber in ber tung des Kir tunen De 
Bermdgensmaflen, insbeſondere auch der ni ber it eines Geift 
lichen oder anderen Kirchendieners entftehenden Pr —— an 
auorbnen und bie hierzu nötigen Mafregeln zu 
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8 34. Die Jahresrechnung ift der ftantlichen Auffichtöbehörbe zur 
Prüfung, ob die Verwaltung etatsmäßig geführt worden ift, mitzutheilen. 

8 55. Welche Staatöbehörden die in ben 9 48, 50 bis 52, 53, 54 
angegebenen Befugnifie ber Aufficht auszuüben haben, wird durch Königliche 
Verordnung beftimmt. 

IX. Schluß- und Hebergangsbeflimmungen. 8 56. Die Dors 
Ichriften dieſes Geſetzes finden auf Dom, Militär: und Anflaltögemeinden 
feine Anwendung. 

8 97. Bon 1. Oftober 1875 ab können die bem Kirchenvorftande 
und ber &emeindevertretung nach diefem Geſetze zuſtehenden Befugnifie nicht 
durch andere Perſonen oder Behörden, ala durch die in diefem Belt bezeich⸗ 
neten wahrgenommen werden. Sofern nach erg Rechte den Firchlichen 
Organen (Kirchenvorſtänden, Kirchenfollegien, Fabrikräthen, — 
Repräſentanten 2c.) noch andere Befugniſſe, als die der Vermögens tung 
zugeſtanden haben, gehen dieſe, wenn fie von ben unmittelbar zur Vermö— 
genöverwaltung berufenen Organen ausgeübt worden find, auf ben Kirchen: 
vorftand, in allen anderen Fällen auf die Gemeindevertretung über. Iſt eine 
ſolche nicht vorhanden, jo werben auch die der Gemeindevertretung zuſtehen⸗ 
den Befugnifle von dem Kirchenvorſtande wahrgenommen. 

5 58. Die ben bifchöflichen Behörden gefeglich zuſtehenden Rechte in 
Tezug auf die Vermögensverwaltung in ben Kirchengemeinden ruhen, jo lange 
die bifchöfliche Behörde diefem Geſehße Folge zu leiften veriveigert, oder 5 
lange das betreffende Amt nicht in gelegmäßiger Weiſe beſetzt oder verwaltet 
ift. Eine ſolche Weigerung ift ala vorhanden anzunehmen, wenn die biſchöf⸗ 
liche Behörde auf eine Tepriftliche —— Oberpräfidenten nicht 
binnen 30 Tagen bie Erklärung abgiebt, den Borfchriften dieſes Geſetzes 
Folge leiften zu wollen. Die den bit an Behörden zuftehenden Befug: 
niffe gehen in ſolchen Fällen auf die betreffende Staatsbehörbe über. 

, 8 59. Alle diejem Geſeßze — Beſtimmungen, mögen 
dieſelben in dem in den verſchiedenen Landestheilen geltenden allgemeinen 
Rechte, in Provinzialgefegen, in Lolalgejegen oder Lokalordnungen enthalten, 
oder durch Objervang oder Gewohnheit begründet fein, werden aufgehoben. 

$ 60. Der Minifter der geiftlicden Angelegenheiten ıft mit der Aus⸗ 
Kährung biefes Geſetzes beauftragt. Derſelbe ift befugt, mit NRüdficht auf 

fondere örtliche oder Ionflige Berhältniffe und beſondere für die Vermö⸗ 
speriwaltung beftehende Ginrichtungen den im 8 57 Abjag 1 feſigeſetzten 
emin der Ausführung zu verlängern. 


Bahloranung. 

Art, 1. Der Kirchenvorſtand orbnet die Wahl ber Kirchenvorficher 
und der Gemeindevertreter an, ftellt die Liſte der pr auf und 
Fi diefelbe in einem jedermann zugänglichen Lolale zwei 
Dffentlich ans. Zeit und Ort ber Auslegung find ber Öeme 
bu — bekannt zu machen, mit dem Beifügen, daß nach Ablauf der 


anderen, den örtlichen Ferne entiprechenden Formen erfolgen. Zur 
Erhebung des Einſpruchs ift je 
meinde befugt. 


. 
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da ben iſt, bie De 

ne a ES 

—— .Durch Ginlegung der Berufung wird die — 
hl — aufgehalten. Zwiſchen dem Ablauf der Einſpruchsfriſt und 

Zage der Wahl müflen minbeftens zwei Wochen im ber Witte Tiegen. 

Art. 8. Die Einladung zur Wahl muß bie Zeit und ben Ort be 
Wahl, fowie die Zahl ber zu wählenden Perjonen enthalten und ıf be 
nn — Ob Andban befannt zu machen. Nach dem Ermeikn 

Kirchenvorſtandes kann die —*— auch noch im anderen ber 
etlichen Verhältnifien entſprechenden Formen erfolgen. 

Art. 4. Aus dem Borfipenden des Kirchenvorſtandes und aus vm 
Beifipern, weldje der Borfigende aus ben wählbaren augliebern der Gemrunk 
beruft, wird ein Wahlvorſtand gebildet. 

Art. 8. Die Wahlhandlung wird durd den Berfipenben geleitel. 

Art. 6. Das Wahlrecht wird in Perfon durch verbedie, in am 

Wahlurne nieberzulegenbe Stimmzettel ohne Unterichrift ausgeübt. 

Art. 7. Wird in dem erften Wahlgange eine Mehrheit für bie zu 
Bildung des Kirchenvorflandes oder der Bemeindevertretung erforderliche Jehl 
nn Berfonen nicht — fo findet eine engere Wahl —— — 

ftatt, welche die meiften Stimmen auf ſich vereinigt babe. Beläuft a: 
Zahl derfelben auf meht als das Doppelie der zu wählenden — gt 
oder Gemeindevertreter, fo fcheiden von —— welche di 
Stimmen erhalten haben, jo viele aus, daß die Zahl ber MWählbarn age 
A I se zu Wählenden beträgt. Bei Stimmengleichheit entjcheibe 

a 

* " Radidem der Vorfigende die Abflimmung Br xeſchlofen er 
Härt bat, darf eine Stimmabgabe nicht mehr zugelafſen werde 

Art. 9. Meber die Gültigkeit oder Ungültigkeit der — — ab 
ſcheidet ber Wahlvorftand. 

Art. 10. Ueber die Wahlhandlung wird ein Prototoll aufgenommm. 
welches den age Hergang beurfundet. Dafielbe iſt von dem Bor 
fi — und mindeſtens zwei Mitgliedern des Wahlvorſtandes zu unter: 


| 
— 11. Die Wahl ber Kirchenvorſteher muß derjenigen ber & 
meinbdevertreter — 
Art. 12. Die Namen ber Gewählten werben ber Gemeinde — 
durch Aushang befannt gemacht. Nach dem Ermeſſen bes allg reis 
kann die Bekanntmachung auch noch in anderen, den drtliche gältnifien 
entiprechenden Formen erfolgen. 
rt. — Einſprüche gegen bie Wahl find innerhalb einer von ben 
ten Tage Aushanges ab zu — Ausſchlußfriſt von ziel 
ochen ber bem m Richenrhande u erheben, welcher über biejelben entfcheibel 
Gegen den ablenenden Bei d febt binnen einer Ausſchlußfrift vom zin 
Wochen nach erfolgter Zufte ung die Berufung an die bifchöfliche Befärk 
du, welche im Ginvernehmen mit dem Regierungepräfibenten (Landdroften 
e eur ung zu treffen hat. 
für Die ae Mahl ernennt die bifchöfliche Behörde im 
Einvernehmen mit dem Regierungspräfidenten — den vor: 
ftand und den Borfipenden Iben. Der Wahlvorftandb übernimmt bie dem 
Se aeg obliegenben in 5 fielbe gilt für den Fall der 
dſung des Kirchenvorſtandes | 


IV. Preußen. 89 


18. Geſetz, betr. Die Rechte Der altkatholiſchen Kirchengemeinſchaften an 
dem kirchlichen Vermögen.) Bom 4. Juli 1875. 

8 1. In denjenigen katholiſchen Kirchengemeinden, aus welchen eine 
erhebliche Anzahl von Gemeindemitgliedern einer altkatholiſchen Gemeinichajt 
beigetreten ift, wird die Benutzung des kirchlichen DBermögens im Verwal⸗ 
— bis auf Weiteres nach Maßgabe der folgenden Veſtimmungen ges 
ordnet. 

82. Ber altkatholiichen Gemeinichaft wird der Mitgebraudh ber 
Kirche und des Kirchhofs eingeräumt. Sind mehrere Kirchen (Kapellen 
u. ſ. mw.) vorhanden, jo kann eine Gebrauchatheilung nach beitimmten Ob: 
jelten a Die nämliche — findet bezüglich der 
kirchlichen Geräthſchaften ſtait. Iſt der altkatholiſchen Gemeinſchaft die Mehr: 
heit der Gemeindemitglieder beigetreten, ſo ſteht der Gemeinſchaft der Mitge— 
brauch der Kirche in den zur Abhaltung des Hauptgottesdienſtes herkömmlich 
beftimmten Stunden, bei mehreren Kirchen ber Gebrauch der Hauptkirche zu. 

88 Tritt ein Pfründeninhaber der altkatholiſchen Gemeinſchaft bei, 
fo bleibt er im er und Genuß der Pfründe. Bei Erledigung der Pfründe 
wird diejelbe im Fall des $ 2 Nbf. 3 der altkatholiſchen Gemeinfchaft übers 
tiefen. Sind mehrere Pfründen vorhanden, fo kann bei deren Erledigung 
mit Rüdficht auf das Zahlenverhältnii beider Theile eine Genußtheilung 
nach beftimmten Pfründen verfügt werden. 

54 An bem übrigen, zu kirchlichen Zwecken beftunmten Vermögen 
wird der altfatholifchen Gemeintihoft, mit Rüdficht auf das Zahlenverhält: 
niß beider Theile, dev Mitgenuß eingeräumt. Umfaßt die altfatholiiche Ge: 
meinfchaft die Mehrheit ber Gemeindemitglieber und ift die Zahl ber übrigen 
Gemeindeglieder nicht mehr erheblich, jo Tann die Einränmung bed vollen 
Genuffee an bie Semeinichaft verfügt werden. Gleichzeitig hat in dieſem 
re sau Neuwahl des Kirchenvorftandes und ber Gemeindevertretung ftatts 
zufinden. 
g 5. Altkatholiſche Gemeinſchaften im Sinne dieſes ei find ſo⸗ 
wohl die zu gottesdienftlichen Zwecken gebildeten altkatholifchen Vereine, ſo⸗ 
fern diefelben von dem Oberpräfidenten als — organifirt anerkannt 
worden find, als auch die altkatholiſchen Parochien. Die Mitglieder der alt⸗ 
katholiſchen Parochien bleiben verpflichtet, zu der Unterhaltung der Kirche, 
des Kirchhofs und der ſonſtigen Se beizutragen, deren Benutz⸗ 
ung ihnen 2 den 88 2 bis 4 dieſes Geſetzes zufteht. 

6. Ueber die Art und den Umfang der den altkatholifchen Gemein: 
Bellen nach den $5 2—5 dieſes Geſetzes einzuräumenden Rechte enticheibet 
er Oberpräfident. Gegen bie Entſcheidung des Oberpräfidenten fteht bie 
Berufung an den Minifter der geiftlichen Angelegenheiten offen. Die Ent: 
fheidungen find im Verwaltungswege vollfttedbar. 

8 7. In den Eigenthumsverhältnifien bes kirchlichen Vermögens tritt 
durch dieſes Gefe keine Aenderung ein. 

$ 8. Gemeinbemitglieder im Sinne biefeö Geſetzes find alle männlichen, 
volljährigen, jelöftfländigen Katholiken, welche in der katholiſchen Kirchen: 

emeinbe wohnen. Erin find biejenigen, welche einen eigenen 3 
and haben, oder ein öffentli Amt betleiden, oder ein eigenes Geichäft 
oder ala Mitglieb einer Familie deren Geichäft führen und weder unter 
Vormundſchaft noch unter Pflegichaft ftehen. 

4 9. Der Minifler der geiftlichen Angelegenheiten ift mit der Aus: 
führung dieſes Geſetzes beauftragt. 


1) Hinſchius S. 177-195, 
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14. Geſet über Die Aufſichtsrechte Des Staats bei Der Bermögenier 
waltung in Den katheliſchen Diözefen. Dom 7. Jumı 1876. 

81. Die Aufficht bes Staats über die Berwaltung 1) der für de 
fatholifchen Biſchöfe, Bisthümer und Gapitel beftimmmnten Bermögensfikte 
2) der zu kirchlichen, wohlthätigen oder Schulzwerden beftimmten und wie 
bie Bertvaltung oder Aufficht katholiſch⸗kirchlicher Organe geftellten Anrflalten, 
Stiftungen und Fonda, welche nicht von dem Gefeke vom 20. Juni 1875 
betroffen werden, wird nach Maßgabe der folgenden Beſtimmung ausgeübt 

8 2. Die vertvaltenden Organe bedürfen der Genehmigung der fiat: 
li Aufſichtsbehörde in nachftehenden Fällen: 1) zu dem Erwerb, der Ver 
äußerung oder der dinglichen Belaftung von Grundeigenthum ; 2) zu bei 
Beräußerung von Gegenftänden, welche einen gefchichtlichen, hoittenfchaftfiden 
oder Kunftwerth haben; 5) zu auberordentlicher Benutzung des ögen⸗ 
welche die Subſtanz ſelbſt angreift, ſowie zu der Kündigung und Einziehunz 
von Capitalien, ſofern fie nicht zur zinsbaren Wiederbelegung erfolgt; 4) zu 
Anleihen, fofern fie nicht bloß zur vorübergehenden Aushülfe dienen un 
aus ben Weberjchüflen ber laufenden Einnahmen über die Ausgaben berjelber 
Voranſchlagsperiode zurücerftattet werben können; 5) zu der Errichtung neuer, 
für den Gottesdienft beftimmter Gebäude; 6) zu der Anlegung oder verän 
derten Benukung von Begräbnibpläßen; 7) zu der Einführung oder Berör: 
Er von Gebührentaren; 8) gi ber Ausfchreibung, —— 
Abhaltung von Sammlungen, Collekten ꝛc. außerhalb der Kirchengebaͤnbe 
Eine auf —— ber biſchöflichen Behörde jährlich ſtaltfindende Han: 
kollekte zum Beſten bedürftiger Gemeinden der Diszeſe bedarf nicht ber be 
ſonderen Ermächtigung einer Staatsbehörde; die Zeit ber Einſammlung mıl 
aber dem Oberpräfidenten vorher angezeigt tverden; 9) zu der Bertwendus 
der Einkünfte erledigter Stellen (Vacanzeinkünfte, Intercalarfrüchte) ; 10) p 
der Verwendung des Vermögens für nicht fliftungsmäßige Zwecke. In bes 
fralle zu 10) gilt die Genehmigung als ertHeilt, wenn die ftaatliche Auffich⸗ 

hörbe nicht binnen 30 Tagen nad) Mittheilung von ber beabfidhtigten Ber 
wendung widerfpricht. Iſt die Genehmigung der ftaatlichen Auffichtäbehörke 
nicht ertheilt, fo find die in den vorfichenden Fällen vorgenommenen Redi> 
geichäfte ungültig. 

8 8. Die verwaltenden Organe bedürfen zur Führung von Prozeffea 
feiner Ermächtigung von Seiten einer Staatsbehörbe. Attefle über die % 

itimation der verwaltenden Organe zur Belorgung von Rechtsangelegen 
Leiten oder Attefte, über das Vorhandenſein derjenigen Thalfachen, welch 
den Anſpruch auf SKoftenfreiheit — können gültig nur von der floel: 
lichen Auffichtsbehörde ertheilt werden. 

5 4. Die ſtaatliche Auffichtsbehörde ift berechtigt, die Aufftellum 
und Borlegung eines Inventars zu fordern, Einficht von den Etats zu neh 
men und die Hoften, welche den Geſetzen wider] n, zu beanftanben. Zu 
beanftandeten Poſten bü nicht in Vollzug gelebt werden. Die Gtati 
folder Verwaltungen, welche Zuſchüſſe ans Staatömitteln erhalten, find der 
ftaatliden Auffichtäbehörbe zur Genehmigung einzureichen. Diele Behörde 
beftimmt den Zeitpuntt ber —— e ie die formelle Einrichtung 
des Elat3 und ſetzt die Friſten zur Erledigung der Erinnerungen feft. 

8 5. Weigern ſich die verwaltenden Organe 1) Lei u, welde 
aus dem im $ 1 bezeichneten Vermögen zu beitreiten ober für [be zu 
fordern find, auf den Etat zu bringen, feftzufegen ober zu — 
2) Anſprüche des im 81 bezeichneten Vermögens, insbeſondere andy Entiche: 
digungdforderungen aus ber Pflichtwidrigkeit des Inhabers einer für bie 
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Bermödgensangelegenheiten beftehenden Verwaltungsſtelle, gerichtlich geltend zu- 
machen, fo ift, in denjenigen Fällen, in welchen bie biſchöfliche Gehör de dag 
Recht der Aufficht Hat, ie diefe als auch bie ſtaatliche Auffichtsbehörde 
unter gegenfeitigem Einvernehmen, in allen anderen era die ftaatliche 
Auffichtäbehörde allein, befugt, die Eintragung in den Etat zu bewirken und 
die gerichtliche Geltendinahhung der Anſprüche anzuordnen, auch bie hiezu 
nöthigen — zu treffen. In denjenigen Fällen, in welchen das Ein» 
vernehmen der bifchöflicden Behörde un, vn ftaatlidden — er er⸗ 
——— iſt, muß die um ihre Zuſtimmung angegangene Behö binnen 
reißig — Aa: dem Empfang ber Aufforderung erklären. Erklärt fie 
fi ht, I o gilt fie ala zuftimmend. Bei erhobenem Widerſpruch entfcheidet 
die der ftaatlidden Aufficgtsbehörde vorgejehte Inſtanz. 

8 6. Beſtreiten bie vertvaltenden Organe die Geſetzwidrigkeit der nach 
$ 4 beanftandeten Poften oder bad Vorhandenſein der Verpflichtung zu ben 
in $ 5 sub 1 erwähnten Leiftungen, fo enticheibet auf Die Klage der ver» 
waltenden Organe im Berivaltungäftreitverfahren hierüber dad Oberverwal⸗ 
tungsgericht. 

87. BDie Auffichtsbehörbe ift berechtigt, Einſicht don ber 
—— a nehmen. Die Yahresrechnung fo her Verwaltungen, 

deren Etats ber Genehmigung ber ftaatlichen lab hdrbe bedürfen, iſt 
biefer Behörde zur Prüfung, ob die Verwaltung etatsmäßig geführt worden 
ift, einzureichen. 

8 8. Die flaatliche Auffichtsbehörde ift berechtigt, die Dermögensver: 
Wwaltung Revifionen zu unterwerfen. 

9 Die ftantliche Auffichtsbehörde ift berechtigt, die Befolgung ber 
in ben Paragraphen 4, 5, 7 und 8 enthaltenen Borfchriften und Der zu 
we Ausführung getroffenen Anordnungen von den veriwaltenden Organen 

xch Seldftrafen bis gu 5000 Mark zu erzwingen. Die Androhung und 
get der Strafe darf wiederholt —* is dem Geſetze genügt iſt. 

können die zu Zwecken des im ichneten Vermögens be⸗ 
— — aus Staatsmitteln ganz ge elle einbehalten oder 
unmittelbar an die RO nen verabfolgt werben. Erweiſen fid) 
bie vorſtehenden Mafregeln als erfolglos oder unanwendbar, fo ift bie ftaat- 
liche Auffichtebehörbe berechtigt, eine fommifjarifche Belorgung ee Dermös 
gensangelegenheiten unter finngemäßer Anwendung der 88 9—11 des Geſehes 
dom ai 1874 anzuordnen. 

8 10. Welche Stantöbehörben bie in den 5 2 bid 5 und 7 bis 9 
angegebenen Auffichtsrechte auszuüben haben, wird Durch Königliche Verord⸗ 
nung beftlimmt. 

8 11. Wegen der Schenkungen unb nen Zuwendungen bes 
wendet e3 bei dem Geſetze vom 23. Februar 18 

8 13. Sn Betreff bes Vermögens ber — und ordensahnlichen 
—— bewendet es bei den 88 3 und 5 des Gejehes vom 31. Mai 


& 18. Die dem Staate zuftehenden Eigenthums⸗ oder Verwaltungs⸗ 
—— dem im 8 1 bezeichneten Vermögen werben durch dieſes Geſetz nicht 


8 14. Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1876 in Kraft. 


15. Der Minifter der geiftlichen A {ft mit der Aus— 
a ſſteeen 
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87. . 
V. Großherzogtum Heſſen. 

Am Anſchlufſe an Preußen ordnete Heflen i. J. 1875 feine 
firchenftaatsrechtlichen Verhältniſſe durch fünf Gefebe, deren Inhalt 
wejentlich auf dem der preußiichen Gefehe unter Benüßung der ba= 
diſchen und württembergiſchen Geſetzgebung beruht. Rur dag Geſetz 
über das Beſteuerungsrecht der Kirchen ijt befonder8 hervorzuheben ; 
es fucht dem Gedanken gejehlichen Ausdrud zu verleihen, daß die 
Kirchen ihre Bedürfniffe, wenigſtens theilweife, durch Abgaben der 
Kirchenglieder aufzubringen hätten. Inſoferne die Fatholifche und 
proteftantifche Kirche bis jet die Mittel ihres Unterhaltes haupt 
fählih vom Staate empfingen, injoferne andererfeit® die heutige 
Entwickelung auch zu einer Neuordnung jenes finanziellen Berhält- 
niffes zwifchen Staat und Kirche führen wird, repräfentirt dieſes auf 
dem Prinzipe der Kirchenſteuern ruhende Geſetz einen anerfennens- 
werthen yortjchritt, der aucd) dann gerühmt werden müßte, wenn 
das Gejek, wie befürchtet wird, zu zahlreichen Augtritten aus der 
Landeskirche Führen würde. 

Der Zert jener fünf Gefete (fämmtlich v. 23. April 1875) lautet: 

1. Geſetz, Die rechtliche Stellung Der Kirchen und Religisnsgemeinigaften 
im Staate betreffend. 

Art. 1. Der evangeliicden und der fatholifchen Kirche ift das Recht 
Öffentlicher Corporationen mit dem echte der öffentlichen Gottesverehrung 
gewährleiftet. " 

Art. 2. Ten übrigen bereits beftehenden, ſowie den fid) bildenden 
neuen Neligionsgemeinichaften fteht ebenjallE das Hecht ber Ana iger 
Gotteöverehrung zu. Gorporationsrechte follen denjelben, infofern fie jolche 
noch nicht bejiken, auf den Nachweis der entiprechenden Erforbernifie vers 
liehen werden. 

Art. 8. Die Bildung neuer Religionsgemeinjchaften iſt geftattet. 
Ihre Berfaffung und ihr Bekenntniß darf den Staatögefegen und der Sitt⸗ 
lichkeit nicht widerſprechen und nicht zum Borwande dienen, Andere im 
ihren politifchen, bürgerlichen oder religiöſen Nechten zu beeinträchtigen. 

Art. 4. Die evangeliiche und die fatholifche Kirche, ſowie jede andere 
Religionsgemeinſchaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſtändig, 
bleibt aber ben Staatsgeſetzen und der Oberaufficht de3 Staat? unterworfen. 
Insbeſondere kann feine Kirche oder Religionsgemeinichaft aus ihrer Ber: 
jeffuna oder ihren Verordnungen Befugniffe ableiten, welche mit ber Hoheit 

3 Stant3 oder mit den Staatsgefehen im Widerſpruch fiehen. In ihren 
bürgerlichen und ftaatsbürgerlicdyen Beziehungen bleiben die Tiener und 
* Anftalten der Kirchen und Religzonsgemeinfehaften den Stantägefegen unter: 
worfen. In Beziehung auf die Verwaltung des Vermögen? der Kirchen 
und Religionsgemeinſchaften bleiben bis zur andermweitigen Regelung die be⸗ 
ftehenden Beftimmungen in Kraft, Die Zuläffigleit ber gerichtlichen Ver⸗ 
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folgung ale Beamten ift nicht von ber Zuftimmung einer kirchlichen 

oder einer Verwaltungsbehörde abhängig. Deffentliche Wege oder Pläbe 
förmen zu kirchlichen oder religiöſen Tyeierlichleiten nur mit Zuftinmung 
der Obrigfeit benußt werden. 

Art. 5. Alle kirchlichen Berordnungen müſſen gleichzeitig mit der 
Berfündigung der Staatsregierung mitgetheilt werden. Seine Verordnung 
ber Kirchen oder Religionzgemeinjchaften fann in Beziehung auf bürgerliche 
oder ftaatöbürgerliche VBerhältniffe rechtliche Geltung in Anſpruch nehmen 
oder in Vollzug gelebt werden, bevor fie Die Genehmigung des Staats er: 
halten Hat. Artikel 40 der Verfaſſungs-Urkunde, jowie bie auf die Staats: 
genehmigung (da3 Placet) fich beziehenden Beitimmungen der Verordnungen 
vom 30. Januar 1830 und 1. März 1853, die Ausübung be3 oberhoheit⸗ 
rg und Auffichtsrechts über Die katholiſche Kirche betreffend, find 
aufgehoben. 

rt. 6. Gegenwärtiges Geſetz tritt fofort nach der Verkündigung 
durch das Regierungsblatt in Kraft. 


2. Geſetz, den Rißbrauch Der geiflligen Amtsgewalt betreffend. 


Art. 1. en über Mißbrauch der geiſtlichen Amtagewalt 
fönnen jederzeit bei Und oder bei Unſeren Verwaltungsbehörden angebracht 
werben. Erpeint eine Beſchwerde, nach ftattgehabter Ermittlung des Sach: 
verhalis begründet, worüber Unſer Geſammt⸗Miniſterium auf Antrag des 
Minifteriums des Innern zu enticheiden hat, fo wird zur Abſtellung ber: 
felben das Erforderliche im Berwaltungsivege angeordnet, wegen etwaiger 
Beftrafung des gelegenen Amtsmißbrauchs aber die Sache dem zuftändigen 
Gericht übergeben. Gegen einen Mißbrauch geiftlicher Amtsgewalt können 
Unfere Behörden auch von Amtswegen einſchreiten, ſobald ein öffentliches 
Intereſſe dies erheiſcht. 

Art. 2. Ein Mißbrauch der geiſtlichen Amtsgewalt liegt insbeſondere 
dann vor, wenn die nachfolgenden Veſtimmungen über die Grenzen des 
Strafrechts der Kirchen un Religionögemeinfdjafien verlegt werben. 

Art. 8. Keine Kirche oder Religionsgemeinſchaft ift — abgejehen 
bon ben nach Art. 5--8 zuläffigen Disciplinarſtrafen — befugt, andere 
Straf: oder Zuchtmittel — zu verhängen oder zu verkünden, als 
ſolche, welche dem rein religidjen Gebiete angehören ober die Entziehung 
eines innerhalb der Kirche oder Religionagemeinichaft wirlenden Rechts oder 
die Ausſchließung aus der Kirche oder Religionsgemeinfchaft betreffen. 

Art. 4. Die Derhängung der nach Art. 3 zuläf er Etraf: und 
Zuchtmittel darf nicht öffentlich befannt gemacht werden. Eine auf die Ge⸗ 
meindemitglieder beichräntte Mittheilung ıft nicht ausgeſchloſſen. Die Boll: 
ziehung oder die Verkündung derartiger Straf: oder Zuchtmittel darf auch 
nicht in einer bejchimpfenden Weiſe erfolgen. 

Art. 5. Die kirchliche Disziplinargewalt über Stirchendiener darf nur 
von deutſchen Tirchlichen Behörden ausgeübt werben. Kirchliche Discipli⸗ 
naritrafen, welche gegen bie freiheit o das Vermögen gerichtet find, 
‚Dürfen nur nach Anhörung des Beichuldigten verhängt werden. Ber Ent: 
fernung aus dem Amt, Entlafiung, Berjeßung, Suspenfion, unfreiwillige 
Emeritirung x. muß ein geordnetes procefjualiiches Berfahren vorausgehen. 
In allen dieſen Fällen ift die Entfcheidung fchriftlich unter Angabe der 
Gründe zu erlaflen. ' : 

Art. 6. Die körperliche Züchtigung ift al3 kirchliche Disciplinarſtrafe 
oder Zuchtmittel unzuläffg. Dizciplinarftrafen an Geld dürfen den Betrag 
von 90 Mark oder, wenn das einmonatliche Amtzeinlommen höher ift, ben 
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Betrag des letzteren nicht überfteigen. Eine auf Freiheits⸗Entziehung ges 
richtete Disciplinaritrafe darf nur in der Verweiſung in eine geijtliche 
- Strafanftalt beftehen. Die Verweiſung darf die Tauer von drei Monaten 
nicht überfleigen und die Vollſtreckung wider den Willen des Betroffenen 
weder begonnen noch fortgefegt werden. Die Bertveifung in eine außer: 
deutſche geiftliche Strafanftalt ijt unzuläffig. 

Art. 7. Geiſtliche Strafanftalter, welde im Großherzogthum er⸗ 
richtet find oder errichtet werden, find der Staat3aufficht unterworfen. Ihre 
Hausordnung ift Unferem Minifterium des Innern zur Genehmigung einzu- 
reihen. Das Minifterium des Innern ift befugt, Vifitationen der geiftlichen 
Strafanftalten anzuordnen und von ihren Einrichtungen Kenntniß zu neb- 
men. Bon ber Aufnahme eines Kirchendieners hat der Borfteher der Anftalt 
binnen 24 Stunden der zuftändigen Polizeibehörde Anzeige zu machen. 

Art. 8. Bon jeder kirchlichen Zisciplinar-Entfcheidung, welche auf 
eine Geldftrafe von mehr als 60 Mark, auf Berweifung in eine geiftliche 
Strafanftalt für mehr ala 14 Tage oder auf Entfernung aus dem Amte 
lautet, ift Unferem Minifterium des Innern, „gleichzeitig mit der Zuftellung 
an ben Betroffenen, Anzeige zu machen. Die Anzeige muß bie Entſcheidungs⸗ 
gründe enthalten. Im Falle fortgejekten Ungehorſams gegenüber den Vor⸗ 
fchriften der Art. 7 und 8 fann bie ließung ber Anftalt durch dad Mir 
nifterium bes Innern verfügt werden. 

Art. 9. Die nah 8 3 bis 8 zuläffigen Straf: und Zuchtmittel 
dürfen nicht angebroßt, verhängt, verlündet oder vollzogen werden: 1) wegen 
Vornahme einer Handlung, zu welcher die Etaatägejehe oder bie von der 
Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigkeit erlaffenen Anordnungen verpflichten; 
2) wegen Unterlafjung einer Handlung, welche bie Stantögejepe oder bie 
von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigkeit erlafienen Anordrrungen 
verbieten; 3) wegen Ausübung ober Nichtausübung Öffentlicher Stimmrechte; 
4) wegen einer Beichiwerde über Mißbrauch der geiftlicden Amtsgewalt; 
5) Ben einen Beamten zur Vornahme oder Unterlafjung einer Amtshandlung 
zu beflimmen. 

Art. 10. Eine von ber oberen kirchlichen Behörde im Disziplinar⸗ 
wege oder fonft wider ben Willen des Betheiligten verfügte Entfernung aus 
dem kirchlichen Amte (Entlaffung. Verſetzung, Suöpenfion, unfreiwillige 
Emeritiruug x.) bewirkt den Berluft des mit der Stelle verbundenen Dienſt⸗ 
einlommen? nur unter ber Bedingung, dag Unjer Minifterium des Innern 
nad) Prüfung der vorn der oberen Tirchlichen Behörde vorzulegenden Acten 
anertennt, daß 1) dad nach Art. 5 erforderliche prozeffnalifche Verfahren ftatt: 
gefunden bat und 2) Die getroffene Maßregel weber Geſetze des Staats noch) 
allgemeine RA UE verletzt. 

Art. 11. Kein Geiſtlicher darf öffentliche Vorträge in einer Kirche 
ober in einem anderen zu religiöſen Verſammlungen beſtimmten Orte dazu 
anwenden, um aus Anlaß öffentlicher, nicht rein firchlicher Wahlen auf die 
Wahlberechtigten in einer beitimmten Parteirichtung einzumirten. 

Art. 12. — e, Diener, Beamte oder Beauftragte einer Kirche 
oder Religionsgemeintchaft, welche ten zur Abftellung einer Beſchwerde tiber 
kirchlichen Amtsmißbrauch, oder den jonfligen in Bezug auf ihr Amt oder 
ihre geiftlichen Amtsverrichtungen von Unjern Behörden innerhalb Le: 
Zuftändigfeit getroffenen Anordnungen nicht Folge leiften oder den Bor» 
ſchriften in Artilel 3—9 nnd 11 dieſes Geſetzes zutmiderhandeln, werben 
mit Geldfttafen bis zu 600 Mark oder mit Haft oder mit Gefänguig bis zu 
einem Jahre und in Wieberholungafällen mit Geldſtrafen bis zu I500 Mart 
oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beſtraft. Zuwiderhandlungen 
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gegen die VBorjchriften des Artikels 5 des Gejches über die rechtliche Stellung 
* er und Religionsgemeinichaften im Staate werben in gleicher Weiſe 
x 

Art. 13. Kirchendiener, welche die auf ihr Amt ober ihre geiftlichen 
Amtsverrichtungen bezüglichen Vorſchriften der Staatögeleße ober die in 
diefer Hinfiht von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigkeit getroffenen 
Anordnungen fo ſchwer verlegen, daß ihr Verbleiben im Amte mit dex öffent- 
lichen Ordnung unverträglich erfcheint, können auf Antrag ber Staatsbehörde 
durch Urtheil des Gerichtshofs für Firchliche Angelegenheiten (Art. 23) aus 
ihrem Amte entlafien werden. Eine ſolche Verlegung Liegt insbeſondere 
dann dor, wenn neben einer twiederholten, mit Wiflen und Willen begangenten 
Berlegung der Borichriften der Staatögefee oder der in deren Vollzug inner: 
halb ihrer Zuftändigkeit getroffenen Anordnungen ber Obrigkeit aus dem 

en des Beichuldigten hervorgeht, daß er im Falle des Verbleibens 
im Amte fein den Staatägejeken und obrigfeitlichen Anordnungen zuwider: 
laufendes Verfahren TOERInIEgEN gewillt fei. Ebenſo können Slirchendiener, 
welche in Ausübung ihres Amtes zum Ungehorſam gegen Staatägejeke oder 
gegen von ber Obrigfeit innerhalb ihrer Zuftändigkeit getroffene Anordnungen 
——— auf Antrag der Staatsbehörde durch Urtheil des Gerichtshofs für 
kirchliche Angelegenheiten aus ihrem Amte entlaffen werden. 

Art. 14. Die Beſchlußfaſſung darüber, ob der Antrag auf Ent: 
lafjung bei Gericht geftellt werden Toll, fteht Unferem Gefammtminifterium zu. 

Art. 15. In dem von Unſerem Minifterium bes Innern bei dem 

ichtshofe Für Kirchliche Angelegenheiten zu ftellenden Antrag find die 
hat — auf welche ex ſich ſtützt, möglichſt genau anzugeben. 
rt. 16. Auf das Erſuchen des Gerichtshofs hat das Gericht höherer 
Inſtanz, in deſſen Bezirk der Angeichuldigte feinen amtlichen Wohnfik hat, 
einen deeretmäßig angeltellten Richter mit Führung ber Vorunterfuchung zu 
beauftragen. Bei der Borunterfuhung kommen die entiprechenden Veſtimm⸗ 
ungen ber Strafprocehgefege zur Anwendung. Die Berrichtungen der Staats: 
anwaltichaft werden durch einen von dem Dlinifterium bes Innern ernannten 
Beamten wahrgenommen. 

Art. 17. Ergiebt fih aus ber Vorunterſuchung, daß bie Thatfachen, 
auf weiche fich der Antrag der Staatsbe hörde En nicht zu erweiſen find, 
und haben ſich auch feine Beweiſe für andere Thatſachen, welche nach Ar: 
titel 13 die Entlafjung aus dem Amte Ba ergeben, fo kann der 
Gerichtshof für Tirchliche Angelegenheiten das Verfahren einitellen. In biefem 
Fall erhält der Angeichuldigte Ausfertigung de3 darauf bezüglichen, mit 
Sründen zu verjehenden Beſchluſſes. 

Art. 18. Wird das ahren nicht eingeftellt, jo ift der Angeſchul⸗ 
digte unter Mitteilung der von dem Beamien der Staatsanwaltichaft an: 
inferligenben Anichulbigungsichrift, welche die dem Angeichuldigten zur Laft 

legten Thatjachen vollfiändig und genau bezeichnen muß, zur mündlichen 

rhandlung vorzuladen. Derſelbe kann fich des Beiftandes eines Advokaten 
oder Rechtsanwalt ala Vertheidiger bedienen. Der Gerichtshof trifft die 
zur Aufklärung der Sache erforderlichen Verfügungen. Die Beweidverhand: 
lungen find unter .Auziehung eines vereideten Protofollführers aufzunehmen. 
Die Enticheidung erfolgt auf Grund mündlicher Verhandlung in öffentlicher 
vipung. Die Deffentlichkeit kann durch Beichluß des Gerichtshofes ausge⸗ 
Ichloffen oder auf beſtimmte Perfonen bejchräntt werben. 

Art. 19. In dem Termin zur mündlichen Verhandlung gibt ein 
bon dem Dorfitenden bes Gerichtähote aus der Zahl feiner Mitglieder cr: 
nannter Referent eine Zarjtellung der Sache, wie fie aus den biäherigen 
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Derhandlungen hervorgeht. Hierauf werde der Angeichuldigte oder deſſen 
Vertreter, jowie der Die VBerrichtungen der Staatsauwaliſchaft wahrnehmenbe 
Beamte mit ihren Vor⸗ und na gehört. 

Art. 20. Iſt der Angelchuldigte, trotz geichehener Ladung, weder 
felbft, noch durch einen Bertheidiger im Termine erichienen, fo wird in feiner 
Abweſenheit verhandelt und nach Lage der Verhandlungen erkannt. 

Art. 21. Bei der Enticheidbung bat der Gerichtähof, ohne an poſitive 

Beweisregeln gebunden zu fein, nad) jeiner freien, aus dem ganzen Jube: 
griff der Verhandlungen und Beweiſe geſchöpften Mebergeugung zu erkennen. 
Die Entlafjung aus dem Amte hat die rechtliche Unfährgkeit zur Ausübung 
des Fan: den Berluft des Amtseinkommens und die Erledigung der Stelle 
zur Folge. 
Art. 22. Tas mit Gründen verjehene Urtheil wird in der Sigung, 
in welcher die mündliche Verhandlung beendet worben ift, ober in einer ber 
nächften Sitzungen verkündet und je eine Ausfertigung deſſelben dem als 
Staatsanwalt fungirenden Beamten und dem Angelchuldigten zugeftellt. 
Ueber die mündliche Verhandlung wird ein Protofoll aufgenommen, welches 
die Namen der Anwejenden und bie twejentlichen Momente ber Berbandlung 
enthalten muß. Das Protokoll wird von dem Borfikenden und dem ver 
eideten Protolollführer unterzeichnet. 

Art. 28. Zur Enticheidung über Anträge ber Staatöbehörbe auf 
Entlaffung von Geiftlichen aus dem Amte ift das oberfte Landesgericht als 
Gerichtshof für firhlide Angelegenheiten berufen. Es erläßt 
feine Erfenntniffe in jeiner Plenarfiguug in Anweſenheit von wenigftens 
drei Viertel feiner Mitglieder. 

Art. 24. Ter Gerichtshof enticheidet endgiltig mit Ausſchluß jeder 
weiteren Berufung. War jedoch der nicht erjchienene Beichuldigte durch von 
dem Gericht als er anerfannte Gründe in dem Berbandlungstermin 
zu ericheinen verhindert, jo fann er innerhalb 10 Tagen, nach ber Zuftellung 
des gegen ihn ergangenen Urtheils, Einſpruch gegen dasfelbe jchriftlich oder 
zu Protokoll bei dem Gerichte erheben, twelches dasſelbe erlafien bat. Tiefer 
Einſpruch muß die Verhinderungsgründe beicheinigen, oder doch Beſcheinig⸗ 
ungsmittel hierüber, ſowie bie eiihtoerben in der Hauptſache angeben. Er⸗ 
achtet das Gericht das Ausbleiben für gerechtfertigt, fo hebt es das ergangene 
Urteil auf, vernichtet geeigneten Falls auch das vorhergegangene Derfadren 
und beftimmt einen Tag zur ncchmaligen Hauptverhandlung. Gegen die 
ben Einſpruch für unbegründet erflärende Verfügung bes Gerichtshofes ift 
ein weiteres Rechtsmittel wicht zuläſſig. Die Juſtiz⸗ und Verwaltungsbe⸗ 
hörben gaben den an fie ergebenden Erjuchen de? Gerichtshofs Folge zu 
geben. Die Beichlüffe und Entjcheibungen bes Gerichtshof? find im Ber: 
waltungsivege vollitredbar. Ueber die Verpflichtung zur Zahlung der Koften 
enticheidet der Gerichtshof 2. freiem Ermeſſen. Als Koften werben nur 
baare Auslagen in Anja gebracht. Das Verfahren vor dem Gerichtähof 
findet, ſoweit nicht dieſes Geſetz etwas Anderes beitimmt, nach den durch die 

eltende ag ah bie das Öffentliche und mündliche Verfahren 
Pefigefteitten Grundfägen ftatt. 

Art. 25. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Juli l. 3. in 
Kraft. Mit dem nämlichen Zeitpunfte verlieren die von dem gegenwärtigen 
Gefeg abweichenden, bisher geltenden Beftimmungen ihre Mirtlamteit, 


B. Geſetz, betreffend Die Vorbildung und Auflellung von Geiſtlichen. 


Art. 1. Ein Kirchenamt, welches mit einem Geiftlichen zu beſetzen 
ift, darf im einer ber chriftlichen Kirchen nur einem Deutſchen übertragen 
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werben, welcher feine wiffenichaftliche Vorbildung nach ben Vorſchriften dieſes 
Gejegeö dargethan hat und nicht von der Staatsregierung unter Angabe bes 
Grundes als ihre in bürgerlicyer ober fiaatöbürgerlicher Beziehung mikfällig 
erflärt worden ift. Diefe Vorfchriften finden Anwendung ohne Unterjchied, 
ob das Amt dauernd oder widerruflich übertragen werben foll, oder nur eine 
Gtellvertretung oder Hilfeleiftung in demſelben ftattyaben foll. Iſt Gefahr 
im Berzuge oder handelt es fi) nur um Befriedigung eines vorübergehenden 
Bedürfnifies, jo kann eine Stellvertretung ober Hilfeleiftung einftweilen 
and vorbehältlich bes Einſpruchs der Stantöregierung angevrbnet werben. 
Der Geiftliche, welchem ein Kirchenamt übertragen wird, ift verbunden, vor 
een * — ben Verfaffungseid abzulegen, ſofern ex dies noch 
nicht gethan hat. 

Art. 2. Zum Nachweis der wifſſenſchaftlichen Vorbildung wird 
regelmäßig erfordert, daß der Candidat Zeugniffe über die von ihm beſtan⸗ 
. bene Haturitäts- Prüfung auf einem Deutichen Gymnafinm und den breijäb: 
rigen Bejuch einer Deutichen Staats⸗Univerfität vorlegt, ſowie durch eine 
nad) vollendetem er 2 vor einer Staatsbehörde abzulegende 
hen, in Philoſophie (Logik, Pigchologie, Geichichte der PHilofophie), 

ſchichte und deutſcher Biteratur darthut, daß er die für feinen Beruf er: 
forberliche allgemeine wifienfchaftliche Bildung erworben habe. Das Nähere 
wir® durch Iandesherrlicye Verordnung beftimmt. Dieſe Prüfung ift nicht 
erforderlich, wenn ber Gandidat nach dem vorgejchriebenen Veſuch der Uni: 
verfität eine Yacultätsprüfung vor einer ſtaatlich angeordneten Prüfungsbe⸗ 
Hörde innerhalb bes Deut Reiche beftanden hat. Während bed vorge: 
ſchriebenen Univerfitätsbeſuchs dürfen die Stubirenden einem kirchlichen Se: 
minar nicht angehören. Bon der vorgefchriebenen Dauer des Iniverfitäts: 
beſuchs kann mit Rüdficht auf einen befonberen Bildungsgang ein angemef- 
fener Zeitraum duch Unfer Dtinifterium bes Innern erlaffen werden. Dom 
dreijahrigen Beluch einer Deutichen Staatsuniverfität darf derjenige nicht 
Dispenfirt werden, welcher feine Studien an einer Anftalt gemacht bat, an 
der Jeſuiten oder Mitglieder anderer verwandter Orden (Reichsgeſetz vom 
ee Die Kirche find befugt, Auftalt theologiſch⸗praktif 
. 8. Die n fin gt, Auſtalten zur theologiſch⸗praktiſchen 
Vorbildung der künftigen Geiſtlichen zu unterhalten. Zum Beſuche derſelben 
dürfen nur ſolche aufgenommen werden, welche den Vorſchriften wegen des 
Univerſitätsbeſuchs genügt haben. In bie beſtehenden Knaben-Seminare 
( Nnaben⸗Convicte) dürfen keine neuen Zöglinge mehr aufgenommen werden 
und find dieſe Seminare (Convicte) in einer durch Veſchluß bed Geſammi⸗ 
Minifteriums nach Publication dieſes Gejepes zu beitimmenden angemefienen 
Frift zu fchließen. Neue Anftalten diefer Art dürfen nicht mehr errichtet 
werden. Alle Tirchlicden Anftalten, welche der Borbildung ber Geiftlichen 
dienen, fiehen unter Aufficht des Staat? und können im Fall der Zuwider⸗ 
banblung gegen gejeßliche Vorſchriften oder gegen bie von den Staatöbehörben 
in Ausübung der pr — Anordnungen durch Veſchluß des 
Geſammt⸗Miniſteriums geſchloſſen werden. 

Art. 4. Die obere ran Behörde ift verpflichtet, die Perſon, ber 
ein tirchliches Amt (Art. 1) übertragen, oder die zu einer nicht blos vor: 
übergehenben Stellvertretung oder Hilfeleiftung in einem kirchlichen Amte 
verwendet werden joll, dem Minifterrum bes Innern nnter De DUDEN bes 
Amtes anzuzeigen. Dasjelbe gilt bei Berjegung eines Geiftlichen in ein 
anderes Tirchliches Amt oder bei Umwandlung einer widerruflichen Anftellung 
in eine dauernde. Die beabfichtigte Anftellung oder Verwendung barf, vor⸗ 
behältlich des vorlekten Satzes bes Art. 1 micht eher erfolgen, ala bis bie 

Zorn, Eammlung b. n. Kirchengeſetze x. 7 
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Staatsregierung erklärt bat, daß fie feinen Einſpruch zu erheben gedenle. 
Im Falle des reich des rt. 1 muß die angeordnete Stellver: 
tretung ober Hilfeleiftung ſofort zurückgenommen werden, fobald gegen bie: 
jelbe von der Staatäregierung Einfprud erhoben wird. 

Art. 5. Die proviforiiche oder definitive Errichtung neuer Pfarr: 
jtellen, fowie die Aenderung beflehender Pfarrbezirke, darf nur mit Geneh⸗ 
migung ber Staatäregierung erfolgen. 

Act. 6. Someit die Mitwirkung des Staats bei Beiehung tirchlicher 
Aemter auf Grund des Patronat3 oder befonderer kirchlicher Rechtstitel an⸗ 
derweit > ift, behält es dabei ſein Bewenden. Desgleichen werden Die 
beftehenden Rechte bes Staat? bezüglich ber Anftellung von Geiftlichen beim 
Pa und an Öffentlichen Anftalten durch das vorliegende Geſeß nicht 

rührt. 

Art. 7. Die Mebertragung der fyunctionen eines kirchlichen Amts, 
welche unter Verletzung der gejeplichen Beitimmungen erfolgt oder dem 
Schlußſatz bed Art. 4 zuwider nicht zurüdgenommen worden ift, gilt als 
nt gel eben, und es ift daher bie Sintercalarverwaltung ber betreffenden 
Pfründe anzuordnen ober, wenn ſolche bereit? angeordnet iſt, fortzuſetzen. 
Der Geiſtliche, welcher die Functionen eines Tirchlichen Amts, die ihm unter 
Derlekung der geift * Beſtimmungen übertragen worden find oder bie er, 
ohne daß den gejeklichen —— genügt iſt, übernommen bat, öffent: 
lih ausübt, wird mit Gefängniß bis zu Einem Fahr oder mit Geldftrafe 
bis zu 300 Mark beitraft. Der kirchliche Obere, welcher einem Geiftlichen 
mit Deriehung der gejeglichen Beftimmungen ein Sirchenamt oder die Func⸗ 
tionen eines inhliden Amtes überträgt, wird mit Geldftrafe von 300 bis 
32 oder mit Gefängniß von einem Monat bis zu Einem Jahre 

raft. 

Art. 8. Die Berurtheilung eines Geiſtlichen zur Zuchthausſtrafe, 
die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte und der Tyäbigfeit zur Bes 
Heidung Öffentlicher Aeınter bat die Erledigung ber Stelle, bie Unfähigkeit 
zur Ausübung des Tirchlichen Amts und den Berluft des Amtseinkommens 
zur Folge. Dem Geiftlichen, gegen welchen eine der in dieſem Artikel be 
zeichneten Entſcheidungen ergangen ift, ift jebe Öffentliche Ausübung der 
Functionen eined kirchlichen Amts unterfagt. Zuwiderhandlungen gegen 
dieſe Borlchrift werden mit Gefängniß bis zu Einem Jahr oder mit Geld: 
ftrafe bis zu 300 Mark beftraft. 

Art. 9. Die — dieſes Geſetzes über den Nachweis wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Vorbildung finden keine Anwendung auf Perſonen, welche vor 
Verkündigung dieſes Geſetzes in einem Kirchenamte angeſtellt find oder bie 
Bäbigfeit zur Anftellung im Kirchenamte erlangt haben. Außerdem ift das 

inifterium des Innern ermächtigt, denjenigen Perfonen, welche vor Ber: 
fündigung dieſes Geſetzes in ihrer Borbildung zum Kirchenamte vorgefchritten 
waren, ben in dielem Geſetze vorgeichriebenen Nachweis der wiſſenſchaftlichen 
Borbildung ganz oder theiliweife zu erlaflen. 

‚ Art 10. Ein katholiſcher Geiftlicder, welchem eine Pfarrei oder ein 
fonftiged, mit dem Genuß einer Pfründe verbundenes Kirchenamt unter Be 
obachtung der obigen Beltimmungen übertragen ift, erhält eine landesherr⸗ 
liche Beitätigungsurfunde, wodurch er als gejekmäßiger Inhaber des Amtes 
von Eeiten de3 Staats anerlannt wirb und A die Dauer des Amtes Ans 
ipruch auf den Genuß der damit verbundenen Pfründe erhält. Jedes Pfarı- 
amt foll in der Regel ſpäteſtens ein Jahr nach Erledigung der Pfründe 
wieder dauernd beſetzt ſein. Die Friſt kann von dem Miniſterium des In⸗ 
nern im Falle des Bedürfnifſſes angemeſſen verlängert werden. 
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Art. 11. Wenn eine erledigte katholiſche Pfarrſtelle innerhalb der 

im vorigen Artikel genanıten oder der von Unſerem Minifterium des Innern 
len u nicht in einer ben Beltimmungen dieſes Geſetzes ent⸗ 
je durch die Annan Or ficchlicde Behörde wieder bejebt wird, 


ei der katholiſchen Sirchengemeinde zu, in welcher die Stelle er- 
edigt if. Zu Diefem Behufe werden die am Orte twohnenden, im Befſitze 


mitglieder, welche das 25. nn zurädgelegt haben, zur Beichlußfaflung 
ers ſt 


wärtigen Geſetzes finden in den Fällen ber Artikel 11 und 12 ent: 
— Anwendung. Die im Art. 5 vorgeſchriebene Anzeige hat bei Ver⸗ 
meibung ber auf die Unterlaffung gelegten Strafe (Art. 7) durch den Präfen- 
rer een (Art. 11) oder durch den Gemeindebevollmächtigten 
(Art. zu . 
Art. 14. Dad gegenwärtige Geiek tritt mit dem 1. Juli I. J. in 
Kraft. Mit dem nämlichen Tage verlieren die don demjelben abweichenden, 
biöher geltenden Beftimmungen ihre Wirkſamkeit. 


4. Geſetz, Die religiäfen Orden und ordeusähnligen Gongregationen 
betreffend. 


‚ Art. 1. Rene Riederlafjungen oder Anftalten von religiöfen Ordeu 
oder ordensähnlichen Gongregationen werden im Großherzogthum nicht zn 
gelaffen. Die beftehenden Riederlafiungen diefer Art dürfen neue Mitglieder 
nicht aufnehmen. 

Art. 2. Abweichend von ber Vorfchrift in dem zweiten Abſatz bes 
Art. 1 kann den dermalen beftehenden weiblichen religiöien Orden oder or: 
densähnlichen Gongregationen, welche ſich ausfchlieklich dem Unterricht wid: 
men und Privatunterrichtö:Anftalten befiken, durch Unſer Minifterium des 
Innern geftattet werden, neue Mitglieder injomweit aufzumehmen, als dies zur 
—— u ne dieſer Privatunterrichts:Anftalten in ihrer jeigen 
orderlich ift. 
Art. 8 Den im Großherzogthum beftehenden religiödjen Orden und 
orbenzähnlichen Gongregationen, welche fidh ausſchließlich der Krankenpflege 
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wibmen, kann nicht blos die Aufnahme neuer Mitglieder, ſondern auch, wenn 
die vorhandenen bürgerlichen Anftalten und Einrichtungen den Bebürfniffen 
bes Krantenbienftes nicht genügen, die Errichtung neuer Riederlaffungen von 
Unferem Minifterium des Innern geftattet werben. 

Art. 4. Die beftehenden Nieberlaffungen oder Anftalten von reli⸗ 
gidſen Orden oder ordensähnlichen Senna ftehen unter Aufficht des 
Staats. Die näheren Beftimmungen über die Ausübung ber Staatzaufficht 
werben von dem Minifterium des Innern erlaſſen. Aus Gründen des df⸗ 
fentlicden Wohle, oder wegen Ungehorſams gegen bie Borjchriften des Ges 
ſetzes ober gegen bie zur Ausführung desfelben ergangenen Anorbnungen 
der — nnen auch bereits beſtehende — oder Anftalten 
von religiöfen Orden oder ordensähnlichen Eongregationen auf Antrag des 
Miniſteriums des Innern durch Beichluß des Gefammt-Minifteriums aufge: 
löft und geichloffen werden. 

Art. 5. Soweit das vorliegende Geſetz davon ausgeht, daß ber der» 
malen vorhandene Zuftand beitehen bleiben foll, ift für die Entſcheidung 
ne Tragen über den Beitand der Anftalten der erfte Oct. 1874 
maßgebend. : 

. Art. 6. Gegenwärtiges Geſetz tritt fofort nach feiner Verkündigung 
durch dad Regierungablatt in Kraft. Zugleich verlieren alle von demfelben 
abweichenden, bisher geltenden Beſtimmungen ihre Wirkſamkeit. 


5. Geſetz, dad Befleuerungsredht Der Kirchen und Religieudgemein: 
ſchaften betreffend. 


Ad. 1. Die evangeliiche und katholiſche Kirche, ſowie die mit Cor⸗ 
porationsrechten verjehenen Religionagemeinichaften find unter den in ben 
nachfolgenden Artikeln bemerkten Borausfegungen berechtigt, die A Beftreis 
tung ber kirchlichen oder religiöſen Beblrfnife erforderlichen Mittel durch 
Umlagen auf ihre Mitglieder aufzubringen. 

Kr. —— zur Beſtreitung kirchlicher oder religiöſer Bedürf⸗ 
nifſe können nur erhoben werben, wenn bie Erträgniſſe des Vermögens der 
betreffenden Ktirche oder Religionagemeinichaft, beziehungsweife der betreffenden 
Kirchen» ober Religionsgemeinde und die ſonſt derjelben zu Gebote ftehenden 
Mittel zur Veftreitung des Bebürfniffes nicht außreichen. 

Art. 8. Die Erhebung einer, Umlage zur Beitreitung des Bebürfniffes 
einer einzelnen Kirchen- oder Religionsgemeinde fann nur unter 
nachfolgenden Borausjegungen erfolgen: 1) Weber die Einnahmen und Aus: 
gaben der Kirchen: oder Religionggemeinde, insbejondere über die für die Aus: 
gaben vorgejehenen Dedungsmittel muß ein — Voranſchlag 
aufgeſtellt werden. 2) Eine aus directer Wahl der Gemeindeglieder hervor⸗ 
gegangene Vertretung der Kirchen⸗ oder Religionsgemeinde muß zur Erheb⸗ 
ung ber in dem Voranſchlage vorgeſehenen Umlage die Zuflimmung er: 
theilen. Dieſe Gemeindevertretung de aus mindeſtens zwölf Mitgliebern 
oder, wenn die Zahl der ſtimmberechtigten Mitglieder der enden Kir⸗ 
chen: oder Religionsgemeinde weniger als zwoͤlf beträgt, aus ſämmtlichen 
ſtimmberechtigten Gemeindegliedern zu beſtehen. Die näheren Beſtimmungen 
über die Zuſammenſetzung, die Zahl ber Mitglieder dieſer Gemeindevertret⸗ 
ungen, über die Stimmberechtigung und Wählbarkeit bei ben Wahlen, über 
die Art und Weife der Bornahmen der Wahlen, über bie Zujammenberufung 
und Verhandlung diefer Vertretungen werben, foweit nicht ein bon ber 
— ng mit Unjerer Genehmigung cerlafienes Berfaflungsftatut für 
bie betreffende Kirche oder Religionsgemeinſchaft genüigende Vorſehung trifft, 
von Unſerem Minifterium des Innern erlaffen. 3) Dem Borkkande der 
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politiſchen Gemeinde oder, wenn ſich die kirchliche ober religiöſe Gemeinde 
über mehrere politiſche Gemeinden e ‚ den Borftänden ber verichiedenen 
politifchen Gemeinden, iſt von dem Vorſtande der betreffenden Kirchen: oder 
an een buch Mittheilung eines Auszugs aus dem Voranſchlage 
don beabfichtigten Erhebung einer Ilmlage Keuntniß zu geben. Jeder 
beteiligte Vorſtand einer politiſchen Gemeinde kann binmen 21 Tagen, vom 
Zage der Zuftellung ded Auszugs aus dem Voranichlage an gerechnet, durch 
ſchriftliche motivierte Mittkeilung an ben Vorſtand ber Rirden- oder Reli: 
gionsgemeinde gegen die beabfichtigte Erhebung einer Umlage von ben Ans 
gehörigen feiner Gemeinde Einwand erheben. Geichieht dies und ſoll auf 
x Erhebung der Umlage beftanden werden, fo ift von dem Borftande der 
Kirchen: oder Bl gran beziehungsweiſe je nach der Organiſation 
der betreffenden Kirche oder, Reli — von der oberen oder 
oberſten kirchlichen Behörde die Entſcheidung des Dem Vorſtande der betref⸗ 
fenden politiſchen Gemeinde vorgeſetzten Kreisamts und, wenn dieſes den er» 
hobenen Einwand für begründet erachtet, die Entſcheidung Unſeres Miniſte⸗ 
rinms des Innern zu veranlaſſen, deſſen Entſchließung alsdann maßgebend 
if. Ebenſo kann der Borftand der betreffenden politiſchen Gemeinde, wenn 
das Kreisamt feinen Einwand für unbegründet erachtet, binnen 14 Tagen, 
vom Zage der Zuftellung der kreisamtlichen Verfügung an gerechnet, den 
NRelurs an Unjer Minifterium des Innern ergreifen. 4) Auch 95 — 
von dem Falle der Erhebung eines Einwandes von Seiten des Vorſtandes 
einer betheiligten politiſchen Gemeinde muß dem Kreisamte der Voranſchlag 
ber betreffenden Kirchen⸗ oder Religionsgemeinde zur Einſicht und behufs 
Ertheilung ber ſtaatlichen Genehmigung zur Erhebung der darin vorge 
fehenen Umlage mitgetheilt werden. Umfaßt eine Kirchen: oder Religions: 
gemeinde mehrere, verjchiedenen Streifen angehörige politiſche Gemeinden, fo 
iſt der Voranſchlag dem Kreisamte mitzuteilen, in deſſen Kreis der Haupt: 
ort ber Kirchens oder Religionagemeinde liegt. Findet das Streisamt bei 
Ertheilung ber Genehmigung Anltand, fo ift, wenn auf Erhebung ber Um: 
lage ge werden ſoll, in gleicher Weile, wie untes Nr. 3 bemerft, 
die — maßgebende Entſchließung Unſeres Miniſteriums des Innern 

einzuholen. 
Art. 4. Handelt es fi um Aufbringung der Mittel zur Beftreit- 


ung des Bebürfniffes eines innerhalb einer Kirche oder WReligionägemeins _ 


ſchaft aus mehreren Gemeinden verfaffungsmäßig gebildeten größeren Ver: 
a (Decanatsverbandes u. dgl.) als ſolchen, fo ift der Betrag, welcher 
nach Verwendung der dem — Verbande als ſolchem für die betreffen⸗ 
den e zu Gebote ſtehenden Mittel noch zu decken übrig bleibt, auf die 
einzelnen Kirchen: oder NReligionägemeinden unter Zugrundlegung ber Com⸗ 
munalfteuerlapitalien ber in Betradht kommenden Gemeinbeglieder zu ver: 
teilen. Erſcheint Hierdurch in der einen ober der anderen Einzelgemeinde 
die Erhebung einer Umlage nöthig, To finden bezüglich der Erhebung einer 
folcden Umlage die im Art. 3 bemerften une Anwendung. Rur 
ift, wenn dem betreffenden größeren Derbande nach Maßgabe eines von und 
enehmigten Verfafiungsftatuts ober von Uns genehmigter organijchen Be: 
ilmman en eine gewählte Bertretung ber Gemeindeglieder zur Seite fteht 
und dieſe zu der Teaglichen Repartition zugeftimmt bat, die Zuftimmung 
ber betreffenden örtlichen Firchlichen oder religiöfen Semeindevertretung pr 
Aufnahme des betreffenden Ausgabepoſtens in ben Boranjchlag und zur Er: 
bebung der dadu nöthig werbenden nennt. nicht erf ih. 

Art. 5. Iſt für die Gefammtheit einer Kirche oder einer aud 
verſchiedenen einzelnen Gemeinden beftefenden Religiondgemeinichaft 
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nah Maßgabe eines von Uns genehmigten Berfaffungaftatut3 eine gewählte 
Bertretung der Gemeindeglieder vorhanden, jo kann, falls die der Geſammi⸗ 
heit der Kirche oder Neligiondgemeinichaft ala folcher für die betreffenden 
Zwecke zu Gebote ftehenden Mittel zur Beitreitung des Bedürfnifſes nicht 
ausreichen, mit Zuflimmung der Ai ae Geſammivertretung auch der 
Ausſchlag einer beſondern Umlage Für ie betreffenden allgemeinen Zwecke 
der Kirche oder ar ra auf fämmtliche Angehörige elben 
beichloffen werden. Dieſer Beſchluß bedarf * ber Genehmigung Unſeres 
Minifteriums des Innern. Iſt diefe erfolgt, jo wird der nbde, in 
allen Gemeinden alsdann durch Umlagen aufzubringende Betrag auf bie 
Einzelgemeinden unter Zugrundelegung der Fommimalfteuerlapitalien ber 
einzelnen Angehörigen der betreffenden Kirche oder Religionsgemeinfichaft ver 
theilt, ohne daß es einer weiteren Zuftimmung oder Genehmigung zur Auf: 
nahme der betreffenden en in die Voranſchläͤge und Aufbringung 
berjelben durch Umlagen bedarf. 

Art. 6. Die nach ben Artikeln 3, 4 und 5 zuläffigen Umlagen 
werden nach Maßgabe der für die Sommnnalfteuern der palitilchen Gemein» 
ben geltenden Grundfäße auf bie il, rend ber betreffenden Kirchen⸗ ober 
Religionagemeinden auögeichlcgen, mit den Gommunalfteuern für bie poli» 
tifchen Gemeinden von dem Gemeinde-Einnehmer erhoben und von biefem 
im Ganzen an die betreffende kirchliche Kaffe eingeliefert. Ebenjo finden 
bie für die Beitreibung der Communalſteuern geltenden Grundjäße, ich» 
ungsweiſe das für biete Beitreibung vorgeichriebene Berfahren auch auf bie 
in ben Art. 3, 4 und 5 bemerften Umlagen Anwendung. 

Art. 7. Unfer Minifterium des Innern ift mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt und wird dasfelbe auch die Zeitpunkte beftimmen, 
von welchem an biefes Geſeß für die einzelnen Kirchen oder Religionsge- 
meinſchaften in Anwendung kommt. 


g 8. 
VI. Oefterteid. 


Länger ald anderswo erhielt fich in Oefterreich das Syſtem 
des Joſefinismus.) Während die übrigen deutjchen Staaten nach 
den großen Ummälzungen Ende des XVII. und Anfang des XIX. 
Jahrhunderts die Reorganifation der katholiſchen Kirchenverhältnifie 
durch Berhandlungen mit der römifchen Curie in's Werk ſetzten, 
lebte man in Oeſterreich vorerſt nach den Traditionen des Jofefinis- 
mus fort, doch jo, daß weder bie Tatholifche Kirche noch die anderen 
Gonfeffionen Grund hatten, hierüber zu Klagen. Erſt die Bewegung 
d. %. 1848 gab dem jofefinifchen Syfteme in Oefterreich den Todes- 
ftoß. Die „Freiheit“ der Frankfurter Grundrechte war nicht verein 
bar mit dem in Defterreich herrſchenden ſtaatskirchenrechtlichen Syftem ; 


ı) Man vgl. den ausgezeichneten Motivdenbericht, mit welchem bie 
Öfterreichiiche Regierung die Geſetzentwürfe von 1874 ber Bolläveriretung 
borlegte, mitgeteilt in Ztichr. |. KR. XIII, 174—204 u. 300344. 
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erft mußte Ießteres, unter welchem Defterreich fich Jahrzehnte lang 
fo wohl befunden hatte, befeitigt werden, damit die Frankfurter 
„Kirchenfreiheit” aufgerichtet werden konnte. Die Bilchöfe bemäch- 
tigten fich fchnell und ficher der aus ber allgemeinen Sachlage für 
fie entjpringenden Bortheile und forderten alsbald ungeftüm von 
der Regierung „Freiheit“. Die Iebtere gab in allem dem Glerus 
nad. „Sie acceptirte insbeſondere den Standpunkt, daß es zum 
Begriff der Freiheit der Kirche gehöre, daB auch Gegenftand und 
Grenze der firchlichen Wirkſamkeit nach dem Kirchengeſetze beftimmt 
werde.”') Damit war der Joſefinismus zu Grabe getragen, abge- 
löſt durch das geichloffene Syftem der „Sirchenfreiheit”. Die 1" 
Jahrzehnte, während deren letzteres Syſtem in Oeſterreich herrichte, 
waren für das Kaiferreich in jeder Beziehung eine Zeit des Unglücks 
und Berfalld. Dean gab zuerft in Verordnungen den Bifchöfen 
alle früher gewahrten ftaatlichen Rechte preis und das Concordat 
von 1855, publicirt durch Faiferliches Patent vom 18. Auguft 1855, 
brachte dann ben ganzen großen Verzicht auf Staatshoheitsrechte 
in ein einheitliches Syitem. „Mit der Convention vollzog fich für 
Sefterreich die Anerkennung des coordinativen Verhältniffes zwiſchen 
Staat und Kirche, die Verwirklichung jener dualiftiichen Idee, ber- 
zufolge die beiden Gewalten in vollftändiger Selbftändigfeit und 
Unabhängigfeit neben einander bejtehen follen, jede in ihrem Kreis 
nad) freier Selbſtbeſtimmung waltend.“) Mit der Anerkennung des 
fanonifchen Rechtes war überdies die Alleinberechtigung der Fatholi= 
chen Kirche zugeitanden und damit mußte nothivendig gegen die 
übrigen Religionsgefellichaften, befonders die Protejtanten, ein Syſtem 
der Unterdrüdung inaugurirt werden ; faktifch war dies auch in hohem 
Grabe der Fall,“) befonders hinfichtlich des Ehe-*) und Begräbnik- 
weſens.) 

Es iſt kaum zu viel behauptet, wenn wir einen großen Theil 
der ſchweren Heimſuchungen, die den öſterreichiſchen Staat in den 
letzten Jahrzehnten betroffen haben, auf Rechnung de Regierungs- 


1) Alleg. Motivenberidt, S. 182. 

3) Alleg. Motivenbericht, S. 184. 

2) Bol. BPorubszty: Kritiſche Beleuchtung d. neuen öfterreich. Geſetze 
v. 25. Mai 1868 in Ztiſchr. f. AR. X, ©. 25 ff. 

ı) Porubszky a. a. O. ©. 27 fi. 

5) Porubszky a. a, O. S. 29 ff. 
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Syſtemes fehen, dem auch das Concordat entfprang. Aber auch 
Defterreich blieb nicht unberührt von der Reaction gegen den un⸗ 
finnigen reiheitstaumel von 1848. Das Schidfal des babdifchen 
und wöürttenbergifchen Concordates zeigte einftweilen im Voraus, 
was dem öjterreichifchen bevorftiehe. Man erlannte immermehr jenes 
Syſtem des Dualismus für unbaltbar und fühlte die heilige Ber- 
pflichtung, auch dem Glauben und Gewiflen der Nichtlatholiten von 
Staatswegen gerecht zu werden. Der erfte Schritt auf diefer Bahn 
war das Proteftanten-Patent vom 8. April 1861, welches den Evan- 
gelifchen beider Belenntnifie einen geficherten Rechtaftand gab.) 
Während der Herrichaft des Joſefinismus wohlwollend tolerirt, wa⸗ 
ren die Proteftanten feit Anfang der 50er Jahre in immer wachjen- 
dem Grade bebrüdt und verirt worden. Dem machte das Patent 
ein Ende; wenn dadurch auch noch lange Feine Gleichberechtigung 
mit der Zatholifchen Kirche, wie folche wiederholt feierlich verfprochen 
worden ivar, erreicht wurde, fo mußten doch die gewährten Zuge⸗ 
ftändniffe dankbar begrüßt werben, indem fie den Proteftanten in den 
deutſch⸗ſlaviſchen Kronländern eine geficherte flaatsrechtliche Stellung 
gewährten. 

Die Hauptjächlichften Forderungen, welche der heutige Staat 
in Bezug auf bie Ordnung ber firchlichen Verbältniffe ftellt, wurden 
aladann verwirklicht durch das Staatsgrundgeſetz von 1867,*) welches 
jeboh Pius IX. als eine „infanda, abominabilis lex‘ verdammte 
und für nichtig erflärte.. In Ausführung des Staatsgrundgefehes 
ergingen im folgenden Jahre 1) ein Ehegejeß, welches die auf Grund 
bes Concordates eingerichtete Firchliche Ehegerichtsbarkeit befeitigte 
und die Noth-Civilehe einführte,; 2) ein Schulgejeh, welches das 
Schulwefen wieder in die Hände des Staates legte; 3) ein inter- 
confeffionelles &ejeh, welches insbefondere die Religion der Kinder 
bei gemifchten Eben, den Webertritt von einer Kirche zur andern, 
dag Begräbnißweien u. a. m. ben Anforderungen des Staatsgrund- 
geſetzes gemäß regelte.:) 

Damit war das Concordat bereits in feinen wichtigften Puntten 
befeitigt und insbefondere dasjenige, was des Staates ifl, was aber 


1) Porubszky a. a. D. ©. 31 ff. Dove in feiner Zeitſchr. V, 
©. 336 ff. 

2) Alleg. Motivenberiht ©. 186. 

°) Porubszky a. a O. Motivenbericht S. 187. 
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das Goncordat an die Kirche verfchleudert Hatte, wieder für den 
Staat in Befi genommen. 

Ergänzend wurden biezu unterm 31. Dezember 1868 noch 
Geſetze erlaffen: 1) über die Berföhnungsverfuche vor gerichtlichen 
Ehefcheidungen, 2) über die Eheichließung zwifchen Angehörigen ver- 
ſchiedener chriftlicher Confeſſionen; das letztere Geſetz befeitigte vor⸗ 
züglich die ungerechte Beſtimmung, daß die Conſenserklärung bei 
gemiſchten Ehen vor dem katholiſchen Pfarrer erfolgen müſſe. Weiter 
ein Gef. v. 9. April 1870 über die Ehen von Perfonen, welche fei= 
ner anerkannten Kirche angehören.') 

Der Reft des Goncordates, welcher nach dieſen Gejeten noch 
in Geltung verblieb, wurde zunächlt in diefer Geltung belaflen. Erſt 
in Folge der Beichlüffe des vatifanifchen Concils von 1870 erklärte 
bie Öfterreichifche Regierung durch officielle Notification an die päpft« 
liche Curie das Concordat ala dahingefallen (30. Juli 1870).) Es 
ergab fich nunmehr die Aufgabe, die Rechtsverhältniffe der katholi— 
ſchen Kirche in Defterreich neu zu ordnen. Man war darüber einig, 
daß der einzufchlagende Weg nur der des Staatögefehes fein könnte 
und unterm 30. Juli 1870 ertbeilte der Kaiſer hiezu feine aus⸗ 
drüdliche Zuftimmung. Die Vorarbeiten erforderten mehrere Jahre; 
i. J. 1874 wurden alsdann dem Reicharathe vier Gejeh-Entwürfe) 
vorgelegt: 1) über die Regelung der äußeren Verhältnifie der Tatho- 
liſchen Kirche, 2) über die Beiträge zum Religionsfond, 3) über die 
gefetliche Anerkennung von Religionsgefellfchaften, 4) über die Rechtd- 
verbältniffe der Klöſter; in Ausficht geftellt wurden ferner Geſetze 
über die Vorbildung der Geiftlichen und die Regelung des Patro- 
nates. Letztere beiden Geſetze wurden bis jeßt nicht eingebracht, das 
Gefe über bie Rechtsverhältnifie der Klöjter und ein aus der Initia⸗ 
tive der Volksvertretung bervorgegangener Entwurf über die rechtliche 
Stellung der Altkatholiken bis jet nicht erledigt. Das wichtigfte der 
ergangenen Geſetze ift das über die äußeren Verhältniſſe der katho— 
liſchen Kirche; es hat die Beftimmungen des Concordates zu erjeßen 
und Hält dabei die Gefichtapuntte feit, daß der Staat nur mit den 
äußeren DBerhältniffen der Kirche fich zu befaflen babe, nicht mit 

1) Ueber bie Rechte ſolcher Perjonen x Porubszky in Ztiſchr. IX. 
6. 484 ff. bei. ©. 444 ff. 

2) Motivenberiht ©. 188. 

2) Motivenberidht S. 203 f. 
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dem Dogma, daß der katholiſchen Kirche ihre privilegirte Stellung 
als öffentliche Corporation zu erhalten, daß die Grenze zwiſchen äu⸗ 
Beren und inneren Angelegenheiten der Kirche vom Staate zu ziehen 
und daß die Cheraufficht des Staates über erflere im Einzelnen 
genau zu ordnen Jei.') 

Der Rechtäftand der Kirchen und Firchlichen Vereinigungen in 
Defterreich beruht demnach auf folgenden Geſetzen: 


1. Kaiſerlich Oefcrreidiige Patent vom 8. April 1361, betreffend Die 
Regelung Der — Der evangeliſchen Kirche, augs⸗ 
burgiſchen und helvetiſchen Belenntniſſes nun» ihren ſlaatsrecht⸗ 
lichen Beziehungen.?) 

Wit Franz Joſeph J., von Gottes Gnaden Kaiſer von Oeſterreich zc. 
finden in der Abſicht, um Unfern evangeliichen Unterthanen des augsbur⸗ 
iſchen und helvetiichen Belenninifies ın den nachbenannten Ländern als: 

m Erzherzogthume Defterreih ob und unter der Enns, dem Herzogthume 
Supun. dem Herzogthume Steiermark, den Herzogthümern Kärnthen und 
Kran, der gefürfteten Grafſchaft Görz und Gradizca, der Martgrafichaft 
Iſtrien und der Stadt Trieft mit ihrem Gebiete, in der gefürfieten Graf: 
Ichaft Zirol und Vorarlberg, dem Königreiche Böhmen, der Markgraffchaft 
ähren, dem Herzogthume Ober: und Niederjchlefien, den SKönigreichen 
Galizien und Lodomerien mit ben Herzogthümern Auſchwitz und Zator, 
dem Großherzogtgume Krakau und dem Herzogthume Bulowina, bie ihnen 
bereit3 vordem insbejondere durch unfere Entichließung vom 26. Dez: 1848 
(Reichsgejeßblatt 1849, Ergänzungsband Nr. 107), ſowie in unjerem Pa⸗ 
tente vom 31. Tezember 1851 (f. Reichsgeſetzblatt, II. Stüd, Nr. 3) zuer- 
fannte und in Unferem Diplome vom 20. Oktober 1860 (Reichögefekblatt 
LIV. Stüd. Nr. 225) neuerdings zugeficherte principielle Gleichheit vor dem 
Geſetze, auch Hinfichtlich der Beziehungen ihrer Kirche zum Staate in unzwei⸗ 
felhafter Weife zu gewährleiften, und um den — der Gleichberechti⸗ 
gung aller anerlannten Confeſſionen nach ſämmtlichen Richtungen bürs 
gerlicden und politifchen Lebens bei Unferen proteftantifchen Unterthanen in 
den vorher benannten Rändern zur thatjächlichen vollen Geltung zu bringen, 
nah Anhörung Unferes Miniſierraths zu verordnen, wie folgt: 
$ 1. Die Evangeliſchen des augsburgiſchen und Deivetifchen Be: 
fenntnifjes find berechtigt, ihre kirchlichen Angelegenheiten felbflänbig zu 
ordnen, zu verwalten und zu leiten. 

‚82 Die volle Freiheit des ehe Glaubensbekenntniffes, 
ſowie das Recht der gemeinſamen öffentlichen Religionsübung iſt ihnen für 
immerwährende Zeiten von Uns zugefichert. Es werden daher alle früher 
beſtandenen Beſchränkungen in Abſicht auf die Begehung aller religidſen 
Feierlichkeiten, welche ihrer Glaubenslehre entiprechen, auf die Ausübung 
der Seelforge, inſoweit diefe Beichränkungen noch in Uebung fein follten, 
hiemit außer Kraft und Wirkfamteit „gefebt und für null und nichtig erflärt. 
Evangeliſche, welche feine eigene (Mutter: oder Tochter⸗Gemeinde bilden, 
gehören zu ber ihnen am nächiten liegenden Gemeinde ihres Belenntniffes. 
Ferner ift den Evangelifchen ber Bezug und Gebrauch evangelifchereligiöfer 


) Motivenberit S. 189 ff. 
2) Ztſchr. f. KR. I, S. 493—505. 
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und tHeologifcher Bücher, insbeſondere ber heiligen Schrift oder ber Belennt: 
nißichriften, unverwehrt. j 

88. Die Vertretung und Verwaltung ber — Kirche, ſo⸗ 
wohl augsburgiſchen als — Bekenntniſſes, gliedert ſich nach den 
vier Abſtufungen: der Pfarrgemeinde (Ortsgemeinde), des Seniorates (Be: 
Auge Le), ber Superintendenz (Landesgemeinde) unb der Gefammtge: 
meinde der evangeliichen Ehriften des einen oder bes anderen Belenntniffes. 

4 Die ei be3 Kicchenregimentes find: A. für die Pfarr: 

meinde, deren räumlicher Umfang den ‘Pfarriprengel bildet: 1. das Pres⸗ 

terium, 2) die größere Gemeindevertretung. B. für die Bezirkögemeinde, 
beren räumlicher Umfang ben Senioratsfprengel bildet: 1) der Senior, 
2) die Senioratävertretung (Bezirlsverfammlung); C. für die Superintendenz, 
beren räumlicher Umfang die einem Superintendenten zugewwiejenen Senoriat3» 
unb a a bilden: 1) der Superintendent, 2) die Vertreter der Super: 
intendenz (Superintendentialverfammlung, Superintendentialconvent), D. für 
bie Geſammtheit ſämmtlicher Superintendengen: 1) der f. k. evangeliſche 
Dberlirchenrath (die Gonfiftorien des augsburgifchen und des helvetiſchen 
Bekenntniſſes), 3— die Generalſynode. 

8 5. Jede lirchliche Gemeinde, (die der Pfarre, des Seniorates und 
der Superintendenz, wie die Gejammtgemeinde) ordnet und verwaltet ihre 
bejonderen Kirchen⸗, Unterrichts: und Mohlthätigleitö-Angelegenheiten und 
bie dazu beftlimmten Anftalten, Stiftungen und Fonde durch ihre gefeh- 
mäßigen Vertreter, infoferne dadurch nicht den allgemeinen Vorſchriften oder 
— FFetraßigen Anordnungen der ihr vorgeſetzien Vehörden entgegenge⸗ 

n wird. 

$ 6. Tie Evangelifchen beider Bekenntniſſe find berechtigt, ihre 

Serlforger, Senioren und Superintendenten, dann ihre Kirchencuratoren 

jeder — unter Beobachtung ber näher feſtzuſtellenden Modalitäten frei 
zu wählen. 

8 7. Der zum Superintendenten Ermählte bedarf vor der Einführ- 
ung in fein Amt Unfrer landesfürftlichen Seftäligung. 

8. Die bisher beitandbenen evangeliſchen Gonfiftorien beider Be 
fenntniffe in Wien, deren Vorfitz gemäß Unferer Entichliegung vom 1. Sept. 
1859 nur mit einem Manne a führen iſt, welcher einem dieler Belenntniffe 
angehört, haben fortan die Bezeichnung, k. f. evangelifcher Oberfirchenrath 

führen und haben ihren Amtefih auch für die Zukunft in Wien. Der 
nde und die NRäthe des k. k. evangelifchen Oberkirchenrath3 erden. 


. von Und ernannt. 


8 9. Die von der Generaliynode befchlofienen Kirchengeſetze bedürfen 

3 ihrer he ra Unferer landesfürftlicden Beflätigung, welche Unſer 
tnifterium bei Uns einholen wird. 

10. Zum Vo uge der in geſetzlicher Weile von evangelifchen 

Gemei und kirchlichen Behörden getroffenen Berfügnngen und nach orb> 

nungsmäßigem Borgange gefällten Erkenntnifſe, ſowie zur Einbringung ber 

den Dienern und Beamten ber Kirche und Schule gebührenden Einkünfte und 

er Gultuds, Unterrichts: 


ſchriftli uſtellen, wogegen demſelben das Recht der Beſchwerdeführun 
bei ber Bien po en Wege ber Benin Biden * 
r 
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$ 11. Es flieht den Evangeliichen beider Belenntniffe frei, auf ge: 
* jeglich zuläffige Weile an jedem Orte — eigenem Ermefſen Schulen zu er: 
— an dieſelben mit Beachtung der gefeglichen Vorſchriften Lehrer und 
Profefioren zu berufen und den Umfang und die Methode bes Religions: 
gi ſelbſt zu beflimmen. Der Unterricht in weltlichen Gegeufländen 
i evangelifchen Schulen in gleichem Maße, wie eö bezüglich ber 
eteen Säulen der Fall iſt, gemäß ber — Un Zgeſetz⸗ 
gebung ng zu ertheilen, jedoch mit — Wahrung des confeſffionellen 
harakters. Für den Schul- und SKirchendieuft können mit Genehmign sung 
Unferes zuftändi en Minifteriums Ausländer, insbefondere Angehörige der 
deutichen an aaten berufen werden. 


8 12. Die nähere Reg erg Met evangeliichen Volksſchulweſens vom 
kirchlichen Standpuntte bleibt der Tirchlichen Geſetzgebung überlaffen. 

5 18. Tie evangeliſchen Glaubenägenoffen können nicht verhalten 
werden zu Gultus: und Unterrichtsziweden oder Wohlthätigkeitganftalten einer 
andern Kirche Beiträge zu leiften. Stolgebühren und ähnliche Leiftungen an 
Geld, Naturalien und Arbeit von Seite ber Evangelifchen an katholische Geift⸗ 
liche, Meßner und Schuflchrer oder für Zwecke des Latholifchen Eultus find 
unb bleiben aufgehoben. Ausnahmen von dieſer Befreiung treten nur ein, 
wenn Evangeliichen bie Pflichten des dinglichen Patronats obliegen. ober 
wenn ed fi) um Giebi — ndelt, welche grundbücherlich fichergeftellt find, 
oder kraft einer beſo meinbeverbinblichfeit auf dem Realbefike haf⸗ 
ten, oder endlich, wenn Sie Evangeliſchen freiwillig die Yunktionen eines 

— evangeliſchen Meßnecs in Anſpruch nehmen oder den Unterricht einer 
t evangeliichen Lehranftalt genießen, für welche Leiflungen eine durch 
Borfihrift oder Uebung beftimmte Entlofnung zu entrichten ıft. 

5 14. Für die Eoangelifchen beider Belenntniffe find bei Regelung 
und — ihrer kirchlichen Angelegenheiten ohne Ausnahme le ——— 
* ausſchließend die Grundſãhze ihrer eigenen Kirche maßgebend 

n haben vorläufig die Beilimmungen des allgemeinen — 
bu ae Ehebinderniffe und Eheverbote in Wirkfamteit zu bleiben. 
ellung des materiellen und formellen proteftantilchen € 
ir nach Kundmachung ber Uebergangsbeſtimmungen, welche Wir zu exlafien 
Uns vorbehalten, ſoll die Gerichtsbarkeit über evangeliiche — 
ausſchließlich von evangeliſch⸗kirchlichen Gerichtsbehörben ausgeübt 


8 15. Geiftlide unterſtehen in e Behtaladien, ber Geif den kirch⸗ 


träge, Schulden, Erbſchaflen entſcheidet das weltliche Gericht. 
— wegen Verbrechen, Vergehungen oder Uebertretungen von dem weit: 
— icht in Unterſuchung gezogen werden, ſo liegt es dieſem ob, hievon 
die betreffende Superintendenz ohne Verzug in Kenntniß zu ſetzen. Ebenſo 
iſt don dem gefällten —** und den ge destelben der Super: 
intendenz ungejäumt Mittheilung zu machen. Bei Berhaftung und Fe 
haltung eines Geiftlichden find jene Rüdfichten zu beobachten, Welche die feinem 
Berufe gebührende Achtung erheifcht. 

8 16. Unſer — Oberauffichts⸗ und Verwahrungẽrecht 
über die evangeliſche Kirche wird — die ae — Bei 6a ahme 
vorbehaltenen Fälle ausgenommen — in hoͤchſt durch Unſer Ka 
nifterium, in welchem für bie ie ‚Unteriät I pn Cultusan 

ten eine eigene, aus evange nt Abt ng 
fortbeftehen wird, nach ben in dien — —— aus⸗ 
geübt werden. Die Leitung der evangeliſchen Schulen und die — 
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ber oberften ftaatlichen Aufficht über diefelben kann nur Männern anvertraut 
— — einen oder dem anderen evangeliſchen Glaubensbelkenntniſſe 
zuget han 
8 17. Die Verſchiedenheit des chriſtlichen Glaubensbekenntniſſes Tann 
in jenen Ländern, für welche dieſes Patent erlaſſen iſt, feinen Unterſchied in 
bem Genuffe der bürgerlichen und politifchen Rechte begründen. Es haben 
daher alle Beichränfungen oder Dispengertheilungen, welche in Abficht der 
Ausübung diefer Rechte durch die Evangelilchen beider Bekenntniſſe, ſowie 
ihres Zutritt? zu Öffentlichen Aemtern in der Etaatöverwaltung, bet den 
ichtaftellen, Gemeinbebehörden u. |. w. beitanden haben ober vorgefchrieben 
waren, injoweit diefelben noch in Uebung fein follten, hiemit außer Kraft 
und Wirkfamkeit zu treten. Die Nothiwendigkeit einer Dispens entfällt auch 
bei Erlangung atademilcher Grade und Würden, injoweit in lebterer Bezieh: 
ung nicht ſtiftungsmäßige immungen im Wege ftehen. Als Staats- 
bürger, dann ala Angehörige einer politifchen Gemeinde haben fie volle Be 
rechtigung zum Mitgenuffe des Gemeindevermögen? und der Vortheile aller 
derjenigen nicht ftiftungamäßig confeffionellen Anftalten der Wohlthätigkeit 
der bürgerlichen und militäriichen Erziehung, ſowie des Volks- und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Untereichtes, welche der Staat oder das Kronland, welchem fie 
angehören, ober die bürgerliche Gemeinde, deren Mitglieder fie find, ganz 
oder theilweile unterhält. 
18. Die evangelifchen Kirchengemeinden, Pfarren, Senoriate und 
Super iulenhengent find berechtigt, Eigenthum auf jede geſetzliche Weife zu 
eriwerben. 


8 19. Der Befib und Genuß der für ihre Kirchen⸗ Unterrichtd: und 
Wohlthatigkeitszwecke beftimmten Anftalten, Stiftungen und ons ift ihnen 
gerwährleiftet. Stiftungen für ey sh Kirchen, Schul⸗ und Wohl: 
thätigkeitsanftalten bürfen nur ihren Beflimmungen gemäß vertveudet werden. 
Streitigkeiten über die Beſtimmmung und Verwendung von Kirchen, Schul: 
Ki J— werben von den kirchlichen Gerichtsbehorden ent⸗ 

eden. 

8 W. Die Evangeliſchen beider Bekenntnifſe werden zur Beſtreitung 
ihrer kirchlichen abgeſehen von demjenigen, was bisher ſchon aus 
Staatsmitteln für evangeliſche Unterrichtszwecke Be worden ift, jährliche 
Beiträge aus bem Staaisſchatze erhalten, wie Wir dieß bereitö mit Unferer 
Entſchließung vom 11. Mai 1860 ausgeſprochen haben. - 

8 21. An evangelifchen Lehranftalten, welche aus Staatsmitteln 
errichtet wurden und gemäß Unſerer Abficht errichtet werden follen, fünnen 
nur Angehörige bed einen oder des andern evangeliichen Bekenntnifſes an: 
geftellt werben. 

—— Evangeliſchen iſt 28 geftattet, Lehranftalten des evangeliſchen 
Auslandes unter Beobachtung ber allgemeinen geſetzlichen Vorfchriften frei 
und — zu beſuchen. 

. Zur Förderung ihrer kirchlichen und Unterrichtszwecke loͤnnen 
die Evangeliſchen mit Beachtung der etugen Beftimmungen, im Inlande 
Vereine bilden, und mit gleichartigen evangelifchen Vereinen des Auslandes 
in Verbindung treten. 

8 2%. Alle in diefem Patent nicht ausdrücklich hervorgehobenen, . die 
ſtaatsrechtliche Stellung der Evangelifchen des augsburgifchen und helvetiſchen 
Belenntnifes in ben Gingange nannten ändern berührenden Angelegen⸗ 
beiten, find er, dem Grundfaße der, allen geieplich anerlannten a: 
und Religionsgefellichaften zugeficherten, Selbftändigfeit in Ordnung und 
Verwaltung ihrer confeffionellen Angelegenheiten zu beurtheilen und zu bes 
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Handeln und find alle Verordnungen und Borichriften, welche mit biefem 
Grundfape und mit deu_vorangelafienen Beitimmungen nicht im Einklange 
ftehen und deren Beichaffenheit nicht von der Art iſt, daf die Möglichkeit 
ihrer Befeitigung erfi von ber egung teuer, fofort im zuftändigen Wege 
einzuleitenden — a ru ıft, ala ohne Weiteres entfallen und 


Unſern ——— welche Wir hiedurch ar ish Zeiten 
ausdrũcklich gewahrt wiffen er Eintrag geichehen, noch den lid an: 
erfannten Rechten einer anderen Kirche oder Confeſſion inmerhalb ihrer 
eignen Sphäre nahe getreten werden. 


Herner in Ausführung des Staatsgrundgeſetzes v. 21. Dezbr. 
1867: 


2. Geſett, worurd Die Beriäriiten des II. Hauptſtũces des allg. bür⸗ 
geri. Gele über DaB _ für Katholiken wieder ber: 
gehelt, die töberfeit in Eheſachen Der Katholiken Den 
weltlichen Gerichtsbehörden überwielen und Behimmungen über 
Die bedingte Suläffigteit Der Eheidlichung wer weltligen Becher: 
Den erlaflen werden. Vom 25. Mai 1868. 


Ad. I. Tas — Berufung auf das Patent vom 5. November 
1855, Reichsgeſetzbl. Nr. 195, like und mit 1. Jänner 1857 zur Wirt: 
famfeit gelangte kaiferl. Patent vom 8. Oltober 1856, Reichagejeßbl. Ar. 185, 
mit dem dieſem Patente ala erſter Anhang beigegebenen Geicke über die Ehe 
angelegenheiten der Katholiken im Raikertbume Defterreich, ſowie dem weiters 
beigegebenen und in dem Gejebe jelbit bezogenen zweiten Anhange: „An: 
weilung für bie geiftlicden Gerichte des Kaiſerthumes Oeſterreich in Betreff 
der Ehefachen" find für die Königreiche und Länder, für DaB gegen: 
wärtige Geſetz erlaſſen wird, anker Kraft gelebt. An bie Stelle biefer auf: 
—— Geſetze treten auch für — ie Vorſchriften des von dem 
Eherechte handelnden zweiten Hauptſtückes des allg. bürgerl. nu 
vom 1. Juni 1811 und der Hiezu nachträglich erfloffenen Gelepe und Ber: 
Aare injoweit biejelben zur Zeit, ald das Patent vom 8. Oftober 1856, 
Reichögef Sr Nr. 185, in Kraft trat, beftanden haben und durch dad gegen: 
—— 2 nicht abgeändert werben. 
n einer ber ud ben Borjchriften bed allg. bürgerl. 
—* zum Aufgebote der Ehe berufenen Seelſorger die Vornahme des 
ld oder einer von ben zur Entgegennahme ber feierlicden Erflärung 
der Einwilligung berufenen Seelforgern, welcher von ben Brautleuten deß⸗ 
halb angegangen wurde, bie Bornahme bes Aufgebotes oder bie Entgegen: 
nahme ber feierlichen Grflärung der Einwilligung zur Ehe wa einem durch 
die Geſetzgebung des Staates nicht anerlannten Hinderungsgrun 
jo ſteht e8 ben Brautleuten frei, das Aufgebot ihrer Ehe durch die welt iche 
Behörde zu veranlaflen und bie ir Erklärung der Einwilligung zur 
Ehe vor diefer Behörde abzugeben. chtlich dieſer den Ehewerbern aller 
Confeffionen hg Antec ae, dor der weltlidden Behörde 
gelten die Borfchriften des zweiten Hauptftüdes des allg. bürgerl. Geſetzbuches 
mit den nachſtehenden Abänderungen: 
$ 1. Als die zur Bornahme des Aufgebotes und — Entgegennahme 
der feierlichen Erllärung der Einwilligung — tliche Behoͤrde 
die EL. politiſche Bezirksbehörde, in jenen Städten aber, welche * 
meindeſtatute beſitzen, die mit der politiſchen Amtsführung betraute Gemeinde⸗ 
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behörbe einzutreten, und es wird diejenige politifche Bezirks⸗⸗ (Gemeinde⸗) 
Behörde hiezu als fompetent anzujehen fein, in deren Amtsbezirk der die 
Eheſchließung verweigernde Seeljorger feinen Amts H bat. 

82. Um das Aufgebot und die Ehefchliegung bei der weltlichen 
Behörde verlangen zu können, haben die Ehewerber vor diejer Behörbe bie 
Wei ung des fompetenten Seeljorger3 entweder durch ein jchriftliches Zeug: 
niß —* n oder durch die Ausſage von zwei im Amtsbezirke wohnenden 
eigenberechtigten Männern nachzuweiſen. Wird ein folcher Beweis nicht er: 
bradht, fo liegt es der politifchen Behörde ob, an den betreffenden Seeljorger 
eine Aufforderung des Inhaltes zu richten, daß derjelbe das Aufgebot vor: 
nehmen und beziehungsmeife die Erklärung ber Einwilligung zur Ehe ent: 
gegennehmen oder mittelft amtlicher a die enigegenfebenbeit inder: 

ine anzeigen wolle. Erfolgt hierauf aus Gründen, welche in ben Staats⸗ 
geſetzen enthalten ſind, oder ohne Angabe von Gründen eine ablehnende 
Antwort des Seelſorgers oder geht innerhalb eines Zeitraumes von längſtens 
acht Tagen, in welche die Tage des Poſtenlaufs nicht einzurechnen ſind, keine 
Antwort ein, ſo hat die politiſche Behörde nach Beibringung der durch die 
Vorſchriften des allg. bürgerl. Geſetzbuches ſammt Nachtrags-Verordnungen 
vorgeſchriebenen Ausweiſe und Behelfe das Aufgebot und den Eheſchließungs⸗ 
akt ſofort a ne 
8. Alle Funktionen und Enticheidungen, welche nach ben Vor: 
ſchriften des zweiten Hauptftüces des allg. bürgerl. Geſetzbuches ſammt Nach: 
trags⸗Verordnungen dem Seelforger übertragen find, ftehen im Falle einer 
Eheſchließung vor ber weltlichen Behörbe ber fompetenten politiichen Bezirke: 
(Gemeinde⸗) Behörde zu. 

8 4. Gegen Enticheidungen der politijchen Bezirks⸗ (Gemeinbde:) Be: 
börde in Chejachen fteht den Ehewerbern das Recht des Rekurſes an die £. 
k. politifche Zandesftelle und gegen die Enticheidungen dieſer letzteren das 
Recht des Rekurſes an das k. k. Minifterium des Innern offen, ohne daß 
der Rekurs an eine beftimmte Friſt gebunden oder durch gleichlautende Ent: 
fcheidungen ber beiden unteren Inſtanzen ausgeſchloſſen ift. 

8 5. Tas Aufgebot einer vor der weltlichen Behörde abzuſchließen⸗ 
den Ehe ift von biefer Behörde ns öffentlichen Anfchlag ſowohl an der 
eigenen amtlichen Kundmachungstafel, ald auch im Requifitionziwege durch 
öffentlichen Anfchlag bei bem eindeamte des Wohnortes eines jeden der 
Brautleute vorzunehmen. Wenn bei einer k. k. politifchen Bezirkäbehörde 
regelmäßig Amtätage abgehalten werden, jo hat dad Aufgebot auch mündlich 
an einem oder mehreren Amtstagen zu erfolgen. Zur Gültigkeit ber Che 
wird jedoch nur die Bornahme bes fchriftlichen ———— mittelſt Anſchlages 
erfordert. Der das Aufgebot enthaltende Anſchlag ſoll durch drei Boden 
an ber Kundmachungstafel der politiichen Behörde und der betreffenden Ge: 
meinbeämter affigirt bleiben, bevor zur Eheichliegung gefchritten werden Tann. 
Aus wichtigen Gründen kann die k. k. politifche Landesſtelle diefen Aufge: 
bot3termin verkürzen und unter dringenden Umftänden dad Aufgebot auch 
ganz nachjehen. Die Aufgebotsnachficht wegen beftätigter naher Todesgefahr 
tan gegen das im 8 86 des allg. bürgerl. Geſetzbuches vorgefehene erbliche 
Gelobniß der Brautleute auch von der politifchen Bezirks: (Gemeinde:) Ne: 
hörde ertbeilt werben. 

86. Die Requifition und Delegation einer anderen Bezirks: (Ge: 
meinde:) Behörde zur Entgegennahme der feierlichen Erklärung der Einwil« 
ligung kann über Anfuchen der Brautleute von Seite der fompetenten polis 
tifihen Bezirks: (Gemeinde:) Behörde nach ben im allg. bürgerl. Geſetzbuche 
(88 31 und 82) für Pfarrämter beftehenden Vorſchriften geſchehen. 
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8 7. Die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe muß, vor 
dem Borfteher der politiichen Bezirks⸗ (Bemeinde:) Behörde ober vor einem 
Stellvertreter des ont > —8* zweier Zeugen und eines beeideten 
—— — 

8 8. Ueber den an = Eheichliekung ift ein ——— aufzunehmen 
und ſowohl von den Brautleuten als von den Zeugen und den beiden Amts⸗ 
perſonen zu ne 

89. Die po itifche Bezirls⸗ (Gemeinde:) Behörde führt über die bei 
berjelben vorgefommenen Aufgebote und Eheſchließungen das Aufgebotsbuch 
und das Eheregifter und fertigt aus diejen Regiftern tiber Anfuchen amtliche 
Zeugnifie aus, welche die geeie ne Berfündigung und beziehungsweiſe Ehe: 
ſchließung mit ber Veweis ft öffentlicher Urkunden dartfun. Ein ſolches 
Amtszeugniß über den 2) Behörde den Alt der Eheichliefung Hat die poli⸗ 
tilche Bezirks: (Gemeinde⸗) Behörde den ordentlichen Seelforgemn ider Braut: 
leute von Amtöwegen zu überjenden 

8 10. —— Scheidung und Trennung der Ehe gelten für 
die vor — weltlichen Behörbe geſchloſſenen Ehen leichfatls die Seimmun- 
en des allg. bürgerl. Geſetzbuches, wobei die den Seelſor ie — 
** der politiſchen Bezirks⸗ (Gemeinde⸗) Behörde obliegen, in 
—— der Amtsſitz des zu dieſen Funktionen geſetzlich berufenen — 
orgers 

8 11. Es bleibt den Eheleuten, welche ihre Ehe vor der weltlichen 
Behörde abgeichlofien haben, unbenommen, nachträglich auch die Tirchliche 
Sinfegnung ihrer Che von einem der Seelforger jener Gonfeifion, welcher ein 
Theil der Eheleute angehört, zu erwirken. 

Art. III. Mit dem Tage, an weldem bie Wirkſamkeit bed gegen: 
Wwärtigen Gefepes beginnt, wird in ben Königreichen und Ländern, für welche 
baffelbe gegeben ift, die Gerichtäbarteit in Eheſachen ber Katho Lifen wie der 
übrigen chriſtlichen und nichtchriftlichen Confeſfionen —— durch die⸗ 
jenigen weltlichen Gerichte ausgeübt, die vor dem 1. Jünner 1857, mit wel⸗ 
chem Tage die geiftlichen Ehegerichte in Wirkſamkeit traten, nad) den Sfuris: 
diltiongnormen vom 22. De 3 1851 und 20. Nov. 1852 hiezu berufen waren. 
Dieſe weltlichen Gerichte Haben nach denjenigen Geſetzen und Verordnungen, 
welche zur Zeit, als das Patent vom 8. Ottober 1856, Reichsgeſetzblatt 
Nr. 185, in Wirkſamkeit getreten, für Eheftreitigfeiten was immer für eine 
Art beftanden, und insbeſondere 0 den über heftreitigleiten im zweiten 
Hauptftüde des allg. bürgerl. — uches und im Kofbdelrete vom 23. Ang. 
1819, Juſtizgeſetzſammlung Rt. 1595, enthaltenen Beflimmungen zu ver: 
fahren, joweit die letzteren nicht durch bie gungen des gegenwärtigen 
— Eee Aenderung erleiden. 

et. IV. Zur Einführung bes gegenwärtigen Geſetzes werben fol: 
gende REES ehe gt: 
1. In foferne e8 fi um Die Gültigkeit einer Ehe Handelt, welche 
unter ber Geltung des Patentes vom 8. Oft. 1856, Reichsgeſetzbl. Nr. 185, 
geichloffen wurbe, ift diefelbe nach den Beftimmungen diejes Patentes und 
der damit erlaffenen Borjchriften zu beurtheilen. Die Trennung, fowie Die 
Scheidung von Tiſch und Bett in Anfehung einer vor Beginn der Wirkſam⸗ 
keit diehes — alone Ehe ifl dagegen von dem Tage diefer Wirk: 
famteit nur nach ben Beftimmungen des bürgerlichen Gelegbuches unb nad) 
den im gegenwärti en Geſetze getroffenen Anordnungen zu beurtheilen. 
2. bento ift das ahren bei Interfuchung und — 
über die — — ebenſowohl als über die Trennung um 
Scheidung von Tiſch und Bett hinfichtlich einer vor Wirkſamkeit dieſes 
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Geſetzes geichlofjenen Ehe nach den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes 
zu pflegen. 

83. Die unter der Geltung bed Patente vom 8. Ottober 1856, 
Reichagejepbl. Nr. 185, ergangenen rechtskräftigen Enticheidungen verlieren 
die ihnen nach Maßgabe dieſes Patentes und der demſelben beigegebenen Ge: 
fege zukommenden Wirkungen nicht. 

8 4. Alle am Tage der beginnenden Wirkſamkeit des gegenwärtigen 
Geſetzes auf Grund des Patentes vom 8. Oft. 1856, Neichagejegbl. Nr. 185, 
bei einem geiftlichen oder weltlichen Gerichte in erfter oder höherer Inſtanz 
oder bei was immer für einer Behörde anhängigen Verhandlungen, find 
durch die nach den Beitimmungen dieſes Geſetzes zuftänbigen weltlichen Ge⸗ 
richte und beziehungsweife Adminiftrativbehörden fortzuführen und dahin zu 
übertragen. 

5 5. In ſoweit e8 r um bie Aufgebote und fonftigen Vorberei⸗ 
tungen einer Ehe handelt, ift fich 6i3 zu dem Tage, an welchem bie Wirk: 
famteit dieſes Reh nn leichfalls an die Vorfchriften des Patentes 
vom 8. Oktober 1856, Rei ägelepbl Nr. 185, und ber demfelben beigege- 
benen Geſetze zu halten, in foweit die Ehe auch noch innerhalb dieſes Zeit⸗ 
raumes zum Abichluffe kommt. Wenn diefes lebtere ‚aan, nicht der Fall 
ift, jo müflen die Aufgebote, ſowie die fonftigen Vorbereitungen zum 
abichlufie während der Wirkſamkeit dieſes Gejebes in Gemäßheit der Bor: 
ichriften beffelben neuerlich vorgenommen werben. 

Art. V. Mit dem Bollzuge des gegenwärtigen Gejehes werben bie 
Minifter der Juftiz, des Gultus und bes Innern betxaut, von welchen bie 
erforderlichen Ausführungs⸗Verordnungen zu erlaffen find. 


8. Geſetz, wodurch grundſätzliche Beſtimmungen über das Verhältniß 
ver Schule zur Kirche erlaſſen werden. Vom 25. Mai 1868. 

8 1. Die oberſte Leitung und Aufſicht über das geſammte Unterrichts⸗ 
und Erziehungsweſen ſteht dem Staate zu und wird durch die hiezu geſetzlich 
berufenen Organe ausgeübt. 

8 2. Unbefchadet dieſes Aufſichtsrechtes bleibt die Beſorgung, Leitung 
und unmittelbare Beauffichtigung des Neligiongunterrichtes und der Reli: 
gionsübungen für die verfchiedenen Glaubensgenofien in den Wolfe: und 
Mittelichulen der betreffenden Kirche oder Religionsgeſellſchaft überlafien. 
Der — in den übrigen Lehrgegenſtänden in dieſen Schulen iſt unab⸗ 
hängig von dem Einflufſe jeder Kirche oder Religionsgeſellſchaft. 

8 8. Die vom Staate, von einem Lande oder von Gemeinden ganz 
oder theilweife gegründeten oder erhaltenen Schulen und Erziehungsanftalten 
find allen Staatöbürgern ohne Unterjchied des Glaubensbelenntniſſes zugänglich. 

84 € nr jeder Kirche oder Religiondgefellfchaft frei, aus ihren 
Mitteln Schulen für den Unterricht der Jugend von beftimmten Slauben?- 
befenntniffen zu errichten und zu erhalten. Dieſelben find jedoch den Geſetzen 
für das Unterrichtäwefen unterworfen und können die Zuerlennung der He 
einer Öffentlichen Lehranftalt nur dann in Anfpruch nehmen, wenn allen 
geſetzlichen Bedingungen für bie Erwerbung dieſer Rechte entiprochen wird. 

85. Die Benügung von Schulen und Erziehungsanftalten für be- 
un Glanbenzgenoffen ift Mitgliedern einer anderen Religionagejellichaft 

rch das Geſet nicht unterfagt. 

86. Die Lehrämter an den im 8 3 bezeichneten Schulen und Ex: 
ziehungsanftalten find für alle Staatsbürger gleichmäßig ugänglic, welche 
ihre Befähigung biezu in geleßlicher Beile nachgewiejen be n. Als Reli: 
gionslehrer dürfen nur diejenigen angeftellt werden, welche bie betreffende 
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tonf Dberbehörte als biezm beiäßigt erflärt hat. Bei anderen Schulen 
Ahr 4 Erricätungsitatnt maßgebend. 


Tie — für den Gebrauch in den Bolls- und Mittel: 
fowie in den Lefrerbildungsanftalten bedürfen nur = Genehmigung 


bi und zn des 
Sean Dre Balgnirduge Ger Jans an Nik Sp 
u — 

88. Das an. Rormaliulfende, dei Eindienfoubes und 
fonftiger — für Unterrichtszwecke ohne Rüdficht auf das Glau⸗ 
benabelenntniß verwenden, inſoweit es nicht nachweisbar für gewi ſfſe 
ei u gewibmet if. 


$ 9. Der Staat übt die oberfie Leitung und Aufficht über das ge: 
Ianımte Hnterrihtz- und nr durcch bas Unterrichtöminifterium 


ejeßgebung. 
8 11. Der bisherige Wirkungskreis der geifllidden und — 
Schulbehoörden, und zwar: a) der Landesſtelle, der kirchlichen Oberbehör 
und Schuloberaufjeher; b) der politiichen Bezirtäbehörde und ber en 
— — c) ber Ortsſeelſorger und — bat, unbeichabet 
der Beftimmung des 8 2, an die im 8 10 bezeichneten Organe überzugehen. 


5 12. In den Landesſchulrath find unter bem Vorfibe des Statt⸗ 
Rn (Lanbeschefs) ober eines Stellvertreters Mitglieder der politiichen 
Landeöftelle, Abgeordnete des Landesausſchufſes, Beiftliche aus den im Lande 
beſtehenden Gonfeffionen und Fachmaͤnner im Lehrweſen zu berufen. ie 
Zufammenfegung der im & 10, lit. b und c — Bezirks⸗ und Orts⸗ 
ſchulräthe wird durch die Landesgeſetzgebung feſtgeſtellt 


8 18. Durch Die Landesgeſetzgebung find die näheren Beſtimmungen 
in Betreff der Zufammenjegung und Einrichtung deö Landes«, Bezirks⸗ und 
Ortsſchulrathes, dann die gegenfeitige Abgrenzung bes Wirbungstreifes = 
jelben, ferner Die näheren eftiemmungen rückſichtlich des Neberga 
Wirkun Eu ber — eiſtlichen und weltlichen Schulbehör 
den La Bezirks: und Orts iger feftzuftellen. Ebenſo ift durch daB 
Landesgeſeß zu fefimmen, ob und wie ferne ausnahmsweiſe auch Abgeorb- 
nete von bedeutenden Gemeinden in den Landesſchulrath einzutreten haben. 


8 14. Die 88 1, 2, 3, 4, 5, 6, 8 nnd 9 treten mit dem Tage der 
Kundmachung dieſes Gejches ie — und werden alle mit 
Paragraphen im Widerſpruche iltigen Gejepe und Anord⸗ 
nungen außer Kraft Fr — mit as — Entſchließzung vom 25. 
uni 1867 genehmigte. Regulativ, betreffend bie Einfegung eines Laudesſchul⸗ 
rathes für die Königreiche - Galizien, Kobomerien und das Großherzogthum 
Kralau, bleibt unberührt. 


15. Men M des Inte it dem V biejes 
Gejches beanftrant m — — 
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4. . Bet wodurth die interkonfeifioneleu Verhältniſſe der Staatsbürger 
n ben Darin angegebenen Beziehungen geregelt werden.) Vom 
*3 Mai 1868. 

I. In Be —— auf das Religionsbekenntniß der Kin— 
der. Art. 1. liche oder den ehelichen —— an ‚folgen, ſo⸗ 
ferne beide Eltern demſelben Belenninifie a en, Religion. ihrer 
Eltern. Bei gemilchten Ehen folgen die take der Kafigion des Vaters, 
bie er der Beligion der Mutter. Doc können bie — vor ober 
nad Abſchluß der . . — feftiegen, daß das umgekehrte Verhält⸗ 

niß ſtattfinden ſolle, o inder der —28 — des Vaters oder alle 
der der Mutter —— — Uneheliche Kinder Tolg en der Religion der 
Mutter. Im Falle keine ber obigen Beitimmungen u HR Fr ur 
nige, welchem das Recht ber Erziehung bezüglich eines Kindes zuſteht, 
Religionsbelenntnig für ſolches zu beftimmen. Reverſe an Borfleher ie 
Diener einer Kirche, oder Religiondgenoffenichaft oder an andere Perjonen 
über das Religionäbelenntniß, in welchem Kinder erzogen und unterrichtet 
werben follen, a wirkungslos. 

Urt. 2. DaB nad) dem — Artikel für ein Kind beſtimmte 
Religionsbekenntniß darf in der Regel ſo lange nicht verändert werden, bis 
Dafielbe aus eigener freier Wahl eine ſolche Veränderung vornimmt. Es 
tönnen jedoch Eltern, welche nach Art. 1 das Religionsbelenntniß der Kin: 
der vertragsmaͤßig zu eg berechtigt find, daffelbe bezüglich jener Kin: 
der ändern, welche noch nicht dag febente Lebensjahr zurücgelegt haben. Im 
mr eine Religionswechſels eines oder beider Elterntheile, ee 

der unehelichen Mutter, find jedoch die vorhandenen Kinder, welche dag 
fiebente Lebensjahr noch nicht bollendet haben, in Betreff des Religionsbe⸗ 
nun ohne Rüdficht auf einen vor dem Religionätechjel abgeichloffenen 
rag Io zu behandeln, ald wären fie erſt nad) dem Religionswechſel ber 
— Besichungsiweife der unebelichen Mutter, geboren worden. Wird ein 
Kind vor zurücdgelegtem fiebenten Jahre legitimirt, fo ift es in Betreff des 
— —— nach Art. 1 zu behandeln. 

Art. 8. Die Eltern und Vormünder, ſowie die Religionsdiener 
find für die —— Befolgung der — 5* — Vorſchriften verantwortlich. 
Für den Dal der Berlepung be erjelben fteht den nächſten Verwandten ebenfo 
wie den Oberen ber Kirchen und Religionzgejellichaften das Recht zu, die 
Ste der Behörden —— welche die Sache zu unterſuchen und das 

EN zu ——— haben 

In — auf den Webertritt von einer Kirche 
oder Religionsgenoſſenſchaft zur anderen. Art. 4. Nach vollen: 
detem 14. Lebens sjahee bat Jedermann o ne Unterſchied des Geſchlechtes bie 
freie Wahl bes —— nach ſeiner er Meberzeugung und 
ift im dieler A Baht nöthigenfall® von der Behörde zu ſchützen. Der 
felbe darf fi zur Zeit der Wahl nicht in einem Geiſies⸗ oder Ge: 
———— —* n, welcher die eigene freie Ueberzeugung ausſchließt. 

5. Durch die Religiondveränderung u alle genoflenichaftlichen 
Rechte der verlafienen Kirche oder Religiondgeno enichaft an den Ausgetre⸗ 
tenen ebenjo wie bie Anſprüche dieſes an jene verloren. 

Art. 6. Damit jedoch der Austritt aus einer Kirche oder en 
Et | feine gefehliche Wirkung habe, muß ber Austretende denſelben 


ı) Die ie @e 2—4 in Ziſchr. f. KR. VIII, 139--150. Ebenda aud 
die ergangenen Vollzugsverordnungen, eine weitere ©. 344. 
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der politifchen Behoͤrde melden, welche bem Vorſteher oder Seelforger der ver- 
Lafienen Kirche ober reeangen, die Anzeige übermittelt. Den 
Eintritt in die neu gewählte Hi oder Religionsgenofſenſchaft muß der 
Eintretende dem betreffenden Vorſteher ober Seeljorger perjönlich erklären. 

Art. 7. Die Beſtimmung des 8 768, lit. a) allg. bürgerl. Geſetz⸗ 
buches, vermöge welcher der Abfall vom Chriſtenthum als Grund der Ent: 
erbung erflärt wird, dann die Verfügungen des 8 122, lit. c) u. d) Straf: 
geſetzes, womit derjenige, welcher einen Ehriften zum Abfalle vom Chriſten⸗ 
thum zu verleiten oder eine der hriftlicden Religion widerſtrebende Irrlehre 
außzuftreuen jucht, eined Verbrechens ſchuldig rt wird, find aufgehoben. 
63 ıft jedoch jeder Religionspartei unterfagt, die Genofien einer anderen 
durch aan oder Lift zum Mebergang zu beftimmen. Die näheren Beſtim⸗ 
mungen bed gefeßlichen Schußes Hingegen, foweit er nicht durch die Straf: 
geſetze gegeben ift, bleiben einem beſonderen Geſetze vorbehalten. 

ID. In Beziehung auf Funktionen des Bottesdienftes 
und ber Seelforge Art. 8. Die Vorſteher, Diener oder Angehörigen 
einer Kirche oder NReligionsgenoffenichaft haben ſich der von den berechtigten 
Perſonen nicht angeſuchten Bornahıne von Funktionen des Gottesdienftes und 
der Seelforge an den Angehörigen einer anderen Kirche oder Religiondge: 
noffenichaft zu enthalten. Eine Ausnahme kann nur für jene einzelnen Tyälle 
eintreten, in welchen durch die betreffenden Seeljorger oder Diener ber an⸗ 
deren sr oder Religionsgenoſſenſchaft um die Vornahme eines diefen zu: 
ftehenben Altes da3 Anfuchen geftellt wird, oder die Satzungen und Bor: 
ſchriften dieſer leßteren die Vornahme biefes Aktes geftatten. Außer diefen 
Fällen ift der bezügliche Alt ala rechtlich untwirkjam anzufehen und es haben 
die Behörden auf Anfuchen der beeinträchtigten Privatperjon oder Religions: 
genoffenichaft die geeignete Abhilfe zu gewähren. 

IV. In Beziehung auf Beiträge und Leiftungen. Art. 9. 
Angehörige einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft können zu Beiträgen an 
Geld und Naturalien oder zu Leiftungen an Arbeit für Cultus: und Wohl: 
thätigleitäzwere einer anderen nur dann verhalten werben, wenn ihnen die 
Pflichten des dinglicden Patronated obliegen, oder wenn die Verpflichtung 
zu folchen Leiftungen auf privatrechtlicden, durch Urkunden nachweisbaren 
Gründen beruht, oder wenn fie grundbücherlich ficher geftellt ift. Sein Seel: 
forger kann von Angehörigen einer ihm fremden Gonfeifion Taxen, Stolge 
bühren u. dgl. fordern, außer für auf deren Verlangen wirklich verrichtete 
Tunktionen, und zwar nur nad) dem geſetzlichen Ausmaß. 

Art. 10. Die Beltimmungen des vorhergehenden Artikels 9 finden 
auch auf Beiträge und Leiftungen für Unterrichtszwede volle Anwendung, 
außer wenn die Angehörigen einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft mit 
Angehörigen einer anderen vermöge ber gejeglichen Einfchulung Eine Schuls 
gemeinde bilden, in welchem Falle die Eingeichulten ohne Unterichied ber 
Confeffion die zur Errichtung und Erhaltung der gemeinichaftlicden Schule 
und zur Beloldung der an derfelben angeftellten Lehrer erforderlichen Koften, 
jedod mit Ausſchluß ber Koften für den Religiondunterricht der einer ans 
dern Confelfion Angehörigen zu tragen haben. Eine zwangsweiſe Einfchu: 
lung in die Schule einer anderen Confeſſion findet nicht ftatt. 

Art. 11. Alle in den Beitimmungen der vorfiehenden Art. 9 u. 10 
nicht begründeten Anſprüche der Geiftlichen, Meßner, Organiften und Schul: 
lehrer, dann der Gultus:, Unterrichts: und MWohlthätigkeitsanftalten einer 
Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft auf Beiträge und Leiftungen von Seite 
der Angehörigen einer anderen find als erlojchen zn betrachten. 
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V. In Beziehung auf Begräbniffe. Art. 12. Keine Religions« 
gemeinde kann ber Leiche eines ihr nicht Angehörigen die anftändige is 
gung auf ihrem Friedhofe verweigern: 1) wenn es fich um bie Beltattun 
in einem Tyamiliengrabe handelt, oder wenn 2) da, wo ber Todesfall ei 
an a une a im — te ei für Ge 
no i o igionsgeno orbenen beſtimmter 
Friedhof ſich nicht befindet. 

VI. In Anſehung der Feier- und Feſttage. Art. 18. Nie⸗ 
mand kann genöthigt werden, ſich an ben Feier⸗ und Feſttagen einer ihm 
fremden Kirche oder Religionsgeſell Saft der Arbeit zu enthalten. An Sonn: 
tagen ift jedoch während bed Gottesdienftes jede nicht Dringend nothwendige 
öffentliche Arbeit einzuftellen. Ferner muß an ben Syelttagen was immer 
für einer Kirche oder ern ll während des Hauptgottesdienftes 
in ber Nähe des Gotteshaufes Alles unterlaffen werben, was cıne Störun 
ber Beeinträchtigung der Feier zur Folge haben Lönnte. Daſſelbe ıft bei 
den herfömmlichen Progeffionen auf den Pläken und in den Straßen zu bes 
obachten, durch welche ſich der Zug beivegt. 

Art. 14. Keine Religionggemeinde ann genöthigt werden, fich des 
Gtodengeläutes an Zagen zu enthalten, an welchen daffelbe nad) den Gap: 
ungen einer anderen Kirche oder Religionsgeſellſchaft zu unterbleiben bat. 

Art. 15. In Schulen, melde von Angehörigen verichiedener Kirchen 
oder Religionsgelellichaften bejucht werben, fol, foweit e3 ausführbar ift, 
bem Unterricht eine foldde Eintheilung gegeben werden, bei welcher auch der 
Minderheit die Erfüllung ihrer religiöfen Pflichten ermöglicht wird. 

VII. Scälußbeftimmungen. Ar. 16. Alle diefen Borfchriften 
wibderftreitenden Beftimmungen der —— Geſetze und Verordnungen, auf 
welcher Grundlage ſie —— und in welcher Form ſie erlaſſen ſein mögen, 
ebenſo wie ar entgegenftehende Gepfl iten find, auch injoferne fie 
Hier nicht ausdrüdlich aufgehoben wurden, nah nicht mehr zur Anwen⸗ 
dung zu u Dieß gilt insbeſondere auch von den Borfchriften über 
die religiöfe Erziehung ber in öffentliche Pflege genommenen Kinber. 

Art. 17. Das gegenwärtige Gefeg tritt mit dem Tage feiner Fund» 
machung in Wirkjamteit. 

Art. 18. Mit dem Bollzuge des gegenwärtigen Geſetzes find der 
Minifter des Cultus und des Unterrichtes, ſowie bie übrigen Minifter, in 
deren Wirkungskreis die Vorjchriften deffelben zur Anwendung fommen, be: 
ee und haben fie die zu ſolchem Vollzuge erforderlichen Verordnungen 
zu erlafſen. " 


. ‚ »Bi ößnungsverf tl € > 
ee OT 


8 1. Die den Ehegatten durch die 88 104, 107 und 132 a. b. ©.8. 
auferlegte Verpflichtung, den Entſchluß zur Scheidung ihrem orbentlichen 
Seelſorger zu eröffnen, it aufgehoben. Es bleibt denfelben jedoch unbenoms 
men, diefen Entichluß ihrem ordentlichen Seeljorger zu eröffnen und von 
diefem ein fchriftliches Zeugniß darüber zu erwirken, daß der von ihm vor⸗ 
genommene öhnungaverjuch (85 104, 107 a. b. &. 3.) vergeblich war. 

2. Das zur Scheidung der Ehe zuftändige Gericht Hat, ſoferne dad 
Eieidungsgefuch @ — und 107 a. b. 6 9.) nicht mit dem — 
bes ordentlichen Seelſorgers über die vergeblich vorgenommenen Verſohnungs⸗ 
verfuche (8 1) belegt ift, vor ber Amtebandlung in ber Hauptfache die im 
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chriebenen Borftellung 
2 Rolen in Zwilchenräumen von je acht zu — 


8. Das Protokoll, welches dreimaligen 
Berföhrungsverfuches zu führen iſt, hat nur das — * Berjöhnungs: 
verſuches zu enthalten. 
84. Dieſes Geſetß tritt mit dem ig in Wirk: 
ſamkeit; mit dem Bollzuge befielben ift der — jr Jufliz beauftragt. 


6. Geſet, betreffend Die Eheſchließn Augehõrigen verſchie dener 
—— Conſeſſiouen.i) ——— 1868. 

E — l Con⸗ 

—— Bat ons Kugel in Der gnlie lichen Berfammlun 2 bee Bier 

bezirles igionsgenoffenichaft eines jeden ber beiden Braut ute in ber 


ng 

der Verehelichung zwiſchen Angehörigen Arster dit Par Sonfeffionen 
in Gegenwart ziveier Zeugen vor bem ordentlichen — eines der bei⸗ 
den Brautleute oder vor Stellvertreter a nes ieß kann auch in 
bem Falle geichehen, wenn da3 Aufgebot wegen Weigerung eines Seelſoxgers 
— die — Behorde vorgenommen wurde. Den Brautlenten ſteht es 
allen Fällen frei, bie kirchliche Einſegnung ihrer vor dem Seelſorger bes 
nen der Soantlente geichloffenen &he bei dem Seelforger bes anderen $ Theiles 

u erwir 
Art. III. Die 71 und 77 des a. 56. &. 3. und alle jonftigen, 
bie gemiſchten Ehen nden Gefehe und Berorbnungen find, in ſoweit 
— ben Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſehes widerftreiten, aufge⸗ 


"a IV. Mit dem bed gegenmwärti der 
Minifter bes Innern, ſowie — Birke, * — * —— 
die Vorſchriften deſſelben zur rain ei 


7. Kaiſerlich — tigen vom 9. nr — pt ce 
En Tr ac Te Hl 
., Che: und & ſter für Bielelben.?) 

— we die Ge & 
und a bie — r hen en ee —* 
ſoweit fie eine Perſon betreffen, die feiner geſetzlich e oder 
— igionsgeſellſchaft angehört, von der Bezirkshauptmannſchaft und in Orten, 

e eigene ‚igene Gemeinden tute — von der mit der * itiſchen nun 


— Gene ee wird durch den fi 
Bu ei onen — — Kücfichtlich des ——— der i 
ihr en nen Hinderniffe, ferner Eintragung in 
bus Ofenegife, ber 4 ung amtlicher Beugniffe es Re er 
— die al eg an Eheichliegungen findet der A 
7 u. = J. v. 91. Der. 1008. Kar 
3 Ion, * 4 5 86 mäße Sntoenbi 


Hinfichtlich ber Kremmibanteit ber Ehen find bie im $ 1 en 


1) Die 5 mb 6 Ziſchr. VIH, 342— 
gassey * 





VI. Oeſterreich. 119 


— Fer den nichtlatholifchen chriftlichen Religionsverwandten 
gleich zu 
88 Die Geburtö: und Sterbexegifter über die im & 1 erwähnten 
Perjonen werben von ber OT (Gemeindebehörbe) geführt, 
in deſſen Bezirk fi) der Geburts» oder Todesfall zugetragen hat. — Diele 

Behörde hat die Eintragung jelbft * —— vorzunehmen, wenn 
Competenʒ zweifelhaft erſcheint an leich die weitere Berhandlung ein: 
zuleiten. — Den von den politiſchen Behbtden anf Grund diefer KRegifter 
—— amtlichen gen tommt die Beweiskraft öffentlicher Ur⸗ 


funden zu, 

$ 4. eben Geburts⸗ oder Zobesfall, welcher in die von ber poli: 
tiſchen Behörde geführten Matriken (8 3) einzutragen ift, Ira der zur Ans 
zeige Berpflichtete bei dieſer Behörde binnen der acht nächitfolgenden Tage 
in der Regel — ich anzuzeigen und bei Geburtsfällen zugleich den dem 
Kinde Peg ten ober beizulegenden Vornamen anzugeben. — Bei ber An- 
zeige — fällen iſt der odtenbeichaugettel —— 

Zur Erſtattung der Geburtsanzeige i nächft ber eheliche 
Bater Neugebornen verpflichtet. Iſt der Bater ng! anweſend ober 
außer Stande, die Anzeige zu machen oder handelt es ſich um ein unehe: 
liches Kind, so ift die Anzeige von dem Geburtähelfer oder der Hebamme, 
in deren Exrmangelung von demjenigen zu exftatten, in deſſen Wohnung das 
Kind geboren wurde. Zritt keiner biefex Fälle ein, fo ift die Mutter vers 
pflichtet, die Anzeige zu veranlaffen. — Die Zodedanzeige ift von bem über: 
lebenden Ehegatten, in deſſen Ermangelung von den nächſten Angehörigen 
und wenn ein ſolcher nicht anweſend ift, von bemjenigen zu_erflatten, in 
befien Wohnung oder Haufe der Zobesfall eingetreten it — Geburts⸗ oder 
Todesfälle, welche in Gebär«, Yinbdel:, Kranken⸗, San 3 Sarbeitd: und 
anberen Öffentlichen Anftalten vorkommen, find don dem Vorſteher der Ans» 
flalt zur Anzeige zu bringen. 

86 Die Unterlaffung der auge. 0 jowie die Ueberſchreitung ber 
bien beftimmten Friſt wird von dem ——— (8 5) mit einer 

dftrafe bis 50 fl. und im all der Ba * —— mit Arreft bis 
5 Zagen geahndet. — Die Bezirldhauptmanni die Gemeindevor⸗ 
ſteher Babe rechtzeitige attung biefer A — zu überwachen und 

ide don Amtswegen zu vers 
antaffen. 

87. Mit dem ohne dieſes Geſetzes find die Minifter der Juſtiz, 
des Cultus nnd des Innern beauftragt, von bie erforderlichen Aus: 
führungdverorbnungen und insbefondere bie Vorſchriften Aber die innere Eins 
richtung und Führung ber Matrilen zu exlaffen find. 


8 8 Iung der & ſechtsder⸗ 
— — ee un 7. Mai 


a 2 Das Patent vom 5. Rov. 1855 (XGB. Nr. 195) iſt feinem 
vollen gahalte — hoben. 
Art. I. Die iu töverhältnifie der — Kirche wer⸗ 


den durch die unten nden mungen 
ER . I. Ag gegenwärtige Geſeß tritt mit — Tage feiner Kund⸗ 
—— in 


) Ziſchr. XII, 261 ff. 
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Art. IV. Mit der Bollzichung dieles Geſepes find der Minifter für 
Bliss u era unb die Minifter des Juneın unb der Yufliz be- 
an ; 


I. In Anſehung der Eicdliden Aemter und Pfründen. 
i i tirchlicher Hemter und Pfründen 


find die Staat und die innerhalb berielben geiteuben Ber 
ſchriften, ſowie ın befonderen Tyällen die Stiftiungsurfunden m i 
82. Bon Staat wird zur Erlangung kirchlicher Aeınter uab 
Pfründen erfordert: —— Staatsbürgerfchaft, ein im fittlicher 
und flaatsbürgerlicher Ginficht vorwurfsfreies Verhalten, befonbere 
Befähigung, weldye für beftimmte Kirchliche Aemter und Pfrün in den 
Staatöge vorgeichrieben ift. Tielelben Eigenſchaften werben bei jenen 
tftlichen onen erfordert, welche zur Gtellvertretung ober proviſoriſchen 
ehung dieſer Aemter oder zur Hilfeleiftung bei denfelben berufen werben. 
88 Die B der Erzbisthümer und Bisthümer, dann der Ca⸗ 
nonifate an ſämmtlichen Capiteln, ſowie die Ernennung der biſchöflichen 
Geueralvilare erfolgt in ber bisherigen Weiſe. In Fällen. wo die Beſetzung 
nicht anf landesfürſtlicher Ernennung oder einer landesfürfllich beflätigten 
kanoniſchen Wahl beruht, ift die für eines der genannten Tirchlichen Aemter 
in Ausficht genommene Perfon der ftaatlicden Cultusverwaltung anzuzeigen. 
Gegen eine von ber lekteren erhobene Einſprache (5 2) darf die Belekung 
oder Ernennung nicht flattfinden. 

. Finſichtlich der von den Tiöcefanbifchöfen zu verleihenden kirch⸗ 
lichen Aemter und Pfründen bleibt das aus beionderen Titeln ber Staat? 
gewalt oder jonft Jemandem zuftehende Recht, die Perfon zu bezeichnen, 

das kirchliche Amt oder die kirchliche Pfründe verliehen werden fol, 
vorbehalten. Alle derartigen, nicht unter einem Privatpatronate fiehenden 
kirchlichen Aemter oder „ nden, welche ganz oder zum größeren Theile aus 
dem Staatsſchatze, dem Religionzfond oder anderen öffentlichen Mitteln do» 
tirt werden, können nur auf Grund einer durch die Staatsgewalt vorgenom⸗ 
menen Präfjentation verliehen werden. Jın Verordnungswege wirb beitimmt, 
—— Organe dieſes Präfentationsredht in den einzelnen Fällen aus: 


zuüben ift 

8 5. uk die Belegung erxledigter Ganonilate und weltgeiftlicher 
Geeljorgepfründen if ein Conkurs auszuichreiben. Die näheren Beltimmun: 
gen über denjelben werden nach Einvernehmung der Bilchöfe im Verordnungs⸗ 
wege getroffen. 

86. In Fällen der freien Berleihung oder einer nicht vom Kaiſer 
ober von ben landesfürſtlichen Behörden ausgehenden Präfentation, dann in 
dem falle ber gan eines Pfarrverweſers — eine inkorporirte Pfründe 

t der Biſchof die r La 
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A, 7. Die Einſetzung ber für kirchliche Aemter und Pfründen ernann: 
ten Perſonen in die mit dieſen Aemtern und Pfründen verbundenen fpiris 
tnellen Befugniffe fteht den kompetenten kirchlichen Oberen zu. Die Einfüh: 
zung in die mit dieſen Aemtern und Pfründen verbundenen Einkünfte erfolgt 
— die ſtaatliche Cultusverwaltung unter Mitwirkung der Biſchöfe und 
der Pfarrgemeinden und, ſofern dieſe Aemter oder Pfrunden einem Privat: 
patronate unterftehen, auch unter Mitwirkung ber Kirchenpatrone Die Art 
und Weife dieſer Mitwirkung wird nach Einvernehmung ber Bifchöfe im 
SUR geregelt. 

88. nn ein Inhaber eines Tirchlichen Amtes ober einer kirchli⸗ 
chen Pfründe die Defterteichiiche Staatsbürgerfchaft verliert, oder wenn der: 
jelbe verbrecheriicher oder folcher ftrafbarer Handlungen ſchuldig erkannt. 
worben ift, bie aus Gewinnſucht entftehen, gegen die Sittlichleit verſtoßen 
oder zu öffentlichem Aergerniffe gereichen, fo hat die ftaatliche Cultusverwal⸗ 
tung feine Entfernung von dem Amte oder ber Pfründe zu verlangen. Hat 
fih ein Seelforger eines Verhaltens fchuldig gemacht, welches fein ferneres 
Berbleiben in dem Eirchlichen Amte ala ber öffentlichen Ordnung gefährlich 
erfcheinen Täßt, fo kann die flaatliche Gultusverwaltung feine Entfernung 
von der Ausübung des kirchlichen Amtes verlangen. Die vorftiehenden Bes 
flimmungen finden auch auf jene geiftlichen Perfonen Anwendung, welche 
zur Gtellvertretung oder proviforiichen Verſehung biefer Aemter oder zur 
Hülfeleiftung bei denjelben berufen werden. Wird dem Verlangen der Res 

ierung Seitens ber kirchlichen Behörden in angemeffener gut nicht Bde 
n, fo ift das Amt oder bie Pfründe für ben ftaatlihen Bereich ala erledigt 
anzufehen, und Hat die Regierung dafür zu forgen, daß jene Geſchäfte, welche 
die Staatögejeke dem ordentlichen Seelforger übertragen, bon einer anderen 
von ihr beſtellten Perjömlichkeit infolange verfehen werden, bis das betreffende 
Kirchenamt in ftaatögültiger Weife neu befegt ift. In derjelben Weile Tann 
vorgegangen werben, wenn aus einem anderen Grunde die oben bezeichneten 
Geſchaͤfte von dem ordentlichen Seelforger nicht beforgt werden. 

9. dem Falle eintretender Dienftesuntauglichkeit eines jelbfts 
fländigen Seelſorgers weltgeiſtlichen Standes ift im Einvernehmen ber kom: 
petenten ftaatlichen und —— Behörde die Entſcheidung zu treffen, ob 
ein Proviſor (Adminiſtrator) oder Hülfsprieſter zu beſtellen oder der dienſt⸗ 
untaugliche Seelſorger nach Verzichtleiſtung auf die Pfründe in den Deficien⸗ 
tenſtand zu übernehmen ift. 

Für die durch 8 9 nicht berührten Fälle der Verhinderung 
eines geiftlicden Funktionärs, fein Amt zu verfehen, Hat der zuftändige kirch— 
liche Obere rechtzeitig Vorſorge zu treffen. Zu der betreffenden Verfügung 
ift die flaatliche Zuflimmung einzuholen, wenn in Folge derfelben an einen 
öffentlichen oder unter öffentlicher Itung ftehenden Fond ein Anſpruch 

eftellt werben joll, oder ivenn es fich um Eine bleibende Belaftung ber Pfrünbe 

delt. Auf dauernd beftellte Proviforen (Abminiftxatoren) eines Firchlichen 

u un Commende u. dgl.) finden bie Beftimmungen der 88 6 unb 8 
niwendung. 

8 11. Jede Erledigung eines kirchlichen Amtes oder einer kirchlichen 
Pfründe ift der Lanbesbehörde fofort anzuzeigen. 

8 12. Die Wieberbefehung erlebigter Tirchlicher Aemter und Pfrünben 
muß in der Regel innerhalb eines Jahres vom Zeitpuntte ber Erledigung 
ftattfinden. Ausnahmsweiſe kann biefe Frift mit Zuſtimmung der Landes» 
behörbe verlängert werden. Es 

8 18. datverträge über die Succeifion in ein kirchliches Amt oder 
eine kirchliche nde find ungültig. 
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D. In Anjehung ber ee ie ber kirchlichen Amtsge⸗ 
walt und der Seelſorge. 8 14. er = al 
lichen Bilare verwalten die inneren kirchlichen Angelegenheiten ihrer ihrer Diöcefen 
nad) — lirchlichen Vorſjchriften, inſoweit dieſe wicht deu Staatsgeſetzen wider⸗ 


8* 13. Unbeſchadet des tes der — die Weihen — 
ben, wird der Tiſchtitel aus S en r ſolchen Klerikern 
wähet, welche zur Erlangun — sig find (8 2). 

816. ®ie — ** — —— fie (Verorbuungen, In: 
ſtruktionen, Hirtenbriefe x.) zugleich mit — — der belitiihen 
Landesbehörde zur Kenutnißnahme mitzutheilen. 

$ 17. Findet die Regierung, daß einer den öffentlichen Got tes dienſt 
betreffenden kirchlichen Anordnung öffentliche Rüdfichten enigegenfſtehen, jo 
bat fie dieſelben zu nuterſagen. 

8 18. Von der lirchli tirchlicgen Am eg geiugeugie 
der Kirche und niemals ah dem Zwecke chi werben, um bie 
Beiolgung der Geſetze und — en — die freie Ausub⸗ 
ung — Rechte zu hindern. 

8 19. Bei Bandhabung ber lirchlichen Amtsgewalt darf fein äuße⸗ 
rer Zwang ausgeübt werden. 

— Zur Errichtung neuer — bi Pfarrbezirle, zu einer 
ae in ber Abgrenzung der beſtehen r Errichtung, Thei⸗ 
—— Vereinigung von Pfründen ift hie autlihe Genehmigung er⸗ 


1. Im Falle einer Umpfarrung wird der bisherige Pfarrer aller 

Aufprüce auf die deu Parochianen als ſolchen obliegenden Leiflumgen ver 
Iuftig, injoweit dem nicht privatrechtliche Titel enlgeräeken ober bei ber 
Ump es ſelbſt — Anderes vereinbart. — an are 
ıft überall, wo bisher ungeachtet einer vorgelommenen Um ng em 
Ka auf derartige Beiftungen dem früßeren Barser verblieben iſt, A dofkelbe 
umbeichadet des perjönlichen Bezugsauſpruches des berzeitigen Pfarrers zu 


a 

5 22 ngen in ber Dotirung kg ai — durch 
welche ein iffenticer Fond ohne Veihädigung 
und ohne Alterirung einer ftiftungämäßigen — gr t — — 
nen von der —* reger, nad; Einverneßenung des 
ben Oxbdinariates verfügt werden. Doch foll mit derartigen Mahnahmen in 
ber Regel nur bei Gelegenheit eines Wechſels in ber Perjon des Pfründners 
borgegangen werben. 

8 28. Zur Einbringung von ober anberen Lei für 
kirchliche Zwecke — den Ki —— wit Zuſtimmung Ne⸗ 
gierung guten! worben — wird bie politiſche Exelution gewährt. Dies 

güt auch von = lerne n für kixchlidde Eheaufgebote, Trauungen 
* ——— ſowie für pfarramtliche 

Perſonen, welche a * — Anſpruch haben, find von der ch⸗ 

tung der eben 


x wem i 
einer Form verlangt wird, welche einer höheren als ber niedri Gtolge: 
unterliegt (3. B. A beim ifie), 
iR Bi —— re en ee Vorhinein zu enkeichten. 
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Bei pfarramtlichen Auöfertigungen kann bie Entrichtung des etwa nöthigen 
ar im Borhinein begehrt twerben. . 

8 26 en un gegen die Beitimmungen der Stoltarordnun« 
gen find, ſofern fich der Fall nicht zu einem ſtrafgerichtlichen Vorgehen eig: 
net, nach Anhörung des Ordinariats von den Verwaltungsbehörden mit 
Geldftenjen bi8 zum Betrage von 100 Gulden zu ahnden. Zugleich mit ber 
Strafe ih die ben Schuldigen treffende Erlapleiltung auszuſprechen. Solche 
Er fenntniffe find erefutionsfähig. Bei wiederholtem Rückfalle kann bie 
ftaatliche Cultusverwaltung verlangen, baß ber re Geiftliche von der 
— ſeines kirchlichen Amtes entfernt werde ($ 8 

Tür die Durchführung kirchlicher — und Entſchei⸗ 
dungen ein ſtaatlicher Beiſtand außer dem alle bes $ 23 in nad» 
fie n Füllen und nur in folgender Art gewährt: a) wenn zur Durch 

ung der von einem Kirchenvorſteher innerhalb feiner Amtsiphäre ders 
n Entiegung oder & — einzelner Perſonen von kirchlichen Aemtern 
Pfründen äußere Vorkehrungen nöthig werden ſollten, jo können dieſe 
Borte rungen, fo weit es erforderlich ericheint, über Anſuchen des — 
vorſtehers von der Landesſtelle unter ber Doranzjepung getroffen werben, 
dab dem Erkenntniß ein —— Verfahren ee iit, und daß 
das Erkenntniß jelbft weder den Staatsgeſetzen, no n im Staate gelten» 
ben kirchlichen Borjchriften wiberiprigt. b) Beägleiien fann ben — 
borfie zur Durchführung einer don ihmen beabfichtigten lirchenamtli 
Unterju — gegen geiſtliche Perfonen der etwa nöthige ſtaatliche Beiſtaud 
dann gewährt werden, wenn zugleich mit dem Anſuchen um dieſen Beiſtand 
darget — daß dieſes Vorgehen rechtmäßzig und begründet iſt. “Die 
Vernehmung von Perſonen, die nicht der katholiſchen Geiſtlichkeit angehören, 
faun = I die ftantliche Behörde erfo 
28. Wenn durch die Berfügung eines kirchlichen Obern ein Staatd« 
* wird, fo an ber Hierdurch in feinem Rechte Gekränkte fi) an 
um gabehörbe wenden, welche Abhülfe zu fchaffen hat, ſofern die 
— nicht auf ben Civil⸗ ober Strafrechtsweg zu überweiſen iſt; 
in alle kann fie BIN Derfügungen treffen. 

Fi ein katholiſcher Geiltlicher wegen eines Verbrechens, 
Bergehens ge einer Uebertretung von einem Gerichte in Unterfuchung ges 
* ſo liegt dem en ob, an den zur Ausübeng ber kirchlichen > 

über den Geiltlichen berufenen kirchlichen Oberen bie entf 
er een gelangen laffen. Demjelben  ift ſohin auch ba3 g ee 
a a 
i icher, jene n zu en, welche 
en Sta ae gebührende Achtun 


erhei 

IH. In Anſehung der tatboliicetgenlogifcen Talultäten 
unb ber Heranbildung ber Candidaten des geiftlihen Standes. 
8 30. Die —— gene * Er a Falultaten wird durch 
ein beſonderes Geſeß wird beſtimmt, inwieweit 
der Staat den Garten gei —** Staudes eine beſondere Art der 
Heranbildung vorſchre 

IV. In — ber klöſter lichen "er allen A sn 
Bi die äußeren Rechte —8 tniſſe der innerhalb der katholiſ 

benden Möfterlicden Genofienichaften find bie Be ge Genoffen] 
— geltenden beſonderen Beftim en maßgeben 
V. In Anfehung des kirchlichen — 583. Die 

Patronaiö-Derhältnifte bleiben einer & geieplichen Regelung ee 


halten. Bis dahin bleiben in Betreff dieſer Berhältnifie die bisherigen Bor 
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fchriften beiteben. Es bat jeboch bei Beurtheilung einzelner Fälle ſtets ber 
Srundfaß zur Seltung zu kommen, dab bie Batronatslaften ſich nur auf die 
unter dem Patronate ftebende beftimmte Kirche oder Pfründe beziehen, und 
daß fie durch ein vermehrtes Gultusbebürfnig der diefer Kirche oder Pfrünbe 
zugewielenen Gemeinde nicht vergrößert werden Tünnen. 

88. GStreitigleiten über ne ob eine Kirche oder Pfrünbe 
einem —* unterliege oder ob hinfichtlich ber letzteren das freie Beſetz⸗ 
ungsrecht des Biſchofs eintrete, find nach Einvernehmung der Kirchen behorden 
von der ſtaatlichen Gultusverwaltung im ordentlichen Inſtanzenzuge zu ent: 
ſcheiden. Steht Hingegen nur in frage, wem ein Kirchen: oder ndens 
patronat zukomme, jo tritt die richterliche Gompetenz ein. 

3 34. Streitigkeiten über Leiftungen, welde auf Grund eines be: 
ftehenden Patronats angeſprochen werden, gehören in die inftanzmähige Ent» 
ſcheidung der Gultusverwaltungsbehörden. Nur in dem Falle, dat der Patron 
die von ihm behauptete gänzliche oder theilweife Tyreiheit von der Leiftung 
aus bejonderen privatrechtlichen Gründen ableiten will, bat der Rechtsweg 
einzutreten und fteht den Berwaltungsbehörden unr die Anordnung eines 
etwa nöthigen Proviſoriums zu (8 56). 

VI. In Anfehung der Pfarrgemeinden. 885. Tie Geſammt⸗ 
beit der in einem Pfarrbezirte wohnhaften Katholiken beffelben Ritus bildet 
eine Pfarrgemeinde. Alle einen —— Gegenſtand betreffenden Rechte 
und Verbindlichkeiten, welche in den Geſetzen den Gemeinden en 
ober auferlegt werden, gebühren unb obliegen den Pfarrgemeinden. x 
Patronatsrechte können auch einer Ortägemeinde ala ſolcher zukommen. 

Inſoweit für die Bebürfniffe einer Pfarrgemeinde ii 
ein eigenes Dermögen berfelben oder durch andere zu Gebote ſtehen 
liche Mittel vorgeforgt erfcheint, ift zur Bedeckung bderielben eine Umlage 
auf die Mitglieder der Pfaregemeinde auszuſchreiben. 

8 87. Die näheren Vorfchriften über bie Konftituirung und die Ber: 
tretung der Pfarrgemeinden, dann über bie Beforgung der Angelegenheiten 
derfelben werden durch cin befonderes Geſetz erlafien. 

VNM. In Anfehung bes kirchlichen Bermögensrehtes. 838. 
Für die Gebahrung mit kirchlichem Bermögen gilt als Regel, daß daſſelbe 
den für gemeinnüßgige Etiftungen beftehenden ſtaatlichen Schuß genießt. Die 
ftaatliche — iſt insbeſondere befugt, die Erhaltung des Stamm: 
vermögens ber Kirchen und kirchlichen Anftalten zu überwachen, fich jeberzeit 
bon dem Vorhandenſein defielben bie Meberzeugung zu verichaffen und wegen 
lau end Meg ai — das Erforderliche einzuleiten. Rüd: 
fichtlich der Frage des Eigenthums und ſonſtiger privatrechtlicher Berhälinifie 
bezüglich des Kirchen⸗ und Pfründenvermögens ſind die Beſtimmungen des 
allgemeinen bürgerlichen Rechtes maßgebend; im Falle eines Streites ſteht 
die Entſcheidung den ha Sa zu. 

8 89. Bei allen Kirchen und kirchlichen Unftalten ift das eigene 
Bermögen berfelben von dem Pfründenvermögen abzufondern und abgejondert 
zu verwalten und zu verrechnen. 

8 40. Für rechtliche Verpflichtungen, tvelche auf dem Kirchen⸗ oder 
Pfründenvermögen haften, ift zunächft das iß, und erſt, wenn biejes 
nicht anßreicht, bie Sean Ba Dermögen? in Anſpruch zu nehmen. Wenn, 
jebocdh außer dem Kirchen» oder Pfründenvermögen noch andere Perpflichtete 
vorhanden find, fo bat für bezügliche Leiftung nur jener Theil ber de 
gensſubſtanz aufzukommen, beten Erträgniß nicht für die laufenden Bedürf⸗ 
niſſe der Kirche ober Pfründe bendthigt wird; der Reſt iſt von den übrigen 
Derpflichteten nach Maßgabe ihrer Verpflichtung zu leiten. 


durch 
lirch⸗ 
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$ 41. Die Verwaltung des Vermögens der Kirchen und ber bei den⸗ 
jelben beftehenden tirchlichen Anſtalten (Stiftungen u. dgl.) ijt im Allgemeis 
nen nach dem Grundſatze einzurichten, daß an dexfelben der Kirchenvorſteher 
ſowie eine Vertretung derjenigen Theil zu nehmen bat, welchen bei Unzu⸗ 
länglichleit jenes Vermögens die Beltreitung der Auslagen für die Kirchen: 
bedürfniffe und die jubjidiäre Haftung für die Verpflichtungen ber Kirche 
oder kirchlichen Anflalt obliegt. 

8 42. In Gemäßheit des im 8 41 — Grundſatzes iſt das 
Dermögen der Pfarrkirchen gemeinſchaftlich von dem Pfarrvorſteher, der Pfarr: 
gemeinde und dem Sirchenpatrone zu verivalten. 

8 43. Die nähere Ausführung der in den 88 41 und 42 uufgeftell: 
ten Srundfäße erfolgt durch ein beſonderes Geſetz. 

5 44. Die Berwaltung des Bisthums-, Capitel- und Kloſtervermö⸗ 
gens richtet fich unbeſchadet des Kae Auffichtsrechtes (3 38) nach ben 
diesfalls beftehenden ftatutarifchen Anordnungen. 

8 45. innerhalb der Grenzen ber voranfiehenden Beflimmungen 
verbleibt den Bilchöfen und ihren Stellvertretern der ihnen nach ben kirch⸗ 
lichen Vorſchriften zukommende Einfluß auf die Verwaltung bes in ihren 
Sprengeln befindlichen Kirchenvermögens, infoweit diefe kirchlichen Vorſchriften 
den Staatsgeſetzen nicht widerjtreiten. 

46. Das Pfründenvermögen wird von den geiftlichen Nutznießern 
der Pfründe unter Aufficht der —** und unter der Oberaufficht der 
Biſchöfe und des Staates ($ 38) verwaltet. Die rückfichtlich der Obſorge 
der Pfarrgemeinden über die Pfründengebäude bejtehenden gejeßlichen Bor: 
ſchriften bleiben aufrecht. 

5 47. Rein kirchliche Stiftungen verbleiben in der Verwaltung der 
firchliden Organe. Ueber Zweifel Hinfichtlich der Lirchlichen Natur einer 
Stiftung enticheidet in letzter Inftanz der Eultusminifter. 

8 48. Zur Beurlundung von Rechtögefchäften für eine Kirche ober 
tirchlicdde Anſtalt wird die Fertigung des SKirchenvorfteherd und mindeftend 
zweier Mitglieder der im $ 41 bezeichneten Vertretung exfordert. 

8 49. Erhebliche Veränderungen in der Subftanz des Kirchen⸗, ſowie 
des Piründens und Stiftungsvermögend müflen fofort der ftaatlichen Cultus⸗ 
verwaltung angezeigt iverden. 

$ 50. Bei der Fruktifizirung des Kirchen⸗ und Pfründenvermögeng, 
jowie des Vermögens kirchlicher Anftalten (Stiftungen u. dgl.) find, was Die 
Art der Anlage und die Bedingungen der Sicherfiellung anlangt, die Vor: 
ſchriften maßgebend, welche zu Gunften ber unter ben bejonderen Schuß ber 
Geſetze geftellten Perfonen beftehen. Bei wechjelfeitigen Unterftüßungen zwi⸗ 
ſchen Kirchen derſelben Diöceſe können im Einverftändniffe der ftaatlichen 
Gultusverwaltung und der Ordinariate aud befonderd rüdfichtawwürdigen 
Gründen Ausnahmen von der voranftehenden Regel zugelaffen werden. 

8 51. Die Beltimmungen der Minifterialverorbnung vom 20. Juni 
1860, REB. Nr. 162, und vom 13. Juli 1860, RGB. Nr. 175, über Ver: 
äußerung und Belaftung des Vermögens katholiſcher Pfründen und Era 
Anftalten haben mit Ausfchluß jener Anorbnungen, wonach derartige Ge: 
halte der Genehmigung feiten? der päpftlicden Curie unterliegen, tan 
gelten. 

8 52. Bis zur Erlafjung der befonderen Geſetze über die Verwaltung 
des Kirchen: und Pfründenvermögens (SS 37 und 43) werden die zur Aus» 
— der Beſtimmungen dieſes Geſetzes nothwendigen Vorſchriften im 

erordnungswege erlafſen. 
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Hört eine einzelne kirchliche Gemelhichaft oder — welche 

—— a bat, zu beſtehen auf, fo iſt dieſes gen 

— nicht ftiftungsmäßige Anordnungen befte 

—— zuzu wenden 
54 Wenn nad bene Neberichüfien, welche an? ben Renten eines 
kirchlichen Bermögens durch eine längere Reihe von Jahren in Sriparung 
gebracht werden, mit Sicherheit anzunehmen ift, dab das betreffende Bermö- 
gen zu dem bamit bewidmeten firchlicdden Zwecke nicht vollftändig benöthigt 
wird, fo kann die ftaatlidde Cultusverwaltung nad Ein ung be⸗ 
beten Ordinariates verfügen, dab der dem Zurchichnitte der jährlichen 
chũ ſſe — Theil des Vermögens anderen kirchlichen Zwecken, 
für welche eine genügende Dotation nicht vorhanden iſt, zugewendel werde. 
Doch iſt in einem | dm Talle ohne Beeinträchtigung des von einem kirch⸗ 
lichen Individuum bereit3 erworbenen Bezugsrechtes vorz n. Ju leinem 
* bürfen — eine ſolche Verfügung nachweisbare — ige Feſt⸗ 

ngen ver 
” 8 53. Streitigleiten über Die Berpflichtung zu Leiftungen für Cultus⸗ 
zwecke werden, wenn eine jolche Leiftung aus dem allgemeinen Grunde der 
Zugehdri zu einer kirchlichen Gemeinde in Anſpruch genommen wird, 
von den Verwaltungsbehörden im ordentlichen Inſtanzenzuge, wenn ſie hin: 
egen aus einem belonderen Zitel gefordert wird, von ben Gerichten ent- 

. Wird die fragliche Pre aus dem Titel bes Patronates in An⸗ 

genommen, jo richtet ER, ie — zur —— nad) den 
Diegfalts a befonderen ften (58 33 und 34). 

8 56. Die Berwaltun — find in allen Fallen folder ein 
tigleiten über Leiftungen zu Sultuözweden befugt, dort, wo es das dri 
Sinterefie der Seelforge erheifcht, auf Grund bes biöherigen ruhigen 
ftandes oder, fotbeit b berjelbe nicht fofort ermittelt werden lann, anf Fk 
der ſummariſch erhobenen thatjächlichen nnd rechtlichen Verhältnifſe ein Pro: 
viforium zu verordnen. 

8 57. Unbeſchadet ber voranftehenden Beitimmungen bleiben bie 
a riften in Kraft, welche in den einzelnen SKönigreichen und Ländern in 

der Derftellung und — der Een, Kirchen: und Pfrün: 
er dann der Beiichaffung Kirchenparamente, Einrichtung und 
Erfordernifie beftehen. In ben 6 — Angelegen heiten haben auch 
fernerhin die Verwaltungsbehörden, falls Öffentlicher Fond in Mitleiden⸗ 
ſchaft flieht, von Amts wegen, außerdem aber auf Verlangen der betheiligten 
Parteien die zur Beftreitung der nothwendigen Auslage — — 
leitungen zu treffen. Sie * insbeſondere, wenn eine Mehrheit von 
Leiſtungspflichtigen in Betracht kommt, eine mündliche Ber Are (Son: 
kurrenzverhandlung) — bei welcher die Nothwendigke uslage 
ia und ſohin über die Art ihrer Beſtreitung ein —E 

mtlicher Betheiligten anzuſtreben iſt. Laßt fich ein ai nicht erzielen, 
jo ift über die in Streit gezogene Leiſtungspflicht auf Grund ber bei ober 
jeit der Verhandlung erhobenen thatfächlichen und rechtlichen Verhältniſſe im 
regelmäßigen Anftanzenzuge, und zwar nach Beichaffenheit ber Umftände ent» 
weder befinitiv oder proviforif zu erfennen (98 55 und 56). 

$ 58. Die bejonderen immungen über das Inteſtat⸗Erbrecht nach 
Weltgeiftlichen werden burch dieſes Geſetz nicht berührt. 

859. Die nn erledigter nn Pfründen fließen in 
ben —— Die Vorſchriften, durch welche die Pfründen einzelner 
Ah —— Corporationen bisher von dieſer Regel ——— waren, 

nd aufge 
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VIII. In Anfehung der Staat3aufficht über die kirchliche 
Berwalrung 3 &. Die ftaatlide Cultusverwaliung Hat durüber zu 
wachen, daß die kirchlichen Organe ihren Wirkungskreis nicht überjchreiten 
und den Beflimmungen des gegenwärtigen Gefeges, fowie den auf Brundlage 
defielben von ben ftaatlicden Behörden erlafienen Anordnungen und jedem 
von ihnen kraft dieſes Geſetzes geitellten Berlangen nachlommen. Zu diefem 
Ende können die Behörden Geldbußen in einer den Bermögensverhältnitien 
—— Söhe, ſowie ſonſt geſetzlich zuläſſige Zwangsmittel in Anwen: 

ung bringen. 


9. Geſetz, mit welchem behnfs Bededung Der Vedürfnifſe des katholiſchen 
Cultus Die Beiträge zum Religionsſonde geregelt werben. Vom 
71. Mai 1874. 

8 1. Behufs Bebedung der Bebürfniffe des katholiſchen Cultus, 
in®befondere zur Aufbefferung des bisherigen normalmäßigen Einkommens 
ber Seelforgägeiftlichteit haben die Inhaber kirchlicher Pfründen und die ve: 
ulären Communitäten die nachſtehend bejtimmten Beiträge an den Religions: 
Fond abzugeben. 

82. Als Maßſtab für die Bemefjung des Religionzfondbeitrages 
wird bei der Bemeflung des Gebührenäquivalentes zur Grundlage dienende 
Werth des Geſammtvermögens ber Pfründe oder Communität, einſchließlich 
ber etwa bei benjelben genofienen Stiftungen angenommen, jedoch ausſchließ⸗ 
lich des in Bibliothelen, wiflenichaftlichen und Kunſtſammlungen beftehenden 
Dermögend. Demzufolge bleiben Vermd gensbeſtandtheile oder Bezüge, welche 
dem Gebübrenäquivalente nicht unterliegen, auch bei Bemeffung des Religions: 
fonbbetrage® außer Anfchlag. Kine Ausnahme hievon tritt Hinfichtlich ſol⸗ 
her Berınögenäbeftandtheile ein, twelche bei Bemeſſung des Gebührenäquiva⸗ 
lentes ——— aus dem Grunde der noch nicht vollendeten zehnjährigen 
Beſitzdauer außer Anſchlag bleiben; von ſolchen Vermögensbeſtandtheilen iſt 
der Religionsfondbeitrag ſofort zu bemeſſen. 

8 8. Auswärtigen kirchlichen Pfründen und Communitäten wird der 
Religionsfondbeitrag nach den Werthe ihres hierländigen Realbefitzes be⸗ 
meſſen (6 2). 

8 4. Die Cultusverwaltung wird nach Einvernehmung ber Biſchoͤfe 
und mit Berüdfichtigung der örtlichen Verhältnifſe denjenigen Betrag feſt⸗ 
fegen, welcher behufs Dedung bes ftandesmäßigen Unterhaltes ber geiftlichen 
il bon dem NReligionsfondbeitrage freizulafſen ift. Bei regulären 

ommunitäten, deren ftatutenmäßiger Zweck in der Pflege von armen Kran⸗ 
ten beftebt, ift ferner auch jenes Einkommen freizulaffen, welches nachweisbar 
für diefen Zived verwendet wird. Das Gleiche findet auch hinfichtlich des 
Einkommens ftatt, welches eine reguläre Communität auf kirchliche ober 
Gultuszwede, wenn dieſelben bei Ermangelung einer foldden Eommunität 
aus dem Religionsfond beftritten werden müßten, oder auf Zwecke bes 
öffentlichen Unterrichtes vertvendet, bie von ber Regierung ala nothwendig 
erlannt werben. 

85. Bei regulären Communitäten ift das aus dem Titel der kirch⸗ 
lichen Eompetenz (8 4) freizulafiende Einlommen in der Summe aller jener 
Beträge anzunehmen, welche den Corporationsgliedern nach ihrem Firchlichen 
Stande als Eompetenz zukommen. Daſſelbe gilt bei weltgeiftlicden Corpo⸗ 
zationen mit ungetheilter Dotation (mensa communis). In beiden Fällen 
ift den einzelnen di Sr ehe auch ein ſolches Pfründeneintommen 
einzuxechnen, welches fie anderswoher ala von ber Communität beziehen. 
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5 6. Tie Grundſähe, nad denen behafs Beſti der Esmpeien; 
(65 4 uud 5 bie Ginnahmen uud Husgaben ber grißlichen Berionen in ber 
rechnen find, werden nach Einvernehmen der Piichöfe im Bersrbuungäiwege 


für einen Zeitraum x she Johren vorhinein bemeften. 

9 FZür um ($ 8) beiträgt der Religions feudbeitrag 
im Ganzen: von dem Vetrage biö 10,000 fl. '. Berynt, von beu Beträgen 
zwiichen 10,000 und 20,000 fl. 1’, Perzent, von den Beträgen zwiſchen 
2,000 fl. und 30,000 fl. 3 Perzent, von den Beträgen zwiſchen 30,000 fl. 
a. 40,000 fl. 4 Perzent, vou den Beträgen zwiicdhen 40,000 fl. u. 50,000 fi 
5 Perzent, von den Weträgen zwiſchen 50,000 fl. m 


ä 
1 
g 
* 


zwifchen 80,000 fl. umd 90,000 jl. 9 Pergent, vom jedem ehrbetrage ü 
$ 10. Cine Baukhalirung der vorfichenb befiimmien Religionsjond- 


beiträge ift unzuläffig. 
11. i das Einkommen einer über die Com⸗ 
(88 4 und 5) dotirten ichen Berjon oder ration den 
in der bemefienen Religionsfonbbeitrag unter bie Gompe: 


8 12. Eine innerhalb bed Zeitraumes, für weldjen ber Religions 
fondbeitrag bemeilen worden ift, eintretende dauernde oder Ber: 
minderung bes Gintommens des beitragapflidgtigen Subjekts ober des die 
Grundlage ber Bemeflung bildenden Bermögens bat auf bie Beitragspflicht 
nur inf Einfluß, ala durch eine ſolche Beränderung das Eintommen 


unter diefen Betrag Hinabfinft. Im erfieren trag für den 
noch übrigen heil der ngaperiode nachträglich zu bemeflen, im zwei⸗ 
ten Falle ganz oder in bem entiprechenden Zheilbetrage abzuichreiben. In 


ass in welchen ein vorübergebender Nachlaß au den lan —— 
euern gewährt wird, kann auch ein eutſprechender Nachlaß des Religions 


8 18. Der Religionsfondbeitrag wird ohne Rückfſicht auf Juterkalar⸗ 
perioden bemeſſen. 

8 14. Die Bemefſung des Religionsfondbeitrages erfolgt durch die 
politifche Landesbehoͤrde des enigen Kronlandes, in welchem das beitraga- 
pflichtige Subjekt feinen orbentlichen Brei Sat oder in welchem im Tyalle 
des 8 3 der die Beitragapflicht begründende Ibefig gelegen it. Der Be 
mefjung find die zum Behufe der Vorſchreibung des Gebührenäquivalentes 
errichteten Bermögenzfalfionen und von den ——— feftgeftellten 
Daten zu Grunde zu legen. Hinfichtlich ſolcher De en3beftandtheile, be: 
züglich welcher die ung zur Entrichtung des Gebührenäquivalentes 
noch nicht et en iſt ® 2 Abf. 3), find zum Behufe der Bemeffung des 
Religionzfondbeitrages bejondere Fafſionen zu errichten und binnen einer 
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im Verordnungswege feftzuftellenden Friſt der Lanbeabehörbe vorzulegen, 
Diefe Zaffionen müſſen alle jene Taten enthalten, welche beyufs der Bemefſung 
des Bebührenäquivalentes auszuweiſen find. 

15. Welche Einzelnachtweife zum Zwecke ber gänzlicden oder theils 
weifen Befreiung von dem Religionsfondbeitrage aus dem im $ 4 angege 
benen Grunde zu erbringen find, wird im Verordnungswege feftgeftellt (8 6). 

$ 16. Die in den Borfchriften über das Gebührenäquivalent enthals 
tenen Beitimmungen über die Haftungapflicht der ffionsleger Hinfichtlich 
ber Richtigkeit der Yalfiondangaben gelten auch in Betreff derjenigen Anga⸗ 
ben, welche zum Zwecke der Bemeſſung des Religionsfondbeitraged oder der 
Befreiung von demjelben zu erbringen find (8S 14 und 15). Die Strafe 
für die Verſchweigung eines Vermögens oder Einkommens, deſſen Borhandens 
jein auf die Bemefjung des Religionsfondbeitrages Einfluß nehmen kann, 
befteht in dem Doppelten des hiedurch verkürzten ober der Verkürzung aus: 
geſetzten a 

5 17. Rekurſe in Angelegenheiten der Bemeffung des Reli le 
beitrages geben an den Cultusminiſter. Diefelben find bei ber Yandesbehörde 
binnen vier Wochen vom Zage der Zujtellung der angefochtenen Verfügung 
oder Entideidung einzubringen und haben Teine aufſchiebende Wirkung. 

$ 18. Die Einzahlung des Religionsfondbeitrages erfolgt in viertel: 
jährigen Anticipativraten zu Handen der Landeshauptlafje desjenigen Landes, 
in welchem bie Bemefjung bes Beitrages erfolgt if (8 14). 

F 19. Don rüdftändigen NReligionsfondbeiträgen find vom Seit: 
punfte ihrer Fälligkeit ($ 18) fünfperzentige Verzugszinſen zu entrichten. 

2. So lange beim Eintritte eines neuen Dezenniums ($ 8 die 
Bemeſſung des Religionsfondbeitrages für daſſelbe nicht erfolgt iſt, iſt dieſer 
Beitrag mit dem Vorbehalte nachträglicher re a re in dem für das 
abgelaufene Dezennium ermittelten Ausmaße proviſoriſch Torlauenteiisten. 

. Sie Neligionsfondbeiträge, dann die etwa verfallenen Ders 
zugezinien und Strafen werden in berjelben Weife wie die Iandesfürftlichen 
Steuern und Abgaben eingebracht. 

8 22. Inſoweit die Neligionsfondbeiträge nicht über drei Jahre 
ausftändig find, kommt benjelben und deren Nebengebühren ein den öffent: 
lichen Abgaben und deren Nebengebühren nachftehendes, Hingegen allen pri⸗ 
vatrechtlichen Forderungen vorgehendes geſetzliches Pfandrecht ad fructus des 
unbeweglichen Vermögens der beitragspflichtigen Pfründe oder regulären 
Communitaͤt zu. 

8 28. Am Falle eines Concurſes find bie nicht über drei Jahre 
ausftändigen a aanzton ia: und Nebengebühren unmittelbar nad 
den Öffentlichen Abgaben und deren Nebengebühren zu berichtigen. 

8 24. Der Religionsfonbdbeitrag fließt unmittelbar in die Religions: 
Her besjenigen Landes, in welchen die Bemeffung ftattgefunden hat 
(8 14). 

8 25. Dieſes Gele tritt am 1. Jänner 1875 in Wirkſamkeit. Bon 
diefem Zeitpunkte an haben die bisher von ben Inhabern Tirchlicher Pfrün⸗ 
den und den regulären Communitäten an den Religionsfond geleifteten 
Beiträge zu entfallen. Desgleichen entfällt von dieſem Zeitpuntte an bie 
den genannten bisher obgelegene Berpflichtung zur Leiftung des Alumnatis 
kums (Seminariftiflums). Ber Anſpruch bes NReligionsfonds auf die Inter 
kalar⸗Einkünfte exledigter Pfründen wird durch biete Geſet nicht berührt. 

836. Die erfte Bemeffung der in diefem Geſetze beftimmten Relis 
a ae erfolgt für den Reſt des mit 31. Dezember 1880 zu Ende 
gehenden Dezennium (8 8). 

Zorn, Sammlung d. n. Kirchengeſetze ac. 9 
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5. Mit ber Bollziegung dieſes Geſetzes find der Minifter für 
Eultus und Unterricht und ber Finanzminiſter beauftragt. 


10. Geſetz, betreffend vie geiehlige Unerteunung Kel ⸗ 
heiten.) Vom 20. Mai 1874. = nun 


8 1. Den Anhängern eines bisher geiehlich nicht anerlannten Reli⸗ 
ionsbelenntniffes wird bie er Dr Religionzgejellichaft unter nach: 
[fgenden Boranzfegungen ertheilt: 1) daß ihre Religionslehre, ihr Gottes⸗ 
ienſt, Mi Berfaffung, fowie bie gewählte Benennung uichts Geſetzwidriges 
oder fittlich Auftöbiges enthält; 2) daß die Errichtung und ber and we⸗ 
nigflens Einer nad) ben Anforderungen dieſes Geiepes eingerichteten Gultns: 
gemeinde gefichert ıfl. 

82. Iſt ben Rorausfegungen des $ 1 genügt, jo wirb bie Aner: 
fennung von bein Gultusminifter ausgeſprochen. Durch diefe Auerlennung 
wird die Religionagejellichaft aller jener Rechte theilhaftig, welche nach den 
———— ben geſetzlich anerkannten Kirchen⸗ und Religionsgeſellſchaften 
ukommen. 

8 8. Die Erfordernifſe der Zugehörigkeit und die Art des Beitrittes 
m einer anerfanuten Religionsgefellichaft werben durch deren Berfaffung be: 
immt. 


8 4. Zur Erridtung von Eultusgemeinden und von Bezirken, welche 
eine Mehrheit von Cultusgemeinden umfaflen, dann zu jeder Aenderung in 
ber Abgrenzung ber beftehenben Gemeinden und Bezirke, ift bie ſtaatliche 
Genehmigung erforderlich. 

8 5. Die ftaatlicde Genehmigung zur Errichtung einer Eultusgemeinde 
(8 4) ift durch den Nachweis bedingt, daß dieſelbe Hinreichende Mittel befikt 
oder auf Ar geftattete Weile aufzubringen vermag, um die nöthigen 

ottesdienttli n Anftalten, die Erhaltung bes orbentliden Seelforgerd und 
ie Ertheilung eines ar Religiongunterrichtes zu fihern. Bor ertheilter 
Genehmigung darf die Conftituirung ber Cultusgemeinde nicht ftattfinden. 

& 6. Inſoweit die innere Einrichtung der Gultusgemeinden nicht 
ſchon durch die allgemeine Berfafjung der Religionggejellfchaft beftimmt wird, 
ift fie a! Statute zu regeln, welche die nachfolgenden Punkte zu umfafien 
haben: 1) die narlanun I örtlichen Grenzen des Gemeindegebietes; 2) bie 
Art der Beſtellung bed Vorſtandes, deſſen a eo und Berantiwort: 
lichkeit ; 3) die Art der Beftellung des ordentlichen Seelforgerd und fonftiger 
tirchlicder Funktionäre, deren Rechte und Pflichten; 4) die Rechte und Pflich⸗ 
ten der Gemeindeangehörigen in Hinficht auf die Gemeindeveriwaltung, in3- 
bejondere Beftimmungen über die beftehenden Wahlrechte; 5) die Art ber 
Belorgung, Leitung und unmittelbaren Beauffichtigung des Religiondunter: 
richtes; 6) die Art der Aufbringung der für die ökonomiſchen Bebürfnifie 
ber Gemeinde erforderlichen Mittel; 7) das Verfahren bei Abänderung des 
Statutes. Solche Statute find den Geſuchen um bie ſtaatliche Genehmigung 
zur Errichtung von Eultusgemeinden (88 4, 5) beizulegen und unterliegen 
der Genehmigung des Cultusminiſters. 

8 7. Soll eine Cultusgemeinde von Perſonen gebildet werben, welche 
ber betreffenden Religionagefellichaft bisher nicht angehört haben, ſo Gaben 
biejelben nach erlangter Genehmigung ($ 4, 5) die Erflärung ihres Bei⸗ 
tritteg zu der Gemeinde vor der politiſchen Behörde abzugeben, welche hie 
von dem Borfteher oder Seelforger der verlaffenen Kirche oder Religionsge⸗ 


1) Die Gef. 9 und 10 Ziſchr. XI, 159 ff. 
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jellichaft Unzeige macht. Diele Erflärung hat alle rechtlichen Wirkungen ber 
im Art. 6 des Gejehes vom 25. Mai 1868, REBL Ar. 49, normirten Aus⸗ 
trittgerflärung. 

$ 8. Mitglieder einer orbnungamäßig konſtituirten Gultusgemeinde 
find alle im Bebiete derjelben wohnhaften Angehörigen ber betreffenden Re 

ligionsgeſellſchaft. Angehörige einer Religionagefellichaft, welche nicht in dem 
Gebiete einer Gultusgemeinde wohnen, werden ald Mitglieder der nächſtge⸗ 
legenen Gemeinde ihres Belenntniffes angejehen. Der Gemeindevorftand (8 9) 
bat für die Evidenthaltung der Gemeindemitglieder zu forgen. 

F 9. In den Borjtand einer Cultusgemeinbe können nur ſolche Mit- 
lieder derjelben berufen werben, welche Ha Nie Staatsbürger find und 
m Bollgenufle der bürgerlichen Rechte ftehen. Die Beftellung des Borftans 
des iſt ber Landesbehörbe anzuzeigen. Die Beftellung eines Vorftandes, defien 

Wirkſamkeit ih auf mehr ala Eine Cultusgemeinde erſtrecken ſoll, bebarf der 
Betätigung durch den Gultusminifter. 

8 10. Als Seeljorger kann in der Eultußgemeinde nur ein öſterrei⸗ 
chiſcher Staatsbürger angeftellt werben, deſſen Verhalten in fittlicher und 
ftaatsbürgerlicer Hinficht vorwurfsfrei ift und befien allgemeine Bildung 
mindeſtens durch Vollendung des Gymnaſialſtudiums erprobt ift. 

8 11. Den zur Anftellung der Seelforger Berechtigten Liegt ob, bie 
im einzelnen Falle auderje Perfon der Lanbesbehörde anzuzeigen. Ver 
letzteren flieht zu, den zur Anftellung Berechtigten ihre Einwendungen unter 
Angabe der Gründe ($ 10) mitzutheilen. Wird von ber Landesbehörbe bin: 
nen 30 Zagen nad) geide ner Anzeige eine ee kl fo ſteht 
ber Anftellung bes betreffenden Seelforgera nichts im Wege. Gegen eine 
von ber Landebehörbe erhobene Einwendung fteht die Berufung an ben 
Gultusminifter offen. Wird der Berufung nicht Folge gegeben, fo barf die 
Anftelung nicht ftattfinden. Die Anftellung von NReligionsdienern, deren 
Wirkſambkeit fi) auf mehr als auf Eine Eultusgemeinde erſtrecken joll, bedarf 
der Beitätigung durch den Eultusminifter. 


$ 12. Wenn ein NReligionsdiener verbrecherifcher oder folcher ftraf: 
barer Handlungen ſchuldig erfannt worden ift, die aus Gewinnſucht entftehen, 
gegen die Sittlichleit verſtoßen oder zu öffentlichem Aergernifie gereichen, oder 
wenn ein Seeljorger die Öfterreichiiche re verliert, fo hat bie 
Regierung feine Entfernmg vom Amte zu verlangen. Hat fich ein Seel: 
forger eines Verhaltens ſchuldig gemacht, welches jein ferneres Verbleiben in 
— Amte als der Öffentlichen Ordnung gefährlich erſcheinen Takt, fo Tann 

ie Regierung feine Entfernung von der Ausübung des Amtes verlangen. 
Wird die don der Regierung verlangte Entfernung von ben biezu Berufenen 
nicht in angemeffener Friſt vollzogen, jo ift dag betreffende Cultusamt für 
den ke *— a erledigt anzufehen, und hat die Regierung dafür 
u forgen, daß jene Geſchäfte, welche die Staatögeleke dem orbentlichen Seel: 
orger Übertragen, von einer anderen von ihr beftellten Perfönlichkeit inſo⸗ 
lange verjehen werden, bis das betreffende Cultusamt in ftaatsgiltiger Weiſe 
neu — iſt. In derſelben Weiſe kann vorgegangen werden, wenn aus 
einem anderen Grunde die oben bezeichneten Geſchafte von dem ordentlichen 
Seeljorger nicht bejorgt werben. 

8 15. Jede nicht jchon in der allgemeinen Berfaffung ber Religions» 
— porgeſehene Vereinigung mehrerer Cultusgemeinden oder der Ver⸗ 
treter derſelben zu einer dauernden oder vorübergehenden gemeinjamen Thä- 
tigkeit, insbeſondere zur a ptolung über gemeinfame Angelegenheiten, 
bedarf ber von Fall zu Fall zu ertheilenden Geftattung des Cultusminiſters. 

9* 
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Reatlide Beihand gewährt. 
15. Di 
& Tlisienserkiiiäehten, Irre Sem — a 


VI 34weiʒ. 

I. Die kirchenftaatsrechtlicde Gejekgebung der Schweiz ift zum 
weitaus größeren Theile Sache der Kantone.) Die revid. Bundes» 
verfaffung vom 29. Mai 1874 Hat jedoch die prinzipiellen Richt- 
punkte, nach welchen die Kantone das Verhältniß zwiſchen Staat 
und Kirche regeln müffen, genau fefigeftellt und fich die Eontrolle, 
ob jene Richtpunkte wirklich eingehalten worden find, vorbehalten. 
Diefe Eontrolle erfolgt hauptſächlich durch Prüfung der Kantonal» 
verfaflungen; letztere müflen die Garantie des Bundes haben und 
diefe Tann nur ertheilt werden, wenn diefelben nichts der Bundes» 
verfaffung Widerfprechendes enthalten.?) Dazu fommt, daß Kantonal⸗ 
ftaat3verträge,?) die überhaupt nur in befchränttem Umfange zuläffig 
find, ebenfalla der Prüfung des Bundes unterliegen. Dadurch ift 
ein in den hauptfächlichiten Punkten für die ganze Eidgenofjenichaft 
gemeinfames Syſtem durch die Oberaufficht des Bundes gefichert. 

Dieſes Syſtem läßt fich nach folgenden Richtungen charakterifiren: 

1) Religiongfreibeit; die Freiheit der Bürger, religiöfe Verei⸗ 
nigungen aller Art zu jtiften und deren Gultus ohne irgend welche 
Einfchränktung zu üben, ala welche durch die Gebote der Sittlichkeit 





ı) Feſtſtellung eine „Ausweifes der Befähigung” zur „Ausübung 
wifitenichaftlicher Berufsarten“, aljo auch des geiftlichen Amtes, ift ausdrück⸗ 
lich durch BB. Art. 33 den Kantonen anheimgegeben. 

2) BB. Urt. 6. 

2) BD. Art. 9. 
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und Öffentlichen Ordnung gefordert werden. ft biefen letzteren Ge- 
boten genügt, fo darf kein Kanton sine religidfe Vereinigung ver⸗ 
bieten.') 

2) Säcularifation des bürgerlichen Lebens, insbeſondere des 
Givilftandes, der Ehefchließung, der Schule, bes Begräbnifles?); was 
Givilftand und Ehe®) betrifft, fo wurden diefe Materien durch ein 
umfaflendes Bundeögefeh geregelt ; die Beftimmung der Bundesver- 
faffung über die Schule‘) Hat bei ihrer Vieldeutigkeit zu den ver- 
fchiedenften Interpretationen Beranlaffung gegeben und es befteht 
barüber bi® auf den Heutigen Tag nicht die genügende Klarkeit. 
Alle bürgerlichen und politifchen Rechte find unabhängig vom reli= 
giöfen Belenntniß ; letzteres darf nicht als Vorwand zur Verweige⸗ 
rung bürgerlicher Pflichten °) dienen. 

3) Abjchaffung befonderer Eirchlicher Vorrechte. Die Eonfequenz 
bes Gedanken Hätte zur Befeitigung jeglichen Staatskirchenthums 
führen müſſen; diefe Conſequenz wurde aber nur für ben Bund ge- 
zogen, nicht für bie Kantone, wo zunächſt die Macht der Hiftorifchen 
Derbältniffe und die Schwierigkeit, ja theilweife Unmöglichkeit der 
praktiſchen Durchführung jener Gonfequenz im Wege ftand. Die 
Kantone haben durchiveg ein Landes oder Staatskirchenthum beibe- 
halten ; dies ift zuläffig, jo lange es Leinen erflufiven Charafter an- 
nimmt. — Die Berfchiedenheit der Bundes» und Tantonalen Ber- 
hältniffe Hat bereit3 zu einer intereflanten Gontroverfe geführt. Die 
Bundesverfaflung fordert, daß niemand gehalten fei, Steuern fpeziell zu 
eigentlichen Cultuszwecken zu entrichten,®) ala für diejenige religiöfe Cor⸗ 
poration, welcher er angehört. Sämmtliche Stantone dotiren aber einzelne 
Religionagefellichaften aus dem Staatägut; Staatäfteuern aber muß 
jedermann entrichten ohne Unterfchied der Eonfeffion ; jomit Liegt ein 
Miderfpruch gegen jenen bunbesverfaffungsmäßigen Grundſatz vor. 
Letzterer follte durch ein Bundesgeſetz ausgeführt werden ; der Ent- 
wurf behielt aber die flaatliche Dotirung einzelner Kirchen vor; 





1) BB. Art. 49. 50. 

2) BB. Urt. 53 S. 2. Art. 27, S. 2 u. 3. Art. 54. 

2) BB. Urt. 53 ©. 1, Art. 54. Dazu BGel. v. 25. XII. 75 beit. 
Eivilftand und Ebe. 

) BB. Art. 27, S. 2 u 8. 

5) BB. Art. 49 Abf. 4 u. 5. 

6) BD. Urt. 49 ©. 6. 
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Angeiuhks Dieter Intoniesmenz beichisfien bee eitgeniitichen Räthe, 
m die Berathung jenes Entwurkö „pur Zeit” wicht eınzaireien — 
Geiftliche Gerichtsbarleit if beleitigt. 

4) Epezielle Beichräntungen biufichtlich der römikh-tarholiichen 
Kirche, welche fich aus dem Togma, dem Verhalten und der Natur 
diefer Religionsgelellichaft rechtiertigen, ie beireiien bie Errichtung 
von Bisthümern, den Lrben der Jeiniten, anbere Orden, bie 
Klöfter.”) 


Be ſich im lezteren Falle Die Competenz von Bund und Kantonen 
fcheidet, geht nicht aus dem Wortlaut der betreffenden Beſtimmung 
der B.B. bervor.‘) 

6) Endlich iſt noch als privilegium odiosium zu nennen, daR 
Geiftliche nicht wählbar zum Rationalrath find’); Berechtigung hat 
dieſes privilegium odiosum prinzipiell fo wenig, als die privilegia 
favorabilia, wenigftens nicht für eine Geiftlichkeit, die nicht blind dem 
Gebote von auswärtigen Obern folgen muß. 

Hervorzuheben ift an der eidg. Bundesverfaflung, daß fie bie 
Gonfequenzen des modernen Staatäbegriffes in kirchlicher Beziehung: 
Vereinskirchenthum unter der Oberaufficht des Staates mit großer 
Entfchiedenheit zieht und damit ſowohl das Staatskirchenthum ala 
die unfinnige „Tyreibeit3”-Theorie von 1848 verwirft. Anbdrerfeits 
läßt ſich nicht verfennen, daß verfchiedene Eirchenflaatsrechtliche Be— 
flimmungen der 3.3. fo unklar find, daß fie fich faft ala praftifch 
unbrauchbar erweifen, fo die Säße über die Schule, über Eultus- 
fteuern, über das Einfchreiten von Bund und Kantonen; bejonders 
in Ießterer Hinficht iſt eine fpezielle Ausführung ber allgemeinen 
Saͤtze der B.V. auf bem Wege ber Bundesgefeßgebung dringend geboten ; 
Conflikte zwifchen Bunb und Kantonen find fonft faft unvermeidlich. 

I. Die Firchenftaatsrechtlichen Beflimmungen der eidgenöffifchen 
Bundesverfaflung, artikelweiſe geordnet, Tauten: 


1) BD. Art. 58 ©. 2. 

2) BV. Art. 50 ©. 4. — Art. 51. — Akt. 52. 
2) BP. Art. 6 u. 9. 

% BB. Art. 508. 2 u. 3. 

5) BV. Art. 75. 
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Arc. 6. Die Kantone find verpflichtet, für ihre Berfafjuugen die Ge: 
währleiftung des Bundes nachzufuchen. Der Bund übernimmt dieje Gewähr: 
leiftung, iulofern a) fie nichts den Vorfchriften der Bunbesverfaflung Zu: 
wibderlaufendes enthalten. 

At. 9. Ausnahmsweiſe bleibt den Kantonen die Befugniß, Verträge 
über Gegenftänbe der —— des nachbarlichen Verkehrs und der 
Polizei mit dem Auslande abzuſchließen; jedoch dürfen dieſelben nichts dem 
Bunde oder den Rechten anderer Kantone. Zuwiderlaufendes enthalten. 

Art. 27 Abſ. 2 u. 3. Die Kantone forgen für genügenden Primars 
unterricht, welcher ausſchließlich unter ftantlicder Leitung ftehen fol. Ders 
jelbe ift obligatorifch und in dem öffentlichen Schulen unentgeltlich. Die 
öffentlichen Schulen ſollen von den Angehörigen aller Er ohne Be: 
a At Slaubends und Gewiſſensfreiheit befucht werden können. 

Art. 88. Den Kantonen bleibt es anheimgeftellt die Ausübung ber 
wiſſenſchaftlichen Berufsarten von einem Ausweife der Befähigung abhängig 


zu machen. 
rt. 49. Die Glaubens» und Gewiffenzfreiheit ift unverleglich. Nie⸗ 
mand darf zur Theilnahme an einer Religionsgenofienichaft, oder an einem 
zeligiöfen Unterricht, oder zur Vornahme ‚einer religidfen Handlung gezwun⸗ 
gen, oder wegen ar mit Strafen irgend welcher Art belegt 
werden. Ueber Die religiöje Erziehung ber Kinder bis zum erfüllten 16. 
Alterzjahr verfügt im Sinne vorftehender Grundfäße der Inhaber der väter: 
lichen oder vormundfchaftlichen Gewalt. Die Ausübung bürgerlicher oder 
politiſcher Rechte darf durch Teinerlei Borfchriften oder Bedingungen kirch⸗ 
licher oder religiöfer Natur befchräntt twerden. Die Slaubensanfichten ent: 
binden nicht don der Erfüllung der bürgerlichen Pflichten. Niemand ift 
gehalten, Steuern zu — welche ſpeziell für eigentliche Cultuszwecke 
einer Religionsgenofienichaft, der er nicht angehört, auferlegt werden. Die 
nähere a a dieſes Grundſatzes ift der —— — vorbehalten. 
Art. 50. Die freie Ausübung gottesdienſtlicher Handlungen iſt inner: 
au ber Schranken ber Sittlichleit und der Öffentlichen Ordnung gewährt: 
iftet. Den Kantonen, ſowie dem Bunde bleibt vorbehalten, zur Handhabung 
der Ordnung und bes Öffentlichen Friedens unter den ee der ber: 
jchiedenen aa Sa nel ten, ſowie gegen Eingriffe kirchlicher Behörven 
in bie Rechte der Bürger und des Staates bie geeigneten Maßnahmen zu 
treffen. Anftände aus dem öffentlichen oder Privatrechte, — über die 
Bildung oder Trennung von a a re ften entftehen, können auf 
bein Wege ber Beichwerdeführung der Entſcheidung der zuftändigen Bundes: 
bebörden unterftellt werden. Die Errihtung von Bisthumern auf ſchweize⸗ 
riſchem Gebiete unterliegt der Genehmigung bed Bundes. = 
Art. 51. Der Orden ber Jeſuiten und die ihm affiliixten Gejell- 
ſchaften dürfen in keinem Zheile der Schweiz Aufnahme finden, und es ift 


tt. 52. Die — und die Wiederherſtellung aufgeho⸗ 
Orden iſt unzuläffig. .. 

.58. Die Hung und Beurkundung bed Zivilſtandes iſt 
Sache ber bürgerlichen Behörden. Die Bundesgeſetzgebung wird hierüber bie 
näheren Beitimmungen treffen. Die Verfügung über die Begräbnikpläge fest 
den bürgerli Be er⸗ 
ſtorbene ſchickllich beerdigt werden kann. 
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Art. 54. Das Recht zur Ehe ſteht unter dem Schube des Buubes. 
Dieſes Recht darf weder aus Tirchlichen oder ökonomiſchen Nädfichten, noch 
wegen bisherigen Berhaltens oder aus andern polizeilichen Gründen beichränft 
werden. Die in einem Sautone oder im Anslande noch der dort geltenden 
Gefeparbung abgeichlofiene Ehe ſoll im Gebiete der Eidgenofienichaft ala Ehe 

nt werden. Durch den Abſchluß der Ehe erwirbt die Frau das Hei: 
matredht be3 Mannes. Durch die nachfolgende Ehe der Eltern werden vor: 
ebelich geborene Kinder derielben legitimirt. Jede Erhebung von Brautein= 
zugsgebühren oder andern ähnlichen Abgaben iſt unzuläffig. 

Art. 58 Abf. 2. Die geiftliche Gerichtsbarkeit iſt abgeichafft. 

Art. 73. Wahlfähig ala Mitglied des Rationalrathes ift jeder ſtimm⸗ 
berechtigte Schweizerbürger weltlichen Standes. 

1. Dazu ergieng in Ausführung der Art. 53 u. 54 der BB. 
das Geſetz über Eivilftand und Ehe v. 25. Dezember 1875, in Kraft 
feit 1. Januar 1876. 


A. Allgemeine Beſtimmungen. Ar. 1. Tie gefielung unb 
Beurfundbung bes Zivilſtandes iſt im ganzen Gebiete der Eidgenofienichaft 
Sadye der bürgerlidden Behörden. Die Zivilftandsbeamten müffen — 
Standes fein, und find einzig berechtigt, Eintragungen in die Zivilſtands⸗ 
zegifter zu machen oder Auszüge aus denjelben zu verabfolgen. 

Art. 2. Don jedem Zivilftandsbeamten finb drei Standesregifter 
unter der Bezeichnung: Geburtäregifter, Zodtenregifter, Cheregifter, nach ge» 
meinfamen Formularien zu führen, welche vom Bundesrath feftgeftellt wer⸗ 
ben. Die Anfchaffung der nach den daherigen Borjchriften zu baltenden 
Regifter ıft Sache Kantone. Sie find doppelt und gleichförmig zu führen. 
Je auf Ende des Jahres find fie abzuſchließen und vom Zivilſtandsbeamten 
ala gleichlautend zu beicheinigen. Die eine Ausfertigung bleibt zur Berfü- 

ung bes Zivilftandsbeamten; die andere ift innerhalb 10 Tagen nach Jahres⸗ 

luß der in jedem Kantone zu bezeichnenden Amtäftelle einzureichen, um in 
beren Archiv niedergelegt und aufbewahrt zu werben. Eintragungen, welche 
nad Einreichung der zweiten Ausfertigung in der erften angebracht werden, 
find fofort derjenigen Amtzftelle, in deren Gewahrfam bie zweite Ausferti⸗ 
gung fich befindet, in beglaubigter Abichrift mitzutheilen und durch lettere 
in der Ausfertigung anzumerfen. 

Art. Die Eintheilung der Zivilftanbäfreife, jowie die Beſtimmun⸗ 
gen über die Ernennung und Entichädigung der Zivilſtandsbeamten bleiben 

Kantonen überlaffen. Die Umfchreibung ber tantonalen Kreiſe ift vor 
dem Vollzug gegenwärtigen Gefehes und hernach bei jeder Aenderung bem 
Bnndesrathe mitzutheilen. 
Art. 4. Geburt, jeder Todesfall, jede Eheichließung ift zunächft 
einzutragen in dem Streife, wo fie ftattgefunden haben. 

dl. 5. Den Zivilfiandsbeamten Liegt ob: a. Die Eintragung aller 
in ihrem Kreife vortommenden Geburten und Sterbefälle, Berfündungen und 
Zrauungen in bie betreffenden Regifter, ſowie auch die Bornahme der Ber 
Sry er beziehungsweiſe der Trauungen. b. Die amtliche Mittheilung 
diefer Eintragungen innerhalb 8 Tagen an die ſchweizeriſchen Zivilftands- 
Beamten des ordentlichen Mobnfihes, Totie bes Heimatortes, wenn bieje Ge: 
burten, Sterbefälle und Trauungen Perjonen betreffen, welche in einem an⸗ 
dern Zivilſtandskreiſe wohnhaft ober ————— find. c. Die Eintrag⸗ 
ung ahnlicher Mittheilungen aus an Kreiſen des In⸗ und Auslandes 
über Geburten, Sterbefälle und Trauungen, ſowie die Eintragung der bon 
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ben Gerichten ausgeſprochenen definitiven Scheidungen oder Nichtigerflärungen 
von Ehen, fofern diefelben Einwohner oder Heimatberechtigte ihres Kreiſes 
angehen, in die betreffenden Abtheilungen ihrer Geburts:, Todten: und Ehe⸗ 
regifter. d. u dad Verlangen von Betheiligten, bie Verabfolgung von 
Auszügen aus diefen Regiftern gegen Entrichtung der bezüglichen Schreib: 
ebühr. e. Die Anfertigung jtatiftifcher Auszüge und Nachweifungen zu 
Sande der Bundesbehörden nach den von lektern aufgeftellten Formularien 
egen eine durch den Bundesrath zu beftimmende Entichädigung. f. Die 
Unfertigung weiterer Regifter, ſofern folche durch kantonale Gelee und Ver: 
ordnungen vdorgeichrieben werben, ſowie Die Ablieferung derjenigen Auszüge, 
welche für die Fantonale und die Gemeindeverwaltung erforderlich find. 

Art. 6. Die Eintragungen. in die Zivilſtandsregiſter follen chrono: 
logiſch, ohne Dffenlaffung eines Zwiſchenraumes, mit fortlaufender, jährlich 
abzufchliegender Nummerirung geſchehen. Es ſoll darin nichts mit Abkürz⸗ 
ungen gejchrieben und fein Datum mit Ziffern ausgebrüdt werben. Alle 
Eintragungen, Ausſtreichungen und Randbemerkungen müfſen von dem Zivil⸗ 
ftandabeamten unterzeichnet fein. 

Art. 7. Es darf in die Zivilftandsregifter nichts ihrer Beſtimmung 
Fremdes eingefchrieben werden. Lie Yamilien- und Perfonennamen ber barin 
angeführten Perfonen find nach Maßgabe der den Beamten vorgelegten Ge: 
burt3fcheine und fonftigen Zivilftandsatten vorzumerken; fie können mit ber 
— des Berufes der Perſon, oder des Amtes, das dieſelbe bekleidet oder 
befleidet bat, begleitet werben. 

Art. 8. Der Bivilftandsbeamte hat die Eintragung in bie Negifter 
unverzüglich nach Empfang der betreffenden Erklärungen, beziehungsweife der 
ihm zugehenden Protokolle, Auszüge oder Urtheile vorzunehmen. Die Ein: 
tfragungen und die nach Vorſchrift gegenwärtigen Gejehes von Amtes wegen 
zu aenben Mittheilungen geichehen tarfrei. Für anderweitige Auszüge 
und Abfichriften find Schreibgebühren | einem bon ben betreffenden Kantons: 
regierungen aufgeftellten und vom Bundesrathe genehmigten Tarife zu ent- 
richten. 

Art. 9. Der Zivilftandsbeamte darf an den in bie Standesregifter 

machten Eintragungen weder Aenderungen, noch Ergänzungen vornehmen. 

rihtigungen in ben Zivilftandsregiftern können nur durch Urtheil der zu: 
ftändigen Tantonalen Gerichte angeordnet werden. Sofern jeboch ein offen: 
barer Irrthum vorliegt, fann die kantonale Auffichtsbehörbe deſſen Berichti- 
gung im Verwalkungswege anorbnen. Alle, die Berichtigung eines Zivil⸗ 
ftandaregifters anordnienden Enticheide ober Urtheile find ıhrem weſentlichen 
Inhalte nach bei ber betreffenden Stelle am Rande vorzumerken. 

Art. 10. Alle Belege, welche den Einjchreibungen in die Geburts, 
Zobtens und @heregifter zu Grunde liegen, follen in drei gefonberten, ber 
Eintheilung im Art. 2 entjprechenden Abtheilungen, nach Jahrgängen num⸗ 
merirt, vom Zivilftandebeamten aufbewahrt werden. 

Act. 11. Die Zivilftandaregifler und die vom Zivilfſtandsbeamten 
ausgeftellten und als richtig beglaubigten Auszüge gelten ala öffentliche Ur⸗ 
kunden, weldyen volle Beweiskraft zufommt, fo lange nicht ber Nachweis ber 
Faͤlſchung oder der Unrichtigkeit der Anzeigen und Feftftellungen, auf Grund 
deren bie Cintragung flattgefunden hat, erbracht if. 

Art. 12. Die Zivilftandsbeamten find fir ihre Pflichterfüllung ihren 
tantonalen Behörden verantivortlich, welche ihnen nach Maßgabe dieſes Ge⸗ 
ſezes die nöthigen Inſtruktionen ertheilen. Die Stantongregierungen find 
verpflichtet, über bie nn der Zivilſtandsbeamten alljährliche Ins 
ipettionen anzuordnen und über deren Ergebniffe dem Bundesrathe Bericht 
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zu erflattem. Derielbe iſt befugt, ba, mung 
zeigen, nad) Erforderniß — gegebenen Falles anf Koften des 
betreffenden Kautous das Nöthige — — —— — it ferner 


Geralige Dis Gele Die nälign Relemele und Berordnungen er: 


B. Beloudere una über bie Fäahrung der Ge: 
burtöregifter. Art. 14. ede Geburt und jede nach dem ſechſten Monat 
der Echwangerichaft ee Tehlgeburt muß innerhalb drei Zagen dem 
ar u beö SKreiles, in welchem fie flattgefunden bat, mündlich 

zeigt werden. Tie Anzeige von Geburten, welche in öffentlichen An: 
Bali Een — — Gefängnißanfialten u. ſ. w.) ſtattfinden, 
ra ft des betreffenden Anftaltsvorftehers. 

Art ——— X NE, 1)\ der ehelicde Bater, bezieh: 
— an dazu gehörig Beboflmäditigter ; 2) die Hebamme oder ber Arzt, 
—— zugegen geweſen find; 3) jede andere babei ängegen 

work — ) derjenige, in deſſen —— oder Behanjung bie 
nft erfolgt iR; 5) bie Mutter, ſobald fie dazu im Stande iſt. Die Ber: 
pflihtung der im ber vorfiehenden Reihenfolge ipäter genannten Perjonen 
tritt nur dann ein, wenn ein früher genannter Berpflichteter nicht vorhanden 
oder derfelbe au der Erflattung ber Angeig gehindert iſt. 

Art. 16. In das Geburtöregifter TOR ein eingetragen werden: a. Ort, 
Jahr, Monat, Tag und we ber Geburt; bei Zwilling: oder Mehrge⸗ 
burten ift die — ür —— — beſonder⸗ und mit lichſt ge⸗ 
nauer Angabe der xt vorzumerlen. b. Familienname, 
Perſonenname und ee en — für a oder vor dem 
Zeitpunfte der Anzeige verfiorbene Kinder if fein Perfonenname einzutragen. 
c. Familien: und Perfonennamen, Beruf, Heimat und Wohnort ber Eltern, 
wenn das Kind ehelidh, oder ber Mutter allein, wenn es — eye 
if. d. Familien⸗ nud Perfonennome, Beruf, Heimat: und Wohnort bes 
Anzeigenden. Tie Ein in bas Geburtäregifter joll jofort nach erhal» 
— Anzeige geſchehen und ift in demſelben vom Anzeigenden zu unterzeich⸗ 

Wenn der Anzeigenbe wicht unterzeichnen kann, jo ift hievon im Re: 
aifler rei Bormerlung zu machen. 

Wenn dem Zivilftandsbenmten die in der Anzeige gemachten 
Angaben ht „geubwichig ericheinen, fo wird er die nöthigen Erhebungen 
veranflalten u Eintragung erft vornehmen, nachdem er fidh von der 
Nichtigkeit der —— überzeugt bat. Iſt der Anzeiger dem Beamien nicht 
— — ‚ To hat letzterer bie Eier —* zu laffen. 
Beränderungen in den Standesrechten, — nach der 
— —— — Feſtfſtellung ber 
ung ie gerichtliches Uxtheil, freiwillige 
— Abopfiom n. }. w.), find auf Antrag eines der Betbeiligten 
ala Randbemerkung im Geburtäregi fter aut wenn die Thatſache — 
ee ae en Im Gele chtlicher Zuerlennung eines 
Kindes if davon ende Gerichtsbehörbe * zu⸗ 
län igen Zivilfiandsbeamten * machen. Die bei Anlaß ber Ge: 
burtsanzeige Seitens des Ba 





Baters erfolgte Anertennung eines unebelidhen . 
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Kindes ift im Regifter vorzumerken, wenn die betreffende kantonale Geſetz⸗ 
gebung eine folche geitattet. 

Ad. 19. Für die in der Gemeinde aufgefundenen Findelkinder hat 
die Gemeinbepolizeibehörbe die Pflicht, binnen der erften 3 Tage nad) der 
Auffindung behufs der Eintragung in dag Geburtsregifter anzugeben: a. Ort, 
Zeit und Umftände der Auffindung; b. das Gejchlecht des Kindes, fowie 
deffen vermuthliches Alter, Törperliche Merkmale und Kennzeichen defjelben ; 
c. bie Beichaffenbeit der bei dem Kinde vorgefundenen Kleider und Sachen; 
d. die ihm beizulegenden Namen; e. die Perjon, ‚bei welcher dad Kind unter: 
gebracht ift. 

C. Bejondere ah Ne über bie Führung der Todten⸗ 
zegifter. Art. 20. Jeder Sterbefall ift Längftend innerhalb 48 Stunden 
dem Zivilftandsbeamten des Kreiſes mündlich anzumelden. Zu der Anzeige 
verpflichtet iſt das Familienhaupt, beziehungsweiſe die Wittwe oder bie ſon⸗ 
ſtigen nächften Angehörigen des Verſtorbenen, und wenn ein ſolcher Ver⸗ 
pflichteter nicht vorhanden oder an ber Anzeige gehindert ift, Derjenige, in 
defien Wohnung oder Behaufung der Sterbefall fich ereignet Hat, oder die 
Berjonen, welche beim Tode zugegen geweien find, endlich in deren Erman⸗ 
gelung bie Ortspolizei. Die Beflimmungen der Artikel 17, 14, Lemma 2 
und Art. 15, lehtes Lemma finden auch in Beziehung auf die Anzeigen ber 
Sterbefälle Anwendung. Ä 

Ad. 231. Ohne Genehmigung der Ortspolizeibehörde darf keine Be 
erdigung dor der Eintragung des Todesfalles in dag Zivilſtandsregiſter ftatt: 
finden. Iſt die Beerdigimg diefer Vorſchrift entgegen geichehen, jo darf bie 
Eintragung bed Todesfalles nur mit Genehmigung ber Auffichtöbehörde nach 
Ermittlung des Sachverhaltes erfolgen. 

Art. 22. Das Todtenregifter ſoll enthalten: a. Jahr, Monat, Tag 
und Stunde des Todes, ſowie den Ort, wo derjelbe erfolgt ift; b. Familien, 
Perjonens und allfällige Beinamen des Berftorbenen und feiner Eltern, feine 
rim feinen Wohnort (in Städten Straße und Hausnummer), die Kon⸗ 
eifion, Beruf und Zivilftanb (ledig, verheirathet, verwittwet oder geſchieden), 

Hr, Dionat und Tag ber Geburt; c. Familien⸗ und Perfonennamen und 
Beruf des lebenden, verftorbenen oder gejchiedenen Ehegatten; d. bie Todes⸗ 
urſache, wenn immer möglich ärztlich bezeugt. Die Eintragung in das 
Tobtenregifter ſoll ee nach erhaltener Anzeige gefchehen und ift in dem» 
telben vom Anzeigenden zu unterzeichnen. Wenn ber Anzeigende nicht unter 
zeichnen Tann, ıft Hievon im Regifter befondere Vormerkung zu — 

Art. 8. Fur alle im Zivilſtandskreiſe todt aufgefundenen unbekann⸗ 
ten Perſonen wird die Todesanzeige durch die Gemeindepolizei vollzogen. Die 
Eintragung ſoll enthalten: a. Ort, Zeit und Umſtände der Auffindung der 
Leiche; b. das Geichlecht und muthmaßliche Alter derjelben; c. die körper: 
lichen Merkmale und bejonbere Kennzeichen berjelben; d. die Beichaffenheit 
der bei ber a ran Kleider und Sachen; e. die muthmaßliche 
Todesurfache. en und Heimat des DVerftorbenen find, wenn fie befannt 
werden, einzutragen. 

Art. 24. Als tobt erflärte Verjchollene find in ben Todtenregiſtern 
mit ber Bemerkung einzutragen, die Eintragung erfolge auf Grund einer 
Zobederflärung der zuftändigen Behörbe. Die Behörde, welche die Todeser⸗ 
ärung ausſpricht, den Zivilſtandsbeamten des letzten belannten Wohn⸗ 
fies des Betreffenden, ſowie des Heimathortes davon Mittheilung zu machen. 

D. Befondere eh mmungen über bie Eheſchließung und 
die Führung ber EHeregifter. I. Bon den zur Eingehung einer 
Ehe erforderlichen Eigenſchaften und Bedingungen, Art.25, Das 


Abgaben ft uuzuläing (Art. 54 ber Bundesverfaflung:. 
Art. Zu einer giltigen Ehe gebört br 


zehnte, die Braut das bechszehnte Alersjafr jurüdgelest haben Perisuen, 
welche das zwanzigfte Altersjahr noch nicht vollendet haben, bedürfen zu 
ihrer Dereheligung der Einwilligung des Jnbabers ber elterlichen Gewalt 
(des Baters oder der Mutter). Sind diefelben geftorben i 
in ber Lage, ihren Willen zu äufern, fo iſt die Einwilligung 
des erforderlich. Gegen gan des Bormundes fiet ben Bes 
treffenden orm = 


f 
:E 
* 


der Refurs an die zuſtändige unbichaftöbehörbe zu. 
Art. 8. Tie Eingehung der Ehe erg 1) Perionen, 


dor a breihundert Tagen nad Auflöiung der frühern Ehe feine 
neue einge n. 
11. Bon den auf die Abſchließung ber Ehe bezäglichen 
Förmlichkeiten. Art. 29. jeder im Gebiete der Eidgenofientchaft vor: 
zunehmenden (heichließung muß bie Verkündung bes Eheveriprechens voraus⸗ 
ehen. Die Verkündung dat am Wohnorte, jowie am Heimatorte jedes ber 
autleute zu erfolgen. Wird im Auslande mit Berufung auf beftehende 
Landesgeſetze bie Verkündung als überflüffig oder unzuläffig abgelehnt, To 
wird biefelbe durch eine biesfällige — erſetzt. 

Art. 80. Behufs Vornahme der Verkündung von Eheverſprechen find 
dem Zivilftanbsbeamten vorzumweifen: a. bie Geburtäfcheine beider Braut: 
leute; b. für Perfonen, welche das 20. Altersjahr noch nicht zurüdgelegt 
haben, die Zuflimmungserklärung des Inhabers ber elterlichen Gewalt over 
des Vormundes, beziehungsweife der zuftändigen DBormundfchaftsbehörbe ; 
c. falls nicht beibe Theile perfönlich ——— ein von ihnen unterzeichnetes 
und von der zuftändigen Amtsſtelle beglaubigtes Eheverſprechen. 

Art. 81. Wenn fi aus ben — Angaben und beigebra 
he ergibt, daß bie Done lgE ebenen Be ingungen erfüllt find, fo Takt 
der Zivilſtandsbeamte ben ündungsaft ab und beſorgt beffen Berdffent> 
lidung; er übermittelt den DVerfünbungsalt von Amtes wegen den ſchweize⸗ 
riſchen und ausländifchen Zivilftandsbeamten, in beren Streifen nach Borjchrift 
des Art. 29 die Verkündung ebenfalls ftattfinden joll. Alle diefe Handlungen 
erfolgen taxfrei, infoweit fie von ſchweizeriſchen Zivilſtandsbeamten vorzu⸗ 
nehmen find. Wenn auswärtige Behörden behufs ber Berebelichung von 
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ſchweizeriſchen oder eigenen, in ber Schweiz geborenen oder fidh aufhaltenden 
Angehörigen dienftlicye Verrichtungen IGmege ge: Ziviljtandsbeanten in 
Auſpruch nehmen, fo find letztere verpflichtet, den Daherigen Ya Folge 
zu geben. ft der Bräutigam ein Ausländer, jo ſoll die Verfündung nur 
auf Borlage einer Erklärung der zuftändigen auswärtigen Behörbe erfolgen, 
worin die Anerkennung der Ehe mit allen ihren an ausgeſprochen ift. 
Die Rantongregierung ift ermächtigt, Hievon zu diöpenfiren und Die mangelnde 
Beicheinigung durch eine andere paffende Anordnung zu erjeben. 
Art. 82. Der Verkündungsakt foll enthalten: Die Tyamiliene und 
jonennamen, den Beruf, Wohn: und Heimatort der Brautleute und ihrer 
tern, fowie bei verwittiweten oder gejchtedenen Perjonen die Familien⸗ und 
Perfonennamen des frübern Ehegatten und die Friſt, binnen welcher Ein- 
ſprachen anzumelden find. 

Art. 88. Im ganzen Gebiete der Eidgenofienfchaft ift der Verkün⸗ 
dungsakt durch den geſetzlich angewieſenen Zivilftandsbeamten, und zwar in 
allen Faͤllen gleihmäßig, mittels öffentlichen Anſchlags oder einmaliger Eins 
rüdung in das Amtsblatt befannt zu machen. 

Art. 84. ande gegen den Eheabichluß find binnen zehn Tagen 
nach ftattgehabter Veröffentlichung der Verkündung bei einem ber Zivilftands- 
beamten, welche die lettere bejorgt haben, anzumelden. Dem Zivilſtands⸗ 
Deamten des Wohnorts des Bräutigams ijt innerhalb zweimal 24 Stunden 
nad Ablauf diefer Frift von Seite der andern zur Verkündung verpflichteten 
Zivilftandsbeamten Anzeige zu machen, ob eine Einfprache erhoben fei oder 
nicht. Jede Einiprache, welche ſich nicht auf eine der in ben Artikeln 26, 
27 unb 28 diejes Geſehes enthaltenen Vorfchriften ftüßt, ift von Amtes wegen 
zurückzuweiſen und in keinerlei Weife zu berückfichtigen. 

Art. 85. Wenn Einſprachen gegen den Eheabſchluß erfolgen, jo tHeilt 
der Zivilftandsbeamte de Wohnort? des Bräutigamg diejelben lekterm mit, 
und es hat diefer fi jodann binnen einer Friſt von zehn Tagen zu erklä⸗ 
ren, ob er die Einſprachen anerkenne oder nicht; im lebten Falle ift dem 
Einfprecher davon Kenntniß zu geben, welcher binnen der Friſt von weitern 
zehn Tagen die Klage bei dem zuftändigen Richter des Wohnortes des Bräu⸗ 
tigams, oder wenn diejer feinen Wohnfik in der Schweiz hat, beim zuftän- 
digen Richter des Wohnortes der Braut anhängig zu machen hat. Geſchieht 
leßteres nicht, jo fällt die Einſprache dahin. 

Art. 36. Nach Ablauf von vierzehn Tagen nad) ber am Wohnorte 
. des Bräutigams ftattgehabten Verkündung ift den Brautlenten auf ihr Vers 
langen von dem dortigen Zivilftandsbeamten, jofern innert diefer Friſt bei 
demtelben feine Eheeiniprache angemeldet oder wenn eine folche durch die 
juftändige Behörde abgewieſen worden ift, ein Verkündſchein auszuftellen, in 
welchem bejcheinigt wird, daß die Ehe gefeglich verfündigt worden und gegen 
deren Bollzug feine Einſprache beftehe. Eine Verkündung, welcher nicht 
innerhalb jech® Monaten der Abſchluß der Ehe folgt, verliert ihre Gültigkeit. 

Art. 87. Auf Vorweis der Verfündbeicheinigung vollzieht der Zivil: 
flandabeamte die Trauung, welche in der Regel in dem Kreiſe, wo der Bräus 
tigam feinen Wohnfik Hat, ftattfinden fol. In Fällen von Todesgefahr kann 
der Zivilftandsbeamte mit Zuftimmung der zuftändigen kantonalen Behörde 
auch ohne — Verkündung die Trauung vornehmen. Auf die 
ſchriftliche Ermächtigung des Zivilſtandsbeamten des Wohnfitzes des Bräu⸗ 
tigams darf die Eheichliekung auch von dem Zivilſtandsbeamten eines an⸗ 
dern Kreiſes in dem Gebiete der Eidgenofienichaft vollzogen werden. In 
biejem Falle Hat letzterer unverweilt einen Trauungsſchein behufs Eintragung 
in die amtlichen Regifter des Wohnortes auözufertigen. Iſt der Bräutigam 
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Ausländer, jo kann die Trauung nur auf Vorlage einer Erklärung ber zu⸗ 
fländigen auswärtigen Behörde erfolgen, worin die Anerlennung ber Che 
mit allen ihren Folgen ausgeſprochen if, — daB Dispenfationsrecht der 
Kantonsregierungen nach Art. 31, (ußlemma, vorbehalten. 

Art. 88. Die Vornahme ber Trauungen ifi an wenigſtens zwei Tas 
gen jeder Woche zu ermöglichen. Die Trauung findet in einem Amtslokale 
und öffentlich ftatt. Bei ärztlich bezeugter ſchwerer Erkrankung eines der 
Berlobten kann die Trauung aud) in einer Privatwohnung vollzogen werben. 
An allen Fällen ift die Gegenwart von zwei polljährigen Zeugen nothwendig. 

Art. 89. Die Ehe wird a © abgeichlofien, daß der Zivilftandss 
beamte bie Verlobten einzeln fragt: „N. N. erflärt Ihr Hiemit, die N. N. 
zur Ghefrau nehmen zu wollen?" „N. N. erklärt Ihr biemit, den N. N. 
zum Ehemann nehmen zu wollen?" „Nachdem hr beide erklärt Habt, eine 
Ehe eingehen zu wollen, erlläre ich diefe im Namen des Gejehes ala ge: 
ſchloſſen.“ Unmittelbar nachher findet die Eintragung in das Eheregifter 
ftatt, welche durch die Eheleute und die Zeugen zu unterzeichnen ift. 

Art. 40. Eine kirchliche Trauungsfeierlichkeit darf erſt nach Voll⸗ 
diebung der geeplichen Trauung durch den bürgerlichen Traubeamten und 

orweiſung des daherigen Eheſcheines ftattfinden. 

Art. 41. Sofern voreheliche Kinder durch die nachfolgende Ehe legi⸗ 
timirt werden, jo haben die Eltern bei ber Trauung oder jpäteften? inner« 
balb dreißig Tagen nach derjelben dieſe Kinder dem Sivilftandebeamten ihres 
Wohnortes anzuzeigen. Hat jedoch die Eintragung aus irgend einem Grunde 
nicht ftattgefunden, jo kann aus diefer Unterlafjung den vorehelichen Kindern 
und ihren NRachlommen in ihren Rechten kein RachtHeil erwachien. 

Art. 42. Tas Ederegifter foll enthalten: a. familien: und Perjonens 
namen, Heimat, Geburts und Wohnort, Beruf und Geburtsbatum beider 
Ehegatten; b. familien: und Perfonennamen, Beruf und Wohnort ihrer 
Eltern; c. Yamiliens und Perfonennamen des verftorbenen oder geichiedenen 
Gatten, wenn eines der Ehegatten bereits verheirathet war, nebit dem Datum 
des Todes, — — der Scheidung; d. das Datum der Verkündungen; 
e. das Datum des Eheabſchlufſſes; f. das Verzeichniß der eingelegten Schrif⸗ 
ten; g. die Namen, Vornamen und den Wohnort der Zeugen. 

E. Beſondere Beſtimmungen über die Scheidung und die 
Vichtigerklärung der Ehe und die daherigen Eintragungen. 
Art. 48. Eheſcheidungsklagen und Klagen auf Ungiltigleit einer Ehe find 
bei dem Gerichte des MWohnfibes des Ehemannes anzubringen. Borbehalten 
bleibt die Weiterziefung an das Bundesgericht nach Art. 29 des Bundes» 
geleben über Organifation der Bundesrechtspflege vom 27. Juni 1874. Bein 

bgange eine Wohnfihed in der Schweiz kann die Klage am Heimat: 
(Bürger:) Orte oder am lebten ſchweizeriſchen Wohnorte des Ehemannes ans 
gebracht werden. 

Art. 44. Nach Anhörung der er (Art. 43) geftattet ber Richter, 
wenn e3 verlangt wird, der Ehefrau, gejondert vom Ehemann zu leben, und 
trifft überhaupt für die Dauer des Prozeſſes in Beziehung auf den Unter 
balt der Ehefrau und der Kinder die angemefienen Verfügungen. 

Art. 45. Wenn beide Ehegatten bie Scheidung verlangen, jo wird 
das Gericht diefelbe außfprechen, fofern fi aus ben ltniſſen ergibt, 
daß ein ferneres Zufammenleben der Ehegatten mit dem Weſen ber Ehe un: 
verträglich if. 

Art. 46. Auf Begehren eines der Ehegatten muß die Ehe getrennt 
werden: a. wegen Ehebruche, fofern nicht mehr ala ſechs Monate verfloffen 
find, ſeitdem der beleidigte Theil davon Kenntniß erhielt; b. wegen Rad} 
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Rellung nach dem Leben, ſchwerer Mißhandlungen oder tiefer Ehrenkränkun⸗ 
gen; c. wegen Berurtheilung zu einer entehrenden Strafe; d. wegen böss 
williger Berlaffung, wenn diefe fchon zwei Jahre — hat und eine 
richterliche Aufforderung zur Rückkehr binnen ſechs Monaten erfolglos ge⸗ 
blieben iſt; e. en Geiſteskrankheit, wenn dieſe bereits drei Jahre ange⸗ 
dauert hat und als unheilbar erklärt wird. 
xt. 47. Wenn keiner der genannten Scheidungsgründe vorliegt, 
aber gleichwohl das eheliche Verhältnig als tief zerrüttet erjcheint, fo kann 
das iht auf gänzliche eidung oder auf Scheidung von Tiſch und 
Bett ertennen. Die lektere darf nicht auf länger ala zwei Jahre ausgeſpro⸗ 
werden. Findet während dieſes Zeitraumes eine MWiedervereinigung 
nicht flatt, fo Tann bie Klage auf gänzliche Eheicheidung erneuert werden, 
und e3 ertennt alsdann das Gericht nach freiem Ermeflen. 

Art. 48. Bei gänzlicher Scheidung wegen eines beftimmten Grundes 
darf der ſchuldige Ehegatte vor Ablauf eines Jahres nach der Scheidung 
fein neues Ehebündniß eingehen. Diele Friſt kann durch da3 vichterliche 
Urteil felbft bis auf drei Jahre erftredt werden. | 

Art, 49. Die weiteren golgen der Eheicheibung ober ber Scheibung 
von Tiſch und Bett in Betreff der perjönlichen Rechte der Ehegatten, ihrer 
Bermögensverhältniffe, der Erziehung und des Unterrichtes der Kinder und 
der dem ſchuldigen Theile aufzuerlegenden her ee en find nach der 
Geſetzgebung des Kanton zu regeln, deſſen Gerichtäbarkeit der Ehemann 
unterworfen ift. Das Gericht entjcheidet über dieje ragen von Amtes wegen 
oder auf Begehren der Parteien zu gleicher Zeit wie über bie Scheidungs⸗ 
Hage. Diejenigen Kantone, welche hierüber feine gejeglichen Beltimmungen 
—— —— — ſolche binnen einer vom Bundesrathe feſtzuſetzenden 

riſt zu erlafien. 

Art. 50. Eine Ehe, welche ohne die freie Einwilligung beider oder 
eines der Ehegatten durch Zwang, Betrug oder durch einen Irrthum in der 
Perſon zu Stande gefommen ift, kann auf Klage des verlehten Theiles un⸗ 
giltig erklärt werben. Die Nichtigkeitäflage ift ‚jedoch nicht mehr annehmbar, 
wenn feit dem Zeitpuntt, in welchem der betreffende Ehegatte feine vöflige 
Freiheit erlangt oder ben Irrthum erkannt hat, mehr ala drei Monate ver: 
ftrichen find. 

Art. 51. Auf Nichtigkeit ber Ehe ift von Amtes wegen au Hagen, 
wenn fie entgegen den Beftimmungen des Art. 28, Ziff. 1, 2 und 3 abge 
Ichlofien worden ift. 

Art. 52. Eine Ehe, die zwiſchen Brautleuten abgeichloffen worden 
ift, welche beide oder von denen ber eine Theil das im Art. 27 vorgefchries 
bene Mündigkeitsalter noch nicht erreicht Hatten, kann auf Klage des Vaters 
oder der Mutter oder des Vormundes nichtig erklärt werden. Die. Richtig: 
feitäklage ift indeilen nicht mehr annehmbar: a. wenn die Ehegatten dag ges 
ſetzliche Alter erreicht haben; b. wenn die Frau ſchwanger geivorben Hi; 
c. wenn ber Vater oder die Mutter oder der Bormund ihre 
für die Heirat gegeben hatten. 

Art. 58, Auf Nichtigkeit einer Ehe, welche ohne Einwilligung ber 
Eltern oder Bormünder (Art. 27, Alinea_2) und ohne vorangegangene ge 
börige Verkündung eingegangen worden ift, kann nur von denjenigen, deren 
Einwilligung erforderlich — wäre, und nur bis zu dem Zeitpunkte ge⸗ 
klagt werden, in welchem die Eheleute das geſetzliche Alter erreicht haben. 

Art. 54. Eine im Ausland unter der dort geltenden Gefehgebung 
abgeicjloffene Ehe wird nur dann als ungiltig erklärt, wenn die Dagegen 


inwilligung 
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erhobene Nichtigleitöflage ſowohl nach der Geſetzgebung, unter welcher bie 
Ehe — wurde, als nach dem gegenwärtigen nei begründet ifl. 

xt. 55. Wird eine Ehe nichtig erklärt, bei der fich beide Ehegatten 
in gutem Glauben befanden, fo begründet diefelbe ſowohl für die Ehegatten 
ala für die aus der Ehe hervorgegangenen oder diefelbe legitimirten 
Kinder die bürgerlichen Folgen einer giltigen Ehe. Befand ſich nur einer 
der Ehegatten in gutem Glauben, jo Hat die Ehe nur für diefen und für 
die Kinder bie bürgerlichen Folgen einer giltigen Ehe. Waren endlich beide 
Ehegatten in böfem Glauben, fo treten die bürgerlichen Folgen einer giltigen 
Ehe nur für die Kinder ein. 

Art. 56. In Bezug auf Ehen zwifchen Ausländern darf eine Schei⸗ 
dungs⸗ oder Richtigkeitäklage von den Gerichten nur dann angenommen wer⸗ 
den, wenn nachgewieſen wird, daß ber Staat, dem die Eheleute angehören, 
das zu erlaflende UrtHeil anerkennt. 

Art. 57. Alle Urtheile betreffend ——— oder die Nichtigkeit 
einer Ehe find von ben Gerichten, welche dieſelben ausgeſprochen haben, den 
Zivilftandsbeamten des Wohnortes und der —— ſofort mitzu⸗ 
theilen und von dieſen am Rande des entſprechenden Traueintrags im Ehe⸗ 
regiſter vorzumerken. 

F. Strafbeſtimmungen. Art. 58. Die Zivilſtandsbeamten haften 
ben Betheiligten für allen Schaden, welchen fie ihnen durch Vernachläſſigung 
ober Verlegung ihrer Pflicht zufügen. 

Art. 59. Don Amtes wegen oder auf Klage hin find zu betrafen: 
1) Perfonen, w:lche den in den Artikeln 14, 15, 20 und 21 vorgeichriebenen 
Anzeigepflichten nicht nachlommen, mit Geldbuße bi8 auf 100 Franken. 
2) Zivilftandsbeamte, welche die ihnen in dieſem Geſetze auferlegten Pflichten 
—— ſowie Geiſtliche, welche gegen den Art. 40 des Geſetzes handeln, 
mit Geldbuße bis auf Fr. 300, im Wiederholungsfall mit Verdoppelung der 
Buße und Amtsentjegung. Die Geiſtlichen haften den Betheiligten ebenfalls 
für die zivilrechtlichen Yolgen. Sämmilichen intereffirten Parteien fteht in 
Beziehung auf die Anwendung diejes Artikels gegen UrtHeile der fantonalen 
Gerichte der Rekurs an das Bundesgericht offen. 

G. Schlußbeftimmungen. Art. 60. Die tantonalen Vollziehungs⸗ 
verordnungen zum gegenwärtigen Gejeh find dem Bundesrathe zur Genehmi: 
gung mitzutberlen. 

Art. 61. Dieſes Gefeh tritt unter Vorbehalt von Art. 89 der Bundes: 
verfaffung und des Bundesgejekes vom 17. Juni 1874 betreffend Volksab⸗ 
— über Bundesgeſetze und Bundesbeſchlüſſe am 1. Januar 1876 in 

a 


ft. 

Art. 62. Von dieſem Zeitpunkte an ſind aufgehoben: 1) das Bundes⸗ 

gele über die gemifchten Ehen vom 3. Dezember 1850 (II. 130); 2) da? 

achtragsgeſetz über die gemifchten Ehen vom 3. Februar 1862 (VII. 126); 
3) das Konkordat vom 8. Juli 1808 (und 9. Yuli 1818); 4) das Kontor: 
dat vom 4. Juli 1820; 5) das Konkordat vom 6. Juli 1821; 6) da® Kon: 
fordat vom 14. Auguft 1821; 7) das Konkordat vom 11. Yuli 1829; 
8) da3 Konkordat vom 15. Juli 1842, 9) das Konkordat vom 1. Februar 
1855; 9 alle mit gegenwärtigem Geſetze im Widerſpruch ſtehenden kanto⸗ 
nalen Ge ii und Verordnungen. 

H. Vebergangabeftimmungen. Art. 68. Hat vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Gejekes eine dauernde oder zeitlihe Scheidung von Tiſch und 
Bett Haltgernien fo kann bie gänzliche Scheidung verlangt werden, wenn 
der Grund, geftüßt auf welchen die Scheidung von Tiſch und Bett erfolgte, 
nach Mitgabe diejes Geſetzes zur gänzlichen Scheidung berechtigte. 
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‚Art. 64. Die Kantone haben dafür zu forgen, daß An te auf 
ben Zivilftand bezüglichen Regifter und Akten ober Kopien derjelben, foweit 
es zu dieſem Zwecke erforderlich ift, in den wi ber bürgerlichen Behörben 
übergehen. Nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetes find die neuen Zivil: 
flandäbeamten allein berechtigt, Beicheinigungen und Auszüge aus den Zivil« 
ſtandsregiftern auszufertigen. 

Art. 65. Wo die bisherigen Perfonalregifter nur der Taufe, nicht 
aber der Beburt erwähnen, kann ber Taufichein an die Stelle bes im Art. 30 
lit. a dieſes Geſetzes geforderten Geburtſcheines treten. 


I. Santonalgejeßgebung. 


Im Gegenfah zur Bundesverfaffung haben die fämmtlichen 
Kantone fpeziell privilegirte und dotirte Landeskirchen. Die Bezeich- 
nung der römijch-Tatholifch-apoftolifchen Religion als ausfchließlicher 
Staatäreligion oder nur ala Staatsreligion ift nach dem mit letz— 
terem Ausdrud Seitens der römischen Curie verbundenen Sinn An⸗ 
geficht8 der Bundeöverfaffung unzuläffig. Sie findet fi in den 
Berfaffungen von Uri, Schwyz, Unterwalden, - Appenzell J.Rh., 
Wallis, ZTeifin. 

Das Syſtem der Kantone in Privilegirung und Dotirung von 
Kirchen iſt ein vierfaches: 

1) Nur die römifch-Tatholiiche Confeſſion ift privilegirt in: 
Luzern, Uri, Schwyz, Untertvalden, Zug, Appenzell J.Rh., Wallis, 
Telfin. 

2) Nur die reformirte Confelfion in: Züri, Schaffhaujen, 
Appenzell A.Rh., Waadt. 

3) Eine reformirte und Tatholifche Landeskirche gibt es in: 
Freiburg (jedoch mit weit übertwiegender Privilegirung der Tatholi= 
fchen Kirche), Glarus, Solothurn, Bafelftadt, Bafelland, Neuen- 
burg, Thurgau, Aargau, Graubündten, Sct. Gallen. 

4) Eine reformirte und chrijtlatholifche (nationalzalt=fathol.) 
Landeskirche gibt es in: Bern, Genf. 

Don den sub 1. genannten Kantonen bat nur Teffin eine 
„legge ecclesiastico-civile“ vd. 24. Mai 1855, ein Staatsgeſetz zur 
Ordnung bes BVerhältnifjes zwifchen Kirche und Staat. Die übrigen 
Kantone, fämmtlih vorwiegend von römiſch-kirchlichen Einflüffen 
beberrjcht, haben feine fpeziellen Geſetze zur Regelung der kirchlichen 
Berhältnifie. Daflelbe gilt von dem sub 3. genannten Freiburg 
Binfichtlich der Verhältniffe der fatholifchen Kirche. Spezielle Staat3- 
gefeße für die kathol. Kirche beftehen außerdem in: Schaffhaufen, 
Thurgau, Genf; erftere beiden find allgemeiner Natur und wurden 
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fatholifcherjeits angenommen; das Genfer Geje aber ift ein voll- 
ftändigeg Organifationsgefeg und wurde römifcherfeitg nicht ange- 
nommen, jo daß die ganze Organifation, Kirchen, Bermögen ıc. an 
die national=fatholifche Richtung übergingen. Bafelftadt Hat verfafl- 
ungsmäßig beftimmt, daß die äußere Ordnung auch ber katholiſchen 
Kirche durch Staatsgeſetz geregelt werden jolle, ein ſolches ift aber 
big jeßt nicht ergangen. 

Die evangelifche Kirche iſt Tpeziell von Staatswegen organifirt 
in: Züri, Bafelftadt, Bufelland, Schaffhaufen, Appenzell A.Rh., 
Genf, Waadt, Thurgau, Graubünden ; allgemeine Gefete hinfichtlich 
der evangelifchen Kirche, wobei bie eigentliche Organifation der Kirche 
ſelbſt unter Vorbehalt der ftaatlichen Genehmigung überlafien wurbe, 
beftehen in: Set. Gallen, Freiburg. 

Staatliche Kirchengefeke ohne Unterfchied der Confeſſionen be⸗ 
ftehen in: Neuenburg, Bern, Sct. Gallen; nur die beiden erfigenannten 
find vollftändige Organifationzgefeke, das erftere für Proteftanten, 
Katholiten, Juden, das zweite für die protejtantifche und katholiſche 
Kirche; von ber römiſchen Richtung wurde das bernifche Kirchengeſetz 
wicht angenommen, die ftaatliche Organifation, Kirchen, Vermögen zc. 
gingen deshalb vollftändig auf bie nationalfatholifche Richtung über. 

innerhalb der evangeliichen Kirche führten die ſtaatlichen 
Kirchengefehe zu Spaltungen und freifirchlichen, vom Staat völlig 
unabhängigen Bildungen, in: Genf, Waadt, Neuenburg und Bern. 

Kirchliche Spezialgefege wurden ferner noch erlaffen: 1) in 
Genf: sur le culte exterieur; sur les corporations religieuses, 
2) in Bern: betreffend Störung des religiöfen Friedens, 3) in ©ct. 
Gallen: betr. Begräbnißweſen; betr. geiftlichen Amtsmißbrauch. 


Aug der Mafle diejes gefetlichen Apparatez follen bier nur 
die wichtigften Geſetze eine Stelle finden: 


I. Bern: 
1. Kirchengeſetz. 

I. Allgemeine Beftimmungen. 8 1. Die Glaubend: und Ges 
wiſſensfreiheit ift im ganzen Umfange bes Kantons Bern gewährleiftet. An 
die Glaubensanſichten und an die Vornahme oder Unterlafiung religiöfer 
Handlungen dürfen keine Folgen bezüglich auf bürgerliche oder politische 
Rechte gefnüpft werben. Die Glaubensanſichten entbinden nicht von der Er: 
füllung bürgerlicher Pflichten. 

2. Die freie Augübung der gottesdienftlicden Handlungen ift inner: 
Halb den Schranken der Sittlichkeit und öffentlichen Ordnung jeder Konfeffion 
und Religionsgenoffenjchaft geftattet. Den Staatöbehörden liegt ob, gegen kirch⸗ 
liche Erlaſſe und Verordnungen, ſowie gegen Handlungen kirchlicher Behörden 


vo. Schweiz. 147 


oder einzelner Geiſtlicher, welche die Öffentliche Ordnung, ober die Rechte der 
Bürger und des Staates, ober den Frieden unter ben SKonfelfionen und 
Religiondgenoffenfchaften beeinträchtigen, einzufchreiten und bie geeigneten 
Maßnahmen zur Abhülfe zu treffen. 

8. Das Begräbnißweſen ift Ortspolizeiſache. Niemanden ba 
wegen Gtaubensanfichten oder au andern Gründen Ai anftändiges on 
niß auf dem Öffentlichen Gottesacker verfagt werben. Die lir lide Feier des 
Begräbniffes bleibt den Hinterlafſenen des Verſtorbenen überlaſſen. 


84. Die Ehe, ſoweit fie auf einem bürgerlichen Vertrage beruft, 
ift von allen kirchlichen und Tonfelfionellen Beziehungen unabhängig zu ord⸗ 
nen. Die Einholung bes kirchlichen Segens darf erſt nach vorausgegangener 
Eiviltrauung ftattfinden. Die Tirchgemeindeweije Führung der Geburts, 
Ehe: und Sterberegifter ift einem eigenen Eivilftandsbeamten zu übertragen; 
wozu auch die Geiftlichen wählbar find. a nähern Ausführung diefer in 
ben 88 3 und 4 enthaltenen Grundſätze hat ber Große Rath die nöthigen 
Detrete zu erlaflen. 

85. Die nachfolgenden Beltimmungen diefe® Geſetzes finden nur 
Anwendung auf die vom Staate anerlannten öffentlichen Tirchlichen Korpo⸗ 
tationen, d. h. auf die Kirchgemeinden. Dem Staate bleibt jedoch vorbe: 
halten, unter näher feftzuftellenden Bedingungen auch den privaten Religions: 
———— Korporationsrecht zu ertheilen, ohne hof diefelben dadurch 
n Rechten und Pflichten unter dieſes Geſetz fallen. 

I. Organijation ber Kirchgemeinden. 8 6. Als Sirchge: 
meinden ($ 5, erſtes Lemma) gelten, fofern fie fich ben Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes unterwerfen: 1) bie beftehenben Kirchſpiele der beiben ftaatlich an⸗ 
erkannten Konfeflionen; 2) die übrigen gegenwärtig vom Staate bejoldeten 
en ober Pfarrgenofienichaften der beiden genannten Konfeſſionen; 

) ſolche Religion — —— welche, ſei es, daß ſie innerhalb oder 
außerhalb ber anerkannten beiden Landestonfeifionen ſtehen, durch einen be⸗ 
fondern Erlaß des Großen Rathes ala en Kirchgemeinde erklärt wer⸗ 
den. Außerdem fteht dem Großen Rathe bie Be ugni zu, durch bejonbere 
Detrete; a. nach Zeit und Umfländen und nad) jeweiliger Anhörung ber 
Betheiligten (8 66 St.⸗V.) die angemefienen Aenderungen in ber Gebietgein: 
theilung ber Slixchipiele, fei e8 durch Trennung oder Verſchmelzung, fei es 
duch Errichtung von Filialen, zu beſchließen; b. einzelne Pfarrftellen oder 
Helfereien aufzuheben oder neu zu errichten. 

87. Die Kirchgemeigbe befteht aus allen innert ihren Grenzen bes 
findlicden Bewohnern, welche der nämlichen Konfeffion oder kirchlichen Na: 
menßbezeichnung angehören. Sie bildet in Betreff der mit den Kultusange⸗ 
legenheiten zujammenhängenden Begenftände eine Kixchgemeinbeverfammlung, 
einen Sticchgemeinderath. Durch biefe Beftimmung joll jedoch an den Bor: 
en ber jeweilen in Geltung befindlichen Staatägejeße, betreffend die 
irchgemeindeweife Organifation und Verwaltung der übrigen gemeinjamen 
Ungelegenheiten ber Kirchſpiele, nicht? geändert werden. 


A. Die RB ee nen ann unEzS 8. An der — 
meindeverſammlung find diejenigen Angehörigen Kirchgemeinde ſtimmbe⸗ 
rechtigt, welche 1) nach den Beftimmungen der Stantsverfaffung das an 
Stimmrecht befigen unb fich ein Jahr lang in der Kirchgemeinde aufgehalten 

ben; 2) fich nicht durch eine ausdrüdliche und förmliche Erklärung beim 
— von der Zugehörigkeit zur betreffenden Konfeffion oder 
Eirchliden Namenöbezeichnung Losgejagt haben. 
10* 
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8 9. Es Sollen befondere kirchliche Stimmregifter — werden. 
Die Vorſchriften ven ihrer Wührung, Beauffihtigung, Reviſion, dffent: 
lichen Auflage u. ſ. w. find durch eine olgiehungsverordnung feftzuftellen. 

8 10. Bezüglich der Zeit und des Verfahrens ber Bujammenberuf: 
ung der Kicchgemeindeverfammlung gelten die für die Gemeindeverfammlungen 
aufgeftellten orfchriften. 

8 11. Der Kirchgemeindeverfammlung kommen folgende unübertra 
bare Berrichtungen zu: 1) die Wahl ihres Präfidenten und Schreiber: ; 
2) die Beftimmung ber Mitgliederzahl des Kirchgemeinderaths und Die ee 
bes Präfidenten und der Mitglieder biefer Behörde; 3) für bie evangelif 
reformirten Kirchgemeinden: die Wahl der Abgeordneten an bie Kantons: 
fynode nach Mitgabe des 395 dieſes — 4) die Wahl des oder der 
Geiftlicden, unter Vorbehalt ber Anerkennun see die Regierung ($ 37—42); 
. die Annahme oder Abänderung be3 Kirchgeme lement3 ; 6) die Be 
Iohrbfaffung über Verwendung ded Kirchengutes, über Bauten, Eriverb oder 

eräußerung von Liegenfchaften, Weitiegung Tirchlicher Befoldungen und der» 
lei dtonomiſche Gegenftände, ſowie allfällige Prozeſſe, fofern dabei die 
uch das Reglement dem Kirchgemeinderath eingeräumte Stompetenz über: 
Ichritten wird; 7) die Außfchreibung verbindlicher Kirchenſteuern, die Beſtim⸗ 
mung des jährlichen Voranſchlags ber Einnahmen und Auögaben und bie 
Genehmigung der jährlih a ‚alenenben Kicchenrechnungen, exed unter 
Borbehalt der Paffation durch die Staatsbehörden; 8) das t der Bes 
ſchlu teflung über biejenigen ragen, welche das Berhältnik zu einer obern 
kirchlichen Behörde betreffen. Die unter Ziff. 1—4 hievor vorgeſehenen 
Wahlen follen in geheimer Abftimmung vor fich gehen. 

5 12. Der Kirchgemeindeverfammlung Tiegt überdieß die Förderung 
des drtlichen Kirchenweſens und bes fittlichreligiöfen Lebens der Gemeinde ob. 


8 13. Beichlüffe über Verminderung des Kapitalvermögen?, ſowie 
über Annahme oder Abänderung des Kirchgemeindereglements unterliegen ber 
Genehmigung des Regierungsrathe. 

B. Der Kirchgemeindrath. 8 14. Der Kirchgemeindrath befteht, 
mit Inbegriff des Präfidenten, je nach Beichluß der Kirchgemeindeverfamms 
lung aus wenigftend 5 und ftend 13 Mitgliedern. Wählbar in ben 
a ift jeder an ber Kirchgemeinbeverfammflung Stimmberechtigte, 
der das 23. Altersjahr zurückgelegt Hat. 


8 15. Die Amtöbauer der Kirchgemeindräthe beträgt 2 bis 4 Jahre, 
nach beren Ablauf fie wieder wählbar fin, Bei Erlebigungen in ber 
— tritt der Neugewählte nur für ben Reſt der Amtödauer ein. 

ie Pflicht der Annahme ber Wahl in den Kirchgemeindrath für eine Amts: 
dauer von zwei Jahren, fowie bie Enthebung davon, wird burch bie ein: 
ſchlagenden Beitimmungen des Gemeinbegejepes normirt. 

8 16. Der Kirchgemeinderath verfammelt ſich, To oft es bie Gefchäfte 
erfordern. Zu gültigen 3 chlüfſen ift die Anweſenheit bee een nee 
feineg Stellvertreter und Hälfte der Mitglieder, fowie die Beiftimmung 
der Mehrheit der Antwelenden erforberlich. 

8 17. Der Kirchgemeindrath erwählt feinen Bicepräfidenten und feis 
nen Schreiber auf 2 Jahre, mit fofortiger Wieberwählbarkeit. 

& 18. Der Kirchgemeindrath U die ordentliche Verwaltungs⸗ und 
Auffichtsbehörde der Kirchgemeinde. Als ſolcher Liegt ihm bie Velorgung 
fämmtlicher Angelegenheiten und die Wahl fämmtlicher Beamten und Bes 
bienfteten dex Kirchgemeinde ob, deren Bejorgung oder Wahl nicht durch dad 
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Geieh ober durch das Kirchgemeindereglement ber Rirdögemeinbeverfommlung 
felbft vorbehalten find. 

8 19. In Erman nglung abweichender Beftimmungen des Kirchgemeinde⸗ 
reglements kommen I gemeindrath namentlich folgende Obliegenheiten 
und Befugniffe zu: ab aller 5 ber King Beamten und Bedienfteten, 
bie wicht Du Non eh ausdrückli rchgemeindeverſammlung vor⸗ 
behalten ift ( iff. 1-4); 2) hi DBorberathung ber Derhandlungs: 

enftände der Bir BETEN ung: und die Zufammenberufung der⸗ 

— ; 8) die Vollz ‚sung der Beichlüffe Der Kirchgemeindeverſammlung und 
der von den zuftändigen Behörden erlaflenen Geſetze, Verordnungen und 
MWeilungen; 4) bie Deauffichtigung, Pflege und Förderung de? religiöjen und 
fittlichen Lebens der Gemeinde; 5) die Aufficht Über den Tirchlichen Jugend: 
— 6) die Auffi * bee en Gotteödienft, über die feier ber Sonn: 
tage, über un Aichengebäube die Verfügung über die Benutzung 
berjelben, vorbehältlich bes endgültigen Entſcheids ber Staatsbehörben in 
Rreitigen Fällen, die Anordnung von Zeit und Stunde bes Gottesdienſtes 
und ber Unterweiſungen innerhalb der hierüber beftehenden Borichriften, bie 
Anordnung freiwilliger Stixchenfteuern und Die ea habung ber Sittenauf: 
ficht; 7) Die Derwendung des Ertrags des Kirchengutz, die Beftreitung ber 
lirchlichen Bebürfniffe au: die Verwaltung ber ökonomischen Angelegenheiten 
Sins Kirchgemeinde. innert den Grenzen der erhaltenen Kompetenz (8 11, 


6). 

8 20. Nimmt der Hirchgemeindrath bei Ausübung feiner amtlichen 
Verrichtungen ——— Geſetzesübertretungen wahr, fo ſoll ex über ben Fall 
betre ing —*X — n. 


8 21. Bezug en ber ehemaligen Sittengerichte in 
Ehe: und —— dem ür den Kicchgemeindrath die Beftimmuns 
gen ber jeweiligen bürgerlichen Geſezgebung. 

8 22. In — es gemeinden Tann ſich auf Beſchluß der Kirch⸗ 
ee emeindrath, zu 4 fjerer —— 
n, in ment the en. Wo in einer — meh⸗ 
emeinden der —— ug borbanden find, Tann für eins 

* * ——— eine gemeinſchaftliche Behörde aufgeſtellt werden. 


8 28. Das Anftellungsverhältniß der vom Kirchgemeindrathe er» 
— Kirchenbedienſteten iſt durch beſondere von ihm zu erlafiende Regle⸗ 
mente zu ordnen. 

8 24. Mitglieder bes = gemeinbrathes und ber Kirchgemeindever⸗ 
——— verpflichtet, bei Behandlung von Gejichäften den Austritt ß 
nehmen, denen fie ſelbſt ober ihre Verwandten oder Verſchwägerten 
aufs ober abfteigender Linie oder in den Seitenlinien big und mit 
bes Grades von Geichwifterkindern perjönlich betheiligt find. Gegen Dahl: 
verbandlungen und Beſchlüſſe der Fe hgeneinben ammlungen und Fi 
gemeindräthe Tann, | — fie mit den Vorſchriften der Geſe * und ber Ki 
gemei lemente im Widerſpruch ſtehen, bei den Stantsbehörben nach Mil: ⸗ 
gabe der Beſtimmungen des Gemeindegeſetzes Beſchwerde geführt werden. 


ID. Wahlfähigkeit, un und Pflichten der Geiftlicden. 
$ 25. Wahlfähig zu iflichenfte n an Öffentlicden Kirchgemeinden unb 
an ben Öffentlichen Anftalten find nur folche in ‚ welche in ben bernis 
ſchen Kirchendienft au nommen worden find. Für Pfareft ellen, mit Aus⸗ 
nahme der beſchwerli —* Be erren Sa m ber ER er Ei ri 
ſchaft feit vier Jahren erforderlich. Dieſe n —* fällt jeb 
zweimaliger Ausichreibung einer Pfarrftelle we 
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8 36. Die Aufnahme in den berniſchen Kirchendienſt erfolgt durch 
ben Regierungsrath. Sie darf mit Ausnahme ber in $ 27 vorgefehenen 
Fälle nur unter folgenden Bedingungen ftattfinden: 1) auf den Ausweis 
über zurüdgelegtes 21. ae und untadelhafte Sitten; 2) nach voraus» 
gegangener Staatöprüfung und auf ein empfehlendes Gutachten der betreffen 
den Prüfungsbehörde (3 28), durch welches erklärt wird, daß ber Kandidat 
bie nöthige theologiſch⸗wiſſenſchaftliche und kirchlich-praktiſche Befähigung zum 
geiftlichen Amte feiner Konfeſſion befikt. 

8 27. Ausnahmsweiſe können Geiftliche, die fchon in einem aus⸗ 
Wwärtigen SKirchendienfte geftanden haben, auch ohne Staatsprüfung in ben 
berniſchen Kirchendienft aufgenommen werden, wenn fie fich befriedigend aus⸗ 
weiſen: 1) über Heimat, bürgerliche Ehrenfähigkeit und gute Sitten; 2) über 
anderwärt® mit gutem og beftandene theologiſche Staatäprüfung und 
entiprechende Borftudien: 3) über mehrjährige vorzäglicde Wirkſamkeit in ber 
Seelforge oder im Lehramte. Doch darf bie mm nur auf das empfeh- 
ende Gutachten der betreffenden Prüfungsbehorde ftattfinden. 

8 28. Für die in & 26, a 2 und 8 27 vorgefchriebenen Staats: 
prüfungen und Begutachtungen find Prüfungstommilftonen der verjchiedenen 
Konfeffionen aufzuftellen. Die Wahlart diefer Kommiffionen, ihre Mitglie- 
berzahl, die Prüfungsgegenftände, da3 Berfahren bei den Prüfungen und 
die Beurtheilung der Prüfungsergebniffe tverden durch Reglemente näher be: 
ftimmt, welche der Regierungsrath, im Einverſtändniß mit der kirchlichen 
Oberbehörde (Synobalrath, beziehungsweife katholiſche Kirchenkommiſſion, 
S 46 dieſes Gel. und $ 80 St.:3B.) aufzuftellen bat. 

8 29. Die Pfarrftellen (Pfarepfründen) werden durch bie Kirche 
gemeindeverfammlungen Wir jedoch unter Vorbehalt der Anerkennung buch 
den Regierungsrath; die Pfarritellen an den öffentlichen Anftalten und die 
Bezirköhelferftellen werden nach eingeholtem Gutachten der kirchlichen Behörde 
in bisher üblicher Weife beſetzt; die Bilariats: und Pfarrverweſer— 
ftellen endlich durch den betreffenden SKirchgemeindrath im Einverfländnik 
mit der Kirchendirektion. 


F 30. Alle Wahlen zu geiftlicden Stellen — mit Ausnahme ber 
Bilariate und Pfarrveriwejerftellen — Ft auf die Dauer von 6 Fahren, 
mit Wiederwählbarfeit bes bisherigen Geiftlichen nach Dlitgabe der SS 37 u. ff. 

8 31. Auf Geiftliche, welche zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Ge: 
jeßes bereit3 im Kanton im Amt fliehen, finden bei Wahlen oder Wieder⸗ 
wahlen berjelben die Beitimmungen ber 88 25, 26 und 27 bezüglich auf bie 
Wahlfähigkeit feine Anwendung. 

32. Dem nicht wiedergewählten Geiftlichen ift eine Abzugsfriſt 
von 3 Monaten geftattet. 

5 88. Innerhalb der jechsjägrigen Amtsdauer kann ein Geiſtlicher 
nur durch gerichtliche Urtheil, nad) den jewweilen für die Amtsentſetzung und 
Abberufung geltenden Vorfchriften, ober durch Verfegung in Ruheltand mit 
Leibgeding (8 34), von feiner Stelle din werden. Die Amtsentiekung 
hat fe ie Streichung aus dem Kirchendienft zur Folge. Bei bloßer Ab: 
berufung oder gegen nicht angeitellte Geiftliche kann Diefe Streichung verfügt 
werden, wenn die vorliegenden Thatfachen eine fernere Bertvendung im aftis 
ven Kirchendienfte unftatthaft ericheinen laſſen. 

5 84. Geiftliche, welche wegen Abnahme ihrer phyfiſchen oder geiftis 
gen Kräfte nicht mehr zu genügen in Stande find, können vom Regierungss 
vath, nach 3Ojährigem Dienfte an öffentlichen Kirchgemeinden ober Anflalten, 
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in befondern Roibfällen fon vorher, mit ober ohne ihr Anfuchen, nach 
Einvernehmen der Kirchgemeinde, mit einem Leibgebing in Ruheftand verfekt 
werden. Ein 4Ojähriger Kirchendienft berechtigt zu einem Leibgeding. Das 
Leibgeding beträgt die Hälfte ber dem Betreffenden im Zeitpuntte feines 
Rücktritis zukommenden Staatsbeſoldung. 

8 85. Jeder in den berniſchen Kirchendienſt aufgenommene Geiſtliche 
iſt * altiven Kirchendienſt verpflichtet, mit Ausnahme derjenigen ee 
welche zu Staats⸗ oder Schulſt gewäglt oder in Ruheſtand verjekt find. 
Jedoch können die zu Staats⸗ oder Schulftellen gewählten Geifllichen, ſoweit 
ed mit i Stelle verträglich ft, oegem Entiehädigung zur Abhülfe im aftis 
den Sir ienft veriwendet werden. tlaubögefude auf längere oder Lürzere 
Zeit werden von der Kirchendirektion, Dispenfation vom Kirchendienſt auf 
— auf das Gutachten der kirchlichen Behörde, vom Regierungsrath 


a. Insbeſondere werden ben im bernijchen ie befind« 
lichen Geiftlichen folgende Be ai auferlegt: 1) dab fie ihre Zeit 
und Kraft gewi dem Amte widmen und 1a ber Belreibung jedes 
bemjelben nachtheiligen Nebengeichäftes enthalten; 2) daß fie fi) in ber Aus⸗ 
übung ihrer eiftlichen BVerrichtungen jedes unbefugten Eingriffs in die flants 
lichen Angelegenheiten enthalten. 

8 87. Iſt eine Pfarrftelle an einer Kirchgemeinde infolge Auslaufs 
der Amtsdauer (8 30) erledigt, jo hat der Kirchgemeindrath ſofort die Kirch: 
gemeindeverfammlung zufammenzuberufen und dieſe zunächft zu enticheiben, 
ob fie die Stelle ausfchreiben laſſen wolle oder nicht. Be Gicht die Kirch⸗ 
gemeindeverfammlung Nicht-Ausichreibung der Stelle, fo ift der Inhaber auf 
eine neue Amtsdauer wiedergewählt. Berchliekt fie Auzfchreibung, oder wird 
die Stelle aus irgend einem andern Grunde erledigt, fo hat ber Kirchgemeind⸗ 
rath ungefäumt die Anzfchreibung zu veranftalten. 


8 88. Die Ausſchreibung geiehient burch bie Stantsbehörde nach ben 
allgemein für öffentliche Stellen geltenden Formen. Die Anmeldungsfrift 
ift auf wenigftens 3 Wochen feitzuftellen. Die Anmeldungen erfolgen eben: 
fall3 bei der Staatöbehörbe, welche nach Ablauf der Anmeldungzfrift das 
Verzeichniß der fr Bewerber dem Kirchgemeindrath zu Handen ber 
Kirchgemeinde mittheilt. 

8839 Die ale y welche fpäteftens vier Wochen 
nad Empfang der Bewerberlifte durch den Kirchgemeindrath zufammenzube- 
Euler ift, wählt nach angehörtem Bericht dieſes Letztern den Geiftlichen durch 
abſolutes geheimes Stimmenmehr frei aus ber Zahl der wahlfähigen Be: 
werber. Ben Bewerbern ift es verboten, Probepredigten zu halten oder bei 
den Wählern um Stimmen zu werben, bei Strafe ber Richtanerfennung ber 
Wahl. Wahlbeftechung wird nach den Beftimmungen des Strafgefeßbuches 

8 40. Sollten nach dem Urtheil ber betreffenden Kirchgemeinde jämmts 
liche Bewerber zur Bekleibung ber Stelle ungeeignet fein, oder ift fein Bes 
werber vorhanden, To hat fich die Berfammlung durch geheimes Stimmen: 
mehr darüber auszuſprechen ob fie die Stelle neuerdings außjchreiben Lafjen 
ober einen wahlfähigen @eiltlichen berufen wolle. Im erſtern Falle wird 

emäß 5 37, 38 und 39 verfahren. se ra bie Kirchgemeinde Berufung, 

Tann jogleich durch abfolutes geheimes Stimmenmehr zur Wahl geichritten 
oder biefe auf eine fpätere Sirchgemeindeverfammlung verſchoben werden. 
Lehnt der berufene Geiſtliche die auf ihn gefallene Wahl ab, jo findet eine 
neue Ausſchreibung ftatt. 
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8 41. Findet ſich nach — u ei einer Pfarrſtelle 
fein ober lein ber Gemeinde genehmer Bewerber, jo Tann bie einbe 
im Ginverfländnig mit dem Regierung sralh bie ge auf ein Jahr mit 
einem Verweſer beiepen. Rach Alan der Jahresfriſt iſt bie € Stelle ſofort 
wieder auszuſchreiben. 


42. Sowohl im Fall der Wahl anf freie Bewerbung bin ala im 

Set dr Berufung iN der Elontsbhäre Ds in are BSR] = 
Anerlennung der Wahl durch ben Regierungsrath einzufenden bie _ 
Anerlennung verweigert, jo iſt Tofort eine neue Wahl nach Mitgabe von 
37 u. fi. F n. Eine ſolche Verweigerung ber Anerkennung einer 


8 48. Kür die zur Zeit a ten Geiftlichen beginnt die erfte 

m. mit dem Inkrafttreten di Gelches, To — von da au ihre 
[ gemäß 88 37 un. ff. erſt auf den Ablauf des 
Rattzufinden hat. "Für die nad) Inkrafttreten dieſes Gefehes angeftellten 
Geiftlichen Be Ar die fechsjährige Amtsdauer mit dem Zage ıhrer jeweiligen 

Wahl und 

IV. a Beftimmungen. 8 44. Auf Grundlage bieles 

Geſetzes ift die gefammte Amalie Geſ — einer Nevifion zu unterwerfen. 

Namentlich find durch Tekrete des Rathes und nad) den hienach 
aufgeftellten Grundbeftimmungen folgende ——— näher zu ordnen 

A. Die Dr A a derevangelifchereformirten Kirchen: 
Iynobe. 8 45. Als oberfte Bertretung der evangelifch-reformirten Landes: 
firche wird eine allgemeine Kantons: ober Landesiynode aufgeftellt, beftehendb 
aus Abgeorbneten, weldje von den Ki einden nach feftzuftellenben, mög: 
Licht gleichmäßigen, kirchlichen Wahlkreiſen in ber Weile frei aus Geiftlichen 
und Laien zu ernennen find, daß auf je 3000 Seelen reformirter a 
des Kreifes ein Abgeordneter kommt, toobei eine Bruchzahl über 1500 See⸗ 
fen ebenfoll3 zur Wahl eines — ee Die Organiſation 
von Bezirlsſynoden, ſowie die Feſtſezung ihrer rn A bleibt, unter 
Borbehalt ftaatlidder Genehmigung, der Kantonsſynode überlafien 

8 46. Ein frei aus der Mitte der ſtantonsſynode zu erwählenber 
fändiger Vorſtand berjelben (Synodalrath) bildet die oberſte Verwaliungs⸗, 
Auffichts: und Vollziehungsbehörde ber a Kirche. 


en jo gilt Ma —— betreffende — als verworfen. 

Eintpru chärecht ( a) ift Air ſechs Monaten vom Tage ber 

erg bes betreffenden Erlafſes oder Beichluffes an — zu 

machen. 2) Das Antrags: und Borberaitn Hu in äu 
fe) ou bie hl Le 
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Kultus, die Seelforge und bie religiöje Seite bes Pfarramtes beziehen, find 
innere Kirchliche Angelegenheiten. 

B. Die Organıfation der katholiſchen Kirchenkommiſſion. 
848. Die entbolsiche Kirchenkommiffion oder Synobe mit den ihr durch 
8 80 der Staatöverfafiung zugetheilten Berrichtungen ift nach einem dem 
8 45 dieſes Geſetzes entiprecdenden Modus zu organifiren. " 

C. DaB ftaatlide Genehmigungsredht. F 49. Alle Erlaffe 
und Verordnungen kirchlicher Oberbehörden unterliegen dem Genehmigungs⸗ 

(Placet) des Staates. Die Genehmigung darf jedoch nur infoweit ver 
weigert werben, ala ber Inhalt des Erlaſſes in die ftaatlide Ordnung und 
Geſehzgebung eingreift. Werben ſolche Erlaffe und Verordnungen, ohne vorher 
eingeholtes und ertheiltes Gutheißen, befannt gemacht oder vollzogen, jo has 
ben fie feine Verbindlichkeit, und es find bie Geiftlichen, ſowie die Kirchge⸗ 
meinbräthe verpflichtet, deren Bekanntmachung oder Bollziehung zu unterlafjen 
und ber Staatäbehörde unverzüglich davon Anzeige zu machen. Wiberhand: 
Iungen gegen dieje Verpflichtung werben nach Mitgabe bes Verantwortlich: 
leitsgeſetzes behandelt. 

. Die Leiftungen des Staates gegenüber den Geiftlichen. 
8 50. Die Baarbejoldungen der Geiftlicden der anerkannten Kirchgemeinden 
und öffentlichen Anftalten werden im Sinne ber Aufbefferung, und zwar ber 
Gelammtjumme na um 25°, wg Dekret des Großen Rathes normirt 
und richten ſich nach dem Syſtem ber Progreſſion im Dienſtalter. Die Pro: 
fion beginnt mit dem Eintritt des Betreffenden in den a ch Kirchen⸗ 
ienſt und danert fort, jo lange er in demſelben ˖verbleibt. Die übrigen 
Leiſtungen des Staates, namentlich — auf den Unterhalt ſowohl ber 
Pforrwohnungen ala auch ber Kirchengebäude (Kirchenchöre), ſowie Hinfichts 
lich des unentgeltlicden Genuſſes ber Borrwohmng nebft Dependenzen, des 
Pfarrgartens nebſt wenigſtens einer halben Jucharte Pflanzland und des 
der Pfarrei zulommenden Holzes oder der jeweilen biefür ausgeſetzten Ent: 
ſchaͤdigung, *— ba, wo fie nicht bereits auf ben Gemeinden laſten ober 
von benfelbeu übernommen werben, in bisher üölicher Weile fortbeflehen; 
ebenfo die Zulagen an bie beſchwerlichſten Bergpfarreien. Mit den Leiftungen, 
welche ber Staat in Folge dieſes Geſetzes anerkennt, fallen alle Anjprüche 
an ba3 fog. PP Sr dahin. 

E. Die Berwaltung ber örtlichen Kirchengüter und das 
kirchliche Steuerwefen. $ 51. Die örtlichen Kirchengüter bürfen nur 
ihrem Zweck und ihrer Beflimmung gröb verwaltet und verivendet werden. 
Das Nämlicde gilt von öffentlichen Stiftungen und Anftalten zu Tirchlichen 
und religiöfen Zweden. 

$ 52. Zu örtlichen Steuern, bie ben Kultus betreffen, darf nur ber: 
jenige angehalten werben, welcher ber betreffenden Konfeifion oder kirchlichen 
Ramensbezeichnung angehört. Die nähere Ausführung dieler Beitimmung 
ift einem Dekret vorbehalten. 

F. Die Erridtung einer höhern katholiſch-theologiſchen 
Sehranftalt. 8 58. Es ift im Anſchluß an die kantonale Hochichule, 
und zwar ala Fakultät oder dann im Anſchluß an ein anderes Tantonales 
oder eibgendffiiches Imftitut, eine höhere Latholifch-theologifcge Lehranftalt zu 
errichten. Für die wiſſenſchaftliche —— t Prieſteramtskan⸗ 
didaten ift ein Stipendienkredit auszuſetzen, welcher ausſ a diejeni⸗ 
gen ausgerichtet werden joll, die an ber Stantzanftalt oder an 

taatäbehörden bezeichneten Anftalten ſtudiren. 

V. Schlußbeftimmungen. 8 54. Diejes Gefek tritt nad) defjen 
Annahme duch das Bolt in Kraft. Der Große Rath und ber Regierungs⸗ 


n bon ben 
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ratg haben bie zu beiten Ausführung nothwendigen Dekrete, Berorbnuungen, 
Reglemente u. |. w. zu erlaffen. 

F 55. Durch diefes Gefetz und bie dasſelbe ausführenden Erlafſe ber 
fompetenten flaatlı und tirchlidhen Behörden werden anf den Zeitpunft 
bes Jukrafttretens [ben , beziehungsweile ber betreffenden Erlafſe, alle 
mit ihnen ım Bi i der igen Ge⸗ 
ſetzgebung aufgehoben. ich werden aufgehoben: 1) der ziveite Titel 
des I. Theils des Civilgeſetzbuches, handelnd von dem Eherechte, mit Aus: 
nahme ber zweiten Abtbeilung des IV. Abjchnittes ( 83 bis und mit 
107); 2) die Defrete vom 7. Mai 1804 und vom 18. Ehrifimonat 1824, 
foweit fie nicht bereit3 aufgehoben find; 3) die Verordnung vom 26. März 
1806; 4) die Art. 1, 3, 5, 6, Art. 7 ſoweit er fidh auf die Staatsbeloldung 
bezieht, Art. 8, 10, 11 und 13 der Bereinigungs vom 23. Rovember 
1815; 5) die Berordnung vom 9. Januar 1816 und das Dekret vom 15. 
Mai 1816; 6) die Berorbnung über die Bezahlung der katholiſchen Geiftli: 
chen vom 14. März 1816, mit Ausnahme ber Art. 2 u. 3 derjelben; 7) die 
Verordnung vom 22. Augufl 1823; 8) die Predigerorbuung vom 20. Sept. 
1824 ; 9) da8 Dekret vom 2. März 1843 mit Bollziehungsbeichluß vom 22. 
Mai 1843; 10) das Geſetz vom 19. Januar 1852 und das Delret vom 19. 
Rovember 1860; 11) das Geſetz vom 27. Wintermonat 1852; 12) die Art. 
60, 61, 62 u. 63 des Geſetzes vom 6. Dezember 1852; 13) die Bifitations⸗ 
ordnung vom 4. März 1854; 14) dad Selret vom 8. März 1854; 15) das 
Reglement vom 9. Rovember 1854 und der Beſchluß vom 30. Juni 1871; 
16) der Beichluß vom 14. Jannar 1856; 17) das Dekret vom 10. Robember 
1857, die Verordnung vom 12. Mai 1858, das Dekret vom 7. April 1862, 
das Dekret v. 29. Mai 1865 und der Beichluß v. 27. Mai 1869; 18) das 
Geſetz vom 4. Rovember 1859; 19) die Verordnung vom 26. Dezbr. 1862. 


2. Geſetz betr. Störung des religiöfen Friedens. 

51. Wer in einer ben öffentlichen Feen gefährdenden Weile Ans 

gehorige einer Konfeifion oder Religionsgenofienichaft zu Feindfeligleiten gegen 
ngebörige einer andern anreizt, wird mit Geldbuße bis zu taufend Franken 
oder mit Gefängnik bis zu einem Jahre beftraft. 

8 2. Ein Geiftlicher oder anderer Religionsdiener, welcher in Aus: 
übung oder bei Anlaß der Ausübung gottesdienftlicher oder feelforgerifcher 
Handlungen politifche oder bürgerliche Angelegenheiten, Staatzeinrichtungen 
oder Erlafje der Staatsbehörden in einer ben öffentlichen Frieden oder die 
Öffentliche Ordnung gefährbenden Weife zum Gegenjtande einer Berfündigung 
oder Erörterung macht, wirb mit Geldbuße bis zu taufend Franken oder mit 
Gefängniß bis zu einem Jahre beſtraft. 

8 8. Geiftlichen oder andern Religionsdienern, welche nicht an einer 
Do anerlannten Kirchgemeinde (Kirchengeſetz $ 6) angeltellt find, ift bie 

usubung geiftlicher Berrichtungen bei einer Religionsgenofienfaft und jede 
Wirkſamkeit an der Schule (öffentliche und private) unterfagt: 1) wenn ber 
Betreffende einem ftaatlich verbotenen religiöjen Orden angehört; 2) wenn er 
erwieſener Maßen fich öffentlich den StaatZeinrichtungen und den Erlaſſen 
ber Staatsbehörben widerſetzt hat, auf fo lange, ala dieſe Widerjeplichkeit 
fortdauert. Wer entgegen dieſen Vorſchriften geiftliche Verrichlungen ausübt, 
wird mit Geldbuße bis zu taufend Franken ober mit Gefängnik bis zu 
einem Fahre beitraft. 

...8 4% Zur Vornahme von Pontifitalhandlungen (bifchöflichen Juris⸗ 
diktionsakten) Kantonsgebiet von Seite eines er ftaatlich nicht 


—_ 
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anerlannten kirchlichen Obern ift die Bewilligung des Regierungsrathes er: 
forderlich. Diefe Bewilligung ift nur auf Zeit und nur für beftimmte, ſpe⸗ 
ziell zu a aan Handlungen (3. B. Firmelungen) zu eriheilen und darf 
an feinen Delegaten auf berniſchem Stantonägebiet übertragen werden. Wer 
ohne eine foldde Bewilligung oder in Weberj — ber in derſelben gef 

ten Grenzen Pontifilalhandlungen im Kanton ausübt, wird mit Geldbuße 
bis zu zweitauſend Franken oder mit Gefängnik bis zu zwei Jahren beftraft. 

8 5. Außerhalb von Kirchen, Kapellen, Bethäufern, Privatgebäuden, 
Sterbehäujern oder andern gejchlofienen Räumen dürfen Leine kirchlichen De 
zeifionen oder fonftige kirchliche Zeremonien Hattfinden. Vorbehalten bleiben: 
1) der Weldgottesdienft gemäß den nähern Borjchriften dev Militärgefehe und 
den Anordnungen ber militäriichen Obern; 2) die kirchliche Begräbnikfeier 
nach den hierüber aufzuftellenden befondern Beftimmungen; 3) religiöfe Vor⸗ 
träge, Gebete und ng welche feinen die Öffentliche Ordnung gefährden: 
ben Charakter haben. Widerhandlungen werben mit Geldbuße bis zu zwei⸗ 
hundert Franka oder mit Gefängnig bis zu ſechzig Tagen beftraft. 

8 6. Derfammlungen oder Zufammenkünfte von Religionggenofiens 
fchaften, bei denen, fei es don Theilnehmern, fei es von dritten Perlonen, 
die Öffentliche Ordnung geftört oder ber Sittlichleit zuwider gehandelt wird, 
fönnen von Polizei wegen aufgehoben werden. Die Fehlbaren werden mit 
Geldbuße bis zu ziweihundert Fr. oder mit Gefängnik bis zu fechzig Tagen beftraft, 
fofern nicht ein beflimmtes andere Vergehen oder Verbrechen vorliegt. 

87. Yür die Verfolgung und Beurtheilung der in diefem Geſetze 
mit Strafe bedrohten ndlungen gelten im Allgemeinen die Vorſchriften 
des — Theils des Strafgeſeßbuches — und II. Buch), ſowie dieje⸗ 
nigen Geſetzbuches über das Verfahren in Straffachen, jedoch mit folgen: 
den beiondern Abänderungen: I. Als zuftändiger Richter urtheilt in allen 
durch dieſes Geſetz bezeichneten Fällen eritinftanzlich ber Gerichtspräfident ala 
PVolizeirichter, und es findet von beffen Uxtheilen die Weiterziehung an bie 
Polizeikammer des Obergericht3 ftatt. - II. Yür die Unterſuchung und Beur: 
theilung gilt das für Poli — vorgeſchriebene Verfahren (Art. 
287, 306 u. ff. St.V.) in dem Sinne, daß ber Richter oder das Gericht bei 
Würdigung bes Beweijes nach freiem Ermeſſen urtheilt. III. Die ng 
chenen Strafen (Buße, Gefängniß) Haben den Charakter von bloßen Polizei» 
fitafen, und es ift die Gefängnißſtrafe bis auf ſechs Monate in einem Bes 
zirksgefängniß und in Fällen von längerer Dauer in einem von ber Juſtiz⸗ 
und Polizeidirektion zu beflimmenden Entfaltungsorte zu vollziehen. 


8 8. Dieſes Geſetz tritt nach deffen Annahme durch das Volt fofort 
"in Kraft. Der Regierungsrath ift mit deffen Vollziehung beauftragt. 


LD. 6uf: 
1. Loi OR EIRIOREN® sur le culte cathollque. Du 19. Fervier 


Art. 1. Les Cures et les Vicaires sont nommes par les Citoyens 
catholiques inscrits sur les röles des électeurs cantonaux. Ils sont revo- 
cables. 


Art. 2. L’Ev&que diocesain reconnu par l’Etat peut seul, dans 
les limites de la Loi, faire acte de juridiction et d’administration &pis- 
copales. Si l’Ev&que diocesain delögue ses pouvoirs & un mandataire, il 
ne peut le faire que sous sa responsabilite, et ce delegu6 devra ötre 
agree par le Conseil d’Etat. L’assentiment donné par le Conseil d’Eitat 
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& ce mandataire peut toujours lui &tre retire. Les paroisses catholiques N 
du Canton doivent faire partie d’un dioc&se Suisse. Le siege de l’Eveche 
ne pourra £tre etabli dans le Canton de Geneve. 

Art. 8. La Loi determine le nombre et la circonscription des 
Paroisses, les formes et les conditions de l’election des Curés et des 
Vicaires, le serment qu’ils pretent en entrant en fonctions, les cas et le 
mode de leur revocation, l’organisation des Conseils charges de l’adminis- 
tration temporelle du Culte, ainsi que les sanctions des dispositions legis- 
latives qui le concernent. 

Art. 4. Sont abroges les articles 130 et 133 de la Constitution 
de 1847 et generalement toutes les dispositions contraires & la presente 
Loi. Dispositions transitoires. Les Cur&s et les Vicaires actuellement 
en fonctions et nommes suivant le mode prec&mment en vigueur ne sont 
pas soumis à l’election. Toutes les autres prescriptions de la Loi, y com- 
pris le serment, leur sont applicables. 


2. Loi erganique sur le culte catholique. Du 27. Aoute 1873. 


Article 1. Les paroisses catholiques du Canton de Gen&ve forment 
vingt-trois circonscriptions reparties comme suit: 


Paroisse à laquelle ressortissent les catholiques de: 

10 Ville de Geneve, Eaux-Vives et Plainpalais. 
20 Aire-la-Ville, Russin et Dardagny. 

30 Avusy, Chancy. 

40 Bardonnex, Plan-les-Ouates. 

50 Bernex, Cartigny. 

6° Carouge, Troinex. 

7° Collex-Bossy, Bellevue. 

80 Collonge-Bellerive, Cologny. 

90 Confignon, Onex et Perly. 

10° Corsier, Anieres. 
110 Chene-Bourg, Ch&ne-Bougeries. 

120 Choulex, Vandœuvres. 

130 Hermance. 
140 Lancy. 

150 Meinier, Gy et Jussy. 

16° Meyrin, Satigny. 

170 .Presi .  Puplinge. 

180 Grand-Saconnex, Pregny et Petit-Saconnex. 
190 Soral, Laconnex et Avully. 
20° Thönex 
210 Vernier i 
220 Versoix, Celigny, Genthod. 
230 Veyrier. 


Art. 2. La paroisse de Geneve a trois Cures. Ils repartissent 
entre eux leurs fonctions, sous l’approbation du Conseil superieur institu6 
à l’art. 11. Chaque autre paroisse a un Cure. La paroisse de Geneve 
a en outre quatre Vicaires. Celle de Carouge en a deux. Celle de Bar- 
donnex en a un. Celle de Bernex en a un. 

Art. 8. Le traitement des Cures et des Vicaires est fix€ comme 
suit: Cur&s de Geneve, chacun Fr. 3000, Cure de Carouge Fr. 2500, 
Cures des autres paroisses Fr. 2000, Vicaires de Geneve, chacun Fr. 2500, 
Vicaires de Carouge, chacun Fr. 1800, Vicaires des autres paroisses, 
chacun Fr. 1500. Le Curé de Confignon regoit en outre une indemnite 
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de 500 francs pour le service d’Onex et de Perly. Celui du Grand-Sa- 
connex, une indemnit& de 500 francs pour le service de Pregny. Celui 
du Presinges, une endemnit€ de 500 francs pour le service de Puplinge. 
Aucun casuel ne peut &tre réclamé pour le service religieux des bapt&- 
mes, des mariages et des enterrementes. 


Art. 4. Les Cures et les Vicaires sont nommes par les citoyens 
catholiques inscrits sur le röle des electeurs cantonaux domicilies dans 
la paroisse ol a lieu la vacance. Le röle sera publi& pendant quinze 
jours avant la votation. Nul ne peut voter dans les &lections de deux 
cultes differents, 


Art. 5. A chaque vacance, une inscription est ouverte au bureau 
du Conseil superieur; sont admis & s’inscrire tous les ecclesiastiques or- 
donnes pr&tres dans l’Eglise catholique. Les Cures et les Vicaires ne 
pourront, sans l’autorisation du Conseil d’Etat, exercer des fonctions, ni 
accepter des dignites ecclesiastiques superieures & celles qui leur ont &te 
conferdes par l’&lection. Cette autorisation est toujours r&vocable. 


Art. 6. Avant leur installation, les Cures et les Vicaires prötent 
devant le Conseil d’Etat le serment suivant: „Je jure devant Dieu de 
me conformer strictement aux dispositions constitutionnelles et legislatives 
sur l'organisation du culte catholique de la Republique et d’observer 
toutes les prescriptions des Constitutions et des Lois cantonales et fé- 
derales. Je jure encore de ne rien faire contre la surete et la tran- 
quilit6 de l’Etat; de pr&cher & mes paroissiens la soumission aux Lois, 
le respect envers les magistrats et l’union avec tous leurg concitoyens.‘ 


Art. 7. La suspension des Curés et des Vicaires peut &tre pro- 
noncee decision motivee du Conseil d’Etat pour violation du serment, 
et da Conseil superieur pour des faits disciplinaires. Dans ce dernier 
cas, la mesure est soumise & l’approbation du Conseil d’Etat. Cette sus- 
pension peut s’&tendre jusqu’au terme de quatre ans. Les Cures suspen- 
dus ne pourront pas avant ce laps de temps se presenter aux suffrages 
des 6lecteurs. Les motifs de la suspension doivent &tre pr&alablement 
communiques & l’ecclesiastique interesse. Celui-ci, s’il le reclame, est 
entendu par une delegation du Conseil d’Etat. Les dispositions ci-dessus 
n’excluent ni les droits ni la competence qui pourront &tre reconnus & 
l’autorit episcopale et synodale. 

Art. 8. Les electeurs d’une paroisse peuvent, par petition moti- 
vee, demander que leur Cur& ou leurs Vicaires soient soumis & une nou- 
velle election. La petition doit &tre appuyde, pour la paroisse de la 
Ville de Gene&ve par le quart, et pour les autres paroisses, par le tiers 
des &lecteurs inscrits, et &tre adressee au Conseil d’Etat, qui statuera sur 
la demande après avoir pris le preavis du Conseil superieur. Dans le 
cas oü la p£tition sera ce par la majorit& absolue des &lecteurs in- 
scrite, le Conseil d’Etat sera tenu de faire proc&der & de nouvelles élec- 
tions. Les Curés et les Vicaires non réélus ne pourront se representer 
aux suffrages des &lecteurs de la m&me paroisse qu'après le terme de 
quatre ans. 

Art. 9. Chaque paroisse est administr6e par un Conseil pris parmi 
les electeurs laiques. Ce Conseil est compos& de neuf membres pour la 
paroisse de Gen&ve et de cing pour les autres paroisses. Le Cure de la 

assiste aux deliberations du Conseil avec voix consultative. Ces 
Conseils sont nommés pour quatre ans, et les membres sortants sont im- 
mediatement röeligibles. Ils font leur röglement organique, lequel est 


laiques pris parmi electeurs, et de cing ecciisiastigques choisis parmi 
les Cures et les Vicaires conformement & ia Loi, ou 


Conseils de paroisse, ainsi que ceux destines à l’election da Conseil su- 
perieur. Les inscrites sur les listes &lectorales d’un culte 
ne peuvent se admettre sur celles d’un autre culte que deux anndes 
apres leur radiation sur les premieres listes. Le Conseil d’Etat statue 
sur toutes les reclamations relatives a la formation et la publication des 
tableaux electoraux. 


Art. 14. Il y aura reelection lorsque, par mort ou demission, les 
Conseils de paroisse de cing membres seront r&duits & trois, celui de 
Geneve & six, et le Conseil superieur & vingt. 


Art. 15. Les eglises et les presbyteres qui sont propriet€ commu- 
nale, restent affectes au culte catholique salarie par PEtat. Leur desti- 
nation ne peut &tre changee que par des decisions prises par les Conseils 
— des communes co-proprietaires et approuvées par le Conseil 

"Etat 

Disposition transitoire. Jusqu'à la constitution du Conseil supe- 
rieur, le Conseil d’Etat est charge de la confection des tableaux Electo- 
raux, de la delegation des commissaires, et generalement des pouvoirs 

necessaires pour faire proc&der aux &lections prevues par la presente 
Loi. Le Conseil d’Etat est charge de faire a les presentes 
dans la forme et le terme prescrits. 
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8. Loi constitutionelle modifiant le chap. I. du tit. X. de la 
Constitution (Organijation der proteftantiichen Rationalkicche). 

Art. 114. L’Eglise nationale protestante se compose des Suisses 
protestants qui acceptent les formes organiques de cette Eglise telles 
qu’elles sont &tablies ci-apre&s. 

Art. 115. L’administration de l’Eglise nationale protestante est 
exclusivement confide & un Consistoire. 

Art. 116. Le Consistoire est compose de vingtcing membres lai- 
queg et de six pasteurs, tous pris parmi les electeurs. 

Art. 117. Il est nomme par un College unique form& de tous les 
citoyens Suisses protestants, jouissant des droits politiques dans le Canton 
de Geneve. La convocation de ce College, le lieu de sa r&union et le 
choix de son President, sont determines par le Conseil d’Etat. La Loi 
rögle les autres formes de l'élection, à laquelle est applicable l’article 37 
de la Constitution. Nul ne peut éêtre porte sur les listes &lectorales de 
deux cultes differents. Un &lecteur ne peut &tre maintenu sur les listes 
electorales d’un culte contre sa volonte. Les personnes inscrites sur les 
listes electorales d’un culte ne peuvent se faire admettre sur celles d’un 
autre culte que deux anndes apres leur radiation sur la première liste. 

Art. 118. Les membres du Consistoire sont &lus pour quatre ans; 
ils sont immediatement reeligibles. 

Art. 119. Dans l’intervalle de deux e6lections, si le nombre des 
membres du Consistoire etait reduit & vingt par suite de deces ou de 
demissions, les electeurs seraient convoques pour le complöter. 

Art. 120. Le Consistoire nomme dans son sein une Commission 
ex&cutive composee du President, qui doit &tre laique, et de quatre autres 
membres. Cette Commission est chargee de pourvoir à l’execution des 
Arrôtés pris par le Consistoire. 

. Art. 121. Le Consistgire exerce une surveillance generale sur les 
interts de l’Eglise. Il rögle tout ce qui a rapport au Culte, & l’orga- 
nisation de l’enseignement religieux et & l’administration de l’Eglise. 11 
determine le nombre et la circonscription des paroisses, sous reserve de 
l’approbation du Conseil d’Etat. Tl peut confier des charges pastorales 
temporaires & des gradues en theologie. Il peut adresser des avertisse- 
- ments aux pasteurs. 

Art. 122. Les fonctions des membres du Consistoire sont gratuites. 

Art. 128. Le Canton est divise en paroisses. La Ville de Geneve 
ne forme qu’une paroisse. Les pasteurs sont nommés par les Citoyens 
protestants de la paroisse à pourvoir. Est &lecteur paroissial tout élec- 
teur de l’Eglise domicilie dans la paroisse depuis trois mois au moins. 
Nul ne peut ötre &lecteur dans plus d’une paroisse. Pour &tre &ligible 
aux fonctions pastorales, il faut: 10 &tre Ag& d'an moins vingt-cing ans; 
20 &tre gradue de la Faculte de theologie protestante de l’Universite de 
Genève, ou porteur de titres academiques reconnus comme &quivalents 
par cette Universite. L’election des pasteurs a lieu suivant les formes 
fixdes pour les &lections municipales. La Loi determine le serment que 
les pasteurs doivent preter en entrant en charge, ainsi que les cas et le 
mode de leur revocation. Chaque pasteur enseigne et präche librement 
sous sa propre responsabilite; cette libert@ ne peut être restreinte ni par 
des confessions de foi, ni par des formulaires liturgiques. 

Les articles 124 et 125 sont abroges. 

Art. 126. La Compagnie des pasteurs se compose des pasteurs 
en office. Elle soumet au Consistoire de son chef ou sur l’invitation de 








5. Lei sur le eulte exterleur. Du 28 Aoüt 1875. 


ayant un domicile ou une residence dans le Canton. 

Art. 4. Les contrevenants sont passibles des peines de un & huit 
jours d’arr&ts de police et de dix & cinquante francs d’amende. 

Art. &, Sont passibles des mè mes peines, les auteurs et complices 
de desordres, d’excitation au mepris des Lois ou des Autorites, ainsi 
qu’& la haine entre citoyens, resultant de la c&lebration d’un culte public 
dans une propriete privee. 

Article abrogatoıre. Sont abrogees toutes les dispositions des 
Lois, Arrötes et Reglements contraires & la presente Loi. Le Conseil 
d’Etat est charge de faire promulguer les presentes dans la forme et le 
terme prescrits. 


6. Loi sur les corporations .religienses. Du 3 Fevrier 1872. 


Art. 1er. Toute r&@union de personnes appartenant & un Ordre 
religieux quelconque ou à une Corporation religieuse constituge à Gendve 
ou & l’etranger, et vivant en commun, de m&me que toute r&union de 
personnes vivant en commun dans un but religieux et sous une rögle 
uniforme, constituent une Corporation religieuse, soit Congregation. . 

Art. 2. Toute Corporation qui se sera 6tablie dans le Canton sans 
autorisation, ou qui, Apres avoir obtenu cette autorisation, aura enfreint 
les conditions qui lui auront éêtéâ imposees, sera dissoute par le Conseil 
d’Etat, et l’Etablissement ferme. J 

Art. 8. Les Supérieurs, Directeurs ou Chefs reconnus d’une Cor- 
poration dissoute en vertu de l’article pröcödent, seront passibles d’une 
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amende de cing cents francs au maximum. En cas de recidive, cette 
amende pourra s’elever à cing mille francs. La peine sera reduite de 
moitie pour les autres Membres. 


Art. 4. Les personnes qui auront sciemment accorde, à quelque 
titre que ce soit, l’usage de leur immeuble & une Corporation non auto- 
risee, seront passibles d’une amende de cing cents & dix mille francs. 


Art. 5. Toutes les Corporations ou Congregations religieuses 
existant sur le territoire du Canton, sont tenues de solliciter l’autorisation 
necessaire dans le delai de trois mois, & partir de la promulgation de 
la Loi. Le Conseil d’Etat est charge de faire promulguer les presentes 
dans la forme et le terme prescrits. 


7. Arröts legislatif zum Geſetze sub 6. Du 29. Juin 1872. 


Article premier. Sont autorisees à s’etablir dans le Canton de 
Geneve: A. La Corporation des Sœurs de la Charit& de la rue des 
Chanoines, au nombre de 12 membres au maximum. B. La Corporation 
des Seurs de la Charite des Petits-Philosophes, au nombre de 10 au 
maximum. C. La Corporation des Seurs de la Charite de Carouge, au 
nombre de 4 au maximum. D. La Corporation des Soeurs de la Charite 
de Chöne-Bourg, au nombre de 8 au maximum. E. La Corporation des 
Soeurs de la Charit& de Versoix, au nombre de 5 au maximum. F' La 
Corporation des Sœurs de la Charite de la Rue de Lausanne, au nombre 
de 9 au maximum. @. La Corporation des Petites Sœurs des pauvres 
de Carouge, au nombre de 12 au maximum. Ces Corporations ne pour- 
ront s’occuper que d’oeuvres de charit& et de bienfaisance. L’enseigne- 
ment leur est interdit. 


Art. 2. Les Corporations qui dirigent actuellement des &coles 
enfantines, pourront continuer & y recevoir des enfants des deux sexes, 
au-dessous de l’äge de six ans, mais seulement dans les Communes oü 
des etablissements de cette nature n’ont pas &t& cr&es, ou ne seront pas 
crees ulterieurement par l’Autorit€ Municipale ou Cantonale. 


Art. 8. Les autorisations accordees par les art. 1 et 2, sont ac- 
cordees pour 10 ans et sont toujours révocables. Elles ne s’appliquent 
qu'à l’existence de fait des Corporations qui y sont mentionnees; elles 
n’impliquent aucune reconnaissance des regles de ces Corporations ni 
aucun privile&ge pour leurs membres qui continuent à &tre soumis aux 
Lois et aux Röglements ordinaires. Ces Corporations ne sont pas re- 
connues comme personnes morales. Elles sont soumises & la surveillance 
et à l’inspection de l’Etat. 


Art. 4. Les autorisations demandees par les freres de la doctrine 
chretienne, sont refusees, et l’&tablissement de leur corporation est interdit. 


III. Neuenburg: 
Loi r6glant les rapports de l’6tat avec les cultes. Du 23 Mai 
1873. 


Le GRAND CONSEIL, de la r&publique et Canton de Neuchatel, vu 
les articles 5, 13, 19, 49, 50, 64, 71, 72, 73, 74, 75 et 76 de la Con- 
stitution ; vu la necessite de regler & nouveau les rapports de l’Etat avec 
les differents Cultes publics, dans le sens d’une liberté et d’une egalite 
plus complötes; sur la proposition du Conseil d’Etat, Decrete: 


Zorn, Sammlung d. n. Kirchengeſetze x. 11 
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Chapitre premier. Dispositions —— Article — 
une am — de a 


Des Parotsses. Art. 2 La Loi institue les Paroisses pour cha- 
te ont pour attributions de procdder aux élections 


Art. 8. Le nombre et la circonscription des Paroisses, ainsi que 

f aux divers postes ecoldsiastiques, sont sont determines 

s aucun 

à la circonscription des Paroisses, comme aucune modification au 

des Culies; me powrent sroir Heu gu'en sortu dm däeret: de Tantorks 

lögislative, rendu apres avoir entendu tous les interessts, notamment, s’il 
circonscription 


Art. 4. Sont dlecteurs en matiere ecclesiastique: 10 Tous citoyens 
neuchätelois appartenant au culte de la Paroisge et remplissant les con- 
ditions pr&evues pour le droit electoral politique; 2° Tous ci guisgeg 
> Bo Is ärme eoadlıion Mage. lee: erangers Lalıma mon Paroisse ; 


Art. 5. Sauf les r&serves ci-aprös, les elections ecelesiastiques ont 
lieu conform&ment — la Loi sur l’election des membres du Grand Conseil. 


Des et du mode à suiore pour leur Election. Art. 6. 
Les ecclesiastiques qui exercent des fonctions dans le Canton sont: Pour 


As aux fonctions een : Pour le culte protestant : tout 
ministre reforme porteur d’un diplöme de licencie, soit de la facult& de 
theologie de l’Acad&mie de Neuchätel, soit d’une facult€ de thöologie 
nn ou de titres &quivalents. Pour le culte catholique: tout prötre 


Art. 7. Sauf les exceptions prevues aux art. 21 et 23, dernier 
alinea, les une sont nommes par les Paroisses. Toute vacance 
d’un poste, po par la Paroisse doit &tre immediatement portee par 
les soins del —B locale à la connaissance du Conseil d’Etat. 


Art. 8. En ce qui concerne le culte protestant, les postes vacants 
sont repourvus & la suite d’un concours ouvert par trois insertions suc- 
cessives dans la Feuille officielle. Les inscriptions, avec pidces & l’appui, 
sont resues par le Departement des Cultes; le concours clog, elles sont 
portees & la connaissance de la Paroisse, qui est convoquee par le Con- 
seil d’Etat pour l’election. Lorsqu’il ne se presente aucune inscription, 
et que d’ailleurs la Paroisse n’a pas de candidats en vue, il est ouvert 
un nouveau concours comme ci-dessus, Si ce second concours n’aboutit 
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pas, l’autorit& ecclesiastique (voir art. 19 lit. d) prend les mesures né- 
cessaires pour faire desservir le poste pendant un provisoire d’une annee. 

Art. 9. En ce qui concerne le culte catholique, le mode de pré- 
sentation des candidats est r&gl& par l’art. 23 ci-apres. 

Art. 10. Lorsqu’aucun des candidats inscrits au D&partement des 
Cultes ne convient & la Paroisse, les electeurs peuvent valablement porter 
leurs suffrages sur des ecclesiastiques qui ne se seraient pas presäntes 
au concours. Si aucun candidat nobtient la majorite absolue, le poste 
est remis au concours suivant les formes pr&evues pour chaque culte. Si, 
& la suite de ce second concours, la pluralit des voix se röpartit entre 
plusieurs candidats dont aucun n’obtient la majorit6 absolue, il est pro- 
cede & un troisieme tour de scrutin pour lequel ne comptent plus que 
les voix donndes aux deux candidats qui ont eu au second tour le plus 
grand nombre de suflrages. 

Art. 11. Tout ecclösiastique, qu’il soit nomme par la Paroisse ou 
———— compétente, est soumis à la r&election tous les six ans à 

de sa nomination et au plus tard deux mois avant l’expiration de 
cette periode. En ce qui concerne les Paroisses, leur droit de r&eelection 
s’exerce comme suit: La Paroisse est convoquee par le Conseil d’Etat 
dans les delais prescrits et elle a & se prononcer par oui ou par non 
sur le maintien de son ecclesiastique; les bulletins blancs ne comptent 
pas. Si les non l’emportent, le poste est mis au concours, mais l’eccle- 
siastique non-rö&lu peut continuer & le desservir pendant les quatre. mois 
qui guivent l’expiration des six anndes, 

Art. 12. La libert& de conscience de l’ecclesiastique est inviolable; 
elle ne peut être restreinte ni par des reglements, ni par des veux ou 
engagements, ni par des peines disciplinaires, ni par des formules ou un 
credo, ni par aucune mesure quelcongue. Le droit de suspendre ou de 
revoquer un ecclesiastique appartient au Conseil d’Etat qui l’exerce soit 
d’o en cas d’atteinte aux bonnes meurs ou & l’ordre public, soit sur 
la demande de l’autorit& ecclesiastique ou de la Paroisse en cas d’irre- 
gularit6 reiterde dans l’accomplissement des fonctions pastorales Il ya 
recours au Grand Conseil. 

Art. 18. L’ecclesiastique, & quelque titre qu’il soit nomme&, est 
tenu de resider dans sa Paroisse et de s’acquitter regulierement de ses 
fonctions telles qu’elles sont determindes par l’autorit€ competente. 

De T'usage des temples. Art. 14. Les édifices affectes au culte, 
qui sont propriet6 communale ou municipale, sont gratuitement & la dis- 
position des diverses &glises ou associations religieuses savoir: les temples 

ts pour les associations qui se rattachent au culte protestant; 
les chapelles catholiques pour celles qui se rattachent au culte catholi- 
que. Les demandes sont réglées par l’autorit& locale. En cas de conflit, 
le Conseil d’Etat statuera. 
" Des fonds des pauvres. Art. 15. Les comptes des pauvres ou 
fonds des sachets sont soumis chaque annee à la verification du Prefet, 
et un double certifi6 est depose aux archives de la Prefecture. 

Chapitre II. Du Culte protestant. Des collöges d’anciens. 
Art. 16. aque paroisse nomme pour trois ans un college d’anciens 
dont les attributions sont fixdes par le Röglement general pour le culte 
protestant. (Voir art. 18 ci-dessous.) 

Du 5 et de ces attributions. Art. 17. L’administration 
generale de l’Eglise protestante est conferde à un Synode élu tous les 

11* 
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trois ans par l’ensemble des protestants de chaque distrit. Le Synode 
se compose de membres nommes directement, dans la proportion d’un 
ecclesiastique et de deux laiques pour 8,000 ämes de population protes- 
tante. Toute fraction au-dessus de 4,000 compte pour 8,000. Le recen- 
sement federal sert de base. Chaque district forme autant de circon- 
scriptions electorales qu’il y a d’ecclesiastiques & €lire. Autant que pos- 
sible, ces eirconscriptions renfermeront un nombre &gal d’habitants 

tenant au culte protestant, sans toutefois qu’une Paroisse soit divisee en 
deux ou plusieurs colleges. Le Conseil d’Etat convoque le Synode pour 
la premiere session qui suit chaque &lection. Les membres du S 
recoivent une indemnit& de route et de presence, &quivalente & celle des 
membres du Grand Conseil. 

Art. 18. Le Synode organise l’Eglise et s’organise lui-m&me par 
un reglement general, soumis, ainsi que toutes les modifications qui pour- 
raient y &tre apportees, & la sanction du Conseil d’Etat. 

Art. 19. Outre ces attributions generales, le Synode exerce, soit 
directement, soit par l’intermediaire de son bureau ou de commissions 
speciales, les attributions suivantes: a) Il veille & ce que les fonctions 
pastorales soient convenablement remplies; 5) Il pourvoit au remplacement 
momentane des Pasteurs ou Diacres qui sont en cong& pour cause d’ab- 
sence ou de maladie, et fait desservir provisoirement les postes restes 
vacants & la suite de concours infructueux (art. 8); c) ID fait proceder 
& des inspections reguliöres des temples, cures, archives de Paroisses, etc. ; 
d) Il nomme les diacres, subsides et suffragants, et designe les eccle- 
siastiques connus sous le nom de ministres impositionnaires; e) Il pour- 
voit & l’installation des Pasteurs et est Diacres; /) Il organise, par voie 
de reglementation ou de toute autre maniere, les formes exterieures 
du culte et l’enseignement religieux, sous reserve de la disposition ren- 
fermee dans l’article suivant; g) II publie tous les trois ans avant son 
renouvellement un rapport detaille sur sa gestion. 

Des Diacres, suffragants et mimistres impositionngires. Art. W. 
Les six postes de Diacres de districts pour les Paroisses de langue fran- 
caise sont maintenus. Il sera institue 4 de Diacres allemands, 
savoir: un pour le Vignoble, non compris la Municipalit€ de Neuchätel; 
un pour le district de Val-de-Travers ; un pour le district du Val-de-Ruz; 
un pour les Montagnes, non compris les Municipalites du Locle et de la 
Chaux-de-Fonds. Les Diacres sont nommes apres concours (art. 8) par 
le Synode qui communique immediatement les nominations au Departement 
des Cultes ; ils sont soumis & re&election tous les six ans; le Reglement 
general de l’Eglise fixe leurs attributions. Le Reglement general prevoit 
en outre les postes de subsides, de suffragants et de ministres imposition- 
naires et determine leurs attributions. Les nominations faites par le 
Synode sont communiquees au Departement des Cultes. Les traitements 
et avantages attaches aux postes mentionnds dans cet article ne peuvent 
&tre modifi&s que par decret de l’autorit& legislative. 

Chapitre II. Du Culte catholique. Art. 21. L’Etat se des- 
saisit en faveur des Paroisses catholiques du droit de collature qu’il a 
exerce jusqu’ici en vertu de conventions avec l’&väque diocesain. En 
consequence, ces Paroisses seront appelees & élire leurs Curés et Vicaires 
sur une triple presentation de candidats faite par l’eväque au Conseil 
d’Etat, et, en cas de non-opposition de celui-ci, transmise par le Depar- 
tement des Cultes au Conseil paroissial ou & defaut & l’autorit€ locale. 
Di les Paroisses se refusaient & faire usage de ce droit ou y renoncaient 
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par la suite, le Conseil d’Etat le maintiendra pour ce qui le concerne 
et en usera comme du passe. : 

Chapitre IV. Du Culte isra&lite. Art. 22.. Les communautes 
isra£lites existantes ou qui pourraient ätre créées dans le Canton peuvent 
en tout temps se mettre au benefice de la presente Loi, moyennant 
qu’elles se conforment aux dispositions que celle-ci renferme. Sera éli- 
gible dans ce cas: 10 Aux fonctions de rabbin tout citoyen israglite 
muni d’un certificat qui lui reconnait le droit de remplir ces fonctions. 
20 Aux fonctions de ministre officiant, tout citoyen reconnu apte par la 
communaute à remplir ces fonctions, 

Chapitre V. Dispositions diverses. Art. 28. Il sera pro- 
ced6 aux re6lections sexannuelles prevues aux art. 11 et 21 troisiöme 
alinea pour chaque ecclesiastique separ&ment & mesure que celui-ci at- 
teindra la fin d’une premiere, seconde ou ulterieure periode de six an- 
nees à dater de sa nomination au poste qu’il occupe. A cet effet, le 
Departement des Cultes &tablira et tiendra & jour le tableau des années 
de service de chaque ecclesiastique. 

Art. 4. La nomination des aumöniers de bataillons est reservee 
au Conseil d’Etat. 

Chapitre VI. Dispositions finales. Art. 35. Sont et demeu- 
rent abrogees toutes dispositions contraires & la presente Loi, notamment 
la Loi ecclesiastigue du ler janvier 1849. 

Art. 26. Conseil d’Etat est charg$ de la promulgation et de 
l’exdcution de la presente Loi. 


IV. Freiburg: 
Kirchengeſetz für Die refermirte Landestirde. Dom 8. Mai 1874. 


Der Grobe Rath des Kantons Freiburg, in Ausführung bes britten 
Alinea des Art. 2 der Kantondverfafjung: Auf ben Antrag bed Staats» 
Bea eg nach Anhörung ber Synobe ber evangelifchreformirten Kirche, 

ießt: 
Tit. J. Allgemeine Beſtimmungen. Art. 1. Alle der evan⸗ 
——— Konfeifion angehbrenden Einwohner des Kantons bilden 
n ihrer Geſammtheit die reformirte Kirche aan 

Ad. 2. Die reformirte Kirche ordnet, innert ben Grenzen bei gegen: 
wärtigen Geſetzes, jelbft ihre auf Dogmen, Disziplin und Organifation bes 
züglicen AngelegenGeiten. — 

Art. 8. Der Staat übt feine anderen Rechte über die Kirche aus, 
als diejenigen bex öffentlichen Orbnung und ber ——— Er ſchutzt bie 
Ale le in der Ausübung ihrer Rechte und in ber Exs 

ng i ichten. 

ac. 4. ale was bie anifation ber Pfarreien, bie Verſamm⸗ 
lungen ber Kirchgemeinden, bie Kirchenräthe, ihre Befugniſſe, die Laſten und 
Steuern arreien betrifft, iſt, mit nachſtehenden Abänderungen, dur 
das Gefeg über die Gemeinden und Pfarreien beftimmt: In den in Art. 2 
borgejehenen Fällen werden bie Mitglieder des ——— deren Anzahl 
durch die Synode zu beſtimmen iſt, unmittelbar von den Kirchgemeinden ge⸗ 
wählt. Der Art. 272 iſt für bie Ernennung bes Präfidenten maßgebend. 

Art. 5. Die reformirte Kirche zählt gegenwärtig 8 Pfarreien, näms 


id: 1. Murten. Dazu & dren die en Einwohner von Murten, 
Montilier, Galmitz, Oberried Murten, Surtigen, Salfenach, Burg, Altavilla 
und Jeuß und der berniſchen Gemeinden Münchenweiler und Eiovaleyees. 
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& ce mandataire peut toujours lui &tre retire. Les paroisses catholiques 
du Canton doivent faire partie d’un dioc&se Suisse. 2: siege de ’Evöche 
ne pourra €tre etabli dans le Canton de Genève. 

Art. 8. La Loi determine le nombre et la circonscription des 
Paroisses, les formes et les conditions de l’election des Cures et des 
Vicaires, le serment qu’ils pr&tent en entrant en fonctions, les cas et le 
mode de leur r&vocation, l’organisation des Conseils charges de ’adminis- 
tration temporelle du Culte, ainsi que les sanctions des dispositions legis- 
latives qui le concernent. 

Art. 4. Sont abroges les articles 130 et 133 de la Constitution 
de 1847 et generalement toutes les dispositions contraires à la presente 
Loi. Dispositions iransitoires. Les Curds et les Vicaires actuellement 
en fonctions et nommes suivant le mode pr&cemment en vigueur ne sont 
pas soumis & l’Election. Toutes les autres prescriptions de la Loi, y com- 
pris le serment, leur sont applicables. 


2. Loi organique sur le culte catholique. Du 27. Aoute 1873. 


Article 1. Les paroisses catholiques du Canton de Genève forment 
vingt-trois non reparties comme suit: 


aroisse à laquelle ressortissent les catholiques de: 
10 Ville de Genève, Eaux-Vives et Plainpalais. 
20 Aire-la-Ville, Russin et Dardagny. 
80 Avusy, Chancy. 
4° Bardonnex, Plan-les-Ouates. 
50 Bernex, Cartigny. 
6° Carouge, Troinex. 
70 Collex-Bossy, Bellevue. 
80 Collonge-Bellerive, Cologny. 
90 Confignon, Onex et Perly. 
100 Corsier, Anieres. 
110 Ch&ne-Bourg, Che&ne-Bougeries. 
120 Choulex, Vandouvres. 
130 Hermance. 
140 Lancy. 
150 Meinier, Gy et Jussy. 
16° Meyrin, Satigny. 
17° .Presinges, .  Puplinge. 
180 Grand-Saconnex, —— et Petit-Saconnex. 
190 Soral, Laconnex et Avully. 
20° Thönex. 
210 Vernier. = 
220 Versoix, Celigny, Genthod. 
230 Veyrier. 


Art. 2. La paroisse de Geneve a trois Cures. Ils repartissent 
entre eux leurs fonctions, sous l’approbation du Conseil superieur institus 
a lV’art. 11. Chaque autre paroisse a un Cure. La paroisse de Gen&ve 
a en outre quatre Vicaires. Celle de Carouge en a deux. Celle de Bar- 
donnex en a un. Celle de Bernex en a un. 

Art. 8. Le traitement des Cures et des Vicaires est fix& comme 
suit: Cures de Geneve, chacun Fr. 3000, Cur& de Carouge Fr. 2500, 
Cures des autres paroisses Fr. 2000, Vicaires de Gen®ve, chacun Fr. 2500, 
Vicaires de Carouge, chacun Fr. 1800, Vicaires des autres paroisses, 
chacun Fr. 1500. Le Cur6 de Confignon regoit en outre une indemnite 
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de 500 francs pour le service d’Onex et de Perly. Celui du Grand-Sa- 
connex, une indemnit6 de 500 francs ‚pour le service de Pregny. Celui 
du Presinges, une endemnite de 500 francs pour le service de Puplinge. 
Aucun casuel ne peut &tre röclame pour le service religieux des bapt£- 
mes, des mariages et des enterrementas. 


Art. 4. Les Curés et les Vicaires sont nommes par les citoyens 
catholiques inscrits sur le röle des &lecteurs cantonaux domicilies dans 
la paroisse oü a lieu la vacance. Le röle sera publi& pendant quinze 
jours avant la votation. Nul ne peut voter dans les &lections de deux 
cultes differents. 


Art. 5. A chaque vacance, une inscription est ouverte au bureau 
du Conseil superieur; sont admis & s’inscrire tous les eccl&siastiques or- 
donnes pretres dans l’Eglise catholique. Les Cures et les Vicaires ne 
pourront, sans l’autorisation du Conseil d’Etat, exercer des fonctions, ni 
accepter des dignites ecclesiastiques superieures & celles qui leur ont été 
confer&es par l’election. Cette autorisation est toujours r&evocable. 


Art. 6. Avant leur installation, les Curés et les Vicaires prötent 
devant le Conseil d’Etat le serment suivant: „Je jure devant Dieu de 
me conformer strictement aux dispositions constitutionnelles et legislatives 
sur l’organisation du culte catholique de la Republique et d’observer 
toutes les prescriptions des Constitutions et des Lois cantonales et fe- 
derales.. Je jure encore de ne rien faire contre la suret& et la tran- 
quilit& de l’Etat; de pröcher & mes paroissiens la soumission aux Lois, 
le respect envers les magistrats et l’union avec tous leurs concitoyens.‘“ 


Art. 7. La suspension des Curés et des Vicaires peut &tre pro- 
noncee decision motivee du Conseil d’Etat pour violation du serment, 
et du Conseil superieur pour des faits disciplinaires. Dans ce dernier 
cas, la mesure est soumise & l’approbation du Conseil d’Etat. Cette sus- 
pension peut s’etendre jusqu’au terme de quatre ans. Les Curés suspen- 
dus ne pourront pas avant ce laps de temps se presenter aux suffrages 
des electeurs. Les motifs de la suspension doivent &tre prealablement 
communiqu&s & l’ecclesiastique interesse. Celui-ci, s’il le re&clame, est 
entendu par une delegation du Conseil d’Etat. Les dispositions ci-dessus 
n’excluent ni les droits ni la competence qui pourront &tre reconnus & 
Y'autorit& episcopale et synodale. 

Art. 8. Les electeurs d’une paroisse peuvent, par petition moti- 
v6e, demander que leur Cure ou leurs Vicaires soient soumis & une nou- 
velle election. La petition doit ôêtre appuyée, pour la paroisse de la 
Ville de Genève par le quart, et pour les autres paroisses, par le tiers 
des électeurs inscrits, et dtre adressee au Conseil d’Etat, qui statuera sur 
la demande apres avoir pris le pr&avis du Conseil supérieur. Dans le 
cas où la petition sera signee par la majorite absolue des electeurs in- 
scrits, le Conseil d’Etat sera tenu de faire proc&der à de nouvelles &lec- 
tions. Les Curés et les Vicaires non réélus ne pourront se representer 
aux suffrages des &lecteurs de la m&me paroisse qu’apre&s le terme de 
quatre ans. 

Art. 9. Chaque paroisse est administree par un Conseil pris parmi 
les &lecteurs laiques. Ce Conseil est compose de neuf membres pour la 
paroisse de Genève et de cing pour les autres paroisses. Le Cure de la 
paroisse assiste aux delibsrations du Conseil avec voix consultative. Ces 
Conseils sont nommes pour quatre ans, et les membres sortants sont im- 
me6diatement röeligibles. Ils font leur r&glement organique, lequel est 
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soumis à l’approbation du Conseil superieur. Les deliberations des Con- 
seils de paroisse sont publiques. 


Art. 10. L’election des Cures et des Vicaires, ainsi que celle des 
Conseils de paroisse, a lieu suivant les formes fixdes par la Loi pour 
les elections municipales. Ces elections sont presidees par deux deleguds 
du Conseil superieur. Si, dans une votation pour l’election d’un Cure 
ou d’un Vicaire, le nombre des votants reste inferieur au quart des élec- 
teurs inscrits, la cure restera vacante jusqu’au moment od le Conseil 
d’Etat, sur une petition des paroissiens, sur une demande du Conseil 
superieur, ou m&me d’office, croira convenable de faire proc&der & une 
nouvelle votation. 


Art. 11. L’administration des Conseils de paroisse est soumise 
au contröle d’un Conseil sup£erieur, nomme tous les quatre ans, par un 
College unique, compose de tous les @lecteurs catholiques du Canton. La 
convocation de ce College, le lieu de sa réunion, le choix de la presi- 
dence de l’&lection, sont determines par Arräte du Conseil d’Etat — 
Cette election aura lieu suivant les formes etablies par l’art. 37 de la 
Constitution genevoise de 1847. 


Art. 12. Le Conseil superieur est compose de vingt-cing membres 
laiques pris parmi les electeurs, et de cing ecclesiastiques choisis parmi 
les Cures et les Vicaires nomme&s conformement & la pr&sente Loi, ou 
maintenus en vertu de la Loi constitutionelle du 19. Fevrier 1873. II 
—— integralement, et les membres sortants sont immédiatement 
reeligibles. 


Art. 13. Le Conseil superieur exerce une surveillance generale 
sur les inter&ts de l’Eglise. Il soumet son règlement organique & l’ap- 
probation du Conseil d’Etat. Les deliberations du Conseil superieur sont 
publiques. Le huis clos sera prononce si la demande qui en est faite 
est appuyde par le quart des membres presents. Cette disposition est 
applicable aux Conseils de paroisse. Le Conseil superieur fait dresser 
les tableaux electoraux pour les &lections des Cures et des Vicaires, des 
Conseils de paroisse, ainsi que ceux destinds & l’election du Conseil su- 
perieur. Les personnes inscrites sur les listes &lectorales d’un culte 
ne peuvent se faire admettre sur celles d’un autre culte que deux anndes 
apres leur radiation sur les premieres liste. Le Conseil d’Etat statue 
sur toutes les reclamations relatives & la formation et la publication des 
tableaux electoraux. 


Art. 14. Il y aura reelection lorsque, par mort ou demission, les 
Conseils de paroisse de cing membres seront reduits & trois, celui de 
Geneve & six, et le Conseil superieur & vingt. 

Art. 15. Les eglises et les presbyteres qui sont propriete commu- 
nale, restent affectes au culte catholique salarie par l’Etat. Leur desti- 
nation ne peut &tre changee que par des decisions prises par les Conseils 
——— des communes co-proprietaires et approuvdes par le Conseil 

"Etat. 


Disposition transitosre. Jusqu’& la constitution du Conseil supé- 
rieur, le Conseil d’Etat est charg& de la confection des tableaux &lecto- 
raux, de la delögation des commissaires, et generalement des pouvoirs 
necessaires pour faire proc&der aux elections prevues par la pre&sente 
Loi. Le Conseil d’Etat est charge de faire promulguer les présentès 
dans la forme et le terme prescrits. 
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8. Loi constitutionelle modifiant le chap. I. du tit. X. de la 
Constitution (Organifation der proteſtantiſchen Nationalkirche). 

Art. 114. L’Eglise nationale protestante se compose des Suisses 
protestants qui acceptent les formes organiques de cette Eglise telles 
qu’elles sont etablies ci-apres. 

Art. 115. L’administration de l’Eglise nationale protestante est 
exclusivement confide & un Consistoire. 

Art. 116. Le Consistoire est compose de vingteing membres lai- 
ques et de six pasteurs, tous pris parmi les &lecteurs. 

Art. 117. TI est nomme par un College unique formé de tous les 
eitoyens Suisses protestants, jouissant des droits politiques dans le Canton 
de Genöve. La conrocation de ce College, le lieu de sa reunion et le 
choix de son President, sont determines par le Conseil d’Etat. La Loi 
regle les autres formes de l’election, à laquelle est applicable l’article 37 
de la Constitution. Nul ne peut &tre port& sur les listes &lectorales de 
deux cultes differents. Un &lecteur ne peut être maintenu sur les listes 
@lectorales d’un culte contre sa volonte. Les personnes inscrites sur les 
listes electorales d’un culte ne peuvent se faire admettre sur celles d’un 
autre culte que deux anndes apr&s leur radiation sur la premi£re liste. 

Art. 118. Les membres du Consistoire sont eins pour quatre ans; 
ils sont immediatement reeligibles. 

Art. 119. Dans l’intervalle de deux 6lections, si le nombre des 
membres du Consistoire etait reduit & vingt par suite de deces ou de 
demissions, les Electeurs seraient convoques pour le completer. 

Art. 120. Le Consistoire nomme dans son Bein une Commission 
ex&cutive composee du President, pi ui doit &tre laique, et de quatre autres 
membres. Cette Commission est chargee de pourvoir & l’execution des 
Arretes pris par le Consistoire. 

- Art. 121. Le Consistgire exerce une surveillance generale sur les 
interöts de l’Eglise. Il règle tout ce qui a rapport au Culte, à l’orga- 
nisation de l’enseignement religieux et à l’administration de V’Eglise. 1 
determine le nombre et la circonscription des paroisses, sous r&serve de 
l’approbation du Conseil d’Etat. II peut confier des charges pastorales 
temporaires & des gradues en theologie. Il peut adresser des avertisse- 
. ments aux pasteurs. 

Art. 122. Les fonctions des membres du Consistoire sont gratuites. 

Art. 128. Le Canton est divise en paroisses. La Ville de Geneve 
ne forme qu’une paroisse. Les pasteurs sont nommes par les Citoyens 
protestants de la paroisse à pourvoir. Est electeur paroissial tout elec- 
teur de l’Eglise domicili€ dans la paroisse depuis trois mois au moins. 
Nul ne peut éêtre &lecteur dans plus d’une paroisse. Pour &tre &ligible 
aux fonctions pastorales, il faut: 1° &tre Agé d'an moins vingt-cing ans; 
20 &tre gradue de la Faculte de theologie protestante de l’Universite de 
Gentve, on porteur de titres academiques reconnus comme &quivalents 
per cette Universite. L’election des pasteurs a lieu suivant les formes 

6es pour les &lections municipales. La Loi determine le serment que 
les pasteurs doivent pröter en entrant en charge, ainsi que les cas et le 
mode de leur rövocation. Chaque pasteur enseigne et pr&che librement 
Bous 88 propre responsabilitE; cette libert€ ne peut être restreinte ni par 
des confessions de foi, ni par des formulaires liturgiques. 

Les articles 124 et 125 sont abroges. 

Art. 196. La Compagnie des pasteurs se compose des pasteurs 
en office. Elle soumet au Consistoire de son chef ou sur l’invitation de 
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ce corps, & titre de preavis, les mesures qu’elle juge convenables aux 
interets de l’Eglise. 
L’article 127 est abroge. Sont abrogees toutes les dispositions 
legislatives et r&glementaires contraires & la presente Loi. 
jspositions transitoires. Les dispositions l&gislatives prevues aux 
art. 117 et 123 constitutionnels nouveaux seront proposees par le Conseil 
d’Etat au Grand Conseil dans le delai de six mois & partir de l’adoption 
par le Peuple de la pr&sente Loi. Dans le m&me delai le Consistoire 
soumettra & l’approbation du Conseil d’Etat un arret& fixant le nombre 
et la circonscription des paroisses d’apr&s les principes &tablis dans la 
presente Loi. Sont ne. anx fonctions de pasteurs et peuvent £&tre 
appeles & remplir des fonctions pastorales temporaires, les ministres con- 
sacres par la Compagnie des pasteurs anterieurement & la presente Loi. 


4, Loi sur le culte extörieur. Du 7 Juin 1871. 


Art. unique. Le Conseil d’Etat est autorise & interdire toutes 
cer&monies religieuses sur la voie publique lorsqu’il estime cette inter- 
dietion necessaire dans l’inter&t de l’ordre public. Le Conseil d’Etat est 
charge de faire promulguer les presentes dans la forme et le terme 
prescrits. 


5. Loi sur le eulte exterieur. Du 28 Aoüt 1875. 


Art. 1er Toute celebration de culte, procession ou ceremonie re- 
ligieuse quelconque, est interdite sur la voie publique. 

Art. 2. Est except& de cette interdiction le service divin prescrit 
par les Autorites militaires, pour les troupes cantonales et federales, 

Art, 8. Le port de tout costume ecclesiastique ou appartenant & 
un ordre religieux est interdit sur la voie publique & toute personne 
ayant un domicile ou une residence dans le Canton. 

Art. 4. Les contrevenants sont passibles des peines de un & huit 
jours d’arröts de police et de dix & cinquante francs d’amende. 

Sont passibles des m&mes peines, les auteurs et complices 
de desordres, d’excitation au mepris des Lois ou des Autorites, ainsi 
qu’& la haine entre citoyens, r&sultant de la celebration d’un culte public 
dans une propriete privee. 

Article abrogatoire. Sont abrogees toutes les dispositions des 
Lois, Arr&tes et Re&glements contraires & la presente Loi. Le Conseil 
d’Etat est charge de faire promulguer les presentes dans la forme et le 
terme prescrits. 


6. Loi sur les eorporations .religieuses. Du 3 Fevrier 1872. 


Art. 1er. Toute r&eunion de personnes appartenant & un Ordre 
religieux quelconque ou & une Corporation religieuse constituee à Gen?ve 
ou & l’etranger, et vivant en commun, de m&me que toute r&union de 
personnes vivant en commun dans un but religieux et sous une rögle 
uniforme, constituent une Corporation religieuse, soit Congregation. . 

Art. 2. Toute Corporation qui se sera &tablie dans le Canton sans 
autorisation, ou qui, Apres avoir obtenu cette autorisation, aura enfreint 
les conditions qui lui auront &t& imposees, sera dissoute par le Conseil 
d’Etat, et I’Etablissement fermo. k 

Art. 8. Les Superieurs, Directeurs ou Chefs reconnus d’une Cor- 
poration dissoute en vertu de l’article précédent, seront passibles d’une 
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amende de cing cents francs au maximum. En cas de recidive, cette 
amende pourra s’elever & cing mille francs. La peine sera reduite de 
moiti& pour les autres Membres. 


Art. 4. Les personnes qui auront sciemment accorde, & quelque 
titre que ce soit, l’usage de leur immeuble & une Corporation non auto- 
risee, seront passibles d’une amende de cing cents & dix mille francs. 


Art. 5. Toutes les Corporations ou Congregations religieuses 
existant sur le territoire du Canton, sont tenues de solliciter l’autorisation 
necessaire dans le delai de trois mois, & partir de la promulgation de 
la Loi. Le Conseil d’Etat est charge de faire promulguer les presentes 
dans la forme et le terme prescrits. 


7. Arröt6 legislatif zum Geſetze sub 6. Du 29. Juin 1872. 


Article premier. Sont autorisees & s’etablir dans le Canton de 
Geneve: A. La Corporation des Seurs de la Charite de la rue des 
Chanoines, au nombre de 12 membres au maximum. B. La Corporation 
des Seurs de la Charite des Petits-Philosophes, au nombre de 10 au 
maximum. C. La Corporation des Sœurs de la Charite de Carouge, au 
nombre de 4 au maximum. D. La Corporation des Seurs de la Charite 
de Chäne-Bourg, au nombre de 8 au maximum. E. La Corporation des 
Seurs de la Charit& de Versoix, au nombre de 5 au maximum. F. La 
Corporation des Seurs de la Charit& de la Rue de Lausanne, au nombre 
de 9 au maximum. @. La Corporation des Petites Seurs des pauvres 
de Carouge, au nombre de 12 au maximum. Ces Corporations ne pour- 
ront s’occuper que d’euvres de charit& et de bienfaisance. L’enseigne- 
ment leur est interdit. 

Art. 2. Les Corporations qui dirigent actuellement des écoles 
enfantines, pourront continuer à y recevoir des enfants des deux sexes, 
au-dessous de l’äge de six ans, mais seulement dans les Communes oü 
des &tablissements de cette nature n’ont pas été cr&es, ou ne seront pas 
créés ulterieurement par l’Autorit€ Municipale ou Cantonale. 

Art. 8 Les autorisations accordees par les art. 1 et 2, sont ac- 
cordees pour 10 ans et sont toujours révocables. Elles ne s’appliquent 
qu'à l’existence de fait des Corporations qui y sont mentionnees; elles 
n’impliquent aucune reoonnaissance des regles de ces Corporations ni 
aucun privilöge pour leurs membres qui continuent & &tre soumis aux 
Lois et aux Rglements ordinaires. Ces Corporations ne sont pas re- 
connues comme personnes morales. Elles sont soumises & la surveillance 
et à l’inspection de l’Etat. 

Art. 4. Les autorisations demandees par les freres de la doctrine 
chretienne, sont refusees, et l’&tablissement de leur corporation est interdit. 


III. MAeuenburg: 
Loi reglant les rapports de l’6tat avec les cultes. Du 23 Mai 
1873. 


Le GRAND CONSEIL, de la r&publique et Canton de Neuchatel, vu 
les articles 5, 13, 19, 49, 50, 64, 71, 72, 73, 74, 75 et 76 de la Con- 
stitution; vu la necessit6 de regler & nouveau les rapports de l’Etat avec 
les differents Cultes publics, dans le sens d’une liberte et d’une &galite 
plus complötes; sur la proposition du Conseil d’Etat, Decrete: 
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Chapitre premier. Dispositions ee Article premier. 
Le libre exercice des cultes, garanti par laart. 13 de la Constitution, a 
lieu dans le Canton, sous reserve de la libert de conscience et de croyan- 
ces de tous les ci indistinetement. Le culte public protestant et 
le culte public catholique jouissent de l’appui financier de l’Etat et par- 
ticipent aux revenus des biens eccl&siastignes, conform&ment aux dispo- 
sitions de la presente Loi. 


Des Paroisses. Art. 2. La Loi institue les Paroisses pour cha- 
que culte. Les Paroisses — pour attributions de procéder aux élections 
prevues par la presente Lo 

Art.8. Le EEE et la circonscription des Paroisses, ainsi 
les traitements affectes aux divers postes ecolesiastiques, sont — 
par une Loi spéciale. Aucune érection de Paroisse, aucun 
à la circonscription des Paroisses, comme aucune modification au oder 
des Cultea, ne peuvent avoir lien qu’en vertu d’un d6cret de l’autorit6 
lögislative, rendu après avoir entendu tous les interesses, notamment, s’il 
y a lieu, les Communes ou Municipalites. En principe, la circonscription 
actuelle des Paroisses est maintenue. 


Art. 4. Sont dlecteurs en matiere ecclesiastique: 10 Tous citoyens 
neuchätelois appartenant au culte de la Paroisse et remplissant les con- 
ditions pr&vues pour le droit Electoral politique ; 20 Tous citoyens suisses 
qui sont dans le m&me cas et ont six mois de sejour dans la Paroisse ; 
80 Sous la m&me condition d’age, les éêtrangers qui ne sont ni interdits, 
ni sous le poids d’une sentence infamante et qui ont un an de sejour 
dans la Paroisse. Chaque citoyen ne peut voter que dans la Paroisse 
du culte auquel il appartient: les protestants qui sont membres d’une 
paroisse allemande ne sont pas Electeurs dans la paroisse frangaise. 


Art. 5. Sauf les röserves ci-apreös, les &lections ecclesiastiques ont 
lieu conformement & la Loi sur "election des membres du Grand Conseil. 


Des ecclesiastiques et du mode à suiore our leur &lechon. Art. 6. 
Les ecclesiastiques qui exercent des fonctions le Canton sont: Pour 
le culte protestant, les Pasteurs ou leurs suffragants et les Diacres et 
subsides. Pour le culte catholique, les Cur&s et les Vicaires. Sont &li- 
gibles aux fonctions ecclesiastiques: Pour le culte protestant: tout 
ministre reform porteur d’un diplöme de licencie, soit de la facult€ de 
theologie de l’Academie de Neuchätel, soit d’une faculte de theologie 
— ou de titres &quivalents. Pour le culte catholique: tout pr&tre 
seculier. 


Art. 7. Sauf les exceptions prevues aux art. 21 et 23, dernier 
alinda, les ecclesiastiques sont nommes par les Paroisses. Toute vacance 
poste, pourvu par la Paroisse doit &tre immediatement portee par 

les soins de 1 Yautorite locale & la connaissance du Conseil d’Etat. 


Art. 8. En ce qui concerne le culte protestant, les postes vacants 
sont repourvus & la suite d’un concours ouvert par trois insertions suc- 
cessives dans la Feutlle officielle. Les inscriptions, avec pièces & l’appui, 
sont regueg par le Departement des Cultes; le concours clos, elles sont 
portees & la connaissance de la Paroisse, qui est convoquede par le Con- 
seil d’Etat pour l’election. Lorsqu’ il ne se presente aucune inscription, 
et que d’ailleurs la Paroisse n’a pas de candidats en vue, il est ouvert 
un nouveau concours comme ci-dessus, Si ce second concours n’aboutit 


vo. Schweiz. 168 


pas, l’autorit& ecclesiastique (voir art. 19 lit. db) prend les mesures né- 
cessaires pour faire desservir le poste pendant un provisoire d’une annee. 

Art. 9. En ce qui concerne le culte catholique, le mode de pré- 
sentation des candidats est regl& par l’art. 23 ci-apres. 

Art. 10. Lorsqu’aucun des candidats inscrite au Deöpartement des 
Cultes ne convient & la Paroisse, les &lecteurs peuvent valablement porter 
leurs suffrages sur des ecclesiastiques qui ne se seraient pas presäntes 
au concours. Si aucun candidat nobtient la majorite absolue, le poste 
est remis au Concours suivant les formes prevues pour chaque culte. Si, 
& la suite de ce second concours, la pluralite des voix se röpartit entre 
plusieurs candidats dont aucun n’obtient la majorit6 absolue, il est pro- 
cede & un troisietme tour de scrutin pour lequel ne comptent plus que 
les voix donnedes aux deux candidats qui ont eu au second tour le plus 
grand nombre de suffrages. 

Art. 11. Tout ecclesiastique, qu’il soit nomme par la Paroisse ou 
par l’autorit& competente, est soumis & la reelection tous les six ans & 
dater de sa nomination et au plus tard deux mois avant l’expiration de 
cette periode. En ce qui concerne les Paroisses, leur droit de r&election 
g’exerce comme suit: La Paroisse est convoquee par le Conseil d’Etat 
dans les delais prescrits et elle a & se prononcer par oui ou par non 
sur le maintien de son ecclesiastique; les bulletins blancs ne comptent 

Si les non l’emportent, le poste est mis au concours, mais l’eccle- 
siastique non-rö&lu peut continuer & le desservir pendant les quatre mois 
qui guivent l’expiration des six anndes. 

Art. 12. La libert& de conscience de l’ecclesiastique est inviolable ; 
elle ne peut &tre restreinte ni par des röglements, ni par des vœux ou 
engagements, ni par des peines disciplinaires, ni par des formules ou un 
credo, ni par aucune mesure quelconque. Le droit de suspendre ou de 
revoquer un ecclesiastique appartient au Conseil d’Etat qui l’exerce soit 
d’office en cas d’atteinte aux bonnes mœurs ou & l’ordre public, soit sur 
la demande de l’autorit& ecclesiastique ou de la Paroisse en cas d’irre- 
gularit6 reiterde dans l’accomplissement des fonctions pastorales. Il ya 
recours au Grand Conseil. 

Art. 18. L’ecclesiastique, à quelque titre qu’il soit nomme, est 
tenu de resider dans sa Paroisse et de s’acquitter regulierement de ses 
fonctions telles qu’elles sont determindes par l’autorite competente. 


De? e des temples. Art. 14. Les &difices affectes au culte, 
qui sont propriet6 communale ou municipale, sont gratuitement & la dis- 
position des diverses &glises ou associations religieuses savoir: les temples 
protestants pour les associations qui se rattachent au culte protestant; 
les chapelles catholiques pour celles qui se rattachent au culte catholi- 
que. Les demandes sont reglöes par l’autorit& locale. En cas de conflit, 

le Conseil d’Etat statuera. 
: Des fonds des pauvres. Art. 15. Les comptes des pauvres ou 
fonds des sachets sont soumis chaque annde à la verification du Prefet, 
et un double certifi6 est depose aux archives de la Prefecture. 

Chapitre II. Du Culte protestant. Des collöges d’anciens. 
Art. 16. ue paroisse nomme pour trois ans un college d’anciens 
dont les attributions sont fixdes par le Röglement general pour le culte 
protestant. (Voir art. 18 ci-dessous.) 


Du Te et de ces attributions. Art. 17. L’administration 
generale de V’Eglise protestante est conferde & un Synode élu tous les 


11* 
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trois ans par l’ensemble des protestants de chaque district. Le Synode 
ge compose de membres nommes directement, dans la proportion d’un 
ecclesiastique et de deux laiques pour 8,000 &mes de population protes- 
tante. Toute fraction au-dessus de 4,000 compte pour 8,000. Le recen- 
sement federal sert de base. Chaque district forme autant de circon- 
scriptions €lectorales qu’il y a d’ecclesiastiques & €lire. Autant que pos- 
sible, ces circonscriptions renfermeront un nombre &gal d’habitants appar- 
tenant au culte protestant, sans toutefois qu’une Paroisse soit divisee en 
deux ou plusieurs colleges. Le Conseil d’Etat convoque le Synode pour 
la premiere session qui suit chaque Election. Les membres du Synode 
recoivent une indemnit& de route et de presence, quivalente & celle des 
membres du Grand Conseil. 

Art. 18. Le Synode organise l’Eglise et s’organise lui-m&me par 
un röglement general, soumis, ainsi que toutes les modifications qui pour- 
raient y &tre apportees, à la sanction du Conseil d’Etat. 

Art. 19. Outre ces attributions generales, le Synode exerce, soit 
directement, soit par l’intermediaire de son bureau ou de commissions 
speciales, les attributions suivantes: a) Il veille & ce que les fonctions 
pastorales soient convenablement remplies; 5) Il pourvoit au remplacement 
momentane des Pasteurs ou Diacres qui sont en congé pour cause d’ab- 
sence ou de maladie, et fait desservir provisoirement les reste&s 
vacants & la suite de concours infructueux (art. 8); c) ID fait proc&der 
& des inspections reguliöres des temples, cures, archives de Paroisses, etc. ; 
d) Il nomme les diacres, subsides et suffragants, et designe les eccle- 
siastiques Connus sous le nom de minisires impositionnaires; e) Il pour- 
voit & l’installation des Pasteurs et est Diacres; f) Il organise, par voie 
de reglementation ou de toute autre maniere, les formes exterieures 
du culte et l’enseignement religieux, sous reserve de la disposition ren- 
fermee dans l’article suivant; g) I publie tous les trois ans avant son 
renouvellement un rapport detaille sur sa gestion. 

Des Diacres, suffragants et ministres impositionnqires. Art. W. 
Les six postes de Diacres de districts pour les Paroisses de langue fran- 
caise sont maintenus. Il sera institu& 4 postes de Diacres allemands, 
savoir: un pour le Vignoble, non compris la Municipalit€ de Neuchätel; 
un pour le district de Val-de-Travers ; un pour le district du Val-de-Ruz; 
un pour les Montagnes, non compris les Municipalites du Locle et de la 
Chaux-de-Fonds. Les Diacres sont nommes apres concours (art. 8) par 
le Synode qui communique immediatement les nominations au Departement 
des Cultes ; ils sont soumis à reelection tous les six ans; le lement 
general de l’Eglise fixe leurs attributions. Le Reglement general prevoit 
en outre les postes de subsides, de suffragants et de ministres imposition- 
naires et determine leurs attributions. Les nominations faites par le 
Synode sont communiqudes au Departement des Cultes. Les traitements 
et avantages attaches aux postes mentionnes dans cet article ne peuvent 
&tre modifies que par decret de l’autorite legislative. 

Chapitre II. Du Culte catholique. Art. 21. L’Etat se des- 
saisit en faveur des Paroisses catholiques du droit de collature qu’il a 
exerc& jusqu’ici en vertu de enden avec l’evöque diocesain. En 
cons@quence, ces Paroisses seront appelees à élire leurs Cur6s et Vicaires 
sur une triple presentation de candidats faite par l’evöque au Conseil 
d’Etat, et, en cas de non-opposition de celui-ci, transmise par le Depar- 
tement des Cultes au Conseil paroissial ou & defaut & l’autorit& locale. 
Si les Paroisses se refusaient & faire usage de ce droit ou y renoncaient 
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par la suite, le Conseil d’Etat le maintiendra pour ce qui le concerne 
et en usera comme du : ’ 

Chapitre IV. Du Culte isra&lite. Art. 22.. Les communautes 
isra6lites existantes ou qui pourraient &tre créées dans le Canton peuvent 
en tout temps se mettre au benefice de la pr&sente Loi, moyennant 
qu’elles se conforment aux dispositions que celle-ci renferme. Sera 6li- 
gible dans ce cas: 10 Aux fonctions de rabbin tout citoyen israélite 
muni d’un certificat qui lui reconnalt le droit de remplir ces fonctions. 
20 Aux fonctions de ministre officiant, tout citoyen reconnu apte par la 
communaute à remplir ces fonctions. 

Chapitre V. Dispositions diverses. Art. 28. Il sera pro- 
ced6 aux reelections sexannuelles prövues aux art. 11 et 21 troisiöme 
alinea pour chaque ecclesiastique separ&ment & mesure que celui-ci at- 
teindra la fin d’une premiere, seconde ou ulterieure periode de six an- 
nees à dater de sa nomination au poste qu’il occupe. A cet effet, le 
Departement des Cultes &tablira et tiendra & jour le tableau des années 
de service de chaque ecclesiastique. 

Art. 24. La nomination des aumöniers de bataillons est r&servee 
au Conseil d’Etat, 

Chapitre VI. Dispositions finales. Art. 35. Sont et demeu- 
rent abrogees toutes dispositions contraires & la presente Loi, notamment 
la Loi ecclesiastique du ler janvier 1849. 

Art. 26. Le Conseil d’Etat est charg$ de la promulgation et de 
l’ex6scution de la presente Loi. 


IV. $reiburg: . 
Kirchengeſetz für Die refermirte Landeskirche. Dom 8. Mai 1874. 


Der Große Rath des Kantons Freiburg, in Ausführung bes dritten 
Alinen bes Art. 2 ber Kantondverfafiung: Auf den Antrag de Staats⸗ 
Far * nach Anhörung ber Synode ber evangeliſch⸗reformirten Kirche, 

l “ 


zit. I. Allgemeine Beftimmungen. Ar. 1. Alle der evanz 
gelifch-reformirten Konfeſſion angehörenden Einwohner des Kantons bilden 
in ihrer Gefammtheit die reformirte Kirche besfelben. 

Art. 2. Die reformirte Kirche orbnet, innert ben Grenzen des gegen 
wärtigen Geſetzes, jelbft ihre auf Dogmen, Disziplin und Organifation bes 
yüglioen Angelegenheiten. a 

Ad. 8. Der Staat übt eine anderen Rechte über die Kirche aus, 
al3 diejenigen der öffentlichen Orbnung und ber Oberaufficht. Er ſchutzt die 
ae Er ihrlgen in der Ausübung ihrer Rechte und in ber Exs 

ung i ichten. 

Art. 4. a was bie Organifation ber ne die Verſamm⸗ 
lungen ber Kirchgemeinden, die Kirchenräthe, ihre Befugnifſe, die Laſten und 
Steuern der Pfarreien betrifft, if, mit nachſtehenden Abänberungen, dur 
das Geje über die Gemeinden und Pfarreien beftimmt: In den in Art, 2 
vorgefehenen Fallen werden bie Mitglieder bes Kirchenrathes, deren Anzahl 
bu bie Synode zu beflimmen ift, unmittelbar von ben Stirchgemeinden ges 
wählt. Der Art. 272 ift für bie Ernennung bes Präfidenten maßgebend. 

Art. 5. Die reformirte Kirche a gegenwärtig 8 Pfarreien, näm: 
Gi: 1. Murten. ae dren Die re 
Montilier, Galmik, Oberri rten, Lurtigen, Salfenadh, Burg, Altavilla 


ormirten Einwohner von Murten, 
und Zeuß und der bernifchen Gemeinden Münchenweiles und Elavaleyred. 
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hören di Ulm ; 

wyl und Oberrieb- — Theil ber berni Pfarrei Ferenbalm 
5. Merlach begreift in ſich die reformirien Einwo von Merlach, Kur 
wolf, Kurlevon und Kuffiberle und Greng. 6. Mottier mit den reformir- 
ten Einwohnern von Ober⸗ und Riederiwiftenladg. 7. Freiburg, wozu alle 
im Saanebezirt wohnenden Proteflauten gehören. 8. St. Antoni begreift 
in fi) alle um Senſebezirk zerfizeuten Proteftanten. 

BD u. Senc Plerieien: IARDER RAR DENN SE Del Den rue 
Rates errichtet werben. 

— 7. Das Dekret, durch welches die Errichtung einer neuen Pfarrei 
beichloffen wirb, beflimmt aud, wie die Auslagen berielben zu beftreiten 
find. Der Staat leiftet, wenn wöthig, in Anwendung bes Urt. 20 der Ber: 
faflung, einen Beitrag an biefe Ausgaben und wird and im Zukuuft, wie 
bisher, der Pfarrei Freiburg eine jährliche Beiftener verabreidgen. 

Art. 8. Die Mitglieder der proteſtantiſchen Kirche haben keine Stemern 
zu — deren Ertrag ausſchließlich zu latholiſch-kirchlichen Zwecken ver: 
we wird. 

Art. 9. Die religiöſen Verhältnifſe in ber Pfarrei Kerzers und in 
ben gemiſchten Pfarreien balm und Murten richten fi auch in Zu⸗ 
er nach den befondern Derträgen zwiſchen den Ständen Bern unb Frei 

ur 

ö Zt. U. Bon ben kirchlichen Behörden. Kap. I. DOrgani: 
fation. Ar. 10. Die Tirchlichen Behörden, we die ber 


reien ala höchſte und unumfchräntte Autorität in kirchlichen Dingen; b) bie 
Kirchenftiuode ala geiehgebende und verwvaltende Behörde; c) die Eynobal: 


Kap. IL Befugnifie der kirchlichen Behörben. 8 1. Ge 
fammtbeit der Pfarreien. Art. 11. Die Pfarreigenofien in ihrer Sefammts 
beit fliimmen ab über: a) Die Annahme oder Berverfung von Abande⸗ 
rungen an kirchlichen Verordnungen oder am gegenwärtigen Geſetze. Abän« 
nen bon firchlichen Reglementen können nur auf Vorſchlag der Synode, 
Abänderungen am gegentwärtigen Geſetz nur auf Borichlag des Großen Ra: 
the3 gemacht werden. b) Neber Fragen von großer Wichtigkeit für die Kirche, 
en ein Drittel der Mitglieder ber Synode oder vier Kirchenräthe es ver: 

ngen. 

Art. 12. Die Abftimmungen finden in ben Kirchgemeinden fait; Die 
Protokolle derfelben werben in Lürzeftex Friſt der Synodallommiffion über: 
mittelt. Die Mehrheit ber Stimmenden enticheibet über Annahme oder Ber 


ng. 

Ent. 13. Die Synodallommiffion macht das Nefultat der Abſtim⸗ 
mung befannt, worauf die getxoffene Enticheibung in Kraft tritt. 

8 2. Bon ber Synode. Art. 14. Die Synode beficht: a) Ans 
allen angeftellten Pfarrherren und bem Diakon; b) aus ben weltlichen Ab: 
——— der Pfarreien, welche nach folgendem Verhältniß gewählt werden: 

Pfarreien mit einer Bevölferung von 700 Seelen und darunter ernennen 
awei Abgeorbuete, biejenigen von mehr als 700 Seelen ebenfalls zwei für 


\ 
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bie erſten 700 und je einen weitern für jede folgende Zahl von 700. Brüche 
von 350 und darüber zählen für 700. 
Art. 15. Die Synode arbeitet alle Reglemente aus in Bezug an 
ihre Amt3dauer, die Unvereinbarkeit der Stellen — Mitglieder unter fi 
er mit andern Öffentlichen Beamtungen, den Sit ihrer Verfammlungen 
und ihrer Büreaux, die Zeit ihrer Sigungen, bie Gültigkeit ihrer Entfcheis 


dungen, die Ernennung ihres Büreau, feine Befugniffe und Verpflichtungen; 


in Bezug auf die Zufammenjegung ber Synodallommiffion und beren Bes 
fugnifie, die Form ihres Verkehrs und desjenigen der Synodaltommilfion 
mit den a und den Kirchengemeinden innert den Grenzen be 
Geſetzes über die Gemeinden und Pfarreien; in Bezug auf die Befugnifie, 
bie ben Kirchenräthen und Kirchengemeinden außer denjenigen, die ihnen durch 
das fo eben genannte Geſetz verliehen Werden, noch für ihre religiöſen Be⸗ 
bürfniffe zu extheilen find. 

Art. 16. Ebenſo beftimmt bie Synode alles was Bezug hat auf bie 
Pfarrherren, ihre Wahl, Amtsdauer, abfällige Se ratung und ihre Ders 
a in ben Pfarreien; auf die Wahl der Diakone und Pfarrverweſer, 
auf bie Beftimmung der Gehalte und Die Vertheilung der Verpflichtungen 
zwiſchen ben Pfarrien und der Synode. 

Art. 17. Die Synobe beftimmt alles Nähere über die Pfarreilaflen; 
fie kann eine Synodalkaffe errichten und bie Art ber Unterhaltung berfelben, 
ihre Laften und ihre Derwaltung feſtſetzen. 

rt. 18. Alle Reglemente, welche ſich auf bie in Act. 15, 16 u. 17 
aufgezäblten Gegenflänbe beziehen, treten in Kraft, jobald fie von ber Ges 
Tammtheit der Pfarrgenofien, gemäß den Beftimmungen der Art. 11,12 u.13 
angenommen find. Immerhin ift dieſe ——— nicht auf das, dem gegen⸗ 
waͤrtigen 69 angehängte Reglement anwendbar. 

Zit. II. Art. 19. Durch dad gegenwärtige Gejeh werden das Geſetz 
über bie ls de vom 21. Hornung 1854, fowie alle 
bemjelben zuwider laufenden Reglemente, Dekrete und Gebräuche aufgehoben. 

Art. M. Das gegenwärtige Geſetz tritt fofort nach feiner Veröffent⸗ 
lichung in Kraft. 

V. 8. Gallen: 


1. Gefeh über Die Belorgung Der beſondern Angelegenheiten beider 
Saufeifonen. Erla aan 15. Juni 1859. %% Kraft getreten 
am 18. Auguft 1859. 


Der Große Rath bes Kantons St. Gallen, in Ausführung bes Ar 
tilels 22 der Verfaffung, verordnet als Gele: 

Art. 1. Zur Bejorgung jener Gegenſtände, welche ben beiben Sons 
feſſionstheilen burch ben Art. 22 ber affung — nd, entwirft 
jeder berfelben feine eigene Organifation. Dieſe —6 erordnungen 
—— des Großen Rathes und haben nach ſolcher ges 


i 
'en Act. 2. Die Mitglieder bes Großen Rathes jeder Konfeifion bilden 
die Behörde, von welcher die Organifation ausgehen foll. Diele Behörben 
übergebet die Abfafiung ber Entwürfe an Kommiſſionen die in ober außer 
ihrer Mitte gewählt werben mögen. Die beiden a re en 
gelangen an den Kleinen Rath zum Drud unb zur Berfendung an die Mit⸗ 
glieder des Großen Rath3.’) 


3) Art. 2 gilt nicht mehr. 
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Art. 8. Ziele —— ſollen ihrem durch den Ar⸗ 
titel 22 der Berfaffung bezeichneten 3 Sch a und dürfen feine 
Schmälerung der Rechte des Staated enthalten Be Rath genehmigt 
ober verwirft die organischen Borichläge, und hat ſowohl das Recht, die ihm 
ugehende Organifation ber einzelnen Sonfelfionstheile, als auch einzelne 
Artikel derjelben, mit Angabe der Gründe, zu neuer Berathung an bie bes 
treffende Konfeſſion zurückzuweiſen, wenn vorftehenbe Borfchriften Darin außer 
Acht geſetzt würden. 

Art. 4. Bei jeder Abänderung ber vom Großen Ratte genehmigten 
——— eines Ronfeffionätheils find abermals die Borjchriften des Art. 3 
zu beo 

Art. 5. Die Konfeifionzkollegien werden von bem älteften Mitgliebe 
jeber Konfelfion eröffnet. Die weiteten Wahlbeftimmungen find den organi⸗ 
ſchen “ungen der Konfeifionzkollegien überlafien. 

6. Das Kollegium jeder Konfeſſion beftellt nach Maßgabe ber 
——— die Behörden, welche es zu Beſorgung ihrer Angelegenheiten 
nothwendig erachtet. 

Art. 7. Die Behörden jeder Konfeſſion find dem Kollegium derſelben 
untergeorbnet und für ihre Berrichtungen ihm berantivortli 

Act. 8. Gleich wie die antjation, jo find auch alle übrigen alls 
emeinen Berordnungen jedes Konfelfionstheild über jämmtliche, ihm durch 
te Verfaffung zur Yan en Gegenftände der ausbrüdlichen 
Genehmigung bes Staates be 

tt. 9. Die — des Staates wird au prochen durch 
einen —— Beſchluß oberſten Kantonsbehörde (des Großen —2 
— gleichzeitig mit der gutgeheißenen Verordnung — gemacht wer⸗ 


Art. 10. Die de Behörden beider „rn um befugt, 

a emeine Verordnungen und Kundmachungen in Angelegenheiten der bes 

enden Religiondgenoffenichaft au — der angeht en berielben zu 
erlaffen: find jeboch pflichtig, ſolche fie vor deren entliung dem 
Reglerungsratbe zur Kenntniß zu bringen und dürfen diefelben nur nach 
befien erfolgter Bewilligung bekannt machen. 

Art. 11. Das lathol. Kollegium ift verpflichtet, für Berfländigungen 
mit der kirchlichen Oberbehörde über Aenderungen im Bisthum die Geneh—⸗ 
migung bes Großen Rathes nad Art. 8 und 9 einzuholen. 

Art. 12. Den in Tyolge dieſes Geſetzes —————— Behörden iſt 
jede unmittelbare Verbindung mit auswärtigen Vehörden unterſagt, ausge⸗ 
nommen für öfonomijche Gegenftände, die fie auch mit auswärtigen, und für 
— nenn die fie mit jeden geiftlichen „Behörden unmittelbar 

ndeln 

Art. 18. Den Behörden jedes Konfeſſionstheils liez die Pflicht ob, 
au Sa en, daß bie ihm zugehörigen Fonds, ſowie überhaupt Kirchen⸗, Prund: 

Aulgüter den Stiftungen oder ihrem Zwecke gemäß verwendet und 
er ben beitehenden Geſetzen verwaltet werben. Ueber den Gang des Rech: 
nungs⸗ und bed Steuerwejend hat der Regierungsrath die Oberaufficht zu 
führen, und e3 werben ihm zu diefem Zivede von ben Tonfeffionellen Ober⸗ 
behörden die Vermogensausweiſe der bezüglichen Genoffenichaften zugeftellt. 

Art. 14. Klagen gegen Konfeſſionsbehörden über ſtiftungs⸗ und — 
widrige Verwendungen oder er widrige Bertvaltung der den Konfe 
zugehörigen Fonds und ber Rirchen⸗, Bfrund: und Schulgüter über upt, 
twie auch fiber Mißbrauch oder — — der Amtsgewalt. find bei dem 
Regierungsrathe anzubringen, ber ben erforderlichen ech pflegen und 
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nach Vorſchrift ber Geſetze verfügen, oder aber, nach Beichaffenheit der Sache, 
dem Großen Rath darüber zum Enticheid Bericht erftatten foll. 

Art. 15. Bei Pfründen-Beiehungen beider Konfeſſionen Haben die 
konfeſſionellen Oberbehörben zu unteren, ob die Wahl reglementarifch 
ftattgefunden habe, und im letztern Falle ſolche zur Hoheitlichen Anerlennung 
an ben Regierungsrath zu leiten. mmtlicde im Kanton St. Gallen woh» 
nende Geiftliche beider Konfeſſionen find, gleich den übrigen Kantonsbewoh⸗ 
nern, den Landesgejegen unterivorfen. Diefelben follen, wenn fie den allge: 
meinen Bürgereid noch nicht geleiftet haben, für Beobachtung der Verfafſung 
und Geſetze beeidigt werden.!) 

Art. 16. Gerichtliches in Ehefachen haben die beiden Konfeſſionen fo 
zu ordnen, daß dadurch in bie Kompetenz des Zivilrichters, der über ökono⸗ 
mifche Anſprachen allein zu entſcheiden befugt ift, nicht eingegriffen wird. 

Art. 17. Für Leitung und Beforgung des Erziehungsweſens beftellt 
jede Konfeifion eine Behörde, und erläßt gleichfalls die für diefen Gegenftand 
erforderlichen Verordnungen, Alles jedoch mit Beobadhtung des Art. 8. es 
dem Konfeifionstheil wird zur Unterftüßung des Erziehungsweſens jährlich 
ein Beitrag von Fr. 10,000 aus der Staatskafſe geleiftet. Die Erziehungs: 
bebörben find pflichtig, dem Kleinen Rath über deſſen Berwendung jährlich 


Ginficht zu nehmen. Weber Gang und Stand bes ag ion „um 
ericht und Aug: 


2. Geſetz über Das bürgerliche Begräbnißweſen. Erlaſſen am 10. Juni 
1873. Sn Rur getreten am 24. Auguft 1873. 


Der Große Rath des Kantons St. Gallen, in Betracht des Bedürf⸗ 
nifjes einer bürgerlichen Begräbnigordnung, verordnet ala Geſetz: 

Art. 1. Die Beforgung und Benuffichtigung des Begräbnißweſens 
ift Sache der politifchen Gemeinden. 

Art. 2. Die Beerdigung aller in der politifchen Gemeinde Verſtor⸗ 
benen und der dafelbft aufgefundenen Leichen hat in ber Regel auf einem in 
derjelben befindlichen öffentlichen Begräbnikplage flattzufinden. Ausnahmen 
können eintreten, wenn Bewohner einer politifcyen Gemeinde IDEE einer 
Kirchgemeinde find, deren Kirche nebit bisherigen Begräbnißpläßen im Ge⸗ 
biete einer andern politifchen Gemeinde gelegen ift, oder wenn für Ausdeh: 
nung eine® een, oder für Anlegung eines neuen Friedhofes (Art. 5) 
im Bereiche ber politifchen Gemeinde jelbft fein geeigneter Pla gefunden 


ı) Der „allgemeine Bürgereid* befteht nicht mehr. Es werden blos 
noch diejenigen —— beeidigt, welche weder Kantons⸗noch Schweizer⸗ 
bürger find. Siehe Regierungsbeſchluß über Beeidigung, von fremden 
Geiftlichen vom 24. Septbr. 1866 (Band I Seite 335 der Geſetzesſammlung 
vom Jahre 1803/69). 

3) Art. 16 u. 17 gelten nicht mehr. 

3) Dex zweite Sat vom Art. 18 gilt nicht mehr. 
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werden laun. Neber bie Zuläffigteit folder Ansnahmen er über deren 
weitere ———— enticheidet ſtreitigenfalls ber 

8. Der Regierungsrath ieh Die —— u Borkhriften 
über — bnißweſen. Die von den Gemeinderäthen zu erlafſenden örl- 
lichen Begräbnigordnungen unterliegen Sanktion be — 

Art. 4. Die zur zeit Senchenben, ben Kitd 
ben. Sriebfäfe Lönnen I ange benüßt werden, ala —— 
— Borſchriften über das —S— $ geeignet er⸗ 
nen 


Art. 5. Die Erſtellung nener nei viedhöfe iſt Sache der belitifihen 
Gemeinden. Fur bie Erſtellung und nterhalt derjelben find die Kirch: 
Lifen; im feitigen Hall entiheidet ber Aegerunpbent, abijih- 
lich über die Scpe berfeiben. 
Art. 6. Tie Gemeinberäthe haben in ben Begräbwikorbnuungen bor- 
aufeben, a kenn ißfeier Berſtorbener nach ben lirch⸗ 
lichen Gebraͤuchen der Konfeffion geübt werden können. 
— Ein Leichnam darf nur nach ſtattgehabter Leichenſchau be⸗ 
er 
Art. 8. Der Regierungsrath iſt mit der Vollziehung dieſes Geſeßzes 


beauftr 
— Das elek ee. bie amtli ainhen bu 6 Mrz 1818, 
—— todtgefunbenen zum us ber ‚». 6. zn 
erbigungapläße, v. 12. Dezember 1849, werben Biemit — 
3. Geſetz über —— Bergehen ꝛ⁊c. den konſeſſionelen 
— — am 26. November —— In Kraft getreten 
am 8. Febr. 1 
Der Große —2* St. nn in Rebifion von Wblchn. G. 
des Strafgeſetzbuches ü ben vom 11. Juni 1857 
und in Ausführung = A 6, —— —— — nonsverfaffung vom 17. 


alö Gelep: 

1. Der Abſchnitt G. des Strafgeſetzbuches über Verbrechen und Vers 
gehen vom 11. ie 1857 erhält —*— Fafuns: Abſchnitt G. Ber: 
— gegen den konfeſſionellen Frieden und gegen bie Ach— 
tung ber dom GStaate anerltannten — ellſchaften. 
At. 181. Der der Glaubensfreiheit en Frie⸗ 
— u? ber ae prung ber wech me 

m 2 e 
find, ben Green — Be En * 


; oder c) bie —X —— — Verſammlun er 
Derri i 


ichen ‚ 
Ausü ober ſeelſorg⸗ 
Tichen — ** — * — —— oe 4 
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Gejegen, obrigleitlichen Exlafien und gefeßlichen Einrichtungen, ober in ans 
derer Weile zu politiichen Zwecken —“ ſo kann die Strafe, je nach 
der Schwere der unterlaufenen Umſtände, bis auf das Doppelte erhöht wer⸗ 
Den undorgegriffen ber Ausübung der den Stantöbehörben zuftehenden Ho» 


e. 

. Das Geſet findet feine Anwendung mit dem Tage der Promul⸗ 
gation desſelben. ehen dieſer Art, welche vor dieſem Zeitpunkte begangen 
worden, find nach den bisherigen Strafbeſtimmungen zu behandeln. 

VI. Bafelftadt: 
Die Staatsverfafjung vom 19. April 1875 enthält folgenden 
Artikel, welcher auch durch Abweifung der dagegen eingelegten Re⸗ 
kurſe die Betätigung der Bundesgewalt erhielt: 


Br Die reformirte und bie katholiſche Kirche erhalten durch Geich 
ihre äußere Organilation, nach welcher fie unter Oberaufficht bed Staates 
ihre innern Zonfeffionellen Angelegenheiten jelbftändig ordnen. Ihre Geift: 
licher! und ihre bücher de Vertreter wählen die zu jeder Kirchgemeinde gehö⸗ 
rigen in Gemeindeang, erben J——— Schweizerbürger. Der Eintritt 
in dieſe Kirchen, ſowie der Austritt aus denſelben ſieht jedem Staatsange⸗ 
hörigen bedingungslos offen. Das Geſeß wird beſtimmen, wann Reueintre⸗ 
tende die Stimmberechtigung erhalten. Der Staat beſtreitet die Cultusbe⸗ 
bürfniffe dieſer Kirchen und zwar mit Rüdficht auf bie zu jeber Kirche, reſp. 
Be — die Organiſation anerkannten Tirdhlicden Gemeinſchaft gehörigen 
itglieber. 


8 10, 
VID. Italien. 
Nach Einverleibung bes Kirchenftaates in das Königreich Ita⸗ 
lien wurde das Verhältniß des Papftes und der Tatholifchen Kirche 


zum italienifchen Staat durch das nachfolgende Geſetz geregelt‘): 


Titolo I. Prerogatwe del Sommo Pontefice e della Santa Sede. 
Art. 1. La persona del Sommo Pontefice & sacra ed inviolabile. 

Art. 2. L’attentato contro la persona del Sommo Pontefice e la 
rovocazione a commetterlo sono puniti oolle stesse pene stabilite Br 
’attentato e per la provocazione a commetterlo contro la persona del Re. 
Le ofiese e le ingiurie pubbliche commesse direttamente contro la per- 
sona del Pontefice con discorsi, con fatti, o coi mezzi indicati nell’ arti- 
colo 1 della legge sulla stampa, sono punite colle pene stabilite all’ ar- 
ticolo 19 della legge stessa. I detti reati sono d’azione pubblica e di 
competenza della Corte d’ Assisie. La discussione sulle materie religiose 
€ pienamente libera. 

Art. 8. ID Governo Italiano rende al Sommo Pontefice nel terri- 
torio del Regno gli onori sovrani, e gli mantiene le preminenze di onore 


1) Der beutiche Tert bei Dove u. Friedberg Ztichr. f. KR. XII, 
S. 124 ff. Zur ichte des vera f. Friedberg Staat und Kirche 
S. 721 ff. Zur — iſchen Kritik defſelben: Holgendorff in feinem 
Jahrbuch 1876. IX. ©. 303 ff. Bluntſchli: Die rechtliche Unverantwort⸗ 
ur und Beranttwortlichleit bes römifchen Papftes (Rbrdlingen, bei Bed 
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riconosciutegli dai Sovrani cattolici. Tl Sommo Pontefice ha facolt& di 
tenere il consueto numero di guardie addette alla sua persona e alla 
custodia dei palazzi, senza pregiudizio degli obblighi e doveri risultanti 
De ee 
Art. 4. conservata a favore della Santa Sede la dotazione dell’ 
annua rendita di lire 3,225,000. Con questa somma pari a quella inscritta 
nel bilancio romano sotto il titolo: Sacrı palazsı apostolsci, Sacro col- 
* Congregasioni i ecclesiastiche, Segretaria di Stato ed Ordine di- 
ico all’ estero, 8 'intenderà provveduto al trattamento del Sommo 
Pontefice e ai vari bisogni ecclesiastici della Santa Sede; alla manuten- 


zione ordinaria e straordinaria, e alla custodia dei palazzi apostolici e 
loro dipendenze, agli assegnamenti, giubilazioni e pensioni delle ie, 
di cui nell’ — precedente, e degli addetti alla Corte Ponti ed 


alle spese eventuali; non che alla manutenzione ordinaria e alla custodia 
degli annessi musei e biblioteca, e agli assegnamenti, stipendi e pensioni 
di quelli che sono a cid impiegati. La dotazione, di cui — sara in- 
scritta nel Gran Libro del Debito Pubblico, in forma di 
ed inalienabile nel nome della Santa Sede; e durante la vacanza Den della 
Sede si continuerä a pagarla per supplice a tutte le occorrenze peame 
della Chiesa Romana in questo intervallo.. Essa resterä esente i 
specie di tassa od onere governativo, comunale o provinciale; e non potrà 
essere diminuita neanche nel caso che il Governo Italiano risolvesse 
posteriormente di assumere & suo carico la spesa concernente i musei e 
la biblioteca. 

Art. 8. Il Sommo Pontefice, oltre la dotazione stabilita nell’ ar- 
ticolo precedente, continus a godere dei palazzi apostolici Vaticano e 

ense, con tutti gli edifizi, giardini e terreni annessi e dipendenti, 
non che della villa di Castel Gandolfo con tutte le sue attinenze e dipen- 
denze. I detti villa ed annessi, come pure i musei, la biblioteca 
e le collezioni daarte e d’archeologia ivi esistenti sono inalienabili, esenti 
da ogni tassa 0 peso e da espropriazione per causa di utilit& pubblica. 

Art. 6. Durante la vacanza della Sede Pontificia, nessuna autoritä 
giudiziaria o politica poträ per qualsiasi causa porre impedimento o limi- 
tazione alla libertä personale dei Cardinali. Il Governo provvede a che 
le adunanze del Conclave e dei Concili Ecumenici non siano turbate da 
alcuna esterna violenza. 


Art. 7. Nessuno ufficiale della pubblica autoritä od agente della 
forza pubblica pud, per esercitare atti del proprio ufficio, introdursi nei 
palazzi e luoghi di abituale residenza o temporaria dimora del Sommo 
Pontefice, o nei quali si trovi radunato un Conclave o un Concilio Ecu- 
menico, se non autorizzato dal Somme Pontefice, dal Conclave o dal 
Concilio. 

Art. 8. E vietato di procedere a visite, perquisizione o sequestri 
di carte, documenti, libri o registri negli uffizi e congregazioni pontificie, 
rivestiti di attribuzioni meramente spirituali. 

Art. 9. I Sommo Pontefice & pienamente libero di compiere tutte 
le funzioni del suo ministero spirituale, e di fare affiggere alle porte delle 
basiliche e chiese di Roma tutti gli atti del suddetto suo ministero. 

Art. 10. Gli ecclesiastici che per ragione di ufficio partecipan 
in Roma all’ emanazione degli atti del ministero spirituale della Santa 
Sede non sono sogetti, per cagione di essi, a nessuna molestia, investi- 
gazione o sindacato dell’ autorità pubblica, Ogni persona straniera in- 
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vestita di ufficio ecclesiastico in Roma gode delle guarentigie personali 
competenti ai cittadini italiani in virtü delle leggi del Regno. 

Art. 11. Gli Inviati dei Governi esteri presso Sua Santitä godono 
nel Regno di tutte le prerogative ed immunitä& che spettano agli agenti 
diplomatici secondo il diritto internazionale. Alle offese contro di essi 
sono estese le sanzioni penali per le offese agli Inviati elle potenze 
estere presso il Governo Italiano. Agli Inviati di Sua Santitä presso i 
Governi esteri s0no assicurate nel territorio del Regno le prerogative ed 
immunitä di uso secondo lo stesso diritto nel recarsi al luogo di loro 
missione e nel ritornare. 

Art. 12. Il Sommo Pontefice corrisponde liberamente coll’ Epis- 
copato e con tutto il mondo cattolico, senza veruna ingerenza del Governo 
Italiano. A tal fine zli & data facoltä di stabilire nel Vaticano o in altra 
sua residenza uffizi di posta e di telegrafo serviti da impiegati di sua 
scelta. L’uffizio postale pontificio poträ corrispondere direttamente in pacco 
chiuso cogli uffizi postali di cambio delle estere amministrazioni o rimet- 
tere le proprie correspondenze agli uffizi italiani. In ambo i casi il 
trasporto dei dispacci o delle corrispondenze munite dell bollo dell’ uffizio 
pontificio sarà esente da ogni tassa 0 spesa pel territorio italiano. I Cor- 
rieri spediti in nome del Sommo Pontefice sono pareggiati nel Regno ai 
Corrieri di Gabinetto dei Governi esteri. L’uffizio telegrafico pontificio 
sara collegato colla rete telegrafica del Regno a spese dello Stato. I te- 
legrammi trasmessi dal detto uffizio con la qualifica autenticata vi pon- 
tificis saranno ricevuti e spediti con le prerogative stabilite pei telegrammi 
di Stato e con esenzione di ogni tassa nel Regno. Gli stessi vantaggi 
godranno i telegrammi del Sommo Pontefice o firmati d’ordine suo, che, 
muniti del bollo della Santa Sede, veranno presentati a qualsiasi uffizio 
telegrafico del Regno. I telegrammi diretti al Sommo Pontefice saranno 
esenti dalle tasse messe a carico dei destinatari. 

Art. 18. Nella citt& di Roma e nelle sei sede suburbicarie, i se- 
minari, le accademie, i collegi e gli altri istituti cattolici fondati per la 
educazione e coltura degli ecclesiastici continueranno a dipendere unica- 
nn dalla Santa Sede, senza alcuns ingerenza delle autoritä scolastiche 

el Regno. 

Titolo II. Relasione dello Stato colla Chiesa. Art. 14. E abolita 
ogni restrizione speciale al esercizio del diritto di riunione dei membri 
del clero cattolico. 

Art. 15. E fatta rinuncia dal Governo al diritto di Legazla Apo- 
stolica in Sicilia, ed in tutto il Regno al diritto di nomina o proposta 
nella collazione dei benefizi maggiori. I Vescovi non saranno richiesti 
di prestare giuramento al Re. I benefizi maggiori e minori non possono 
essere conferiti se non & cittadini del Regno, eccettoch® nella citt& di 
Roma e nelle sedi suburbicarie. Nella collazione dei benefizi di patro- 
nato regio nulla & innovato. 

Art. 16. Sono aboliti T’erequatur e placet regio ed ogni altra 
forma di assenso governativo per la pubblicazione ed esecuzione degli 
atti delle autoritä ecclesiastiche. Però fino a quando non sia altrimenti 
proveduto nella legge speciale di cui al articolo 18, rimangono soggetti 
all’ exequatur e placet regio, gli atti di esse autorita che riguardano la 
destinazione dei beni ecclesiastici o la provvista dei benefizi maggiori e 
minori, eccetto quelli della cittä di Roma e delle sedi suburbicarie, Restano 
ferme le disposizioni delle leggi civili rispetto alla creazione, e ai modi 
di esistenza degli istituti ecclesiastici ed alienazione dei loro beni. 
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Art. 17. In materia spirituale e disciplinare non & ammesso ri- 
chiamo ad appello contro gli atti delle autoritä ecclesiastiche, n& & loro 
riconosciuta od accordata alcuna esecuzione coatta. La cognizione degli 
effetti ‚giuridici, cosi di questi come di ogni altro atto di esse autoritä, 
appartiene alla giurisdizione civile. Perd tali atti sono privi di efletto 
se contrari alle leggi dello Stato od all’ ordine pubblico, o lesivi dei 
diritti dei privati, e vanno soggetti alle leggi penali, se costituiscono reato. 

Art. 18. Con legge ulteriore sar& — al riordinamento alla 
conservazione ed all’ amministrazione delle proprietà ecelesiastiche nel 
regno, 

Art. 19. In tutte le materie che formano oggetto della presente 
legge cessa di avere effetto qualungue ann ora vigente, in quanto 
sia contraria alla legge medesima. ÖOrdiniamo che la presente, munita 
del sigillo dello Stato, sia inserta nella raccolta ufficiale delle leggi e 
dei decreti del Regno d’Italia, mandando a chiunque spetti di osservarla 
e di farla osservare come legge dello Stato. 


Anbang. 





Eine relative Vollſtändigkeit dieſer Sammlung würde erfordern, 
daß die fänmtlichen neueren Synodalordnungen Aufnahme fänden. 
Wenn bievon Umgang genommen und in biefem Anbange nur bie 
bejonder® wichtige neue Synodalordnung für die -acht alten Provin⸗ 
zen Preußens wiedergegeben wird, fo find hiefür mehrfache Gründe 
maßgebend. Einmal hat Dove alles einfchlägige Material bis 1865 
in feiner Sammlung (Tübingen, Zaupp) vereinigt und es fteht zu 
boffen, daß derjelbe diefe Sammlung in nicht allzu ferner Frift bis 
auf die Heutige Zeit weiterführen wird, zumal er ja in ber von ihm 
und Yriedberg herausgegebenen Zeitfchrift befondere Mühe auf 
Sammlung des Materiales für die evangelifche Kirche vertwandte.') 
Hätten die Synodbalordnungen hier aufgenommen werden tollen, To 
wäre dabei eine Anzahl deutfcher Staaten zu berüdfichtigen gewejen, 
welche im Uebrigen feine neuere ftaatäfirchenrechtliche Gejebgebung 
befiten. Der Umfang diefer Sammlung wäre dadurch allzu jehr 
angefchwollen und zwar durch Geſetze, welche wejentlich als Ordnun⸗ 
gen ber inneren Verhältniffe der evangelifchen Kirche ericheinen und 
beshalb die Frage von Staat und Kirche nicht fo unmittelbar be⸗ 
treffen, ala die übrigen bier mitgetheilten Gefeße. Die Synodalord- 
nungen in threr Mehrzahl wurden fomit von der Sammlung aus⸗ 
geſchloſſen; die anhangsweife Mittheilung der preußifchen rechtfertigt 
deren bejondere Wichtigkeit, welche ohne weitere Erörterung Kar ift. 


1) Val. 3. 8. Ziſchr. IX, 389 ff. (Württemberg), ib. 847 ff., 457 ff. 
X. 463 (Sachſen), VI, 339 ff. (Oeſterreich) u. 1. f. 
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Möge fie die Grundlage bilden zu dem Bane einer gemeinſamen 
deutichen evangeliſchen Kirche! (Bol. das treffliche Referat von 
Dove auf der Eiſenacher Gonferenz 1372, Ztiche. f. 8.:R. XIL, 
1-52). 

Ser Tert der neuen preußiichen Synodalordnung lantet'): 


der älteren i der ie 
und Die Union im den Provingn und den dazu gehörenden Ge- 
meinben dieies afjumgsgefeg wicht berũhri 
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$ 4. SKöniglidher Berorbnung bleibt es vorbehalten, die Ausſonderung 
der Refibenzftadt Berlin umb ihrer Umgebung ans bem Synobalverbande der 
inz Branden bie Einrichtung einer beſonderen Provinzial: (EStadt⸗) 


gen getroff 

liche Feſtſtellung eines befonderen provinziellen Verbandes die 
Berlin uud ihre Umgebung bedingt werden follten, erfolgen gleichfalls durch 
Königlidde Berordmung. 


!) Meber bie außerorbentlichen Schwierigleiten dieſes niſations⸗ 
werkes vgl. man: Synodalfragen von v. d. Goly und Wach (Bielefeld 
und Leipzig 1874 u. 1875) 5 Hefte. 
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II. Wirkungskreis. 8 5. Die Generalſynode Hat mit dem Kir⸗ 
chenregimente des Königs der Erhaltung und dem Wachsthum der Landes: 
firche auf dem Grunde des evangelifchen Bekenntniſſes zu dienen ; Regiment, 
Lehrftand und Gemeinden zur Gemeinschaft der Arbeit an dem Aufbau ber 
Landeskirche zu verbinden; auf Innehaltung der beftehenden Kirchenordnun 
in den Zhätigfeiten der Verwaltung zu achten; über die gejeßliche Fortbil⸗ 
dung der landeskirchlichen Einrichtungen zu beichließen; die Fruchtbarkeit 
der Landeskirche an Werken der chriftlichen Nächtenliebe zu fördern; die Eins 
beit ber Landeskirche gegen auflötende Beitrebungen zu wahren; der provin⸗ 
zielen fichlichen Eelbitändigfeit ihre Grenzen zu ziehen und fie in denfelben 
u ſchützen; die Gemeinſchaft zwifchen der Landeskirche und anderen Theilen 

er evangelifchen Geſammtkirche zu pflegen; zur interfonfelfionellen Verſtän⸗ 

digung der chriftlichen Kirchen zu Helfen, und überhaupt ſowohl aus eigener 
Bewegung als auf Anregung der Stirchenregierung, in Gemäßheit diejer 
Ordnung, Alles zu thun, wodurch die Landeskirche gebaut und gebefiert und 
die Geſammtkirche in der Erfüllung ihrer religiöfen und fittlichen Aufgabe 
gefördert werden mag. 

Geſetzgebung. 8 6. Landeskirchliche Geſetze bebürfen der Zuſtim⸗ 
mung ber Generalfynode und werden von dem Könige, kraft feines Rechts 
al3 Zräger des Kirchenregimentd, erlafien. Sie werden behufs der Beglau⸗ 
bigung von dem Präfidenten des evangelifchen Ober⸗-Kirchenraths gezeichnet. 
Die Generalſynode Hat bad Recht, landeskirchliche Gelee vorzuichlagen. Be: 
bor ein don ber Beneralfynobe angenommenes Gejek dem Könige zur kirchen⸗ 
regimentlidden Genehmigung vorgelegt wird, ift die Erklärung des Minifters 
der geiftlichen Angelegenheiten darüber herbeizuführen, ob genen den Erlaf 
befielben von Stantöwegen etwas zu erinnern ſä. Ein er ER erhält 
feine verbindliche Kraft durch die Verkündung in dem unter Verantwortlich⸗ 
keit des evangelifchen Ober⸗Kirchenraths erſcheinenden Tirchlichen at und 
Verordnungsblatt. Sie beginnt, fofern in dem Gelee fein anderer Anfangss 
termin beitimmt ift, mit dem 14. Tage nad) demjenigen Tage, an welchem 
das betreffende Stüd des genannten Blattes in Berlin ausgegeben worden ijt. 

8% Solgenbe Gegenftänbe unterliegen ausfchlielich der landeskirch⸗ 
licden Geſetzgebung: 1) die Regelung ber kirchlichen Lehrfreiheit; 2) die or: 
binatorifche flichtung der Geiſtlichen; 3) die zu allgemeinem landeskirch⸗ 
lichen Gebrauche beftimmten agendarijchen Rormen. Soll die Einführun 
agendarifcher Rormen nur für einzelne Provinzialbezixte erfolgen, jo bedar 
es der ame der betreffenden Provinzialſynode. Inſofern beftehende 
agendariiche Ordnungen die Berwaltung ber Saframente betreffen, dürfen 
fie in den einzelnen Gemeinden nicht ohne Zuftimmung ber Gemeindeorgane 
verändert werden, gap. ob bie Aenderung durch landeskirchliche oder 
provinzielle Geſetzgebung befchlofien ift. Durch vorübergehende Verhältnifie 
bedingte und daher nur zeittweilige Liturgifche Anordnungen werden mit Er» 
mächtigung des König® vom evangelifchen Obersflirchenrathe getroffen. Die 
Zulaffung von Katechismuserklärungen, EAGLE GE en und Gelangs 
büchern erfolgt für den allgemeinen landeskirchlichen —— —— ertheilter 
Billigung der Generalfynode, für den provinziellen Gebrauch nach ertheilter 
Billigung der Provinzialſynode. durch Verfügung des Kirchenregiments. Ge⸗ 

en obligatoriſche Einführung ſolcher kirchlicher Bücher jeder einzelnen 
meinde ein Widerſpruchsrecht zu; 4) die Einführung oder Abſchaffung all⸗ 
emeiner kirchlicher Feiertage; 5) Aenderungen der Kirchengemeinde⸗ und 
ynodalordnung vom 10. September 1873 und biefer Ordnung, ſowie Aens 
derungen ber Kirchenverfaffung, welche ben Grundſatz betreffen, wonach da 
Kirchenregiment des Königs durch kollegiale, mit geiftlichen und weltlichen 
Zorn, Sammlung b. n. Kirchengeſetze x. 12 
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Mitgliedern beiehte Kirchenbehörben auszuüben iſt; 6) bie Kirchenzucht wegen 
Berleyung allgemeiner Pflichten der Kirchenglieder, jowie die Fisziplinarge- 
walt über Beiftliche und andere Kirchendiener. Bis zur anderweiten kirchen⸗ 
geſetzlichen Regelung der Tisziplinargewalt bei Zienftvergehen der Superin- 
tendenten, Geiftlichen und niederen Kirchendiener finden auf das förmliche 
Disziplinarverfahren, ſowie auf die vorläufige Dienſtenthebung gegen diejelben 
die Beitimmungen der 83 22, 23 Rr. 1, 24, 27, .8, 31 bis 45 und 48 
bi3 54 bes Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetz⸗ Sammlung ©. 465) mit der 
Mafgabe Anwendung, daß bie in dem genannten Geſetze dem Tisziplinarhofe 
und den Provinzialbehörden brigelegten Befugniffe von den Provinzialfon= 
fiftorien nad) den für das Verfahren bei den Provinzialbehörden vorgeſchrie⸗ 
benen Beitintmungen zu üben find, die bem Disziplinarhof beigelegte gutacht⸗ 
lie Thätigkeit fortiällt und die Zuftändigfeiten des Minifterial: beziehungss 
weile Staat3minifterialrefjort? dem evangeliſchen Ober-Sirchenrathe zulommen; 
7) die kirchlichen Erforderniſſe der Anſtellungsfähigkeit und die kirchlichen 
Srundjäge über bie Befegung der geiftlichen Aemter; 8) die lirchlichen Bes 
dingungen der Zranung. 

& 8. Der Kirchenregierung wie ber Generalſynode bleibt unbenommen, 
auch über andere Gegenflände der kirchlichen Ordnung, deren allgemeine kir⸗ 
chengeſetzliche Regelung heilfam erachtet wird, Gefepesvorichläge zu machen. 
Iſt diefe Regelung erfolgt, jo fann weber eine DBeränderung berielben, 
deren — die provinzialkirchliche Geſetzgebung oder an das fir: 
nr rordnungsrecht anderd als im der landesficchlichen 

ejeßgebung geichehen. 

8 9. Es hängt vom Ermeſſen der Kirchenregierung ab, über Geſetzes⸗ 
vorfchläge, welche fie der Generaliynode zu machen beabfichtigt, zuvor die 
Provinzialfgnoden, Be nnd DEF die ausſchließlich betheiligten, zu gutacht: 
licher Aeußerung zu veranlaffen. Bei Veränderungen, welche bie — 
betreffen (8 7 Nr. 3) ſoll dieſe Anhörung der Provinzial in der Re 


gel geicehen. 

8 10. Beränberungen ber revidirten Kirchenordnung für Weitfalen 
und die Rheinprovinz können, wie biöher, von den Propinzialiynoden dieſer 
Provinzen befchloffen und durch Beftätigung ber Kirchenregierung in Kraft 
geiet werden. Werden Beflimmungen der genannten Kirchenordnung durd) 
ein don ber Kirchenregierung beabfichtigtes landeskirchliches Geſetz betroffen, 
jo müflen die Eynoden der beiven Provinzen, bevor ber Gejeßesvorichlag au 
die Generalſynode gelangt, gutachtlich gehört werden. Gehen ſolche Geſetzes⸗ 
vorſchlaͤge von der Generaliynode aus, jo find die Gutachten der genannten 
Provinzialiynoden vor ber Einholung der königlichen Santtion zu veranlaffen. 
Aeußern fi) beide Synoden übereinftimmend gegen die Beränderung ihrer 
Kirchenordnung, jo bleiben diefe Provinzen don dem Geltungsbereiche ber 
betreffenden landeskirchlichen Borjchrift ausgenommen. 

Kirchliche Bermögensrehre und Beſteuerung. $ 11. Tie 
Generalfynode übt eine Kontrole über die vom evangelijchen Ober⸗Kirchen⸗ 
rathe verwalteten oder unter feine Berfügung geftellten kirchlichen Yyonds und 
fonftigen kirchlichen Einnahmen, und vereinbart mit ihm die leitenden Grund: 
fähe für ihre Verwendung. Der Generaliynode, und in den Jahren, in 
welchen fie ſich nicht verfammelt, dem Synodalvorftande it die Jahresrech⸗ 
nuug über diefe Fonds zur Prüfung und Ertheilung ber Entlaftung vorzu⸗ 


legen. 

‚8 12. Don ber Verwendung ber unter der Bertvaltung bes Miniſters 
ber geiftlichen Angelegenheiten ftehenden Eirchiichen Syonde nnd ber im Staat? 
haushaltsetat für kirchliche Zwecke bewilligten Mittel giebt ber evangelifche 
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Ober⸗Kirchenrath auf Grund der Nachrichten, welche er barüber vom Minifter 
ber geiftlichen Angelegenheiten erhalten bat, der Generaliynode Kenntniß. 
Sobald folche Fonds oder Mittel in die Verwaltung der Kirche übergehen, 
erweitert fiy die fynodale Kenntnißnahme zur Kontrole. (8 11). 

8 18. Anordnungen der Sirchenregierung wegen Einführung neuer, 
regelmäßig wieberfehrender, ſowie wegen Abjchaffung beftchenber landeskirch⸗ 
licher Kollekten bedürfen der Zujtimmung der Generaliynobde. 

& 14. Die Bewilligung neuer Ausgaben für landeskirchliche Zwecke, 
fomweit fie durch Umlagen auf die Kirchenkaſſen oder Kirchengemeinden gededt 
werden follen, erfolg! im Wege der kirchlichen Geſetzgebung. Der beiilligte 
durch Umlage aufzubringende Betrag wird über die Provinzen der Landes⸗ 
firche nach einem Maßſtabe xepartirt, welcher vorläufig durch königliche Ver: 
ordnung aufgeitellt, endgültig ziwiichen der Generaliynode und der Kirchen⸗ 
regierung vereinbart wird. Die auf die einzelnen Provinzen entfallenden 
Beträge werden nach den in den 88 72, 73 ber Slirchengemeinde: und Syno⸗ 
dalordnung vom 10. Eepteniber 1873 aufgeftellten Normen, für die Provinzen 
Rheinland und Weltfalen nach Maßgabe des 8 135 der Skirchenordnung v. 
5. März 1835, einer Unterrepartition unteriworfen und an bie Konfiftorial: 
fafjen und von diefen an den evangeliichen Ober⸗-Kirchenrath abgeführt. 

8 15. Auch die Einkünfte des —— und der Pfarr⸗ 
pfründen können durch ein Kirchengeſetz zu Beiträgen für kirchliche Zwecke 
herangezogen werden. Dies iſt nur zuläffig bei Kirchenkaſſen, ſofern die 
etatsmäßige Solleinnahme derjelben die etatsmäßige Sollausgabe um mehr 
ala ein Drittheil der lehteren, und wenigſtens um dreihundert Mark jährlich, 
überfteigt, bei Pfarrpfrüinden, fofern der jährliche Ertrag berfelben ausſchließ⸗ 
lich des Wohnungswerths auf mehr als fechdtaufendb Mark fich beläuft. Dieſe 
Beiträge dürfen zehn Prozent des jährlichen Weberfchuffes der Solleinnahme 
der Kicchenfafle und des über die Summe von ſechslauſend Mark hinaus: 
gehenden Pfründenertrages nicht überjchreiten. 

Anträge und Beſchwerden. $ 16. Tie Generaliynode kann 
durch Anträge, welche fie beichlieit, dag Kirchenregiment in dem ganzen Be: 
reiche feiner Ihätigleit zu den Mabregeln anregen, die fie dem landeskirch— 
lichen Bedürfniß entiprechend erachtet. Auf jeden ſolchen Antrag muß ein 
Beicheid, im Falle der Ablehnung mit den Gründen derjelben, ertheilt werden. 

8 17. Behufs Erhaltung der — Ordnung in den 
Thaͤligkeiten der Verwaltung ſteht der Generalſynode auch der Weg der Be: 
ſchwerde offen. Gegenſtand derſelben find Verletßungen kirchengeſetzlicher Vor⸗ 
chriften durch —— der Kirchenbehörden, welche im kirchlichen In⸗ 

anzenwege keine Abhülfe gefunden Haben. Die von der Generalfynode 
darüber gefaßten Beichlüffe gehen an den evangelifchen Ober-Kirchenrath zur 
Prüfung und ———— 

Wahrung der Einheit der Landeskirche. 818. Der General⸗ 
ſynode werden die von den Provinzialſynoden gefaßlen Beſchlüſſe vorgelegt. 
But die Generalfynode, daß ein Beichluß der Provinzialiynode mit der 

inheit der evangelifchen Landeskirche in Belenntniß und Union, in Kultus 
und Berfaffung nicht vereinbar ift, fo ift demjelben die kirchenregimentliche 
Betätigung zu verfagen. Sit folche bereils ertheilt, jo Hat die Kirchenregie⸗ 
zung idn auper ſtraft zu feßen. 

Verhältniß zu anderen Kirchengemeinſchaften. 8 19. Lie 
Generaliynode nimmt Kenntniß von den Beziehungen der Landeskirche zu 
den übrigen Theilen der deutjchen evangelifchen Kirche, beichließt über die 
ber weiteren Entwidelung ihres Gemeinſchaftsbandes dienenden Einrichtungen 
und betheiligt fi) durch von ihre gewählte Abgeorbnete an etwaigen Ders 
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E ber deutichen evangeliſchen Kirche. Zur Theiluahme ber 
Landesticche an anderen kirchlichen Beriammlungen, insbejondere denen don 
internationaler oder i er Urt, bedarf es der Zuftimmung ber 
Generaliyuncde. 


Wahl des kA in le des Synodalvorſtandes nnb Ey: 
nsbalrath3. 8 20. Tie Generaliyuode wählt beim Begiune i 

maligen Beriommlung ($ 29) und für bie Tamer derielben ihr Präfidium, 
beitehenb aus einem Pründenten, einem Bize-Fräfidenten und vier Schrift⸗ 


5 21. Am Schlufſe jeder ordentliden Beriammlung ($ 24) . 
Die Gemeraliyguode den Eunodalvorfiand und Synodalrath auf eine en 
periode von ſechs Jahren. Wird die Beriammlung — & en 
nn ee hat, * treten die für bie frühere Eynodalperiode Ge⸗ 


wählt Bat. 

— 8 3. Zum Eynodalrath wählt ya Genueraliynode achtzehn Mitglie⸗ 
der, weldye zulammen mit dem Boritaude deu Eyuodalrath bilden. Bon den 
Gewählten müflen je drei den Provinzen Preußen, Brandenburg und Eadhien, 
x zwei den Provinzen Pommern, Schleñien, Weitfalen und der Rheinprovinz, 
eined der Provinz Polen, — Für diejelben werden eh sera 
gewählt, welche bei Berhinderung der eriteren zur Fuunktion berufen werden. 

Der Synodalrath endet feine Funktion mit der Eröffnung der nächſten or: 
deutlichen Generaliynobe. 

II. Berfammlungen der Generaliynobe. 524. Die General: 
fynode tritt auf Berufung des Königs und zwar alle ſechs Jahre zu ordent: 
licher Berfammlung zulammen. Zu außerordentlider Berfammluug kann 
fie nad Anhörung des Eynodalvorftaudes jederzeit berufen werden. Tem 
Könige a es zu, — die Verſammlung zu ſchliehen oder zu vertagen. 

Während der Berfammlung der Eynode findet in allen evan- 
geliichen aba der Landeskirche cine Fürbitte für die Synode 
att. 


8 26. Als föniglider Kommiſſar ur Bahrnehmung ber en 
feiten des oberften Kirchenregiments bei Eynode fungirt der Präfident 
beö evangeliichen Ober⸗Kirchenraths. In Balanıfällen oder bei bauernder 
Berhinderung ernennt der König einen anderen Kommiſſar. Ter Tönigliche 
Kommillar iſt befugt, jederzeit dad Wort zu ergreifen und Anträge zu ftellen. 
Er kann Mitglieder des evangeliichen Cher-Kirchenrath3 mit — eflen 
und vorübergehenden Vertretung beauftragen. Ter Miniſter der 
Angelegenheiten und die von ihm ernannten Kommiflarien find ar 
den Bi beizuwohnen und jederzeit das — zu ergreifen, ſofern fie 
e3 im Sinterefie des Staats für erforderlich era 

8 27. Sie Synode regelt ihren Seiäftägng. Bis — geſchieht, 
eine proviſoriſche Geſchäftsordnung maßgebend, welche der evangeliſche 


E58 her Feäfibent ber Synode Leitet bie Berkandlungen unb hand⸗ 
te mu 
habt die äußere Ordnung. er = s 
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8 29. Der BVorfibende des Synodalvorftandes eröffnet die Synode, 
berichtet über die bisherige Wirkſamkeit des Synodalvorftandes während der 
verfloffenen Synodalperiode, forwie über die Verhandlungen der während der- 
jelben Zeit abgehaltenen Provinzialfynoden, foweit fie für die gefammte 
Landeskirche von Bedeutung find; er berichtet ferner über die Legitimation 
der Synodalmitglieder und leitet die Wahl des Präfidium!. Die Derfamms 
lung beichließt über die Legitimation ihrer Mitglieder. 

8 80. Die Mitglieder werden nach Konftituirung des Prafidiums 
von dem Präfidenten mit dem in der Slirchengemeinde: und Synodalordnung 
vom 10. September 1873 8 63 vorgefchriebenen Gelöbniß verpflichtet. 

8 81. Am Zage nad) der Eröffnung der Synode findet ein feierlicher 
Synodalgottesdienft ftatt. Jede einzelne Sitzung beginnt mit einer kurzen 
Schriftvorlefung und Gebet und fchließt mit einem Segenswunſch. Die Sy: 
node wird mit Gebet gejchloffen. 

32. Die Verhandlungen find öffentlich. Eine vertrauliche Bera⸗ 
tHung kann durch Beichluß der Synode verfügt werden. Zur Beichlußfähig- 
keit ıft die Anmwelenheit der Mehrheit der gefehlichen Zahl der Mitglieder 
erforderlih. Die Beſchlußfaſſung erfolgt mit abjoluter Mehrheit der abge: 
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleicpheit gilt der Antrag als abgelehnt. 
Wahldandlungen find, wenn zunächit relative Mehrheiten fich ergeben, durch 
engere Wahl bis zur Erreichung einer abjoluten Mehrheit fortzufegen. Für 
die Wahl zu Kommiljionen genügt die relative Mehrheit. Bei Stimmen: 

leichheit enticheidet dad Loos, Liner zweimaligen Berathung und Beichlußs 

alfa bedarf es, wenn es fich um Kirchengeſetze (8 6) oder um Bewilligung 
neuer Ausgaben (88 14, 15) Handelt. Aenderungen ber Kirchenverfaſſung 
in Bezug auf die Zuſammenſetzung oder die Befugniffe der Gemeindeorgane 
oder der Synoden können nur mit einer Mehrheit von Ziveidritteln der ab: 
gegebenen Stimmen in der Generaliynode beichlofien twerden. 

8 88. Dad Präfidium forgt für die Aufzeichnung, Redaktion und 
Beglaubigung der Sitzungsprotokolle. Bei der auf kann es von 
Mitgliedern der Synode unterſtützt werden, welche ſich auf Einladung des 
Präſidiums diefem Geſchäfte unterziehen. 

IV. Synobalvorftand und Synodalrath. 8 34. Als ſelbſt⸗ 
fländiges Kollegium hat der VBorftand der Beneraliynode den folgenden Wir: 
fungäfreis: 1) Er erledigt die ihm von der Kirchenregierung an u 
Dorlagen. a Er beichließt über die in feiner A Mitte geftellten Ans 
träge auf Befeitigung von Mängeln, tvelche bei der Kirchlichen Geſetzgebung 
und Berwaltiung hervortreten. Beſchlüſſe der letzteren Art gehen, ſofern ihnen 
im Verwaltungswege entſprochen werden kann, als Anträge an den evange⸗ 
liſchen Ober-Stirchenrath. Berlangt ihre Ausführung den Weg der Geſetz⸗ 
gebung, fo kann der Synobdalvorftand entweder die Beichreitung defielben bei 
der Kirchenregierung beantragen, ober ſelbſt einen Gejehenttwurf behufs feiner 
Einbringung in der Generalfynode ausarbeiten ($ 6). 3) Er vertritt Die 
nicht verſammelte Generalfynode, wenn Anordnungen, welche regelmäßig der 
beichließenden Mitwirkung der Generaliynode bedürfen, wegen ihrer Unauf: 
chieblichkeit De ee Erlaß proviforiich getroffen werden 
ollen. Solche Erlaſſe können nur ergeben, wenn der Synodalvorftand fo» 
wohl die Unaufſchieblichkeit anertennt, als auch ihrem Inhalte zuftimmt, und 
mit ausbrüdlicher Erwähnung dieſer feiner Mitwirkung. Sie find der näch⸗ 
* Generalſynode zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen und, wenn 
ie letztere verſagt wird, außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 4) Ex bereitet bie 
nächſte Berfammlung ber Generaliynode, ſoweit ihm dies obliegt, vor, ins⸗ 
beiondere durch Prüfung ber Legitimationen und Feſtſtellung des ber General, 
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Iqnode abzuflattenden Berichts (ß 20). 5) In Bezug anf die vorangega 

Beriammiung erledigt er die zur fe ihrer — erforderlichen 
Geichäfte und forgt Für den Trud und g der 

tolle. 6) Er verwaltet bie — (3 32) Eu ũbt die ihm im 
E 11 zugewieienen Funktionen. Berlangt der Synodalvorſtand. bevor er fi 
in Angelegenheiten ber unter Rr. 2 und 3 bezeichneten Art ſchlaifig masıı, 
eine gemeinichaitlicde Verathung mit dem evangeliichen Cher:Riuchenvalt), ‘io 
Hat der letztere eime joldye zu veranflalten. 

5 35. Der Eynodalvorfland wird zur Erledigung derjenigen Geſchäfie, 
welche ihm ſelbſtändig bei nicht verfammelter Eynode obliegen ($ 34), nad) 
Vereinbarung mit dem evangeliichen Ober⸗Kirchenrath vou feinem Borfiken- 
den nah Berlin berufen. Zu einem gültigen Beichluffe des Synobalvor- 
ftanbes bedarf e3 der Anweienheit von wenigſtens fünf Mitgliedern. Wei 
Etimmengleid;beit giebt die Stimme de3 Bortitenden den Ausſchlag. Die 
Erledigung einzelner Geſchäfte im Ichriftlicden e ift ansnahmsweiſe nach 
dem Grmeiten de3 Vorſitzenden zuläjiig. Der Synodalvorſtand regelt jeinen 
Geſchaͤftsgang durch feine Beihlüfe. Es fieht ihm frei, aus feiner Mitte 
für beftimmte Geichäfte Ausichüffe zu bilden oder auch einzelne Milglieder 
mit ſolchen zn beauftragen. 

F 86. Mit dem evangeliſchen Ober Kirchenraih wirkt der Symodal⸗ 
vorfland zujammen, 1) wenn in der Aekursinſtanz entweder über Einwend⸗ 

ungen der Gemeinde gegen die Lehre eines zum Piarramt Zejignirten, oder 
über die wegen Mangels au llebereinftimmung mit dem Bekenntniß der Kirche 
angefochtene Berufung eines ſouſt Anftellungsfähigen zu einem geiftlichen 
Amte, oder in einer wegen Irrlehre gegen einen Geiſtlichen geführten Tis—⸗ 
ziplinarnuterfudgung use abgegeben werden joll; 2) bei ber Feſt⸗ 
jtellung der ven der Kirchenregierung der Generalignode vorzulegenden Ge ſetz⸗ 
entwürfe und der zur Ausführung der landeskirchlichen Geſetze erforderlichen 
Juſtruktionen; 3) bei den dem evangeliichen Ober⸗Kircheurath —— 
Vorſchlãgen für die Belegung der General:Superintendenturen, 4) bei Ber: 
tretung der evangelijchen Landeskirche in ihren vermögensrechtlichen Angele⸗ 
genheiten , 5) in anderen Angelegenheiten der kirchlichen Gentralverwaltung 
von vorzüglicher Wichtigkeit, in welchen der evangeliſche Ober-Kirchenrath 
die Zuziehung des Eynodalvorflandes beſchließt. Tie Mitwirkung des Bor: 
ftandes findet in der Weife ftatt, daß die Mitglieder deſſelben, nad) vorheriger 
Mittdeilung der Gegenflände der Berathung, auf Berufung durch den Prä- 
fidenten des’ evangeliichen Ober⸗Kirchenraths an den betreffenden Verathungen 
und Beſchlũſſen ala außerordentlidye Mitglieder des evangeliichen Cher:Slir: 
chenraths mit vollem Stimmredht Theil nehmen. u der Ausfertigung fol: 
her Beichlüffe ift ihrer Mitwirkung Erwähnung zu thun. Tem Erforderniß 
der Mitwirkung ift entiprochen, wenn wenigſtens vier Mitglieder des Bor: 
ftandes Theil genommen haben 


887. Ger Shnodelreih (3 23) wird in jedem Jahre einmal in 
Berlin verfammelt, um mit bem evangelifhen Ober⸗-Kirchenrath in befien 
Sipung über al tete und Angelegenheiten der Landeskirche zu berathen, 
in welchen die Kirchenregierung zur Feſtſtellung leitender Grundjäge den 
Beirath diejes — —*— Synodalorgans für nothiwendig erachtet. Die 
Berufung erfolgt dur n evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath. Tie Verſamm⸗ 
lung des ——— kann in den Jahren ausfallen, in welchen die Ge⸗ 
neralſynode fi) verfammelt. 

V. Koften. 8 838. Zur Beftreitung ber Koften der Generalſynode, 
jowie der Borftände derfelben und der von den legteren beftellten Ausſchüffe 
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und SKommifjionen wird eine General⸗Synodalkaſſe gebildet. Dieje erhält 
ihren Bedarf, joweit nicht andere Mittel für jenen Zweck gewidmet find, 
durch die Beiträge ber Provinzialfynodalfaffen. Für bie Vertheilung biefer 
Beiträge über die einzelnen Provinzen und die Yefchaffung der auf Diele 
entfallenden Eummen find die Beitimmungen des $ 14 Eat 2 und 3 maß: 
gebend. Die Abführung gefchieht an ben Borftand der Generalſynode. 

8 89. Der Syuodalvorftand legt die Rechnung der Generaliynodal- 
kaſſe. Die Prüfung und Entlaftung dieſer Rechnung erfolgt durch die Ge: 
neralfynode. Weichließt die Generaliynode auf den Antrag ihres Vorſtandes 
die Verwaltung der Synoballaffe durch den evangelilchen Ober:Stirchenrath, 
fo erfolgt fie bei diefein; Rechnungslegung und Entlaftung richten fich dann 
nach den Vorjchriften des 8 11. 

. Zen Mitgliedern der Generaliynode, ihres Borftandes unb 
de3 Spynodalrathes gebühren Tagegelder und, foweit fie nicht am Orte ihrer 
fynodalen Wirkjamteit ihren Wohnfig haben, Reiſekoſten. Dieſelben AIR 
zu den Synobalfojten und werden nad) den vom evangelifchen Ober:Stirchen: 
rath vorläufig zu beflimmenden, definitiv mit der Generaliynode zu verein: 
-barenden Säben aus ber Generaliynodalkafje beftritten. 

VI Schlußbeftimmungen. 8 41. Die Neuregelung der Reſſort⸗ 
derhältniffe zwischen den Staatsbehörden einerfeit3 und den Stirchenbehörden 
andererjeit3 bleibt ftaatlicher Anordnung vorbehalten. ; 

5 42. Die 88 50, 59, 61 und 62 der Stirchengemeinde und Syno⸗ 
dalordnung vom 10. September 187: find aufgehoben. An die Stelle der: 
jelben treten die Beftimmungen der nachfolgenden 88 43 bis 46. 

48. Die Kreisiynode beftcht aus: 1) dem Euperintendenten der 
Liözefe ald Borfigenden. Unter mehreren zur Synode gehörigen Euperinten: 
denten gebührt der Borfig dein im Ephoralamt älteren; 2) ſämmtlichen inner: 
halb des Kirchenkreiſes ein Pfarramt definitiv oder vifariich verwaltenden 
Geiftlichen. Geiftliche an Anftalten, welche feine Perochialrechte haben, Mi⸗ 
litärgeiftliche und ordinirte Hülfägeiftliche find nur befugt, mit berathender 
Stimme an der Synode Theil zu nehmen. Zweifel über den Umfang der 
Theilnahmeberechtigung einzelner Geiftlichen entſcheidet dad SKonfiftorium ; 
3) der doppelten Anzapl gewählter Mitglieder. Die Hälfte derſelben wird 
aus den berzeitigen Aelteften oder aus der Zahl der früheren Weltejten ges 
wählt, in der Weije, daß. jede Gemeinde fo viele Mitglieder entjendet, ala 
fie ftimmberechtigte Geiftliche in der Synode hat. Die andere Hälfte wird 
aus den angejehenen, Kirchlich erfahrenen und verdienten Männern de3 Ey: 
nodalfreifes von den an Seelenzahl ftärkeren Gemeinden gewählt. — Dieje⸗ 
nigen ‚Gemeinden, welche biernach noch ein oder mehrere Mitglieder zu wählen 
haben, ſowie bie Zahl diefer Mitglieder, werden unter Berüdfichtigung ber 
Seelenzahl, ſowie der fonftigen örtlichen Berhältniffe der Gemeinden und des 
Kreiſes, das erſte Mal nah Anhörung des Kreisjynodalvorftandes durch 
Anordnung des durch den Provinzialiynodalvorftand verftärkten Konfiftoriums, 
demnächlt endgültig nach Anhörung der Kreisſynode durch au der Pro: 
vinzialſynode beftimmt. Tie Wahl diefer Mitglieder erfolgt auf 3 Jahre 
und wird durch bie vereinigten Gemeinbeorgane, bei verbundenen Gemeinden 
der Geſammtparochie, vollzogen; wo ale a ig eine Gemeindevertretung 
nicht vorhanden ift, erfolgt die Wahl durch den GemeindesSlirchenrath. Die: 
jenigen weltlichen Mitglieder ber Kreisſynode, welche noch fein Gelübde ala 
eltefte abgelegt haben, werden von dem Vorſitzenden der Kreisſynode mit 
demjenigen GSelübde verpflichtet, welches die Mitglieder ber —— 
nach 8 63 der Ktirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 
3873 zu leiften haben. Die Gewählten müflen das 30. Lebensjahr zurück⸗ 
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aben. Seitens der Te a darauf Hinzuwirken, daß durch 
ber größeren Tiözejen eine übermäßig große Zahl der zu einer 
ode gehörigen Mitglieder vermieden werde. 

— — 3 44. Die Provinzialfynode wird zufammengefeßt aus: 1) den von 
ben Kreisſyuoden oder Synodalverbänden der Provinz zu mwählenden Abge: 
orbneten; 2) einem von der evangelijchstheologiichen Fakultät der Provinzial: 
uniderfität (für Polen der Univerfität Breslau) zu wählenden Mitgliede diefer 
ns 3) den vom Könige zu ernennenden Mitgliedern, deren Zahl den 
echften Theil der nach Nr. 1 zu wählenden Abgeordneten nicht überjteigen 
fol. Die Berufung aller Synodalmitglieder erfolgt für eine Synodalperiode 
bon drei Jahren. —— 

$ 45. Jeder Kreisſynodalbezirk iſt cin Wahlkreis, feine Kreisſynode 
der MWahlkörper. Iſt jedoch in der Provinz eine größere Anzahl von Kreis⸗ 

noden vorhanden, jo ift durch Bereinigung mehrerer Kreisſynoden zu einem 
blverbande die Zahl der Wahlkreiſe auf fünfunddreißig, in den Provins 
zen Brandenburg und Sachſen auf vierzig zu verringern. In dem Wahl: 
verbande bilden die vereinigten Kreisſynoden den Wahlkörper. Die Anzahl 
und die Begrenzung der durch Zujammenlegung von Kreisſynoden gebildeten - 
Wahlfreife wird bis zur anderweiten fTirchengejeglichen Regelung durch Kal. 
Berordnung beftimmt. Lie Zahl der von den Kreizfynoden und Wahlver: 
bänden zu wählenden Abgeordneten (3 44 Nr. 1) beträgt das Dreifache der 
in der Provinz vorhandenen Wahlkreife. Für jeden Abgeordneten wirb 
gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt. 

46. Die Wahl erfolgt in der Weile, dag in jedem Wahltreife 
1) ein Abgeordneter aus den innerhalb de3 Wahlkreiſes in geiftlichen Aem⸗ 
tern ber Landeskirche angeftellten Beiftlichen; 2) ein Abgeordneter aus ſolchen 
Angehörigen des Wahlkreiſes gewählt wird, welche in Kreisſynoden oder in 
ben Geimeindelörperichaften beijelben als weltliche Mitglieder zur Zeit der 
Kirche dienen oder früher gedient Haben; 3) das letzte Drittheil der Abge⸗ 
ordueten wird don den an Ecelenzabl flärkeren Kreisſynoden und Wahlver⸗ 
bänden aus den angejchenen, kirchlich erfahrenen und verdienten Männern 
bes Provinzialbezirtö gewählt. zumengen MWahlkörper, welche hiernach eines 
oder mehrere diefer Mitglieder zu wählen haben, fowie die Zahl diefer Mit: 

lieber werben unter Berüdfichtigung der Scelenzahl das erfte Mal durch 
nordnung bes evangeliichen Ober-Kirchenraths, demnächſt endgültig durch 
Beichluß der Provinzialiynode beftimmt. Tiefer Beichluß bedarf der Beitä- 
tigung de3 durch den Vorſtand der Generaliynobe verftärkten evangelifchen 
ee Die weltlichen Mitglieder müſſen das 30. Lebensjahr 
zurüdgelegt n. 

47. Die Amtöthätigkeit der jebigen Kreisſynoden und Kreisſyno⸗ 
dalvorftände, Provinzialiynoden und Provinzialiynodal:Borftände erliicht mit 
bem Zage, an welchem die nach der gegenwärtigen Ordnung gebildeten Sy: 
noden und Eynodalvorjtände in Wirkjamleit treten. 

8 48. Bis zur Konftituirung des Präſidiums ber erfien General: 
ſynode werden die den Synodalvorftand oder feinem Vorſitzenden beigelegten 
N durch den evangelifchen Ober⸗Kirchenrath oder deſſen Präfidenten 
ausgeübt. 

8 49. Die zur Ausführung diefer Ordnung erforderliche Inſtruktion 
wird von dem evangeliichen Ober-Kirchenrath im Einverftändnik mit dem 
Minifter ber geiftlichen Angelegenheiten erlafien. 
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